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C.  C.  =  Code  Civil  (Napoleon). 
CPO  =  Civilprozeßordnung. 

CBI  s  Gentralblatt  Ütr  das  D«at8cbe  Bdeh. 
B.  s  ErlaB. 

B6  SS  EiniahniiMffgweta. 

Ges.  =  Gesetz. 

OS  =  Oesotzsamniliin!' 

J.  =  Jounial  de  ilruiL  uitcrnatioiiiil  priv6. 

I.  P.  R.  =  lütcrnationaleij  i'rivatrecht. 

JMBl  s  Jutlsminlsterial-Blatt 

KO     pxeafiiBcliea  Kammeigeiielit 

LG  ^  Landgndcbt 

MB  =  Ministerialbekanntmachant; 

MV  =  Ministerialverfügung,  Ministerialverordnung. 

NR  —  Nouveau  Recueil  de  trait^s  etc.,  heraosg^eben  von  Stoerh. 

OGH  =  Oberster  Gerichtshof. 

OLG  =  Oberlandesgericbt 

B.  »  ReviM  de  droit  inteniatioiial. 

Red.  s  Redaktion  dieser  Zeitschrift. 

R.  6.  —  Revne  g^n^rale  de  droit  international  public 

RO  —  Reirhs^crirbt. 

RUBI  —  Keichsgesetzblatt. 

V.  s=  Verordnung. 

Verl.  —  Verlttgnng. 

Ztadi.  =s  diese  Zeiticbrift 


Römische  Ziffern  mit  folgender  arabischer  Ziffer  (z.B.  III  399)  be- 
zeichnen Band  und  Seite«  arabiiebe  Ziffern  bei  liteiariedhen 
Zitaten  die  Seite. 

Zeitdaten  sind  mit  Ziffern  bezeiclmet  (z.  B.  5. 12.  Ul  —  5.  Dezember  1901). 

In  der  Gesetzgebongschan  bezeichnen  die  arabischen  Zahlen  in  Klanunem 
die  Seitenzahlen  des  vorher  angegebenen  Gesetz»  osw.  Blattes. 
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Die  rechtliche  Stelhing  der  Aueländer  in  RuBiand. 

Von  Rechtunwalt  KUtallBlcl  in  Berlin. 


Die  Ausländer  waren  in  Rußland  von  jeher  der  Gegenstand 
besonderer  gesetzgeberischer  Aufmerksamkeit,  und  ihre  Rechts- 
stellung in  diesem  Staate  zu  den  verschiedensten  Zeiten  sehr 
verschiodrn  und  schwankend;  von  dem  nahezu  völligen  Aus- 
schluß der  Ausländer  von  den  (irenzen  des  russischen  Reiches 
in  der  Zeit  vor  Peter  dem  Großen  ging  man  unter  diesem 
gewaltigen  Reformator  Rußlands  dazu  über,  den  Ausländem 
eine  privilegierte  Stellung:  einzuräumen,  und  diese  ihre  privile- 
gierte Stellung  hat  sich  dann  in  allmählicher  Fortentwickelung 
geradezu  in  ein  Privilegium  odiosum  verwandelt.  Die  goldene 
Mittelstraße  zu  finden,  dürfte  wohl  die  Aufgabe  internationaler 
Verträge  sein. 

Schon  von  Aitersher  zählten  die  Ausländer  zu  den  Haupt- 
faktoren des  russischen  Handelsverkehrs;  insbesondere  sind  es 
die  Städte  Kijew,  Pskow,  Smolensk  und  Nischny  -  Nowgorod, 
welche  die  Ausländer  durch  iliren  Handel  auszeichneten.  Iwan 
der  IV.  (reg.  1533—1584)  verlieh  den  englischen  Kaufleuten 
erhebliche  Privilegien;  da  aber  diese  ihre  bevorzugte  Stellung 
zum  Nachteil  des  russischen  Handels  mißbrauchten,  so  ist  im 
Jahre  1657  der  „Nowgoroder  Handels-Ustaw"  erlassen  worden, 
der  die  Rechte  der  Ausländer  beschränkte.  {FemeluU,  Kursus 
des  Handelsrechts  S.  28  ff).  In  diesem  Handels-Ustaw  heißt  es, 
daß  in  Moskau  und  in  die  anderen  Städte  Rußlands  nur  diejenigen 
handeltreibendt'ii  Ausländer  hereingelassen  werden  dürfen,  welche 
im  Besitze  der  „Privilegien Urkunden  des  großen  Kaisers  zum 
Handelsbetrieb  mit  rotem  Siegel''  sind;  die  anderen  Ausländer 
dagegen,  welche  diese  Handelsprivilegien  nicht  besassen,  waren 
von  allen  Städten  des  Reiches  ausgeschlossen,  und  nur  in 
Archangelsk  und  Pskow  konnten  sie  dem  Handel  obliegen. 
Vollst.  Gesetzessammlung  Bd.  I  No.  408.) 

2«ltteliim  f.  lBt«m.  VtS^lb-  v.  ÖStetL  Beolit  XIV.  i 


Digitized  by  Google 


2 


KÜbauski, 


Die  schwankende  Haltimp  der  (iesetzsfi'bun^  von  der  Zeit 
Peters  des  Großen  (reg.  lüüü— 1725)  l)i.s  auf  die  heutige  Zeit 
gibt  sich  am  besten  in  den  die  Rechtsverhültiiisse  der  Ausländer 
behandelnden  fundamentalen  kaiserlichen  Mamltsten  aus  den 
betreffenden  Zeiten  zu  erkennen.  Die  Manifeste  Peters  des 
Großen  vom  1(3.  April  1702  (a.  a.  0.  No.  1910),  Katharma  IL 
(reg.  1729—1796)  vom  4.  Dezenilier  1762  (a.  a.  O.  Bd.  XVI 
No.  11720),  Alexander  l  (vi'^^.  ISO  1—1825)  vom  I.Januar  1807 
(a.  a.  0.  Bd.  XIX  No.  22418),  Alejcander  IL  ireg.  1S;V)— IHsii 
vom  7.  Juni  1860  (a.  a.  0.  Bd.  XXV  No.  35880)  und  Alea-aii<irr 
des  III.  endlich  vom  14.  März  1887  (jetzt  in  der  Gesetzsaninilung 
als  Beilage  I  zu  Anm.  2  Art.  8.S0  des  (  Jesetzes  betreftend  die 
Stände  —  Swod  Sakonow  Bd.  IX)  geben  ein  genaues  Bild  von 
den  fortwährenden  Veränderungen  in  der  Haltung  der  russischer; 
gesetzgebenden  Gewalt  zu  den  Ausländern:  jede  dieser  Willens- 
äußerungen des  Herrschers  bedeutet  einen  Wendepunkt  in  der 
gesetzgeberischen  Behandlung  der  Ausländer,  und  eine  kurze 
Skizzierung  des  Inhalt«  dieser  Manifeste  gibt  zugleich  einen 
Überblick  über  die  Ausländergesetzgebung  in  Rußland. 

1.  Die  allbekannte  Vorliebe  Peters  d^s  Großen  für  das 
Ausland  und  die  ausländischen  Staatsinstitutionen  beruhte  auf 
dem  festen  Entschluß  dieses  Monarchen,  sein  Land  aus  einem 
ball)barbarischen  Staate  in  einen  zivilisierten  umzuwandeln  and 
sein  Volk  der  von  ihm  wohl  erkannten  Vorteile  und  Errungen- 
fichaften  der  Kultur  teilliaftig  werden  zu  lassen.  Er  konnte  za 
diesem  Behufe  der  Ausländer  nicht  entbehren,  die  er  sich  als 
Lehrer  seines  Volkes  im  Militär-  und  GivUdienst,  in  Kunst  und 
Handel  dachte,  und  suchte  sie  daher  in  sein  Land  zu  ziehen, 
indem  er  ihnen  durch  das  erwähnte  'Manifest  vom  16.  April  1702 
erhebliche  Vorrechte  und  Privilegien  zusicherte.  In  dem  Mani> 
fest,  wo  dies  zum  Ausdruck  gebracht  ist,  wird  dann  ausgeführt: 
„Damit  dies  aber  umsomehr  vervollständigt  werde  und  die 
Fremdländer,  welche  bei  diesem  Ziele  mitwirken  und  zu  einer 
solchen  Verbesserang  (der  gegenwärtigen  Lage)  zusammen  mit 
den  übrigen  dem  Staate  nützlichen  Künstlern  beitragen  können, 
zu  uns  kommen  und  sowohl  in  unserem  Dienste  als  auch  in 
unserem  Lande  bleiben,  haben  wir  die  Anweisung  gegeben,  dieses 
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Manifest  mit  den  nnten  angegelienen  Ponicten  fibenU  bekannt 
za  machen,  es  zn  dracken  und  in  ganz  Sniopa  zn  TerGffentlichen.* 

Diese  ^Pnnkte*^  des  Manifestes  gewähren  den  Ansl&ndein 
folgende  VeigOnstigimgen : 

Unter  Aufhebung  des  früheren  Aussehlusses  der  Ausl&nder  von 
den  Grenzen  Bußlands  wird  im  Gegenteil  jedem,  der  nach  Rußland 
zum  Bintritt  in  kaiserlichen  Militärdienst  kommen  will  und  sich 
vorher  mit  einem  Zeugnis  des  russischen  Generalkonunissars  in 
Deutschland  Tersieht,  und  sich  bei  dem  nächsten  Gouvemeur 
oder  Statäialter  meldet,  die  unentgeltliche  Gewährung  yon  Pohr- 
werk  fOr  ihn,  sein  Gefolge  und  sein  Gepäck  zugesichert.  Ebenso 
werden  Kaufleute  und  Künstler,  welche  nach  Rußland  zu  kommen 
beabsichtijaren,  eines  gnMlgen  Empfanges  versichert. 

Des  weiteren  wird  die  Erklärung  abgegeben,  daß  niemand 
in  seinem  (iewisseu  bedran^^t  und  in  der  öffentlichen  und  häus- 
lichen Ausübung  seines  Keligioniskultu.N  beschruiikt  werden  soll, 
vielmehr  soll  jedem  Christen  anheimgegeben  werden  ^sich  um 
das  Heil  seiner  Seele  auf  seine  eigene  Verantwortung  zu  be- 
kümmern." 

Um  sodann  den  Ausländern  die  Besorgnis  zu  benelimen, 
sie  könnten  in  Rußland  irgend  einem  Gerichtsverfahren  oder  einer 
Bestrafung  unterworfen  werden,  welche  mit  iliren  Landesge- 
setzen und  -Gebräuchen  nicht  vereinbar  wäre,  erklärt  der  Zar 
im  Manifest,  daß  er  den  Befelil  CPi:rl>en  liabe,  ein  .Geheimes 
Kollegium  des  Kriegsrates"  aus  der  .Militäranu-eleü:enbeiten  kun- 
digen Ausländern  zu  bilden,  zu  deren  Zuständigkeit  alle  die 
Ausländer  betreffenden  militärischen  AnjL^elef^enheiten,  von  welcher 
Art  und  Eigenscliaft  auch  immer,  gehören  sollten.  Der  Präsident 
dieses  Kollegiums  sollte  über  seine  Amtstätifrkeit  unmittelbar 
dem  Zar  Bericht  erstatten  und  nur  von  diesem  in  nötigen 
Fällen  Vorschriften  und  Befehle  entgegennehmen.  In  gericht- 
lichen Angelegenheiten  sollte  die  erste  Instanz  die  Regiments- 
behörde bilden,  und  die  Bevlsion  dieser  Sachen  ist  dem 
Generalkriegsgericht  überwiesen.  Überdies  sichert  das  Manifest 
noch  im  übrigen  ein  Verfaliren  zn,  wie  es  bei  anderen  aus- 
ländischen regulären  Heeren"  üblich  ist.  Die  Zuständigkeit 
dieses  Gerichts  und  Verfahrens  wird  endlich  auf  alle  anderen 
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Ausländer  ausgedehnt,  welche  in  rassischen  Diensten  stellend, 
auf  irgend  eine  Weise  vom  Kriegsrat  abMngen,  um  auch  diese 
Ausländer  von  der  Besorgnis,  einem  den  Gesetzen  und  Gebräuchen 
ihres  Landes  nicht  entsprechenden  Gerichtsverfahren  unterworfen 
zu  werden,  zu  befreien.  Die  Konstituierung  dieses  Kollegiums 
machte  wiederum  die  Berufung  von  solchen  Ausländem  not- 
wendig, welche  die  nötige  Rechtskunde  in  der  Anwendung  des 
Gesetzes  und  in  der  Bechtsprechung  besaßen.  Was  die  an- 
zuwendenden Gesetze  anlangt,  so  schrieb  das  Manifest  dem 
Kollegium  vor,  daß  es  in  erster  Linie  „nach  den  göttlichen 
Gesetzen  und  dann  nach  dem  römischen  Civilrecht  und  anderen 
Yolksgebi^uchen  gnädig  rechtspreche.  *^ 

Den  Ausländem,  welche  in  den  Dienst  des  Zaren  traten, 
wird  endlich  noch  die  Freiheit  gewährleistet,  diesen  Dienst  zu 
verlassen,  wobei  bei  ihrem  Abschied  mit  ihnen  so  verfahren 
weiden  sollte,  wie  dies  gewöbnlicb  bei  anderen  europäischen 
Monarchen  fiblich  ist. 

2.  Die  Verleihung  dieser  Vergünstigungen  an  die  Ausländer 
hatte  zur  Folge,  daß  diese  nunmehr  selbst  baten,  es  möchte 
ihnen  die  Einwanderung  in  Rußland  gestattet  werden.  Einer 
solchen  an  Katharina  IL  gerichteten  Bitte  entsprechend,  erließ 
dieselbe  das  Manifest  vom  4.  Deisember  1762,  in  welchem  eben- 
falls die  Ausländer  einer  durchaus  gnädigen  und  wohlwollenden 
Behandlung  versichert  werden,  wobei  die  Kaiserin  von  der  Ab- 
sicht ausgebt,  die  Rev<>lkt  lan^  ilires  Landes  durcli  Heranziehung 
einer  ausländischen  Zuwanderung  zu  vermehren.  Daneben  .sollten 
auch  die  einheimischen  Bewohner  von  den  eingewanderten  Aus- 
ländern die  Verbesserung  in  di  r  Bebauung  des  P>ödens,  in  der 
Viehzucht  und  überhaupt  die  Fortschritte  in  der  Landwirtschaft 
lernen.  Es  wurde  daher  eine  Kolonisation  in  großem  Maßstabe 
ins  Werk  gesetzt,  und  den  eingewanderten  Ausländern  —  vor- 
zugsweise waren  es  deutsche  Ansiedler,  weklie  das  iManii'est 
zur  Einwanderung  in  Kußland  veranlaßte  —  wurden  weite  Ge- 
bietskoiuplexe  staatlicher  Liindereien  zur  Ansiedelung  unent- 
geltlich ühf'i-lassen ;  ebenst»  wurden  sie  mit  Geld  unterstützt  und 
mit  verschiedenen  Privilegien  ausgestatti-t.  wonacli  sie  Aligaben- 
freiheit  genossen  und  von  anderen  Lasten,  unter  anderem  auch 
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von  (ItT  Leistiiiifr  der  Milit;ir[)t1irlit('ii.  enthüben  waren.  Die 
Ansiedelung  dw  AuslüinitT  «iiscliah  in  zusammen  hängenden 
Dörfern  und  Urtöcliafteji,  und  dieser  Umstand  trug  nicht  wenig 
dazu  bei,  daß  die  deutschen  Ansiedler  bis  in  die  jüngste  Zeit 
hinein  ihre  Sprache  und  Eigenart  beibehielten. 

3.  Eine  veränderte  Behandlung  der  Ausländer  in  Kußland 
nach  der  Richtung  einer  Reschränkung  ihrer  Reclite  brachten 
die  französische  Revolution  und  die  napoleonischen  Ki'iege  in 
ihrem  Gefolge.  Nicht  allein  behandelte  die  Regierung  sie,  liaupt- 
sächlich  aus  politischen  Gründen,  übelwollend  und  mit  Miß- 
trauen und  unterwarf  sie  einer  Reilie  von  Beschränkungen, 
sondern  es  wurde  auch  der  Einlaß  der  Ausländer  in  Rußland 
wespntlich  erschwert,  und  eine  besondere  Aufsicht  über  solche 
Ausländer,  die  nach  RuPjIand  kamen,  organisiert;  an(  h  wurden 
besondere,  den  Übergang  über  die  russische  Grenze  erschwerende 
Vorschriften  erlassen.  Es  ist  auch  die  Ausweisung  der  fran- 
zösischen Ausländer  und  ebenso  der  Staatsangehörigen  der  unter 
französischem  Protektorat  stehenden  Staaten  verfügt,  falls  sie 
nicht  ihre  Aufnahme  in  den  mssisdien  Untertanenverband  be- 
antragten und  die  Begienuig  diese  Aufnahme  ihnen  bewilligte. 
Auch  war  der  Einlaß  von  Ausländem  in  Bußland  nur  auf  Grund 
eines  vom  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten  erteilten 
Passes  zulässig. 

Vollst.  Gesetzessammlung  Bd.  XXIII  No.  17201,  17683, 
17689;  Bd.  XXV  No.  18564,  18565;  Bd.  XXIX  No.  22371. 

Alle  diese  Einzelvoischriften,  Beskripte  und  Erlasse  finden 
ihre  Erledigung  durch  das  Manifest  vom  2.  Januar  1807. 
Dieses  Manifest,  welches  der  russischen  Kaufmannschaft  neue 
Vergünstigungen  und  Vorteile  gewährt,  stellt  auch  zugleich 
folgende  wesentliche  Beschränkungen  der  Bechte  der  Ausländer 
fest.  Darnach  hatten  das  Becht  in  die  Gilden  der  russischen 
Kaufmannschaft  sich  eintragen  zu  lassen,  ausschließlich  russische 
Untertanen,  Ausländer  aber  nur  nach  ihrer'  Aufnahme  in  den 
russischen  Untertanenverband;  ebenso  sind  die  Ausländer  voq 
allen  dem  Gildestande  gewährten  Vergünstigungen  und  von 
allen  besonderen  Vorteilen  auf  dem  Gebiete  des  Handels,  des 
Gewerbes  und  der  Schiffahrt  aasgeschlossen. 
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Das  Reclit  zum  Handelsbetrieb  in  Rußland  kann  nach  dem 
Manifest  einem  Ausländer  in  Rußland  auf  zweierlei  Art  zuge- 
standen werden;  als  einem  „Gaste**  oder  als  einem  .zuge- 
reisten Kaufmann".  Als  Gast  wurde  ein  ausländischer  Kauf- 
mann erachtet,  welcher  in  einem  Küsten-  oder  Grenzorte  behufs 
Erlanpfung  des  Rechts  zum  Handelsbetrieb  en  gros  das  beschränkte 
Bürgerrecht  erwarb  und  außer  den  e'esetzmäßigen  Abgaben  und 
Gefällen  l'^/i  %  von  dem  über  50000  Rubel  angegebenen  Kapital 
zahlte.  (In  früheren  Zeiten,  namentlich  in  der  Regierungszeit 
Iwan  TV.  hatte  man  unter  der  Bezeichnung  „ Gäste eine  pri- 
vilegierte Klasse  der  Kaulmannschaft,  als  das  Gegenteil  von 
den  Gästen  in  dem  hier  dargelegten  Sinne  zu  verstehen, 
(Femelidi  a.  a.  0.).  Der  „zugereiste  Kaufmann"  ist  jeder  Ausländer, 
der  Großhandel  nur  an  der  Börse  im  Bereiche  des  Zollamts  — 
nicht  im  Innern  der  Stadt  —  betreibt.  Er  hatte,  falls  er  über 
6  Monate  handeltrei!)end  im  Lande  blieb,  V/i^/o  von  einem 
Kapital  von  25  000  Rubel  zu  zahlen.  Der  Kleinhandel  blieb 
den  „GSsten**  wie  den  „zugereisten  Kauflenten**  verschlossen, 
ebenso  durften  beide  ibie  Waren  zam  Export  nur  von  nissischen 
Kaufleuten  oder  Gutsbesitzern,  nicht  aber  von  Banen  Icanfen. 
Yerkauis-  oder  Tauschgesch&fte  durften  sie  gleichfalls  nur  mit 
russischen  Kauflenten  abschließen,  nicht  aber  mit  ausländischen 
Kaufleuten  ihresgleichen.  In  anderen  Städten  als  in  denen,  wo 
sie  eingetragen  waren,  war  ihnen  der  Handelsbetrieb  überhaupt 
verboten,  dagegen  durften  sie  auch  nicht  verbotene  Ware  aus 
dem  Auslande  importieren. 

Den  nicht  handeltreibenden  Ausländem  war  der  Aufenthalt 
in  Rußland  nicht  verboten. 

Dies  sind  die  hauptsächlichsten  Beschränkungen,  denen  die 
Ausländer,  namentlich  die  handeltreibenden,  während  der  ersten 
Hälfte  des  vorigen  Jahrhunderts  unterworfen  waren. 

4.  Erst  die  Regierungszeit  des  Kaisers  Alexander  II,  brachte 
den  Ausländem  JEMeichterung,  und  durch  das  Mannest  vom 
7.  Juni  ist  die  rechtliche  Gleichstellung  der  Ausländer 
mit  den  rassischen  Untertanen  in  Handel,  Ackerbau  und  Ge- 
werbe gewährleistet  worden.  Ausdrücklich  hebt  dieses  Manifest 
die  in  dem  Manifeate  vom  1.  Januar  1807  bestimmten  Beschrän- 
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kiinq^PTi  auf,  weil  dit\se  bei  der  „fortsclireiterulen  Vervollkoinra- 
ming  der  Verkelirsinittel  und  der  raschen  Entwickelimp  der 
intfTTiatioiialen  Handelsbeziehungen  den  Bedürfnissen  der  Zeit 
niclit  mehr  entsprechen.*  Andrerseits  wird  der  Umstand  be- 
rücksichtip't,  daß  in  den  europiiisrhen  Hauptstaaten  „unseren 
Untertanen  wie  iiberliaupt  allen  Ausländern  die  Beschäfti'rung' 
mit  Handelsa nf^elefrenheiten  auf  gleicher  Keelitsgrundlaire  wie 
den  einheiniischen  Bewdhnern  prestattet  wird",  und  der  nützliche 
Einfluß  in  Erwägun^x  jxezügen,  welchen  die  Heranziehung  aus- 
ländischen Kapitals  zn  einheimischen  Unternehmungen  auf  alle 
Zweige  des  Volkswohlstandes  haben  muß.  Aus  allen  diesen 
Erwägungen  und  in  dem  Bestreben,  den  auswärtigen  Mächten 
gerechte  Gegenseitigkeit  zu  gewähren,  spricht  das  Manifest  die 
Verleihung  derselben  Rechte  an  die  Ausländer,  wie  sie  die 
russischen  Untertanen  besitzen,  aus. 

Im  Einzelnen  sind  die  den  Ausländern  verlieheneu  Rechte 
in  dem  Manifeste  näher  präzisiert :  a)  sie  können  die  Aufnahme 
in  die  kaufmännischen  Gildeverbände  verlangen  und  sollen 
alle  mit  der  Zugehörigkeit  zu  diesem  Stande  verbundenen  Rechte 
in  gleicher  Weise  wie  die  Einheimischen  genießen;  b)  ihr  ge-. 
Samtes  Eigentum  genießt  den  vollen  Rechtsschutz  in  Rußland, 
und  Haussuchung  oder  Revision  der  Uandelsbücher  soll  nur 
unter  denselben  gesetjslichen  Voraussetzungen  geschehen,  wie 
solche  gegen  Einheimische  zulässig  ist;  c)  sie  können  Immo- 
biliarbesitz mit  Ausnahme  solcher  Güter  erwerben,  deren  Be- 
sitz nur  dem  erblichen  russischen  Adel  oder  Ausländem,  welche 
diesen  in  Bußland  erlangt  haben,  zusteht;  d)  überhaupt  können 
Ausländer  —  mit  Ausnahme  der  Juden  —  städtische  oder  länd' 
liehe  Güter  aller  Art  in  Pacht,  in  Verwaltung,  in  Pfand  nehmen 
und  zu  Eigentum  erwerben. 

Bezüglich  der  ausländischen  Juden  bestimmt  das  Manifest, 
daß  das  Recht  zum  Handels-  und  Gewerbebetrieb  und  zum 
Tmmobiliarerwerb  ihnen  nach  voraufgegangener  ministerieller 
£rlaubni8  eingeräumt  werden  soll. 

Die  vorstehenden  Bestimmungen  des  Manifestes  vom  7.  Juni 
1S60  finden  sich  in  den  Gesetzen  bt.  die  Stände  Ausg.  1899  in 
den  Artikeln  829 — 832  wiedelgegeben. 
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o.  Diese  ji-iiiisti^e  Stimmung'  g-':it  n  dio  Anslfindor  in  l\nlj- 
land  inul')tf  hald  »  iner  wenig:er  wolihvullcnd«'!!  Haltung^  ihnen 
pefTPiiül)»  !-  wciflicii :  schon  im  Jahre  1SB4  begannen  die  He- 
schriinkiiiifreii  der  Ausländer  iin  1  imnolnliarh'^sitz  in  den  (ircnz- 
gouvernements  des  Reiches,  und  in  dem  Ei  lasse  vom  14.  März 
18H7  sind  alle  diese  Beschränkungen  zusammengestellt.  Darnach 
sind  die  Ausländer  in  den  (iouvernements  des  Königreichs  Polen 
sowie  in  den  Gouvernements  Bessarabien,  Wilna,  Kowno,  Witebsk, 
Wolliynien,  Kijew.  Kurland,  Livland,  Minsk  und  Podolien  iu 
ihren  Rechten  auf  jejrlirlie  Art  von  Immobiliarbesitz  ausschlieli- 
Uch  auf  die  Städte  und  die  städtischen  Ansiedeln n<ren  beschränkt; 
außerhalb  dieser  Ortschaften  ist  ihneD  der  Besitz,  die  Nutz- 
nießung und  der  Eigentumserwerb  von  Immoldlien  untersagt. 
In  den  Gouvernements  des  Königreichs  Polen  dürfen  Ausländer 
unbewegliches  Vermögen  auch  nicht  verwalten. 

Die  gleichen  Beschränkungen  bestellen  auch  mat  h  den  Ge- 
setzen bt.  die  Stände  Art.  830  Anm.  2  Beilage  U)  für  die  Aus- 
länder hinsichtlich  des  Immobiliarbesitzes  in  einer  Anzahl  von 
Ortschaften  des  kaukasischen  Gebietes. 

Abgesehen  von  diesen  Beschränkungen  im  Immobiliarbesitz 
sind  die  Ausländer  auch  auf  dem  Gebiete  von  Handel  und  Ge- 
werbe Einschränkungen  unterworfen.  So  sind  sie  von  dem 
Kleinhandel  im  Umheiziehen  ausgeschlossen.  Femer  statuiert 
das  Berggesetz  (Ausg.  1893)  manche  Ausnahmen  fär  die  Aus- 
länder; Im  Seegebiet,  auf  den  angrenzenden  Inseln  und  auf  der 
Insel  Sachalin  sind  sie  vom  Bergwerkbetrieb  gänzlich  ausge- 
schlossen; sie  dQrfen  zumeist  als  gewöhnliche  Arbeiter  in  Berg- 
werken nicht  aufgenommen  werden,  wohl  aber  als  Meister  und 
Techniker,  da  es  in  Rußland  an  fachkundigen  Einheimischen 
auf  diesem  Gebiete  mangelt.  Der  Scbiffahrtsbetrieb  auf  dem 
kaspischen  Meere  und  die  Küstenschiffahrt  auch  auf  den  anderen 
Meeren  ist  den  russischen  Untertanen  vorbehaltßn.  Zu  erwähnen 
ist  hier  auch  die  Bestimmung,  daß  auf  russischen*  Fahrzeugen 
ausländische  Matrosen  nicht  mehr  als  zu  einem  Viertel  der  Ge- 
samtzahl angenommen  werden  dürfen. 

Als  Gegensatz  zu  diesen  Beschränkungen  ist  der  Umstand 
erwähnenswert,  daß  nach  dem  Gesetze  betreffend  den  Staats- 
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dienst  [SirmJ  Sakonoic  Bd.  III)  den  Auslandern  in  Rußland  der 
Zutritt  zu  einer  ganzen  Reihe  von  8taatsämtern  offen  stellt. 

Bei  der  Bezugnahme  auf  die  einzelnen  (Jesetze  in  der  vor- 
liegenden Arbeit  ist  folgendes  zu  beachten.  Die  geltenden  ( Icsctze 
in  Rußland  sind  in  der  Kodifikation  des  sogenannten  Sivod 
Sakonoto  zusammengefaßt.  Dieses  Gesetzeswerk  enthält  16  Bände, 
von  denen  der  1.,  2.,  8.,  10.,  11..  12.  und  16.  in  je  zwei  Teile 
zerfallen.  Die  (Jesamtausgabe  des  Sicod  Sakonotc  (Gesetzes- 
kodex) ist  dreimal,  zuletzt  im  Jahre  1857  neu  redigiert  worden, 
die  einzelnen  Gesetze  dagegen  werden  je  nach  Bedürfnis  sehr 
häufig  Isi'uredigierungen  unterworfen,  abgesehen  von  den  zahl- 
reichen Novellen,  welche  die  Zeitumstände  erforderlich  machen, 
und  welche  den  betreffenden  (besetzen  als  ,,Fortsetzungen^  unter 
Angabe  der  Jahreszahl  angefügt  werden.  Es  ist  daher  von 
Wichtigkeit,  bei  Jedem  einzelnen  Gesetz  die  Jahreszahl  seiner 
Ausgabe  anzugeben.  Im  Übrigen  mag  nach  dieser  Richtung 
auf  die  Einleitung  zum  russischen  Givilgesetzbuch  des  Unter- 
zeichneten 0  verwiesen  werden. 

Diese  16  Bände  des  Swad  Sakanow^  enthalten  sämtliche 
in  Ruißland  in  Geltung  befindliche  Civil-,  Verwaltungs-,  Steuer- 
und  andere  Gesetze ;  dagegen  sind  die  Reskripte,  Verordnungen 
und  andere  Verfügungen  der  Minister  und  Ressortchefis  darin 
nicht  enthalten.  Die  aus  gewissen  Anlässen  gegebenen  Gesetze, 
wie  z.  B.  das  sehr  bedeutsame,  in  dieser  Arbeit^)  wiedergegebene 
Gesetz  vom  14.  März  1887  bt.  den  Immobiliarbesitz  der  Aus- 
l&ndeTj  erscheinen  zunächst  außerhalb  des  Rahmens  des  Swod 
Sakanow,  werden  aber  gewöhnlich  bei  der  demnächst  erfolgenden 
neuen  Ausgabe  des  betreffenden  Gesetzeswerks,  zu  dessen  Er- 
gänzung sie  bestimmt  sind,  in  dasselbe  eingefügt.  So  hat  dieses 
Gesetz  vom  14.  März  1887  in  der  neuen  Ausgabe  der  „Gesetze 
bt.  die  Stände''  —  S.  S.  Bd.  IX  —  als  Beilage  1  zu  Artikel  830 
seinen  Platz  gefunden  und  seine  Sonderezistenz  eingebüßt. 

Die  vorliegende  Arbeit  ist  eine  Zusammenstellung  der  die 
Ausländer  in  Rußland  betreffenden  Gesetzesbestimmungen  aus 

')  S.  Ztsch.  XII  882.  —  Red.  .  • 

-)  Im  Fol^'enden  als  S.  S.  zitiert. 
3;  Unten  No.  V.      2  ff.  (Ö.  ib). 
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allen  16  Bänden  des  Sirod  Sakonow  unter  Henick^i(  htigung 
der  Jiidikutiit  des  liier  allein  in  Betraclit  koinmeiulf n  Kassationf?- 
departpinents  t  Kassationshofs).  Ich  habe  mich  hun  lM  i  teilweise 
der  verdienstvollen  Arbeit  des  Rechtsanwalts  Mijsch  in  8t.  Peters- 
buT^  ^Über  die  Ausländer  in  Rnfiland*  M  als  Leitfaden  bedient, 
ohne  jedoch  iu  der  Anordnung  wie  in  der  Verwertung'  der 
Gesetzesraaterien  ihm  folgen  zu  können.  Zum  weitaus  größten 
Teile  sind  auch  seit  dem  Erscheinen  dieses  Werkes  die  (lesetze 
von  Grund  aus  geändert.  Ich  habe  selbstverständlich  die 
neuesten  Ausgaben  der  Gesetze  und  die  bis  zum  Jahre  1902 
reichende  Judikatur  benutzt,  wobei  ich,  dem  Zwecke  dieser 
Arbeit  entsprechend,  die  letztere  nur  in  kurzen  Umrissen, 
den  (Jesetzestext  dagegen  in  möglichst  wortgetreuer  Über- 
tragung vollinhaltlich,  und  zwar,  nm  den  Gesetzestezt  als  solchen 
kenntlich  zu  machen,  in  Anführungszeichen  wieder- 
gegeben habe.*) 

I.  Stalls-  viid  Terwaltangsreclitliehe  yorschriften. 

1.  Tob  der  0Ua]»easfipenett. 

§  1.  .Alle  der  kemebenden  (rechtgliabigen)  Kirdie  nieht  angehörenden 
Untertaneil  dea  laiaiacken  Reicbra,  du  eingeborene  aowie  diejenigen,  weldw 

in  den  UntcrtanenTerband  eingetreten  siml.  t-bonso  auch  Ausländer,  welche 
im  russischen  Staatsdienste  stehen,  oder  zeitweilig  in  Ruüland  sich  aufhalten, 
•pTt  nietit  ii  (iberall  die  Frciln  it  dos  Kultus  ihrrs  Glanhcns  und  des  Gottesdienstes 
nach  iXm  Satzungen  dtäselben."  (Die  Staatsgrundgcsetze  Art.  44  Aasgabe 
1892  S.  S.  Bd.  1  Teil  1). 

§  2.  .Die  Olanbenafreibdt  wird  nicbt  nnr  den  Christen  fremder  Bdtennt- 
nisae,  aondem  auch  dm  Juden,  Mohamedaneni  und  Hdden  ingeaidiert;  pieiaen 
ja  alle  in  Kußland  bestehenden  Völker  Gott  den  Allmächtigen  in  ihren  ver^ 
schifdtncn  Sprarhnn  nach  dem  Gesetz  und  nach  dem  Glauben  ihrer  Vor- 
väter, iiidriu  sie  tlie  HiTrschaft  der  russischen  Monarchen  seiintn  und  zu  dem 
Schöpfer  der  Welt  um  Vermehrung  des  Wuhlgcdeihens  und  Befestigung  der 
Ifaehi  dea  Seieliei  beten."  (a.  a.  0.  Art.  45). 


St  Feterabnig  1887  (in  rnadiclier  Sprache),  Supplcmentheft  1884  (desgl.). 
*)  Bei  dicaer  Ctelegenbeit  will  ich  nicbt  TerfeUen,  Sr.  Exiellena  dem 
Herrn  Finanzagenten  V.  J.  v.  Qolubjmo  and  dem  Attache  der  Finanzagentnr 

Herrn  W,  M.  r>.  Frlkner  lüor  für  ihre  tätige  Anteilnahme,  welche  sie  mir 
vielfach  bei  diesini  meinfm  Unternehmen  erwiesen  haben,  nieim n  vorbind- 
liebsten  Dank  auszusprechen.  Klibanaki. 
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§  3.  ,Die  kirciilichcn  Augelegenheiten  der  Christen  fremder  ülaubens- 
tetentitniwe  und  Olraheugemeinechafteii  im  rasaiachen  Beidie  werden  rm 
Inen  kiidilichen  Behörden  and  beeondeten  Ten  der  Oheigewalt  hierfOr  em- 
KMetsten  BegiemngBoxganeii  Terwaltet.*  (a. «.  0.  Art  46). 

2.  Von  der  Tcrblndlichcn  kcaft  der  ra8t»ii»clieu  Ges*otzc  für  Ausländer. 

g  4.  ,Eia  in  gehöriger  Weise  publiziertes  Gesetz  muß  heilig  and  un- 
▼erletslidh  Ton  iUen  nnd  jedem,  sowohl  yon  ünteitamm  ab  anch  von  Ans- 
liadeni,  die  sich  in  RoBluid  aufhalten,  lofem  es  sie  helzeEen  kann,  ohne 
Unterschied  de«  Standes,  Banges  nnd  Gesclilechts  gehalten  werden."  (a.  a.  0. 

Art  6:1^ 

§  ö    Jn  Kiißland  befindliche  Ausländer  unterstehen  sowohl  persönlich 
als  auch  hinsichtlich  ilires  Vermögens  der  Wirksamkeit  der  russischen  Gesetze 
nnd  geniellen  aUgoneln  ihren  SehntK  nnd  ihre  Frotettion." 
Anmerkung: 

„Auf  gekauften  Ländereien  sich  iinsiodelnde  Ausländer  müssen  an  den 
Landeslaüteu  in  allen  Beziehungen  in  gkirher  Weise  wie  die  anderen  ein- 
geborenen Bewohner  des  Gebietes,  wo  sie  sich  angesiedelt  haben,  tragen." 
Gesotz  bt.  die  Stftade  Aug.  1^  Art.  822  und  Anm.  an  diesem  Art  S.  S. 

Band  fX), 

8.  Eintritt  von  Ausländern  in  den  russischen  Staatsdienst. 
§  6.  „Ausländem  ist  der  Eintritt  weder  in  (!' ii  M i  1  i  tür dienst  noch 
in  den  Civildienst ^)  gestattet,  die  Ausnahmen  von  dieser  Vursehrift,  welche 
fOr  einige  Arten  des  CivUdienstcs  zugelassen  sind,  werden  ordnon^^gem&S  in 
dem  Oeaetse  betrdlend  den  Dienst  nach  Bestimmung  da  Begierung  dargelegt".^ 
(a.  a.  O.  Art.  8S4.) 
Anmerknn  gen : 

^)  Was  den  Militärdienst  anlangt,  so  bestehen  hierüber  folgende 
Vorsdviften :  Ansiinder,  welche  in  den  militärischen  Staatsdienst  als  untere 
CharL^f  n  (intreton  wollen,  haben  sich  mit  ihren  diesbezüglichen  Gesuchen  an 
die  Div  isionschefs  oder  die  das  gleiche  Amt  bekleidende  Personen  zu  wenden, 
welche  die  Gesuche  nebst  OriginalzengnisBen  flhar  Abstammung  und  Bildung 
der  Of'«nrhsteller  an  d>  n  ('i  neralstab  weiter  befördern.  Arisliindischf  Offiziere, 
welche  zufolge  Allerhöchster  Entschließung  in  den  rubsifeichen  Militärdienst 
treten,  behalten,  hüls  sie  im  Dienste  von  eonverlnen  Forsten  gestanden  liaben, 
ihre  hühi  rv  Charge  bei,  andernfalls  erleiden  sie  eine  Herahmindrrun^  ihres 
Banges,  ausgenommen  Fähnriche  und  i^ornets,  welche  mit  denselben  Chargen 
flhemommea  werden.  Auslftnder,  welche  Stabs*  und  OberoMziere  sind,  kUnnen 
nicht  länger  als  vier  Monate  nach  dem  Anslandr  beurlaubt  werden.  Aus- 
länder, welche  den  Untertaneneid  in  Knßland  nicht  geleistet  haben,  haben  bei 
ilirem  Alnehied  Irdn  Redbt  auf  Belassnng  des  Banges.  Den  russisdien  ünter^ 
tanen,  welche  An.slrtn  l»  r  waren,  wird  heim  Abschied  das  Recht  zur  Tragung 
der  Uniform  nur  soweit  verlieben,  als  sie  in  Rußland  verbleiben.  Auch  die 
Ansliader,  welche  den  Untertanraeid  in  Baflland  nicht  geleistet  haben,  gehen 
des  Rechts  anf  Pension  nnd  einmalige  Untentfitsnng  nicht  verlustig,  falls 


*)  Unter  ^ fremden"  oder  „fremdländischen"  Glaubensbekenntnissen  und 
Olanbeugemeinschaften  sind  alle  Bd^onsgemeinschaften  zu  verstehen,  die 
nicht  rar  orthodoxen  Kirche  gehören.  Kliöanski. 
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sie  wt  gcii  i  iiiaUcncr  Wunden  und  cülittimer  Verstümmelungen  t»ii  Kecht  auf 
Pension  gemäli  den  Vidscliriften  des  Alexanderkouiitees  erlanift  haben :  so 
wird  üiin  n  iitnl  ilir.-ii  Witwen,  jedoch  nicht  ihren  Kindern,  die  PmsioTi  ;uich 
im  Falle  ihrer  L  bersiedelung  nach  dein  Auslande  ert<;ilt.  (Miiitärkodex  Buch  I 
Art  799  bei  Myaeh  „Von  den  Anslftndern  in  RnOland"  S.  133.) 

2|  Das  hier  anjxeführt^»  (iesetz.  betreffend  staatlichen  Civildi«  nst 
(S.S.  ßd.  III  Ausg.  18S^)  statuiert  sehr  zahlreiche  Ausnahmen  bezüglich  der 
AaslUnder.  wonach  ihnen  der  Eintritt  in  die  Ämt^T  der  unteren  Rangklassen 
selbst  dann  gettattet  ist,  wenn  sie  dem  russischen  Untertanenverbande  nicht 
beitreten. 

4}  7.  ,In  Rußland  geborene  Kinder  von  Ausländern,  welche  in  dem 
^t.mt'^dicnst  eingetreten  sind,  werden  gleichwie  eingeborene  Untertanen  an- 
gesehen.'- ((ie»etz  bt  die  ätiüide  Art.  Ü2b  S.  S.  Bd.  IX.^ 

4.  Ton  dem  EhrenbUrgerrecht. 

§  8.  „Ausländi^iche  Gelehrt+s  Künstler,  handeltreibende  Kapitalisten  und 
Besitzer  bedeutender  Manufaktur-  und  Fabriketablissements  können,  aach 
wenn  sie  die  msslsebe  Untertanenschaft  nicht  angenommen  haben,  persönlich 
dem  Stande  der  Bhrenbttrger  zngeslUilt  werdeOt  ifUls  das  Hinisterinm  in 
Berücksichtigung  des  von  ihnen  zu  erwartenden  Nntsens  dies  befOrwortet. 
In  diosnni  Falle  werden  den  Ausländem  die  Vorrechte  eines  Khrenhürtrers 
durch  einen  besonderti  dem  Regierenden  Senat  vorzulegenden  Erlaß  vcxUcben." 
(a.  a.  0.  Art.  826.) 

§  U.  „Amiindische  Gelehrte,  Rflnstler,  handeltreibende  Kapitalisten 
und  Besitz«  bedeutender  Mannfaktar-  nnd  Fabriketablissements,  welche  anl 
Qmnd  des  Torhe^henden  Artikels  (836)  pei^önlich  das  Ehrenbflxgmecht 

erlangt  haben,  können  auch  die  erbliche  Verleihung  desselben  nachsuchen, 
jedoch  nirht  anders  als  nach  Eintritt  in  den  rnssist  lit  ii  rntrrtanenverband 
mit  (iciirliiiiiirniij^  der  lli  hiirde.  nnd  narhd<'!n  sir  iihi  i(lii  >  in  dem  bezeichneten 
Stande  zehn  Jahre  verblieben  sind.  Diejenigen  Auslander  aber,  welche  selbst 
den  Untertaneneid  nicht  leisten.  kSnnen,  nachdem  sie  zehn  Jahre  in  der 
£hrenbttrgerschaft  vi^tiehen,  die  erbliche  Verleihung  derselben  an  ihre  in 
den  russischen  Untertanenverband  eingetretenen  Kinder  nachsndien."  (a.  a.  0. 
Art  827.) 

5.  Der  Handoln-  nnd  UenTerbebotrieb  der  AuKländer  in  Rußland. 

§  10.  „Den  .Xitsliindern  ist  es  gestattet,  kaufmännische  und  üildezeug- 
nisse.  sowie  auch  Zeugnisse  zum  Cie Werbebetrieb  zu  nehmen  und  sieb  aller 
mit  der  Entnahme  solcher  Zmignlsse  Torbandenen  Rechte  in  gleicher  Weise 
wie  die  eingeborenen  Untertanen  des  Reiches,  zu  bediene,  (a.  a.  0.  Art.  828.) 

%  11.  „Auslftndem.  welch«  kanfiDännif^che  oder  Gildezeugnissc  genommen 
haben,  ist  es  gestattet,  auf  Grundlage  der  den  Kaufleuten  der  ersten  beiden 
Gilden  überhaupt  zustehenden  Rechte  Fabriken  und  Industrieetablissements 
zu  errichten,  oline  ruäsische  Untertanen  zu  werden."  (a.  a.  0.  Art.  1005  Ausg. 
1876.) 
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§  12.  ,.Den  Ant'läiKlern  ist  es  gestattet,  sich  in  die  Innongsverbände 
gemäß  den  in  dor  Ocwt  rlunrdnung  gegebenen  Vorschriften  eintragen  zu  lassen 
lind  TiC'Ute  in  ilirt  ii  Diensten  oder  zu  ihren  Arbeiten  auf  Grund  der  allge- 
meinen Gci^etze  ZU  dingen  und  zu  halten. "  (a.  a.  0.  Art.  829.) 
Anmerknng: 

Dir  Virdin^zmiirsvertrag  mit  Anslinidem  darf  nicht  über  die  Dauer 
hinaus  gc&clUosäeu  werden,  iUr  welche  ihm  die  Aufenthaltserlaubnig  in  Ruß- 
land erteilt  iit,  auch  wenn  der  Anslandspafi  desselben  fflr  l&ngere  Zdt  gilt. 
{Borowikomki  zu  §  2216  CiviUcod.  Note  4,  cf.  unten  $  14.) 

§  13.  AQsIttndiache  Handeltreibende  IcSnnen  in  Rußland  Fladi»  um 
Versand  ins  Ausland  in  kleinen  oder  grSBeren  Partien  (en  gros)  nicht  anders 

einkaufen  als  nach  Entnahme  von  Handelszeugnisscn  erster  Gilde  ohne  Rück- 
sicht daniuf,  -i'-  Lager  der  aufgekauften  Wim-  untciluiltcii  odw  nicht,  da 
nach  Art  4H  d»  s  (n  setzes  betreffend  die  Abgaben  für  den  Handelsbetrieb  das 
Recht,  l  ingekaufte  Ware  ins  Aoaland  zu  versenden,  nur  Kaufleutcn  erster 
QUde  eingeriinmt  ist.  (Erlaß  Tom  84.  Mttrs  1875  bei  Mptch  S.  196.) 

AnsUnder  ßberhavpt,  welche  die  Versendong  Ton  Waren  aus  Rußland 
nach  dem  Auslände  betreiben,  sind  verpflichtet,  Zeugnisse  erster  Gilde  in 
gleicher  Weise  wie  die  russischen  Untert^tnen  zu  haben.  (Erlaß  des  Regierenden 
Senats  vom  17.  Novcniber  1875  a.  a.  0  S.  1H7.^ 

§  14.  ..I>er  Kleinhandel  im  Umherzieht  ii  oder  im  T^mlicrfaliren  ist  den 
Aoslilndcni  in  Rußland  in  der  Regel  verboten,  und  zwar  selbst  duim.  wenn 
sie  mit  ordnungsmäßigen  Bbsen  versehoi  sind.  In  letsterem  Falle  wird 
ihn»  dex  jednifalls  snm  Anfrathalte  innerhalb  des  Reiches  erforderliche  und 
TOn  den  Gouvernementsbehörden  auszustellende  Paß  (Aufenthaltserlaubnis) 
verweigert."  i Allrrhürlistcr  BiUh\  vor:-  -ii.  Oktober  1841  unil  Zirkuhir  des 
Polizeidepartements  vom  2Ü.  Januar  Ihtiö  bei  Mysch  a.  a.  0.  Palitfin  zu  Art.  828 
Gesetz  bt.  die  Stände.) 
Anmerkung: 

Die  vorstehenden  Bestimmungen  sind  durch  Zirkular  des  Polisd* 
dcpartement«  vom  2.  Mai  18(>8  (aus  .\nlaü  von  Ihsi  Ii werden  seitens  aus- 
ländischer Gewerbetreibender)  dahin  eingeschränkt,  iluli  der  Kleinhandel  im 
Hausier  betrieb  nur  solchen  Ansliiiuh  rn  zu  unt^'rsagen  ist.  welche  ihn  ohne 
vorsrliriftsni-iliiLM-  Znitniisse  betreiben  ijn<i  iiluTdi«  s  mit  vorn  fit  sei  vor)'i(rrn>"'n 
Waren,  unii  ti:ib  si»-  nach  dem  Ausland^'  in  vurgehthrit  ln  iu'r  Urdiiuiig  nur 
dann  absnschieben  sind,  wenn  sie  mit  verbotenen  W  art  ii  Handel  treiben, 
odiar  wenn  sie  flbler  Handlungen  vermerkt  sind.  {Myach  ä.  136.) 

§  15.  ..Den  persisdun  rntutanen  ist  es  freigestellt,  ihre  Waren  nach 
Rußland  sowohl  Uber  das  Kaspische  Meer  als  auch  über  die  Landgrenzen 
oinzafflhrcn.  sie  zinn  Tansrh  zu  bringen  nnd  Waren  rxn  .Ausfuhr  rinzu- 
kaulen,  wubt  i  sit  lüjihichtlieh  des  Handels  im  Zollbereiche  dieselben  Hethtc 
genießen,  welche  auch  den  anderen  nacii  KuLllund  mit  ihren  Waren  kommenden 
Asiaten  xoslehen.  Hinsichtlieh  des  OroBhandels  im  Zollbereich  der  Stadt 
Astrachan  ohne  Entrichtung  der  Gildeabgaben  sind  den  Bewolinem  der  Ufer  des 
Kaspischen  Meeres  von  Transk  lukasien  dieselben  Vorrechte  eingeräumt,  welche 
die  persischen  Untertanen  daselbttt  genießen.''  (Anm.  1  zu  Art.  1862  des  ZoUgcs.) 
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.Unter  dem  Zollbcreich.  in  welthcm  die  ausländischen  Asiaten  den 
Großhandel  betreiben  küiuien,  ist  lediglich  der  Ort  zu  verstehen,  auf  welchen 
die  Herrschaft  des  Zollamts  sich  erstreckt."  (Anm.  a.  a.  0.) 

I  16.  „Yolbnaclit  snr  QoMliltltaffihning  im 
mir  die^^nigwi  erteika,  die  das  Eecbt  mm  aoaUndischen  Handelsbetrieb 
liaben."  (Handelsgesetzbuch  Ausg.  1899  Art.  55  S.  S.  Bd.  XI  Teil  2.) 

,,Vollm:i'  hf  zur  Ocschäftsfülirunjr  im  zulliinitlichen  Verkehr  können  alle 
Personen  übernehmtn,  denen  die  Eiugthiing  gleit  her  Vcrhindlichkoiten  nach  den 
allgemeinen  Gesetzen  nicht  verboten  ist^  welchem  Staude  oder  Berufe  sie  auch 
angebdroi  mögen,  sowdil  nmiaehe  Unterteilen  al«  auch  AnslAnder."  (a.  a.  O. 
Art  57.) 

6.  Der  HanüwerksbetrM»  der  Auallader  ia  Rußland. 

Vorbemerkang.   PQr  die  Handwerker  ist  die  Zugehörigkeit  zu  einer 

bestiminf<  n  Innung  in  den  Städten,  wo  eine  soMie  besteht,  in  der  Regel 
obligatorisch.  Die  Ausübung  eines  Handwerks  behufs  Erlangung  des  tag- 
Heben  Broterwerbe  nacb  den  Bcetinimnngen  des  Oesetses  bt  dte.direktMi 

Steuern  darf  jodoch  von  der  Innung  nicht  verhindort  «  erden.  ÜIk  r  die 
Verwaltung,  die  Organisation  der  Innungen  verhalten  sich  die  Artikel 
287—478  der  masiscben  Oewerbeordnnng  (Ausg.  1893  S.  S.  Bd.  XITefl  2). 
Zum  V  i  1  Iridnis  der  naclisfchcndi  ii  die  Ausländer  betreffenden  Vorschriften 
sei  hier  nur  angeführt,  daß  die  Innuogsmitglieder  in  Meister,  Gesellen  und 
Lehrlinge  eingeteilt  sind,  die  für  jedes  Handwerk  (wo  weniger  als  fünf 
Meister  des  lictreffenden  Handwerks  sind,  wird  das  Handwerk  der  der  Art 
nach  verwandten  Innung  zugeschrieben)  einen  besonderen  Innungs verband 
bilden.  Die  Innnngs Angelegenheiten  werden  von  einem  Ältesten  (Obermeister) 
und  Beisitzern  verwaltet,  die  von  den  Meistern  jährlich  gewählt  werden. 
Die  Oisellen  wählen  einen  Delegierten  nnd  zwei  Bevollmächtigte  in  die 
lunuiiu'sverwaltuug.  Alle  Innungen  einer  ÜLadt  vereinigeii  sich  zur  Hand- 
werke rv«rwaltung,  die  wiederum  (unter  der  Leitung  ihres  Handwerkerhaupts 
und  der  Obermeister  der  einzelnen  Innungen)  der  ätadtTerwaltungi  oder 
dem  ötadtmagistrat  untergeordnet  ist. 

S  17.  .Die  Herstellung  von  Kapseln  für  Jagdirewelire  kann  von  Privat- 
personen in  besonderen  unter  Beobachtung  der  hierfür  gegebenen  Vorschriften 
errichteten  Anstalten  erfulgen.  Eigentümer  and  Inhabw  dieser  Anstalten  sowie 
Verwalter  derselben  können  sowohl  mssische  Untertanen  wie  anch  Ansitadw 
sein."   (Gewerbeimlnang  Art.  274.) 

§  18.  ,In  den  beiden  Residenzstädten  werden  die  Innungen  in  russische 
und  ausländische  eingeteilt;  in  die  ersten  werden  russische  Untertaneni  in 
die  letzteren  Ausländer  eingeschrieben."    (a.  a.  0.  Art.  2dQ.) 

Anmerkungen: 

1.  Die  Innungen  der  Stadt  St.  Petersburg,  mit  Ausnahme  der  aus- 
ländis(  hen,  werden  in  dauernde  und  zeitweilige  eingeteilt   (Anm.  su  Art. 

2«J7  a.  a.  0.) 

2.  Die  Verwaltnng  der  ausländischen  Innungen  der  Stadt  St.  Peters- 
burg besteht  aus  einem  Vorsitzenden  and  den  Beisitsem  dieser  Innungen. 

^üesetze  bl.  die  Stände  Art.  621.) 

!J  U*    ,In  der  Stadt  ^loskau  werden  die  Mitjilieder  der  Verwrsltuniien 
der  Kaulmannschaft,  der  Bürgerschaft  und  des  üandwerkerstaudus  in  der 
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Zahl  von  je  zwei  ans  diesen  Ständen  gewühlt,  und  die  Beisitzer  werden  aus 
jeweils  der  Residenzstadt  zugeschricljcncn  Kauflenten  und  Handwerkern,  so- 
wohl deu  rusäischeü  üutertauea  auch  aus  deu  Ausländeru  ebenfall»  in 
der  Zahl  von  Je  swei  dmch  die  Wahl  beetimmt*   (a.  a.  0.  Art  622.) 

I  20.  »Die  seitweUige  Eintragang  in  die  ImnmgeTerbHnde  ohne  Inderang 
dee  Standes  ist  gestattet;  d.  den  Ausländem.''    (Gtwcrbeordnnng  Art.  373.) 

§  21.  .Den  Ansländern  außer  .luden  *i.  welche  den  Untcrtaneneid  nicht 
geleistet  haben,  aber  im  Besitze  eints  Erlaubnisscheins  zur  freien  Nieder- 
lassung sind,  ist  der  Eintritt  in  die  Innungen  aller  Städte  des  Reiches  über- 
haupt mit  Genehmigung  der  Kameralhöfe  gestattet.  In  diesem  Falle  unter- 
Stehen  sie,  je  nach  ihrer  BeechSftigungsart  vom  Zei^mnkt  ihres  Eintritts  in 
die  Innnng  den  allgemeinen  Ittr  die  msilschen  Kindwerker  geltenden  Vor- 
schriften." (a.  a.  0.  Art.  37?.) 
*)  Anmerkung: 

Denjenigen  von  den  ausländischen  Juden,  welche  vor  dem  4.  Juni  1861 
in  der  Stadt  Odessa  längere  Zeit  gelebt,  daselbst  die  Ansässigkeit  (  ihm^rt. 
ihre  stäiiditre  Beschäftigung  in  Uandel  und  Gewerbe  habi  n  und  den  Nach- 
weis ihrer  Zuverlässigkeit  erbringen  können,  wird  der  fernere  Aufenthalt 
in  dieser  Stadt  und  die  Beschäftigung  als  Handwerksmdster  unter  Zu- 
Schreibung  zu  den  Innunj^svcrbänden  crestnttet.        a.  0.  .^nm.  1 

Behufs  Vermeidung  falscher  Eintragung  der  Juden  in  die  Innungen 
besteht  die  Yorschrift^  da0  AnslKnder,  welche  sich  in  RnBland  in  eine 
Innung  eintragen  lassen,  vorher  ein  Zeugnis  der  Konsistorien  oder  ihrer 
höheren  geistlichen  üeimatäbehörde  Uber  die  Zugehörigkeit  ihrer  selbst 
nnd  Ihrer  nach  RaBland  mitgehraehten  Famillengneder  snm  Christentum 
vorleu''  11  imlsseii  fa  a  0  Anui.  2  cf.  unten  §  36  Anm.  4)  Diese  Vorschrift 
ist  nach  der  Judikatur  des  Regierenden  Senats  dahin  zu  verstehen,  daß  nur 
Ton  den  ausllndischen  Jaden  die  Vorlegung  der  gedachten  Zeugnisse  su 
verlangen  ist  (Senatsverf.  vom  13.  Juni  1884  bei  Mysch),  A\as  allerdings 
nicht  mit  dem  Wortlaut  der  Bestimmung  in  Einklang  zu  bringen  ist, 
welche  von  Zeugnissen  der  .Konsistorien  oder  der  höheren  geistlichen  Behörde'' 
spricht ;  solche  Behörden  bestehen  Ittr  das  jfldische  Olanheusbelcamtnis  nidit. 

§  22.  , Ausländer,  welche  in  den  russischen  Untertanenverband  einge- 
treten sind,  werden  nach  der  allgemeinen  für  diesLii  tiegenstand  vorge- 
schriebenen Ordnung  den  Innungen  zugeschrieben."    i^a.  a.  0.  Art.  378). 

§  23.  «Wenn  ein  &ndwerker  ans  einer  anderen  Stadt  oder  ein  aus- 
lindisdier  Handwerker  einem  Innungsverbande  in  der  Stadt  aeitweilig 
sngesehrieben  zu  werden  wünscht^  so  muß  er  entweder  ein  Zeugnis  der  Innung 
der  andern  Stadt  oder  ein  Attest  einer  Lehranstalt  Uber  seine  Eigenschaft 
als  Meister  oder  Geselle  oder  alx  r  eine  Arbeit  seines  Handwerks  behufs 
ordnungsmüLiiger  Ueseheinigung  vorlegen."  (a.  a.  0.  Art.  38()). 

,£in  ausländischer  Handwerker  aus  einer  Stadt,  wo  eine  Innung  für 
sein  Handwerk  nidit  besteht,  kann  Patente  und  von  der  Regierung  TwUdiene 
PriTileglendoknmente,  ebenso  Atteste  Yon  technologis^en  Instituten,  Akade» 
mien.  gelehrten  Gesellschaften  u.  dergl.  vorlegen,  mit  der  Maßgabe,  daß  diese 
Dokumente,  ebenso  dii'  Zt  ui^iiissr  ih  r  ansliindisrhcn  Innungen  in  gehöriger  Form 
von  den  russischen  Gesandtschaften  beglaubigt  werden.'  (a.  a.  0.  Anm.  zu  ^  380.) 
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^  24.  „Bürger,  Baut  rii  und  auswärtige  Haiuiwerkt  r  worden  den  Imuinp^- 
verbünden  zeitweilig  mit  Zustiuuuuiig  dvr  Allgemciuen  Handwerkcrvcrwiiliung 
und  Aoalinder  mit  Genehmigung  der  drtliclieB  KatneralhSIe  nadi  Ablegung 
einer  MeisterprttfaDg  zngeschrielMii.''  (a.  a.  0.  Art.  S79.) 

§  25.  «Einem  Meister  ist  es  verboten,  auswärtige  oder  anslindiacbe 
(icscllen  m  halten,  welche  keine  Erlaubnis  derjenigen  Innmig  haben,  welcher 

der  Meister  unterstellt  ist."  (a.  a.  O.  Art.  391.) 

§  2(5.  jAllcn  Handwerkern  ist  es  verboten,  ohne  Erlaubnis  der  zu- 
ständigen Behörde  in  die  ^^  rwaltnn^ron.  Innungen  oder  flildt  n  auswärtiger 
Staaten  einzutreten,  dasellist  ihre  Utldtr  einzuzablon.  ihn-  Lehrlinsje  einzu- 
tragen oder  diese  durch  ausländische  Innungen  oder  liildeu  zu  Lieselleu  be- 
fördern m  lassen.*  (a.  a.  0.  Art.  385.) 

%  87.  .Beeondm  Bestimmungen  nnd  hin^tlidi  der  Annahme  ans» 
Iftndisdier  Arbdter  in  die  Artilleriewerkstftttiai  mid  Anstalten  getrolen 
(mitgeteilt  bei  Jf^wh  S.  142). 

1.  Als  Werkmeister  und  Arbeiter  in  die  tedmischen  Artülerieanstalten 
können  Personen  alUr  Stände,  auch  Ausländer  aufgenommen  werden,  ohne 
daß  sie  zum  Eintritt  in  dit  Zerhenverbände  prezwungen  werden;  sie  müssen 
jedoch  Ausweise  üIht  ihre  Milli^c  ZuverlHssi<:kt  it  beibringen.  Es  ist  strenge 
darauf  zu  achten,  daß  die  \\  erkmeister  und  Arbeiter  im  Anfang  keiocnfalls 
über  die  Zeitdauer  binans  gedungen  werdeOi  welche  in  ihren  Aasweispapieren 
angegeben  ist. 

2.  In  dem  Statut  für  die  Petersburger  Lutsengesellsdhaft  ist  im  §  2 
bestimmt,  daC  Ausländer  in  diese  Gesellschaft  nicht  aufgenommen  wcrdt  n  dürfen. 

In  dem  Ölatut  der  Genossenschaften  (Artel)  der  Schiffsladrarin  iter  von 
Taganrog  im  g  12  und  im  §  14  derjtnif;» n  von  Potieu  ist  die  gleiche  Be- 
stimmung hinsichtlich  der  Aufnahme  als  Mitglieder  in  diese  GcuosseOfdiafteii 
getroffen,  (cf .  Myaeh  a.  a.  0.  sn  §  320.) 

Dieselbe  Bestimmung  ist  auch  besflglidi  der  Genossenscbaften  (Artel) 
Ton  Moskau-Nischny-Nowgorod,  von  Batum  und  der  Gegenseitigen  ünter- 
stOtzungsgesellschaft  der  Angestellten  und  der  technischen  M'erkfflhrrr  in  den 
Fabriken  von  Tomosrhow  iGouvernement  Petrikau)  in  die  bezüglichen 
Statuten  aufgenommen  worden." 

7.  D*8  Becht  der  Ansltuder  £wn  Be^banbetriel». 

Vorbemerkung:  Die  unten  im  Abschnitt  V  angeführten  Be- 
schränkungen des  Immobiliarbesitzes  der  Ausländer  in  Rußland  in  ihrer 
Anwendung  auf  den  Bergbaubetrieb  auszudehnen,  bezweckte  eine  Anzahl 
ad  hoc  erlassener  Reskripte,  Verfügungen  und  Verordnungen,  obschon  der 
Bergbau b«Lrieb  nach  russischem  Recht  als  bew^liebe  Sache  anzusehen  ist 
und  daher  an  sich  den  gedachten  l>*'srliränkungcn,  insbesondere  dein  Gesetz 
vom  14.  März  1887  {V  §  2)  niclit  unterließen  würde  Bei  der  Neu- 
ausgabe  des  Berggesetzes  vom  Jahre  18113  uini  d»  ni  Kilalj  di  r  Novelle  dazu 
vom  .Ffihre  189,t  beziitrlirh  dfT  Ausgaben  <i(r  tinzt-lncn  Teile  des  Stcod 
Salcouotc  cf.  die  Einleitung)  haben  alle  diese  besonderen  Erlasse  an  den 
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betreffenden  Stellen  des  Gesetzes  ihren  Plftti  gefunden  nnd  In  dieser  tind 

sie  nachstehend  wiedergegeben. 

§  28.  ^TSortrbaabetriebe  auf  Grtindlafjf  des  (vom  Eigentam  abgesonderten) 
Bf^itzrechts  küimon  im  Besitz  nicht  nur  adlijior,  sondern  auch  anderer 
Porttoueii  uUer  iStüüde  uud  üelbiüt  Auüläuder  sein,'  \^B<;rggeüetz  Auäg.  1Ö93 
Axt  22BS.S,  Bd.  Vn.) 

§  89.  »Der  Betrieb  des  Bergbaugewerbee  «if  freien  Btaattiehen 
LSaderden  ist  Personen  aller  St&nde,  welche  im  Besitie  der  bfirgerlicben 
RechtsnUiigkcit  sind,  sowohl  mssisohen  üntertMien  ats  aneb  Ansiändern,  mit 
den  in  den  ArtUceln  264-'266  aagegehttien  Ansnabmen,^  gestattet*  (a.  a.  0. 

Art.  263). 

•)  Anmerknng: 

Die  auf  Ausläuder  sich  Ijt/iL'hLnik'n  Ausnahmen  sind  im  Art.  2ü7  ü.  u.  0. 
unt«r  Ziffer  6  und  7  angegeben,  und  zwar  sind  im  8eegebiet  und  auf  der 
Insel  Sachalin  alle  und  im  Turkestanschen  Gebiet  solche  Ausländer  vom 
Bergbaubetrieb  ausgeschlossen,  welchen  das  Hecht  aui  Immobiliareigentum 
nadi  den  drtlieben  Oesetsen  nicht  ansteht,  (cf.  unten  Abschn.  Y.) 

^  '60.  „Personen,  denen  der  Betrieb  des  Bergbaugewerbeä  verboten  ist, 
können  anch  nicht  fOr  andere  Personen  in  Bergbauangelegenbeiten  Bevoll- 
nlchtigte  sein«  (a.  a.  0.  Art  868). 

§  31.  »Personen,  denoi  der  Betrieb  des  Bergbangewerbes  vwbotm  ist 
und  ebenso  solche,  die  das  Bedit  hieisn  Teriorra  haben»  sind  TerpAiditet,  die 

anf  sie  übergegangenen  odor  von  ihnen  erworbenen  Bergbauparzellen 
freien  staatlirhon  Tiiindcreit  ii  innerhalb  zweier  Jährt'  abzutreten  oder  abzu- 
geben, und  z\v;ir  die  ersteren  vom  Tage  des  Erwerbs  dieser  ParzclUn,  die 
letzteren  vom  Tage  des  Verlustes  ihres  Rechts  gerechnet.  Nach  Ablauf 
dieser  Frist  werden  die  Bergbauparaellen  in  der  im  Art  324^  Torgeechriebenen 
Ordnung  in  ttflentticber  Yerstelgemng  an  andoe  Personen  abgegeben.  Der 
In  der  Versteigerung  eraielte  Betnig  wird  nach  Absng  dar  staatlichen  Ana- 
gaben  für  die  Absr  liätzung  und  Versteigemng  nnd  der  rückständigen  auf  den 
Parzellen  ruiieudeu  Al^aben  an  die  Personen  abgelOlirt,  denen  die  Panellen 
gehört»  n  " 

,  Diese  Bestimmung  findet  auch  auf  das  Beteilignngsrecht  am  Bergbau- 
betrieb Anwendung"  (a.  a.  0.  Art  870)« 

*)  Anmerkung: 

Der  Art.  324  schreibt  eine  vorg&D^'ig«'  Abschätzung  und  ordnungs- 
mäßige Bekanntmachung  vor  den  am  1.  bis  15.  der  Monate  Juni  und 
Dezember  stattfindenden  Versteigerung  vor. 

§  32.  „Die  Ausübung  des  IJer^baubetriebes  ist  den  rnssischen  Unter- 
tanen aller  Stände  mit  den  in  den  nachstehenden  Artikeln  342—345  be- 
zeichneten Ausnahmen  gestattet." 

yHlnsicbtlicb  der  Rechte  der  Ansl Inder  anf  Aosflbnng  dsa  BeigbM« 
gewerbes  ünden  die  hier  beigefBgten  Yorsdtrifteni)  Anwendung.*^  (a.  a.  0. 
Art  341  und  Anmerk.) 

Zeltoehitfl  f.  Intern.  Privat»  u.  Öffeafl.  BaObt.  ZXV.  2 
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KUbMiaki, 


Anmerkungen: 

1)  Diese  Vonchrfftra  lauten  (Beilage  su  Art.  341  a.  a.  0.) : 

a)  »Den  Ausländern  nm\  clx  iiso  den  auf  Grund  auslän(^'  'i  r  Gesetze 
gegründeten  Handels-  und  Industrie-Akticngesellsch&fteu  und  Gt-äeHschaiten, 
wiMehe  mit  Gendimi^ng  der  snständigen  Behörde  in  doi  GonTemements 
des  Könifirtiohs  Polen  Lilndcn  it  n  Ixsit/Aii.  können  künftighin  Plätze  zur 
GeM'inuung  von  Mineralien  nur  innerhalb  der  ihnen  gehörigen  Güter  an- 
gewiesen werden,  ohne  daß  ihnen  hierbei  das  Recht  eingvn^nmt  werden 
darf,  irgend  welche  Landparzellen  der  angrenzenden  Grundbesitzer  in 
Besitz  zu  nehmen.  Hingegen  findet  eine  Zuweisung  von  neuen  innerhalb 
der  ihnen  gehörigen  Ländereien  nicht  belegenen  Parzellen  zu  diesem 
Zwecke  an  die  p;e*'i^<  hten  Personen,  Aktiengesellschaften  und  Gesellschaften 
ktlnftier  nicht  statt,  sollten  auch  die  Verträge  über  die  Veräußernng  solclier 
Ländereien  mit  iliren  Besitzern  schon  früher  geschlossen  worden  sein." 

b)  „Ausländische  Bergbautreibende,  sowohl  Privatpersonen  als  anch 
auf  Grund  ausländischer  Crtset/«'  gejrründete  Gest  llsthaften  und  Aktien- 

gescllschaften,  welche  vor  Erlab  des  Gesetzes  vom  14.  März  IbSl  in  den 
loHTttncments  des  Königreichs  Polen  Plätze  zur  Gewinnung  von  Mineralien 
zugewiesen  erhalten,  oder  vor  Erlaß  des  gedachten  Gesetzes  das  Recht  auf 
solche  Zuweiöungen  von  anderen  Personen  oder  Gesellschaften  ennorben 
haben,  behalten  —  imabh&ngig  davon,  ob  ihnen  die  ordnungsmäBigim 
Urkunden  für  die  znfrfwicsenen  Plätze  schon  erteilt  sind  oder  nicht  — 
auch  künftig  alle  ihnen  zufolge  der  am  16/28.  Juni  1870  Allerhöchst 
bestätigten  Yerordmuiit,  betreffend  das  Schürf-  und  ZuweisnngBreeht  ntr 
bergbaulichen  Gcwinnunff  von  Mineralien  in  den  Gouvernements  des  König- 
reichs Polen  verliehenen  Hechte  auf  Inbesitznahme  und  Erwerb  von  Land- 
ItarseHen,  die  fftr  die  Bearbeitung  der  zugewiesenen  FIKtse  notwendige 
sind,  sowohl  innerhalb  der  Grenzen  dieser  Plätze  als  auch  außerhalb 
derselben.  Der  Umfang  und  die  Lage  der  Landparselle,  welche  in  Be&iia 
;i;eiiomnien  werden  soll,  ebenso  die  Notwendigkeit  der  außerhalb  des 
Beniches  der  zugewiesenen  Plätze  vurzunehnienden  Arbeiten  und  der 
hierzu  erforderlichen  Grundstücke  werden  in  jedem  einzelnen  Falle  auf 
Verfügung  der  artUdien  Bergbehörde  bestimmt.* 

c)  „Ausländischen  Bergbautri-ibenden,  ebenso  auf  Grund  ausländischer 
Gesetze  gegründeten  Gesellschaften  und  Aktiengesellschaften,  welche  vor 
Erlaß  des  Gesetzes  vom  14.  März  1887  Fundorte  von  Mineralien  angemeldet 
oder  entdeckt  haben,  ist  es  gestattet,  ihre  Rechte  aus  diesen  Anmeldungen 
und  Entdcrknngen  durch  notarielle  Akte  auf  russische  Untertanen  zu 
übertrageu,  wobei  letztere  das  Kucht  auf  die  zugewiesenen  ['lätze  auf 
Qnind  dieser  Anmeldungen  und  Entdeckuntren  erlangen." 

2)  Die  Bestimmungen  der  Artikel  •2i]H,  270  'iO,  31)  greifen  auch 
hier  Platz,  mit  der  Maßgabe  jedoch,  daß  die  Frist  für  den  Verkauf  oder 
die  Abtretung  der  Rechte  «n  russische  Untertaimi  drsi  Jaltre  betrigt. 
(a.  a.  0.  Art.  345,  846). 

I  38.  .Die  Ausübung  des  Gddt«<tegew«rbeB  ist  den  Ttsmnm  aUer 
Stände,  welche  im  Besits  der  bfligerlichai  Becbteftbiglnit  sind,  sowohl 
nuaiBdiai  Untertanen  als  andi  AnsUmdem  mit  naebstebend^  Ansnabmen 
gestattet«  (a.  a.  0.  Art  432). 

Anmerknntr: 

-liu  Jahre  188»  i.st  folgende  Uesetzesvorschrift  erlassen  worden: 
Die  AttSfibunL'  des  Goldsuchergewerbes  und  überhaupt  des  Bergbau- 
gewerbes sowohl  auf  dem  Kontinent  des  SeeLf(bietes  als  auch  auf  den 
demselben  zugehörigen  Inseln  ist  ausschließiicii   russischen  Untertanen 
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gestattet.  Den  Ausländern  bleibt  jeducb  das  Becbt  gewährt,  die  Berg- 
werke md  Fundorte  der  ihnen  iimerlialh  dieser  Gebiete  sagewiesenen 

Plätze  h\s  zur  Erschöpfung  abzubauen.     Wenn  hierbei  Ausländer,  im 


Bergbaugewerbes,  weldie  ihnen  vor  Pnblilcation  des  in  dieser  Anmerkung 

^iiiiiimtrii  Gcisctzes  erteilt  ist,  in  vorschriftsmäßiger  Form  Fiiiulurte 
nützlicher  Mineralien  nicht  später  als  zum  1.  September  1885  zur  An- 
meldung bringen,  so  können  ihnen  die  bezeichneten  Bergwerke  und  Fund- 
orte auch  nach  dem  angegebenen  Termin  sngewiesen  werden*  (a.  a.  O. 
AauLsa  Art.  432).^) 

§  84.  Die  gleichen  Bestimmungen,  wie  die  vorstehend  im  §  ^  wieder* 
gegebenen,  sind  auch  auf  die  AusUbiiTig  des  Xaphtiii{t  worlies  anwendbar, 
woboi  iünsichtlich  der  JikIch.  AusliindiT  und  russischen  Aktiengesellschaften 
mit  Aktien  auf  dun  Inhaber  für  das  Kaukasische  Gebiet  die  Ausnahme- 
Tortchrift  gilt,  daß  diese  —  abgesehen  von  dem  Falle  des  ürwerbs  durch 
geeetslidie  Erbfolge  —  naphtalialtige  Lftndneien  sa  Eigentam  odw  snr 
Natzniefinog,  oder  das  Sehtrfeecbt  oder  die  Zuweisung  Ton  Parzellen  znr 
Naphtagewinnnng  nur  mit  jedesmaliger  besonderer  Omehmigung  des  Land- 
wirtschafts- und  Domänenministers  im  Einvernehmen  mit  dem  Finanzminister, 
dem  Minister  dos  Innern  und  dem  Civilverwaltuugschef  des  Kaukasus 
erwerben  können.  Ausländer  und  Juden  dürfen  auch  im  Kaukasischen 
Qeliiet  naplitaltaltige  Lftndereien  nicht  aof  Gnind  nnbescfarftnkter  Vollmacht 
Terwalt^;  aaf  Vollmachten  jedoch,  die  yor  Poblikation  dieses  Oesetzes 
(im  Jahre  1895)  erteilt  »ind.  erstreekt  sich  diese  Vorschrift  nicht.  Rechts^ 
gcschäfte,  die  diesen  Vorschriften  zuwider  oder  zu  ihrer  Umgehung  ge- 
schlossen sind,  sind  nichtipf.  Ein  Vorzcichnis  der  Ortlichkeiten  im  Kaukasischen 
Gehit  t.  auf  welche  die  vorstehenden  Ansnahmevoisi  iuiften  Anwendung  finden, 
wird  durch  den  üegierenden  Senat  zur  Vcrüffentlicbuug  gebracht. 

Die  Bestimmung  des  Art.  270  (§  31)  greift  «ach  hier  Plate,  (a.  a.  0. 
Art.  547  Ann.  548.) 

Für  die  Ausübung  des  Naphtagewcrbes  im  Kubanschen  und  Terek- 
Gebiete  durch  Ausländer  nichtjüdischen  Glaubens  ist  nur  die  jedesmalige 
Erlaubnis  auf  Vorstellung  der  Gebietsverwaltung  vorgeschrieben,  (a.  a.  0. 
Beilage  zu  Art.  ö44  Anm.  2  unter  6  Anmerkung.) 

§  35.  Hinsichtlich  der  Annahme  von  Arbeitern  fUr  Bergwerksbetriebe 
bestimmt  das  Berggesetz,  dafi  als  KflnsUer,  Werkmeisteft  Zeifiian,  Steiger, 
Harlrsfthmder  nnd  ttheriiaiipt  als  Tecdmiker  anoh  AnsIInder  angestellt 
werden  kOnnen;  hingegen  dflrfen  als  Arbeiter  nur  rassische  Untertanen  und 
Chinesen  angenommen  werden.  Im  Goldsuchergewerbe  dürfen  uti' Ii  Ausländer 
als  Arbeiter  angenommen  werden  mit  Ausnahme  des  Amur-  und  JScegebietes, 
wo  die  Annahme  Ton  ausländischen  Arbeitern  auf  Chinesen  beschränkt  bleibt, 
la.  a.  0.  Art  906,  Beilage  zu  Art.  260  V  11,  12,  Beilage  zu  Art.  661  unter  6 
nnd  Anm.  2.) 


1)  Die  Bestimmungen  der  Artikel  268,  270  (§§  80, 81)  greifen  auch  hier 


PlaU  (a.  a.  ü.  Art  436—430). 


JGibamki, 
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H,  l>ie  por.HÖnlirhon  und  Yorni »gen ^rechte  der  auslSndUchea  Jndon. 

Vorbemerkung:  Unter  den  Ausländem  in  Rußland  nehmen  die 
Jnden  eine  besoDdere  AmnalimeBteltiiii^  ein.    Da  in  Rnflland  selbst  die 

einheimischen  Juden  zahlreiclifii  Btsrhr-inkuiiiren  untem'orfcn  siml,  so  ver- 
einigen sich  bei  den  ausländischen  Bekennern  mosaischen  Glaubens  beide 
Katef orien  von  Ansnabmegeseteen :  gegen  die  Ansl&nder  nnd  sngldeb  anch 

dii  j<  nii:feii,  die  gegen  die  Juden  überhaupt  sich  richten.  Nur  die  Juden  der 
an  Rußland  angrenzenden  mittelasiatischen  Staaten  sind  zum  Teil  von 
diesen  beschränkenden  Bestimmungen  ausgenommen.  Anch  sind  die  ana- 
lündischen  Juden  in  RuÜland  in  mancher  Beziehung  besser  gestellt  als  deren 
cinbriTTiisehe  (llaubensgenossen,  was  auf  die  gesetzgeberische  Tendenz  hin- 
weist, die  Ansiedelung  der  Juden  in  Rußland  zu  verhindern. 

Die  Gesetzgebung  hinsichtlich  der  Juden  ist  ebenso  wie  hinsichtlich 
der  Ausländer  seit  Dezennien  in  fi>rrwi«1irrn«ler  Bewegung  gewesen  nnd  ist 
wohl  auch  jetzt  nicht  auf  einem  Huiii  puiikt  angelangt.  In  der  neui'steu 
Ausgabe  (cf.  Vorbemerlrang  zu  No.  7)  der  Gesetze  betreffend  die  Stande 
vom  Jahre  1895)  finden  sich  die  versrhiedensten  oft  sich  widersprechenden 
Erlasse,  Reskripte  nnd  Sonatscntscheiilungen  im  5.  Teil  2.  Kapitel  (Art. 
767—816)  als  Gesetzesbestimmungen  wieder.  Nicht  alle  diese  die  in  Ruß- 
land einheimisehen  Juden  lieireffi  nden  Geaetzesbestimmnngen  können  hier, 
wo  von  den  Ausländern  die  Rede  ist,  Berücksichtigung  finden;  es  sollen 
aber  die  wichtigsten  hier  einschlägigen  Yoraehriftoi  Erwfthnnng  finden. 

§  3fi    , Ausländische  Juden  werden  zur  1  Übersiedelung  nach  Rußland 

oder  zum  Eintritt  in  den  russischen  Untertanen  verband  nicht  zugelassen." 

A  n  m  0  r  k  u  II  g  e  u : 

1.  Von  den  zahlreichen  die  Exifltenzmfiglidikeit  der  Jaden  be> 

schränkenden,  ja  zuweilen  nahezu  aufhebenden  gesetzlichen  V'>r>^rl!riften 
sollen  hier  nur  diejenigen  Erwähnung  finden,  welche  zum  VersianUniä  der 
hier  angeführten,  die  anslftndischen  Joden  betreffenden  Bestinimnngaa 
erlorderlich  scheinen. 

a.  in  erster  Linie  ist  in  dieser  Beziehung  die  gesetzliche  Einrichtong 
eines  „Ansiedelnngwayons*'  hervorzuheben.  Die  Juden  in  Rußland  dOrtei, 
mit  d(m  weiter  nnten  (c)  angeführten  Aiisn.ihmen  ■flilieijlieh  in  diesem 
Ansiedelungsrayon  sich  niederlassen  oder  ihren  \V  oitiibitz  wählen.  Dieser 
Ansiedelungsbereieh  nmfaBt  die  Ctonvemementa  des  Königreichs  Polen. 
Litthauens  und  SttdrnGlands  (es  ist  das  flehiet  des  vormaligen  polnisrhen 
Reiches  und  zwar  im  einzelnen:  die  üouvernemente  Warachau,  Kaiisch, 
Keltzy,  Lomscha,  LuhUn,  Petrilcan,  Plotzk.  Radomek,  Smiwalki,  Sjedlets, 
Bessarabien,  Wilna,  Witebsk,  Wolhynien,  Grodno.  Jekatt  rinoslaw,  Kowno, 
Minsk,  Mogilew,  Pudolien,  Poltawa,  Taurien  mit  Ausnahme  von  Jalta, 
Cherson,  Irchemigow,  Kijew  mit  Ausnahme  der  Stadt  Kijew  selbst,  nnd 
die  Ortschaft  Schluck  in  T.i\l  4nd  (Paßgesetz  Ausg.  1890  Art.  11  ff  )  ^ 
das  weite  Gebiet  des  übrigen  russischen  Aeiches  ist  den  Juden  verschlossen, 
insbesondere  gilt  das  von  dem  ganzen  eigentlichen  RuBland  nnd  den  Ostoee- 
provinzen  (Gesetz  vom  3.  Mai  1SS2).  Aber  auch  in  diesem  Ansiedelungs- 
bereieh dürfen  die  Juden  nicht  überall  einen  Wohnsitz  oder  ihre  Existenz 
begründen,  vielmehr  sind  sie  ausschließlich  auf  die  Städte'*  und  die 
fflULdtiscben  Ansiedelungen'*  angewiesen.  Auf  dem  Lande  also  dürfen 
Juden  selbst  innerhalb  des  ilinen  znijeAviesenon  .\nsiedelungsltereiche8  weder 
Wolmung  nehmen,  uuch  luunubiüarbesitz  erwcrbeu,  noch  ihre  Existenz 
begründen.  Dagegen  dürfen  sie  iu  den  «fStUdten**  oder  „städtischen  An- 
siedelungen" nioTit  nur  sich  niederlassen,  sondern  anrh  nTibew<  gliches  Ver- 
mögen erwerben.     Von  dem  unbeweglichen  Vermögen  aber  bleiben  die 
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(adligen)  gutsbesitzerlichen  und  b&uerlicJicn  üruntistücke  ausgeschlossen. 
Diese  dürfen  die  Juden  selbst  in  dem  Falle  nicht  erwerben,  wenn  sie 
innerhalb  des  Bereiches  von  8tadtgemeinden  belegen  und  diesen  letzteren 
zufrc'sf  hricbcii  ^im].  was  häufig  bei  kleinen  Städten  vorkommt,  wo  ganze 
StaUtgemeimku  tiuem  Gutsbesitzer  gehören.  In  allen  diesen  Stadt- 
gemeinden  dürfen  zwar  Jaden  wohnen,  aber  keinen  Immobiliarbesitx 
erwerben.  Di»  .s  bestimmt  zwar  nicht  das  GfSi  tz  ausdrücklich,  aber  die 
Judikatur  dos  Regierenden  .Senates  (Kassationsdepartemeiitj  gibt  der  be- 
züglichen (iesetzesstelle  diese  Auslegung  {Bah^in  Qee.  betr.  d.  StMade  an 
§  7«0  Anm.  1  Note  6  nnd  7.  S.  222\ 

b.  Die  vorstehend  dargelegten  Rechte  innerhalb  des  Ansiedelungs- 
rajons  dürfen  die  Jnden  nur  dum  ansflben,  wenn  sie  einem  d«r  un 

russischen  Reiche  anerkannten  Stände  zugeschrieben  sind.  Diese  hier  in 
Frage  kommenden  Stände  sind,  da  der  Stand  des  Adels  und  der  Geist- 
lichkeit für  Juden  außer  Betracht  kommt,  der  Kaufmanns-,  der  Hand- 
werker-, der  Bauern-  nnd  der  Bürgerst^nd.  Juden,  die  einem  Stande  nicht 
zugeschrieben  sind,  sollen  nach  i^p^iptzlicher  Bestimmung  wie  Landstreicher 
behandelt  werden  Kiesctz  bt.  die  Stande  Art.  768). 

Der  Bauernstand  ist  den  Juden  infolge  des  Verbots  der  Niederlassung 
außerhalb  der  Stadtgemeinden  (durch  das  Qesetz  TOm  3.  Mai  1882)  gleich- 
falls nicht  zugänglich. 

c.  Als  Ausnahme  tou  dem  vorstehenden  Verbot  ist  die  dauernde 

Niederlassung  im  ganzen  Reiche  den  jüdischen  Kuufleutcn  erster  Gilde, 
den  Besncbern  der  Landesoniversitäten  und  höheren  Lehranstalten  behufs 
ihrer  Ausbildung  sowie  den  Handwerkern  behufs  Ausflbung  ihres  Hand- 
werks und  endlich  denjenigen,  welche  den  akademischen  Doktor-.  Magister- 
oder Kandidatengrad  besitzen,  gestattet,  das  Recht  zum  Erwerb  von 
Immobiliarbesitz  ist  indessen  damit  nicht  verbunden,  (a.  a.  0.  Art.  787,  788 
und  FäUbi»  su  Art.  880  Note  14  S.  223  Fftllgeietai  Art  12.) 

Auf  die  jüdischen  Landbewohner,  welche  vor  Erlati  des  Gesetzes  vom 
3.  Mai  1882  im  Besitz  von  landwirtschaftlichen  Grundstücken  waren,  Übt 
dieses  Oesets  keine  rflckwirkende  Kraft:  diese  —  tibrigens  nieht  unerheb« 
liehe  Kategorie  v<m  jüdischen  Landleuten  behalten  ihren  Immobiliar- 
besitz, nur  mUttseu  die  jüdischen  Uemeinwesen  dieser  Art  von  den  chiist- 
liehen  Doffgemeinden  abgesondert  bleiben  (a.  a.  0.  Art.  807  ff.). 

2.  »Eine  Ausnahme  von  der  durch  diesen  Artikel  (819)  getroffenen 
Bestimmung  ist  zn  Gnnsten  der  mittelasiatischen  Juden  ohne  Unterschied 
ihrer  Staatsangehörigkeit  zugelassen.  Diesen  Juden  wird,  nach  gehöriger 
Vergewisserung  von  ihrer  Zuverlässigkdt,  von  dem  Minister  des  Innern, 
oder  dem  Generalgouverm  tir  von  Turkestan,  je  nach  d.  r  Zusfändi^ikc  it,  die 
Erlaubnis  zum  Eintritt  in  den  russischen  Untertanenverband  erteilt,  wobei 
sie  den  StBdten  des  vormaligen  Gebietes  von  Orenbnrg  und  Turkestan  (mit 
Ausnahme  der  Städte :  Irgis,  Turgai,  Aktjubinsk  nnd  T( mir)  mit  der  .Auf- 
lage, diUi  sie  dem  kaafmännischen  Gildestand  beitreten,  zugeschrieb*  n  und 
ihnen  die  Rechte  verlielwn  werden,  welche  den  russischen  Untertanen  jüdi- 
schen Glaubens  eingeräumt  sind." 

H.  ,Von  den  ansländischeii  Juden  werden  zur  ständigen  ^'iede^lassung 
innerhalb  des  Ansiedelungsrayons  der  Juden  zugelassen;  1.  diejenigen, 
weldie  mit  der  Absicht,  Fabriken  und  Gewerbeetablissements,  mit  Ausnahme 
von  Branntweinbrennereien,  zu  gründen  nach  Rußland  kommen  und  die 
hierfür  vorgeschriebene  Genehmigung  (a.  a.  0.  Art.  828  Aum.  2)  erhalten;  diese 
Juden  haben  gleich  bei  ihrer  Ankunft  in  Rußland  ihre  Unterschrift  dahin 
zn  leisten,  daß  sie  die  erwähnten  Fabriken  nnbedinirt  innerhalb  der  Frist 
von  drei  Jahren  errichten  werden;  im  Falle  der  Nichterfüllung  dieser  Be- 
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diiiguüg  werden  sie  des  Landes  verwiesen,  im  Falle  der  Erfüllung  derselben 
jedoch  kltniien  sie  in  den  UntertanenYerband  unter' Beobachtung  der  Be- 
stimmungen drr  Artiki  ]  «36  ff .  aufgenommen  werden  und  müssen  di«-  tr.  sftz- 
liche  Standeszuguhorigkeit  wählen ;  2.  von  Fabrikanten  angenumuiene 
Werkmeister  zur  Verrichtmig  von  Arbeiten  im  Fabrikbetrieb ;  diese  werden 
zugelassen  n-.nh  Vorlegung:  ?>'  des  gespt/Ürh  vorgeschriebenen  Passes, 
b)  eines  Zeuguii>ises  des  rusaischen  Konsuls  und.  wo  solcher  nicht  da  ist 
der  Botschaft  oder  Gesandtschaft  über  iliren  Beruf.  Uber  die  Art  ihrer 
frühen  II  T;itit;ki  it.  über  ihre  Eigenschaft  als  Werkmeister  sowie  lianiber. 
von  wem  und  zu  welchem  Zweck  sie  gedungen  .sind.  Diese  Meist*  r  \n  *  rJeu 
sntr  st&ndigen  Niederlassung  im  Ansiedelung.srayon  der  Juden  un  l  zor 
Leistung  des  üntert«neneides  nirlit  atul-  is  znirrlassen.  als  nacli  frnifiii!iri_'f»m 
Aufenthalt  in  der  Fahrik.  und  wciin  sie  liU  rdies  von  ihn  ii  Diruailierren 
und  der  Ortsbebörde  Zeugnisse  über  ihre  Kunstfertigkeit  und  tadelloee 
Führung  vorlegen,  wobei  die  Bestimmiuig«!  der  Art.  ^6ü.  va,  beobachten 
sind." 

4.  .Im  Jahre  18H;J  ist  behufs  Vermeidung  falscher  Einregistrierung 
der  Juden  in  dii' Tlandelsklassen  die  Bi  stinimuMg  trcTrufTrn  ;  Von  allen  Ans- 
ländcru,  welche  nach  RuUland  zum  Zwecke  des  Eintiitts  in  die  Ilandels- 
klMsen,  Innongen  und  andere  abgabenpflictaUge  Berufsarten  kommen,  ohne 
dem  rntrrtnnfnvdli.ind-'  b-^izutreten,  oder  auch  iin  Falle  ih-s  Rritiitts.  ist 
vor  Erteilung  des  hierfür  vorgeschriebenen  Attestes  die  \  orlegung  eines 
Zeugnisses  der  aoslftndischen  Konsistorialbehörde  oder  einer  anderen  nöberen 
Behörde  darüber  zu  vf'r!;\n'_'pn.  daß  sio  und  ilnc  rnit  Ihnen  mitgekommenen 
Fajuilienglieder  Christen  sind.  Dies  erstreckt  sich  auch  auf  diejenigen, 
die  ans  den  Oouvemements  des  Königreichs  Polen  und  dem  GroßfOrstentam 
Finland  komiufn  und  sich  zu  den  Handelsklassi  Ji  in  Gemäßheit  der  für  sie 
gegebenen  Vorschriften  zuschreiben  lassen.  Die  beaseicbueteu  Vorschriften 
hmtn  an!  die  nach  Rnßland  kommoden  Asiatm  keine  Anwendong,  welche 
in  denjenigen  Oonvrrnptnf uts,  in  welchen  den  Juden  der  .\ufenthalt  versagt 
ist,  dem  Stande  der  Gilde  beitreten  können.''  ^Ges.  bt.  die  StiUide  Art.  819 
Anin.  1 — 3  cf.  oben  §  21  Anm.) 

sj  H7.  .Den  nach  Rußland  kumtnendon  !iuf«lfiiulischen  Juden,  welche 
durch  ihre  gesellschaftliche  (Stellung  und  infolge  ihrer  ausgedehnten  Handels- 
geechftfte  einen  Ruf  haben,  ist  es  gestattet,  auf  Qmnd  besonderer,  jedesmal 
von  den  lOnIrtem  der  Finansm,  des  Innern  und  der  AnswUrtigen  Angelegen* 
beiten  hierzu  erteilten  Erlaubnis  in  Reiche  Handel  zu  treiben,  ßankbureaux 
zu  errichten  und  Fabriken  zu  gründen,  wobei  ^ie  n<  werbesi  lieine  fflr 
Handelbimtrrnelunea  der  ersten  oder  für  GewoilH'unreiHLdinien  der  drei  er>tt.'n 
Klassen  zu  lu^eu  haben.  Diesen  Juden  speziell  ist  auch  der  Erwerb  und  die 
Paditnng  unbeweglicher,  nicht  besiedelter')  Gtttw  unter  Beobaditung  d^ 
in  diesen  Gesetzen  betreffend  die  StKnde  g^benen  Vorschriften  gestattet. 
Denjenigen  ausländischen  Juden,  weldie  durch  ihre  gesellschaftliche  Stellung 
und  infolge  ihrer  ausgedehnten  Handelsgeschäfte  In  k.mnt  siiul  und  nach 
Ru(3land  vorübertrehend  zum  Zwecke  des  Einkauf^  ru.ssisrlier  Krzensrnifse 
und  ihrer  Ausfuhr  nach  dem  Auslände  kommen,  können  ebenfalls  Gewerbe- 
zeugnisse fttr  Handelsunternehmen  erster  Klasse  nach  jedesmaliger  gleich- 
seitiger Brlanbnis  der  Minister  der  Finanscai,  des  Innern  und  der  Aus- 
wftrtigen  Angelegenheiten  erteilt  werden'  (Ges.  bt.  d.  Stftnde  Anm.  8  sa  Art. 
826,  Allerhöchster  BrlaB  vom  20.  Jnni  1860),'*) 
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ylm  Jahre  1842  ist  die  Beetimmang  getroffen  worden,  daß  d«A  am 
Hand^wecken  ani  Hittelasien  an!  der  Orenbnrger  I4nie  kommenden  Jaden 
dort  der  J^ndelsbctrieb  in  gleicher  Weiee  wie  den  Bewohnern  von  Buchara 

und  (,'hiwa  mit  d<;r  Maßgabe  jedoch  zn  gestatten  ist,  daß,  im  Falle  sie  aus 
dem  Gouvernement  Ort  iiliarw  nach  den  inner«'ii  f niuvt  rnomrnts  sich  hocrolicn, 
hinsichtlich  derselben  dir  alls^'fmeinen  auf  die  Judtu  bezüglichen  Vorschriften 
zu  beobachten  sind*  [a.  a.  U.  Aum.  3  zu  Art  828). 

Anmerkungen: 

^)  BextlgUch  der  beBiedelten  Güter  cf.  oben  Anmerkung  su  §  9  Ab- 
schnitt V. 

^  Das  Oesetz  statuiert  einen  wesentHcliMi  ünterscbied  swischen  den 

russischen  und  auhlilinlist  In  n  huU  n  hliisirlitlich  der  handelsgewerblichen 
Tätigkeit  der  einen  und  der  anderen,  den  letzteren  sind,  sofern  sie  die 
oben  vorgeschriebene  ministerielle  Erlaubnis  erhalten  haben,  hinsichtlich 
des  Gebietes,  innerhalb  dessen  sie  ihre  Tüti^keit  ausüben  ki»nii(  n  und  der 
Art  dieser  Tätigkeit  umfangreichere  Befugnisse  gewährt  als  den  ein- 
heimischen Juden.  Denn  während  diese  nur  in  ihrem  Ansiedelungsrayon 
und  außerhalb  desselben,  falls  sie  nicht  der  ersten  Kaufmannsgilde  zöge- 
zählt  werden,  nur  insoweit  das  Handelsc'fwcrbe  betreiben  k«;nnen,  als  es 
die  eigenen  Erzeugnisse  ihres  Handwerks  zum  (i(  irenstando  hat,  können 
anslindische  Juden  nach  Erlangung  der  ministeriell)  ii  iM  laubnis  innerhalb 
des  ganzen  Reiches  ungehindert  jede  Art  ron  Handels-  und  Gewerbe- 
betrieb ausüben. 

Tnter  Berücksichtigung  der  vorstehenden  Erwägungen  niinint  die 
Judikatur  dos  Retrierenden  Senates  an.  daß  die  Katet;inie  der  Haiidel- 
und  (iewerbetreibenden  der  ausländischen  Juden  auf  wesentlich  anderer 
gesetzlicher  GMndlage  basiert  als  diejenige  der  einheimischen  Jaden  nnd 
zieht  des  weiteren  hieraus  den  Schluß,  daß  auf  den  Gewerbebetri  ^  :ms- 
liindischer  Juden  ohne  ministerielle  Erlaubnis  nicht  die  Strafbeaiimmuug 
des  Art.  1171  (der  den  Handelsbetrieb  der  Jaden  auBerbalb  ihres  An- 
siedelungsrayons mit  Konfiskation  der  Waren  und  Ausweisung  aus  dem 
betreffenden  Gebiet  bestraft),  sondem  Art.  1169  Strafgesetzbuchs  Anwendung 
Ibdet,  wonach  der  Gewerbebetrieb  ohne  behördliche  Brhiubnis  Geldstrafe 
bis  300  Rubel  oder  Haft  von  :5  Wuelieii  Iiis  3  Monaten  nach  sich  zieht. 
Die  Ausweisung  aus  dem  Reiche  kann  daneben  erfolgen,  (cf.  Senate- 
«itscheidung  bei  Patibin  zu  Art.  828  a.  a.  0.) 

§  38.  , .Russische  Uutertaiieu  wtibliciieu  Geschlechts,  welche  mit  aus- 
ländischen Juden  oder  überhaupt  mit  Ausländem  die  Ehe  geschlossen  haben, 
haben  das  Becht,  wenn  sie,  ohne  ihr  Vaterland  yerlassen  au  haboii  varwitwet 
«der  ron  ihren  kianeni  geschieden  werden,  in  den  nusisdien  Unt^tanen- 
Terband  zurücknakehren,  falls  ^  Zeugnisse  Aber  d(  n  Tod  ihrer  IDbiner  «tar 
ihre  Scbeidunfr  von  ihnen  vorlegen.  Die  aus  diesen  Ehen  hervorgopan^enen 
Kind«*r.  welche  hei  ihren  Müttern  sind,  können  bei  ihnen  wiilin  lui  ilirer 
ganzen  Minderjälirigkeit  verbleiben,  nnd  nach  Erreichung  der  Volljährigkeit 
ist  CS  ihnen  freigestellt»  zn  erklftren,  ob  sie  in  den  misischra  üntertanen- 
Terband  eintreten  oder  nach  dem  Auslände  sieh  b^ben  wcdlen'  (a.a.O. 
Art  820). 

Anmerkung, 

, Jüdinnen,  die  mit  österreichischen  Staatsangehörigen  sich  verheiratet 
haben,  ab«  t«i  den  Ssterieichischen  Bürden  sur  Übersiedelung  nach 
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()st<Trt'i('h  ziigolasspn  werden,  kfinnon  in  ihrem  Wohnorte  auf  der  (rnindlatje 
des  Ausliindt  rrechts  bleiben,  und  nacli  AuHösung  der  Ehe  durch  Tod  oder 
Scheidung  in  den  nittiachen  UnterlanenTerband  zurflckkehren.  Die  minder* 
jähriKdi  Kinder  ans  diesen  Ehen  können  bis  zur  Erreichunfr  drr  Voll- 
jährigkeit bei  den  Müttern  bleiben,  am  dann  innerhalb  eineä  Jahres  die 
Entscheidniiff  für  den  Beitritt  zum  nissisehon  L'ntertiuieiiTerband  oder  für 
die  Auswaudminp  ihn  Aasland  zn  treffen  Den  Mütf»^rn,  und  im  Fallt-  dis 
Todes  derselben,  den  nächat«D  Verwandten  steht  das  Recht  zu,  solche  in 
Roftland  geborene  Kinder  auch  vor  ihrer  Orofijähnskeit  dem  Verbände 
derjenigen  Familien  zuschreiben  zu  lassen,  denen  die  Mfltter  ihm  Gebttft 
nach  angehören (Anm.  za  Art.  820  a.  a.  0.). 

II.  Fuiuilieiirecht. 
1.  Eherecht. 

§  1.  „Bei  der  Entlassung  Kriegsgefangener  in  ihre  Heimat,  welche 
wihrend  ihres  Anfenthalts  in  Rußland  mit  masisdien  Untertanen  reditgl&nbigen 
Bekenntnissee  eine  Ehe  dugcgnugeii  sind,  wird  von  Ümen  eine  Besdieinigang 
dsrflber  verlangt,  ob  sie  ni  ihren  Franen  KaflckkelirwwoUen;  nnd  wenn  ihre 
Abwesenheit  länger  als  zwei  Jahre  dauert,  so  erhalten  die  Frauen  die  Freiheit 
zur  Eingehung  einer  nenen  £he"  (Civülcodez  g  77  S.  S.  fid.X  Teil  1  Ansg.  1900). 
Anmerku  ng: 

Die  in  RnSland  anurflckbldbendoi  Ehefrauen  der  Kricgsgefangenea 
künnrn  (reniälj  dieser  Vorschrift  nach  Kweijihriger  Abwes  -  Ii  it  ihrer  Ehe- 
männer eine  neue  Ehe  eingehen.  Klibamki. 

$  2.   ..Mit  ausländischen  Asiaten*),  welche  sich  mit  rusaiBehMi  ünter^ 

tanon  evangelischen  Bekenntnisses  verheiratet  haben,  dürfen  bei  ihrer  Ahrci?e 
Ulis  Rußland  nach  ihrem  Vaterland  Frauen  nnd  Kinder  nicht  mitentlasaen 

werden  '      a.  <  )  ?;  08), 
Anmerku  n  g  : 

Gemeint  sind  hier  nicht  christliche  Asiaten  männlichen  Geschlechts, 
wie  aus  dem  Inhalt  und  dem  Zweck  des  Paragraphen  hervorgeht,  der  auf 
eine  Verhinderung  des  Abfalls  der  Frauen  und  iOnder  vom  Christentum 
abiielt  {Myaeh  S.  200). 

§  'A.  .,6ei  der  Enlla^sung  sukbtr  ausländischen  Asiaten  nach  dem  Aus- 
lände ist  von  ihnen  eine  Bescheinigung  zu  fordern,  ob  sie  zn  ihren  Franea 
xurttckzttkdiren  beabsichtigen;  falls  sie  nnn  solche  Absieht  bekunden,  so  ist 
hierzn  eine  Frist  von  nicht  Iftnger  als  xwei  Jahren  su  gewähren,  mit  der 

Haßgabe,  daß  sie  für  diesen  Zeitmnm  den  Unterhalt  der  Frauen  sicher- 
stellen; nach  Ablauf  der  Frist  a!>er  werden  ihre  Frauen,  falls  die  Männer 
nicht  zurückkehren,  als  von  der  Ehegemeinsrhaft  befreit  erachtet,  was  von 
den  Imams  auch  in  ihic  vor  der  Ehe  geschlossenen  Verträge  aufgenommen 
werden  niiifi'*  (a.  a.  0.  §  m). 

%  4.  „Auslftndische  Asiaten,  welche  mit  russischen  Untertanen  mobame- 
danischen  Gesetses  dm  Ehe  eingegangen  sind,  unterliegen  im  Falle  ihrer 
Entfernung  denselben  Beschränkungen,  welche  für  sie  im  Falle  einer  Ehe- 
Bchließnng  mit  Frauen  christlichen  Cjesetzes  bestimmt  sind      öb,  ttd);  jedoch 
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i-;!  fs  den  Bncliiirtn  nicht  verboten,  ihre  Frauen  mnhaniedanischen  Gesetzes 
XU  ikr  \  aierlauii  mit  sich  zu  nehmen,  wenn  die  Väter  und  Mütter  der  letzteren 
dem  znstlinmen.  Daaeeibe  Recht  erstreckt  aicb  Mich  auf  die  tfiikiacheii, 
peieisdieii  «nd  mohemedeiiigcheii  Untertanen  in  Beiidmiig  ra  Tteaskankaaien; 
wenn  aber  die  ausländischen  Mohamedaner,  weldie  Mohamedaneiinnen  geheiratet 
haben,  bei  ihrer  Rückkehr  in  ihr  Vaterland  ihre  Familien  in  Rußland  zurück- 
laswn  wollen,  so  sind  sie  auf  Grund  des  t;  8'.)  verpflichtet,  eine  Bt'srhf  inignnj? 
über  ihre  Rückkehr  zu  (ii  n  Frauen  in  der  iji  diesem  Paragiupheu  bestimmten 
Frist  za  geben  und  deien  Unterhalt  sicher  zu  stellen "  (a.  a.  0.  §  %). 

§  5.  ,FM8onen  wdblidien  Oeedilecbte,  welche  eine  gesetiliehe  Ehe 
mit  Anelftndem  eingdien,  die  in  Rußland  weder  im  Staatedienste  stdien,  noch 
staatsangehorig  sind  (welchen  GlanbensbekcnntniBses,  ob  rechtgläubig  oder 
andersgläubig,  die  Ehemänner  aach  sein  mögen)  feilten  dem  Stande  und  dem 
Wohnorte  ihrer  EhemÄnner"  (a.  a,  0.  §  108). 
Anmerknng: 

Hat  ein  msaiacher  üntertan  nach  seiner  EhescMießnnfr  die  Staats- 

angefaörigkerr  in  einem  andern  Staate  erlaiii::r  ■  bleibt  seine  Ehcfran.  falls 
in  der  Entlaäöungsurkunde  aus  dem  mssischen  L'ntertancnvcrbande  von 
ihrer  Entlassung  nichts  erwihnt  ist,  mssisehe  Untertanin,  ohne  daB  ihre 
Recht«  dem  Manne  gegenüber  dadurch  eine  Beeinträchtigung  erleiden. 
(Entscheidong  des  Senats  pro  1896  No.  IIS  bei  Borotoikow»ki  zu  §  102 
a.  a.  O.). 

§  6.  „Von  den  Angelegenheiten,  weldie  :uisscblieLlicb  zu  den  geistlichen 
Gerichten  gehören,  werden  die  Sachen,  welche  die  Anerkennung  einer  Ehe 
als  eine  gesetzliche  betreffen,  in  denjenigen  Exarchien  behandelt,  in  denen 
die  Ehe  geschlossen  ist,  nnd  wenn  die  Elie  im  Auslände  geschlossen  ist, 
die  Ehegatten  aber  mssisehe  Untertanen  sind  —  in  der  Ezarchie  von 
St.  Petersburg. 

.Die  Ancrelegenhciten  betr.  die  Scheidung  einer  in  Rußland  geschlossenen 
Ehe  und  » ben.sn  die  Scheidung  im  Auslande  «^esi  hlonsener  Ehen,  falls  die 
Ehegatten  russische  Untertanen  sind,  werden  in  denjenigen  Exarchien  be- 
handelt, in  welchen  die  yerhundenen  Ehegattim  Ihren  sUndigmi  Wohndts  haben, 
nnd  wenn  einer  oder  Imde  Ehegatten  im  Auslande  ihrra  Wohnsits  habra  — 
in  der  Exarchie  yon  St.  Petersburg.**  (Allerhöchst  am  14.  Juni  1888  be- 
stätigte Meinungsäußerung  des  Staatsrates  bei  M^seh  Suppl.  8. 30). 

2.  Adoption  luui  Loiritiniation. 

§  7.  „Das  Recht,  ausgesetzte  Kindt  r  (id(  r  solche,  die  ihre  Herkunft 
nicht  kennen,  zu  adoptieren,  welche  den  russischen  Untertanen  vom  bürger- 
lichen und  Itndliehen  Stande  eingeräumt  ist^  erstreckt  sich  auch  auf  die  in 
Rußland  lebende  Ausländer,  die  die  russische  StaatsangdbCrigkeit  nidit  an- 
genommen haben,  jedoch  mit  der  Maßgabe,  daß  die  zu  adoptierenden  ausge- 
setzten Kinder,  der«  n  Herkunft  und  Taufe  unbekannt  ist,  im  rechtgläubiuen 
Bekenntnis  getauft  und  er20};en  werden,  mit  Ausnahme  lediglich  der  drei 
baltischen  Gouvernements,  für  welche  diese  BesUjumung  nicht  verbindlich 
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isi.  iiinl  (livU  sie  auUeriieia  den  Charakter  als  russisch»^  l  iitcrTiinj^n  beibehalten: 
bei  der  Zuzuhluii|(  solcher  Personcu  nach  der  ersten  darauf  fulgenden  Volks- 
sShlong  m  dem  betrdfnideii  Stande  igt  gemäß  den  ffOr  diesen  Oegengtond 
erlMsenen  Oesetzen  m  verbliren.*'  (CiTUkodex  $  16ä). 

AnmerkuniTi  n : 

1.  laicht  nur  ausgesetzte  und  solche  Kinder,  die  ihre  Herkunft  nicht 
kennen,  sondern  anch  andere  Personen  können  Ausländer  adoptieren  oder 
U'trit inneren  (durch  nachfolgende  Eheschließung).  Denn  durch  das  Gesets 
vom  12.  März  18!H  ist  die  Adoption  und  die  Legitimation  per  sabsequens 
uiatrimonium  schlechthin  gestattet,  ohne  dalJ  bezüglich  der  Ausländer 
eine  Ausnahme  gemacht  ist.  Hieraus  folgert  daa  Kassationsdepartement. 
daH  dieses  Gesetz  auch  auf  Ausländer  Anw«  iiibiiii;  tindet,  du  die  Ausländer 
in  Kußland  nach  Art.  822  dos  Gesetzes  betr.  die  Stände  in  der  Regel  — 
wenn  keine  Ausnahme  statuiert  ist  —  den  in  Rußland  geltenden  Gesctsen 
unterstehen.  Aus  diesem  Grunde  nimmt  aiu  li  die  .Tndikutur  des  Kas^.i^ions- 
departements  die  Refugnis  der  in  RuliUiul  kbeiidiüi  Auslaiulti  an.  vor 
der  Ehe  erzeugte  Kinder  durch  die  nachfolgende  Eheschließung  u'>'iHr»B 

144^  il<s  Civilkoilf  \  zu  legitimieren;  sollttii  difsr  Kinder  aiicli  tliir<h 
ie  Legitimation  ilire  russische  Staatsangehörigkeit  verlieren,  obschon  der 
§  163  Oivilkodex  nur  von  der  Adoption  spricht  (ef.  Palibm  zu  Art.  822 
Gesetz  bt    di.-  Strunlf  utid  Boruicikowski  Note  2  zu  §  ir».'^  Tivilkodex*. 

2.  Die  in  einem  auswärtigen  Staate  nach  den  Qesetzen  desselben  in 
giltiger  Weise  liewirkte  Legitimation  Ton  Kindern  wird  auch  in  Bofiland 
für  r  rhtsgiltig  enchtet  (Borawikowski  m  Art.  707  der  nusischea 
CPU.  NoU'  2). 

§  8.  „Die  Adoption  der  Zöglinge  beiderlei  Geschlechts  der  Kaiserlichen 
Erziehungshänser  zn  St.  Petersburg  und  Moskau  steht  fownh!  nissisrhen 
Untertanen  als  auch  Ausländem  der  christlichen  Bekenntnisse  aul  Uruiid  der 
allgemeinen  die  Adoption  betreffenden  and  den  nachstehenden  besonderen 
Bestimmungen*)  frei."  (Art.  1  Beil.  tu  §  ld6  Giyilkodex  Ann.). 
*)  Anmerkung: 

Dit  s(  BostimmuniTPn  gehen  dahin,  daß  die  Adoption  nur  mit  Zti- 
aLuaiuuiig  der  Verwaltung  der  Erziehungshänser  erfolgen  kann.  Ist  das 
Stt  adoptierende  Kind  noch  nicht  zehn  Jahre  alt  und  TOD  der  Mutter  selbst 
genährt  worden,  so  muß  btztc  ili-r  Adoption  zustimmen,  falls  sie  jährlich 
der  Verwaltung  des  Erziehunghauses  ihren  Auftnthalt  anzeigt.  Im  iibrigeu 
begnliiilt  t  die  Adoption  ein  Verwandt-schaftsverbSltnis  wift  swiwshen  Vater 
nnd  Kind  (a.  a.  0.  Art.  2  g  Iö6^-lö6?  Uivükodez). 

:i.  Vormnndsrhaftsrecht« 

a.  I'ber  minderjährige  Ausländer  in  Rußland. 

§  9.  ,,In  den  Gouvernements  Tschernigow  und  Poltawa  dürfen  anüer 
den  Personen,  welche  durch  die  allgemeinen  Gesetze  von  einem  diesbtzügüchea 
Verbote  betroffen  sind,  zn  Vormtlndeni  nicht  ernannt  werden:  1.  Diejenigen, 
die  keine  mssischen  Untertanen  sind,  nnd  2.  die  kon  eigenes  snr  Sieker* 

Stellung  der  Vormnndscliaft  ausreichendes  Vermögen  besitzen,  ausgenommra 
lediglich  den  Fall,  wenn  auf  Grun.l  di  §  232  solche  Personen  in  dem 
Testamente  des  Vaters  des  Minderjährigen  als  Vormttnder  bestimmt  sind.'* 
(Civilkod.  §  2ÖÖ). 
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§  11).  „Der  Wrkanf  unhewc^liclifii  VciTnöirens,  wclrlics  imnilt  rjHhrisffn 
Aasländern  in  KuUlHUii  ungelulleu  tsi.  erlulgt  nicht  ander»  als  nach  vor* 
gängiger  Bhuetsnng  einer  Vormnndscliaft  Aber  dieee  Minderjälurigini  in  Oe- 
nULfiheit  der  in  Rofflend  geltenden  Beetimmongra  in  der  In  Ziffer  S  des  in 
§  277  des  Civilkodex  (fegebemm  Vorschriften". 

(Erlaß  des  Senate  Tom  21.  Februar  1879  bei  Mff^ch  S.  m) 
Anmer  k  u  ng: 

„Der  Verkauf  mui  VermögensstUckeu  Minderjähriger  erfolgt  auf 
folgender  Grundlage: 

n>T  Verkauf  Voll  unh'Mvoglichen,  Mimlerjährigen  frohöronflcii  Giltcrn. 
ist  zulässig;  ai  bei  der  Ti  iluiiir  unter  dtii  volljährigen  nml  miiiikrjühiisi<  n 
Krhen:  b)  antm  Zwecke  der  /.ihlung  von  Schulden,  welch*'  auf  den  Minder- 
jährigen znsanimen  mit  dem  Erbschaftsgut  übergegangen  siiul :  c)  infolge 
vollkommener  Baufälligkeit  eines  Gebäudes,  oder  wenn  für  den  Unterhalt 
des  Gutes  mehr  erforderlich  ist,  als  Einkünfte  aus  demselben  erlialten 
werden.  In  allen  Fälltu  <]<v  Ni.twcndigkcit  dis  V»rkanfos'  eines  Gutes 
Minderjähriger  hat  dtr  Wirmund  an  die  Adelsvurmuudst-haft  oder  das 
Waisengericht  eine  Eingabe  zu  machen,  welche  hierüber  dem  Gouverneur 
brridif«  t  und  dieser  letztere  bringt  «Iii  Sache  mit  seinem  Beschluß  an  den 
Ilr-zit n  uilen  Senat.  Der  erfolgte  \ » rkauf  eines  solchen  Guten  ohne  Ge- 
nehmigung des  Senats  wird  auf;;<  linben  und  der  Schaden,  welcher  dem 
Käufer  infolge  .\bsrhlussi  s  des  Kaufvertrages  über  dasselbe  vonirsacht  ist, 
bleibt  der  Verantwortlichkeit  der  Behörde  überlassen,  welche  die  Voll- 
slefanng  deseelben  sngeUwflen  hat"  (§  277  Ziffer  3  Civilkod.) 

11.  Bezüglich  der  Stellung  der  ausländischen  Konsulatsbehörden  zu 
den  vermögensrechtlichen  Angelegenheiten  ihrer  in  RuBland  befindlichen 
minderjährig«»  Landsleute  ist  anläßlich  dnee  dareh  den  italienischen 
Gteneralkeosnl  in  Odessa  rar  Entscheidung  gebrachte  konkreten  Falles  nach- 
stehende prinzipielle  Senatsentscheidung  ergangen. 

(Jrirndsätzlirh  ist  das  Imniohiliarrecht  nach  den  Gesetzen  des  Landes 
2&U  beurteilen,  in  welchem  dm  unbewegliche  Venuugen  belegen  ist.  (cf.  unten 
VI  §  3  Anm.  2.  §  4  Anm.)  Wenn  auch  kraft  der  Konventionen,  die  Rußland 
mit  Nemden  Staaten  goKihloeaen  hat,  den  Koosnlatebehörden  der  letzteren 
in  Rußland  das  Recht  xasteht,  in  ihrer  antlidien  Eigensdiaft  die  minder- 
Jülirigen  AngehSrigen  der  von  ihnen  vertretenen  Staaten  zu  beschtttzen  nnd 
zu  lH[>vonnunden  nnd  deren  vprTnö<;pn?irechtliche  Interessen  wahrzunehmen, 
si»  hat  diese  Hechtsstelluui;  der  Knn.sulatRbehnrden  nach  dein  lulmlt  der 
Konrentionen  nur  die  Bedeutung,  daß  die  Konsuln  in  Gemeinschaft  mit  den 
xiiiaiaehen  Gerichtsbehßrden  bei  der  Siehening  des  VramSgens  ihrer  Landalente 
in  NachlaBsachen  mitarawirken  und  dieses  Vermögen  als  deren  Bevollmächtigte 
■a  verwalten  kabm;  keineswegs  steht  ihnen  das  Amt  eines  Vormundes  kraft 
ihres  Amtes  zu;  sie  können  zu  Vormündeni  in  der  ^'esetzlieli  hierfür  vor- 
geschriebenen Ordnung  durch  die  russische  zustiindige  Rehrnde  ernannt 
werden,  aber  nur  in  ihrer  Eigenschaft  als  l'rivatpersunen.  Da  nun  nicht  nur 
nndi  den  In  Rnfilaiid  geltenden  Gkaetxen,  sondern  nach  nadi  den  Ornndsätsen 
des  intetnationAlen  Rechte  hlnsichtlidi  des  nnbewegUcheu  YemiSgenB  die 
IfMideegeeetee  Anwendting  finden,  so  bat  fttr  den  Verkan!  des  nnbewegUchcn 
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YemiBgens  minder  j&hriger  Aiullnder  in  Rnffland  die  Beetimmnng  der  2aBer  3 

des  §  277  Civilkodex  Platx  zu  greifen.  Nach  dieser  Bestimnuinjt;  ist  der 
Z  erkall f  durch  die  vorgängige  Einsetzung  cinor  Vormundschaft  Uber  die 
Miiul»  !  jiihrigen  bedingt.  Des  weiteren  hat  der  Vormund  (nicht  der  Konsul) 
den  \  erkauf  des  fraglichen  Immobile  in  Gemäßheit  des  zitierten  §  277  durch 
Veimitlelung  der  rartftndigen  YormmHiwbaftsbelilMle  leim  Regtocnde»  StmtA 
xa  beantragen.  Wird  dann  das  Immobile  verlcaoft,  fo  gelangt  der  anf  den 
Anteil  des  Minderjährigen  entfallende  Betrag  des  Erl5sc8  in  die  Vormund- 
schaft licho  Verwaltung,  nicht  aber  an  den  Konsul.  (flenateentBcheidang  vom 
;21.  Februar  XiH^  bei  Mysch  a.  a.  0.) 

b.  Über  minderjährige  rnssisohe  Untertanen  im  Anstände. 

§  12.  „Die  Vormondscbaft  und  Fürsorge  fflr  minde^ibrige  Kinder  im 

Auslande  verstorbener  russisdier  Untertanen  liegt  zeitweilig  den  msstscbein 

Konsuln  ob,  welche  in  diesem  Falle  auf  (jrund  der  Bestimmungen  verfahren, 
die  in  der  Konsulat sordnung  dargel^  sind.   (Ausg.  J877  Art.  2  sub.  2; 
12  sub  5 ;  77.)*     ivilkod.  §  349.) 
Anmerkung: 

Der  Artikel  2  Sats  3  der  KonsnUteordnung  Untet: 

.Der  Kuiisiil  ist  wenigstens  zritweilig  vermöge  seiner  amtlichen 
DicnstpÜicht  der  Vormund  und  PÜeger  der  minderjährigen  Kinder  und 
Witwen  der  in  seinem  Besirk  verstorbenen  rassischen  Untertanen  und 
nimmt  die  Kiiiiktionen  eines  Bcvnllmiiclitis:ten  der  abwesenden  Erben  wahr*". 

Der  Artikel  12  der  Konsulatäordnung  lautet :  „Der  Generalkonsul, 
Konsul  und  Viselronsnl  sind  Terpflichtet,  folgende  BQcher  in  ihrer  Kanslei 
zu  halten  und  ordnungsmäßig  zu  führen:  ZifTi  r  '  Ynr  Eintrofrnne  aller 
Maßnahmen,  welche  sie  nach  dem  Tode  ruüüibcher  Untertanen  behufa 
Walumebmung  der  Tnteressen  der  minderj&hr^^n  Kinder  und  abwesenden 
Erben  flrrsrlbrn  treffen.  In  dieses  Mnch  infissen  atirh  die  Geldbeträge, 
Wertiiarhen  und  andere  Kostbarkeiten,  welche  an  das  Konsulat  zur  Aof- 
bewabmng  abgeliefort  sind,  mit  mttglicbster  Ckoaniglceit  eingetragen 
werden"»  (Vgl.  Art.  77  Konsulatsordnang  cL  unten  lY  §  6  Anm.  unter  d.) 

c.  Über  Geisteskranke. 

§  13,  ,Die  Besichtig uiig  russischer  Untertanen,  welche  im  Auslände 
einer  geistigen  Zerrüttung  Terfallen  sind,  wird  nach  den  Gesetzen  desjenigen 
Landes  Torgenommen,  in  welcliem  sie  ibren  Aufenthalt  babra,  nntee  Teilnahnie 

eines  Deputierten  oder  BeTollm&chten  seitens  der  Örtlichen  russisclmi  Ge- 
sandtsdiaft  oder  des  Konsulats.  Die  liicrli»  i  auftri  nonimene  Verhandlung  fiher 
die  Ji(  sie  ht  iuning  nehst  ni.-ssischer  t'beisetzung  und  Beglaubigung  wird  von 
dem  Ministerium  der  auswärtigen  Angelegenheiten  an  den  Justizminister 
bdinfe  Vorlegung  an  den  Regierenden  ä«Dat  zur  mtspreehenden  Verfiigung 
abgegeben.  Die  Fflrsorge  fttr  die  Person  und  das  YernOgeai  eines  Oeiste«- 
kranken  im  Auilande  wird  in  Ermangelung  von  Verwandten  oder  nalie* 
stt  lu  iidcn  l'ersonpn,  welche  solche  gegen  Ert»Mlniip  einer  Bescheinigung  hier- 
über zu  übernehmen  gewillt  wären,  d^m  nissisi  licii  Konsul  zugewiesen,  in 
dessen  Bezirk  der  Geisteskranke  seinen  Aufenthalt  hat.   ^ach  ihrer  Wieder* 
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berstellung  werden  solche  Kranke  in  Autrenschrin  jifpnommen :  im  Fiille  ihrer 
Anwesenheit  im  Aaslande  in  derselben  Orduuug.  in  welcbtT  sie  besichtigt 
worden  waren,  nachdem  sie  der  Zerrüttang  ihrer  Geisteskräfte  verfallen  waren 
d.  h.  nach  den  Gesetzen  desjenigen  Landes,  in  dem  sie  sich  zur  Zeit  aofhalten 
vnd  unter  Betdligang  eines  BerollaAdHigten  s^tens  der  ftrtlidieD  nuniieben 
Oeaandtediafk  oder  dee  Konsnlate,  im  Falle  aber  Ihrer  Rflekkehr  nach  Ruß- 
land in  der  im  §  878  vorgeschriebenen  Ordnung.  Die  Besichtigung  eines 
Geisteskranken,  welche  ohne  Teilnahme  eines  Bevollmächtigten  oder  Deputierten 
seiten.s  der  russisc  hen  (lesandtschaft  oder  de.s  Konsulats  vorgenommen  worden 
ist,  wird  nur  in  dem  Falle  als  giltig,  und  alle  ihre  Folgen  als  gesetzlich 
anerkannt,  wenn  eine  Bescheinigung  des  Ifinisfeetiania  der  Auswärtigen  An* 
gdegcnbeiten  vorliegt,  daft  in  dem  Lande,  in  welchem  sich  der  Oeistesbranke 
befand,  zor  Zeit  seiner  Besichtigung  weder  eine  mssische  Gesandtschaft  noch 
ein  Konsulat  bestand.  Die  Unkosten,  welche  die  Ernennung  eines  Bevoll- 
mächtigten seitens  der  Gesandtsrhaft  oder  des  Konsulats  fdr  die  Anwesenheit 
bei  der  Besichtigung  eines  russischen  tji'i  st  es  kranken  T'nt^^rtantii  im  Auslände 
erfordern  kann,  ebenso  die  Ausgaben  für  die  Ergreiiung  von  Maünulunen  da- 
selbst itir  Siehentng  atäner  Person,  fOr  seinen  Unterhalt  und  seine  Heilung 
im  Irrenbanse,  oder  fttr  seine  RttckhefOrdernng  in  die  Heimat  werden  miver- 
zOglich  ans  doi  Beträiren  der  Staatskasse  gedockt,  bei  demnächstiger  KUck- 
erstattang  aus  dem  Vermögen  des  Geisteskranken,  wenn  solches  bei  gehöriger 
Ermittelang  sich  vorfindet.  Die  Ermittplnnf^en  des  im  Bereiche  Rußlands 
l)efindlichen  Vermögens  werden  auf  Verfügung  des  Ministeriums  der  Inneren 
Angelegenheiten,  und  des  im  Auslände  befindlichen  Vermögens,  des  Ministeriums 
des  Answ&rtigen  vorgenornnmi,'  (GiTilkod.  §  370). 
Anmerkung: 

Die   F.ntrn>indifnin«r   von   Ausländern    in    Rußland  erfolgt,  gemäß 
360 — 3Ö2  des  L'ivilkodex,  ebenso  geschieht  die  Einsetzung  einer  Vor- 
mandsdmft»  nnd  die  VormondscbaftsfOhrang  in  Gemifih^t  der  Vorsduiften 
des  mssiselien  Ciyilkodez. 

IIL  Termdgensrerkelinrecht.  (Obltgattoneiincht, 
Insbesondere  TerMge.) 
1.  Im  Anstände  erriehtete  Rechtsgeschilla« 
I  1.  An  die  Spitse  dieses  Kapitels  ist  der  wiederholt  vom  Kassations' 
d^rtement  ansgesprodiene  Qmndsata  an  stellen:  da0  im  Anstände  von 
Anslindem  untereinander  oder  mit  russischen  Untertanen  oder  von  diesen 
nnt<»rpinander  geschlossenen  Vertrilixe  und  Rechtsgeschäfte  aller  Art  auch  für 
Ruüland  ihre  rechtsverbindliche  Kraft  behalten  und  hinsichtlich  sowohl  der 
Art  ihrer  Errichtung  als  auch  aller  durch  sie  für  die  l'arteien  bestimmten 
Rechte  und  Ffliebten  md  folglicb  audi  hinsichilich  aller  Folgen  ihrer  Nichts 
erfflllttng  nach  den  Gesetsen  des  Staates  zu  beurteilen  sind,  in  wdeh^  sie 
errichtet  wurden,    (cf.  z.  B.  Senatsentscbeidnngen  von  Chra^ner  und 
Duhnncolski  Nr.  112,  S.  56,  2.  Auflage  1902  u.  v.  a.  nnd  Bormeikawski 
zu  Art.  7U7  CK).  Note  2,3,  M^sch  §  717  Ö.  416.) 


30 


I 


§  2.  ,Waiii  du  Akt  in  dnem  frenutei  Staate  nach  dortigem  Braadi 
und  iiicht  in  Übeninatiinmnng  mit  der  Fonn  für  die  Anfnabme  und  BSp* 
zicbtnng  gleidier  Akte  in  Rußland  aufgenommm  md  etiiehtet  iat,  n  wird 

sie  nichtsdestoweniger  als  ein  gesetzlicher  Akt  angesehen,  wenn  Rfweis- 
mitt4>l  znr  Widerlpp"nner  seiner  Echtheit  ni«  ht  b.  ipebraclit  werden."  (Uaudel«- 
prozeUordnung  Art.  218  Ausg.         S.  is.  Band  XI  Teil  2.) 

Anmerkungen: 

1.  Dieselbe  Bestinunnng  entkilt  auch  Art.  464  dw  mwiadien  CStU- 

pioseßordnung. 

2.  Die  Rechtsfähigkeit  des  Ausländers  ebenso  seine  Handlungsfähigkeit, 
ist  ein  von  der  Person  nicht  zu  trennendes  Recht;  sie  richtet  sich  nach 
den  Oesetzen  des  Staates,  welchem  der  Kontrahent  angehört  (c f.  darüber 
Küpitel  I  §  6).  Demgemäß  ist  ein  iiu  Auslande  wegen  Verschwendung 
Entmündigter  auch  in  Rußland  handlungsunfähig,  und  zwar  in  demselben 
Maße,  in  welehoin  seine  H;uullnn^^sfähi^'keit  in  dem  Staate,  wo  die  Ent- 
mündigung erfolgt  ist,  beeintriieliiigt  ist.  {Borate ikowski  Note  1  zu 
Alt.  464  CPO.) 

3.  Die  Frage,  ob  der  Inhalt  einer  ausländischen  Urkunde  dureh 
Zeugen  widerlegt  werden  kann,  ebenso  die  Beurteilung  der  Bewciskrait 
der  in  einer  solchen  Urkunde  enthaltenen  Zeugnisse  von  Amtspersonen, 
wird  durch  die  Bestinimnn;?  des  .\rt.  218  irandtlspr^izrljonlminir 
(Art.  464  CPO.)  nicht  berührt.  Diese  Fragen  sind  nach  den  in  Kutiland 
geltenden  Oeaetaen  zu  beurteilen.  So  kann  /.  B  in  Rttfiland  Zengenbewde 
zur  Widerlpfjung  polizeilicher  Protokolle  in  Civilsaclien  zugelassen  werden, 
selbst  weua  nach  den  Gesetzen  des  Staates,  wu  die  die  nolizeilichcn 
i^tokollc  enthaltende  Urkunde  errichtet  ist,  ein  solcher  Qegenbewds 
mMtHiaaMg  ist.  (ßorowikouitki  Note  8  und  9  a.  a.  0.) 

§  8.  „In  einem  ausländischen  Staate  errichtete  Akte  können  zn  den 
Prozeßakten  nicht  anders  eingereicht  werden,  als  mit  einer  Besrheini^^nnji^ 
der  nissiRchen  Botschaft,  (resandtsrhaft  oder  Konsnlattibehiirde  danihtT,  daii 
sie  tutsächlich  na<jh  den  üeäetzeu  des  betreffeudeu  Slaateü  errichtet  sind.'' 

(Art  465  CPO.) 

Aniuer  kungen: 

1.  Diese  Konsulatsbi'hi.r !- n  haben  diese  Bescheinigungen  nicht  nur 
russischen  Untertanen,  sondern  aiuli  Ausländem  zu  erteilen.  {Bui  otcikoicski 
sn  Art.  465  Note  1.) 

2.  Die  Bescheinisrnnf?  entzieht  der  Prozeßpartei  nicht  das  Recht,  den 
Cregeubeweis  dahin  zu  führen,  daß  die  Akte  trotz  der  Bescheinigung  den 
Landeegeeetzen  des  Staates,  wo  ne  erriditet  ist,  mclit  ttitipiidit 
{Barowikowski  a.  a.  0.  Note  8.) 

3.  Eine  ausländische  Urkunde,  welche  der  Bescheinigung  entbehrt,  ist 
nicht  als  eine  öffentliche,  sondern  als  eine  Privatnrknndc  zu  behandeln 
(a.  a  0.  Note  9),  die,  wenn  von  den  Part«  ien  anerkannt^  ebenfalls  die  Kraft 
einer  Öffentlichen  Urkunde  hat   (Art.  •ir)8  CPO.) 

4.  Eine  Urkunde,  welche  zwar  in^  Auslande  errichtet  ist,  aber  den 
in  Rußland  geltenden  Gesetzen  ent spricht,  liedaif.  wenn  sie  vor  einem 
russischen  Gericht  geltend  gemacht  wird,  keiner  Bescheinigung  in 
(ieniaßbeit  des  Art.  466  CPO  (Bntsch.  des  Kasiationsdepartements  bei 
Mysch  S.  m  ff.) 

§  4.    „Im  Auslande  errichtete  Verträge  und  Akte  werden  auf  Grund 
der  Gesetae  desjenigen  Staates,  in  welchem  sie  errichtet  sind,  beurteilt  nnd 
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für  rechtswirksam  anerkannt,  sofern  nnr  das  darin  enthaltene  Rechtsgeschäft 
der  öffentlichen  Ordnung  nicht  widerspricht  und  von  den  Gesetzen  des 
Reiches  nicht  verboten  ist."    (Art.  707  Cl'O  S.  S.  Bd.  XVI.  Ausg.  1892.^ 

,Jja  Aasiaude  nach  ausländischen  Gesetzen  geschlossene  Vertragt  ver- 
Uerai  ftoeh  mush  Ablaaf  der  LandesverjUiningsfrist  in  Rnfiland  ihre  Kjcaft 
nieht,  wenn  die  Oeeetse  des  Staates,  wo  sie  geedüessen  sind,  eine  l&ngeie 
Veijähr  i  iL,  fiist  lii'stimmen."    (a.  a.  0.  Art.  708.) 

,.Tm  Falle  einer  Schwit'n|.Mvcit  bti  dt  i  Auwendung  ausländischer  G(  nt  tze 
kann  das  Gericht  das  Ministeriiini  der  Auswärtigen  Angele trtnhiiten  bitten, 
mit  der  zuständigen  ausländischen  Regierung  wegen  Yer&cliaffong  einer 
amtlieben  Aoskunft  über  die  henrorgetretene  Frage  in  Ver1)indnng  an  tretMi." 
(a.  a.  O.  Art  709.) 
Anmerknngen: 

1.  Soll  die  Erfüllung  des  Vertrages  in  Rußland  erfolgen,  so  sind 
alle  Fragen  bezüglich  der  Veitragserfüllong  nach  russischem  K«cht  zu 
beurteilen;  In  diesem  Falle  bestimmt  sidi  anch  die  Veijährangsfrist  nach 

mssisclieni  Hecht  ' Borotrih-ouski  zn  \rX.  7f)7  Note  2,3).  So  unterwirft 
sich  ein  WcchsclvcrplÜchtetcr  auf  einem  in  Ruüland  zalübaren  Wechsel 
mit  seiner  Ünterschrifteleistanir  den  in  RnBland  geltenden  Gesetzen  fa.  a  0. 
und  JJote  2,1).  Ein  im  Auslände  aiist;est«Hter,  in  "Rußland  akzeptierter 
gesogener  Wechsel  ist  ein  in  Rußland  geschlossenes  Rechtsgeschäft,  also 
nicht  nach  Art.  707  €P0  zn  behandeln. 

2.  „Russische  Untertanen,  welche  in  einem  fremden  Staate  gemäß 
den  Gesetzen  jenes  Landes  Verbindlichkeiten  und  Verträge  geschlossen 
haben,  können  auch  nach  ihrer  Rückkehr  nach  RuiJland  ihre  Erfüllung 
nnter  dem  Vorgeben  des  Ablaufs  der  LandesTerjährungsfrist  nicht  ver- 
weigern, wenn  diese  Verbindlichkeiten  anch  nach  Ablauf  dieser  Vvht  nach 
den  Gesetzen  jenes  Staates,  in  welchem  sie  geMhlusseu  .sind,  ibro  Kraft 
behalten.  In  den  Orten,  wo  die  Justizgesetze  nicht  in  Wirksamkeit  gesetzt 
sinr!  v.erden,  behufs  Bcseitif^un^'  diT  LSclnvieriirkeiten,  welche  bei  den 
Gerichten  aus  der  Unkeuntniä  der  auäländiücheu  Gesetze  entstehen  können, 
Angelegwih^ten  dieser  Art  (§  1Ö49>)  nicht  anders  als  nach  Bestätigung 
des  Senats  cntsrhieden."    (Civilkod.  Art.  1.')4fM  und  Anm.) 

3.  Diese  Bestimmung  (Art.  709  tTU.j  gibt  nur  dem  Gericht  das 
Recht,  macht  es  ihm  aber  nicht  znt  Ellicht,  in  zweifelhaften  Fällen  Uber 
das  ausländische  Rerht  ein  Gutachten  zu  extrahitrcn.  Da.s  (Jericht  ist 
nicbt  gcÄiindert,  das  aui»liindische  Recht  selbst  zu  interpretieren  —  es  ist 
dies  kein  Kassationsgrund  (Rerlsionsgnmd).  Das  Kassationsdepartement 
hat  anfänglich  überhaupt  eine  selbst  nnrichtiire  Anslc^^infi  de.s  ausländischen 
Gesetzes  durch  das  Gericht  der  Revision  entzogen.  Später  aber  hat  es 
diese  Judikatur  aufgegeben  nnd  den  Grandsats  ansgesprocbra:  daß  die 
unrichtige  Ausle^unj^  der  ausländischen  Gesetze  einen  Revisionsgmnd  dar* 
stellt.   {Boruwiküwski  zu  Art.  709  Note  1). 

4.  Nach  den  Bestimmungen  der  Art.  464  und  465  ist  aueb  die 
Giltigkeit  und  der  Umfang  einer  im  .\u8lande  ausgestellten  Vullnia«  ht  zu 
beurteilen  iBorotcikowski  Note  17  zu  Art.  247  und  Note  6  zu  Art.  250  CPÜ, 
Mysch  S.  416).  Die  Giltigkeit  der  Vollmacht  bleibt  unberührt,  selbst 
wenn  die  Vorschriften  über  die  Verwendung  von  Stempelpapier  uiclit  l>e- 
obachtet  )-ind.  .Senatscnt.sc  hetdun^  vom  Jahre  1874  bei  Mysch  8.  224  ff., 
Boroicikoicüki  zw  ij  IUI  Civilkod.  Note  5.)  Ist  aber  ein  im  Ausland  ge- 
schlossener Vertrag  in  Rußland  erfüllt  und  entstehen  Streitigkeitin  aus 
dieser  Erlflllnng  in  Rofiland,  so  sind  die  Folgen  solcher  in  Rnßiaud  he- 
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gangener  Handlungeu  nach  russischem  Heclit  zu  beurteilen.  (Scnatsentsch. 
pro  1885  Nr.  79  bei  Mysch  S.  417.) 

5.  Auszüge  aus  im  Auslande  geführten  kaufmännisclicn  Btichern  fsolrho 
Auszüge  haben  nach  den  Bestioiiuungen  der  Civil-  uiul  llaudilsprozeCurd- 
B«ng  Beweiskraft)  haben,  wenn  sie  notariell  der  Richtigkeit  nach  be<^lanbigt 
und  mit  dem  Konsulatsvisum  versehen  sind,  vor  einem  mssisclun  (n-richt 
geltend  gemacht,  als  gesetzmäßige  Urkunden  gemäß  den  Artikeln  4(>4,  4ii5. 
707  CPO  zu  gelten,  sie  gelten  als  die  Klageforderung  beweisende  Tatsache, 
und  dem  Ili  khiiitcn  lir  irt.  es  ob,  den  rii  <:*  iiln  weis  zu  führen  (daß  sie  gefälscht, 
unrichtig  sind  u.  dergl.i  (Senatsentscheidung  vom  ö.  Oktober  1872  bei 
Myach  S.  228.) 

G.  In  drn  .\rtik.  ln  IHJ.  48.5,  707  CPO  (oben  8  2  4  i  ist  von  Ver- 
trügen und  Akten  die  Kede;  amtliche  B«8cheiiiigungen  und  Verfügungen 
dagegen  anal&ndischer  BehSrden  bedflrfen  nicht  der  im  Art.  465  (oben  §  S) 
l)C7.ri(luuf<'n  Konsulatsbescheinigung,  sie  gelten  vielmehr  auch  ohno  diese 
Bescheinigung  als  rechtswirksam.  Wenn  jedoch  das  Gericht  nach  dieser 
Bichtung  Zweifeln  begegnet,  so  hat  es  gemftB  Art.  7(19  CFO  4  Abs.  3) 
eine  Auskunft  auf  diplomatischem  Wiiit  einzuhohii  Bm mrikotrski  zu 
Art.  464  CPO  Note  8  und  Mysch  S.  229  ff.),  ^  kann  aber  aacb  den  ProxeÜ- 
parteien  aufgeben,  Anfkl&mng  Uber  die  entstandenen  Bedenken  zn  ^ben. 
Dagegen  ist  das  Gericht  nicht  befugt,  selbst  die  form  «11  c  Rchts- 
beständigkeit  einer  solchen  ausländischen  Urkunde  auf  Grund  der  aus- 
ländischen Gesetze  zu  prüfen,  [Borowikincski  zu  §  t)l4  Civilkodex  Note  4.^ 

7.  Das  Konsulat. svisum  gemäß  4(k»  CPO  (§  8)  enthält  nicht  die 
Meinung  des  Konsuls  und  muß  nicht  durchaus  dahin  lauten,  daß  die  Akte 
nach  den  (Jesetzen  des  betreffenden  Staates  errichtet  ist,  es  kann  vielmehr 
auch  dahin  lauten,  daß  nach  der  Mitteiluiii:  der  zuständigen  Behörde  die 
Urkunde  den  Landesgesctzt  ti  entspricht,  oder  daß  Urkunden  wie  die  frag- 
liche in  dem  betreffondcn  Lande  ordnungsmäßig  von  der  Amtsperson  oder 
von  der  Behörde  aufu  1 1  n  i  nien  zii  werde»  ^)gon  oder  Umlieh.  {BarofoÜeowki 
zu  ^  !U4  Civilkodex  2ioU-  2.) 

^  ;■>.  ,W«'nn  jemand,  der  im  Aoslamle  Kriegsdienste  bistet,  wilhivnd 
er  sich  im  Feldzuge  beiludet,  es  notwendig  hat,  ein  Rechtsgeschäft  zu  vollziehen 
oder  zu  beglaubigen,  so  geschieht  dies  unter  Bescheinignng  des  Regimenta- 
konmkandenrs  oder  eines  andern  mit  gleicte  Macht  beUeidetm  VoigMetat^ 
jedoch  nicht  bei  den  Begimentem,  wo  d«r  betreffende  dient,  sondern  bd 
anderen  Regimcntskanzleien.'' 

,,Akte  militärischer  Marincboamtcn  auf  dt-n  Schiffen  während  der  Kam- 
pacrno  wfrdf^n  von  dem  Schiff.ss«.-krotar  unter  BeDhachturiL;  der  Vorschriften 
über  die  ötempelgebührcn  aufgenommen  und  in  das  Schiffsprotokoll  eingetragen.* 

„Akte,  welche  von  Beamten  vollzogen  werden,  die  sich  im  Gefolge  von 
Gesandtachaftoi  ans  atuUndiachen  Httfen  hefind»i,  mflsMSi  yon  den  niuiachen 
Uinisterien  beglaubigt  werden." 

„Die  Akte  Ton  anderen  Pertonen  (|§  911—913),  welche  im  Aaslande  sich 
anfhalten,  werden  nach  den  in  der  Kon.Hnlatsordntin<x  (Ausg.  1887  Art.  2  Anm.  1, 
12.  it)  und  Anm.  57  und  öH)  dargelegten  Bestimmungen  vollzogen  and  be- 
glaubigt."  (Civükod.  §§  Ü11-9U). 

Anmerkungen: 

1.  Der  Artikel  2  der  Konsulats  »rdnung  bestimmt,  daß  dei  K  nsul, 
oder,  wo  ein  solcher  nicht  da  ist,  der  Gesandte  alle  in  seinem  Bezirk  von 
rassischen  Untertauen  errichtete  Akte  and  Urkunden  beglaubigt. 
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Der  Artikel  12  a.    0.  bestimmt»  da0  der  Konsul  iolgende  Büelier 

fülireii  umli; 

1.  zur  Eintragung  des  amtlichen  Sehriftmk^s ;  2.  zur  Eintragung  aller 
Urkunden.  BeLilaubitrun^on.  Visa  usw.;  3,  zur  Eintragung  der  erhobenen 
Gebühren;  4.  zur  Eintragung  der  auf  dtia  Konsulat  errichteten  oder  Uurt 
niedergelegten  Testamente;  ö.  snr  Bfntngung  aller  Maßnahmen  zur  Sicherung 
von  Nachlasscnschuffen  verstorbener  russisolitr  Fntertanen,  ebenso  der  in 
Verwahrung  genommenen  (iegenstände ;  ti.  zur  Angabe  (in  Seestädten)  aller 
ankommenden  und  at^^ehMiden  russischen  Fahrzeuge. 

3.  Art.  If)  a  a.  0.  Ic^  dein  Kmi  iil  die  Vcrpfliehtung auf.  alle  Urkunden, 
die  zur  Cieltendmachnng  vor  rus^u^ciica  Bchürduu  bestimmt  sind,  zu  be- 
glaubigen (cf.  oben  g  3)  naeh  Torgängiger  Entnahme  einer  Absehmt  dieser 
Urkunden.  Tilcin-  im  Konsulat  verbleibende  Abschrift  kann  andi  Ton  dem- 
jenigen, der  die  Beglaubigung  wUnscht,  verlangt  werden. 

4.  Die  Artikel  57,  58  besieben  sieb  auf  die  Obliegenheiten  der  rassischen 
Konsnln  in  auslandi^r  lu  n  Sf  estädtcn  hinsielitlii  h  des  Verkaufs  und  Ankaufs 
von  Seefabrzeugen  an  ruttaischü  Untertanen  besw.  durch  dieselben,  öoll 
dn  nissisehes  Seefahnteng  in  einem  attslttndisehen  Hafen  verkauft  werden, 
so  hat  dt  r  Konsul  die  Vcrliandlungen  zu  leiten,  den  Kaufvertrag  aufzu- 
nehmen, für  die  Entlohnung  der  Mannschaft  und  für  ihre  Kückbcförderung 
in  die  Heimat,  falls  sie  anderweitig  keine  Anstellung  finden,  Sorge  sn 
tragen.  Wird  das  Fahrzeug  an  einen  Ausländer  verkauft,  so  hat  der 
Konsul  dem  bisherigen  Schiffsführcr  alle  Schiffspupierc,  welche  sich  auf  die 
Nationalität  des  Schiffs  beziehen  (Kaufbrief,  Patent  zur  Führung  der 
rassischen  Flagge,  Schiffspali)  abzunehmen,  bOTor  er  Seine  Znstimmiuig 
zum  Abschluß  des  Knufvcrtragcs  ^'ibt. 

Im  Falle  des  Ankaufs  eine.s  ausliludischen  Scefalirzeugs  durch  einen 
msslsclien  Untertan  im  Auslände  nmC  der  Kaufvertrag  im  Konsulat  auf^ 
genommen  oder  weniprstens  dort  beglaubigt  werden.  Hierbei  hat  er  in 
Kriegszeiten  tätrcng  duiauf  zu  achten,  dali  nicht  ein  Scheinkauf  abgi  seliloasen 
werde,  der  darauf  hinzielt,  durch  die  russische  Flagge  Schiffe  decken, 
die  einer  der  kriegführenden  Milchte  gehören.  Wenn  dmi  i^uerb  iks 
ausländischen  Fahrzeugs  durch  einen  russischen  Untertan  ein  iündernis 
nicht  entgegen  steht,  so  hat  der  Konsul  nach  Bestätigung  des  Kaufes  in 
den  Schiffspapieren  das  Datum  des  Kaufabschlusses  und  die  Namen  des 
früheren  £igeutUmer8  und  des  Käufers,  der  russiacber  Untertau  ist,  zu  ver- 
merken, letzterem  erteilt  er  ein  intörimistisches  Zeugnis  cur  VHihrnng  der 
russischen  Flatrfre,  wni^ei^^en  der  Schiffer  sieb  schriftlicb  zu  very  fli  -h'i'n  hat. 
im  ersten  russischen  Hafen,  den  er  anläuft,  seine  UbUegcnhciteu  hinsichtlich 
der  Nationalitftt  des  mssiscben  Schiffes  und  seiner  Mannschaft  m  erfttllen- 
Da.s  erwähnte  Interimszt  uuniis  hat  der  Konsul  auch  für  im  Auslande  er- 
baute Seeiahrzeuge  russischer  Uutcrtaucn  zu  erteilen.  Solche  Xnterimsaeug- 
Ttisse  kdnnen  allein  die  Generalkonsnln  und  Konsnln,  die  Vixekonsaln  da- 
•.'«'i^o-n  nur  dann  erteilen,  wenn  sie  in  AliwesMiheit  der  ersterai  diese  amt^ 
lieh  zu  vertreten  haben. 

§  6.  ..Jeder  außerhalb  der  Grenzen  Rußlands  über  ein  in  denisplben 
belegenes  unbewegliches  Gut  auf  Grund  der  oben  gegebenen  Vorschriften 
(§§  911—914)^)  vollzogener  Akt  muß  behufs  Erlangung  der  Kraft  eines  ur- 
kundlichen Aktes  nach  Rttckkehr  desjenigen,  der  ihn  errichtet  hat,  odw  nach 
Übersendniig  des  Aktes  selbst  nach  Rnmand  in  der  Frist  von  einem  halben 
Jahre  bei  dem  zuständigen  Notariatsarchiv,  und  in  Orten,  wo  die  Notariats- 
or'lnnn!,'  nicht  einj^efülirt  ist.  bei  derjenif^en  öffentlichen  Behörde,  bei  welcher 
die  Einrichtunt;  von  Beurkundungsakten  besteht  (§  708  Anl.),  in  gehöriger 
Zeitschrift  f.  Intern.  Privat-  u.  Öffentl.  Eeoht.  XIV,  3 
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Wrif«*>  fintrcroirht  werden.^)  Diese  BehördtD  habtii  nach  Vergewisä*erung, 
daü  über  tiuü  bezeichnete  Gut  ein  Vcräuikrungsakt  ungehindert  vollzogen 
werden  kann,  von  dem  Bimeicboiden  die  ordnnngimftBigen  Abgaben  elnxiaielM»it 
den  Akt  in  das  Urkandenbnch  einzntngen  und  dem  Einieidienden  sasammen 
mit  dem  Original  «Ine  beglanbigte  AbschxÜt  «assulOliidigen.'*  (g  916  Civilkod.). 
Anmcrkiingpn : 

1)  Oben  im  §  ft  wietlergefreben. 

*)  Ein  KavfkoQtrakt  Uber  ein  in  Rußland  belegOMS  Orandstöck.  welcher 

innerhalb  der  sechsmonat liehen  Fri  r  Im  i  l-  r  ziiständi^on  Hehürdc  nicht 
eingereicht  i^t,  verliert  seine  Rechtüwirkäautkeit  {Borotci/cotcskt  zu  §  dl5 
Civilkod.  Note  1).  Die  Urknnde  kann  auch  im  Analande  beim  mmisclien 
Konsul  zur  BejclanbiirnnL'  pintrrrtirht  winlfii,  Diese  Vorschriften  li;  Kl.") 
Civilkud.;  beziehen  sich  aber  nur  auf  J5eurkunduDgsakte,  d.  h.  die  in  be- 
urkundeter Form  errichtet  werden  messen;  tn  diesen  gebSren  KanfvertrSge 
über  Irainubilien  fa  a.  0.  Nott«  2,  8.  S  1417  Civilkod  ). 

Außer  den  ^otariatsgebUiiren  worden  Übrigens  bei  Binreichnng  solcher 
aasllndisclier  Ürkimd«i  »nr  Beglaubigung  Abgaben  ngnnsten  der  Stadt  bi» 
zur  Hobe  eines  Viertelprosentes  erhoben.  (Beil.  1  an  §  706  Civilkod.  Art.  123). 

§  7.  „In  fremden  Sprachmi  abgefaßte  Akte  and  Urkunden  nimmt  da» 
Handelsgericht  nor  mit  einer  Übersetsvng  in  die  mssische  Sprache  entgegen^ 
welche  tlbersetsong  es  dnrdi  seine  Translatoren*)  prOfeii  Ilflt"  (Art.  217 
HandelqwoxeBordnang  Aosg.  1903). 

•)  Anmerkung: 

jjDie  vereideten  Trauslatoren  [(rtigcu  uuii  prüfen  ;iu[  Ansuchen 
rivater  Personen  wie  auf  Verlangen  vun  (ierichts- und  \  erw;iltiiMi,'^b(  li«  rden 
Übersetzungen  von  bei  diesen  Bt  hmden  eingereichtf  n  rrkimdcn  und  amierm 
Schriftstücken  aus  dem  Hussiijehen  in  fremde  Sprachen  oder  aus  diesen 
ins  Russische,  ebenso  !erti|j^en  sie  auf  Verlangen  Abschriften  von  Sohrift- 
stttcken  in  fremder  Sprache.  "  (QeriektsTerfassni^Bgesets  Ausg.  1892  Art. 
4Sb  S,  S.  Band  XVI  Teil  1). 

»Den  BOrsennotaren  liegt  es  ob,  Vollmachten  und  andere  Schrift« 
stücke,  welrhe  ans  fremden  T.Iindern  zum  Gebrauche  bei  russischen  Behörden 
kommen,  in  die  russische  Sprache  zu  Ubersetzen.''  ^Handelsg^tsbuch  Ausg. 
1893  BeU.  I  zum  Art  692,  Art.  IflO  S.  S.  Band  XI  Teil  8). 

§  ö.  „Die  formellen  Bedingungen  der  Errichtung  ciaeä  Wechsels  und 
ebenso  auch  der  auf  ihn  gesetsten  Vermerke  werden  nach  den  Gcaetaen  de» 
Ortes  ihrer  Errichtung  beurteilt.    Wenn  aber  ein  im  Auslande  von  einem 

russischen  Untertan  oder  einem  Ansl&nder  ausgestellter  Wechsel,  sowie  die 
auf  tb  n  Wechsel  im  Auslande  tresetztcn  Vermerke  sich  als  in  Gemäßheit  der 
Vorschriften  dieses  Gesetzes  irrichtet  erweisen,  so  kann  der  Umstand  allein, 
daß  sie  den  Rrfurdernissen  der  ansländisclteu  üci»etze  nicht  ent8prtH:hen, 
keine  (triuidluge  bilden,  um  im  Gebiete  des  Reiches  die  Giltigkeit  des 
Wechsels  oder  der  auf  ihn  gesetaten  Vermerke  uu  bestreiten.*  (Wechael- 
oidttung  T.  27.  Mai  1902  Art.  83.) 

„Die  Ordnung  der  Errichtung  der  zur  Verwirkliehung  oder  Wahrung 
der  wechselmiiijiLTen  Rechte  notwendigen  Handlungen  an  einem  Orte  im 
Auslande  sind  in  (itniäBheit  der  Gesetze  des  Landes,  dem  der  betreffende 
Ort  angehört,  zu  beurU'ilen."    ^a.  a.  0.  Art.  Ö4.J 


Digitized  by  Google 


Die  recbtlidie  Stellmig  der  Anstinder  in  Rußland. 


35 


Anmerkungen: 

1.  Der  Art.  83  ^eht  in  Übereinstimmung  mit  den  ausländischen  Gesetzen 
von  dem  Grundsatz  aus,  daü  die  Form  des  Wechsels  und  jedes  einzelnen 
Giros  sich  nach  dm  r^  sotzcn  des  Ortes  ihrer  Errichtung  zu  richten  habe. 
Von  dius*:iii  Urumlsatze  sind  zwei  Ausnahmen  zugelassen:  1.  hinsichtlich 
der  Wechsel  nnd  Vermerke,  welche  im  Auslände  in  Kraft  treten  und  den 
Erfordernissen  des  inländischen  Gesetzes  genügen,  und  2.  hinsichtlich  der 
von  einem  russischen  Untertan  im  Auslande  zugunsten  eines  andern  Ubcr- 
nomuKuen  wechsclmäßigen  Verpflichtlllig'eil.  bi  beiden  Fällen  ist  die  An- 
wendung des  ausländischt  n  Gesetzes  aasffeschlogsen.    (Motive  zum  Art.  8H.) 

2.  Nach  Art.  126  der  Wechselordnung  linden  diese  Vorschnfteri  auch 
auf  gezogene  Wechsel  Anwendung. 

3.  nierher  gehört  auch  ilif  Protest icrmi^'  ciius  Wcrlisels,  welche  sich 
nach  den  Gesetzen  des  Landes,  wo  der  Protest  erlioben  wird,  richtet. 
Das  gleiehe  gUt  von  dem  Indossament.   (Senatsentaeh.  bei  Mffseh  S.  418.) 

§  9.  aDer  Wechselinhaber  ist  Zahlung  in  Geld  zu  verlangen  berechtigt, 
welches  im  Verkdir  angenommen  werden  muß.  Ans  einem  Wechsd,  der  im 
Anslaade  anf  aodSadiache  Vatnta  ausgestellt,  aher  im  Beiclie  xi^bar  Ist, 

nnd  ebenso  aus  eiTu  ni  Wechsel,  der  im  K*  idic  ausgestellt,  aber  im  Auslande 
zahlbar  ist,  wird,  beim  Vorlegen  solcher  \N  ♦  chsel  zur  Zahlung  im  Reiche,  diu 
Wechsclsomme  in  russischer  Münze  n:ich  dem  im  Wechsel  angegebenen 
Kufbe.  uad  in  Ermangelung  einer  solchen  Angabe,  nach  dem  Kurse  des 
Zahlungsortes  In  Gemftfihelt  des  an  diesem  Orte  oder  an  der  nächsten  fiOrse 
für  die  Beredmiing  des  Wechselkarses  bestdienden  Modus  umgerechnet  Bei 
Berechnung  des  Knrses  wird  der  Kurs  des  n&chstvorhergehettdett  Wodien- 
tagB  zur  Grundlage  gmommen."  (Wechselordnong  Art  46.) 
Anmerkung: 

Der  Art.  4(>  hat  einen  im  Auslande  ausgestellten  und  durt  zahlbana 
W^echsel  im  Auge.  Diese  Bestimmung  bezweckt  die  Zahlungsordnung  aus 
Wechseln  mit  den  allgemeinen  Vorpchriften  des  MiinztrcscfTics  über  den 
üclUverkehr  (Art.  20,  21  Ausg.  1099;  und  ebenso  mit  der  Vorschrift  des 
§  15tö  des  CivilgesetzbacAs,  welche  die  Berechnung  in  ansUbidischer 
Mflnze  verbietet,  in  Einklang  zu  bringen. 

Mit  Rücksicht  auf  die  bezüglich  der  Berechnung  der  Wechselkurse 
an  den  ß^irsen  herrschende  Mannigfaltigkeit  beabsichtigt  das  Finanz- 
ministerium, ohne  allgemeine  Yorsc  lirift^n  auf  diesem  Gebiete  zu  treffen, 
nach  Einvernehmen  mit  dem  Justizministerium  für  die  einzelnen  Orte  be- 
sondere Vorschriften  für  die  Itereehnmig  der  Wechselkurse  zu  erlassen. 
Es  ist  daher  für  zweckontsprcrhend  erachtet  worden,  daß  auch  in  den 
Art.  46  keine  detaillierten  Bestimmungen  nach  dieser  Kichtonff  aolgenouuuen 
werden,  daß  vielmdur  nur  darauf  hingewiesen  werde,  daß  die  Umrechnung 
des  Wechselkurses  nach  dem  Kur.'<  des  Zahlnny:.s()rte.s  erfolge.  Gleirhzeitit; 
ist  dem  Finanz-  und  dem  Justizmiuister  ttberlasson  worden,  die  Vorschriften 
Uber  Bereclinun<;  des  Wechselkurses  fOr  die  einxetnen  Orte,  fttr  wdcbe  sie 
solche  als  notwendig  erachten,  zu  erlassen  und  ordnungsmäßig  durch  den 
Klierenden  iSenat  zu  pablisieren  (MotiTe  zxi  Art.  46  WO.). 

2.  RechtBgescbSfte  der  Ausllnder. 

§  10.  „Ausländer  können  innerhalb  der  oben  gezeichneten*)  Grenzen 
alhr  Art  Verträge,  Obligationen  und  andere  Tvcchtsgcschäfte  sowohl  unter- 
einander als  auch  mit  russischen  Untertanen  schließen i  um  jedoch  diesen 
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Rechtsgeschäften  verbindliche  Kraft  für  Rußland  zu  verleihen,  müssen  in 

denselhen  sowohl  dem  Inhalt  wie  auch  der  Form  nach  alle  diirt  !i  die 

russiscbea  Gesetze  bestimmten  Vursciirüten  beobachtet  sein."    (Gesetze  bt. 

die  Stftude  Ausg.  1899  Art  833,  S.  S.  Band  EL) 

♦)  Anmerkung: 

Es  sind  dies  die  unten  in  Abschn.  V  wiedrr^n  ^'eln^nrn  ETosptzlichen  Be- 
stimmungen, welche  sich  auf  die  Beschränkungen  der  Ausländer  im  Immo- 
biliarbeaits  beziehen. 

g  11.  Hinaiclitlieh  d«f  In  RnfiUad  yon  AndAndent  enrichteten  Akte 
sind  folgende  besondere  Bestimmiingen  getroffen  worden: 

1.  Die  Abte  mdssen  in  russischer  Sprache  abgefaßt  sein  und  auf  rassische 
Währung,  nissisolie  Maße  und  Gewichte  lauten,  oder  unter  Beifügnnir  finc r 
Übertragung  auf  dieselben,  wenn  da«  Dt^kumont  auf  Wunsch  der  Paiieku 
auf  ausländische  Währung,  Maße  und  Gewichte  lautend,  errichtet  wird. 
(NotariatBordnong  Art  97). 

2.  «Es  ist  den  Notaren  und  Maklern  Twbotmi,  in  eiott  Urnen  nnbekannten 
Sprache  abgefaßte  Vertrige  snr  Begietriennig  ansondinien.''  (GiTiIkodez  Bei- 
lage zu  §  708  Art.  121). 

3.  „Bei  Aufnahme  eines  Vertrages,  an  welchem  eine  des  Rnssisrhm 
unkundige  Perdou  teilnimmt,  die  si«  Ii  in  <  iner  dem  Notar  unk  kannten  iSprucbe 
verständigt,  ist  die  Zuziehung  eines  Dolmetschers  notwendig"  (Notariats- 
ordnung Art.  Bl). 

4.  ,Die  Unterschrift»!  auf  Ürknnden,  Beglanbignngen  und  solcher  Per^ 
loneUf  die  den  Empfang  eines  Anszugs.  einer  Abschrift  oder  eines  Beglaubigungs- 
vennerks  quittieren,  können  sowohl  in  russischer  wie  in  fremder  Sprache 
erfolgen,  in  letzterem  Falle  jedoch  mufi  eine  Übersetzung  ins  Rassische  beigeffigt 
sein"  (a.  a.  0.  Art.  70i. 

5.  ,Die  Übersetzung  der  in  fremder  Sprache  gegebenen  Unterschrilt  ist 
Tom  Notar,  und  wenn  er  infolge  seiner  Unkenntnis  dies»  Sprache  hiorin 
Schwinigkeiten  findet,  von  einer  ihm  bekannte  nnd  mit  dieser  Sprache  ver- 
trauten  Person  zu  bescheinigen"  ta.  a.  O  Art.  71  \ 

().  „Urkunden  mit  Unterschriften  in  frenul»  r  Sprache  werden  in  das 
Urkund<>nbuch  nebst  einer  Übersetzung  derselben  ins  Kussische  eingetragen* 
(a.  a.  0.  Art.  Ü8). 

7.  .Bei  dem  Hafen  von  St  Petersburg  sind  zwei  BOrsennotare  zur 
Beglanbignng  nnd  Aofnahme  Ton  Vertrigen  angest^t,  weldie  insbesondere 
nnter  Ansltodezn  oder  unter  dies^  nnd  mssiseben  Untertanen  gesdilossai 

werden'^  (Handelsgesetzbuch  Beilage  I  zu  g  592  Art.  155). 

8.  „Die  Börsennotare  «^ind  verpflichtet,  außer  Protesten  von  Wechsoln 
und  Darlehnsurkunden  zwist  hen  Ausländern  und  zwischen  diesen  mit  nis:?i^cli<  ii 
Uuti-rtanen  geschlossene  Akte  aller  Art  zu  beglaubigen.  Zu  diesen  Akten 
sind  Beschwerden  von  Schifiem  über  die  Unpttnktlichkeit  in  Rufiland  lebender 
Vertreter  anri&ndischer  Kanflente,  Vertrige  zwischen  Scbiffem  nnd  Eaol* 
lenten  nnd  ttberhanpt  alle  den  ausländischen  Handel  betreffende  Verträge,  die 
in  answ&rtigen  Staaten  geltend  zu  machen  sind,  m  zählen.  Die  Beglanbi' 


Digitized  by  Google 


Die  lechtlidie  Stellung  der  Anslftnder  in  RoBtand. 


37 


gang  der  Akte  durch  die  Notare  gilt  in  jedem  Falle  9h  Beweis  dafflr,  dafi 

diese  tatsächlich  errichtet  sind"*  (a.  ;i  O  Art.  158). 

9.  Wechsel  russisrher  Kaufleuu»  auf  ausländische  in  russischer  Sprache, 

oder  ausländischer  Kauüeute  auf  russische  in  fremder  Sprache  köuuen  ebenfalli) 

bei  den  BAnennetaren  «nr  Protestiernng  eingcreieht  werden'  (a.  a.  0.  Art.  185). 

^  A  n  m  e  r  k  u  n  : 

Die  gUirtiL-  Ikstininiuii^  ist  ruirh  hinsichtlich  der  Böraennolare  der 
Stadt  Odessa  geirufftii  ^Börsmunlniiiiir  von  Odessa  Art.  46). 

10.  .Eine  Rechnung  in  auhlaiidihcher  Münze  als:  SpecitbtaUr,  Takr 
und  dergl.  ist  in  allen  in  Rußland  geschlossenen  Vertiagt-u  gänzlich  verboten; 
im  ühfigMi  können  analftudiadie  Oold*  nnd  SllberrnttuMn  von  hohem  Gebalt 
hei  Zablongen  in  RoBland  in  Anwendung  gebracht  werden,  wenn  biermit  der 
Zahlende  nnd  der  Zahinngsempninger  einverstanden  sind,  jedoch  nicht  anders 
als  nach  dem  Korse  nnd  dem  Werte,  wie  sie  in  einer  besonderen  Tabelle  an- 
gegeben sind." 

aDie  Goldmünzen  fröherer  Prägung  (bis  zum  Jahre  1886)  werden  von 
der  ^aatskasse  nnd  von  den  Kreditinstituten  angenrnnmon,  nnd  es  werden 
anf  ^  drei  Froseot  Uber  ibren  Mranwert  gewfthrt,  and  swar:  aul  einen 
Imperial  sehn  Rubel  dreißig  Kopeken«  nnd  aal  einen  Halbimperial  tfinf  Bnbel 
RlnCiebn  Kopeken'  (Civilkodex  §  1548  nnd  Anm.). 

§  12.  Das  Rochtdes  Ausländers,  sich  wechselmäßig  zu  verpflichten^ 
wird  nach  den  Gesetzen  des  Staates  beurteilt,  dem  er  staatsanKflnirifj:  ist. 
Ein  Ausländrr,  welcher  diese*?  Rp<'ht  nach  den  Üesetzen  seines  St;i;iteä  nicht 
hat,  haftet  gieichwuhl  aus  den  im  üebietc  des  Reiches  übernommenen  wechsel- 
mlßigen  Verpfllohtungen,  wenn  ihm  nach  dessen  Gesetaen,  sich  weehBelmftAig 
sa  TerpiUditen,  nicht  verboten  ist."  (Wechielordnong  vom  27.  Mai  1902  Art  88). 
Anmerkung: 

Nach  der  konstanten  Judikatur  des  Kassationsdepartements  des  Re- 
gierenden Senates  ist  die  Rechts-  und  Handlung  iafühigkcit  einer  Person 
1  Vertragsfähigkeit,  Dispositiunsfähigkeit  nach  der  Altersgrenze,  dem  Ge- 
schlecht usw.)  ausschließlich  narb  den  Gesetzen  des  Lanrlcs  nnd 
Staates,  dem  diese  Person  angehört,  zu  bcuriciku.  Von  dieser  all- 
gemeinen Regel  wird  nur  in  der  vorstehenden  Bestimmung  der  Wechselord- 
nung nach  dem  Vorbilde  der  Schweizer  WechselordnuriL'  Art  ><■>■>,  im 
Interesse  der  Sicherheit  des  Wechbelveikehrs  eine  Ausnahme  dahin  j^'cniacht, 
daß  die  Wechselfähigkeit  eines  Ausländers  hinsichtlich  seiner  wechseim&Bigen 
Verpflii  htungen  in  Rußland  .sidi  naeh  den  rnssiseben  Gesetzen  richt^jt,  „da 
CS  für  die  mssischen  Staat4>anKchüri>4eü  sehr  beengend  wäre,  im  (lesrhäfts- 
Yerkehr  mit  einem  Ausländer  sich  darüber  erkundigen  zu  müssen,  ob  er 
nach  den  Gesetzen  in  -  Staates  sich  verpflichten  kann.  •  R<n on  ikuwxki, 
Kommentar  zu  .Art.  •l(>4  der  russischen  Civilpruzeßurdnung  §  I  und  zu  §  221 
Girllkodez,  MoÜve  xn  Art.  82  der  VO.,  in  der  Ausgabe  desHeransgebers  S.68). 

IT.  Erbrecht 
L  Das  Erbrecht  der  AnalXnder. 

1.    ,Die  Erbfolgeordnnnsr  der  Ausländer  in  Vermögen,  welches  in 
Rußland  verbleibt,  wird  durch  die  allgemeinen  für  die  einheimischen  Unter- 
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tan»'!!  geltenden  Vorschrift<»n  bestiniuit  mit  d^^n  in  der  Beilajfe  I  zu  An- 
merkung 2  des  Artikels  H'M)^)  angecjebenen  Ausnahmen  und  unter  Beobachtung 
der  im  Artikel  1247 des  Civilkodex  gegebenen  Vorschriften''  (^Gesetz  bt 
di«  Stftnde,  Art.  8%  S.  S.,  Band  IX).*) 

Anmerkungen: 

V)  Die  Beilage  I  zu  Anm.  2  des  Art.  HM)  des  Gesetzes  bt.  die 
Stände  ist  unten  V  §  2  wiedergegeben.  Im  übrigen  ist  im  Civilkodex 
§  11(X>  ausdrücklich  der  OmiKuatB  aaagiespiDchen:  «Von  der  Erbfolge 
werden  Ah^I  mkI«  r  nicht  ausgeschlossen.'" 

2)  1217  des  Civilkodex  lauttt;  „Die  im  Auslande  befindlichen  Erben 
in  Rußland  verstorbener  Ansl&nder  werden  zur  Empfangnahme  der  Erb- 
srlmft  dur-^h  in  deutlicher  Sprache  herausgegebene  öffentliche  Zeitungen  auf- 
gvliuien.  Die  Frist  dagegen  zur  Anmeldung  von  Forderungen  gegen  die 
Erbschaft  wird  sowohl  für  die  in  Europa  als  auch  in  den  anderen  Welt- 
teilen Befindlichen  auf  zwei  Jahre  bestiiiiint  " 

Die  Angelegenheiten  bt.  die  riac  h  .  inem  in  Kußland  vcrstorlM-nen 
Au^liiU'Irr  fröSfnete  Erbschaft  in  da^  IniinobiliHrvermögen  gehßren  aus- 
srlilii  h  (kr  Zuständigkeit  der  russiscli»  n  (Imchte.  l)f»f?egen  sind  für 
das  Elbrecht  hinsichtlich  des  beweglichen  Vtimögens  mtlir  oder  weniger 
wesentliche  Ausnahmen  auf  (irund  der  Konventionen  und  Vertrilge  zuge- 
lassen, die  Rußland  mit  fn  iml-  n  .'Staaten  abgeschlo<5son  hnf  und  die  darauf 
hinausgehen,  da«  TeiTitorialjuiiizi])  ihirch  das  I'ersonal-  oder  National- 
prinzip  zu  ei-si  tzm  So  hat  das  K;issiiri(>nsdepart«ment  anerkannt,  daß 
gemäli  .Artikel  XIX  des  zwisrlicii  l{iiljl;uiil  und  O-itiTrrirh  iintenn  t?.yi4.  Sep- 
tember geschlossenen  Handels-  uml  S(  liifliahrtsvertrages  die  nach  einem 
in  Rußland  verstorbenen  österreichischrii  Sraataangehörigen  verbliebene  b^ 
wesrliche  Krl)srli:ift  vdiu  Zeitpunkt f  ihn  r  l'bergabe  in  dio  VtifiiLriniir  des 
österreichisdien  Konsuls  der  Einwirkung  der  russischen  Gesetze  und  Gerichte 
entsogen  sei  (cf.  FaHÜ»  som  Art.  8x>), 

§  2.  „Die  Erbfolge  nacli  AoslftwlMn  in  deren  nicht  befristete  Forde- 
rangen,  welche  in  das  Staatspclinldenbnch  eingetragen  sind,  nnd  ebenso  in 
Kapitalien  ans  fortwlÜirend  zinstragenden  Papieren,  welche  dem  ohne  Testa> 
ment  verstorbenen  Ausländer  gehörten,  wird  durch  die  Vorschriften  der  Kredit- 
ordnung (Ausg.  m'6  Teil  II  Art.  66  >)  Tbeil  III  Art.  49  bestimmt^  (Civil- 
kodex 1218.) 

Anmerkungen: 

Der  Artikel  B(j  laut«t:  ,Im  Falle  des  Todes  eines  ausländischen  In- 
habers einer  Einlage  micht  befristeten  Forderung)  oline  Testament  gelangt 
die  nicht  befrist<»te  Forderung  an  dessen  Erben  in  (»emäüheit  der  Erbfolge- 
rechte?  desjeniir«'!!  St^iates,  dem  er  angehört  hat." 

-)  Der  Artikel  4!>  lautet:  ,Im  Falle  des  Todes  eines  Ausländers,  der 
Inhaber  eines  immerwährend  zinstragenden  Staatspapiers  war,  gehen  Kapital 
und  Zinsi  n  ;kus  diesem  Staatspapier  auf  dessen  Ki  l)(  ii  über  in  (Temäßheit 
der  Erbfolgerecbte  desjenigen  Staates,  dem  der  Inhaber  angehört  hat." 

i;  :'.  „Dil  liilrgerlichen  Rechte  und  Pflichten  bezüglich  der  Verfügung 
über  d  is  In  w  i  gliche  Vermögen  von  Pt  rsonen,  welche  keinen  ständigen  Wolm- 
sitz  haben,  und  von  Ausländern  werden  durch  die  allgemeinen  Gesetze  des 
Reiches  bestimmt."    ^Civilkodex  §  1284.) 

§  4.  „Wenn  ein  Eingeborener  eines  der  Gonvernementa  oder  Gebiete 
des  Reiches,  oder  ein  Eingeborener  des  Königreichs  Polen  oder  Finlands  nach 
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der  Art  seines  ^St,iats-)  Dienstes  oder  ans  anderen  Ordmlen  nh  anssrhiießlich 
ausiissi^  weder  in  dem  einen,  noch  in  »lein  andern  Gebiete  erachttt  werden 
kann,  so  werden  seine  Rechte  hinsichtlich  der  Verfügung  über  das  bewegliche 
Vermögen  durch  die  Qesetm  des  Ortes  seiner  Herknnfl  bestimmt;  nach  den- 
selben Gesetsen  werden  anch  die  Angelegenheiten  der  Teilung  des  nach  ihm 
verbliebenen  Vermögens  beurteilt.  Die  Ausländer  anlangend,  welche  während 
Ihres  Aufenthaltes  im  Reiche,  oder  im  Königreich  T'olrn.  oder  im  (jn.ßfürsten- 
tum  FtnlaTid  sterben,  so  werden,  falls  der  Verstorbene  die  Staatsangehörigkeit 
in  Kuüland  erwürben  hat,  die  Angelegenheiten  betreffend  das  naich  ihm  ver- 
Uiebene  bswegUehs  VermUgen  auf  Omnd  der  Gesetxe  desjenigen  Gebietes 
«ntsehieden.  wo  der  Verstorbene  die  Staatsangehgrigkeit  erworben  hat; 
wenn  er  aber  nicht  russi-si  her  Untertan  war,  nach  den  allgemeinen  Oe- 
6etz*')i  über  die  Aiibtänder  demjenigen  Ortes,  wo  er  seinen  Aulenüialt  hatte.^ 
(Civilkodex  Jj  12i»4.i 

§  5.  j,Die  in  den  vorstehenden  Parugrapiieii  — 12^4)  bezeichneten 
Vorschriften  eistieoken  sich  lediglich  anf  das  bewegliche  Vermögen,  wekhes 
nach  den  an  dem  Orte  ihres  seitwwligen  Anfenthaltss  TerstorbMien  Personen 
verbldbt  und  berühren  keineswegs  die  Bestimmungen,  welche  die  Erbfolge- 
4>rdnnn<?  in  u[)l)ow(  gliches  Vermögen  i^ln."   (Civilkodex  §  1295.)  *) 

*)  Anmerkung: 

Als  Regel  f Or  alle  erbreehtliche  Fragen  hat  das  Kamationsdepartement 

«Im  Hrundsatz  aufgestellt:  das  Erbrecht  ist  ein  der  rcrsnii  des  KrMisstrs 
immanentes  Recht,  und  dieses  persönliche  Recht  bestimmt  sich  gemäß  dem 
Territorialprinzip  nach  den  Oesetssen  des  dauernden  Wohnsitses  des  Erb* 
lassers  und  im  Falle  des  Vurlmmlenst  in.s  mehrerer  Wohnorte  narh  dem 
letzten  Wohnsitz  resp.  dauernden  Aufenthalt.  Das  für  diesen  Ort  zu- 
stftndige  Gericht  bleibt  auch  für  alle  Khigen  sustAndig,  welche  sich  anf 
die  Erbschaft  beziehen.  Die  Bestimmungen  der  \2Hi.  12!) t.  12!'.')  be- 
stätigen teils  diese  Regel,  teils  stellen  sie  eine  Ausnahme  von  ihr  dar  (cf. 
Borowiktmaki  Note  6  zu  §  1204  Civilkodex). 

§  6.  ,Die  Ordnung  des  Schotses  der  Habseligkeit,  welche  nadi  mssi- 
sehen  Untertanen  im  Auslände  Terbidbt,  ist  in  der  Konsulatsordnnng  (Ausg. 
1893)*)  bestimmt.  Die  Rechte  und  Pflichten  der  Vorstände  der  (ks^indtschaftcn 
und  der  diplomatischen  Agenten,  der  (Ji  nrralkonsuln,  Konsuln,  Vizekonsuln. 
Konsularagenten  und  Ifandelsacenten  Kutilands  in  den  auswärtitren  Staaten 
and  der  auswärtigen  Staate»  lu  Rußland  bezüglich  der  Inventarisierung  der 
nach  dem  Tode  eines  ihrer  Landsleut«  verbliebenen  Sachen,  ihrer  Siegelung, 
der  Brgrsifttng  von  UaBr^hi  xnr  Aufbewahrung  der  Erbschaft  der  Ver- 
storbenen, ebenso  besttglich  der  Liquidation  und  der  Vnwaltung  solcher  Erb- 
schaft werden  durch  besondere  Deklarationen,  Konventionen  und  Traktate 
iM'stimmt  icf.  Konsulatsorduung  Ausg.  lÖUä  Art.  2  Anm.  2  und  Art.  76"  (CiviU 
kodex  Anm.  2  zu  i}  liiWj. 

•)  Anmerkung: 

Die   hierher   gehörigen  Artikel   der  Konsulatsordnnng  bestimmen: 
a  Wenn  der  Schiffer  eines  russischen  Fahrzeuges  stirbt,  ist  der  Konsul 
verpflichtet,  für  dessen  Ersetzung  bemüht  zu  sein.    Wenn  hierbei  in  der 
vom  Verstorbenen  gegebenen  Instruktion  Verfügungen  für  einen  solchen 
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Fall  getroffen  ilnd,  lo  hftt  der  Konral  bei  der  Eneüsong  des  Schiffen  deii' 

selben  zu  entsprechen,  andernfalls  « rni  init  t  r  für  die  freigewordene  Stelle 
dieses  Fahizeages  vorzugsweise  den  GehUfen  des  Schiffers  dieses  Fabtzea». 
Vorher  mitB  sini  jedocb  derKonsal  davon  flbenengen.  ob  letzterer  für  die 

Verrirhtung  eines  snlthm  Aintts  ausreichende  Kenntnisse  besitzt  Zti  diesem 
Zwecke  hat  er  Um  einer  rrüioug  durch  iiachvemtäudige,  welche  nach  Mög- 
lichkeit ans  rassischen  Untertanen  gew&blt  werden,  m  nntenidien.  01d<»- 
zeitig  nimmt  er  ein  Verzeichnis  der  Sachen  und  Gelder  des  Verstorbenen 
auf,  welche  dem  Schiffseigenttimer  gehören ;  rr  Imt  ein  Verzeichnis  der 
Bücher  und  Register,  welche  die  Rechnungslegung  über  das  Fahrzeug  be- 
treffen, anfzanehmen  und  sie  zusammen  mit  den  Sachen  des  Verstorbenen 
versiegelt  dem  neuen  Sihiffpr  gegen  Quittung:  zu  fibergeben.  Beglauhiüte 
Abschriften  dieser  Verztichnisse  hat  der  Kunaul  dem  Departement  tur 
Handel  und  Gewerbe  zu  übersenden  und  gleichzeitig  dem  ScbiffadgeDtOmer 
oder  soiiun  Bevtdlnirirhtiirtcn  von  der  nntwcndi«;  trewordmen  Frnennnng 
des  neuen  Schiffers  zu  benachiichtigen.  Mit  einein  solehen  am  i'latxe  be- 
findlichen Berollnichtistra  hat  der  Konsul  die  in  diesem  Falle  sn  treffimden 
Maßnahmen  zo  besprechen.  Die  Kosten  des  Begräbnisses  des  verstorbenen 
Schiffers  fallen  dem  Schiffseigentümer  zur  Last  (Kousulatsordnunfi  Art.  74). 

b.  Stirbt  ein  russischer  Untertan  im  Konsnlatebesirlr,  und  es  sind 
weder  Erben  nix  h  ein  lesritimirrter  Testamentsvollstrecker  am  Orte  vor- 
banden, so  ist  der  Konsul  vcrpilichtet,  alle  zur  Sicherung  des  Nau;hlasses 
notwendigen  Maßnahmen  cn  tireffen  nnd  allen  notwendigen  von  den  Orta- 
behördcn  vdrirrnonnnenen  FornKilitäten  beizuwohnen.  Im  Falle  der  Siegelung 
des  Nachlasses  des  Verstorbenen  hat  er  auch  das  Konsulatssiegel  anzulegen 
nnd  flberall  mit  den  Gewohnheiten,  den  Bestimranntten  vorhandener  Tnictate; 
den  örtlichen  I.,andesgesetzen  und  Vorschriften  sowie  den  ihm  von  seiner 
voraesetzteu  Gesandschaf tsbebörde  gegebenen  Vorschriften  in  £inklang  za 
bleiben.  Er  muß  ein  Verzeichnis  über  den  Nachlaß  des  Verstorbenen  anf- 
nehmen.  und  für  seine  Aufbewahrung  bi miilit  s(  in  und  ihn  schnellstens  dem 
Berechtigten  aushändigen.  Hierbei  hat  er  sich  solcher  Handlungen  zu  ent> 
halten,  welche  nach  den  Landesgesetzen  die  Haftung  für  alle  etwa  gegen 
d  ri  Verstorbenen  her\ortretenden  Fordiningen  nach  sich  ziehen  könnten. 
Ein  in  der  Konsulatskanzlei  etwa  deponiertes  Testament  des  Verstorbenen 
hat  der  Konsul  an  das  Departement  für  den  Innern  Geschäftsverkehr  fdes 
Ministeriums  des  Auswärtigem  zur  ge.setzmäUigen  Veranlassung  zu  über- 
senden, abgesehen  von  dem  Fall,  wo  die  Vollstreckung  des  Testaments  in 
Rußland  betindliche  Behörden  und  Personen  nicht  betrifft,  oder  wo  der 
Erblasser  bei  Niederlegung  des  Testaments  andere  den  gesetzlichen  Vor- 
schriften nielit  zuwiderlaufende  Anweisung  geireben  hat.  .\bor  aiirb  in 
diesen  beiden  Fiilkn  ist  dem  Departement  für  d«.fi  Innern  Verkehr  eint  Ab- 
schrift des  Testaments  mitzuteilen,  falls  letzteres  dem  Inhalte  nach  ein- 
getrrttren  i'^t.  Fills  i\vr  Nachlaß  iranz  ndf^r  teilweise  aus  Sachen  besteht, 
die  dem  \'erderl)en  ausgesetzt  sind,  oder  deren  Aufbewahrung  unverhiiitnis- 
mäUig  viel  Kosten  verursachen  wQrde.  so  hat  sie  der  Konsul  zur  öffentiicheii 
V(  rstei£:erntitr  zu  brinixen.  ohne  daü  er  selbst  oder  das  Konsulatspersonal 
etwas  davon  erstehen  darf.  War  der  Verstorbene  Kaufmann,  so  müssen 
seine  kaufmännischen  Bficher  genau  bezeichnet  und  im  Verzeicbnis  aufgeftthrt 
werd'  n  untrr  Angabe  der  Seitenzahl  jedes  Bncbes  nnd  der  Ansahl  der  nn« 
beschriebenen  Si-iten  ta.  a  0.  Art.  7')). 

c.  Dem  durch  Vollmacht  gehörig  legitimierten  Bevollmiehtigten  oder 
dem  als  sf>lr}un  viini  (b  srtz  aitrrk.iiiMt« n  Kr1i«-ii  bat  der  Konsul  nach  Ver- 
legung der  gerichtlichcu  Erbbescheinigung  und  der  N'oUmacht  die  Erbschaft 
auszuhändigen,  (a.  a.  0.  Art.  76.) 

d.  Hinterläßt  der  Verstorbeni  minib  riäbri_:i  Kinder  oder  eine  Witwe, 
so  hat  der  Konsul  ihnen  jeden  möglichen  Schutz  zu  gewähren  und  die 
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Of  srhiiftc  eines  Vormundes  in  wiitestem  Umfange  zu  besorgen,  wolx  i  er 
sich  nach  den  Landesgeeetzen  and  etwa  bestehenden  Konventionen  zu 
licliten  hat.  Diese  FniMrtfoneii  hat  der  Konsul  TennSge  seines  Amtes  nar 
dann  und  so  lanjxo  wahrzunehmen,  als  nicht  der  Erltlasst  r  t  incn  Pflt^irt^r 
oder  Vormund  am  Orte  bestellt  hat,  oder  die  Hinterbliebenen  nicht  ander- 
weitig Verfügung  getroffen  haben.  Ist  letzteres  der  Fall,  so  hat  der  Konsul 
den  Nachlaß  und  die  zeitweilige  Vormundschaft  an  den  Berechtigten  absa- 
geben  and  Über  seine  Tätigkeit  Rechnung  zu  legen  (a.  a.  0.  Art.  77). 

§  7.  ,Die  im  Auslande  befindlichen  Erbm  in  Rußland  verstorbener 

Auslitiv^T  von  türkischen^)  nnd  persischen  Untertanen  und  (Iberhaupt  von 
Asiaten  weriieu  zur  Empfangnahme  der  Erbschaft  durch  öffentliche  Zeitunsren 
in  russischer  Sprache  und  außerdem  durch  die  Gouvernementsnachrichten  der 
an  die  Hetntat  des  Terstorbenen  AiuUiiders  gzcnsendoi  QoQTenwnents  aaf- 
geboten.  Unabbiiigig  toü  der  Pnblikation  mflssoi  die  OoQvememaittbebBrden 
ttber  alle  in  Rußland  yerstorbene  Ausländer  Uberhaupt  und  das  nach  ihnen 
verbliebene  Vermögen  an  das  Ministerium  der  Auswärtigen  Angelegenheiten 
Bericht  erstatten  2),  in  denjenigen  Orten  aber,  wo  ansländische  Konsuln  vor- 
banden sind,  diese  Berichte  umnittelbar  demjenigen  vun  ihnen  mitteilen,  nach 
deren  Qeschäftskrcis  die  verstorbenen  Ausländer  zuständig  waren. '  «^Civil- 
irodez  §  1248.) 
Anmerkun  gen : 

*)  Bezüglich  der  türkischen  Untertanen  i.st  durch  Zirkular  des  Poli- 
zeidepartements vom  17.  Dezember  ISi^S  auf  Vorstellung  der  türkischen 
Regierung  die  Anordnung  getroffen,  dali  die  im  §  1248  Civilkodex  vorge- 
schriebene Benachrichtigung  von  dem  Tode  dieser  Untortanpn  sowie  die 
Aushändigung  des  ly'achlasses  an  die  türkischen  Kuu»uln,  und  da,  wo  solche 
Konsuln  nicht  vorbanden  sind,  an  die  Botschaft  durch  Vermittelung  des 
Ministeriums  des  Auswärtigen  zu  erfolgen  hahe  frf.  bei  Mifsch  S.  148). 

Durch  Zirkular  desselben  Departements  vom  4.  Dezember  1879  ist 
hinsiehtlich  der  in  RoBland  verstorbenen  tOrkisdieB  Odbugenen  die  An- 
ordnung getroffen,  daß  die  Renarlirii  hriijung  von  dem  Tode  derselben  und 
die  Aush^digung  ihres  I^achlasses  an  die  tUrkischeu  Konsuln  bezw.  an  die 
tftrlcfsebe  Botschaft  zn  nnterbleiben  hat,  falls  diese  Gefanfenen  bei  ihren 
Loh7eiten  den  Wunsch  geäuUert  haben,  mssisclie  Untertanen  zu  werden, 
und  mit  deren  Nachlaß  wie  mit  demjenigen  russischer  Staatsangehöriger 
verfahren  werden  solle  (a.  a.  0.). 

^1  Die  Bescheinigungen  über  die  Todesfülle  der  Ausländer  zum  Zwecke 
der  Mitteilung  an  die  ausländiscben  Konsuln  müssen  ordnungsmliüig  von 
dera  Oefstlichett  oder  Pastor,  der  bei  dem  Begräbnis  als  solcher  fungiert 
li  iT.  unterschrieben,  seine  Unterschrift  von  der  zuständigen  Polizeibehörde 
und  deren  Unterschrift  vom  Gouverneur  legalisiert  werden.  (Zirkular  des 
Polizeidepartemente  vom  4.  Dezember  1879  a.  a.  0.). 

2.  Das  Testlerrerht  der  Ausländer. 

§  7.  „Die  in  Rußland  lebenden  Ausländer  können  frei  über  ihr  Ver- 
mögen zugunsten  ebensolcher  Ausländer  wie  auch  zugunsten  russischer  Unter- 
tanen verfügen''  (Geaeti  betr.  die  Stinde,  Ausg.  1899,  Art  834  S.  S.  Band  IX). 

%  B,  .Testamente  von  AnslAndem,  in  deren  Untencbnft  der  Vatcts- 
nanie  des  Testators  nicht  angegeben  ist,  sind  auf  allgemeiner  Grundlage  be- 
hnfs  VoUstreokung  an  bestätigen  oder  cn  beglaubigen,  trobei  diese  Bestimmung 
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niirh  auf  alle  anderen  Testatoren  Anwendonj?  find»',  wenn  nur  nn  der 
Wellt jtat  der  Person,  deren  Testament  zur  BestüU'^img  oder  Anmeidurig  vor- 
gelegt wird,  kein  Zweifel  besteht.  Auf  genau  derselben  Grundlage  müssen 
Testaineate  ssar  fiest&tigung  bebab  VoUstrackiiiig  oder  war  B^lanhigung 
angenommcii  werden,  in  denen  der  Name  des  Testaton  vor  seinem  Familien« 
namen  nicht  ganz,  oder  nor  darch  den  Anfangsbnchstaben.  oder  selbst  gar- 
nicht  angegL-tii-n  ist.  w<>t)n  nur  darin  die  übrigen  vom  Gesetze  erforderten 
Bedingungen  nftillt  sind."  (Civilkodex  1<>47). 

9.  .Zur  Einreichung  eines  Test^iiaents  zur  Bestätigung  behufs  Yoll- 
fltceckung  oder  bot  B^lanbigung  wird  dne  VdA  liestimmt:  Ton  einem  Jahre 
für  in  Rnfiland  wohnende,  und  von  swei  Jahren  fOr  die  im  Andand  sich  be- 
findenden, vom  Taao  des  Todes  des  Testators  an  gerechnet.  Testamentsakte, 
(Inn  Ii  welche  ein  geistliches  W.ikuf  in  dt  r  Krim  gegründet  wird,  f  b*  nso  «lolche 
Test4imentsakte.  denen  zufoL'«  private  Waknf  von  ein<  ni  Krben  auf  den 
andern  Ubergehen,  mU&üen  zur  Bcstätigtuig  behufs  Vollstreckung  eingereicht 
oder  angemeldet  werden  im  Y^lanle  von  sechs  Monaten,  im  Falle  der  Hiebt* 
anmeldnng  werden  sie  als  nngflltig  erklirt*  (CivUkodex  §  1063). 

8.  Im  Asdande  orrlchtete  Tefttamente. 

S  10.  .Wenn  Truppen  sich  im  Feldzuge  im  Anslande  befinden,  können 
Testamente  der  Militärbeamten  und  der  anderen  beim  Heere  Dienenden  in 
den  T?<  L'iinent8-  und  anderen  Militärkanzleien  des  Ffldznsres  errichtet  werden, 
wo  sii*  iiich  beglaubigt  und  eingetragen  werden  lausten,  isolche  Testamente 
erlangen  die  Kraft  von  beurkondeten  (notariellen)''      1071  CiviUcod.). 

§  11.  «Anf  einem  Kriegsschiffe  oder  einem  andren  staatlichen  Fahr* 
seng  während  des  Feldzngs  errichtete  Testamente  können  dem  Befehlshaber 
dieses  .Schiffes  oder  Fahrzeugs,  oder  dem  ältesten  Olttzii-r  oder  Beamten  zur 
Verwahninii  übergehen  wcnlrn  :  wrnn  sie  auch  mit  Wissen  drr  bezeichneten 
Yorgesetzeii  errichtet  sind,  so  erlangen  sie  die  Kraft  von  beurkondeten 
(notariellen;'  ^§  lü72  Civilkod.). 

§  12.  „Privatschriftliche,  anf  einem  Kanffarteiscbilf  erriditete  Testamente 
können  dem  Sclüllsschreiber  (Clark)  ausammcn  mit  dem  Schiffskapitän,  dem 
Schiffer,  oder  des.scn  Stellvertreter  aar  Anfbewahning  ttbergebem  werden.'' 
($  lOTM  Civilkod.; 

5?  IH.  .In  allen  diesen  Füllen  muß  das  Testamc'ut  in  Gegenwart  von 
zwei  Zeugen  übergeben  werden.''        1074  Civilkod.) 

§  14.  „Im  Feldsage  nnd  anf  einem  Schilfe  errichtete  Testamente  mOssen 
von  dem  Testator  nnd  denjenigen  nntencbriehen  seitti  denen  sie  mr  Ver> 
Währung  übirgib<'n  sind.*    '?5  l(f7r>  Civilkod.) 

.Wenn  der  Testator  zu  sehirihrn  ni^ht  versteht  od»  r  nntrrscitn  ilM*n 
nicht  kann,  so  miili  hi»rvoii  bt  i  der  .Stellvertretung  in  der  l'nterschrifi  im 
Testamente  selbst  Erwähnung  gesehehen."        IU76  Civilkod.) 

»Ein  rassischer  Untertan  im  Aaslande  kann  ein  privatschriftliches  Testa- 
ment nach  dem  Bravehe  des  Landes,  wo  es  geschrieben  wird,  nnter  gehöriger 
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Yidimierong  desselben  bei  der  russischen  Gesandtsdwft  ocl  r  dem  Konsulat 
nach  den  in  der  Konsulatsordnung  Ausg.  1887  Art.  12  Ziff.  4,  75,80)^)2)  ge- 
troffenen Bpstimmungea  errichten.''    (§  1077  Civilkod.)*^) 
Anmerkungen: 

1.  Art.  12  der  Kousulatsordniuig  ist  oben  8.  33  Anm.  8,  Art.  75  oben 
S.  40  unt^er  1)  wiLMlfrLTfUfln-n, 

2.  Art.  80  a.  a.  U.  bestimmt,  daU  eigenhändige  Testamente  russischer 
Untertanen  im  Aoalande  im  Koarakt  sor  Verwahmng  angenommen  werden. 
Dagegen  kann  das  Konsulat  dip  .\nnahme  von  OpMIit  triltjen  und  Kostbar- 
keilen zur  Verwahrung,  wenn  hierzu  kein  dringender  Anlaß  vorliegt,  ab- 
lehnen. Uber  die  Annahme  von  Testamenten  snr  Verwahmng  erteilt  das 
Konsulaf  einen  Empfans'ssrheiii  in  vorixcschrieliener  Form.  Die  II<Tausi;alH' 
solcher  Testamente  erfolgt  an  den  ^iederleger  selbst,  seinen  legitimierten 
BeTollraächtigtcn  oder  seine  legitimierten  Brben.  Im  FaHe  des  Tode«  des 
Niederlegers,  oilcr  in  dem  Falle,  wenn  iluii  alle  Standesrechte  aberkannt 
sind,  ^w  as  dem  bürgerlichen  Tode  gleich  zu  achten  ist)  hat  die  Aushändigung 
des  Testaments  an  dessen  Erben,  welche  als  solche  vom  Gericht  anerkannt 
sind,  oder  an  das  Departement  für  den  inneren  Verkehr  der  Auswirtigen 
Angelegenheiten  zur  Übergabe  an  die  Berechtigten  zu  crfolfrcn 

H.  Mündliche  Testamente  russischer  Untertanen  im  Aui>lande  werden 
in  RnUland  als  giltig  nicht  anerkannt,  sollten  sie  anch  nach  den  Oesetaen 
des  Landes,  wo  sie  errichtet  sind,  reihtswirksam  sein.  {Boroteikfnrski 
Note  4  zu  Art.  Iü4  CPO  uiui  zu  i;  1077  Civilkod.)  Als  Grund  gibt  das 
Kassationsdepartement  an,  daü  die  vortrescluiebene  Vidimierung  bei  einem 
mündlichen  Testamente  nicht  mö^liih  ist.  Diese  Vidimierung  oder  An- 
meldung beim  Konsulat  ist  aber  gariiicht  gesetzliche  Vorschrift,  sie  gibt 
nur  dem  Testamente  die  Kraft  eines  beurkundeten  oder  notariellen.  Da- 
gegen  hat  ein  nach  den  Gesetzen  des  Luiules  «iltig  errichtetes.  l)eim 
Konsulat  nicht  angemeldetes  Testament  die  Bedeutung  eines  privatschrift- 
tichen,  und  solche  sind  nach  ntssischem  Recht  ebenblls  giltig.  (cf.  unten 
Note  1  an  §  16.) 

§  1.').  „Die  Vidimation  der  im  Auslande  errichteten  Testamente  bei 
der  russischen  Gcsandtsrliaft  oder  dem  Konsulat  ersetzt  die  Errichtung  der 
Testamente  zu  den  Heinkuiidunt;sakteu  ^iu  notarieller  Fuiinf,  und  diese 
Testamente  werden,  wenn  sie  in  vorgeschriebener  Ordnung  bei  der  (tesandt- 
schaft  oder  dem  Konsulat  Tisiert  sind,  als  von  gleicher  Kraft  mit  be- 
urkundeten erachtet."   (Ctrilkod.  §  1078.) 

§  16.  ..Im  Aijsbinde  errichtete  Testamente  müssen  beim  Bezirksgericht 
rnr  P.estiitigung  behufs  Vollstreckung  eingeit  idit  werden,  entweder  gleichfalls 
II  t  h  1,  m  Orte,  wo  sirh  das  Narhlaßobjekt  befindet  oder  nach  dem  letzten 
Uoiinsitz  des  Testators  in  Kurland.' 

,lu  den  Orten,  wo  die  Justizgesetze  in  Wirksamkeit  nicht  gesetzt  sind, 
whNl  ein  im  Aaslande  errichtetes  Testament  über  ein  in  Roflland  befindliches 
Vermögensobjekt  nicht  anders  Tollstreckt  als  nach  Einreichnng  des  Testaments 
bei  derjenigen  Gerichtsbehörde,  in  deren  Bezirk  entweder  der  Wohnort  des 
Testators  oder  das  Nachlaßvermögen  sich  befindet."  (Civilkodex  §  1079  und 
Anm.i 
Anme  r k  u  n iz e n 

I.  Die  Fiaj^'e.  ob  ein  von  einem  Ausländer  im  Auslände  errichtetes 
Testament  su  ihrer  Bechtswirksamkeit  in  Rußland  der  Meldung  (Vidimation) 
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beim  russischen  Konsnl  hedarf.  ist  vom  Kassatinnsdepartement  verneint 
worden.  Nach  dem  gauücu  Sinn  und  Zusammenhang  der  Bestimmangea 
in  l()7i».  1078  t  ivilkod.  (s.  oben  S.  43}  in  Verbindung  mit  den  §§  914, 
Mlö  lobcn  S.  32.  33 1  unterließt  es  keinem  Zwi  ifd.  daß  die  MrMnn«:  eines 
Testaments  beim  russischen  Konsul  nur  für  die  beurkundete  oder  iiutanelle 
Form  desselben  erforderlich  ist.  und  im  §  1078  a.  a.  0.  ist  ausdrücklich  be- 
stimmt, daß  eine  solche  Mclduiii:  bt  ini  Konsulat  die  Krnchtung  eines  be- 
urkundeten oder  notariellen  Ttüt  umiUis  ersetzt,  und  dit^  ijj;  914.  915  sind 
an  die  Spitse  det  Kapitels  über  die  Errichtung  von  beurkundeten  und  die 
Beglaubigung  von  gemeldeten  Akten  gestellt,  und  lassen  folglicli  aiirh 
keinen  Zweifel  darüber,  daß  ihre  Anwendung  auf  notarielle  Ti^tamente 
beschr&nkt  ist.  Aus  diesem  Grund  '  ist  auch  die  im  91ö  bestiiiiinte  halb- 
jährige Frist  zur  Einreichung  des  im  Auslande  errichteten  Testammt« 
beim  Notar  oder  bei  Gericht  lediglich  alä  ein  Erfordernis  der  notaneUen 
Testamente  anzusehen.  Dirs«  s  ist  auch  im  §  916  nun  Ausdruck  gebracht: 
es  hfiLlt  darin,  daß  di*-  EinreiclinriLr  drs  Testaments  iimt  rlialb  der  halb- 
jährigen Friöi  bei  ütriclit  oder  beim  Nutar  „behufs  ErhuiKung  der  Kraft 
einer  Benrkundungsakte'  erforderlich  ist.  Da  aber  das  Gesetz  S  1' I12  tivilkod.) 
es  dem  frf  i^^n  Willen  drs  Ti  stAtors  überläCt.  \>h  i-r  ein  notarielles  oder  ein 
privat^tliriftiiches  Testament  errichten  will,  und  zwar  selbst  über  das 
Immobiliarvermögen,  (mit  Ausnahme  der  Stammgflter  (§  1068  Civilkod  ). 
so  folgt  hieraus,  daß  für  privatschriftliche  Testament»'  im  Auslände  wedi  r 
die  Meldung  beim  russischen  Konsul  noch  die  Einreicbung  U  i  Gericht  oder 
beim  Notar  innerhalb  der  halbjihrigra  FVist  915)  obligatoriadi  iat; 
obligatoriseh  ffir  solrhc  Testamente  ist  nur  (falls  sie  den  Gesetzen  des 
Landes,  wo  sie  erri.  lit.  t  jjiud.  entsprechen):  aj  die  Einreicbung  zur  Be- 
stätigonif  und  Voll>tr eckung  beim  sQSt&ndigen  Gericht  binnen  zwei 
Jahr  en  vom  Tatr''  des  Todes  des  Testator?!  (S  1063  Civilkodev^i  und  b^  die 
Konsulatsbescheinigung  gemäß  Art.  465  Ci*0  \oben  §  3),  daß  die  Akte  den 
Landeageseteen  entspricht,  vorgeschrieben.  (Entseh.  des  Kassationadeparte" 

menta  V<>m  Jahre  1SS2  bei  .Ifi/srh  ■ 

2.  Einem  priv»tschnftlichen  im  Auslände  errichteten  Testament,  durch 
welches  ein  notarielles  abgeändert  oder  erginst  wird,  darf  die  BestäUgung 
zur  Vollstr.  ekuii::  si'f.  rn  Bedenken  formeller  Natur  nicht  vorliegen,  nicht 
versagt  werden.  >  Entsch.  des  Kaasationsdepartements  pro  1876  No.  130  a.  a.  0.) 

3.  Die  in  einem  im  Andande  erricliteten  Testamente  yom  Teeutor 
bestimmte  Erbfnl^^rurdnnng  nach  dem  Tode  des  erstf  n  von  ihm  cini^rset/.ten 
Erben  ist  vom  Kassationsdepartement  durch  eine  Entscheidung  vom  Jahre 
1882  No.  1»0  für  ungiltig  erklSrt,  ohne  daß  die  Oiltigkeit  des  fibrigen 
InlKihs  des  Testaments  dadurch  berührt  worden  wäre  und  zwar  im  ITinldirk 
auf  §  1029  Civilkodex.  wonach  die  üngiltigkett  eines  Teils  einer  letztwiUigea 
Verfttgong  ihre  Qiltigkeit  im  Übrigen  nicht  bertbrt. 

V*  Das  Recht  ämr  Aaslinder  nun  Erwerbe  bewegUehen  nad 

nnbeireglichen  Eigentums. 

§  1.  T^vaUnder  können  sowohl  durch  Kaaf  als  anch  durch  Brbgang, 

letztwillige  Verfügung.  Sch»'nkiiiii:surkunden.  i'berweisnng  seitens  der  Staats- 
kasse U.  dergl,  ti.  w  virli(h<  s  und  unljewegliches  Vermiig»*!!  aller  .Vrt  erwerben.  • 
..Im  Falle  des  P'rwt  rh.  s  <  ines  (Jutes.  dessen  Bauern  noch  in  oliligatori- 
»cben  Beziehungen  zu  dem  Gutsbesitzer  sti'heu.  sind  Aasländer,  in  gleicher 
Weise  wie  die  dem  erblichen  Adel  nicht  angehörendeo  nuttoefaen  Untertanen 
verpflichtet,  in  GemiAbeit  des  Art  9  der  Beilage  so  Art.  88  gldebieiüg  mit 
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der  Errichtung  dt  r  Akte  über  den  Erwerb  des  Gutes  den  darin  angesessenen 
Bauern  diejeni*i»  n  llaus-  und  Wiesenländi  rt  icn  und  das  andere  nutzbare  Land, 
die  nach  dem  (iesctzc  ihren  Anteil  aasmaclien.  zu  Eigentum  zu  überlassen. " 

,4>ie  Aasnaltni^  Ton  der  Vorichrift  dieees  Artikels  (830),  weldie  fttr 
die  Qeblete  rem  Tnrkesten,  Akmolinsk,  Semlpalatiiuk  und  Semiijetecbeiuk 
(Tgl.  Alt.  7t)6  Anm.  3),  Ural  nnd  Turgai  bestimmt  sind,  sind  in  den  Ver- 
ordnungen Uber  die  Verwaltung  dieser  <  »rtlirhkeiten  dargelegt."  (.S".  S.  Bd.  II.) 

Ihr  Erwerb  von  Ländm  ieii  im  See-  und  Amurcjebiet  durch  nicht  dem 
rusüisciien  üntertanenverband  angehörende  J'ersonen  ist  verboten.  Zi  itw.  iUge 
Vorächriften  Uber  den  Erwerb  von  unbeweglichem  Vermögen  zu  Eigentum 
oder  ffir  begienste  Zeit  and  die  Nntxnleßung  soldien  Vermögens  dnreh  Aus- 
linder  in  einigen  OonTemementa  des  westliehen  Gebiets  von  Rußland  und 
In  einigen  Ortlichlceit^'n  des  kaukasischen  Gebietes  außerhalb  der  Hafenstädte 
and  anderer  fstiidtisclicr  Ansicdt  Inneren  werden  hier  beitr(dii}.'t." 

.Die  ("l)erwtisnnt:  von  Landparzellen  an  Ausländer  in  der  Stadt  Krali- 
nowodak  erfolgt  auf  Verfügung  des  Kriegsmiuisteriums  zufolge  jedesmaligen 
bestnideraa  Antrags  des  Venraltai^|Bdtefs  ttanskaqilsclen  Gebiets." 
(Oesets  bt.  die  Stände  Aasg.  1899  Art.  880  nnd  Anm.  1—3,  S.  S,  Bd.  IX.) 

§  2.  Die  in  Geltung  befindlichen  besonderen  Vorschriften  bezüglich  des 
InmobiliarbesitBes  der  AnsUnder  in  den  westlichen  GeaTemements  sind  die 
nacbstdienden:  (Oesets  vom  14.  Mära  1887,  Jetst  als  Beilaie  la  Art.  8ä0 
Anm.  2  des  Gesetzes  bt.  die  Stände  Ausg.  1899  i^.  .S^.  Bd.  IX,  össc  weitete  Anhang 

dasa  rom  19.  März  189.5.  jetzt  als  Beilage  I  zu  Art.  Söl  a.  a.  0.) 

I.  1.  „In  den  Gouvernements  Warschau.  Kaiisch.  Keltzy,  Lomscha. 
Labiin,  Petrikau,  Flot^k,  Radomsk,  Suwalki  und  äjedletz,  in  den  Gouverne- 
HOits  Bessarablen,  Wibia,  Witebsk,  Wellh^mien,  Grodno,  Kijew,  Kowno, 
Kvrknd,  Livkuid,  Minsk  nnd  Podolien  kttnnen  anslindlsehe  Untortaaen  (mit 
Aasnahme  der  unter  3  dieser  Beilage  bezeichneten  F&Uc)  Eigentumsrechte 
an  unbeweglichem  Vermögen,  ebenso  vom  Eigentumsrecht  abgesonderte,  im 
Besonderen  aber  ans  Micts-  tind  Pachtverträgen  hcrvorf;ehende  Besitz-  nnd 
NntznieBoni^srecbte  an  nnbewetrlirheni  Vermöjren  anüerhalb  der  Hafeiistidte 
und  anderer  städtischer  Ajisiedelungen  *)  durch  irgend  welche  Mittel  und  an! 
iigend  einer  von  den  allgemeinen  nnd  drtUohen  Qesetaen  zugelassenen  Grund- 
lage nicht  erwerben.' 

,In  den  Gouvernements  Warschau,  Kaiisch,  Keltzy,  Lomadia,  Lublin, 
Petrikau,  Plotzk,  Kadomsk,  Suwalki  und  Sjrdlet/  ist  den  ausländischen 
Untertanen  überdies  auch  untersagt,  Immobilien  uuGerhalb  des  R  reiches 
Städtischer  Ansiedelungen  ais  Bevollmächtigte  oder  Verwalter  zu  verwaiien'. 

.Die  in  diesem  Artikel  (1)  bestimmte  Beschränkung  der  Rechte  der 
aasUndiscben  Untwtanen  binsIditUcli  des  Besitaee  and  der  Nntxniefinng  Ton 
anßerlialb  der  Hafenstädte  und  anderer  städtisdier  AnsieddaDgai  belegenem 
unbeweglichem  Vermögen  erstreckt  sich  nicht  auf  die  Fälle  der  Mietung 
TOD  Häusern,  Wohnunf^en  und  Villenbesitzungen  zur  vorübergehenden  Be- 
nutzung und  sam  persönlichen  Bewohnen  durch  dieselben.*' 
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*)  Anmerkung: 

Zu  den  „städtischen  Ansiedelungen''  sind  nach  der  Judikatur  des 
Regierenden  Senats  alle  kleine  Ortschuften  zu  zählen,  welche  eine  städtische 
Organisation,  eine  stiUltiscbe  Verwaltungsbehörde  haben  oder  zu  städtischen 
Gemeinwesen  zugeschrieben  sind.  In  allen  diesen  kleinen  Ortschaften  haben 
demgemäß  Ausländer  da«  Recht  des  Immubiliarbesitzes.  Ebenso  sind  ..Possa- 
den'"  (Vür8tÄ<lte  oder  Niederlassungen)  ,.Mjeliteitichki"  (kleine  Orte)  dt-n 
Städten  zuzuzählen,  wo  also  Ausländern  der  Immobiliarbesitz  gestattet  ist. 
Als  Merkmal  der  kleinen  städtischen  (Jemeinwesen  der  letzteren  Art  —  der 
Mjelitetschki  —  gilt  nach  der  Verfügung  des  Regierenden  Senats  der  Um- 
stand :  wenn  Steuern  für  den  Grundbesitz  erhoben  werden  und  eine  Bürger- 
schaftsverwaltnng  besteht,  icfr.  bei  Palibin  (icsetzc  bt.  die  Stftllde  Bit 
Art.  77»,  6  und  7  und  zur  Beilage  zu  Art.  830  Anm.  2  Kote  1). 

2.  „Hmriditlidi  der  Sidienitellniig  der  Vomtgandite  der  AndSader  «nf 

Befriedigung  wegen  ihrer  Schuldfordenuigeii  wird  die  in  der  Anmerkung  so 
Artikel  1129  der  CäTilprosefiordnong  gegebene  Vorachhft  beobachtet." 

Anmerkung : 

Die  Anmerkong  zu  Art.  1129  CPO  lautet:  „In  den  Gouvernements 
Bessarabten.  Wflna,  Kowno.  Witebsk,  Wolhynien,  Orodno.  Kijew,  Korland, 
Livlrtnfl,  Minsk  und  Poflolsk*.  so%vie  in  den  (louv»  riicnu  nt«  des  Königreichs 
Polen  kann  außerhalb  der  Hafenstädte  und  anderer  städtischer  Ansiedeiangen 
die  Sieherstenitnir  von  Schnldforderungen  durch  Annahne  nnbeweglieliCT  'ra- 
mögeiis  zum  l'fande  htkI  ül»  rhaupt  die  Zwangsvollstreckung  wegen  Schald- 
fordenmgen  für  Ausländer  weder  den  £igentunuerwerb  eines  solchen  Ver- 
mögenaoblektB  noch  den  Eintritt  in  den  tateftchUchen  Bedti  oder  die  Notz- 
nieSnng  desselben  zur  Folge  haben.'* 

B.  „Hinziditlich  der  Rechte  der  AuzUnder  auf  Erbfol^  in  solche  Iinaio- 
bUien,  welche  aufierhalb  der  HafeneOldte  und  der  stidtischen  Amriedelnngen 
belegen  sind,  finden  in  den  im  Artikel  1  dieser  ßcilage  bezeichneten  r)rtlich- 

keitcn  folj^'rride  Beschriinknngcn  Anwcndtm*;:  ai  die  gesetzliche  Erbfolc^e  in 
geradi  r  al)st«  igpnder  Linie  und  iinti  r  Elu  fxiitten  in  nach  einem  ausländischen 
Untertan  hinter bliebene  Immobilien  wird  auf  bestehender  Grandlage  zage- 
laaeen,  wenn  der  Erbe  vor  dem  14.  U&rz  1887  in  Rußland  seine  Niederbuuning 
genommen  hatte;  b)  in  allen  anderen  Filltm  der  gesetalichen  Abfolge  aowie 
der  Erbfolge  duxdi  letztwillige  Verfflgnng  ist  der  auallndische  Untertan  ver- 
pnirlitet,  die  ihm  angef  i1l<  tu  n  Rechte  an  dem  unbeweglichen  Vermögen  inner- 
halb dreier  Jahre  vom  Zeitpunkte  des  Erwerbs  dieser  Rechte  an  einen  russischen 
Untertan  zu  verkaufen ;  c)  im  Falle  der  I^iichtbcobachtang  der  im  Punkte 
b)  dieses  Artikels  gegebenen  Vorschrift  wird  das  VennOgen  auf  Verfügung  der 
GontenmnentsbebOrde  in  Vomumdsehaftsverwaltnng  genommene  nnd  Vflent- 
lich  in  der  zuständigen  Guuvernementsverwaltung  Tersteigert,  lud  der  BrIOs 
wird  nach  Abzug  der  Verwaltungs-  nnd  Versteigerungskosten  dem  Erben  aus- 
gehändigt *).  Im  Falle  des  Verkaufs  von  Gütern  in  den  Gouvernement!? 
Warschau,  Kalisch,  Keitzy,  Lomscba,  Lublin,  I*etrikau,  Plotzk,  Kadomsk, 
Suwalki  und  Sjedletz  auf  Grund  des  Punktes  c)  dieses  Artikels  greifen  die 
Bestimmungen  des  Gesetzes  bt.  die  SichertteUnng  (T<m  Fefderangen)  durch 
Immobilien  und  die  Befriedigung  der  nnztieitigen  staatlidien  und  der  Fexde- 
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runden  dt  r  ^^•^waltungsbehö^dcn  am  denselben  für  das  Königreich  Polen 

Platz.  '     2;».  Mai  1897  ÜS  8Üö  L) 

*j  Anmerkung: 

Naeh  Art.  191  Ziffer  3  d»  A1)gabaigeBetsea  Ausg.  1893  tritt  eine 

BefreimiL'  von  den  tr<'sctzlichen  Vertragsab^abon  in  dem  Fallf  pin.  wenn  in 
den  westlichen  Uuuvernements  das  Eigentuui  an  Immobilien  vun  pulnisciten 
Gntsb^tssem  auf  Personen  rassischer  Ahknnft  Sberf^ht.  Diese  Bestimmung 
findet  jedoch  nnf  V(rkiinrHv.  r!rä|j;e  über  Iiiiinobilicn.  welche  Pulen,  dir  Aus- 
länder sind,  durch  Erbschaft  zugefallen  und  von  diesen  gemäß  den  Bestimmun« 
gen  dieses  Qcsetxes  (Art.  3)  an  einen  msslschen  Untertan  rerkanft  werden 
rnftsseUf  kdne  Anwoidung.  {Palibin  a.  a.  0.  8.  405  Note  1). 

4.  ,J)ie  Wirlcsamkeit  der  vorstehend  bezeichneten  Besehrftnlningen  des 
Artikels  B  unter  b  vnd  c  erstreekt  sich  auch  auf  die  FftUe  des  BigentumS' 
wwerbs  an  Immobilien  dnrdi  Ansttndw  infolge  solcher  Akte,  die  vor  Publi« 
katloB  des  Allerhöchsten  Erlasses  vom  14.  März  1HH7  errichtet  sind,  falls  die 
oben  gcdacht<-T)  rsonrn  den  tatsichlidien  Besita  dieser  Immobilien  noch 
nicht  übernommen  haben." 

Anmerkung: 

Nach  der  Judikatur  des  Kassationsdepartements  (bei  Palibin  \i  a  O. 
4<>5  Note  2)  folgt  aus  drr  Bestimmnnjr  dt  s  Art.  4,  daß  sie  lediglich  auf 
Rechtsgeschäfte,  die  vor  dem  14.  März  1887  errichtet  sind,  Anwendung 
findet.    Hingegen  ist  die  Vorschrift  des  Art.  3  lediglich  auf  nach  Publikation 
dieses  Qesetses  eingetretoie  Erbf&lle  ansawenden. 

5.  „Die  in  vorsdtrütsm&ßiger  Form  für  eine  bestimmte  Zeitdauer  ge- 
schlossenen Verträge  und  Akte,  auf  Grund  welcher  atisländische  Untertanen 
in  di  n  irn  Artikel  1  dieser  Beilage  bezeichneti n  ("»rtliclikeiten  Besitz-  und  Nntz- 
nießunLji.t teilte  an  unbeweglichen  auUerluilh  der  Hiifen^tiidte  und  städti-^r  lieii 
Ansiedelungen  belegenen  Immobilien  vor  i'ublikuUon  des  Allerhöchsten  Kr- 
kflses  Yom  14.  Hin  1867  erworben  haben,  dürfen  (mit  Ansnahme  der  in 
Artikel  1  Abs.  3  und  Artikel  2  dieser  Bdlage  heseidineteii  VertvSge)  nach 
Ablanf  der  in  diesen  Yerttlgen  angegehenen  Zeiten  weder  onenert  noch  Ter» 
Ilagert  werden." 

6.  „Üie  Kraft  und  Wirksamkeit  der  vorstehenden  Bestimmungen  er- 
streckt sich  in  gleichem  Malk  anf  Gesellschaften,  Handels-  und  Industrie- 
aktiengesellschaften und  Genossenschaften,  welche  in  Gemäßheit  ausländischer 
CkMtse  errichtet  sind,  sollten  sie  andi  die  (lenehmigung  für  ihre  Tätigkeit 
im  Qehiete  des  mssisehen  Beidies  eriialten  haben." 

7.  , Rechtsgeschäfte  aller  Art  welche  in  Verletzung  oder  sur  Umgehung 
dieses  Gesetzes  geschlossen  sind,  werden  als  nichtig  erachtet." 

8.  „Falls  eine  der  in  dem  vorstehenden  Artikel  (7)  bezeichneten  Verein- 
barungen den  örtlichen  Haupt-  oder  Gouvernementsbehörden  bekannt  wird, 
SO  hat  naiA  Erfordern  der  notwendigen  Auskünfte,  welche  die  Gerichts-  wie 
die  anderen  QlientUchen  Bdifirden  und  Amtspersonen  den  bezeichneten  Bdiörden 
nnvenflglich  in  erteil«s  Torpffichtet  sind»  der  GenmlgonTemenr  oder  Oonver- 
nenr.  je  nach  Zuständ%keit,  durch  Yenuittelung  einer  hierzu  bevollmächtigten 
Person  (in  den  10  QouTemements  Warschau,  Kaliscb,  Keltzy,  Lomscha,  Lnhlin, 
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Petrikaa.  Plotzk,  Radomsk,  Suwalki  und  Sjoill^tz  durch  den  Proknrear)  bei  dem 
zuständigen  Geriebt  die  Klage  aaf  Nichtiirk.  itserklärung  de«»  geschlossenen 
Kechtsgeachäfts  ^)  oder  der  errichteten  Akte  anzustellen  Diese  Angeiegen- 
hAUn  wnden  in  der  für  die  staatlichen  Verwaltiui^issaohen  yorgesoluleteuii 
Ordnung  erledigt  * 

Anmerkungen : 

•)  Zu  den  in  den  Artikeln  7  imd  H  h«»zeichneton  Rechtsgeschäften  ge- 
hören auch  die  Verträge  über  einen  zu  üchluiit  iidi  n  Kauf  (pactum  de  emendo» 
des  Civilkodex  >}  Ifi/Off.  Ist  jedoch  in  einem  solchen  Vertrag  die  Person, 
welche  demnächst  ;ils  Käufer  dos  Immobile  bezeichnet  werden  soll,  vorbehalten, 
so  schadet  es  nirht.  wi  im  d(  r  Kuutrahent,  welcher  die  Benennung  des  Käufers 
sich  vurbi'luiltt  n  h;ii.  .Vusliiiuler  ist.  Ein  solcher  Vertrag,  hat  der  Regierende 
Senat  in  einem  knnkri  t»  n  KulK  entschieden,  verletzt  noch  nicht  dienes  (I<  setz, 
und  die  Frage  über  die  Anwendbarkeit  des  vorliegcuden  Gesetzes  kaiiu  erst 
dann  entstehen,  wenn  die  Person  des  endgilt  ig  bestimmten  K&nlers  beseiehnet 
ist.  (cf.  bei  PaUhin  a.  a.  0.  S.  4i)4  Note  2.) 

^)  Die  Klageanst.  llunsr  hat  bei  dem  zuständigen  Gericht  zu  erfolgen. 
Sachlich  zuständig  sind  die  Bezirksgerichte.  Handelt  es  sich  aber  um  die 
Nichtigkeitserklärung  von  Verträgen  über  bliinrlidK  tii andstücke,  so  sind 
die  für  die  biltii  rli -hen  Angelegenheiten  eiTi{resetzten  Gcru  htt  zuständig,  und 
dies  sind  im  Üi  rtiiche  des  Königreichs  l*ulon  die  friedensrichterlicheu  Insti- 
tutionen; Friedensrichter  und  FriedensrichtervCTaammlnngen.  (Scnatsent- 
scheidang  in  Sachen  FUkns  ca.  F.  94/i)l.) 

„Dem  QonTomenr  Ton  Wolhynien  wird  vortbergehend  die  Befugnis  cin- 
geränmt.  aus  dem  Oebiete  des  GouTemements  Wolhjrnien  anslftndiscbe  Unter- 
tanen auf  administrativem  Wege  auszuweisen,  welche  unter  Verletznng  der 
Vorschriften  dieser  Boilap:^  im  tats'dchlichen  Besitz  oder  Ntitznießung  von 
Immobilif'n  auB^rhalb  der  siadüischeu  Ansiedelungen  des  Gouvernements  Wol- 
hynien  auf  Grund  mündlicher  oder  formloser  Vereinbarungen  oder  nach  er- 
gangenem gerichtlidien  Urteil  Uber  die  HiobtigkeitserkUrang  4er  von  ihnen 
geacbloBsenen  Beehtsgeschlfte  betroffen  werden."  (Beiinge  nn  830  Amn.  % 
Gesetz  bt.  die  Stände  Ausg.  1899  S.  S.  Bd.  IX) 

n.  1.  .Der  Erwe  rb  von  Eigentumsrechten  an  rinbeweglicbem  Vermögen, 
ebenso  de??  ans  Miet«-  und  Pachtverträgen  hervorgehenden  Besitz-  und  Nutz- 
nießung» rech  is  an  solchem  Vermugeu  außerhalb  der  städtischen  Ansiedelungen 
des  Goavcrnemcnts  VVolbynien  wird  künftighin  untersagt :  a)  d«B  In  iMSlsebeni 
Untertanenverband  stehenden  ausländischen  Ansiedlein  (Art  680  Anm.  92  Beil.  II 
dieser  Gesetse  bt  die  Stinde)  und  b)  Penonen,  welche  ans  den  Weichsel- 
geUTemements  übersiedeln." 

_Di(»  W'irksamkfit  der  hier  darj^elcirten  Vorschrift  erstreckt  sich  nicht 
auf  diejenigen  der  in  derselben  Itezt  ichm  tcu  iVr.sonrn.  welclu'  sich  vor  dem 
19.  Alärz  1896  in  städtischen  Ansiedelungen  niedergelassen  haben,  sowie  auf 
deren  Becbtsnachfolgw  nach  gesetslicher  Erbfolgeordnung.* 

2.  »Wenn  ein  in  VerleUung  oder  nur  Umgehung  des  Art  1  geschlossenes 
Bechtsg^sehift  der  örtlichen  GouTemementsbehflrde  bekannt  wird,  so  hat  der 
Gouverneur  nach  Erfordern  der  nöti.:('n  .Vu.skiinft,  welche  die  Gerichtsbehörden 
wie  alle  anderen  Begierungsbehdrden  und  -rersonon  der  bezeichneten  Behörde 
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anvt'rzügUch  mitzateileu  verpflichtet  sind,  eine  ilim  unterstehende  Amtsperson 
zur  flinreichung  der  Klage  auf  Nichtigkeitserklärang  des  geschlossenen  Rechts^ 
gcMlAfta  oder  der  eniditeteii  Akte  dem  iwitltiidlgen  Beiirlagericht  sn 
beroUmichtigen.  Dieie  Angelegenhdtcn  werden  in  der  fttr  itaatUche  Ver- 
waltongMUigelegeiihdten  TcigeBcbrielmien  Ordnung  erledigt." 

3.  «Den  Gouverneur  von  Wolhynien  wird  die  Bdngnis  eingeräumt,  auf 
administrativem  Woge  aus  dem  Gebiet«  des  Gouvernements  Wolhynit  n  die  im 
Art.  1  dieser  Beilage  erwähnten  Personen  auszuweisen,  welche  in  Virletznng 
dieses  Artikels  in  tat^iächlichem  Besitz  von  unbeweglichem  Vermögen  auikr- 
halb  st&dtisclter  Ansiedelungen  des  Oonvememente  Wolhynien  auf  Qmnd 
mflndlielier  Vereinlwningen  und  Oberhanpi  formlos«  Yertr&ge,  oder  nach  er- 
gangenen gerkhtllchen  ürteilen  Aber  die  Ißcbtiglceit  der  von  Omen  geschlossenen 
den  Besitas  und  die  NntsnleDang  dieses  Vermögens  betreffenden  Recbtsgeschiffce 
betroffen  werden." 

4.  ,Dem  Gencralgouvemeur  von  Kijew.  Podolion  tmd  Wolhynien  ist  es 
überlassen,  die  Ausfiihrungsbestimmungen  zu  (kn  Vurscliriften  dieser  Beilage 
durch  die  zuständigen  adnuuiätrativcn  Organe  zu  erlassen,  ebenso  bei  der 
Anwoidung  der  beaeiobneten  Yoischriftmi  liei  diesen  Behörden  etwa  Tor^ 
konimeiMle  sweUelhafte  Fragen  an  entsclietden.''  ^ilage  an  Art  S67  Qesetae 
bt.  die  Stiade.) 

Anmerkung: 

In  besonderen  Fällen  sind  Ansnaljmen  znßolassen,  so  bfi  der  Zucker- 
fabrik Kordelewka,  wo  dem  (iniiulfr  Wilhebn  Jiau,  einem  Hessen-Darm- 
städter Staatsangehfltiga),  dur(  Ii  Erlaß  vom  'M.  Juni  1890  der  Brwerb  Ton 
180  Aktien  im  Betraffe  von  180  000  Rubel  bei  der  ersten  ET!ii«Ri'm  und  einer 
entsprechenden  Anzahl  Aktien  bei  ferneren  Emissionen  im  i  uUe  der  Ver- 
grftBemng  des  (Iründungskapitals  gestattet  ist.  Ebenso  ist  bei  der  RUben- 
jTOcker-  und  Riiflineri(  fiibrik-Aktien-Gesellschaft  zu  Gunsten  des  österreichi- 
schen Staiitsangchürigen,  .Grafen  Ji.  A.  Potocki,  eine  Ausnahme  zugelassen. 
Ih  bdden  Fällen  ist  der  Übergang  der  Aktien  yon  den  Privilegiertoi  —  abge- 
sehen vom  Falle  der  direkten  Erix  n  —  nur  anf  russische  Untertanen  tticnt^ 
jadischen  Glaubens  zulässig.    {Myiack,  Ergänzung  S.  8  ff.) 

§  8.  „Der  Erwerb  von  Grund  und  Boden  in  den  Gebieten  Akmolinsk, 
Semipalatinsk,  Semirjetsrhensk,  Ural  und  Turjfai  durch  Personen,  welche 
dem  russischen  Untertanenvcrbande  nicht  angehören,  und  ebenso  durch  alle 
Personen  nfcbtdiristUdien  Bekenntnisses,  mit  Ansnabme  der  Kinheimischen, 
ist  nntersagt;  nntersagt  ist,  jegUcbe  Vertrige  Uber  Qmnd  nnd  Boden  anf 
den  Namen  von  Personen  zu  scblieBen,  die  nicht  das  Recht  haben,  diese  Vw- 
mSgensobjekte  in  den  bezeiclnieten  Gebieten  zu  erwerben." 

..Der  Erwerb  von  Liindereien  im  Amnrpebiete  und  in  den  Seesrebieten 
durch  i^frsonen.  die  dem  russischen  L  nlerlautiiverbande  nicht  angehören,  ist 
untersagt.'    (Civilkodex  §  6ü8  Anm.  7  und  8.) 

Anmerkung: 

Bezüglich  des  Amur-  und  See(;ebiets  ist  dnrdi  Allerhöchst  am 
18  Juni  1S92  bestätigten  Eriatt  das  l^achstehende  verordnet  (cf.  Mf/achf 

Er^.iuzungsheft  S.  i<  ff.) : 

Zeitschrift  f.  Intern.  Privat-  u.  öfr«Dtl.  B«oht.  XIV.  4 
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a)  Die  Uiltigkeitsdauer  der  Vorschriften  vom  26.  März  1861  mit  den 
Ergänzangen  und  AbUndcfmngen  Toot  96.  Noyember  1888  bindditUch  dea 
Iniiiiolnliarbesitzes  der  Aasländer  im  Atnur-  und  Seegebiet  iat  Mf  weitem 
sehn  Jahre,  vom  27.  April  1891  an  gerechnet,  Yerl&ngert. 

b)  In  Ei^nznng  ond  Abftndemng  dar  rorstclieaden  Bettuxunnng  igt 
der  Landerwerb  im  Amur-  und  Seegebiet  Personen,  welche  dem  fnariscben 
Untertanenverband  nicht  angehören,  nntemgt. 

§  4.  Über  den  InunobiliMbesitt  d«  Andtndw  in  einigen  Gegenden 

des  kaukasischen  Gebiets  sind  derzeit  folf?ende  Bestimtnimcfni  in  Geltung: 
(Beikge  II  zu  Art  m)  Anm.  2  Ges.  bt.  die  Stfinde  Ausi{:i].o  \m)  5.  S.  Bd.  IX.) 

1  ..Im  Htzirko  Kulmn  des  Gouvernements  Tschornoje-More  (Schwarzes 
Meerj,  in  den  Kreisen  von  Ssuchum,  Batum,  Artwinsk,  Sugudidsk,  Osurgesk 
und  Seraakik  dee  Gournnementa  KnlaU,  in  dem  Kaxfleite  Gebiet,  in  d&i 
Kreisen  Biiwan,  Scbaniro-DaTalagesk,  Ssnnnalinsk  nnd  Nacbitachewan  des 
Gouvernements  Eriwan,  Sangesur  und  Djebrailslc  des  Gouvernements  Elisabeth- 
polj  Djewatsk  und  Lenkoransk  des  Gouvernements  Baku  ist  den  Ausländem 
Ei[?onttTmsrorlitr  an  unlifweglirheni  Vcnuögen.  ebenso  vom  Eigentum  abge- 
suiidt  rie,  in.shrsoinU'n'  aber  auf  Miets-  und  Pachtvertr&fire  beruhende  Resttz- 
und  Nutzniebungsrecliie  au  iuimobilieu  auch  außerhalb  der  HaieuütÄdie  und 
anderer  stttdtischer  Ansiedelongen  ziir  Erriditung  und  ünterbaltnng  von 
Indtutrieetablissenients  nnd  Fkkbriken  anf  Qmnd  besonderer  in  jedem  einsdneoi 
Falle  von  dem  Che!  der  CiTilven^'altiint:  des  Kaukasus  zu  tfteitatdoi  Atteste 
711  rnvi  rben  gestattet.  Entstehen  Zweifel  über  die  Tustiramung  der  zu  einem 
der  oben  angegebenen  Indnstriezwrrke  eingeräumten  (irnndstUcke.  so  hat  der 
Verwaltungschef  diese  Fragen  mit  seiner  Meinungsaulkrung  dem  Finanz-  oder 
Ackerbauminister  (je  nach  Zuständigkeit)  und  dem  Minister  des  Staatsver- 
mögens  zur  endgiltigen  Entedieldang  Torxnlegen.  Die  Bestimmungen  dieses 
Artikels  erstrecken  sich  nicht  auf  den  Brwwb  napthahsltiger  LKndereien  dnxch 
Ausländer,  fttr  welche  die  .diesbesttgUchen  Gesetieabesünunuiigen  in  Kraft 
bleiben. " 

2.  .Di«'  Erwerbnnj^'  von  den  im  Art.  i  dieser  Heilage  bezeichneten 
Rechten  an  unbeweglichem  Vermögen  durch  ausländische  Untertanen  ist  durch 
irgend  ein  Mittel  und  aaf  irgend  welcher  durch  die  allgemeine  und  drtlichen 
Gesetse  zugelassenen  Grandlage  fttr  andere  als  su  den  im  selben  Art  1  an- 
gegebenen Indoitfieiwecken  verboten,  mit  Ausnahme  lediglich  der  Fille  der 
Mietung  von  H&nm!ni,  Wohnungen  und  Sommervillen  lor  Tortbeigehenden 
Benutzung  nnd  zur  persönlichen  Bewohnnn^.'* 

3.  „In  den  in  Art.  1  bezeichneten  Ürtlichkeiten  k<nint  ti  zwar  Ausländer 
ihr  vorzugsweises  Befricdiguugsrccht  w^en  ihrer  SchuicUurderangeo  durch 
Annahme  einer  Handbestellnng  an  Immobilien  sichnsteUen,  eine  solche  Sidnr^ 
Stellung  aber  sowie  aberhanpt  die  ZwangsvoUstreckung  weg«i  Sehnldfordemngen 
können  für  Ausländer  weder  den  Ei|^tamserwerb  noch  die  tatsichliche  Be- 
sitznahme oder  Nutznießung  eines  solchen  unbeweglichen  Vermögensobjekte 
zur  Folge  haben,  wenn  nicht  in  der  in  Art.  1  dieser  Beilaq:c  angegebenen 
Weise  die  Bestimmung  dieses  Vermögensobjekts  zur  Errichtung  oder  Unter- 
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haltang  einer  Fabrik,  eines  Indogtrieetoblitseineiits  odor  f&r  bngbaiilictae 

Zwecke  bescheiTii^t  wird." 

4.  „Die  Kraft  uuil  Wirksamkeit  der  vorslehtiidtu  Artikel  erstreckt  sich 
in  gleichem  Maße  auf  Gesellschaften,  Aktiengesellschaften  des  Handels-  und 
GewerbebetrielM  und  GeBOwenachftften,  die  auf  Gnmd  aosUiidiedier  GeietM 
cniditet  sind,  sollten  sie  «neb  nur  Butlsltiing  Huer  Tfttigkeit  aal  mtsiichem 
Gebiete  die  Genehmigung  erhalten  haben.'* 

n.  .Dio  Eestimninngen  dieser  Beilaffp  iTI^  haben  keine  rtlckwirkende 
Kraft :  liechtsgeschiifte  aller  Art  indessen,  dii'  auf  Verletzung  oder  Umgebung 
derselben  abzielen,  uonlen  als  nicht iy;  erklärt." 

§  5.  „Bezüj^rlich  des  Eiirentumserwcrbs  an  Immubilien  durch  Au.sliindvr 
auf  der  Halbinsel  Krim,  speciell  iu  den  Kreisen  Simferopol,  Eupatoria,  Theo- 
dosia,  Jalta,  Fsrokop,  Dnjepruwsk  and  Kertsdi-Jenikoldc  ist  die  Bestimmnng 
getreflen,  dafi  solebw  Elgentnaisenirerb  auf  Grand  eines  von  dem  nutändigen 
Gouverneur  von  Tanrien  hozw.  von  dem  Stadtbauptmann  von  Sebastopol  und 
Kertsch-Jenikolsk  für  jedtMi  einzelnen  Fall  besonders  zu  erteilenden  Atteiite«. 
daß  der  Errichtung  der  Kaufakte  nichts  entgegensteht,  zugelassen  ist.  In 
zweifelhaften  Fällen  haben  sich  die  letztgedachten  Yerwaltungschcfs  mit  dem 
Minlsterittm  dw  hawm  ins  EinTemebnisii  an  setseOr  an  wdcbea  sie  aoeh  alle 
Tier  Monate  Yerseicbnisse  der  Personwii,  denen  die  enrlibnten  Atteste  erteilt 
aind,  einzusenden  haben. '    (Erlaß  vom  22.  Mai  1874  bei  Myseh  S.  139.) 

8  n.  Behufs  R<  f  trderung  der  Ansiedelung  in  dem  Amur-  und  Seegebiet 
«iiid  den  ländlichen  Einwanderern  gewisse  Privilegien  hinsirhtlieh  des  Land- 
erwerbs gewahrt;  vorzugsweise  genießen  die  Ansiedler  seit  der  Zeit  vor  dem 
1.  Janoar  1881  für  die  ersten  Jabre  ibrer  Niedeilassong  TÖllige  A^ga1»enfrei- 
beit  besOglicb  aller  landsebaftücben  Lasten.  Diese  PriTilegien  in  besondren 
-wichtigen  FKllen  auch  anf  AasUnder  aoszudchnen,  ist  in  das  Ermessen  des 
Generaleouvomeurs  von  Ostsibirien  gestellt.  (Allerliüchst  am  2(1.  Januar  1882 
bestätigte  Meinuntr  des  Staatsrates  Art.  5(>i»  und  Anm.  des  Ges.  bt.  die  direkten 
Abgaben  Ausg.  1893  und  Novelle  18i>5  S.  S.  Bd.  V.) 

§  7.  ^Das  Becbt  des  Landerwerbs  im  kaukasischen  Gebiet  zur  An- 
pflanzni^  von  Wdnj^brten,  Maalbeerstrtucbem,  ZoekerrobTi  Banmwolle,  Indigo 
und  anderen  Gewftcbse  des  heißen  Klimas  ist  niebt  nur  rassischen  Untertanen 
aller  Stände,  sondern  auch  Ausländem  eingertamt."  (Art.  73  des  Landwirt^ 
Bcliaftsgesetzes  bei  Mystch  S.  140.) 

§  8.  Hinsichtlich  des  turkcstanschen  Gebiets  \&i  durch  AUerhüchst  am 
29.  November  1893  bestätigte  Vorlage  des  Staatsrates  in  Ergänzung  uml 
AMndening  der  l)ei(tgliob8ii  geltenden  Yorscbriften  die  Bestimmang  getroffen: 
der  Brwerb  von  Lftadereien  nnd  ttberbanpt  von  unbewegliebenk  Eigentnm  im 
Gebiete  ron  Tarkestan  ist  nur  solchen  Gesellschaften  auf  Anteile  und  Aktien- 
p.'srllsrhaften  zu  gestatten,  welche  in  Gemäßheit  ihrer  Statuten  ausschließlich 
aus  russischen  Untertanen  christlichen  Glaubens.  Nichtehristen  einlieinii.scher 
Herkunft  oder  den  Einheimiscbt^n  der  dem  turkestauischcn  Gebiet  augrenzeudeu 
mittelasiatisehen  Staaten  an  bestehen  haben. 

4* 
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Die  GcsTifhc  der  (lescllsch.-iftoTi  und  Genossenschaften,  welche  diese  An- 
gelegenheit betreffen,  sind  an  den  CJeneralgouvemeur  von  Turkestan  zu  richten, 
welcher  sie  mit  seiner  Heinungsäußening  an  den  Kriegsminister  weiter  be- 
fördert, und  letsterer  mtsdieidet  über  diese  Oeradie  nadi  BinTemehmen  mit 
dem  Flmunminlster  (bei  Mffaehf  E^ftnxiuigabMid  &,  10). 

§  9.  , Ausländer,  Juden  ausgenommen,  können  besiedelte  Güter*)  «of 
Grund  einer  Vollmacht  des  Eitrentümers  als  Verwalter  bewirtschaften.  Sie 
können  auch  auf  Grund  aller  Art  \oin  Gesetze  nicht  verbot^'ner  Rechtsge- 
schäfte Immobilien  mieten,  pachten  und  in  Besitz  nehmen,  unter  Beobachtung 
lediglich  der  auch  für  dnbeimisdie  Untertuen  dei  Rdchee  getroffenen  Be- 
ttunmnngen  nnd  Einschrankniigen  and  mit  doi  in  dm  Beilagm  sn  Anm.  S 
des  Art.  830  gtotoierten  Attsnahmen.'  (Oesetie  bt.  die  Stftnde  Art.  831.) 
*)  Anmerkung: 

Unter  besiedelten  Gütern  waren  solche  zu  verstehen,  auf  welchen 
die  Bauern  im  UntertänigkeiteverhlUtnis  tu  dem  Gntebesitzer  standen. 
Seit  der  Aufliebung  der  Leib'  il' n^'  haft  durch  Manifest  vom  19.  Febniar  isr>l 
hat  der  Unterschied  swischeu  besiedelten  and  nicht  besiedelten  Gütern  auf- 
gehört (Senatsentseh.  bei  Borowikaw«ki  xa  §  S85  Anm.  GiTilkod.  Pafabin 
zu  Art  KS  Anm.  Gesetze  ht.  die  Stände.)  Jedoth  dfirfen  solche  GUt<;r  nur 
dem  erblichen  Adel  angehörende  Personen  zu  Eigentum  besitaen.  i§  1301 
GivOkodex.) 

§  10.  Durch  Allerhöchst  bestätigten  Erlati  vuin  8.  Januar  1872  ist  es 
gestattet,  die  einielnen  Vwkanfsstellen  im  Handelshafen  T<ni  Jarta>Ontlow8> 
kaja  (im  Gebiete  des  Donschen  Kosakenkorps)  auch  an  Ausländer  su  ver- 
paditen  auf  derselben  Grundlage,  wie  an  Bsrsonen  dee  KosskenkorpSr  falls 

sie  Zeugnisse  über  ihre  Zuverlässigkeit  und  Z^ihlnngsfähigkeit  beibringen. 

§  11.  „Die  Wohn-  und  Geschäftsräume  der  Ausländer  und  alle  dazu 
gehörige  Ländereien  genießen  den  Schutz  der  allgemeinen  Gesetze.  Zur  Ab- 
haltung einer  Ilauäsucbung  in  ihren  Hänsern  und  zur  Durclisicbt  ihrer  kauf- 
mftnnischen  Midier  kann  nicht  anders  geschritten  werden,  als  auf  Grand 
derselben  Bestimmungen,  die  auch  fttr  die  russischen  Untertanen  des  gleiehen 
Standes  mit  ihnen  getroffen  sind."  (Gesetxe  bt.  die  Stiknde  Art.  832.) 

TL  üMlprozessnale  Bestlmmiingeii. 

1.  ZnstiBdlf  kett. 

S  1.  ,lHe  Ani^legenheiten  der  in  Rußland  lebenden  AusUinder  sowoU 
untweinander  als  auch  mit  russischen  Untertanen  gehören  zur  Zuständigkeit 

der  russisrhen  Gerichtsbehörden  in  Gemäßheit  der  allgemeinen  Vorschriften 
über  die  ZustimiÜK'keit.-  (CPO  Ausg.  1892  Art.  224  S.  S.  Bd.  XVL  Th.  l.> 

A  n  in  e  r  k  II  11  g ; 

Nach  Art.  206  CPO  ist  die  örtliche  Zustftndigkeit  auch  durch  den 

zeitweiligen  Aufenthalt  des  Beklagton  an  einem  bestimmten  Orte  begründet. 
Diese  Bestimmung  ßndet  naturgemäß  auch  auf  Ausländer  Anwendung. 
Voraussetzung  ist  hierbei,  daß  Beklagter  seitweilig  im  Bezirke  des  ange- 

rnfenrn  Gf  richts  sii  li  aiiriiiilt ;  (  in  Aiifentlialt  auf  der  Durchreise  genügt 
nicht;  sodanu  muß  die  Ladung  dem  Beklagten  am  Aufenthaltsorte  auch 
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raliÜK  zugestellt  sein.  {Borowücowski  zu  Art.  206  CPO  I^fote  1  und  zu 
Art.  224  Note  1.) 

§  2.  ,Die  Klage  gegen  einen  im  Aaslande  befindlichen  oder  seinem 
Aafentlialte  iiaeh  dem  Kllger  onbekaiinteii  Analttnder  wird  ia  dem  Beiirke 
»nli^nglg  gemacht,  wo  deseen  onbewegUches  Verml^ai  lich  befindet;^)  wenn 

der  Beklagte  aber  unbewegliches  Vermögen  nicht  besitzt,  o;ler  wenn  dieses 

dem  Kläger  nicht  bekannt  ist,  so  ist  os  dpm  Kläger  flbcrlassen,  die  Klage 

nach  dem  Orte  des  letzten  ihm  iHkuiintoii  Wohnsitzes  des  Beklagten,  oder 

nach  dem  Ort«  des  Abschlusses  oder  der  ErluUuug  der  Verbindlichkeit,  welche 

AnlAß  nr  Klage  gibt,  anhängig  zn  machen.*  (a.  a.  0.  Art  210.)  -j 

Anmerkungen: 

h  Hii'  liadnng  eiiu's  Bt-klu^ncn.  (l<'ssrn  Anfenthnlt  unbekannt  ist.  er- 
folgt öffentlich  durch  dreimailge  Publikation  in  den  .Senatsmitteilungen  und 
in  je  einer  französischen  und  dentschen  Zeitung»  die  in  Bnfilaod  erscheinen. 
(Art.  €P0.) 

')  Die  Voraussetzungen  zur  Zuständigkeit  nach  Art.  21U  CI'O  hat 
Kläger  danmtnn,  und  das  Oerieht  liat  sich  von  Amtswegen  Uber  das  tat- 
sächliche Vorhandensein  dieser  Voraussrtznngen  zu  vererewiss»  rn  (Roro- 
tcikowski  Note  1  zum  zit.  Art.).  Dieses  hängt  mit  der  Vorschrift  zusammen, 
daB  das  Oerieht  hei  Einrrichnng  der  Klageschrift  seine  Zostftndigkeit  zu 
prüft  n  ntid  die  Annahme  der  Kl  „  ■  zu  versagen  hat,  wenn  dir  Zuständig- 
keit nicht  g^eben  ist.  Dem  Kluger  steht  g^en  diese  Versagong  der  An- 
nahme der  fflagetchrift  das  Rechtsmittel  der  Besohwerde  an.  (Art.  229, 
266,  584  CFO.) 

§  3.  ,»yon  der  in  dem  Torstehenden  Artikd  (224)  gegebenen  Yorschrilt 

sind  die  Klagen  ausgenommen,  welche  gegen  ausländischen  Botsdiafteii'^)  aa- 
gt  h'ir. mit-  Personen  erhoben  werden.-)  Russische  Untpftaiifn  wHche  gegen 
diese  Personen  ritldfordi  ningen  haben,  kßnnen  sich  an  das  Alinisterium  der 
Auswärtigen  Augcifgcuhuiten  wenden,  welches  verpflichtet  ist,  für  ihre  Be- 
friedigung .Sorge  zu  tragen."  (a.  a.  0.  Art.  225.) 

«Personen,  welche  bei  anständischen  Botachaftem,  Gesandten  oder  anderen 
diplomatischen  Agenten  in  Dienst  stdien,  unterliegen  der  Znstfiudigkeit  der 
Gerichtsbehörden  trcmäß  den  allgemeinen  Vorschriften  über  die  Zuständigkeit, 
ihre  gericlitliche  Vorladnni?  jpdorh  erfolgt,  wenn  ihr  Wohnort  bekannt  ist, 
durch  Vennitt«iung  des  Ministeriums  der  Auswärtigen  Angelegeoheiteu." 
(a.  a.  0.  Aum.  zu  Art.  225.) 

Anmerkungen: 

' '  Die  Exterritorialität  genießen  nur  die  ausländischen  rersouen.  welche 
der  Botschaft  oder  Gesandtschaft  angeboren,  d.  h.  welcUu  vermöge  ihres 
diplomatischen  Berufs  dem  Bestände  der  Botschaft  zuzurechnen  sind  und 

in  das  Verzeichnis  des  diplomatischen  Korps  eingetragen  werden ;  hierher 
gehören  also  nicht  das  Personal  der  Rotschaftskanzlei  und  andere  Personen, 
die  ohne  dem  diplomatischen  Korps  anzugehören,  im  Dienste  der  Botschaft 
oder  (lesandtschaft  stehen,  {ßoiowikowaki  Note  2  zum  zit.  Art.) 

-}  Die  E.vterritorialität  ist  g<  währleistet  nur  hinsichtlich  solcher  Klagen, 
die  ohne  die  Exterritorialität  am  Wohn-  oder  Aufenthaltsorte  des  Beklagten 
anzustellen  gewesen  wären.  Wäre  aber  die  exterritoriale  Person  der  .Im  is- 
diktion  der  russischen  (tiridite  sdlist  dann  unterworf#»n.  wenn  sie  tat- 
sächlich im  Auslande  ihren  VVuliusitz  hätten,  dann  hndei  der  All.  225 
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CPO  keint  Aiuvtiiduu^.  60  sind  für  alle  Klagen,  welche  sich  auf  das  in 
Rußland  belegene  anbew«gliche  Vermögen  bi  ziehen  und  für  welche  gemäß 
Art.  213  CPO  das  fointm  rei  sitae  begründet  ist,  die  nuMBchfin  Gericht« 
zustündig.  Hieran  wird  durch  den  Umstand  nichts  geändert«  daß  der  Be- 
klagte exterritorial  ist,  weil  die  Exterritorialität  lediglich  eine  Fiktion  ist, 
als  befinde  sicli  die  Person,  welche  diese  Eigenschaft  besitzt,  iiirhr  in  RuB- 
Und,  sondern  in  dem  ötaate,  dem  sie  angehört.  Bei  Immobiliarkliij^'cii  ist 
dM  forum  rei  »itae  xoatftndig  nicht  nur  wenn  der  Beklagte  f  i  k  t  i  t  , 
sondt-rn  wenn  er  sellist  t  a  t  s  ä  r  h  1  i  c  h  im  Auslände  seinen  Wohnsita  hat. 
Die  exterritoriale  Eigenschaft  kann  hier  keine  andere  Bechtslage  8ch«Sen, 
ab  di«  t»t«ftchliehen  VerliMtniaae,  wovon  entere  nur  eine  Fiktion  ist, 
geschaffen  li&tten.  (a.  a.  0.  IVote  1.) 

§  4«  «Klagen  wegen  des  Bigentomsteebta,  des  Besitsee,  der  Kntmieflang 
und  wegoi  Jedes  anderen  Rechts  an  nnbeweglichem  ^'erniögcn  oder  seinen 
Zubehörunf^en  werden  nach  dem  Orte,  WO  sich  dieses  Vermögen  befindet,  an* 
gestellt."  (a.  a.  0.  Art.  212.) 

„Klagen  wegen  ßesitzstöning  bei  unbeweglichem  Vermögen  und  wegen 
diesem  Vermögen  verursachter  Schäden  und  Yerlnste  werden  nadi  dem  Orte, 
WO  sieh  dieses  Vermftgen  befindet,  angestellt."  (a.  a.  0.  Art.  213.) 
Anmerkung: 

Die  .liidikatur  des  Kassationsdeparteuuiits  nimmt  in  Gemäßheit  der 
hier  wiedergegebenen  Art.  212  und  213  CPU  an.  daß  für  aik  hier  bezeich- 
neten Arten  von  Klagen,  welche  sich  auf  im  A  u  s  1  a  n  d  e  bel^^enes  anbe- 
wegliches Vermögen  b«'zichen.  die  russischen  Gerichte  unzuständig  sind. 
{Borowikvwski  zu  Art.  212  uod  die  Entscheidung  des  Kassationsdeparte- 
ments  pro  1878  No.  268  bei  Mffseh  8.  413  ff.) 

§  6.    Klagen  gegen  Aktiengeselliichatten.  üesellschalt«»  und  Genossen- 
schaften werden  bei  dem  Gerichte  angestellt,  in  dessen  Bezirk  die  Verwaltung 
derselben  oder  ihre  Firma  sieh  befindet"  (a.  a.  0.  Art  220.) 
Anmer  k  u  n 

Ausländische  Akiiencpsellsrhüftcn.  welche  in  Rußland  tätig  sind, 
können  sich  nicht  auf  die  vurstehende  Bestimmung  des  Art.  22i)  Ci*0 
berufen  und  mit  der  Behauptung,  ihre  Verwaltung  befinde  sich  im  Aus- 
lande, die  ru/tistündigkeit  des  russi.schcn  Gerichts  einwenden,  denn  die 
vorsti'lunde  Beistimmung  regelt  nnr  die  Zuständigkeit  hiui>ichtlich  der 
Klagen  gegen  Gesellschaften  innerhalb  des  russischen  Reiches. 
Auf  .'uisTäinlische  Aktientrr  seilst  haften,  deren  Verwaltuiii:  nicht  in  Rußland 
sich  belindet,  ist  nicht  dieser  Artikel  anwendbar,  sondern  Art.  2m  oder 
210  a.  a  <  ).,  wonach  der  Ort  des  Chisch&fts-  oder  Gewerbebetriebes,  oder  der 
Aufenthaltsort  des  Alt«  nten  der  (n  .sellst  haft.  oder  der  Erfüllung  des  Ver- 
trages die  Zuständigkeit  begründet,  ^benatsentschcidungen  von  188U— 1901 
von  Graebneri,  DobrowoUki  No.  110,  III  S.  54  ff.,  Boroteikotofki 
mm  Bit  Art. 

g  6.  Nach  Art  ld3  Handelsproxeßordnnng  Ansg.  1903  nnd  Art  227  CPO 
können  die  Parteien  die  ZustKndigkeit  eines  an  .sich  unzuständigen  Gerichts 
erster  Instanz  vereinbaren,  sofern  es  sich  nicht  um  Immobiliarklagen  handelt, 
wn  das  Gericht  der  belegenen  Sarlie  ausschließlich  zustündig  ist  Ifahen 
indes&en  die  Parteien  die  Zubtaiidigkcil  eines  ansländi^rhen  (iernliis  tur 
Klugen  aus  einem  in  Kußland  geschlossenen  und  in  liußUud  zu  erfüllenden 
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Vertrage  vereinbart,  so  ist  eine  solche  VereiDbarung  rechtsunwirkbiHü,  selbst 
wenn  die  Kontrahent«!  Ansl&nder  sind.  {Borawikawtkl  Note  6  zu 
Art.  227  CK)  Senntsentscheidnngen  a.  a,  0.  No.  117  8.  0D  ff.) 

1.  KusHische  Sprache.!) 

§  7.  ,Die  G^ache  von  Ausländem  müssen  in  rassischer  Sprache  ge- 
aehfieben  «ein,  die  UntenchriH  auf  denselben  Icann  auch  in  anderer  Sprache 
galeiatet  sein,  jedodi  mit  einer  1  Jhersetining  in  die  rassische  Sprache,  wdehe 
Ton  einem  Toreideten  Dolmetscher  oder  von  einer  anderen  beamtf  t«  n  oder 
privaten,  dem  Geridit  bekannten  und  mit  der  Sprache,  in  welcher  das 
Gesuch  abgefaßt  ist,  vertrauten  Person  beglaubi}^t  sein  muß/'   (Art.  261  CPO.)*) 

„Mit  dem  Klagegesuche  müssen  die  Übersetzungen  der  in  fremder 
Sprache  geschriebenen  ürknnd«!  eingoreiofat  worden."  (a. ».  0.  Alt  868  Ziffer  2). 

*)  Anmerkung: 

Für  den  der  russischen  Sprache  miktindiiren  Ausländer  kann  auch, 
wie  für  einen  Analphabeten,  gemäß  Art.  16U  CPO  «in  anderer  unter 
Angabe  des  Grundes  die  Unterschrift  leisten.  {Borowiktneski  an 
Alt.  261  Note  2.) 

§  8.  „Zur  Vernehmung  eines  Zeugen,  welcher  die  russische  Sprache 
nicht  Terstflirt»  ist  ein  Dolmetscher  siunsit^eii,  und  die  Aussage  des  Zeugen 
ist  in  beiden  Sprachen  mcderansdireib«!.''   (a.  a.  0.  Art  406). 

8.  SicherheitsleiHtnng. 

§  9.  „Der  Beklagte  kann,  ohne  Erklärungen  in  der  Sache  selbst  ab- 
sngeben,  die  proBe6hind4»nde  Einrede  erheben :  .  .  .5.  wenn  ein  Anslftnd«r, 
der  nidit  im  mssiaehen  Staatsdienst  steht  nnd  anbewegliches  Verminen  in 

Kußland  nicht  besitzt,  keine  Sicherheit  für  die  Kosten  des  Prozesses  und  die 
Schäden,  die  Beklagter  erleiden  kann,  leistet"  (a.  a.  0.  Art  Ö71  Ziffer  ö.) 

Anmerkungen: 

1.  Die  prozeßhindernde  Einrede  wegen  mangelnder  Sicherheit  der 
Prozeßkosten  hat  für  dentsche  Keichsangehörige  infolge  des  deutsch- 
russischen  Handelsv(  rtragfis  vom  10.  Februar  1894  und  der  Verfügung 
des  Reichskanzlers  vom  Ml  September  1897  (H(jl'.l  pro  1897  Nr.  47; 
ihre  Bedeutung  verloren ,  Dagegen  wird  die  Verpflic  htiinir  des  Beklagten, 
die  Klagefordernng  sicher  zu  stdlon,  durch  den  Handelsvertrag  und 
die  erwähnte  Verfügung  nicht  tkiuhrt.  Denn  die  letztgedachte  Ver- 
fiiuiiii^'  tind  der  Handi  lsv  i  rtrag  heben  die  Verpflichtung  des  ausländischen 
Klatrcrs  id«r  f  iru'm  der  Vfvtruusstaatpn  antrehfirt';  zur  Sichcrlicitsl'-i^'iiTig 
für  die  rrozi'iikusten  nur  in  dciijt'ni^.N  n  Fiillm  uuf.  wo  \un  dtin  Ein- 
heimischen diese  Sicherheit  gesetzlich  nidit  verlangt  werden  kann.  Nach 
dem  geltenden  russischen  Recht  :i1m  r  Art  f)!«»  IT  CPO)  kann  eine  Sicher- 
stellang  der  Forderung  auch  von  tiin  in  russischen  Untertan  verlangt 
werden.  In  solchen  Fällen  ist  das  Verlangen  der  Sicherstellang  auch  von 
der  deutschen  Prozcßpartei  gesetzlich  zulässig. 

2.  Die  Höhe  der  Sicherheit  bestimmt  das  Gericht  nach  seinem  Er- 
messen anter  Berfleksicbtigung  der  konkreten  Sachlage,  (a.  a.  0.  Art.  Ö77 ) 

^)  8.  anch  oben  DI.  8.  U  (§  7). 
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4.  Die  YoliHtrocknng  anHländiHcher  Urteile  in  Rufiland. 

15  10.  .J)io  rrtdic  von  Oerichtsbrliörflpn  answärtiger  Staaten  \vir>lf>n 
auf  (irund  tltr  BLStimmungen  der  über  dicseo  Ciegcnstand  ms»  hlu-,sriun 
Gegenseitigkeit8trHkt4itc>  und  Verträge  volUtreckt.  La  den  Fällen,  wo  durch 
fUeee  die  Vonchriften  über  die  YoUstnelnuig  nkSA  beatimmt  dadf  wird  die 
in  den  neclifolgenden  Artikeln  durgelegte  Ordnmig  beolmolitet**  (Art  1273  CPO.) 

Anmerkungen: 

1.  Seine  anfäntrlichc  Arr^irht.  Art  \2T.\  schlieC«'  nicht  aus.  daß  auch 
die  Vullstruckung  vun  gerichiUcben  Urteilen  solcher  Staaten,  mit  denen 
Gegenseitlgkeitsvertrftge  nicht  geacfalomen  seien,  in  Rußland  prineipiell  ca- 
VAshI'j:  sei.  hat  das  Kassationsdepartemcnt  in  sr  iner  späteren  Judik.itur  auf 
gegeben  und  wiederholt  ausgesprochen,  daß  die  Vollstreckung  ausländischer 
Urteile  in  Rußland  frrandsfttzHch  nnr  an!  Grand  von  O^^eeitigkeitn' 

yeitr&gen  /.ul;issiir  ist.    iBoi  ntrihdirshi  zum  cit.  Art.  I 

2.  Die  Xnsolvcnzerklärung  (Konkurseröffnung)  durch  ein  ausländische» 
Urteil  entsiebt  dem  Sehnidner  nicht  die  Prozeß-  nnd  VertragBf&hiKkeit.  da 
Uberhaupt  nur  ausländis«  lu  T'rtt  ile  der  Vollstreckung  in  Rußland  sow  eit 
fähiK  sind,  als  sie  Ansprüche  vermögensrechtlicher  Nator  betreffen,  (a.  a.  U. 
EU  Art.  21  Note  15  Mysch  S.  422). 

§  11.    .Die  Urteilt'  von  (i<^ri(litsbf»hftrden  auswiirtiijer  St.iatcn  werden 
im  Reiche  nur  dann  zur  Vollstreckung  gebracht,  wenn  dies  durch  gerichtliche 
Verfügungen  dce  Reiches  zugelassen  ist"  (a.  a.  0.  Art.  274). 
Anmerkung  : 

Die  Vollstreckung  eines  ausländischen  Urteils  in  Rußland  kann 
nach  dieser  Bestimmung  aurh  hcuw  "\'nrli.indensein  f  inrs  He^ensHtiirki  its- 
Vertrages  nur  auf  Grund  eines  von  timm  russischen  (itrichtf  zu  erlasüeuJen 
VüUstreckungsbefehls  erfolgen,  die  Versagung  lUs  Vollstreckungsbefehls 
stellt  einen  Kassationa*(Revi8ion8)gnuid  dar.  {ßorowikowski  za  Art.  7H2 
CPO  Note  45). 

^  12.  „Gesuche  um  Vornahinr  ilrr  Vollstreckung  di  r  Urteile  von  Gerichts- 
behörden auswärtiger  Staaten  im  Jltiche  werden  liei  di  mjemgeu  Bezirksgericht 
eingereicht,  in  dessen  Bezirk  die  Vollstreckung  vorgenommen  werden  soll, 
(a.  a.  0.  Art.  1875V 
Anmerkung: 

Die  CfisiKlK  um  Vollstreckung  ausländischer  Urteile  sind  K1:»«re- 
gesuchc  und  solche  zu  behandeln.  [^Borowihowski  zu  Art.  1278  CPU?. 
Die  Ladung  des  Beklagten  (die  nach  rnssischem  GiTilprozeÜrecht  durch  das 
Qfericht  brwirkt  wird  hat  in  Gemälibeit  der  allgemeinen  Vorschriften  fllier 

die  Ladung  zu  erfolgen.    (Art.  1277  CI'O). 

S  IH.    „Dem  Gesnrhe  müssen  beigefügt  werden : 

1.  eine  .\bschrift  des  Urteils,  von  dem  Gericht  beglaubigt,  weicht  > 
erlassen  hui.  mit  einem  Vollstreckung»veniKrk  uUrr  mit  einer  Bescheiniguhg 
dieses  Gericbts,  daß  das  Urtdl  der  Vollstrockung  unterliegt.  Die  Bescheinigung 
des  Gerichts  muß  von  der  rassischen  Gesandtschaft  oder  KonsnlatsbehOrde 
von  dem  Minister  der  Auswärtigen  .Angelegenheiten  bestätigt  werden; 

2.  eine  Ulirrsetzung  des  Urteils  in  die  russische  Sprache; 
'6.  Abächrifteu  dieser  Urkunden  (a.  a.  0.  Art.  1276^. 
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§  14.    „Gesmlic  nm  Vornahme  der  Vollstreckung  der   Urteile  von 
Oerirbtshehördeii  auswärligcr  Staaten  werden  im  abgekürzten  Verfahren  zur 
Entscheidung  gebracht.    (Art.  348—351,  353,  356.  ;^7,  360—362  und  ;^ö,i" 
(ft.  a.  O.  Art  1878). 
Anmerka  n  iz 

Im  al)tr<kilr/ti'n  Verfahren  können  nlle  Sachen  vtThnni.lt  werden, 
wenn  b»  idc  Parteien  dies  beantragen  und  das  Gericht  lindct,  dab  ein  be- 
sonderer Iiin(iening8grund  dem  nicht  entgegensteht.  Das  ab^lrllraste  Ver> 
fabrr-n  ist  ^'t  liut«  n  für  alle  eilige  Sarlien,  insbesondere  RtThtsstroitifrkoitpn. 
die  auf  Kredit  entnommene  Waren,  Mietsangelegenheiten,  Wcrkvcrdingungs- 
angelegenheiten,  AntiiHrttehe  ans  einem  Verwahranesvertraffe,  Ansprttcbe  anf 
Erfüllung  von  Verträgen  u.  a.  bctrofTea  Dip  Einlassungslrist  Ijeträgt  beim 
abgekürzten  Verfahren  sieben  Tage  bis  einen  Uonat  und  in  unaufschieb- 
baren Saeben  kann  die  Ladnng  scben  zam  nftcturten  Sltanngstage  des 
(k»richts  erfoljj'  ii  Di  r  Bi'klaf^tc  kann  nur  einmal  und  nur  dann  Vt  rtau'nnt.' 
beantragen,  wenn  er  infolge  der  KUrze  der  Zeit  auikr  stände  war,  die  zum 
Beweise  seiner  Behauptungen  erlorderlicbNi  Urkunden  tu  bMchuleiL  Im 
Ubrii;  11  Huden  die  allgemeineD  Vorschrififlii  «leh  auf  das  abgekOrite  Ver- 
fahren Anwendung. 

%  15.  ,Die  Oerichte  treten  bei  Frflliuig  dieser  Sachen  in  eine  Beur- 
teilung des  von  den  Gerichten  der  auswärtigen  Staaten  entschiedenen  Rechts- 

strrit*  s  sf'lhst  nicht  pin,  sondern  stpllen  nur  fest,  dl)  dm  der  PrfSfnnL'  miti  r- 
liegende  ürt<;il  riidit  solche  Verfügungen  trifft,  welche  der  öffentlitlu  n  (»rdiiuiig 
zuwiderlaufen.  ud«>r  nach  den  Gesetzen  des  Reiches  nicht  zulässig  sind' 
fa.  a.  0.  Art  1279). 
Anmerkung: 

Die  .Iiidikatur  des  Kassatlonsdepartompnts  priit  vom  dem  Grund- 
sätze aus,  dab  der  eine  Staat  die  res  iudicata  des  andern  Staates  nicht 
einer  Prflfnng  zu  unterziehen  habe :  nur  ob  und  inwieweit  die  Vollstreckung 
eines  snlrhpn  ansländi.s(  hm  rrteils  di  r  öffentlichen  Ordnuni^  oder  licKfi  lu  ndcn 
einheimischen  Gesetzen  zuwiderläuft,  —  das  allein  ist  zu  prüfen,  i^cf.  diu 
Entaekeidongen  bei  Borowikimakt  znm  eit.  Art.). 

U  H».    .Die  auf  oben  dartr^lecter  Grundlage  ergangenen  Urteile  werdm 
nach  den  allgemeinen  Vursthriften  über  die  Vollstreckung  von  Urteilen  der 
GeriditsbebOrden  im  Reiche  anr  Yoltstreeknng  gebracht*  (a.  a.  0.  Art.  1280). 
Anmerkung: 

Die  Vollstreckung  geseliieht  auf  (iriind  liner  vom  Gericht,  welehes 
djvs  Urteil  erlassen  hat.  zu  erteilenden  vollstrtekbaieu  AnsfertiguHi:  durch 
einen  Gerichtsvollzieher,  den  der  Vorsitzende  des  Gerichts  zu  diesem  Z\m(  ke 
bezei'  hn»  t  Art.  H24  ff.  CPn  Di  r  Vollstreckung  p  ht  <  ine  Benach- 
richtigung des  Schuldners  durch  den  Gerichtsvollzieher  von  der  vorzu- 
nehmenden VoUstreelcangshandlnng  voran.  (Art  942  II.  a.  a.  0.).  Versäumnis- 
urteile v(  rlit  i  i  n  V(dlst,indif|  ihre  Rechtswirksanikeit.  wenn  nicht  binnen 
3  Jahren  die  Vollstreckung  aus  denselben  beantragt  ist,  so  daü  selbst  das 
Verfahren,  auf  Gmnd  dessen  das  Versftnmnisnrteil  ei^angen  ist.  als  nicht 
tje.schehrn.  iTnd  die  Vf  rjäliruni:  als  nicht  untt  rlu  ■N-lien  anzusehen  ist.  Der 
Kläger  ist  aber  lierechtigt,  eine  neue  Klage  anzustellen  (Art.  735  a.  a.  0.) 
Ist  das  ITrteil  im  Aaslande  ra  Tollstrecken,  so  genügt  der  Yonstreekin^ 
fiiür.i«:  lit'im  ausländischt  n  (n  rirlit  7,ur  Unterhrecluing  der  dreijalurigen 
Verjährungsfrist   {Borowikowski  zum  cit.  Art.  ^'ote 
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g  17.  ,  Urteile  von  Gerichtsbehörden  answ&rtiger  StMten  werden  zur 
VoUstraekoim  iiidit  gebxwdit  und  liabeii  im  Rekbe  kdnttld  Knit»  w«im 
durch  sie  Aber  Klagen  wegen  Eigentnmnedbte  an  in  BnBl«nd  belegenem 
unbeweglichem  Vermögen  enttchieden  ist*  (a.  a.  0.  Art  1S81X 

Anmerkungen: 

1.  cf.  oben  §  4  und  Anmerkungen. 

2.  Die  oben  §§  10 — 17  angefahrten  Beftunnnngen  ftber  die  Vollstreckung 

ansläiidischer  Urteile  in  Rußland  haben  zunächst  nur  theoretischen  Wert, 
da  die  im  §  lU  in  bczug  genonuuencu  OegenseitigkcitöverträgL-  bislang 
zwischen  Rußland  und  anderen  Staaten  nicht  geschlossen  sind.  Diese 
Ik'stimmunu'»'!!  bilden  aber  die  Grundlage  für  die  VolI.'-trf«rkiirt<r  ausländiseber 
LTteile,  im  i*alle  später  solche  G^enseiÜgkeitsverirage  abgeschlu^en 
werden  aoUten. 
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Von  Dr.  jnr.  RolU  in  Köln. 

In  der  Abhandlung  dieser  Ztschr.  Bd.  XIII  S.  853  if.  ist 
(V\e  Frage  der  Revisibilität  des  internationalen  Privat  rechtes  er- 
örtert, oder  eig'entlich  weniger  des  internationalen  Privatreclites 
als  des  inländischen  oi\vr  anslandischeu  Kechtes,  welches  auf 
Grttnd  der  Normen  des  internationalen  Privatreclites  von  einem 
fli  uischen  Gerichte  zur  Anwendung  zu  bringen  ist.  Der  Ver- 
lasser bejalit  die  Eevisibilität;  sein  Hauptargnment,  von  einer 
Ik'ihe  mehr  rechtspolitischer  als  theoretisclier  (.niinlt  'sehen, 
ist  füigendei»:  „Erklärt  er"  —  der  deutsche  (iestt/gel)er  — 
.aber  durch  diese  Verweisiuig  die  Rechtsordnung  des  fremden 
Staates  für  tinsereii  deutschen  Richter  für  verbindlich  und  legt 
er  diesen  .ausländischen"  Nonnen  reichsrechtliclie  Wirksamkeit 
bei,  so  erh*  i  r  i  r  die  ausländischen  Eecbtsordnimgen  durch  diese 
Ver^'eisung  znin  KN'icbsgesetz.*' 

Gerade  dieses  Argument,  so  naheliegend  es  auf  den  ersten 
Blick  erscheinen  mag,  entspringt  einer  Auffassung  des  inter- 
nationalen Privatrechtes,  welche  in  den  letzten  Jahren  nicht 
nur  von  Internationalisten,  sondern  auch  von  Positivislen  leb- 
haft bekämpft  worden  ist.  Der  Verfasser  jener  Abhandlung 
identifiziert,  sei  es  absichtlicli,  sei  es  uiuibsichtlich.  die  eigent- 
lichen Kolli sionsnormeu  mit  den  materiellrechtliclien  Verweiäungs- 
sätzen  Zitelmantis. 

Die  Normen  des  inteniatioualenPrivatrechtessind  Kompetenz- 
rpireln  nnd  als  solche  formaler  Natur,  Sie  sind  ein  Ersatz  der 
mangelnden  Verkehrsordnung  der  Völker.  Subjekte  dieses 
Rechtes  sind  die  Staaten,  nicht  die  Privatpersonen.  Der  höhere 
Gesetzgeber  über  Jenen  Kechtssubjekten  fehlt  ;  da  nun  aber  eine 
V(  i  kehrsordnung  nicht  zu  entbehren  ist,  so  sind  die  Staaten 
dazu  gekommen,  als  Ersatz  ein  Recht  zu  schaffen,  welches 
aussieht  wie  Völkerrecht,  ohne  es  zu  sein.  i^Yeilich  fällt  es 
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uns,  flip  wir  einen  (iesetzp'ber  ^'•rwohnt  sind,  der  ü^fv  tlt-ii 
Rerlit>siil(jt'kt('n  steht,  schwer,  unscn'  juristische  Deakuiigs weise 
der  Eigenart  jener  Nnrnien  anzupassen. 

Wir  mir  scheint,  nimmt  der  Verfasser  dts  irwähnten  Aut- 
satzes daran  Anstoß,  daß  ein  ausländischer  Staat  (icsetze  für 
das  Inland  erläßt.  Aber  gleichwie  der  eine  Staat  d'-ni  anderen 
die  Ausübung  von  Hoheitsrechten,  von  Gebiets-  und  von  Personal- 
hoheit überlassen  kann,  kann  er  ihm  Gesetzrrebnnnrsbefugnisse 
überlassen,  die  doch  nichts  anderes  sind  als  Ausflüsse  jener 
Gebiet»-  und  Personalhoheit;  darum  kann  der  eine  Staat  be- 
stimmen, wer  von  mehreren  in  Betracht  kommenden  Staaten 
befugt,  wer  zuständig  sein  soll  zur  (xesetzgebung,  falls  dieser 
oder  jener  Kollisionsfall  vorliegt.  Gesetzgebnngsbefugnisse  sind 
es  also,  die  der  eine  Staat  dem  anderen  Staate  oder  auch  sich 
selbst  diircli  st  in  (innerstaatliches)  internationales  Privatrecht 
erteilt,  freilich  in  der  völkerrechtlich  einzig  möglichen  Art  ( iner 
Anweisung^  ausschließlich  an  seine  eig;enen  Gerichte.  Nicht 
dagegen  will  der  Oesetzgeber  des  internationalen  Frivatrechtes 
sich  durch  dieses  gewissermaßen  zu  einem  juristischen  Chamäleon 
machen,  das  je  nach  Bedarf  die  Rechte  aller  Herren  Länder  als 
eigene  Erzeugnisse  zu  produzieren  Tenn(}chte;  er  will  nicht 
alle  beliebigen  Auslaadrechte  zum  Inlandrechte  erheben:  Aus- 
landrecht soll  yielmehr  Auslandrecht  bleiben. 

Wäre  Jener  Zweck  beabsichtigt,  so  bestände  das  internationale 
Privatrecht  aus  materiellrechtlicben  Yerweisnngssätzen  und  stellte 
selbst  materielles  Recht  dar.  Die  Nonn:  ,,dieses  oder  jenes 
Gesetz  ist  anzuwenden''  wäre  gleichbedeutend  mit  dem  Aus^ 
drucke:  „in  diesem  oder  jenem  Kollisionsfalle  ist  mein  Recht 
identisch  mit  diesem  oder  jenem  Auslandrechte.''  Ob  nun  ein 
Gesetzgeber  den  Inhalt  seiner  Normen  unmittelbar  zum  Aus- 
drucke bringt  oder  mittelbar,  indem  er  sich  auf  ein  fremdes 
Recht  bezieht,  statt  es  zu  wiederholen,  kann  keinen  Untersdiied 
in  dem  Charakter  der  Normen  zur  Folge  haben;  die  Normen 
des  internationalen  Privatrechtes  würden  sich  von  den  Normen 
des  allgemeinen  Privatrechts  nur  durch  die  Eigenart  ihres  Tat- 
bestandes mit  seinen  staatlichen  Beziehungen  und  die  mittelbar 
(durch  Verweisung)  ausgedrückte  Rechtsfolge  unterscheiden ;  wir 
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hätten  es  hier  also  mit  jener  gesetzgeberischen  Manier  zu  tun, 
an  die  wir  nns  beim  Studium  des  BGH  wolil  oder  üIhI  ge- 
wöhiK'u  mußten;  nur  ein  Unterschied  würde  bestehen,  uäuilich 
daß  jene  Manier  im  BGB  ebenso  unnötifr  und  lästig  wie  im 
internationalen  Privatrecht  untnthi  In  Iii  It  und  bequem  ist. 

Wenn  niui  duch  jene  farblosen  AuMiiucke;  ^dieses  Gesetz 
ist  anzuwenden"*,  «das  Recht  dieses  Staates  ist  maligebend"  etc. 
an  sich  materielirechtliche  Verweisungen  darstellen  können,  so 
ist  dies  nicht  der  Sinn  der  echten  KoUisionsnornien,  niclit  der 
Sinn  der  Artikel  7 — 31  des  E(t  zum  BGB :  d  e  n  n  w  as  s  o  1 1 1  e  d  i  e 
Verweisung  des  deutschen  Rechtes  auf  sich  selbst 
bedeuten,  die  in  jenen  Artikeln  so  sehr  vorherrscht? 

Der  Verfasser  hat  S.  ^53  ff.  a.  a.  ü.  Recht,  wenn  er  sagt, 
daß  die  internationali-echtliche  Norm  rein  formal  bestimme, 
welcher  Staat  in  einem  Kollisionsfalle  Gesetzgebungsbefugnisse 
habe.  Nicht  aber  verordnet  sie,  wie  der  Verfasser  meint:  „an 
Stelle  des  T.GH  tritt  das  Reclit  des  Staates  X  für  unser  Reich 
in  Kraft"  ;  noch  viel  weniger  ^erhebt  sie  das  ausländische  Recht 
zum  Reichsrecht.''  Wo  bliebe  hier  das  formale  Recht?  wo  die 
Kompetenzregel?  die  Zuständigkeit^bestimmung  zu  gunsten  des 
ausländischen  Rechts?  Es  läge  ja  eine  gewöhnliche  materiell- 
rechtliche Verweisung  vor !  Die  Revisibilität  wäre  dann  freilich 
die  notwendige  Folge.  —  Wenn  das  Reichsgericht  nic!it  auf 
diesen  Answeg  geraten  ist  oder  (vielleicht  richtiger)  nicht  ge- 
raten wollte,  so  ist  dies  für  das  internationale  Recht  und  seine 
Theorie  weit  heilsamer  gewesen,  als  hätte  es  die  Revisibilität 
aus  jenem  Grande  zugelassen,  obwohl  es  zu  bedauern  sein  mag, 
daß  es  nicht  aus  anderen  frründen  geschehen  ist. 

Das  Auslandrecht  bleibt  Aushuidreelit,  selbst  wenn  die 
inländischen  Gerichte  es  anwenden.  Wanun  sollte  auch  der 
dentsche  Staat  nicht  einem  fremden  Staate  Geset^gebnngsbefugnis 
erteilen,  zumal  wenn  es  in  einer  die  Rechte  des  Inlandes  so 
wenig  berfihrenden  rein  prekaristischen  Weise  wie  durch  das 
internationale  Privatrecht  geschieht?  Der  von  dem  Verfasser 
des  Aufsatzes  S.  353  ü.  a.  a.  O.  getadelte  Einwand,  „deus  aus- 
ländische Recht  werde  doch  höchstens  mittelbar  Reichsrechf*, 
scheint  mir  daher  sehr  wohl  begründet,  wenn  er  auch  freilich 
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unsere  Verlejrenheit  um  die  so  wünsche uswerte  Revisibilität 
eher  vergrößert  als  verringert.  Meines  Erachtens  paßt  der 
§  549  CPO  mit  seinem  räumlich  en^^  bes^renzten  Tatbestande 
nicht  auf  Fälle  der  vorliegenden  Art  und  trägt  der  Eif^enart 
der  internationalrerhtiichen  Nonnen  in  keiner  Weise  Kechnnng; 
der  (letetzgeber  der  CPO  hat  dies  auch  wohl  eb(  nso  wenig 
tun  wollen  wie  der  des  BCtB.  Es  liegt  eine  Lücke  in  der 
Gesetzgebung  vor,  die  auszufüllen  iiier  nicht  meine  Autgalx'  ist, 
daß  von  dem  Charakter  des  internationalen  Privatrechtes  aus- 
zugehen ist,  darin  stimme  ich  mit  jenem  Verfasser  nberein.  — 
Noch  in  einer  anderen  Rpziehnng  scheint  mir  die  in  der 
erwähnten  Abhandlnnjr  ausgesprochene  Ansicht  von  der  Natur 
des  internationalen  Privatrechtes  bedenklich.  Es  heißt  auf 
S.  364:  Der  Staat  bestimmt:  ^für  diese  bestimmten  Rechts- 
verhältnisse sollen  nicht  die  Normen  meines  (deutschen)  Gesetzes 
Auwendung  finden,  sondern  die  Normen  eines  durch  die  An- 
wendongsnormen  bestimmten  fremden  Staates."  Die  Nonnen  dies 
internationalen  Privatrechtes  enthielten  also  stets  eine  Negation: 
die  iitländisehen  Gesetze  finden  keine  Anwendung.  Das  aber 
würde  hinwiederum  zu  der  lin  der  Praxis  so  sehr  verbreiteten) 
Präsumtion  führen:  ,.ini  Zweifel  findet  das  Inlandrecht  An- 
wendung. "*  Wenn  die  vielfach  getadelte  einseitige  NormierungB- 
weise,  wie  sie  in  den  Artikeln  7—31  KG  zum  BGB  zur 
Anwendung  gelangt  ist,  etwas  gutes  an  sich  hat,  so  ist  es  dies, 
daß  sie  jene  Präsumtion  ausschließt:  denn  wozu  bedürfte  es 
aller  jener  Beservationen  zu  gunsten  des  deutschen  Rechtes, 
wenn  dieses  eine  Präsumtion  ffir  sich  hätte?  — 

Es  sei  mir  gestattet,  bei  dieser  Gelegenheit  noch  auf  eine 
andere  Auffassung  des  internationalen  Privatrechtes  aufmerksam 
zu  machen,  welche  auch  zur  Revisibilität  führen  muß.  Diese 
Auffassung,  deren  Vertreter  noch  heute  zahlreich  sind,  hat  den 
Vorzug  des  Alters  für  sich:  Savigny  nämlich  hat  seiner  SSeit 
angenommen,  daß  die  Nonnen  des  internationalen  Privatrechtes 
Auslegungsnormen  seien  und  zur  legalen  Interpretation  gehören, 
gleich  wie  die  sog.  transitorischen  Gesetze.  Daher  kommt  es, 
daß  er  mit  Vorliebe  die  Grundsätze  der  einen  Disziplin  auf  die 
andere  überträgt. 
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Die  Interpretation  aber,  welche  den  zweifelliaften  Sinn 
eines  Gesetzes  erforscht  oder  die  fehlende  Rechtsnorm  ergänzt, 
setzt  eine  flacht  voraus,  deren  „einheitlicher"  Wille  auf  dem 
fraglichen  Rechtsgebiet  gilt;  ilir  Grund  und  ihre  Berechtigung 
beruhen  auf  der  Brwägang,  daß  ein  Gesetz  nicht  mit  sich  selbst 
im  Widerspruch  stehen,  daß  eine  und  dieselbe  gesetzgebende 
Gewalt  nicht  Gesetze  erlassen  kann,  die  sich  gegenseitig  aus- 
schließen. 

Biese  Erwägung  trifft  zu  für  die  transit  t  ischen  Gesetze. 
Aber  wo  ist  in  den  internationalrechtliciien  Kollisionsfällen  die 
einheitliche  gesetzgebende  Gewalt?  Die  Kollision  ist  hier  nicht 
nur  eine  scheinbare,  sondern  eine  wirkliche.  Eine  Analogie 
zwischen  beiden  Disziplinen  scheint  mir  deshalb  lUberhaapt 
nicht  möglich  zn  sein  [Ä.  M,  Edelmann  Bd.  Ym  S.  295  ff. 
dieser  Ztschr.). 
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Deutschland. 

Art.  10  EG  e.  BGB.  Nichtanerkennung  der  Rechtspersöntkh- 
keU  einer  ausländischen  Handelsgeseüackaftf  welche  nach 
dem  Eecht  des  Staates  ihrer  Niederlassunff  Eechtepereöt^ 

Uchkeit  beeitet,^) 

OLG  Homburg  23.  6.  03.  (Union  Bank  and  Trust  Covipautj.  Xaj<hrilM 
C.  Gärtner;  Hanseatische  Gerichtszeitungt  Bauptb/nft  XXIV  2ö3.) 

Grün  dp:  Das  BenifnnpsL'Tirbt  hat  die  von  dem  Bckhigton  erhobene 
Einrede,  daß  die  Kla^jcrin  di-r  Piirii-ilaliigkeit  ermangelt,  für  Ix-gründt-t  (»rarhtet. 

Auf  Gruüd  der  von  dem  klagerischen  Vertreter  vorgelegten  Charter 
of  Incorporation,  fener  der  in  HuiMB  Legal  Directory  fttr  1903  cot- 
Ittltnien  Angatmi  Uber  die  nach  d«i  Laie»  of  Tetmewee  gefaUdeten  Kocpo> 
lationen  nnd  endlich  der  von  dem  kiftgerischen  Vertretiv  abgegebenen  Brldir- 
angen  ist  als  feststehend  anzusehen,  daß  die  Union  Bank  and  TmBt  CompMij 
zu  Nas5hvil!r  in  Trnnrsseo  eine  VerHnigrung  von  fünf  Personen  ist  w.  lche 
letzteren  sirli  zu  einer  nach  MaU^ahe  der  Gesetze  des  ätaates  Tenn  s  ■  ge- 
bildeten Korporation  zubauuncngetan  haben.  Die  Korporation  führt  den  tarnen 
ünion  B«dr  and  Trust  Company  imd  iat  nun  Zwecke  der  Erriekkang  eine* 
BankgeecbUtfl  gebildet  Die  Haftong  der  fOnf  Mitglieder  der  Union  Bank 
and  Tnut  Company  ist  eine  irgendwie  beaebrttnkte.  Die  Besckaitaibeit  der 
Beschränkung  ihrer  Tlaftnnjr  steht  für  das  erkennende  Gericht  genau  nicht 
fest  Die  I'nion  Bank  and  Trust  Company  hat  von  der  nach  der  Charter 
hf  Incorporation  bestehendeu  Befugnis,  das  Kapital  in  shnrcs  einzutrilt  u. 
bisher  keinen  Gebrauch  gemacht.  Sie  kann  vor  den  Gerichten  des  i?taatcs 
Tenneesee  Uagen  nnd  verkli^  wctden.  Sie  kann  in  Tenneeeee  Qnmdeigen- 
tom  erwwben.  Nach  alledem  ist  nach  der  Ansicht  des  Berafongsgeticlits 
anzuerkennen,  daß  die  Union  Bank  and  Trust  Company  nach  dem  Rechte  des 
Staates  Tenessee  Rechtspersönlichkeit  besitzt. 

Nach  dem  vorstehend  Ausgeführten  ist  die  Union  Bank  and  Tmst 
Company  eine  einem  fremden  Staate  angehörende  und  nach  dessen  Gesetzen 

1)  Vgl.  das  gegenteilige  Urteil  desselben  Gerichts  unten  8. 69.  Red. 
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rechtsfähige  Personenvereiniguntr.  derfn  Zweck  auf  deu  Betric  h  litii  s  Haiulelb- 
gebcbäft«  gerichtet  ist.  Es  ist  zu  prüfen,  ob  demzufolge  auf  die  Union  Bank 
ABd  Tnut  Company  die  Bettlmumiigei  dei  Art.  10  des  B6  s.  BOB  Auwelt- 
düng  finden  mflaeen.  Diese  Bettiramiuigen  lauten: 

,Ein  einem  fremden  Staate  angehörender  und  nach  dessen  Gesetzen 
rechtsfähiger  Verein,  der  die  Rechtsfähigkeit  im  Inlande  nur  nach  den  Vor- 
schriften der  §5?  21,  22  des  RGB  orlanfrcn  kf>nntc,  gilt  als  rerhtsfHhiEr.  wenn 
seirif  Rechtsfähigkeit  du  ich  BcjicliliiC  des  Bundesrats  anerkannt  i.st.  Auf 
nicht  anerkannte  ausländische  Vereiiie  der  bezeichneten  Art  hnden  die  Vor- 
fldirifteii  Aber  die  GeseUacliall;»  sowie  die  VorschHft  des  §  54  Satz  2  des  BOB 
ABwendimg.' 

Der  Begriff  des  Vereins  im  Sinne  der  §§  21— 79  BOB  umfaüt  alleduicb 
ein  privatrechtliches  Band  zusammengehaltenen  Personenvereinignn^cn  Die 
Bestimmung  des  §  21  BGB  gilt  für  alle  doatsrhen  Vereine,  deren  Zwerk 
nicht  auf  einen  wirtschaftlichen  üeschäftäbctrieb  gerichtet  ist.  Diu  Bestim- 
uangen  des  §  22  BGB,  welche  von  deutschen  Vereinen  handeln,  deren  Zweck 
auf  einen  wirtsdiaftlidiett  Oesdiiftsbetrieb  gerichtet  ist,  bexiehen  dch  dag^en 
nidit  auf  alle  eo  gearteten  deotsdiai  Vereine.  Sie  beziehen  sich  auf  so  ge- 
artete deutsche  Vereine  dann  nidit,  wenn  andere  besondere  reichsgesetzliche 
V<»rs']irifr(Ti  vorhanden  sind.  Daher  beziehen  die  Bestiinmnnjjen  des  §  22 
BGB  sich  z.  B.  uiclit  auf  diejenigen  zu  Uandeiszwecken  gebildeten  Personen- 
Tereinigungen,  für  die  durch  das  Gesetz  betreffend  die  Gesellschaften  mit 
besehribikter  Haftung  oder  durch  das  HOB  andere  Bestimmungen  getrofien  sind. 

Die  Union  Bank  and  Trost  Company  ist  one  nadi  dm  Oesetaen  des 
Staates  Tennoisee  gebildete  Korporation,  also  ein  anslftndischer,  nach  den 
Gesetzen  des  Heimatsstaates  recht sfähiir<  r  Vorein.  Daß  dieses  Rechtsgebilde 
dem  Gebilde  einer  deutschen  Gesell  sc  ha  ft  mit  beschränkter  Hafttiittr  oder  dem 
Gebilde  einer  anderen  nach  Maligabe  der  Vorschriften  des  ii(  fl5  u'i  formt«  n 
Handelsgeaelhichaft  mit  allen  wesentlichen  der  betreffenden  deuihchcn  Rechts- 
form eigenen  Herknialen  gleich  sei,  war  jedenfalls  ans  der  Charter  of  In- 
eorporoHoH  nnd  den  dm  Oeriehte  mitgeteilten  Angaben  Aber  gewisse  in 
Tennessee  geltende  Bestimmungen  aoch  im  Beihalte  der  Erklärungen  des 
klägerischen  Vertreters  nicht  zu  entnehmen.  Sollte  etwa  durch  by-lawn,  die 
auf  Grund  der  Charter  of  Inrorporatiun  festgesetzt  sein  mötren.  eine  weit- 
gehende Aniiafieruii^  an  die  Htdifsfurm  der  deutschen  Gesellschaft  mit  be- 
schränkter Haftung  herbeigeführt  sein,  so  wäre  ed  Sache  der  Klägerin  gewesen, 
diese  by-lawB  reehtseitig  dem  Gerichte  Torznl^en.  Sache  der  Klftgerin  war 
es,  nadidwn  ihr  gegenflber  die  Biniede  der  mangebnden  Farteifihigkeit  erhoben 
war  und  na  Ii  I  i  sie  die  Kllgerin  —  durch  die  Gründe  des  angefochtenen 
Urteils  darauf  hingewiesen  worden  war.  daO  sie  es  an  den  erfurderlichen 
AnfklSruniren  habe  fehlen  lassen.  ininiiK  hr  in  der  Verhandlung  vor  dem  Be- 
rufungsgericht die  Tatsachen,  aus  denen  sie  ihre  Fähigkeit,  als  Klägerin  vor 
einem  deutschen  Gericht  aufzntreten,  herleiten  will,  darzulegen  and  nachan- 
weisen.  Der  klKgerische  Vertreter  bat  aber  Aber  die  genanere  Beschaffenheit 

Zeitschrift  f.  Intern.  Privat-  u.  Öffentl.  B«clit.  XIV.  j 
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UDd  die  genauere  rechtliche  Struktur  der  klägeriscben  GeseU:icliaft  uucit  in 
der  Ywliandlinig  vor  dem  Berafmigtgeriebt  aoatetcheiide  Anskonh  so  geben 
nicht  TermochL  Die  angebtieh  Torhandenen  Statuten  (vielleicht  identieeh  mit 

den  by-laws  der  Cftarter  of  /»Corporation)  hat  er  nicht  vorlegen  können. 
Der  Klä^prin,  der  evoiitut  llcn  Bitte  des  kllltferischen  Vertreter?  entfpn  *  Ii.  tid. 
eine  I)esonderp  Auflag".  Ix  trcni  tifl  Vorlegung  der  Statuten  der  kligenscben 
Gesellschaft,  zu  machen,  bestand  filr  das  Gericht  keine  gegründete  Vcr- 
andasnang. 

Auf  Orond  des  dem  erkenaoidett  Gerichte  vorUegenden  Hatetials  kann 
danach  nicht  angenommen  werden,  daß  die  Union  Bank  and  Trust  OoB^Miiy 

an  einer  Art  von  Vereinen  gebort.  1)ezUglicb  deren  im  Sinne  des  §  22  BOB 
bcsnndfrp  rrirhf'i'psr'tzlicbe  Vorsehriffon  lirstohen  Ks  sind  daher  anf  die  L'nion 
Bank  aud  Trust  Company  die  Bestiiiiiiiiiiiir'  n  di  s  Art.  Id  EG  z.  BGB  anzu- 
wenden. Danach  würde  die  Union  Bank  atci  i'rust  Compaüy,  obwohl  sie 
nadi  den  Gesetxen  von  Tennessee  rechtsfähig  ist  In  DentscUaad  nur  dann 
als  rechtsf&big  gelten,  wenn  ihre  Reehtsfftbigkeit  darcb  Bescblnll  des  Bundes» 
rats  an<  rkaiint  wäre.  Der  Vollständigkeit  halber  mag  in  diesem  Zusammen- 
hange darauf  hingewiesen  werdni.  daß  im  ültritrcn  nadi  23  BGB  der  T'ninn 
Bank  and  Trust  Company  auch  Rechtsfähigkeit  durch  Beschluß  des  Bundes- 
rats verlieben  werden  könnte. 

Das  Berufungsgericht  verkennt  nicht,  dab  die  von  ilmi  vertretene  Rechts- 
anlfassung  zu  der  Konseqnena  fittixen  mu6,  daB  nnr  in  verhftttnismiAig  sdtenen 
Fftllen  eine  ausl&ndiscbe  Handelskorpotation,  insbesondere  B.  dne  ansUüuUsdie 
Aktiengesellschaft,  ohne  vorgängige  Anerkennung  ihrer  Rechtsfähigkeit  durch 
den  Bundesrat,  als  in  D(  nf sr  lilaml  rt  rhtsfäbig  zu  behandeln  sein  wird.  In 
einem  in  Seuffert's  Archiv  Bd.  57  S.  4HHff.  auszugsweise  wiedergegebenen 
Urteil  des  OL(i  zu  Kiel  bat  das  bezeichnete  (lericht  in  einer  Rechtssache, 
in  welcher  eine  in  Schweden  domizilierte  Bank  in  Deutschland  geklagt  hatte, 
an^ieq^Fochen,  es  eigebe  sieb  aus  dem  Statut  der  Idagenden  QesellBdiaft,  dafl 
es  sidi  bei  ihr  am  eine  Gesellscbaftsform  bandele,  die  den  dentsohen  Genosaen- 
schaften  mit  unbeschränkter  Haftung  entspreche.  Bei  der  Eigenart  des 
deutscbon  Aktienrechts  wird  sieb  scbwer  der  Fall  ereignen,  dali  man  in  srleicher 
Wpi«p  die  I!»rhtsform  einer  ausländiscben  Aktiengesellschaft  als  der  Rechts- 
form  der  deutschen  Aktiengesellschaft  gleichartig  wird  behandeln  dürfen.  In 
der  Literatur  findet  sich  eine  abweichende  Rechtsanffassung  vertreten.  So 
spricht  Staub,  KommetUar  aum  HQB  an  §  178  Anm.  10  aus,  die  Bechts- 
und  Handlungsfähigkeit  der  anslftndischen  Aktlengesellscbaft  richte  dch  nach 
den  Rechten  ihres  Wohnsitzes :  einer  besonderen  Anerkennung  ihrer  Recht!^- 
fähigkeit  durch  oino  inländische  Behörde  bedürfe  sie  nicht.  So  führt  femer 
Niemeyer ,  da.s  internntionale  Privntrcchf  de»  BGft  auf  S.  IHO  aus; 
aDie  Tragweite  des  Art.  10  erscheint  auf  den  ersten  Blick  in  einer  wichtigen 
Besiebnog  aweifelbaft»  nftmlich  hinsichtlich  der  Frage,  ob  die  Voraehfift  sich 


1  )  Abgedruckt  Ztscfa.  XII  469.  Red. 
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Meb  auf  anslSndische  Handelsgesetlsdiafteii  bezieht.   Die  BejahmiK  würde 

einen  groben  Methotlonfohlrr  des  EG  voraussetzen."  Er  führt  ans.  der  Art.  10 
in  Verbindung  mit  §  22  BGB  ciirobe.  daÜ  Art.  10  sich  auf  sokhe  (ü  sell- 
scbaften  nicht  beziehe.  Nach  §  22  seien  von  den  Vorschriften  des  §  22  die- 
jenigen Vereine  ausgenommen,  für  welche  reichsgesetzlich  Eintragung  in  das 
Yeieiiisregixter  oder  staatlidie  Gemliiiiigiuig  nidit  TorgeachziebeD  sei,  also 
die  Oeiellscliafteii  des  HGB  und  die  sooitigen  rNcbsgeaetKUeh  geregelten  Oeaell- 
adhftlten  nnd  Genossenschaften.  Entsprechende  ausländische  Personenverbände 
fielen  also  nicht  unter  Art.  10.  Niemeyer  fährt  dann  fort,  freilich  enthalte 
die  Fraise,  welche  Porsnnenverbändc  des  .\uslandes  hierher  pehörcn.  schwierige 
Probleme,  und  es  würde  öfters  zweifelhaft  sein,  ob  eine  ausländische  Gesell- 
schaft dem  Art.  10  unterstehe  oder  nicht.  —  Den  vorstehend  Tiiedergcgebenen 
Aasfflbraiigeii  von  Niemeyer  ist  zum  großen  Teile  dnrcliaiis  snznstiiiimeii. 
Unriditig  erscliniit  nur  die  wichtige  an  die  8pltse  gestellte  ÜnBerang,  nach 
der  die  Vorschrift  des  Art.  10  sich  auf  ausländische  Handelsgesellschaften 
nicht  beziehen  soll.  In  der  Tat  sind  die  Gesellschaften  des  IKil?  tmd  die 
sonstigen  reichRgesptzlich  geregelten  Gesellschaften  und  (Tonossenscluifton  von 
den  Vorschriften  des  §  22  ausgenommen.  Auslandische  üesellschaften,  welche 
die  wesentlichen  Merkmale  einer  solchen  reicbsgesetzlich  geregelten  Gesell- 
schaftsform  seigen,  iaikn  daher  niclit  unter  den  Art.  10  EG.  Anders  aber 
ist  m  nrteilett,  wenn  es  dcb  nm  eine  fremdartige,  Ton  den  deotscfaen  Beicba- 
gesetzen  nicht  geregelte  Form  einer  Handelsgesellschaft  handelt.  In  den 
weitaus  meisten  Fällen  werden  sich  die  ausländischen  nandelsL'eseIl.sch;iftsformen 
mit  dvn  reichsgesetzlicb  geregelten  Handelsgcsi  llschaftsfürnien  nicht  dfoken 
nnd  80  erhebliche  Verschiedenheiten  von  den  deutschen  Formen  aufweisen, 
dal)  es  nicht  w<A]  angängig  erscheint,  die  anslSadische  G^dladbaltsfontt  als 
dner  reichsgceetslich  geregelten  Geeellscliattiform  gleicbartig  m  behandeln. 
In  allen  diesen  Fällen  wird  nach  der  Ansicht  des  erkennenden  Gerichts  Art.  10 
EG  anzuwenden  sein  und  es  wird  demgemäß  dann,  wenn  eine  ausländische 
Akti»Mii'»-^r'nschaft  in  Dcntschland  als  Klägerin  auftritt,  meistens  für  die  An- 
wendbarlieit  des  Art.  10  zu  entscheiden  sein. 

Auch  die  Ausführungen  bei  Planck  zu  Art.  10  EG  Anrn.  2  legen  die 
Anlfassung  nahe,  daß  der  Verfasser  anslindiadie  handelsrechtliche  Gesdl^ 
acha!t<m  g^ievell  ata  nicht  nnter  Art  10  fallend  behandelt  wissen  will.  Es 
sind  den  dort  gegebenen  Ausführungen  die  gleichen  Einwendungen  entgegen 
zu  setzen,  welche  vorstehend  gegeaflher  den  Aosfahrongen  Ton  Niemeyer 
gemacht  sind. 

Es  ist  im  übrigen  auf  einen  bedeutungsvollen  Umstand  hinzuweisen, 
welcher  es  ab  Tom  gesetzgeberischen  Standpunkte  dnrchans  gerechtfertigt 
erscheinen  lUt,  daS  nidit  generell  anriindisdien  Jaxistischett  Personen,  welche 
in  ihrem  Heimatsstaate  Rechtspersönlidikeit  besitzen,  dnrch  das  dentsche 

Gesetz  Rechtsfähigkeit  in  Deutschland  gewährt  ist.  ^lit  Recht  ist  auf  diesen 
Umstand  von  Neumann,  Handausgabe  des  H(tB  zu  Art.  10  EG  unter  II,  1 
hingewiesen  worden.  Neumann  führt  dortsclbst  aus,  die  Nichtaufnahme  ein^ 
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allgtiineineü  die  Rechtsfähigkeit  aubläudischcr  jurisüsclier  Perswueu  au-ssprechm- 
den  Satzes  erkläre  sich  aus  dem  Umstände,  daß  die  gegenseitige  ADerkcimung 
gewisser  Veretnigangen  (AkttengeMUKbaften  «nd  aoiutige  komsunielle, 
indnitrielle  und  finanxidle  G«iellaclMfteii)  tegdmttfiig  G«geii0tand  der  m 
StaatsvertrüK'*-»  (;ctrofFenen  FestMtstmgen  sei.  Der  Oei^igeber  wfirde  den 
Antrieb  zur  AbschlicUung  solcher  den  juristischen  Personen  des  Inlandes 
förderlichen  \ Crtragsbestimmungen  beeinträchtigen,  wenn  er  thirth  ciiu  allge- 
meine GesetzesTorschhft  liie  Anerkennung  der  ausländiäcbeu  juri^tihchtn  Pvr- 
muok  im  Inlande  ohne  RftelcsiGbt  «of  du  Oegraseitlgkeitsprinzip  ansspredken 
würde. 

Diese  Ausführungen  erscheinen  durchaus  zutrefTiiii!  Ks  limt  auf  der 
Hand,  daß  für  die  inländischen  recht«flthi>reii  Ilündtlstr«  .sclläjchaften  von 
.iui]<  rurdcntlich  grotier  Bedeutung  ist,  daB  sie  u\  dt  n  Staaten  des  Auslandes 
als  rechtsfähig  behandelt  werden.  Offenbar  ist  i^^^  duiiacb  für  die  inländischen 
reehteMiigeD  HandelageaeUKluften  ein  Vorteil,  wenn  die  gener^e  GewÜmmg 
der  hiesigen  Beohtalfthiglceit  nn  aasltadiadie  im  Heimetastaate  redit^hlge 
Uandelsgesel! Schäften  von  dentecher  Seite  nur  in  der  Weise  erfolgt.  daU  sie 
mittels  eines  die  Reziprozität  gewährleistenden  Staatsvertrages  bezüplidi  der 
rerhtsWbipen  llanHelstrrsollsrhrtftrrt  des  hotrrffpnden  Staates  an«tro.'.|>ri'rhen 
wird.  Staatsverträge,  welche  derartige  Bestimmungen  enthalten,  sind  von 
denteoher  Sdte  mit  dna  Reihe  von  Staaten  abgeecUonen.  Die  in  BeUadit 
Iiommenden  Staatsverttige  sind  mit  Nacbweienngen  darflber,  wo  sie  sich  ah^^ 
gedmckt  finden,  bei  Neumann,  Handausgabe  des  BGB  Bd.  8  S.  1848  und  bei 
Gnupp-Stein  CPO  zu  §  ÖO  Note  41  aiif^'t  führt  Beispielsweise  heiüt  es  im 
Handels-  und  Srhiffahrtjsvcrtrajro  mit  Kußland  vom  .fahre  1894  Art.  4: 
.,Aktienge^ilscbaftcn  und  andere  kommerzielle,  industrielle  oder  finanzielle 
Gesellschaften,  welche  in  einem  der  beiden  Länder  nach  den  bestehenden  Ge- 
aetsen  reehtagiltig  errlditet  worden  sind  und  dort  ihrm  Sita  hiüben,  sollen  in 
dem  anderen  Lande  als  gesetslidi  bestehend  anerkannt  werden  und  dort 
namentlich  das  Recht  haben,  vor  Gericht  als  Klägerin  oder  als  Beklagte 
I*rozrssf  zu  führen  *  X.uh  alledem  würde  man  nach  der  Ansicht  df:  er- 
kennenden (lericbts  dunMiaus  fehlgreifen,  wenn  man,  ausgehend  von  d«  r  An- 
sicht, daü  die  Billigkeit  und  die  Bedürfnisse  des  Verkehrs  es  erhcischicii.  die 
Bestimmungen  des  Art  10  in  einer  durch  den  Wortlaut  nidit  gebotenen  nnd 
fOr  die  anslindischen  Handelsgesellsehaften  besonders  milden  Weise  interpretierte. 

Auf  Grund  aller  dieser  Erwägungen  hat  das  Berufungsgericht  angenonmien. 
daü  die  von  dem  Beklai^ten  erhobene  Einrede,  daß  die  klägcrisrhe  Gesellschaft 
im  ht  piirti  ifHbif!  si  i.  ht>crüiidt  t  ist.  Der  klägerische  Vertreter  bat  eventuell 
die  Klage  nueh  lu  der  Weibe  zu  begründen  versucht,  daß  er  ausgeführt  hat, 
die  Ittnf  Mitglieder  der  Klägerin  mflflten  eventaell  als  Gesellschaft  angesdnn 
wodm  nnd  kSnnten  sosammen  klagen.  Von  Seiten  des  Beklagten  ist  geltend 
gemacht  worden,  daß  in  solcher  Begründung  der  Klage  eine  Klagänderung^ 
enthalt«  ri  sei  und  ist  der  KlaL'äudt  nmir  widt-rsprochen  wuith  u  Die  Klage 
ibt  namens  der  Union  Bank  and  Trust  Company  liafibTÜle  Teuuessee  erhoben 
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wordrii.  Wenn  statt  dieser  Korporation  die  ciiuclncn  Mitt^lioiUr  derselben 
wie  (Tesdlfchafter  ^nsammen  klagfu  wollen  cf.  Art  1<>  K(i  z.  BGB  JJÜ  04, 
7U9  BGBl,  so  liegt  in  solchem  Vorgeben  eine  Änderung  dur  ivlage.  Da  von 
Sdten  de«  Beklagten  der  üiideiiuig  der  Klage  wideraproclieii  tat,  ao  war 
dieaelbe  für  nidit  ttattbaft  sa  eraeht«i. 

Art.  10  EG  s.  BGB.  Die  Rechffipersövl icJikeif  arniändi^dier 
Handelsgesellschaffen  richtet  sirh  nach  dem  am  Ort  ihres 
SiUees  geltenden  Hecht.   Im  Auslände  begangener  unlauterer 

Wettbewerb. 

OLG  Hamburg  7.  11.  1903  (Eagle  Oif  Company  of  New  York,  Netc 
t/eraeif/M.  M.  Michel. ^n' n :  Ifnn.^pnfi.^i  hc  Gericktseeitungg 

Hauplbiatt  XXIV  SiHt.] 

Nach  dem  beigebrachten  Certificate  of  ittcorporution  ist  die  Klägerin 
«ine  im  Staate  Kew-Jersey  23.  Nov.  1899  gegründete  „corpuration"  von 
„Shureholders" ,  welche  bis  zu  500000  Dollars  einzuzahlendes  Kapital 
omfassen  sollte,  toh  dem  aber  anfangs  nur  auf  vier  Personen  sich  ver« 
teilende  «Sftare«  k  100  Dollar  von  rasanunen  1600  DoUur  eingezahlt  waren. 
Als  „location  of  the  principal  office*'  wird  Jersey-City  bezeichnet  ond 
als  Vorstand  fnnp^iert  ein  „boarcl  of  Directors'' .  Im  Hamburger  Firmen- 
reirifter  ist  am  2H.  Dezember  189y  als  Sitz  der  fnstllschaft  ,New-Jer8cy* 
und  als  humburgischer  Bevollmächtigter  G.  F,  Chr.  von  Krogk  eingetragen. 

Die  Klägerin  behauptet,  Beklagter  Inbe  an!  seinen  Reisen  in  Schweden 
ond  Norwegen  ungünstige  Behauptungen  ttbw  die  Klägerin  aufgestellt,  die 
nicht  erweislich  wahr  seien,  wie:  , Klägerin  existiere  weder  in  Hamburg  noch 
in  Amerika,  das  sei  alles  nur  Schwindel"'.  Sie  hat  klagend  auf  Grund  §  G 
des  \\'(ttt»o Werbgesetzes  die  rntcrlassung  dieser  BehanptiiTi<jon  bei  Strafe 
für  den  Wirderhrtlungsfall  iKiiuiiügt.  Das  LG  hat  am  1.  Apiil  19(J3  ihre 
Klage  abgewiesen,  weil  der  Klägerin  als  Ausländerin  der  Schutz  nach  §  l(j 
des  Qesetaes  Tersagt  sei. 

Das  OLG  in  wies  am  7.  November  1903  die  kligerische  Berufung  aurttck. 

Gründe:  Vorweg  bedarf  die  Frage  einer  Entscheidung,  ob  Klägerin 
fili.rhaupt  als  parteifähig  anzusehen  ist.  Wiiro  der  Entsrhciduiii.'  des 
II.  Oivilsenats  dieses  Gerichts  vom  23.  Juni  1903,  HptM.  z.  Hans,  (h  r  /ti:.  19<.)3 
No.  HO  S.  258.1;  zuzustimmen,  so  wQrde  auch  für  die  kiagerisciie  „Corpo- 
ration" die  Rechtsfähigkeit  mangels  Anerkennung  durch  den  Bundesrat  au 
Temeinen  sein.  Das  hier  zur  Entscheidung  berufene  Oericht  scbliefit  sich 
aber  der  ttberdnslimmenden  Anseht  von:  Planck,  Kommentar  Bd.  4  S.  39 
8ub  2,  Staub,  Kommentar  ad  §  178  Anm.  10,  Niemeyer,  Internationales^' 
Privat  recht  des  BGB  S.  130,  Fuld,  Zeitschrift  für  internationales 

^)  Abgedruckt  oben  8.  64  ff.  Red. 
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Recht  1902  S.  2(i5  ff.,  OLG  Kiel,  Rechtsprechung  der  OLG  V  Na  iOe 
S.  101  11.1)  an,  daß  Art  10  dn  EG  sieb  gar  nicht  anf  die  handel»' 
rechtlichen  Geaellechaften  benefat,  weil  sie  nicht  nnt»  BGB  §§  21»  28  fallen 
nnd  daß  deren  Recbtlftiiigkdt  ausschließlich  nach  dem  Pmonalstatut,  dem 

Rechte  am  Ort  ihres  Sitzes  licurtt  ilen  sind  Die  entgegengesetzte  Ansicht 
berücksichtigt  nicht  gcmiti  den  singulären  Charakter  der  Ausnahmevorschrift 
im  Art.  10  und  führt  praktisch  zu  unlöslichen  Schwierigkeiten,  welche  durch 
den  Hinwels  anf  die  Möglichkeit  absuschliefiender  StoatsTeitxfige  ttber 
Besiprosit&t  nicht  beseitigt  erscheinen.  Die  Parteifthigkdt  der  Kligerin  ist 
daher  anzuerkennen. 

Auch  der  Einwand,  daß,  weil  die  Äußerungen  des  Beklagten  im  Aus« 
lande  iremarht  seien,  das  deutsche  Gtsetz  zum  Schutz  gegen  unlauteren 
Wettbewerb  darauf  nicht  anzuwenden  sei.  ist.  auch  wenn  man  mit  Recht- 
sprechung VII  6.  181  anerkennt,  dao  sieb  dabei  um  „uucrlaubtA^  iiaud- 
Inng«!*'  handdt,  nicht  stichhaltig.  läner  Bidrterung  hiertLber  bedarf  es 
aber  nicht,  weU  %  16  dieses  Gesetaes  dem  Klaganspmch  entgegensldit. 
Die  sich  hierauf  beziehende  Ausführung  des  LG  ist  richtig.  Eine  Haupt- 
niederlassung in  Humburg  hat  die  Klägerin  nicht.  Das  Gegenteil  ergibt 
der  Ausziii?  aus  der  Firmenakte  und  diese  entscheidet,  ohne  daß  es  Kläucrin 
verstatiut  werden  könnte,  aus  den  tatsHchlichen  Verhältnissen  durch  ZeugeJi 
an  erweisen,  daß  duch  Hamburg  sicli  als  eine  Hauptniederlassung  darstelle. 

Anerkennung  einer  fortnlos  im  Staate  New  York 

gesdUossenen  Elie. 

RG  1.5.02  (Hirschfeld  IlahH  u.  Gen.; 
Jur.  Wochenschrift  1902  S.  361). 

Der  rechtliche  Bestand  der  zwischen  //.  und  M.  H.  geb.  B.  dem  äußeren 
Anschein  nach  bestehenden  Ehe  war  in  Zweifel  gezoi^en.  Er  wnrde  aber  vom 
RG  bejaht  auf  Grund  der  Festste  lluiiii.  daß  die  Eheischlit  ijuiiir  in  der  Form 
des  orthodoxen  jüdischen  Ritus  im  Staute  New  York  stattgefunden  hatte  mit 
der  BegrUndiing,  da6  nach  dem  im  Staate  New  York  geltendem  Recht  dort 
die  Ebescbließnng  durch  formlose  Willenserklärung  geschehen  könne. 

Anm. :  Ifach  dem  Bericht  von  William  S.  Sn^der,  The  geograpk^ 

of  marriiige  (2.  Auflage  New  York  u.  London  1881))  S  110  hat  der  oberste 
Gerichtshof  des  Staates  New  York  entschieden,  daß  im  Staate  New  Y'ork 
„a  man  anä  a  woman,  witkout  o<^t*'ff  hefnre  a  minister  or  magistraU^ 

icithout  thc  prcscnce  of  any  persan  «*•  a  tcitne.ss,  tvith  no  prcriouft 
public  nolice  giccn,  icifh  no  form  or  ceremuny,  civil  or  religious,  and 
icith  HO  rccord  or  ivrittcn  cridenrc  of  the  act.  aud  niercly  by  tcords 
of  thc  presetit,  may  contract  mnfriwony."  —  Über  die  Formlosig:kcit  der 
EhesehlieUnn.:  in  Wiseonsin  s.  Ztsch.  11  421).  über  die  Eheschließunjrsfomion 
in  Amerika  ulierliaupt :  S  t  i  nison  Americau  s/o/ute  law,  Boston  {Charles 
C.  S(mle)  1HH6  §§  6 WO  ff.  Niemeffer. 

»)  Abgedruckt  Ztsch.  XII  4t)ü.  Ile<i. 
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Artt.  11,  IS  EG  s.  BGB;  §  1312  BGB.  -  Nichtigkeitserklürumj 
einer   in    London   zwischeft   Efiehrechern   formgiltig  ge- 

schlosscuvu  EJie. 

OLG  Hamburg  14.  7.  Ol'  fSfua/.^diitraUachaff  A.  nud  Fmn  .4  .  yeb.  B. 
in  Hamburg:  Hanseatische  Geia  htszeituiiy,  Bciblal!  XXIV  32.) 

Das  Landgericht  hatte  7.  12.  Ol  die  Ehe  der  Beklagte^  für  nichtig 
erklärt.    Das  01^0  hat  14,  7.  (Ii  die  licklugtische  Berufuiijr  verwürfen. 

Aus  den  Gr  ü  II  den  des  Landgerichts:  ,Es  kann  hiernach  kein 
Zweifel  mehr  bestehen,  dafi  die  Ehe  nach  Londoner  Recht  giltig  geacUowai 
ist  und  braucht  di«  Mäher  nicht  ni  erzielende  amtliche  Anskonft  des  dentadmi 
OeneralkMWiilats  in  London  nicht  erst  ahgevartet  an  werden.  Die  Beklagten 
■clbst  haben  .in  ihren  Bittfresurhen  an  den  Senat  nm  Bcfreinng  von  dem 
Ehpvprliot  denn  anch  stets  diu  Standpunkt  vertreti*n.  dali  sie  in  einer  im 
liliriir'  ii  legitimen  Ehe  lebt^^n.  Diese  Lecitimität  ersribt  sich  aus  Art.  11 
Eü  zum  BGB,  demzufolge  für  die  Form  der  Eheschliebung  die  Beobachtting 
der  Gesetae  des  Ortes  genügte,  an  desi  sie  vorgenommen  wnrde. 

Bs  steht  weiter  fest,  dafi  beide  Beklagten  Deutsche  sind.  Sonach  ist 
gf  mftB  Art.  13  a.  a.  0.  die  Eingehnni;  der  Ehe  in  Ansehung  beider  nach  den 
Gesetzen  des  Deutschen  Reichs  xa  beurteilen.    Ein  die  Eingehung  der 

Ehe  betreffender  Rechtssatz  ist  selbstverständlich  der,  daß  die  Ehe  als  über- 
haupt nicht  {jeschlossen,  als  nichtig  anzusehen  ist.  wenn  sie  wegen  Ehe- 
bruchs n;ich  VM'i  BCJH  verboten  war,  §  1328  das.  Die  Voraussetzungen 
des  §  i;ü2  lagen  aber  beim  Eheabschluß  vor,  denn  die  Ehe  wurde  ge-, 
schlössen  zwischen  dem  wegen  Ehebruchs  Ton  seiner  frflheren  Frau  ge- 
schiedenen Beklagten  und  der  geborenen  J?.,  hinsichtlich  deren  das  Gericht 
in  dem  Scheidungsverfahren  als  erwiesen  angenommen  und  im  T  r t o i  1 
?>  st  gestellt  bat  d:iC  sie  den  die  Scheidung  begrftndenden  Ehebruch  mit 
einander  begangen  haben. 

Freilich  haben  Beklatrt«»  in  dem  {retr,.jiwärtiiren  Verfahren,  entsprechend 
ihrem  Vortrage  in  den  Bittschriften  an  den  Si  nat,  mit  Entschiedenheit 
bestreiten  lassen,  daß  sie  sich  des  in  dem  Urteile  vom  lü.  Oktober  IIKX) 
für  erwiesen  erachteten  Ehebrachs  schuldig  gemacht  hätten.  Sie  beziehen 
sich  an!  ein  Attest  des  Arztes  Dr.  Y,  vom  25.  November  1900,  der  die  mit- 
beklagte Frau  auf  Defloration  untersucht  und  festgestellt  habe^  daß  sogar 
damals  noch  das  Hj'men  unverletzt  gewesen  sei  und  so  weiter.  -  —  —  — 
Zu  dem  Rechtsmittel  der  Bernfnntr  habe  der  damals  verurteilte  A.  nicht 
gegriffen,  um  sich,  abgi m  In  n  vun  anderen  Gründen,  bei  seinem  leidenden 
Znstande  weitere  Aufietiimg  zu  ersparen. 

Allein  dieses  gesamte  Vorbringen  erachtet  dus  liericht  für  heute  nicht 
siehr  beachtlich,  weil  es  der  Ansicht  ist»  daß  die  Frage  des  Ehebruchs  in 
dem  vorliegenden  Prozesse  einer  erneuten  Prüfung  nicht  mehr 
unterzogen  werden  darf. 
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Zwar  Uai  die  Wortfusiuig  de«  g  1812  n«^  dieier  Ridititiig  Z«r«iiel 
m.  Er  sagt,  daB  eine  EHie  nicht  gesddosaen  irarden  dOvfe  swiaelien  einem 
wegen  Ehebrncbs  geschiedenen  Ehegatt«n  und  demjenigen,  mit  wdchpm  der 

üpsrhif'dt'nf  Ehegatte  den  Ehebruch  begangen  habe,  wenn  dieser  Ehe- 
bruch in  dem  Scheidungsurt<?il  als  Grnnd  dor  Srheidnnp  fest crest eilt  sei.  Das 
Gesetz  bestimmt  hiernach  zwar  mit  klaren  Worten,  daß  nur  derjenige  Ebe- 
brncli  ein  Elieliindemis  abgebe,  der  reo  dem  die  Scheidung  anaqtrechenden 
Richter  für  erwiesen  eraditet  nnd  als  erwiesm  in  dem  Urteil  hcseiclmet  sei, 
es  sagt  aber  andererseits  nicht,  daß  solche  Feststellung  unter  allen  Umständen 
das  Ehehindernis  Ii'  ucniiulo  und  auf  die  Frage,  ob  der  Bhebmdi  auch  wirklich 
begang<^'n  sei.  nicht  mehr  t'in*re{jan<fpn  werden  dürfe. 

Gegen  die  letztere  Ansicht  lielie  sich  der  Grundsatz,  daii  mangels 
eines  entgegenstehenden  RcchtAsatzcs  kein  Gericht  in  der  Würdigung  aller 
ibm  Torgetragmer  Behaaptnngen  nnd  1)e^1iracliten  Beweise  dnrcli  die  Ent- 
Bolieidnng  dnes  anderen  Qezfelits  oder  seine  eigene  Verentscheidnng  gebunden 
sei,  ebenso  Terwerten,  wie  die  W^orte  des  Gesetzes  zwischen  dem  geschiedenen 
Eheg:atren  und  demjeni<rrii,  mit  welrhom  er  den  Ehebruch  begangen  liaU" 
Demnacli  ist  die  erstw  ATisicht  für  die  richtige  zu  halten. 

Daü  im  Strafverfahren  gegen  den  wegen  Ehedruchs  Geschiedenen 
der  Beweis  des  Ehebmcfaa  nach  Übertragung  der  erlcennenden  Richter 
erbracht  sein  mnA,  ist  anerkannten  Rechtes.  Die  Feststellung  desselben 
im  Scheidnagtorleil  ist  hier  zwar  gleichfalls  Vorbedingung  der  Bestrafuni^. 
keineswegs  aber  zwingend  und  ansreicbend,  um  die  Verurteilung  unter  allen 
Umständen  r.n  bptrründen. 

Dieser  Grundsatz  kann  aber  nicht  zur  Analogie  herangezogen  werden. 

Das  Ehehindernis  des  EhebmchB  ist  in  der  Oesetsgebung  aufgestellt 
awecks  Abschreckung  vor  dessen  Befj^hnng,  sum  Schutxe  des  einen  Ehegatten 
vor  darauf  abzielenden  Neigung^  des  anderen  nnd,  falls  es  demnach  zum 
ElKhriichf  ^rkommrn  ist.  7.nv  Hintanhaltung  des  in  diiii  Hheabschlusje 
zwi.sclu  n  den  bridcii  Ehebrechern  liegenden  Ärgernisses  und  der  erneuten 
Kränkung,  die  der  unschuldige  Ehegatte  dadurch  erfahren  würde,  wenn  er 
ruhig  anseilen  mflßte,  wie  der  sdiuldige  Teil  gleichsam  unter  dem  Schutze 
des  Oesetses  an  das  Ziel  seiner  Absichten  gelangte. 

Nun  schafft  aber  das  Scheidungsurteil  hinsichtlich  der  Schuld 
an  der  Scheidung  unter  den  Parteien  unbedingt  Recht.  Der  für 
scliuMiu'  erklärte  Ehegatte  knnn  sich  dem  andenn  Teile  gegenüber  nicht 
daraut  beruien.  daß  das  rechtskräftige  Urteil  zu  Unrecht  ergangen  sei.  Zu 
den  Ilechteu  des  anderen  Teiles  aus  dem  Urteile  wird  nach  dem  Gesagten 
bei  richtiger  Auslegung  des  Gesetzes  auch  das  eine  an  rechnen  sein,  daft 
mangels  besonderer  die  Befreiong  Ton  dem  Verbote  rechtfertigender  Gründe, 
eine  Ehe  schließung  zwischen  den  für  Ehebrecher  Erklärten  auf  die  Billigung 
des  (lesetzes  nicht  rrrhnen  hat.  Dies  Recht  ist  zwar  für  die  Recjel  im 
Prozeß  nicht  zu  verleclitcn  —  !i|  (532  CPO  —  es  kommt  hierauf  aber  nicht 
an.    Für  die  Auslegung  des  §  l'Mi  BGB  gewinnt  es  die  Bedeutung,  daß 
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man  ab  Absicht  des  Gesetzgebers  nnterstellen  darf,  es  solle,  schon  allein 
znin  Srhntze  des  tinsohnldis:<'n  rrritt.ii.  die  Fpststollung  des  Ehebnuhs  in 
dem  .Scheidangsarteiie  fOr  sich  allein  genügen,  um  das  £hebindernls  zu  bc- 
grflnden. 

Rs  besteht  aber  Mcb  ein  SfientlieheB  Intentse  duan,  dafi  soldie  Fett- 
sidhiDg  gesflge.  DaB  der  Standesbeamte  nnzweifeniaft  rerpllicbtet  ist,  anf 
Grand  dieser  F^stetellnng  allein  die  neue  Eheschließang  an  weigern,  bew  eist 
zwar  an  und  für  sich  nicht,  daß  das  Recht  zur  Weigernnjr  nicht  durch  den 
Nachweis  der  LTnrichtigkeit  der  Feststellung'  beseitiirt  werden  kimnte  Wohl 
aber  ergibt  sich  dies  aus  der  weitereu  Erwägung,  daß  andernfalls  einem 
Ehegatten  der  Weg  geSÜDet  wäre,  dnrch  abaiebtlicbe  Irrefflhrung  des 
OetiditB  and  Niebteinlegong  Ton  ReditsnitleUi  an  einem  ibm,  obwohl  er 
com  Ehebrecher  gestempelt  wird,  genehmen  Scheidangsurteil  zn  gelangen» 
om  dann  in  einem  weiteren  Verfahren  den  Beweis  zu  führen,  daß  ein  Ehe- 
bnir)!  tatsächlich  nicht  begangen  und  damit  ein  Hiinbrnis  fflr  die  zweite 
dm.  Ii  Scheidung  der  ersteren  ermöglichte  Ehe  nicht  gegeben  sei.  Ks  kann 
mihi  angenoomien  werden,  daß  dm  Gusetz  etwas  derartiges  gewollt  liat. 
Alles  das  mvß  mn  so  mehr  gelten,  als  das  Gesetz  in  sein«  nsueOf  Ton  der 
des  §  33  No.  5  des  Fersonenstandsgeseties  abweidienden  Fassang  aneb  in 
einem  anderen  Punkte  zn  erkennen  gegeben  hat,  daß  es  eine  emeate  Prüfung 
und  Eriirtcninp:  des  Ehebrnchs  und  der  ihn  betileitenden  ünistÄnde  für  die 
Frage  des  Ehehindemisses  nicht  wolle.  Während  nämlich  §  H3  a  a  (). 
bestimmte,  die  Ehe  sei  verboten  zwischen  einem  wegen  Ehebruchs  Ge- 
schiedenen und  seinen  Mitschuldigen,  so  daß  unzweifelhaft  ein  Ehe- 
hindernis  nicht  Yorhig,  wenn  der  andere  Teil  nidit  woJIte,  daB  sein 
Konknmbent  Terbeiratet  war  nnd  es  daher  der  Prflfiing  dieser  Frage  im 
späteren  Vt  if  il  r  n  anter  Umständen  bedurfte,  ist  nach  der  neuen  Passung 
d^  0<  setzes  (iie  Fm^re  gänzlich  gleichgiltig  und  der  Richter  so  berechtigt 
wie  verptlichtet,  üIk  t  sie  hinwegzugehen. 

Kacb  alledem  war  der  Verteidigung  der  Beklagten,  sie  hätten  Uber- 
banpt  Indnen  Bbebraeh  getrieben,  keineclei  Folge  an  geben,  die  neagesehlossene 
Ehe  Tielmebr  dem  Klagantrage  entsprechend  fflr  nichtig  sn  erklären." 

Orfinde  des  Oberlandesgerichts:  „Das  LG  bat  die  von  ihm  getroffene 
Entscheidung  auf  das  eingehendste  b^rttndet.  Den  Ausführungen  ist  überall 
beizupflichten,  znnial  jetzt  durch  die  von  der  Staatsanwaltsrhnft  beigebrachte 
ITrknnd<-  de  r  t  ieiieralregisterbehördc  zu  London  die  Tatsache,  daß  die  Be- 
klag t^-n  rtfchtbiormlicb  daselbst  eine  Ehe  miteinander  abge- 
schlossen haben,  aoBer  jeden  Zweifel  gestellt  worden  ist  Nnr  war  den 
ErSrterangen  des  LO  am  Scblnsse  der  Orflnde  gegenflber  daranf  binanweiBen. 
daß  das  RO  in  Bd.  V.)  s.  22  der  Entgeh,  idniiL^en  im  Anschluß  an  die 
Literntnr  ausgeführt  hat.  daß  der  H8  Zift.  .")  (b  s  Pen'onenstandsgesetzes 
bereits  richtiger  AnsIcLMinir  nach  eine  Mitschuld  des  driiten  an  dem  be- 
gangenen Ehebruche  niclit  vorausgesetzt  habe.  Hierauf  kommt  indes  nichts 
Entscheidendes  an,  da  das  Ergebnis,  zu  dem  das  LG  gelangt  ist,  durch  die 
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übrigen  ilaliu  angeführten  Gründe  selbständig  getragen  wird.  Den  Uaopt- 
angriSspanlct  fttr  die  Beklagten  Uldete  bei  der  Seraloiigsverlift&dliiBg  die 
Aaslegtmg  des  %  1312  BOB  und  die  Frage,  ob  das  luer  anlgeateUte  Eiie- 
hindeinis  durch  den  Nachweis  beseitigt  werden  könne,  daß  der  Ehebrnch 

entgegen  der  Feststellung  im  Scht  idnngsurtcile  nicht  begangen  worden  sei. 
Die  Entst-ehnntjspjeschichtp  de»  Ciesetzes  (Motive  zu  12:^7  1.  Entwurfs i 
beläüt  keinen  Zweifel,  daü  niclit  entfernt  an  die  Zulassung  eines  derartigen 
Nachweises  gedacht  ist  Im  G^^teil  wollte  man  ioAedicilke  Kericinale 
schaffen,  besondere  tun  den  Standesbeamten  sichere  Anhaltspunkte  xn  ge- 
währen. Mit  Recht  weist  das  LQ  darauf  bin,  velebe  Oelahren  fOr  die 
htspflege  entstehen  würden,  wenn  man  einer  Aosl^ang  des  Gesetzes 
folgen  wollte,  za  der  die  Fassung  derselben  nicht  den  geringsten  Anhalt 
gewährt. 

Nichtanerkennuiiy  eines  ausländischen  (rumämschen)  Scheie 
dungsurteüs.  WiederverheircUung  des  yiit gläubigen  Geschie- 
denen.  ScheidMnysgrände  der  Bigamie,  des  Ehebruchs,  des 

§  1568  BGB. 

KG  20.  10.03    {Rechtsprechung  d.  Oberl.- Gerichte  VH  410.) 

1.  Der  Einwand  der  rechtskräftig  entschieUeneii  Öache  trifft  nicht  zu. 
Das  UrteÜ  des  mmUnischen  Gerichts  ergibt  swar,  daft  die  Ehe  der  Parteien 
bereits  im  Jaiur  1889  —  mit  Rechtskraft  vom  6.  Juni  1898  —  nach  nun&- 
nischem  Recht  und  Vi-tfahren  wegen  \'cr$chalden8  der  Ehefrau  geschieden 
ist.  Diesrm  ansländischen  Urteil  hat  a})er  der  erste  Rieliiei*  mit  Tleeht  die 
Anerkennung'  auf  (irund  des  S  328  CPU  ver*;a^ft.  In  diesem  Paragraphen 
sind  vom  1.  Januar  ItXM)  an  die  Voraussetzungen,  unter  denen  ausländischen 
Urteilen  materiellrechtUche  Wirkungen  von  deutschen  Gerichten  beizulegen 
lind,  im  Anschluß  an  die  das  int<»mationaie  Privatrecht  betreffenden  Be> 
Stimmungen  des  EO  x.  BOB  (Art.  7  ff.)  neu  geregdt  worden,  und  diese  Vor- 
schriften müssen  entsprechend  der  rechtlichen  Natur  des  §  328  ab  Froaeft- 
gesetzos  und  öffentlichen  Rechts  von  dem  gedachten  Zr  itpunkt  an  auf  aus- 
ländische Urteile  Anwendnng  finden  ohne  l'nt^rschied,  ob  das  ausländische 
Urteil  vor  oder  nach  dem  1.  Januar  1S>IM*  ergangen  ist.  (Vgl  Hahn  und 
Mugdan,  Nov.  x.  CFO  Bd.  Vm  S.  106;  Entecb.  des  RO  41  8.  424).  Hier- 
nach ist  in  Ziffer  3  a.  a.  0.  die  Anerkennung  eines  aasl&ndiseh»  Urteils  in 
Ehesachen  jetzt  schon  dann  aasgeschlossen,  wenn  es  zum  Nachteil  einer 
deutschen  Partei  von  den  durch  die  jetzige  deutsche  Gesct/.^rebuntr  Mr 
maligel)end  erklärten  nrnndsiit/en  dos  internationalen  Privatrechts  abweicht. 
Da  letzteres  in  dem  vorlieL^endeii  ruiuiuiischeu  t  rteil  vom  18.  Januar  1893 
zweifellos  geschehen  ist,  wurde  ihm  schon  deshalb  -  unter  der  Yorausaetzung. 
daß  die  Klägerin  damals  Deutsche  war  —  keine  raateriellrechtliche  Geltung 
in  diesem  Prozeß  zukommen.  Das  gleiche  wftre,  unter  dersdben  Voraus* 
Setzung,  nach  Ziff.  2  a.  a.  0.  der  Fall,  da  ausweislich  des  rom&niBchen  Urteils 
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die  Klilfrcrin  damals  sich  wed«  r  in  den  ProzcLi  ciniu:!  lassen  hat,  nocli  die  den 
Troaieß  eiuleittnde  N  erftifrung  in  liumänien  in  Person,  oder  auüerhalb  Rumüniena 
durch  Oewährang  deutecher  Kechtshilfe  zugestellt  erhalt€n  hat,  das  Urteil 
Tielmebr  ohne  Oan  Tdlnahme  an  den  gerichtUcben  Verhandlnngen  und  nach 
ihrer  Vorledimg  daxcb  ftSentliebe  Bekanntnachnng  gefillt  iet  Ob  ftnfierdeia 
noch  —  wie  der  erste  Richter  engenommen  hat  —  Ziff.  5  a.  a.  0.  mit  day 
selben  Wirkung  Anwendung:  findet,  weil  neuerdings  nidit  mehr  die  (te^en- 
seitigkeit  mit  Rumänien  verliiir^t  sei.  erscheint  dagegen  mit  Küclcsitlit  auf 
die  im  Schlußabsatz  des  §  '62H  hierzu  hinzugehigte  AusnahmebeüUuuaung  für 
Reditastieitigkeiten  nicht  yermSgennrechtliolier  Art  xweUeHuffc  und  kaoB 
dalitQg«8teIlt  bleiben.  .  .  . 

2.  Hat  der  Beklagte  am  13.  Joli  eine  nach  rumänischem  Becht 
gQltigc,  neue  Ehe  geschlossen,  so  kann  von  einer  nach  §  171  StGB  strafbaren 
Bij.'anue  nicht  die  Rede  sein,  weil  hierzu  das  Bewußtsein  von  der  Fortdauer 
der  früheren  Ehe  erforderlich  ist  und  der  Mangel  dieses  BewnCtseins  die 
Strafbarkeit  aclhai  dunn  »UiWcUlielit,  wenn  er  auf  einem  Rechtsirr  tum  beruht 
(Bd.  3).  DaB  der  Beklagte  bei  Eingehung  der  neaen  Ehe  aber  anch  nur 
Zweifel  an  der  Reohtegttltigkeit  der  Ton  romAnischen  Oeiicht  anagesproehenen 
Scheidung  haben  konnte,  ist  um  M  weniger  ersichtlich,  als  nach  dem  im 
Jahr  1893  t^eltenden  deutschen  Prozeßrecht  ein  anderer  Gerichtsstand  für 
geine  Scheidungsklage  als  in  Rumänien  nicht  bestand  und  nicht  unterstellt 
werden  kann,  daß  mit  Wissen  und  Willen  des  Beklagten  irgendwelche 
Ordnungswidrigkeiten  in  dem  rumänischen  Gerichtsverfahren  vorgekommen 
sind,  die  eine  dem  Eliemann  günstige  Entecheidong  herbeigefOhrt  haben. 
Außerdem  kommt  für  den  BtrafreehtUchen  BegiiS  der  Bigamie  nur  die  Ein- 
gehung der  neaen  Ehe,  nicht  ihre  Fortsetzung  in  Frage  und  ist  daher  ein 
etwa  später  —  wie  Klätrerin  f^eltend  macht,  infolt^e  der  crstrichtcrlichcn  Ent- 
scheidung —  ülier  die  \\'irksanil<eit  des  runiiinischen  l'rteils  heim  iieklagten 
entstandener  Zweifel  ohne  jeden  Einliuli  auf  seine  Mrufbarkeit  wegen  Bigamie. 
Endlich  ist  aber  auch,  irenn  fttr  die  Bigamie  nur  der  Zeitpunkt  der  Bin- 
gehnng  der  neuen  Ehe  mafigebend  ist,  zu  erwigen,  daß  nach  Art.  201  Abs.  2 
EG  z.  BGB  eine  im  Jahre  1893  begangene  Bigamie  nur  dann  sur  Scheidung 
der  Ehe  führen  kann,  wenn  die  Verfehlnng  auch  nach  den  Bestimmungen  des 
damals  prelf enden  Rechts  ein  Scheidungstrrnnd  war:  im  Gebiet  des  AUi  war 
aber  die  lUgaiuie  als  solche  kein  Scheiduugügrund. 

Andererseits  hat  dem  Beklagten,  wenn  er  das  im  Jahr  iyü3  ergangene 
nunkniecbe  ScIieidungsurteU  fllr  reditswirksam  halten  durfte  und  daraufhin 
eine  nem  Ehe  einging,  offenbar  —  wenigstens  vom  Zeitpunkt  der  neuen 
Eheschließung  an  —  das  Bewttfitsdn  gefehlt,  der  Kligeritt  gegenüber  die 
Pflicht  der  ehelichen  Treue  zu  verletzen.  Dieser  gute  Glaube,  der  noch 
nicht  dadnrch  als  erschüttert  gelten  kann,  daß  der  erste  Richter  die  vom 
rumänische«  Gericht  ausgesprochene  .Scheidung  für  unverbindlich  der  Klägerin 
gegenüber  erachtet  hat,  schützt  den  Beklagten  im  jetzigen  Rechtsstreit  also 
auch  vor  dem  Scheidungsgrunde  des  Ehebruchs  unter  allen  Umständen  Yon 
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dem  Zeitpunkt  au.  wo  er  iiüt  der  Ottilie  K.  eine  nach  rumiknischem  Recht 
gültige  fiUie  einging.  Noch  weniger  kann  in  der  Fortsetcnng  des  ZaMmmea> 
leben«  mit  der  sweitoi  Frau  unter  Vermddnng  geacUeditiichen  ümg«n|{«8 

s  it  Erlaß  des  ersten  Urteils  oine  Verfehlung  des  Beklagton  gegenüber  der 
Kläircrin  im  .Siniu- des  §  1568  BüIJ  trcfnndcn  werden  Tm  np<,'(^iit«>il  wilnl*-. 
wenn  der  Beklagte  infolge  des  ersten  l'rteils,  da.s  er  nieht  als  rirhtiu'  aner- 
kannt hat,  seine  Ungjährigen  Beziehungen  zu  seiner  zweiten  Ehefrau  der  Art 
eingeschxiakt  haboi  aaUta,  ein  «oldMs  Twrtelten  niv  BÜUgung  rerdienen  tmd 
keinenlalls  eine  sellMtiiidige,  weitere  Verletmng  der  KUgeiin  darstellen. 

Art.  21  EG  e.  BGB.  —  Anwendung  des  üaUenischen  Hechtes 
(Arft.  189, 193  Codice  citnle)  auf  die  ScHwängerwigsansprache. 

RiUkeerumaung? 

LG  Düsseldorf  24.  6.  03  (Ztsch.  f.  deutsches  bürgerliches  Hecht  und 
fra$uö9i9efu!s  Citfitreeht  XXXIV  889.) 

Aus  den  Gründen:  ^Da  die  Klägerin  Italienerin  ist,  kommen  nach 
Art  21  des  E6  %.  BGB  für  die  Unterlialtiingspflidit  des  Vaten  gcgenttber 
dem  midieUeliea  Kinde  und  aeine  Yerpflieiitiing,  dw  Matter  die  Kosten  der 

Schwangerschaft,  der  Entbindung  und  des  Unterhalte  in  enetien,  die 
italitiiiseheii  Custt/e  znr  Anwendung,  also  die  Bestimrnnnpcn  des  Codice 
virile  per  il  JieyHo  d'Italia.  Zunächst  ist  hier  witder  di'-  Frage  zu 
prüfen,  ob  auch  nach  dem  Codice  cicile  für  Italien  die  Bestimmungen  dieses 
Ctesetsbndies  ittr  die  in  DeutscUaad  woboMide  Kligeiin  in  1.  im  vorliegend«! 
Falle  anzuwenden  mnd,  od«r  ob  nadi  dem  Codice  civile  die  deutadiMi 
Gesetze  als  Geeetie  doB  DfHniails  ansuwenden  stnd.^)  Diese  Ftage  ait> 
acbeiden  die 

Disposizimti  sulla  pnhiirntionc,  interpreitutUme  ed  appliciuUom 
delle  leggi  in  generale  art.  ti,  7 
im  ersteren  Sinne,  indem  es  dort  heißt: 

art.6:Lo  statu  .  .  ed  i  rapporti  di  famiglia  sotw  regolati  dalla  legge 

della  na»ione  a  cui  etoe  apparte»gom. 
ort,  7: 1  beut  mobili  aano  aoggaiH  aUa  Uggä  della  nrntione  dei  prepHe- 

tario . , . 

In  diesen  Artikeln  ist  für  Vermögens-.  Status-  und  Familienfragen  die 

ötaatsanffphJ^rijrk^it,  nicht  der  Wohnsitz  für  entscheidend  erklärt. 

Am  b  in  Nachlaßsacheu  ist  nach  Art.  8  die  Staatsangehörigkeit  ent- 
scheidend. 

M  Anm. :  Diese  Erörterunif  der  RückvciT^eisung  ist  ein  zweifellns»  r 
Verstoß  gegen  das  positive  GeseU,  da  Art.  27  EG  z.  BGB  keinen  Zwcifc;! 
darülter  liißt.  daß  bezüglich  Art.  21  die  Rttckverweisung  ausgeschlossen  ist 
Vertrl.  dazu  Xicmeav,.  Tiifn  tr  Primirecht  des  BGB,  Berlin  1901  S.  84. 
Niedner,  EG  «.  ßGß  2.  Aufl.  Ö.  79-  Niemeyer. 


Digitized  by  Google 


Bflcbtsprechung:  Denfaelilaiid. 


77 


Lpjrt  inun  ubtr  für  die  Beurteilung,'  des  vorliegenden  Keclitsstrtits  die 
Beätiuuiiuttgeu  des  italienischen  CtnUce  civiie  zu  Grunde,  so  hat  weder  die 
Klägerin  zu  1.  noch  der  Kläger  zu  2.  irgendwelche  Rechte  aus  der 
Sohwliigenuig  besw.  dem  anfierehelidieii  Beftdilaf. 

Besll^ioli  der  getehwlefaten  Fnoflnspenoii  fehlt  es  tberliMtpt  an  euer 
dementsprechenJcn  Bci^tiiiunnng  im  Qeeetse;  besKflgUcli  des  außerehelichen 
Kindes  ist  im  Art.  18!)  dem  französischen  Code  civil  entsprechend,  btstirnint : 
Le  iiidayini  mlla  paternitä  non  soffo  permesse  /uorche  ttei 
c€$sf  (U  ratio  o  di  strupro  ciolento  i,das  ist:   die  Nachforschungen 
iiMih  der  V*tttMlMft  idiid  nicht  sogeluien  MiAer  im  Fklle  der  Bot- 
fahmiig  oder  Hotnioht.) 

Und  ebi  Amqi^fach  auf  Alimente  ist  in  soldMO  FKlIen,  in  weldien  die 

Ifachforschung  verboten  ist.  nach  Art.  193  nur  stUttssig: 

1.  se  In  patemittf  risulta  indii  if  famente  da  sentenza  civile  o 
pi'iKtle  (das  ist :  wenn  die  Vaterschait  durch  Civil-  oder  ätraforteil 
ausgespruclieu  ist), 

2.  M  la  patemUä  .  .  .  dipend»  dun  matHwutUo  diehiarato  nuUo 
(das  Ist:  weno  die  Vaterschaft  ans  fliner  fOr  nichtig  erklArten  Ehe 
lierrflhrt), 

3«  se  la  paternitä  risulta  da  csplicita  dichiai  azintw  prr  iftcritto 
dei  genitftri  f  w(  nn  die  Vatt  rschaft  sich  aas  einer  förmlichen  Erklärung 
durch  iScbrift  der  Eltern  ergibt^ 
Keiner  dieser  Fälle  liegt  hier  vor. 

Es  war  daher  der  Anspradi  dw  KIftger  als  imbegrOndet  unter  Anf- 
hebong  des  angefochtenen  Urteils  znrfidtiavaisen.* 

Art  23  Abs.  1  EG  «.  BGB,  —  Das  Varmundsckaftsgericht 
hat  von  Amts  wegen  m  ermitteln,  ob  die  Voraussetzungen 

dieser  Vorsi^rift  vorliegen. 

Beschluß  des  KG  t.  12.  03  ^  ^  •  J 

In  einem  ProzeB.  in  welchem  Frau  F.  gegen  ihren  Ehemann  anf 
Heransirabe  von  Möbeln  und  anf  Alimentation  klairte.  bestritt  der  Rr-kiagte  die 
Prozeljfähigktit  der  Kliiiierin.  da  sie  ^;eist»'äkr<mk  sei.  Frau  beantragte 
bei  dem  Amtsgericlit  in  Berlin  die  Einleitung  einer  Pflegschalt  über  sie, 
damit  der  Pfleger  eventnell  fttr  sie  den  Hoae0  fflhre. 

Die  Ehegatten  F.  sind  Österreicher. 

Das  Amtsgericht  lehnt«  die  Einleitung  einer  Pflegschaft  ab,  da  nicht 
feststehe:  daß  Frau  F.  nach  österreichischem  Recht  der  Ptirsorge  bedOrfe, 
Österreich  die  Fürsorpe  aber  nicht  (Ibi  rnehme. 

Die  eintrc  Ic^tf  Ik  si  hwerdc  wurde  vom  LHndjjericht  zurückgewiesen, 
dabei  jeducb  erwähnt,  dab  nötigenfalls  da^  \  uriuundächaftsgericbt  vorläufige 
SehntnnaBrqieln  anordnen  kOnne.    Der  darauf  gestellte  Antrag  an  das 
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Yonnundschaftsjjerirht.  solche  Miißn'^t^lii  ajizuordru-n,  durch  welche  die  Furt- 
lüliruug  des  Pruzesäes  sichurgeät«llt  werde,  ist  vom  Vormundschaltsgericbt 
abgelehnt»  da  es  dam  geeignete  SichernngsmaSregetn  nicht  anordnen  kOane. 

Die  gegaa  diesen  BeschlnS  eingeigte  Besdiwerde  ist  tooi  Laadgwicht 
ebenfalls  snrttckgewiesen,  da  ein  dringttider  Fall,  weldier  sdldie  Maftregebi 
notwendig  mache,  nicht  vorliege. 

Die  von  Frau  /•'.  cintrelfcrte  weitere  Beschwerde  gegen  beide  iatid- 
gerichtliche  Beschlüsse  wurde,  buweit  sie  sich  gegen  den  ersten  (vom 
31.  Oktober  1903)  richtet^  dorch  das  Kammergericht  für  begründet  erkllUt. 

Das  K6  ftthrte  ans:  ,lßt  Becht  haben  die  Vorinstanxen  angenommen, 
da6  eine  FflegscAiaft  tat  Zeit  nicht  eingeleitet  werden  könne,  weil  nicht 
feststeht,  daß  nach  dem  Kecbt  des  Staates,  dem  Fron  F.  angehSit,  eine  Ffli^ 
s<»r£re  für  sie  erforderlich  ist  und  daß  der  Staat  diese  Fürsorge  nicht  (ib<»r- 
ntmmt.  Unrichtig  ist  aber  der  (Standpunkt,  dati  Beschwerdeführerin  den 
T^achweis  des  Vorhandenseins  der  Voraussetzungen  für  die  Einleitung  einer 
Pflegschaft  im  Sinne  des  Art.  23  Abs.  1  £0  x.  BGB  dem  Yormondschafts* 
gerieht  Teischallen  rnnßte,  nnd  daB  sie  sich  die  Folgen  einer  ünterlaasong 
in  dieser  Richtung  selber  zuzuschreiben  habe.  In  (jbercinsttmmnng  mit  der 
Denk'^chrift  zum  RGG  (S.  43)  hat  das  Kammergericht  bereits  ausgesprochen 
Mtihrliucli  XXT  S.  A21Ji.  daß  das  Vormundschaftsgericht  von  Amts  wegen 
zu  ermiitelii  hat,  üb  die  Voraussetzungen  des  Art.  23  Abs.  l  EG  7  BOB 
voriiegen,  allerdings  erst  dann,  wenn  nach  Lage  der  Sache  überhaupt  Aulali 
snm  vormnndMhaftlichen  ^schreiten  dnrch  Ebileitnng  dner  Ffflegsdiaft  etc. 
gegeben  ist.* 

Das  KG  führt  dann  ans,  daß  solcher  AnlaB  tatsicUich  vorgelegen 
habe  und  führt  fort:  ,.Es  würde  von  Amts  wegen  zu  erörtern  sein.  ol.  auch 
im  IShrifrem  die  Voraussetzunffon  zur  Kinleitnnjj  einer  Pflegschaft  voriiegen. 
ob  nämlich  auch  nach  den  Ciesetzen  des  Staates,  dem  Frau  F.  angehört, 
eine  Fürsorge  geboten,  der  betreffende  Staat  sie  aber  nicht  übernehmen  will. 
Bejahendenfalls  wttrde  der  Antri^  anf  Einleitung  einer  Pflegschaft  be- 
griindet  sein.« 

Es  läßt  sich  nicht  verkennen,  daß  der  hier  vorgeschriebene  Weis, 
wenngleich  der  hier  vertretene  Standpunkt  der  Antra-xstollorin  cünstiper  i?t 
als  der  der  Vorinstanzen,  doch  langwierig  ist  und  daü  er  keine  .Sicherheit 
dafür  verspricht,  daß  die  Pflegschaft  noch  rechtzeitig  kommen  wird.  Es 
muß  aber  damit  gwecbitet  werdcai,  dafl  die  Antf  agstdl<aiB  AnslSndnin  ist  uid 
daß  das  Oesets  (Art.  83  BG  z.  BGB)  das  Binschreiten  des  Yormundschaftip 
gericbts  im  Interesse  eines  Ausländers  von  gewissen  Voraussetzungen  abhängig 
macht,  wenn  das  Einschreiten  in  der  Form  der  Einleitung  einer  Vormund- 
schaft. vorl;hitii?en  Vormundschaft  oder  einer  l'flerrschaft  statttrnden  soll." 

.AUerdiii^ri  kann  das  deutsche  \'orninnd.srha{isi;erirht  schon  vor  der 
Einleitung  der  Pflegschaft  vorläufige  ilaüregeln  treffen.  Diese  bind  jedoch 
rom  Amtsgericht  Ider  mit  Recht  abgelehnt,  da  es  tatsächttdi  keine  Torttaüge 
HaBregeln  gibt,  mit  welcher  für  die  Vertretung  der  Antngstellerin  Im 
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Civilprozeß.  und  flmnim  liiiiulolt  o«?  sich  hie  r  spt  zipll.  «jesorcft  •werden  kr<iinte. 
Einen  vorläufigen  oder  einstweiligen  Plkger  kennt  das  Gesetz  nicht.  Das 
Landgericht  hat  sich  dann  auch  in  beiden  Beschlüssen  darüber  aasgeschwiegen, 
irie  es  sich  die  vorltaügen  Mafiregeln  denkt,  mit  der  der  Beschverdefflhierin 
▼oriiegend  geholfen  werden  könnte." 

1.  Maßgeblichkeit  des  Rechts  des  Erfulhingsortes  für  Ver- 
tragsobUgationen.  2.  Absolute  Anuenäung  der  lex  fori  in 
Bezug  auf  das  richterliche  Ermäßigungsrechi  gegenüber 

Vertragsstrafen. 

OLG  Mamburg  33.  12.  OL*  fLorenzeii/Kellg;  Seuffer^B  Archiv 

Bd.  ÖU  S.  63). 

Dos  Urteil  führt  zunächst  aus,  daß  der  (iein  Ut  i  lit-^'^tvit  -/u^rnndf 
liegende  Vertrnfr.  in  welchem  für  den  Fall  d*  r  Ni(  lit<  rliillung  t  im-  \  latiags- 
straffc  vereinbart  war,  vun  beiden  Teilen  in  Kupeuluigen  zu  erfüllen  gewesen 
sei  und  daß  daher  die  Rechtsfolgen,  welche  sich  fflr  die  VertrsgschlieBenden 
ans  dem  Vertrage  ergeben,  insbesondere  anch  die  Frage,  ob  die  Beklagten 
sidi  eines  Vertragsbruchs  schuldig  gemacht  und  daher  die  yerelnharte  Ver- 
tragsstrafe verwirkt  hätten.  nar!i  d(  tn  in  Kopenhagen  geltenden  Bedit  sn 
bearteibm  sei.    Sodann  wird  fortgefahren: 

, Deutsches  Kecbt  ist  aber  anzuwenden,  soweit  es  sich  um  die  Frage 
handelt,  ob  das  Gericht,  wenn  es  zu  der  Überzeugung  gelangt,  daU  die  Be- 
klagten kontrakthrttchig  geworden  sind,  eine  Snn&ßigung  der  vereinbarten 
Vertragsstrafe  eintreten  lassen  kann.  FQr  die  Anfnahme  der  Bestimmong 
des  §  343  BGB  in  das  Gesetzbuch  sind  folgende  Gesichtspunkte  maßgebend 
gewesen.  Es  ist  erwotien,  dali  nicht  allein  das  Ausbedingen,  sondern  auch 
das  Einfordern  tiiw  r  nach  den  Vt  Hiältnissen  tinanfr^niessencn  Vertragsstrafe 
aU  verwerflich  anzusehen  sei  und  diiii  der  Kichter  nicht  in  die  Lage  gebracht 
werden  dflrie,  anf  die  Vertragsstrafe  in  vollem  Umfang  erkennen  an  mflssen, 
obwohl  die  ZnbilllgnBg  derselben  dem  Reehtsgefflhl  inwiderlanfe.  Bs  handelt 
sich  bei  der  fraglichen  Bestimmung  also  nicht  um  die  Schaffung  eines  Rechts 
der  Partei  auf  ErmllBignng  der  Vertragaitrafe.  welches  seinen  Grund  in  den 
rerhtlii  hon  Beziehungen  der  Parteien  zu  einander  haben  könnte,  sondern  um 
die  deui  Richter  trfL'eJtene  EnnHchtiirunir,  sich  Ul>er  den  Parteiwillen,  wie  er 
im  Vertrage  zum  Ausdruck  gebracht  ist,  hinwegzusetzen,  wenn  die  Durch- 
fOhrung  der  bezüglichen  Vertragsbcstimmung  zu  einem  das  Rechtsgefühl  Ter*^ 
letiend«!  Bifrigs  führen  wflrde.  Hit  der  Einrftunrang  dieser  Befugnis  ist 
aber  xngleich  die  Veriiflichtung  für  den  Kichter  begründet,  von  der  Befugnis 
Gebrauch  zu  machen,  wenn  andernfalls  eine  dem  Rechtsgefillii  \sidersprechende 
Entsrheidnnrj  zu  erl.is«5pn  wäre.  Diese  Verpflichtung  besteht  fiir  den  dentsrhen 
Richter  uhne  iiücksidit  darauf,  ob  die  rechtlichen  Beziehungtin  der  l'arteien 
zueinander,  welche  Anlaü  zu  dem  Rechtsstreite  gegeben  haben,  nach  deutschem 
oder  naeh  auslindischem  Redite  xu  beurteilen  sind. 
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Darnach  ist  os  nicht  zn  b«  anstarult  n.  wenn  das  Landgericht  in  dieser 
Hinsicht  bei  seiner  Entscheidung  von  deutschrechtlicben  GrundMtxea  aas* 
gq^augen  ist.  —  — '  — * 

Lieferungawrirag.  Maßgeblkhkeit  des  Becktes  des  (russischen) 

Erfüllungsortes, 

OLG  XarUruke  10,11.03  {ffutttur/MoUr, 
BatUtchg  BtehUpraaeU  1903  S.  16). 

Ans  den  Gründen:  „Dem  Landgericht  ist  dririn  boizutnten.  daß  für 
die  Beurttilunj;  des  Rechtsstreits  rnssisrbi  s  Recht  maßgebend  ist.  Eine 
vertragsmäßige  l^stimmang  dariilit  r.  v  rli  hem  Recht  das  streitige,  im  Mai 
19UU  begründete  Rechtsverhältnis  nnterliegen  solle,  haben  die  Parteien  aus- 
drteklidi  ni^t  getroffen.  Es  iat  dalier,  vxA  da  Aik  Aohait  für  anderes 
nicht  ergibt,  im  Zweifel  das  Recht  des  Britllungeertes  als  das 
vermutlich  gewollte  ansnwenden.  Diese  Annahme  entspricht  der  feststehenden 
H<  ( htsprechnng.  Ea  kann  aneh  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  Erfflllurursf-rt 
für  beido  Teile  Moskau  war.  Dort  hatte  Klägerin  zu  liefern,  und  dort 
hatte  Rekiai^te  at)?,unehmen  nnd  Ziij^  um  Zni;  Z.ihlnntr  7.\\  leisten.  Nach 
russischem  Rechte  kann,  wie  düä  erhobene  amtliche  Rechtagutachten  ergibt, 
kein  Zweifel  bestehen,  da8  Kl&gerin,  da  Beklagte  in  grandioser  Weise  heharr* 
lidi  die  Abnahme  yerweigerte,  ohne  vorheriges  ansdrSeklidies  An^geben  ihres 
bisberigen  Verlangens  der  Vertragserfüllung  und  ohne  besondere  Androhong 
von  Schadensersatransprücluii  ohne  weiteres  Schadenersatxklage  wegen  Nicht- 
erfüllnng  erheben  durfte,  und  daü  ihr  tlas  Jus  turiandi  nicht  verloren  ge- 
gangen war.  Desgleichen  steht  hiernach  fest,  daß  die  Beklagte  der  Klage 
nicht  mit  der  nachträglichen  Bereiterklärung  zur  Abnahme  begegnen  und  ans 
der  nnnmehrigenLiefenuigsweigenmg  der  Klägerin  einenSdiadensenatsanspfiidi 
ableiten  kann.  Dem  stdit  anch  keineswegs  die  von  der  Beklagten  vorgelegte 
Qeriehtsentscheidung  entgegen,  da  diese  ausdrücklich  nur  den  Fall  behandelt, 
wenn  eine  offenbare  Zurückweisung  oder  Verweist  rnny;  der  Al>Tinhme  durch  den 
Käufer  niclit  vdriietrt.  Daß  das  Gutachten  allgemeine  ürundsätze  über  Tmi 
und  Glauben  verixauni  haben  sollte,  ist  nicht  erfindlich.  Ebenso  ergibt  das 
weitere  amtliche  Bechtsgntachten  mit  genügender  Sicherheit,  daß  auch  dk 
zweite  Einwendung  der  Beklagten,  Kligerin  sei  nicht  liefonngshmt  ge* 
Wesen,  nidit  n  beachten  ist" 

Kaufvertrag.     MitLirjeblichkeit  1)   des   van   den  Vertrag- 
schließenden stillschweigend  zu  Grunde  gelegten  Rechtes, 
2}  mibsidiär:  des  Rechtes  des  Erfüllungsortes. 

OLG  Ilambuiy  12.  10.  lyoü  (K.  dt  S.  in  Konstant  im,  pclH.  Hart; 
Hamteati.sche  Gerichtszeitung.    Jlauptbhitt  XXIV  L'STy. 

Grunde:  ^Die  Klägerin  wohnt  in  Koustantinopcl,  die  Beklagte  in 
Hamburg.    Der  swischoi  beiden  abgesdilossaie  Kanfrtttfag  war  in  der 
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Weise  zu  erfüllen,  daß  Klägerin  franko  Bord  Deiitscber  Lcvante-Stcamer 
Konstantinopel  za  liefern.  Beklagter  85  pCt.  des  Preises  durch  Akkreditiv 
bei  der  Filiale  der  Banque  de  Saloniqne  in  Konstantinopel  gegen  Ans- 
h&ndigung  der  Dokumente  und  den  Rest  nach  Empfang  zu  zahlen  hatte. 
Es  wird  deshalb  zunächst  zu  euti»chbiden  t»ein,  ub  auf  den  StreitstoS  das 
tflrMiip.lw  oder  dM  dmtHsb»  Beeilt  Anwendiuig  find^  Das  SO  hat  in 
stiDdiger  Pnuds  (lY.  &  246;  DL  S.  885;  XX.  S.  338;  XXm.  8.  31)  bei 
Statutenkollision  das  Recht  de»  BiflUlttngsortes  für  anwendbar  erklärt,  wenn 
kein  abwfirhender  Parteiwille  vorliege.  Welches  für  die  Bekl:iirt"  (i»  r  imiQ- 
geblichu  Erfüllungsort  ist,  erscheint  zweifelhaft,  da  sie  durch  Eiüffnung  des 
Aklureditivs  zum  Teil  in  Konstantinopel,  durch  Zahlung  von  15  pCt.  des 
Freifle»  nm  Teil  in  Hamboig  m  erfflllen  hatte.  Es  wflide  deshalb  an  sich 
sn  prOfen  seiii,  welcher  Ort  alt  Brfttllnngaort  für  die  Beklagte  in  Betracht 
IwL  Dieee  Fkage  kann  jedoch  dahingestellt  bleibn,  da  das  Geiicdit  der 
Überzeugung  ist,  daß  die  Parti  ien  sich  für  das  in  Frage  stehende  Rechts- 
geschäft stillschweigend  dem  deut  rh  n  Rechte  haben  unterwerfen  wollen. 
Diese  Überzeugung  schimpft  das  Clericht  daraus,  daß  beide  Parteien  Deutsche 
sind  —  die  Klägerin  hat  sich  nach  ihrem  eigenen  Vorbringen  am  17.  Mai  Ib^Ol 
ia  daa  Handdoregieter  dea  Kaiaerl.  DtuteAen  Kouolaigerichtt  in  Konataiti- 
itopel  eintragen  laasen;  daß  der  Vortrag  in  fibunbnrg  dorch  V^nütteinng  der 
dortigen  Firma  Reinhardt  Gebr.  abgeschlossen  ist;  daß  für  denselben 
^Hamburger  Arbitrage"  vereinbart  ist:  daß  endlicb  beide  Parteien  sich  im 
Prozeß  ansschließlicb  auf  deutsches,  keine  auf  türkisches  Recht  bezogen 
haben.  £s  ist  deshalb  davon  auszugehen,  daß  beide  Teile  bei  Abschluß  des 
Vertrages  für  dieses  Rechtsverhältnis  stillschweigend  dem  deutschen  Recht 
aich  hahen  unterwerfen  wollen." 

Mn  im  Ausland  abgeschlossenes  Kaufgeschäft  über  Fleisch, 
dessen  Minfuhr  nach  Deutschland  verboten  ist,  ist  gültig. 

OLG  Hamburg  10,  S.  03  {Bar&Hberg,  Güßler  d  C^JLSdkerer; 
JOameatitehe  GeHehtsMeitung,  Hauptblatt  XXIV  212) 

Grttnde:  »Der  eingeklagte  Wechael  valedlert  onbeitritten  Ittr  den  Kauf- 
preis  eine  Menge  Salzfleisch,  da0  die  Valby  Export  Slagteri  dem  Beklagten 

nach  Einfflbrang  dea  Reichsgesetzes  vom  3.  6.  190(1  verkauft  hat.  Der  Be- 
klagte behauptet  nun.  dieses  Kaufgeschäft  sei  ungClltig,  weil  die  Einfuhr  des 
in  l>ancmark  gekauften  Fleisches  in  Deutschland  durch  jenes  Gesetz  verboten 
und  dieses  beiden  Teilen  bekannt,  auch  der  Verkäuferin  bewußt  gewesen  isei, 
da£  der  Beklagte  das  Fleisch  snm  Zwecke  der  Binfohr  und  Verwendung  in 
Dcntachland  kaufe.  Daa  LO  hat  mit  Recht  angutommen,  daß  nidit  de8w<^en, 
weil  die  Einfuhr  aadindiedien  Fleiache  durch  jenes  Gesetz  unter  gewissen 
Voraussetzungen  verboten  ist,  auch  der  Kauf  solchen  Fleisches  im  Auslande 
verboten  ^j«!  In  der  Tat  kann  es  keinem  Zweifel  unterliegen,  da  13  ein 
deutsches  ücäctz,  welches  die  Einfuhr  ausliindischen  Fleiacbes  verbietet,  nicht 
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daran  denkt,  Rechtsjjeschäfte  zu  verbieten,  die  im  vorlieg:cnden  Falle  über 
solches  Fleisch  im  Auslands  geschlossen  werdon  nnd  (rffillt  werden  sollen. 
.Selbstverständlich  will  das  Reichsjjfesefz  nirht  in  d<  )i  auslitiKÜ^*  heu  Ikirieb  aus- 
ländischer Gewerbe  eingreifen  und  kann  daher  veruüiitiigt-r  Welse  gar  uidit 
verbieten  wollen,  dafi  die  VaHtf  Export  Slagteri  in  DSaemark  Fleisch 
verkauft,  welches  der  Kftnfer  snr  Einfahr  nach  Deatschland  bc«tinunt  bat 
Das  OttetK  verbietet  nvr  die  Einfahr  in  DeatscUand  unter  gewissen  Vor- 
ansaetzun^en. 

Es  lii/^fc  aber  auch  kein  unsittliches  V«  tlialtcn  di  s  \  (  rk;uifi  is  darin^ 
selbst  wenn  er,  wie  l>ehauptet  wird,  wußte,  daU  die  von  ihm  verkaufte  Ware 
vom  Kftnfer  sn  dem  verbotenen  Zwecke  bestimmt  war.  Dom  im  aUgemeiMii 
und  rechtlich  kann  es  dem  Verkivfer,  der  nach  den  Gesetaen  aones  Landes 
BUlässiger  Weise  seine  Ware  verkauft,  gleichgftltig  sein,  was  der  ausländische 
Kftufer  damit  bezw<<  kt  und  beginnen  will,  um  so  mehr  als  wie  hier  der 
Verkäufer  keine  VirfümniL'  über  die  dem  Känfor  im  Anslandc  freüeffrte 
W  are  hat,  die  nach  der  i  hergäbe  im  Auslande  in  dessen  Eigentum  überging. 
Ob  der  Beklagte  die  an  seine  Adresse  versandte  Ware  einführen  wollte  oder 
nicht,  stand  bis  inm  letzten  Augenblicke  lediglich  bei  ihm.  80  hat  offenbar 
aoch  die  Verkioferin  die  Sache  anigefofit,  wenn  sie  den  Beklagten,  wie  er 
behauptet  hat,  ausdrücklich  darauf  aufnurksam  gemacht  hat,  durch  das  Reichs- 
gesetz vnn  1000  werde  die  Einfuhr  von  l-1<  i;>eli  verboten.  Sie  hat  nicht  etwa  be- 
absichtigt, (las  i^t  auch  keiiitsv  eus  In-liaupf *  t .  ilmi  Ikkla.utcii  TUT  Vornahme 
einer  gesetzwitirigen  Fleischeinfuhr  Vorschub  zu  leisten  —  in  welchem  Falle 
viell^ht  von  einer  Unsittlicbkdt  gered^  werden  kSnnte  —  sondern  lediglich 
ihren  gesetim&ftigen  Gewerbebetrieb  ansgeflbt,  ohne  sich  dämm  an  kümmern, 
was  Beklagter  mit  der  Ware  vornehmen  wollte,  wenn  sie  in  Deutschland 
ankam  Von  einer  Ungültigkeit  des  Kanfgescb&fts  icann  deswegen  keine 
Kedc  sein.'' 

Seefrachtvertrag.  Durch  die  Vereinbarung  der  Maßgeblickkeit 
eines  bestimmten  (des  deutschen)  Rechtes  wird  nicht  das 
internationale  Privatreckt  dieses  Becktes  maßgeblich.  — 
Tragweite  des  Gebrauchs  einer  fremden  Sprache. 

LG  Hamburg  2.1,03  (John  Kryn  in  Antwetpen/ „KostHtfn" 
Hameatiaehe  Gerichisweiitmg  Hauptblatt  XXIV  73), 

^Jkx  KUger  ist  Inhaber  von  awei  K<HmosaementeD  Ober  902  Kisten 
Frflchte  nnd  100  Kisten  Lachs,  576  und  160  Kisten  Frfldte^  welche  in  San 

Francisco  im  Dezember  19tH)  abgel  1 1  n  und  mit  dem  Dampfer  „Hathor"  nach 
Hamburg  nml  in  Umladuntr  von  llainljurjz  mit  dem  „Assuan"  nach  Ant- 
werpen von  der  Beklagten  befördert  sind.  Die  Konnossemente  sind  in  Sau 
l''ranci&cü  ausgestellt.  Der  Dampfer  ,.Aösuan-  ist  am  'l'i.  April  15JU1  in 
Antwerpen  eingetroffen  nnd  der  Klftger  hat  die  Fradht  bezaUt  Ehe  der 
Klftger  die  Waren  empfing,  hat  er  festgestellt,  da6  die  Kisten  Bsechidignngen 
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initl  M.'ijuos  zeigten.  Aai  Grund  einer  Verfügung  des  Präsidenten  des 
Tribunal  dr  commerce  vom  25.  April  1!>01  ist  der  Tatbestand  am  26.  April 
l^«)!  dnrrh  (Ini  Sachverständige  fcsttrcstcllt  worden.  Dieselben  haben  den 
Wert  der  lehleudtn  und  bej>cljädigt*-u  Büchsen  auf  9(),9()  Frcs.  gescbätzt, 
Die  Kosten  dieser  Feststellung  betrugen  VS&fiX  Frcs.  Da  die  Beklagte  die 
Wuen  in  good  ord&r  and  condiHon  erhftlten  bat,  m  foidert  dier  Kläger 
Ton      Beklagten  als  Sdiadensenati  Frcs. 

Die  Beklagte  ver^-eigert  Zahlung,  da  Bie  sidl  Ton  hreake^^  mif<sht{/ 
articles,  auch  von  jeder  Haftung  für  thieves,  robbers  and  barratry.  ncijicct, 
ilefault  or  error»  of  thi'  pthit.  master,  mariners,  engineera  or  otkers 
in  the  Service  of  the  sht^  aiul  owners  freigezeichnet  habe. 

Das  Landgericht  erkannte  8. 1. 08  dem  Klageantrage  gem&ß. 

Gr  finde:  Wenn  der  Vorderrichtv  dayon  auigdit,  daB  beiflgUch  des 
zur  Bntacheidnng  stehenden  Rechtsverhältnisses  zwischen  den  Parteien,  dem 
Konnossementsinhaber  und  dem  Verfrachter,  deutsches  Recht  zur  An- 
wrndung  zu  kommen  habe,  so  ist  dies  richtig.    Denn  nach  Art.  24  der.  wie 
anzunehmen  .  crb'i<'hliiut  i  iidtu  Konnossemente  ist  zwischen  den  Parteien  vereinbart : 
that  all  queistiuns  arising  under  Ihis  bill  of  Uuling  are  to  be 
goeemed  by  the  latc  of  German  Empire  and  to  be  decided  in 
JBamburff. 

Wenn  dann  aber  der  Vorderrichter  zu  df  iii  \v('it<'ren  .St !  1  ;  ,  kommt,  dali 
nach  deutschem  Recht  für  das  bezeichnete  Rechtsv«  rliiiltnis  das  Recht  des 
Bf'stinimnngsortes  maßgebend  sei  nnd  deshalb,  da  im  vorliegenden  Kalle 
Antwerpen  der  Bestimmungsort  gewesen  sei.  grundsätTilirh  belgisches 
Recht  zur  Anwendung  zu  kommen  habe,  so  ist  dies  abwegig  und  wird  der 
Vereinharang  der  Partien  nicht  gerecht. 

Die  von  dem  Yorderrichter  angezogene  Entscheidung  des  asten  GiTil- 
sMKifs  desRG  vom  S.Mai  1894.1)  Entscheidung  in  Civilsnchen  Bd.  .34  No.  18 
8  12  ff.  ist  nicht  jreHirnet.  die  vertretene  Ansicht  zu  stützen  D»  nn  d»  r 
d  iiiuils  zur  Entscheidung  gelangte  Fall  war  tatsächlich  anders  gel:it,'irt.  In 
jL-nem  Fall  (Minna  Craig)^  m  welchem  der  zu  Hamburg  domizilierte 
KonnossemeBtritthaber  gegen  den  Kapitftn  des  englischen  Dampfers,  der  an 
Bombay  lieladen  und  nadi  Hamburg  bestimmt  war»  klagte,  hat  das  RG 
allerdings  ausgesprochen,  daB  nach  deutschem  Rechte  als  nach  dem  Rechte 
des  deutschen  Bestimmungs-  und  Erfüllungsortes  der  Verfrachtungsvertrag 
zu  beurteilen  sei.  In  jenom  Falle  lag  aber  keine  dem  Art.  24  des  Konnosse* 
uentes  ähnliche  Klausi  l  vor. 

Der  Sinn  dieser  Klausel  war  aber  offensichtlich  nach  dem  Willen  der 
Parteien  nicht  der,  daB  nnn  an!  ihre  Rechtarerhftltnisse  belgisches  Recht  snr 
Anwendung  an  kommen  hatte,  rielmehr  wollten  die  Parteien  ersichtlich,  daß. 
wie  das  hambnrgische  Gericht  zuständig  sein  sollte,  so  auch  die  dcutsdicn 
Qesetsesbestimmvngen  heattgüeh  der  KonnoBsementerechtsTerh&ltnisse  gelten 

1)  Abgedruckt  Ztsch.  V  391.  Red. 
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Bollten,  mit  anderen  Worten,  daB  der  4.  Abschaitb  des  4.  Bncbea  dea  deotaekea 

HOB  tm  Anwendung  zu  komnu  n  hi\U\  ilie  das  KomuNMemeiit  bdwndelBdeD 

Bestimmungen  des  deutschen  Handelsrechtes. 

Deshalb  nüt  Rücksicht  hierauf  ist  nnerhoblirh,  datS  narh  At-r  l»oltri'"'hen 
Handplsi^t'setzgubung,  insbesondere  dem  cWe  comineici'  von  is*t> 
und  cleui  die  Revision  des  belgischen  Handelsgesetzbuches  zum  AbtKhiuij 
bringenden  Geaetee  Ton  85.  August  1891  (vgl.  Lswts-ßoyen.s,  S§€i'9dU 
Bd.  I  S.  52  Anm.  43;  ZHttehrifi  für  daß  geaamU  Handelarwkt  Bd.  42 
S.  134  ff.), die  in  den  Konnassementen  enthaltenen  KUoaeln  nicht  zulässig  waten: 
deshalb  ist  ancb  unerheblich,  dafi  nach  dem  Bundeage-Hetz  der  Vereinigten 
Stauten  von  Nord  iiiui  i  ika  vom  18.  Februar  18! (3  Harter  Act»  vgl. 
I.errty-Boi/cH.s.  Ste recht  J^.  U  387  fi.  einzelne  der  Konnoesements- 
klausela  mehlig  wären. 

Amerikanisches  Recht  kommt  nicht  zur  Anwendung.  Nach  deutschem 
Rechte  aber  waren  die  KonnoasementaUanseln  dorchaoa  gOltig. 

Was  nun  die  Anslegang  diesw  Klanseln  anbetrifft»  so  sind  nach  §  137 
(b  H  BGB  Yertrilgtt  so  auszulegen,  wie  Treu  und  Glauben  mit  Kfh  ksidit  auf 
die  Verkelirssittc  f>s  erfordern;  dies  nötigt  aber  dazu,  für  die  Ermittelung 
der  Ik'doutuiiu'  tnid  d<^r  Traorwcite  der  einzelnen  Klauseln  auf  engliiiche 
Herhtsaiiffassungen  zuiiii  k/uirehtn.  Denn  es  handelt  sirli  um  ein  zwischen 
iiiiLij]  Deutschen  und  einem  Belgier  in  englischer  Sprache  zu  6an  Francisco 
abgeschloasenMi  Seefrachtgesch&ft,  beaflglicb  dessen  völlig  dahinateht,  ob  der 
Belgier  ancb  nur  der  deotschen  Sprache  mftcbtig  gewesen  ist  und  «s  handelt 
sich,  gerade  wie  in  dem  in  den  Entscheidungen  des  BG  Bd.  99  8.  65  II.  auf* 
geführten  Kalle,  nicht  lediglich  um  die  Übersetzung  eines  von  deutschen 
Recbtsgedankon  und  dentschcr  Recht sanffasstmir  zeugenden  Vi  rtra^^ts.  Der 
Vertrag  rtithält  Bestimiiiiin;L:»;n,  welche  in  englischen  Konndsseiiit  nteD 
allgemciu  üblich  sind,  die  in  einer  gewissen,  seit  langer  Zeit  herkümmlichen 
Form  ausgedrückt  werden  nnd  mit  denen  im  englischen  OeschUtsverkeltf  und 
in  der  Rechtspflege  ein  bestinunter,  kalneswegs  immer  schon  ans  dem  blofien 
Wortlaut  absuleitendMT  Sinn  verknflpft  wird. 

Daß  im  vorliegenden  Fall*  P.irt(  ien  den  mit  den  einzelnen  Ausdrücken 
nach  englischem  Sprachgebrauch  zu  verknüpfenden  Sinn  im  Auge 
gehabt  liabcn.  rrdM  die  Erwätrnng,  daß  di^solben  ersichtlich,  wfW  ihnen 
beiden  die  englistliü  Spiache  geläulig  wur,  gerade  deshalb  diese  öpracbe 
gewtihlt  haben  und  daU  anzunehmen  ist,  daß  derjenige,  welcher  sich  einer 
ihm  fremden  Sprache  bedient,  ancb  die  mit  den  einielnen  Auadrflcken  der 
fremden  Sprache  verknApften  Begriffe  anm  Ansdraek  bringen  will.  * 

Es  i.st  dtthalb  ahwt  i^i:/,  wenn  der  Vorderrichter  bei  Auslegung  des 
Art.  S  der  Konnossemcntsklauseln  dem  .Ausdruck  barratry  denselben  Sinn 
beilegt,  wie  wenn  die  Beklatrto  sirh  von  .Baratterie  des  Schiffes  oder  A^x 
Schute"  freigezeichnet  hätt« .  Diese  umfaüt  alierding«?  nach  dt  ulM  btr 
Auffassung  jedes  wisseutlich  unredliche  Handeln  ohne  Mitschuld  des 
ReedeRH  also  andi  Diebstahl  der  Beaatsung  (vgl.  Lewis -Bopens,  Sie» 
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rtckt  Bd.  II  S.  224).  Nm^  engtiaclier  Aoffiivnng  verh&lt  es  sich  aber  mit 
dem  Ausdruck  barrotty  anders. 

Der  Auffaunang,  dafi  der  Ausdruck  bar  rat  n/  nach  englischem  Sprach- 
trebrauche  auszulegen  ist,  steht  nicht  entgegen,  dali  in  Art.  24  der  Konnossements- 
klansein bestimmt  ist.  daü  alle  Fragen  nach  dentschmi  Rim  )it<  /n  <  ntsrheiden 
8f*ien  Denn  dieses  Recht  schreibt  gerade  vor.  dati  Wi  dir  Auskguiig  von 
Konnuhäemtnten,  wie  die  vorliegenden  sind,  der  nach  englischer  Auffassung 
mit  den  einselnen  Ausdrflck^  Terknfipfte  Sinn  maflgebend  sein  soll. 

Barratry  in  englischer  Auffassung  ist  eine  Verletanng  der  dem 
KchiHer  oder  der  Mannschaft  dem  Heeder  gegenüber  obliegenden  besonderen, 
aus  dem  gegensoitigcn  Vertrags  Verhältnis  entspringenden  1*flicht.  umfaßt 
aber  nicht  Diebstahl  der  Besatzung  (vgl.  Lew  i s  -  Bn  fjen  s.  Seerci  ht  lld  II 
t;.  224,  Hanseatische  Gcrichttt-Zeitung  Hptbl.  Nr.  27  6.      fi.>.  Die 

Saddage  im  Torli^enden  Fklle  ist  sonach  die,  daß  die  Beklagte  sich  dnrdi 
Art  1  der  Klauseln  not  r^ttmHbh  for  robbera  or  thieees  by  land  or  «ea 
Ton  der  Haftung  für  Diebstahl  Dritter,  nicht  zur  Schiffsmannschaft  gehöriger 
Personen  freigezcirbn»  t  hat.  ilaß  eine  solche  Fn  izcichniing  br/.ütrlich  Diebstahls 
dt-r  Schiffsmannschaff  dtirdi  l''reizeichnuni:  von  banutiii  nicht  frf'il^rt  ist, 
Art.  2  der  Klauseln,  dai^  vielmehr  die  Beklagte  dem  Kläger  für  Diebstahl 
der  SdiiSsmiuiiischaft  ans  dem  teceptum  haftet. 

Nach  dem  objektlTen  Befand  vom  26.  April  1901  sind  die  SachTersUüidigen 
bei  üntermchnng  der  an  den  KlAger  ahsnliefemden  Waren  zu  dem  Resultat 
gekommen,  daß  Manrn  und  Beschädigung  auf  die  Tütigkeit  von  Dieben  unter 
der  ScbiSsmannachaft  zarttckaaftUuren  seien." 

Kotino^^ement.  Einverständnis  der  Beteiligten  i4ber  die 
JJaßgeblicItkeit   eines  ausländischen    Gesetzes  swingenden 

CJiaraJtiers.    (Harter  Act.) 

OLG  }I(tmbnr<)  U.  L'.  H-'i  (TJfTnsannor  Steumship  Co  Ltd J Eichctibc rg £  Cq> 
und  Steinhardt  dt  Co.:  Hanseatische  Gerichtszeitung, 
Hauptblatt  XXH^  J4S). 

Es  handelte  sich  in  dem  Prozesse  darum,  ob  Klägerin  zufolge  der 
KonnoBsementsklansel  ^Hot  Uable  for  tncorreet  äelivery  ete."  der  Ver^ 
pHichtnng  enthoben  sei,  die  von  Galveston  nach  Hamburg  an  liefernden 

Säcke  Baumwollsaatmehl  nicht  blos  mit  richtigem  Inhalt,  sondern  auch  mit 
ri' htiL't  n  Marken  auf  den  Säcken  zu  liefern.  Der  Gerirlityliuf  vorneinte 
di'  -i*  Frage,  indem  er  ausführte,  daß  die  Lit  fi  ruiii:  richtig  gemarkter  Säcke 
zu  den  konDossemeatiimäliigeu  Verpllichtungen  der  Klägerin  gehöre,  und 
aodann  bemerkte:  ,In  den  Torliegendeu  FlUlen  kann  der  Verfrachter  au 
seiner  Befreiung  sich  schon  deshalb  nicht  auf  die  Konnossementsklanseln 
berufen,  weil  die  Parteien  darüber  einverstanden  sind,  daß  fttr 
die  Rechtsvr  rhältnisse  nns  den  vorliegenden  Konnossementen  die  Harter 
Act  maßgebend  ist  und  nach  sec.  1  derselben  der  Verfrachter  sich  nicht 
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freizeichnen  kann  from  liabilitp  for  loss  or  damage  arising  from 
neylhienve.  fituH  or  faiJure  iti  prapft  h.iKlintj.  stowage.  cw-ff^fht.  cnre 
or  prupei  tlelivery  of  any  luicful  uicj  chamit^^e.  Any  anä  all  tronis 
or  Claudes  of  such  Import  inserted  in  bills  of  lading  shall  he  tmll 
anä  void  anä  of  no  effect. 

Danach  ergibt  sieb,  daß  Beklagte  ilcli  iiiclit  gellen  sn  lassen  bravditen. 
daß  ihnen  an  Stelle  der  Ittr  sie  ab^'eladenen  Säcke  anders  oder  gar  nickt 
gemarkte  Säcke  angeboten  wurden." 

MtdJffehlichkeit  des  deutschen  Rrchtes  für  die  ForderuHrj  auf 

Di6laii::fnichl  bei  einem  ::iris(  Jn'n  swei  Fj/fihnnlern  über  ein 

enf/lisches  Schiff  abf/cstidosscj/fu    Fnirld rtiirtfu.    iroin  im 

Konnossement  Ilauihnrn  als  Endjumld  der  Jlci^sc  Iji'sfiHintf  ist. 

JSG29.  4.  llßO'J.  (  Jonen  /  Verein  J/'t>nöurgcr  AsscAuradeui  e ,  Hanse<itii<(  he 
Gerichtageitung.  Hauptblatt  XXIV  SJU.) 

Kläger  hatte  als  Reeder  des  Seglers  „Martha  Percival"'  den  Transport 
einer  Ladung  Schieler  von  Port  Madoc  nach  Harbarg  «bemommen,  welcbe 
laat  Konnossement  vom  17.  Hftn  1901  an  die  Firma  Krogmemn,  Becker, 

EUcan  &  Co.  in  Hamburg  abzuliefern  war.  Die  ,]lbutha  Percival''  ist  aal 
Sylt  grstrandi  t.  Has  ScliifF  ist  snmt  der  T.adnnij  ir»'S»inkcn.  Hit'  im  Konnosäse- 
inent  Ijczt  icliiu-tc  Empfängerin  crliiclt  vini  liciii  lu  kl;iL:trn  \'i n  iii  di  ii  Total- 
schaden iür  Verlust  der  Ladung  mit  J»M7ö  31k.  vergütet.  Am  11.  April  lUOl 
schloß  der  beklagte  Verein  mit  dem  KapitlLn  Quedens  in  Amrum  einen 
Bergongsrertrag  bezflglicb  der  gesonkenen  Schiffsladung.  Die  Kaskoaaseknra- 
denre  haben  unterm  gleichen  Datum  einen  solchen  bezüglich  des  Schiffes 
abgeschlossen.  Die  Ladung  wurde  gerett<'t.  da.s  Schiff  iiidit  Dn-  beklaute 
Verein  erliielt  rlt  n  Kr!>>s  der  xvrkauften  Ladung  nach  Abzug  von  ü()  Prozent 
Bürgungskosten  mit  «UOit  Mk.  ausbezahlt. 

Der  Kläger  beauspmchte  mit  der  Klage  anf  Grand  des  §  630  des  HOB 
von  dem  BekUgten  die  Distanalracht  im  onbestrittencn  Betrage  von  3409  Mk. 

Das  Landgericht  Hamburg  erkannte  6. 6. 1902  dem  Klaganteage  gemäü. 

Aas  den  Grönden:  ^Da  zwischen  den  Parteien  nicht  jitr<  itiir  ist.  daß 
Kläger  nach  englischem  Pi'rht  einen  Anspnirb  atif  Distanzfracht  luriit  hat. 
so  fragt  es  sich,  ob  deutsches  Kecht  zur  .\iiurndung  kommt.  Ausscheiden 
luüt  sich  hierbei  die  Streitfrage,  ob  die  Anwendung  de»  lltchtes  des 
Bestimmungsortes  gegenflber  der  Anwendung  des  Hechtes  des  Ortes, 
wo  das  Schiff  and  Ladung  sich  trennen,  den  Vorang  verdient,  weil  beide  Orte 
in  T)<  iitsi  bland  li^en.  Absawägen  ist  vielmehr  lediglich  deutsches  Hecht  als 
R(  <  liT  des  Bestimmungsortes  und  der  Trennung  von  Schiff  und  Ladung  oder 
englisches  Recht  als  Recht  des  Vertr.i«jes  Die  ('harter  ist  zwischen  zwei 
Engländern  in  England  geschlussen ;  die  Llrkunde  daher  selbstredend  auch  in 
englischer  Sprache  abgefaßt.  Die  Fracht  ist  zu  sahlen  vom  Befrachter  nnd 
daher  erscheint  es  allerdings  fraglich,  ob  nicht  der  englische  Verfrachter  und 
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der  englische  Befnuditer  gewollt  haben,  daU  die  Totalität  ihrer  ^euenseitigon 
Verpftichtungeu  aus  dem  Fracht vortratrr,  sidi  nach  dem  Ihnrn  ireläutif^en  eng- 
lischen Rechte  richten  sollte.  iHjiiht  mm  die  Fra*rc,  m  wäre  für  Anwendun«j 
deutficben  Rechtes  kein  Raum.  Das  Gericht  hat  aber  die  Frage  verneint. 
Die  intenmtioiiale  StatatenkolMon  ist  von  vornliereiii  dftdarch  gegeben,  dafl 
in  die  „Ghaitor*  Harburg  als  Bestimmangsort  antgcnommen  ist  und  in  Wirk- 
lichkeit sich  die  Frachtzahlun^'  wohl  nie  anders  abwickelt,  als  daß  annlchst 
der  Empfänger  zur  Zahlung  der  auf  den  (lütem  ruhenden  Fracht  herangezogen 
wird  lind  daß  somit  auch  beim  Abschluß  der  .Charter"  drr  Kinpfiinjrfr.  als 
die  die  Fracht  zahlende  Person,  mit  in  den  Vertragswilicsn  der  l'aziszenten 
Ton  vorohcreio  als  zvL  berdcksichtigeu  auigeuommen  ist.  Damit  ist  aber 
zwischen  dem  Reeder  und  dem  Empttnger  von  Yomherein  die  Statntenkollision 
vorhanden.  Zn  dem  gleichen  Rmltat  des  Vorliegens  einer  StatotenkolUsion 
gelanget  man,  wenn  man  annimmt,  daß  die  beiden  englischen  Paziszenten  beim 
Ab«fhlnß  des  Vt'rtraijps  nnr  an  den  normalen  Verlauf  der  Reise  gednrht  haben 
nml  Mii  den  Fall  der  StiMinlmiü  liberhaupt  nicht  gedacht  haben;  nur  daß  die 
^>uituienkoUision  dann  nicht  von  vundierein  gegeben  ist,  sondern  erst  mit  der 
ätrandnng  erwachsen  ist;  denn  in  diesem  Falle  Iftßtsich  nicht  bestreiten,  daß 
Beklagter  lediglich  dnrch  fiSntritt  in  die  konnossementsnULBigen  Rechte  des 
Empfängers  überhaupt  Ansprüche  auf  die  Ladung  hat.  Mit  l'nrecht  bestreitet 
daher  Brklafrtcr  das  Vorlir'j»'fn  eitur  Statntenkollision.  Bei  vorlitiicrubr 
istatutcnküUisioii  uIm  t  wird  sii  li  der  in  Deutschland  empfangende  deutsche 
Destinatär.  zumal  wenn  auch  der  Bestimmungsort  in  Deutschland  liegt,  die 
Anwendung  dentschen  Rechtes  gefallen  lassen  mttssen;  dieses  bestreitet  anch 
Beklagter  nicht.  Aach  wirtschaftlich  geschieht  dem  Beklagten  kein  Unrecht, 
denn  im  VWito  der  geborgenen  Ladung  steckt  die  Wertserli<ihnng,  die  das 
Ont  durch  den  Transport  erfahren  hat. 

Di  r  kliiserisrhc  .Viisprii*  h  auf  Distanzfracht  ist  daher  begründet  (u-<jfn 
S(i  Pru/nit  ilt  r  Vurtragsfracht  hat  Beklagter  als  dem  Verhältnis  der  zurück- 
gulegieu  zur  ganzen  Reise  entsprechend  fUr  diese  Instanz  keine  fiinwendungen 
erhoben.  Dafi  hienron  60  Prosent  als  Bergangslohn  beitragspAichtig,  ist  nach 
den  Idaren  Wortlaut  des  §  6ä0  HOB  unrichtig.  Die  DIstanifracht  ist  nach 
der  Distanz  zu  zahlen  und  wird  lediglich  durch  den  geretteten  Wert  der 
Güter  beschränkt:  übprstei<?T  htzterer  den  Prozentsatz  der  für  die  teilweise 
Reise  zu  zahhiuitii  l''iailit,  sn  ist  ilic  T^istanzlrachi  ohm  .Ibzuf^  zu  zahlen.* 

Vom  Oberlandesgericht  zu  Hamburg  [IV.  CSJ  wurde  21.  IL  19ü2 
die  beldagtische  Berafong  ntrttckgewiesen. 

Ans  den  Qrllnden:  „Der  Beklagte  ist  als  derjenige  anzusehen,  der, 
als  durch  dahi  Kunnossement  berechtigter  Empfänger  das  Frachtgut  an  sich 
genommen  hat.  Iis  fiaiit  sii  h.  ob  Kläger  auf  Grund  dieser  Tatsache  Distanz- 
fracht vuii  ihm  zu  toidiin  hat. 

Hierfür  kommt  es  in  erster  Linie  darauf  au,  welches  Recht  anzuwenden 
ist,  denn,  da  das  englisclie  Recht  die  Distanzfradit  nicht  kennt,  so  fiele  die 
Forderung  ohne  Weiteres  dahin,  wenn  das  RechtsverhUtnis  der  Puteien  diesem 
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E«cbte  unteräundti.  Der  Frachtvertrag,  auf  Grund  dessen  die  Güter  verladet» 
flind,  ist  BUB  alleidiiigi  ia  Bnglaiid  iwiadhcn  xwet  Englliidttii  filier  ein  eqg^ 
Uscbes  Schiff  abgeschlossen.   Es  würde  daher  (soviel  muß  dem  Beklagten 

zu^'e^ehi  n  werden)  kein  Grund  Torli^;eD,  die  gegmseitigen  Hechte  «nd  Pflichten, 
der  Kontrahenten  (Ks  Fmrhtvrrtrajrcs  nach  einem  andern  :vls  dem  englischen 
Rechte  zn  bestimmen,  iiier  handelt  es  sich  aber  nicht  um  einen  Ansprach 
des  Yerfrachierti  gegen  deu  Befrachter,  sondern  um  eiueu  neuen  Anspruch, 
des  Reeders  gegen  eine  dritte  Fbisod,  iribnUeh  den  Empfänger,  dessen  Recbta» 
verbiltnis  zu  dem  Reeder  nielit  dnrcib  einen  Fraditvmrag,  sondern  allöv 
durch  das  Konnossement,  auf  Grand  dessen  er  empfangen  hat,  geregelt  wird. 
Das  Konnossement  ist  aher  keineswegs  nach  dem  Rechte  zu  beurteilen,  von 
dem  der  Fnuht vertraj^  beherrscht  wird.  Für  das  Konnossement  gilt,  wie  für 
jeden  indussabU  ii  Verpllichtungsschein  der  Satz,  daß  für  die  auü  ihm  herzu- 
leitenden Aiiäpiüche  nur  der  Inhalt  der  Urkunde,  nicht  das  unterliegende 
BeclitsTerhEltiiis  maAgebend  Ist.  Aas  dem  Konnossement  ist  aber  in  der 
Reg^  nnd  so  ntidi  in  dem  Iner  stieitigmi  Fslle  nicht  ersfebtUdi,  tob  wen 
und  wo  der  m  Grunde  liegende  FrachtTertratr  abgeschlossen  ist^  denn  der 
Befrachter  und  der  Verfrachter  können  sehr  wohl  andere  Personen  8«'in  als 
der  Ablader  und  der  Reeder.  Am  dem  Konnossemente  lälit  sich  also  nicht 
ersehen,  welchem  Rechte  der  Frachtvertrag  untersteht.  Für  die  aus  dem 
Konnossemente  sieb  ergeb^den  Bedite  nnd  Pflichten  ist  daher  das  den  Frachli- 
Tertirag  beberrsdiende  Becht  ohne  Belang.  Vielmdir  mnB  die  Beantwortnn^ 
der  Frage,  nach  welchem  Becht  das  Konnossement  tn  beurteilen  ist«  ans  dieser 
Urkunde  selbst  entnommen  werden. 

Hiernach  kaiin  nur  das  Recht  dor  Flagge,  das  des  Orte^:  iler  Ausstellung: 
des  KuiHiusücmentes,  oder  das  des  Zieles  eventuell  des  Endpuuktes  der  Reise 
in  Frage  kommen.  Fttr  die  Anwendung  eines  der  beiden  ersteren  Rechte 
bestehen  aber  keine  triftig«i  Grfinde.  Der  Beed«r  oder  Schiller,  der  ein 
Konnossement  Uber  nach  ausländischen  Häfen  bestimmte  Frachtgfttw  ans* 
stellt,  weiß,  dall  das  von  ihm  gezeichnete  Ordrepapier  hauptsilchlich  im  Aus- 
lände zirknlieren  und  vor  Allem.  daU  es  im  Auslände  frecren  ihn  geltend 
gemacht  werden  wird.  Er  verpüichtct  sich  al.'<(i  ^eucniiher  unbestimmten 
Personen,  die,  wie  er  sich  sagen  muU,  den  Inhalt  der  Urkunde  nach  Maiigube 
der  Rechtsanschannngen  ihres  eigenm  Landes  beurteilen  werden  nnd  gar  lehnen 
Orottd  haben«  ihre  Rechtsbesiehnngen  dem  ihnra  fremden  Rechte  des  Landes»- 
dem  das  Schi rr  anLr<  h<)rt.  oder  wn  das  Konnossement  gezeichnet  ist,  sn  unter- 
stellen.  Der  Reeder  wird  sich  daher  saffpn  mfifsen.  daß  er  sieh  auf  diese 
Rechte  nicht  berufen  kann,  es  sei  denn,  daiS  er  dies  im  Kunuussemcnte  be- 
dungen hätte.  Dagegen  ist  es  für  beide  Teile,  deu  Aussteller  sowohl  wie  den 
Inhaber  des  Konnossementes  Ton  TOTiAaein  khur,  daB  ihre  Rechtdieilehungen 
sich  aller  Voranssicht  nach  innerhalb  des  Oeltongsbereiclies  des  Retdites  den 
Bestimmungsortes  ( rhdigen  müssen,  daß  dort  sowohl  die  Ablieferung  des 
Frachtgutes  wie  rti«-  Zahlung  der  Fracht  und  sonstiger  auf  dem  Gute  ruhender 
Lasten  erfolgen  wird,  und  daii  dort  auch  etwaige  Streitigkeiten  gerichtUdi 
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ausgetragen  werden  müssen.  Es  ist  daher  das  allein  natürliche  und 
muü>  folgeweise  auch  mangels  abweichender  Vorbehalte  des  Konnossements 
als  voo  im  AvatteUer  gewollt  gelten,  daß  die  sich  ans  dem  KomioMeiiiMite 
«gebenden  Rechte  nnd  Pflichten  durch  daa  Recht  dea  Ortee  geregelt  werden 
sollen,  an  welchem  ihre  Erfüllung  aller  Voranssicht  nach  an  geschehen  hat 
and  dessen  Oerichte  im  Streitfalle  für  die  Beurteilung  zuständig  sind.  Ob 
hieran  sich  otwjts  ändert,  wenn  die  Reise,  wie  hier  geschehen,  infolge  von 
Havarien  an  einem  anderen  Ort^  als  dem  liest iinmunphafen  endet,  kann 
dahingestellt  bleiben.  Dies  ist  in  dem  vurliegeaduu  l  alle  gleichgültig,  weil 
der  Ort,  an  dem  Seihili  und  Ladong  afecb  infolge  der  Stundung  getr^t  haben, 
ebenso  wie  der  Bestimmongsort  im  dentechen  Reehtegebiete  liegt  Bs  müssen 
ahw  die  ReefatavethJUtaiBW,  die  swiacben  dem  KlSger  nnd  dem  Beklagten 
dnrch  den  auf  Grund  des  Konnossementes  geschehenen  Empfang  des  Fraeht- 
gntes  entstanden  sind,  nach  deutsehem  Rechte  heiirteilt  werden.  Nach  diesem 
hat  der  ikfrachter  die  Fracht  im  Verhüluiis  dt  r  zurückgelegten  zu  der  ganzen 
Reise  zu  zahlen,  soweit  Güter  geborgen  oder  gerettet  werden." 

Das  Reichsgericht  wies  29.  4.  19U3  die  beklagtische  Revision  zurück. 

Ana  den  Qrflnden:  ,]>la  Anv^nng  des  dentadien  Rechte  auf  daa 
dem  FMieB  an  Ornnde  liegende  StreitvM'hältBMi  kann  nar  gebilligt  werden. 
Wenn  die  Revision  darauf  hinweist,  daß  der  Frachtvertrag  Uber  die  BefBrde- 
rung  des  Gutes,  für  welches  die  Distanzfracht  beansprucht  wurde,  von  Eng- 
ländern in  England  geschlossen  wnrde  und  an  eine  Unterwerfung'  der  Knn- 
trahi'iiten  unter  das  deutsche  Recht  nicht  gedacht  werden  könne,  so  ist  dabei 
vvricunnt,  daß  das  Rechtsverhältnis  zwischen  dem  Verfrachter  und  dem 
Ladnngsempfänger  in  demjenigen  Pillen,  in  welchen  ein  Konnoesnnent  ans- 
gcetellt  ist,  selbstlndig  dnrch  dieses  geregelt  ist.  Das  im  Torliegenden  Fklle 
von  dem  Verfrachter  aosgestellte  Konnossement  weist  aber  eine  deutsche  Birma 
ab  Empflüicrerin  und  einen  deutachoi  Hafen  als  Bestimmungsort  (sUMlA 
Ort  der  Krfüllung)  auf.  Die  schon  von  den  Vorinstanzen  in  Bezug  genommenen 
Erwägungen  des  TTrt«  ils  des  erkennenden  Senats  vom  2.  Mai  1S^(4  I 
489/98  treffen  daher  auch  für  die  hier  zu  gebende  Entscheidung  zu.  Denn 
gerade  um  die  Ansprache  des  Verfrachters  aus  dem  dnrch  das  Konnossement 
festgestellten  ReefatsrerbSItnia  gegen  den  Ladnngsempf&nger  handelt  es  sieb 
bei  derselbmi.' 

Art.  11  EG  s.  BGB.  Bvultinhiijusnj (furch  einen  amerikanischen 
Notar.  Pflicht  des  Ger  ich!  es,  die  amerikanischen  Vorschriften 

von  Anitswegen  festsnistellen. 

Beschluß  des  KO  2t.  12.  03  (-LZii|iii!l) 

Ans  den  Grdnden:  ,Daa  Amtsgericht  in  Mtttenwalde  hat  eine  an 
einer  Orondbuchsache  ttberreichte  in  Amerika  ausgestellte  Vollmacht  bean- 

')  Abgedruckt  Ztscb.  V  m.  ^  Red. 
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standet,  weil  nicht  dargetan  sei,  daß  die  unter  der  Cnterselirifi  des  Aus- 
stellers erbaltcnt!  Beglaubigung  des  amerikanischen  Xut:iiä  den  in  dem  be- 
treffenden Staate  geltenden  Fonnvorschriften  entspreche.  Das  Landgericht  Ii 
in  Jk'rlin  hat  die  «  inirclei^t«  Beschwerde»  soweit  sie  die  hier  erörterte  Bean- 
ätandung  Ijctruf,  zurückgewiesen. 

Es  ist  weitere  Beschwerde  eingelegt,  die  auch  begiundet  erschien. 

Die  Legalisierung  der  Beglanbignng  des  amerikanischen  Kotars  ontei 
der  Vollmacht  beweist  nur  die  Echtheit  der  Unterschrift  des  Notars  «ad  daft 
er  ein  öffentlicher  Notar  ist.  Daß  der  betreffende  Beamte  anch  fflr  den  vor» 
ironomiiicnt'n  Akt  zuständig  w;«r.  srcht  ans  einem  Legalisierungsvermerk 
iiiciit  ühni'  Weiteres  hervor.  Das  muii  vielmehr  besonders  be8ch<'iiii\:t 
werden,  wenn  der  ISaeliweis  erbracht  werden  soll.  Über  diesen  Punkt 
hat  das  LG  aber  kein  Bedenken  gehabt,  die  fflr  New  •  York  bei  der 
Beglaubigttng  durch  einen  CffentUchen  Notar,  wie  sie  hier  TwUegt,  daft  die 
Unterschrift  von  dem  Unterzeichner  anerkannt  sei,  auch  nicht  b«  <rri]ii>Ift 
sein  wiirdfTi  fSchHitzlcr,  Wegweiser  fflr  den  Rechtsrerkehr  mit  liord- 
amerika  2.  Aurt.  S.  8  u.  9). 

Keine  Gewähr  gibt  die  Legalisierung  auch  für  die  Kormrichtigkeit  des 
Beglaubigungsvermerks  (v.  König,  Konsularrecht  S.  175  %  40).  Fflr  die  in 
Amerika  bewirkte  öffentliche  Beglanbignng  war  das  amerikaoisehe  Recht 
maßgebend.  Kine  Vollmacht,  welche  zur  Abgabe  rechtsgeschiftlicher  Willens- 
erkljirniv_'(n  im  deutschen  Grundbuchverkehr  vor  dem  (Jrundbuchamt  be- 
stimmt ist.  darf  ninht  privatschriff  Urb  se  in,  sie  muß  vielmehr  in  i  iner  öffent- 
lichen I^rkunde  oder  in  einer  Urkunde  mit  ößentiich  iieglaubigter  Unterschrift 
vorgelegt  werden  29  ROBO).  J^fun  bestimmt  sich  allerdings  nach  Art.  IL 
EG  a.  BGB  die  Form  eines  Rechtsgeschäfts  gmndsfttxlich  nach  den  Geaetsen, 
welche  fflr  das  den  Gegenstand  des  Rechtsgeschäfts  bildoide  Beehtsrerhältnis 
maßgebend  sind:  das  sind,  wenn  es  sich  um  die  Verfügung  über  ein  (irund- 
stü«"k  liamlclt.  die  (n  si  t/<  des  Ortes,  an  dem  das  Grundstürk  sich  befindet. 
Wo  das  dnitsi  liL-  Grundbuclaeclit  üfteatliche  Beglaubigung  einer  Unterschrift 
fordert,  da  laüt  es  aber  nicht  lediglich  die  öffentliche  Beglaubigung  durch 
deutsche  sustftndige  Beamte  sn;  es  schlieBt  insbesondere  andere  Urknnds- 
Personen,  als  (dentsche)  Richter  and  Notare  nicht  ans.  Andi  die  im 
Ausland  von  einem  nach  ausländischem  Recht  zuständigen  Beamten  vorge- 
nommene ("fTeritlii  Iii'  ]'i  i,'iaiibi<rini<,'  bat  dem  deutschen  Gericht  als  eine  öffent- 
liche Höglau bigung  zu  gelt^^-n.  Der  .uislHndisrhe  Henfrite  im  Ansland  hat 
aber  bei  der  Beglaubigung  nach  den  in  seinen  Gesetzen  als  zwingend  vorge- 
schriebenen Formen  an  verfahren;  dran  von  der  Beobachtung  etwa  vorge- 
achriebeiwr  wesentlicher  FSrmlichkeiten  hängt  die  Bedeutung  des  Aktes 
als  einer  affentlichen  Beglanbignng  ab  (vgl  andi  Planck  BOB  Bd.  6  S.  41 
Abs.  1). 

Der  deutsche  Grimdliurhrichter  bat  dif  Formrichtigkeil  der  ihm  vnr- 
gelcgten  Urkunden  zu  prüfen.  Man  wird  zwar  im  allgemeinen  davon  ans- 
geheu  dürfen,  daß  eine  so  einfache  and  alltägliche  Beurinindung,  wie  eine 
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Unt«rschi'iftsbcglaubigung,  wohl  in  den  gesetzlichen  Formen  erfolgt  sein  wird 
und  ea  sind  deshalb'  seither  im  allgemeinen  die  Unterachriftsbeglaabigungen 
amerikanjflcber  Notare  im  GnindbnchTerkehr  hinsichtlich  der  Form  nnbe- 
anatandet  zagelassen.  Wenn  jedoch  bei  der  Prflfmig  der  vorgelegten  Ur> 
ktinden  dem  Ricliter  Bedenken  gegen  die  Formriditigkeit  der  Beglaubigung 
anfstfiCf'H.  diinn  erscheint  es  durthans  zutreffend,  wenn  er  dem  Antraj;.  fttr 
d« 11  StatigebujiLr  die  L'rkuude.  welche  den  Hrnxlaubignngsvermerk  enthält. 
t,'i  iiiuUegt'nd  ist,  so  lange  zu  entsprechen  Anstund  nimmt,  bis  seine  Bedenken 
gehoben  sind.  Solche  Bedenken  berechtigen  das  Grundbucbamt  jedoch  nicht 
ohne  weiterei,  den  Antrag  abzuweisen  oder  den  Parteien  aufsngeben,  ihrer* 
seits  den  Nachweis  der  Formrichtigkeit  der  B^laubigung  beizubringen.  Der 
Richter  wird  vielmehr  den  Nachweis  sich  selbst  zu  beschaffen  haben. 

Anrh  fibor  ausländisches  Recht  hat  gegebenenfalls  der  deutsche  Richter 
sirh  (Irw  iulicii  zu  verschaffen.  Rcirhon  die  ihm  znnä«'hst  '/ut'äiifrlif'bnn  Hilfs- 
mitul  zur  Erlangung  dieser  GewiLlhcit  iiii  ht  aus,  su  ist  duch  damit  seine 
Tätigkeit  noch  nicht  erschöpft.  Mit  Recht  liat  das  Kü  deshalb  schon  in  dem 
BeschluB  in  Johow  A  Ming,  Jahrbuch  21  S.  A  6  ausgefflhrt,  da6  der 
Richter  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  —  und  dasselbe  gilt  fiir  den 
Grundbttdiricfater  —  sich  Kenntnis  des  ausländischen  Rechtes  so- 
weit er  dazu  in  der  Lage  ist,  selbst  verschaffen  muB.  Soweit  es 
sifh  iirn  das  Recht  oinos  Kultnrstaates  handelt,  wird  die  Beschaffung  der 
ertordeilichen  Nachwiisr  i:i>  iii;il>j  unmöglich  und  .silti  ii  uni,'»  w ühniicb  erschwert 
tKÜn;  denn  schlielilich  bleibt,  soweit  das  Recht  eines  mit  dem  deutschen  Reich 
in  diplomatischen  Beziehungen  stehoaden  Kultnrstaates  in  Frage  steht  als 
ftnflersteB  lOttel  der  Weg  der  Berichterstattung  an  den  Herrn  Jnstizminister, 
zum  Zweck  der  Heranziehung  einer  gutachtlichen  Äußerung  darüber,  ob 
der  lieglaubigungsvermerk  auf  der  vorgelegten  Urkunde  den  maßgebenden 
Gesetzen  entspricht,  durch  Vermittlang  der  deutschen  Vertretung  im  Aus- 
land Ubritr. 

Den  beteiligten  i*rivatpersonen  wird  es  in  vielen  Fällen  ungleich  schwerer 
sein,  den  Nachweis  eines  ausländischen  Rechtssatzes  dem  deutschen  Richter 
beizubringen,  als  diesem,  ihn  sich  zu  rerschaffen.  Die  Pflicht  sieb,  so- 
weit möglich,  auch  Aber  ausländisches  Recht  Gewißheit  selbst 
zu  verschaffen,  ist  ein  nobile  officium  judicis,  denn  der  deutsche 
Richter  ist  um  der  Interessen  des  Recht  suchenden  Publikums  willen  da  und 
er  d-irf  ihnen  doshalb  die  Verfolgung  ihrer  Interessen  nicht 
unnötig  <  rschweren. 

Diese  Erwägungen  muiiteu  dazu  lühieii,  die  beiden  Vorentscheidungen 
aufsnheb^  und  die  Sache  an  das  Amtsgericht  zuräckzuverweisen.  Das 
Amtsgericht  wird  nunmehr  die  Sache,  nach  Maßgabe  der  vorstehenden 
GrOnde  erneut  zu  prttfen  haben.  Sollten  sich  hierbei  Bedenken  gegen  die 
Form  der  Beglaubigung  ergeben,  so  müssen  dieselben  im  einzelnen  festgestellt 
werden." 
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EG  e.  DGB  Arft.  7,        —  NncJt  üoi  Bcstimnuoigen  iiher  die 

zeitliche  Herrschaft  des  neuen  Hechts  ist      prüfen,  welches 

örtliche  Recht  ((>i::un'en(ien  ist. 

OLG  I)i  (\s,}cn  13.  7  lU(t:s. 

.Inwieweit  bei  einem  Wechsel  der  Ciesetzgebung  eine  Abwf  ic  liung  vun 
der  Regel,  daß  neue  GeaetKe  nicht  rttckwirken,  vom  Gesetzgeber  gewollt  wurde, 
ergeben  bevonders  die  Ton  ihm  annlrftcklich  g^arollenen  Bestimmungen  fiber 
die  seitliche  Herrechaftsgrenxe  des  neuen  Rechts,  also  ^e  im  EG  Art.  153  ff. 

erlassenen  Übergangsvorschriften.  An  der  Hand  dieser  ist  zunächst  zu  prüfen, 
wplcht  s  WvchX  auf  rlie  vor  1!HK)  entstandenen  Rechtsverhältnisse  Anwendung 
zu  h  iiliti  hallt'.  Fiillt  (iiesf  I'n^^1ng  zu  Gunsten  desjcnisrpTi  lieclits  ans.  das 
bei  Entstehung  jeuer  lUchtsverhaltuisse  galt,  so  sind  auf  diese  auch  die 
frttheren,  die  Ortliehe  RechtekoUision  r^lnden  Bestimmungen,  die  einen 
Teil  des  jeweilig  gttltigen  Bechts  bilden,  nicht  aber  die  im  EQ  Art.  7  ff.  er« 
lassenen  Normen  des  internatinnalen  Privatrechts  anzuwenden.  Der  Umstand, 
daß  (lieso  Vorschriften  im  EG  vor fL'i'^fcllt  sind.  Ijcweist  niclit.  ilaü  sie 
Geltung  vor  den  T'bertranfrsvorschrifun  in  Art.  lo8ff.  bt anspruihen.  Im 
Entwürfe  II  waren  die  das  internationale  Privatrecht  betreffenden  Bestim- 
mangen  all  seehates  Buch  dem  BGB  eiBTorleibt»  mithin  anch  fermell  ala  dessm 
Beatandt^l  gedacht.  Wenn  sie  v^Ux  in  das  EG  vor  den  Übergangsvor* 
•  schritten  aufgenommen  wurden,  so  hat  doTch  diese  ans  legislativpolitischen 
Grflnden  (Sachs.  Archiv  S  S  2.")'  vorirmommene  Umstellung  nicht  ausgedrückt 
werden  sollen,  daß  sie  auch  in  der  Anwendung  den  Übergangsvorschriften 
voranzugehen  haben  {Iladicht  §  G  Amu.  1     29,  41).* 

Zustellung  im  Ausland  cm  Nichtdeutsche  durch  ein 

deutsches  KonsuI at. 
OLG  HamOuiy  lo.  fl.  isint   Ztsdi.  f  .  (Iftitsrh.  CitHpiozeß  XXXII  :::i9J. 

Die  Klägerin  halte  gegen  den  ani/cblich  in  Smyrna  w'ohnendt  n  i^iictbi- 
sehen  Staatsangehürigeu  F.  Klage  uuf  Zuldung  eines  Geldbetrag:»  erltubeii. 
In  dem  vor  dem  Landgericht  anberaumten  Verhandinngstermine  war  P.  nicht 
erschienen.  Die  Klage  war  ihm  dnrch  einen  beim  dentschen  Konsulat  in 
Smyrna  als  Gerichtsvollzieher  für  das  deutsche  Konsulatsgericht  amtierendoi 
Dragoman  in  dem  Kontor  eines  Gescbäftsfri  nndes  zugrstr-llt  wurden.  Er 
hatte  die  Annahme  des  S(  ln  iftstlicks  vi  i  weigert.  Der  Dragoman  hat  die 
betreffenden  Dokumente  im  Geschäftslokaie  zurückgelassen. 

Ans  den  Grflnden:  .Demnach war  anfragen,  ob  die Klageschiift dem 
Beklagten  ordnnngamlkßig  zugestellt  ist.  Diese  Frage  ist  aber  an  bejahen. 

Es  liegt  eine  den  Vorschriften  des  §  174  [191]  ('PO  entsprechende  Zn- 
stellnngsurkunde  des  nach  dem  Schreiben  des  deutschen  Konsuls  in  Smyrna 
als  GerirhtsvoUziehor  beim  dortigen  deuf'^Hun  Konsnlai -.'t  rirlir  amtierenden 
KoHsulatsdragoman  C.  über  die  Klagezusteliung  vor.   Die  Gerichtsvollzieher 
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bd  den  dentschen  Konsulargerichten  h:i1)en  ^emäß  §  lU  des  Gesetzes  über 
die  Konsulargerichtsbarkt  it  vom  10.  Juli  1879  auch  Zustellungsl«  fu<;insj?o 
Gesetzt  aber  auch,  dall  (iic  BesTimmnngen  der  §i<  182.  IHÖ  [10!«  i  ii,  (  {'0 
für  ausschließende  zu  tracliti-n  sind,  und  da(5  eiiR  Zustclhmi;  im  AuMliiiufe. 
auch  wenn  sie  in  einem  deutschen  Konsulargerichtsbezii  ke  geschehen  soll 
nicbt  daxch  den  GwichtsToUsieher  des  Konsnlargerichtt  erfolgen,  aondern  nnr 
mittels  EiBachens  der  siutftndigen  Behftrde  des  &emd(»i  Staates  oder  des  in 
diesem  Staate  residierenden  Konsuls  oder  Gesandten  geach^en  und  durch 
das  schriftliche  Zeugnis  der  ersuchten  Behörde  nachgewiesen  werden  kann,  so 
ist  die  Kla£?ozust<;llung  Torl!Oiri  rHlfnf;ill.s  aiirh  tlannrh  in  Ordminsj;.  ^lit  «meinem, 
bei  den  Akton  bt-findUclicii  Sohn  iben  hat  der  Konsul  jetzt  nui  h  ein  von  ihm 
nnterzeiclmeteti  Zeugnis  übersandt,  worin  er  amtlicii  bescheinigt,  daß  mit 
Rttclcskht  auf  das  zeitweise  Ruhen  der  hellenischen  Konsulargerichtsbarkeit 
aas  AnlaS  des  tttrkisdi-hellenischen  Krieges  dem  Beklagten  am  39. 10. 1897 
durch  einen  beauftragten  Beamten  des  Kaiserlichen  Konsulats  eine  beglaubigte 
Klageabschrift  in  dem  Geschäftsiokale  des  P.  in  Smyma  in  der  Weise  zu> 
gestt'llt  wurde,  daß  das  Schriftstück,  dessen  Annahme  er  wiederholt  unter 
df'f  P.«  llauI)tun^^  daß  er  in  »Smyma  weder  Wohnung  nwh  Oesrhäftslokal  be- 
sitze, verweigert! ,  vor  ihm  niedfrirolpirt  wurde.  Wenn  der  danüt  gemeinte 
Beamte  C.  bemerkt,  daß  er  die  Zustellung  ,im  Auftrage  der  Gerichtsschreibcrei 
des  Kais.  Konsulargerichts"  Torgenommen  habe,  so  erklärt  sich  dieses  offenbar 
daraus,  daS  der  Konsul  nach  Inhalt  seines  mehrerwfthnten  Schreibens  wegen 
Fehlens  der  Möglichkeit,  die  Yermittlnng  des  griechischen  Generalkonsulats 
nachzosuchen,  und  wegen  des  Bedenkens,  ob  danach  eine  konsularische  Zu- 
stellung gültig  sei,  bei  der  Znsr<>!lnnL'  rnrtuMirhst  Am  Ansrhluß  an  die  für 
gerichtliche  Znstellungen  bestehenden  V'üi-^ohiiften",  wobei  die  Bestimmunjjt'n 
des  §  162  [iö6]  Abs.  2  CPO  und  des  §  162  G\G  vorgeschwebt  haben  weiden, 
Terfahren  wollte.  Daß  es  bei  dietier  Sachlage  aber  der  Konsul  war,  auf 
dessen  Anordnungen  C  die  Zustellung  voniahm,  kann  einwn  Zweifel  nidit 
unterlleguL 

Der  Gültigkeit  der  Zustellung  steht  auch  das  Fehlen  der  wegen  des 
Kriegszustand«  s  zwischen  der  Türkei  und  Griechenland  nicht  zu  erlangenden 
Mitwirkung  des  ui  i*  «"bischen  Generalkonsulats  nirht  cntrroi:*  n.  T)<'r  Nachweis 
der  Zustellung  im  Auslände  geschieht  vollgültig  dun  Ii  das  »chiililiche  Zeugni.^ 
der  ersuchten  Behörde  oder  des  ersuchten  Beamten,  daß  die  Zustellung 
erfolgt  sei,  w^in  audi  die  Art  und  Weise,  wie  die  Zustellung  Im  Auslande 
erfolgt  ist,  den  dort  bestehenden  Vorschriften  nicht  entq»richt;  s.  vgl.  Gaupp 
Anm.  III,  Seu f f eri  Aam,  3  und  v.  Wil motcski-Leifp  Anm.  2  atum  g  165 
(•202]  CPO.  Die  Zuständiirk'  it  d*  r  Konsuln  des  Deutschen  Reichs  für  Zn- 
stellunjTpn  beschränkt  sich  uuch  nii  lit  auf  Reiohsangehörige.  Viclinchr  können 
sie  narh  (icin  §  1!>  de>«  iiuili  jct/t  njaßffebfnd^^n  Gesetzes  betretend  die 
Organi:^iiiuu  der  üundeskonsulati;  vom  8.  November  18ü7  innerhalb  ihres 
Amtsbeuirkes  an  alle  dort  sich  aufhaltenden  Personen  auf  Ersuchen  der  Be- 
hSrden  eines  dentschen  Bundesstaats  Znstellungen  bewirken.  Dementsprechend 
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In  stimriit  nnch  die  allj^emeinc  Dienstinstruktion  für  dii  Konsuln  lii  s  il.  utsf  ]i,  n 
Krirlis  \  (>.  Juni  1871  zu  doni  §  19  a.  a.  0..  dn(.^  sich  srjnc  Vor»<  lirift  mclit 
nur  auf  ZustcIIungeu  an  Kcichsangeliorige,  sunderu  auch  auf  solche  an  andere 
Pereoneo  bezieht* 

IHe  an  einer  ausländisdien  Börse  geschlossenen  borsen- 
mäßigen  Termingeschäfte  fallen  nickt  unter  das  Verbot  des 

§  50///  des  Bärsengesetees. 

BG  16.  0.  OS  (Sep.  1 80/08). 

Die  Klage  war  auf  die  Beluraptang  gestfltzt,  dafi  die  töh  der  Beklagten 
an  der  New  Yorker  und  Chicagos  Börse  fflr  den  Kläger  abgeschloBaenra 

Geschäfte  Börsentermingeschäft*'  seien,  daß  der  Kläger  deshalb  die  zur  Deckun*; 
seiner  Verluste  gemachten  Z;ihltin<jen  von  TillO  Mark  und  8(WM)  Mark  und 
den  Erlös  seines  Drpots  mit  1  "1 1  Mark  zurückfordern,  ferner  die  vuu  ihm 
gegebenen,  noch  laufenden  W  eclisel  über  2(X)Ü  Mark  und  2374,30  Mark  heraus- 
verlangen,  aoBerdem  alier  auch  den  Ton  ihm  bei  einon  der  GeechAfte  entielfeeii 
Gewinn  im  Betrage  von  2363,40  llark  heaaepmchen  kltnne.  Die  Beklagte 
beaatiagte  Allweisung  der  Klage,  indem  sie  namentlich  geltend  machte,  daß 
die  vom  Klr'iirer  ffdi-istcttni  Zalilnnircn  sowie  die  Vcrwc rltmir  siint  s  Depots 
nach  vollstundiLirr  Ab\\  irkrlun^'  der  (lesehäfte  i  rfulLjt  srii-n.  daher  eint'  Rück- 
forderung nach  §  66  Abs.  4  des  Bürsengesetzeb  ausgeschlossen  sei.  Das  Land* 
gencbt  verurteilte  die  Beklagte  snr  Heransgabe  dn  beiden  Wecheel  nnd  xn 
der  Anerkennung,  daß  ihr  eine  Forderang  in  HOhe  der  Wechselbetrftge  nidit 
zustehe  und  wies  im  übrigen  die  Klap:t  ab  Dieses  Urteil  wurde,  soweit  c« 
die  Klage  abwies,  auf  die  BrnifiitiLf  di  s  Kläfrors  vnm  Kfi  dahin  abgeändert, 
daß  dio  Beklagte  weiter  zur  Zahlnm:  von  !ili;i.<;o  Mark  nebst  Zinsen  ver- 
urteilt HTirde.  Auf  die  Revision  der  Beklagten  ist  das  Berufungsurteil  auf- 
gehoben und  die  Berufung  des  Klftgers  znrflckgewiesen  worden  aas  folgenden 

Grttnden:  ,Die  angefochtene  Bntscheidnng  konnte  nicht  aufrecht 
erhalten  werdoi.  Das  Karamergericht  erwägt,  ob  die  in  Frage  stehenden 
Geschäfte,  welche  zweifellos  Börsentermingeschäft*;  sind,  aber  an  einer  aus- 
ländischen Börse  und  nach  deren  Usancen  ans'jrc führt  wurden,  den  Vor- 
schriften des  i|  66  Abss.  1.  2.  4  des  Börscn-iesetzes,  oder  derjeniiren  des 
§  5(J  Abs.  Ü  a.  a.  0.  untersLelu-n.  Es  eiilscheidei  i^kh  für  die  letztere  Annahme 
nnd  gelangt  zQ  dem  Ergebnis,  daß  Kläger  wegen  der  Nichtigkeit  der  ver- 
botswidrigen Oesehlfte  aneh  anr  ZnrUekfordernng  der  bereits  beiahlten  Be- 
trage berechtigt  sei. 

Allein  die  Auffassung  des  Kammenrf'rielits.  daß  die  Vorschrift  des  §  n») 
Abs.  3  des  Börsengesetzes:  „Der  börsenniiiUifre  Ti  rniinhandcl  in  Gotrc  ide  und 
Mühlentabrikaien  ist  untersagt",  sich  auch  aul  Bürsentermingeschäfte  beziehe, 
die  an  ausländischen  Börsen  geschlossen  werden,  kann  nicht  gebilligt  werden. 

Der  Oesetsgebtt  sacbt  den  sdiwerea  wirtscbaltlicben  Nachtdien,  welche 
ein  nngesnndv  BOremterminhandel  sowohl  fQr  den  einzelnen  als  in  volks- 
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wirtschaftlicfaer  Beziehung  nach  sich  zieht,  in  mdlirfoeber  Weise  entgegen- 
zuwirken;  zunächst  in  subjektiver  Bt/.it  liiiiiu.  indem  er  diejenigen  Peri<nnon. 
für  welrbf-  eine  wirtschaftliche  Berechiigiiiiu^  zur  Benutzung  der  Börsr  nicht 
anerkannt  Wfnieii  kann,  durch  die  Einrichtung  d(>s  Börsenregii^ter«!  von  dcr- 
nelben  fernstth&lt^n  sacht;  sodann  objektiv,  indem  er  nach  dem  iKgiiistande 
der  Spelnilation  den  bdrsenm&Oigen  Terminliandel  an  Bedingungen  knüpft, 
erschwert  oder  Tttltig  untersagt.  Dabei  hat  der  Gesetzgeber  schon  mit  Rflck* 
sirht  auf  (iic  intoniationalen  Beziehungen,  welche  der  Börsenterminhandel 
notwenditj  mit  si<'h  brins:^.  ''i^'h  der  Anftrahc  nicht  mtziehen  können,  die 
riiumlichfu  Grenzen  für  die  Herrschaft  seiner  Vorschriften  in  dem  ne«?f'tze 
!»elbst  zu  bestimmen.    Dies  ist  in  g  G8  geschehen,  und  zwar,  wie  anzuneliuien 
ist,  in  erscASpfokder  Weise.  Die  hier  gezogenen  Grenxlinien  sind  mafigebend, 
sowohl  in  dem,  was  ansdrflcklich  verordnet  ist,  als  ancb  in  dem,  was  nicht 
verordnet  ist.  Daß  der  Gesetzgeber  mit  seinett  Vorschrift»  Uber  die  Ein- 
richtnnp  der  Börse,  über  die  Zulassnn'^  von  Waren  und  WertpnpienMi  zur 
Dörse  und  über  das  Bursenregister  nur  inliindisrho  Börsen  im  Aiii:e  haben 
konnte,  ist  ohne  weiteres  selbstverständlich,    in  unmittelbarem  und  untrenn- 
barem Znsammenhange  mit  diesen  Bestimmmigen  stellen  aber  anch  das  Vwbot 
und  die  Besdiiftnkang  des  Börsenterminhandels  in  gewissen  Waren  und  Wert- 
papieren in  §  ö<),  sowie  die  Vorschriften  über  die  civilrechtliche  Wirksamkeit 
der  Börsentcriiiin^esrhäfte  in  §  (KJ.    Nur  die  letzteren,  nicht  aber  die  übrigen 
den  BörsPTiterniinliaiulel  regelnden  BpstimmtinfjpTi  sind  in  §        Abs.  1  des 
(iesetzes  auch  dann  für  anwendbar  erklärt,  wenn  das  (ie^ichaii  im  Auaiande 
geschlossen  oder  sa  erfftllen  ist.   Man  hielt  es  für  erforderlich,  das  Prinzip 
„tocu9  regii  actum"  m  dnrchhrecbm,  nm  zn  verbaten,  daß  der  InUnder 
nnter  Umgehung  der  Eintragnng  seine  Börsentermiimeschafte  nach  dem  Aus- 
lände verlept.    iYvr}.  Motive  zu  §  65  des  Entwurfes  eines  Börsengesetzes 
iNn  XIV  der  T>nMk-:nr-hen  des  Reirhstajrs  IX.  f^egislaturperiodc  4.  Session» 
und  Kommissiousbtricht  zu  i;  (i")  i  Heichstaga-Dnicksache  Nu.  21H>.  erstattet 
von  dem  Abgeordneten  Garn//.;  Das  (jesetz  greift  hier  (Iber  das  Terhtorial- 
itAtsprinzip  hinaus,  aber  nur  in  Ansehung  solcher  Personen,  welche  im  In- 
lande  einen  Wohnsita  oder  eine  gewerbliche  Niederlassung  haben.  Die  ans* 
drückliche  Beschränkung  dieser  Ausdehnung  auf  die  Bestimmungen  des  06 
uiuC  bei  einer  logischen  Interpretation  des  Gesetzes  notwendig  7:11  dem  Ergebnis 
fiiV.reii    düLi  der  (jesetzt;eber  die  Anwendung  seiner  übrip  ii  N(»rinen  ülier  den 
Bor^jt  iitcruünhandel  auf  im  Auslande  geschlossene  oder  zu  erfüllende  Ueschäfte 
nicht  gew<dlt  hat.   Demgegenüber  erscheint  es  anch  unsulttssig,  hier  die 
Vorschrift  des  Art.  30  EG  n.  BGB  beiznxiehen.  Die  KolUsionsnorm,  welche 
das  Borsengesetz  im  §  66  gibt,  ist  die  allein  mafigebllche. 

Die  durch  die  Interpretation  der  Gesetzesbestimmungen  selbst  gefundene 
Anffasstint?  wird  überdies  durch  den  Gang  il'  v  P.eratnnfr  im  Rcichsta'^e  durch- 
aus Ixstätigt.  Hier  war  zur  dritten  Lesung;  tles  Entwurfes  eines  Borsenge- 
setzes  von  Seiten  des  Grafen  v.  Arnim  der  Antrag  gestellt  (vgl.  Rcichstags- 
Drocksache  No.  425,  1)  dem  §  50  hinter  Abs.  3  folgende  Zns&tae  heisufügen: 
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, Ebenso  sind  Rechtsanspr-i' h-  aas  in  (ntrt  idt^  und  MUhlenfabrikaten 
abgeschlossenen  börsenmäBigen  L  oruiingeschäften  auch  dann  unklai^bar.  wenn 
die  betreffenden  üeschäfte  im  Auslande  abgeschlossen  sind.  Etwa  schon  <ie- 
leistetes  kann  mittckgefordert  werden. 

Die  ZwangBTollstrecknng  ani  aoldien  Urteilen  anslftndiKiier  Oerichte, 
welche  durch  dieeea  Oeiets  verbotene  Tenningeidiilte  betnilem,  findet  nidit 
sutt." 

Dieser  Aiitrair  wurde  zurückcrezojfpn  znj^unst^n  eines  Abänderungs- 
antrages  des  (iialtii  V.  Arnim  und  c.  Stolbet  y- Wernigerode  (vgl.  Keichstags- 
Dmcksache  No.  429),  dem  §  ÖO  den  Zusatz  hinzuzufügen : 

«Wenn  bOrsemiriLfiige  Termingeachftfte,  die  anf  Grand  dieses  Gcseties 
▼«boten  sind,  im  AusUmde  nbgeachlossen  sind,  so  sind  Bechtssnspradie  aas 
diesen  Geschäften  unkl.i^'bar.  und  findet  Zwanirsv  .llstruckung  aus  Urteilen 
ausländischer  Gerirhte.  wcldir  soldu-  fifsrhäftc  betreffen,  nidit  statt.  Etwa 
schon  (Jeleistetcji  kann  znnickizt  fordoit  werden." 

Der  Schluübatz  ,Eiwa  öchou  Geieistetes"  etc.  wurde  zurückgezogen,  da- 
gegen ni  dem  noch  bestehenden  Antrag  der  Znsats  graiacht:  «soweit  nicht 
Staatsrertrftge  entgegenstdben.* 

In  dieser  Fassung  wurde  der  Antrag  nach  eingehender  Beratung,  in 
welcher  er  namentlich  von  dem  Koniniissar  (b-s  nunibsrait-s.  "Prlisidenffn  des 
Reichsbankdirektoriums  Koch  bekämpft  worden  war,  von  der  Mehrheil  des 
Reichstages  abgelehnt.  (Vgl.  SitzungsprotokoUe  S.  2417  ff.  244öfi.  2455.) 

Ans  d^  AttsNIhrangai  des  Bondesratskommissars  ist  die  Antfassung 
hervomheben,  daß  d«»  Bntwtirf  grnndsfttslich  nur  die  Verhfiltnisse  an  deutschen 
Börsen  regele;  wenn  das  Verbot  des  börsenmäßigen  Terminhandcls  in  land- 
wirtschaftlii  In  n  Produkti  n  den  Zweck  verfolge,  einer  gcM'issen  Tyrannei, 
welche  dtin  h  die  Börsenkurse  auf  alle  Geschäfte  in  diesen  Produkten  aus- 
geübt werde,  iü£>l>eäondere  den  zu  großen  und  häutigen  Schwankungen  und 
dem  Preisdruck,  entgegen  zu  wirken,  so  treffe  dieser  Gesichtspunkt  für  im 
Auslände  geschlossene  Geschtfte  nicht  an ;  denn  die  anslftndischm  Kurse  seien 
für  QescMfte,  die  von  inÜBdisehoi  Hiodletn  oder  Kommissionftren  im  Inlande 
geschlossen  würden,  nicht  maßgebend. 

Der  Vertreter  der  B'*visioTT?beklagten  hat  dem<?e!ronflber  darauf  hinge- 
wieMcn,  daß  die  Absicht  des  üeseizgebers,  auch  die  im  Auslände  al>i/esehl(issenen 
l>urbeiiiernaiigti5clialte  in  Getreide  und  Mülüenfabrikaten  zu  verbieten,  in  der 
von  dw  Reichstagsmehrhcit  angenommenen  Resolution  (Beiclutags-Dnicks&che 
No.  327),  dahin  lautend : 

„Den  Herrn  Reichskanzler  zu  ersuchen,  mit  denjenigen  Staaten,  in  denen 
ein  börsenm&ßiger  Termiuhandel  in  d'etreido  tind  Mühlenfulnikafen  besteht, 
weL-^en  rntersai^nmi;:  dicKes  Ifandels  in  Verhandlung  ztt  treten  und  über  das 
Ergebnis  dem  Reichstage  Mitteilun-z  zu  machen", 
deutlichen  Ausdruck  gefunden  habe  vvgl.  Protokolle  S.  2436).  Er  hat  aus- 
geführt, dafi  diese  Absicht  bei  Auslegung  der  Vorschrift  des  $  60  Berttck- 
sichtigung  finden  mttsse.  Allein  dies«  Auffassung  kann  nicht  beigetrstra 
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werden.  Dt  iin  dio  Rf^strlntion  strebte  trcradc  rti,  (Iaü  auf  anderem  Woge  das 
erreicht  werden  süIIiü,  wa*.  durch  da»  deutsiche  Kei<"lisi:(  sctz  nicht  zu  erreickeii 
i&t;  sie  bestätigt  also  die  hier  vertretene,  engere  Auflegung. 

ffiemach  ist  die  fttr  die  Entwbeidung  dei  vorliegendeii  Bechtaatreitea 
anfiawerfende  Frage,  ob  »ach  an  einer  anelftndisehen  Börse  ge> 
schlossene  börsenmftßige  Terniingesch&fte  unter  das  Verbot  des 
§  dO  Abs.  3  des  Bursengesetzes  fallen,  zu  verneinen. 

Dabei  erscheint  es,  soweit  dns  ohen  erwähnte  Verbotsgesetz  in  Frag«- 
kommt,  Tinerheblich,  daß  der  Auftrag  zum  Abschluß  des  Termingeschäftes  in 
Uetreide  an  den  amerikanischen  Börsen  von  einem  Inländer  einer  inländischen 
Firma  and  im  Inlande  erteilt  worden  war.  Denn  eben  weil  die  Geschäfte 
an  einer  anslindisclien  Bttrse  abinschlieBen  waren,  fiden  sie  nicht  nnter  das 
Verbot,  waren  vielmehr  im  Sinne  des  Börsengesetses  an  nnd  fflr  sich  erlanbtc 
Geschftfte.  Wobl  aber  war  auf  diese  Geschäfte  die  bereits  oben  hervorge« 
bobene  Vorschrift  des  §  HS  des  BJirspnjresptzcs.  dai  t  h  welche  die  Bestimmungen 
des  §  66  ausdrUcklicli  für  anwendbar  erkliirr  sind,  maiigebend.  Dies  hat  auch 
das  Kammergericht  erwogen.  Es  hat  unter  Hinweis  auf  die  Entscheidung 
des  RG  in  Civilsachcn  Bd.  43  S.  91  ff.  Bd.  4ü  S.  Oüff.  die  Anwendung  der  Be- 
stimmungen des  §  66  anf  die  TorwOHigen  QeschAfte  erl^riert.  Es  hielt  die- 
selben  nor  deshalb  nicht  für  einschlagend,  weil  das  weitergehende  Verbot 
des  $  bi)  Platz  greife.  Die  Anwendung  des  §  66  Abs.  4  des  Btfrsengeeetses 
führt  dazu,  dem  Revisionskläger  die  Rückforderung  dessen  zu  versagen,  was 
vT  nach  vr.lligcr  Abwirkfluni^  der  GfjfrhUft*«  zu  deren  Erfiilluni?  Er<d(istrt  hat. 
in  dieser  Umsicht  hat  aber  ilas  Kiiimiicrj^M  rirlit  tatsächlich  und  nhiit-  urkeuiibaren 
Röchtsirrtum  festgestellt,  dab  gerade  diejenigen  Barzahlungen,  deren  Rück- 
ersals  mit  dem  Benifungsantrag  begehrt  wird,  nach  TSlIiger  Abwickelung  der 
Gescbifte  gdeiatet  sind." 

Art,  30  EG  ts.  BGB.  —  Anwendung  des  §  6  des  Gesetzes 
Uber  den  unUaUeren  Wettbewerb  27.  5. 1896  tmf  im  Ausland 

stattgehabte  Äußerungen. 

SQ  16.  6.  03  (Rep.  11646/02). 

Am  den  Grinden:  »Was  den  ersten  Angriff  betrifft,  so  hat  der  er- 
kennende Senat  bereits  in  seiner  Entacheidvng  Rep.  II  229/01  bei  Anwendung 

des  ^  1  des  Wettbewerbgesetzes,  unter  Hinweis  auf  die  in  di  r  Entscheidung 
in  Bd.  18  S.  28  £f.  der  Ents«  Ii.  des  Rf]  in  Civils.  für  das  Markenschutzgesetz 
von  1H74  dargelegten  alli^euKinen  Krwagunj^cn.  sowio  nnf  die  allgemeinen 
Her htsgnind Sätze  nnd  auf  den  Zweck  des  Wettln  Werbgesetzes,  die  Ansicht, 
«laü  da«  Verbot  des  §  1  nicht  auch  für  das  Ausland  in  betreff  der  von  einem 
Inländer  im  Auslande  Terflbten  unlauteren  Reklame  ausgesprochen  werden 
dtirfe,  als  lechtsirrig  bexeichnet  Die  gleichen  Grttnde  treffen  auch  fflr  den 
§  G  des  Wettbewerbgesetzes  an.  Derselbe  enthält  lediglich  civilrechtliche 
Vorschriften  nnd  besweckt  den  Scfauts  des  Gewabetreibenden  in  seinen  Et- 

Zsttsdiiift  f.  Inten.  Privat-  «.  ütmtL  Baeht.  XIV.  7 
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werb8>  tmd  OeMbfiftswrliiUtnisaen,  in  leinein  KndÜ  und  giwdiilllidieB  Vov 
kehr,  flbwliaupt  in  seinen  geeetiftfUiclien  Beiieliangen,  gegen  die  ttble  Nacüurede. 

Qeechicht  letztn-L'  unter  diu  iHjriL'i  ii  in  §  ß  vorgesehenen  Voiinsfletiangcn. 
so  enthält  sie  eiiu  n  störenden  Eingriff  in  das  durch  diese  Gesetzesvorschrift 
fjpsrhntztp  Rnrht,  laag  sie  im  Inlande.  oder  im  Auslände  jreschehen  sein: 
denn  auch  die  iiu  Auslande  geschehene  Zuwiderhandlung  wirkt  auf  die  ge- 
schäftlichen Beziehungen  dea  Konkorreutcn,  die  ihren  Mittelpunkt  in 
deieen  geachftftitcher  Hnnplniederlasenng  im  InUnde  hnben,  ge» 
rade  so  zorflck,  als  wenn  ne  im  Inlande  selbst  gescbehm  wixe,  dn  sie  in 
Zwecken  des  Wettbewerbes  ausgeübt  und  geeignet  ist,  dessen  Geschäftsbetrieb 
oder  Kredit  zu  srhiulijren  Dirs  trifft  namentlich  im  vorliegt'nt!<  n  Falle  zu. 
wo  der  Beklagte  'l'i  ilhaber  der  ebenfalls  in  Kassel  domiziliicrtcu  konkurrenz- 
firmu  ist.  Eä  wurde  dem  Zwecke  der  hagUchen  Uesetzesvorschrili  widei- 
Bprecben,  ynsaa  mun  In  dnem  solchen  Falle  den  OesetteMchnta  der  Klägerin 
aas  dem  Qnmde  Tenagen  wollte,  weil  die  flble  Naehrede  zwar  im  Kon- 
kurren/L'ohiete  der  beiderseitigen  Geschäfte,  aber  im  Aaslande  gesc  liehen  ist. 
DrshalL  kann  oh  aurh  nicht  von  Erheblichkeit  sein,  wenn,  wie  der  Beklagte 
behauptet,  die  Äußerungen  in  Luxemburu  erlaubt  sein  sollten  (Art.  'iM}  EG 
z.  BGB).  Der  Berufungsrichter  hat  daher  mit  Recht  das  Wettbewerbgesetz 
ab  anw^bar  erachtet/ 

Amerika,  Vereinigte  Staaten. 

Bürgschaft  —  Die  Fähigkeit  einer  Ehefrau,  sich  durch  B. 
zu  verpflichten,  ist  nach  dem  für  die  Hauptschuld  maßgeb- 
lichen Recht  SU  beurteilen. 

Court  of  appeal  ».  Indiana  4, 4.  02  (RobtmmlFMMi  6$  Nortkeaatem 

reparier  S.  470,  J.  XXXI 209). 

Nachdem  in  Cincinnati  iStaat  Ohio)  B.  einen  Schuldschein  sogoneten 

von  P.  ausgestellt  hatte,  wurik-  (Kr  Schuldschein  nach  Ble ml ii et on  'Staat 

Indiana)  geschickt  und  dort  von  Frau  M.  RohtmoH,  welche  daselbst  Duuüzil 

hatte,  mit  einer  Bilrgschaftserkläruug  versehen.    Frau  £.  schickte  dann  die 

Urlrande  nach  Clneinnatt  nifldr.  Nach  don  Beolit  yon  Ohio  ist  diese  BOig- 

schaftsttliemahme  wirksam,  naidi  dem  Rechte  von  Indiana  infolge  der  dort 

geltenden  Besch ränkaDgen  der  Geschäftsfähigkeit  der  Ehefrauen  nicht  Der 

Appcllhof  von  Indiana  entschied,  daß  die  Bürgschaft  wirksam  sei,  da  sie 

nach  dem  für  die  IlauptschnM  maOijebenden  Recht       benrteilen  sei. 

Anm.:  Nach  dem  mit  zahlreichen  Urteilen  belegten  Bericht  von  Minor , 
Omßiet  of  lawB  (Boston  1901)  §  72  wird  in  der  amerikanischen  Jndikatur 

im  allgemeinen  der  Grundsatz  befoltrt.  ilaG  ilii  Irx  fori  bezüglich  der  Be- 
schiänkunsen  der  (reschältsfähigkcit  und  zwar  insbesondere  auch  bezüglich 
der  fttr  Bn^auen  geltenden  Beschrftnlmngen  anbedingt  znr  Anwendung  sn 
bringen  ist.  wenn  es  sieli  tnii  Prrsonen  handelt,  welche  im  Be- 
reich der  lex  fori  domiziliert  sind,  und  zwar  unter  dem  Gesichtspunkt 
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von  ^public  poUcy",  „prntectivc  pnlicy  nf  the  tUimieWf  „poUCfß  of  tke 
State  for  tlCi  protection  of  its  oicn  Citizens". 

Das  Torliegende  ürteii  enthMt  eine  bemerkenswerte  Abweichung  Ton 
jenem  Grundsatz. 

Aus  der  deutschen  Judikatur  vgl.  insbesondere  Ztscb.  XIII  442. 

NUmgffer. 

Frankreich. 

Nichtanerkeyuiinig  der  durch  ein  deutscJies  Gericht 
ausgesprochoioi  Konkurseröffnung. 

Tribunal  cirif  ''ff  fn  Seine  2.  4.  03  (Ztsch.  für  (JeutacJies  bürgerliches 

Hecht  nufi  franzii.s.  CMlrecht  XXXH^  691;  Bull.pr.  II  Jö4J. 

Die  allgemeine  Deutsche  Kr» lUr  i^talt  mit  dem  Sitze  zu  Leipzig 
batt«  dem  Herrn  Zsvhille,  ileutschein  JUh  hsängebörigcn,  ein  Darleben  von 
300000  Mark  bewilligt,  za  dessen  Sidierang  er  verachiedeae  damals  imllnseom 
OfMsi  am  Leipx^f  hinterlegte  W»tgegen8t&nde  als  Fanstpfand  bestdlt  hatte. 

Binige  Zeit  darnach  wnrde  gegen  ZschÜU  von  dem  Amtsgericht 
Orott«nbeim  in  Sacbsen  das  Konkursverfahren  eröffnet  und  das  Faust- 
pfand von  dem  Pfandgläubiger  mit  Zui^timmunir  des  Konlmrsverwalters  an 
das  Hotel  Dntot  in  Paris  eingesandt,  um  daselbst  versteitrert  zu  werden. 
Zwei  C'hirographargläubiger,  die  Herren  Fiild  &  Cie.  und  Schiff,  ergriffen 
die  Gelegenheit,  um  an!  das  Ertr&gnis  der  Versteigerung,  welches  sich  auf 
^000  Franken  belief,  Arrest  anlegen  ra  lassen,  ob  schon  sie  in  dem 
deutschen  Konkursverfahren  ihre  Forderungen  angemeldet  hatten. 

Die  allgemeine  Kreditanstalt  ließ  Ladung  auf  Aufbebung  dieses  Arrestes 
ergeben,  den  sie  als  nichtig  iKzeirliTiet«-.  da  or  von  Gliiubifrem  ansL'eluiubt 
worden  sei.  welcbe  im  Konkursverfahren  un^'emeldet  hätten  Sie  l)eantragte 
ferner,  ilali  das  Gericht  ihr  die  Kigensdiaft  als  Faustpfandglänbigerin  zuer- 
kenne und  ihr  den  aus  dem  Faustpfand  erzielten  Preis  unter  Anrecbnung 
an!  ihre  Forderung  zuspreche. 

Die  Herren  Fuld  und  Schiff  ihrerseits  bestritten  die  Ordnnngsmft6igkeit 
des  Faustpfands  und  beantragten  die  Giltigerklärnng  des  Arrestes. 

Der  CM-ricbtsbof  wies  die  Klage  ab  in  Erw.,  daß  nach  Art.  546  C.  d.  pr.  C. 
und  Art  2V1.\  C.  C  die  von  ausländischen  Oerichten  erlassenen  Entsrheidunifen 
nur  dann  in  Frankreieh  eine  Wirkung  äußern  küunen,  wenn  sie  vun  einem 
französischen  Geriebt  vollstreckbar  erklärt  worden  sind  ;  daü  die  auf  Konkurs- 
eröffnung lantradra  Entsdindungra  sich  dieser  Regel  nicht  entziehen  und 
daB,  wenn  man  audi  snlassen  kann,  daß  eine  auf  KonknrserSfbiung  lautende 
Entscheidung  einem  Glinbiger  entgegmgehalten  werden  kann,  der  sie  dadurch 
anerkannt  bat,  daß  er  im  Konkurse  anmeldete  und  gegen  den  Konkuraver« 
waltet  die  GeUeiidiiKu  hung  seiner  Forderung  betriel).  lüps  doch  nur  unter 
der  Bedingung  geschehen  kann,  daß  diese  in  Fraukreifli  vnrirenommenen 
Anmeldungs-  und  Verfolgungsbandlungen  in  Frankreich  zwischen  deni  besagten 
Gläubiger  und  dem  Konkursverwalter  einen  von  einer  frauzüsiscben  Behörde 
anerkannten  und  festgestellten  gerichtlichen  Vertrag  gebildet  haben ; 

7* 
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in  Erw.,  daß  das  YorliandcniK;m  eines  solchen  Vertrags  im  vorlegenden 
Falle  nicbt  einnuil  bebaQptet  ist  und  erwiesenermaßen  ein  geiichtliclier  Ver- 
trag swiacbeii  IWd  und  Sehi/f  eineneits  und  dem  Konknraverwalter 

Kreisvhmar  andrerseits  in  Fkiuikretch  niihf  entstanden  ist; 

in  Erw.  demnach,  dali.  solange  der  den  Konkurs  Zsvhille  eröffnende 
BcschlnÜ  nicht  von  eniein  fr,in/nsisrh**n  Ocrichte  vollstreckbar  erklärt  worden 
ist.  Fulfl  (f  Cic  und  Schiff  In  r*  t  hrigt  sind  in  Frankreich  alle  ihre  persön- 
lichen Klagen  gegen  Zschillc  auf  die  GUter  geluud  zu  machen,  von  denea 
sie  nacbweisen,  daB  sie  sein  Eigentum  sind; 

in  Erw.  dafi,  da  die  iclftgeiisehe  OeseHachaft  sowie  Fuiä  dt  Cie.  naä 
Schiff  Rechte  an  einer  Qeldsnmme  beanspniclM»i,  welche  ihrer  Behauptung 
nach  an  dem  Aktivum  ihres  Schuldners  gehört  und  ungenfigend  rar  Befriedi- 
gung? allt  r  ist,  sie  narli  Maßgabe  des  Art.  656  ff .  C.  d.  pr.  c.  zu  verweisen 
sind  iiiu!  liieiiueh  bei  dem  gegen  wärt  iiren  Strinde  der  Sache  und  des  Verfaluxns 
die  Klage  der  Allgemeinen  Deutschen  Kreditanstalt  unzulü8»ig  erscheint* 

Art  810  C.  C.  nickt  anwendbar  auf  ausländische  Trennungs- 
urteUe  hinsidttlicH  französischer  Staatsbürffer, 

Cour  d'appel  de  Pari»  14.ß.02  (Semin/Somin:  SuH,  pr,  II 232). 
Die  Ehegatten  SonuHt  französische  Staatsangehörige,  waren  dnrch  tia 

zn  Santiago  (Chile)  ergangenes  Urteil  von  Tisch  und  Bett  auf  Grund  gegen- 
seitiger Einwilligung  getrennt  Die  Ehefrau  begehrte  vor  den  französischen 
(lerirhten  rmwandluntr  der  Trennung  in  Scheidung  gemäß  Art.  HIO  des 
französischen  C.  C.  Der  Antrag  wurde  abgewiesen,  da  das  chilenische  l  rteil 
nicht  unmittelbar  als  Grundlage  fOr  die  Anwendung  des  Art  310  dienen 
kSnne.  vidmelir  hiena  die  Prüfung  unter  dem  Oesichtspnnlct  des  Exequatur 
erforderlich  sei,  da  es  sich  um  „äiat  et  eapaciW  von  Franxosen  handle. 

Anm. :  Die  französische  Judikatur  hat  konstant  angenommen  1.  daß 
nichtfrauzösiscbe  Urteile,  welche  den  Status  (eiat  ei  capacUe)  von  Aua* 
1  ändern  betreffen,  auch  ohne  Erteilung  des  Exequatur  in  FTankreidt 
anerkannt  werden  müssen,  i  daß  ausländis<  In  T'rteile  den  Status  v(mi 
Franzosen  nicht  beeinflussen  können.  —  Diese  (irundsätze  werden  auf  Art.  H 
Abs.  3  C.  C.  gestützt.  —  Vergl.  Vincent  u.  Pönaud,  Dicfionaire  du  droit 
inteniational  prici  S.357  Iso.  44.  S.  'm)  No.  75.  S.  441  No.  1,  21.  3:1  HG, 
S.  4B,-i  No.  6(;-()U.  ferner:  Ztsch.  V  227  .1  XVT  157.  X^'II  870,  XXII  KW,  km, 
>KM).  Bestimmte  Voraussetzungen,  unter  vv.  h  li<  n  ausländische  gegen  Nicht- 
franzosen  ergangene  Statusurteile  ohne  Exoiuatur  anzuerkennen  sind  (ins- 
>irs-nnd(ro  etwa  die  T'.eschränkTing  auf  den  Fall,  da!'  d  i-  I  rteil  von  den 
Gerichten  des  eigenen  Staates  des  Ausländers  gefällt  ist,*,  läßt  die  französische 
Judikatur  nicbt  erkennen.  Niemeyer. 

Zuständiges  Nachla ßßpricht.  —  Baäisch-Jramös^ische  IxrrJds- 
}fülfekonrenflo)i  lfi4.46.  Fratikfurter Zusafzrerfrag  11.  12.71. 
Tribunal  cicd  de  la  Seine  1*7.  .7.  03  (B.l  Hippel  u.  Gen.  :  Bull.pr.  II  150). 

Es  war  streitig'  «re worden,  ob  für  die  Erbschaft  der  am  1.  4.  19(M)  za 
AlUhUiausen  in  Elsaü- Lothringen  gestorbenen  Witwe  Dollfm  das  zu8tindi|(e 
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Nachlaßgericht  das  Amtsgericht  zn  MUhlhausen  oder  das  Tribunal  civil  de 

ia  Seine  sei.    Ivctzteres  erklärte  sirh  für  nnznständig.  da  die  Erbhisserin 

ihr  U  tztt  s  Domizil  in  MiJhlhaiiscii  gehabt  habe  t  was  in  tatsächlicher  Hinsicht 

bestritten  worden  war)  und  da  der  durch  den  Frankfurter  Zusatzvertrag 

11.  12.  71  Mtf  Elsftfi-Lotlixiiigeii  ausgedelmte  badiseli-ftaiizOsisclie  Beehte^fllle- 

fcrtrag  16. 4. 46  (flberdiistiminend  mit  Art  110  C.  C.)  da«  Gericht  de«  letzten 

Domixil«  «1«  siutftndiges  Nachlaflgericht  bestamme. 

Anm.:  Art.  IX  dfs  Frankfiirtfr  Zii'^atzahkommens  RdBl  1872  S.  20i 
beätuiuut:  ,daü  die  Bestimmungen  des  badisch-franzüsiächen  RechtshiUfevertrages 
▼om  16.  4.  46  .  .  .  vorläufig  aa!  Elsaß  •  Lottiringen  angewandt  werden."  — 
Dil  Viiti.iir  von  1846  iClercq,  JirrnciJ  des  traiti's  de  la  Frunce\'  448) 
«tipuliert  die  gegenseitige  Anerkennnn«?  der  Rechtskraft  der  Urteile,  sofern 
m»  Ton  einem  znständigen  (Bericht  erlassen  sind.  Öodann  heifit  e«:  ^S«ra 
ripute  compMent  ...  3*'  En  tnoMre  de  guccataioH  le  tribumal  du  Heu 

OÜ  lu  suei'pssititt  rsf  ottrprte'^. 

Die  Mcinuiiir.  (!;•(]  der  Vertrag  von  iJS4ti  und  die  sonstigen  vor  1.  10.  71* 
mit  ausländischen  Staaten  ahsjeschlossenen  Verträge  prozessualischen  Inhaltes 
durch  die  CPO  aufti*'liol)t  ii  st  i»  n.  wird  zwar  vereinzelt  noch  vertreten,  ist  aber 
überwiegend  und  wohl  endgültig  abgelehnt.  Vgl.  Ztsch.  II  68,  70,  2i)6,  III  811. 
VI  72.  Vm  416,  IX  476  und  Qaupp-Stein  CPO  (5.  Aufl.)  §  328  Note 
73.  90.  memetfer. 

Haager  Übereinkommen  14. 11. 1896  Artt.  5  n.  10. 

Cour  d'appel  Dvuai  15.  ö.  02  (Ztsch.  f.  detitKch.  iH^rgerl.  Beeht  u. 

französ.  Civil  recht  XXXIV  493). 

Es  war  Beweis  zu  erheben  darfibor.  ob  die  Bankiers  Ä.  Warschauer  tf  Cie. 
in  Bi  rlin  wuliten  oder  nicht,  dati  Wcrhsel.  welche  von  W.  W.  an  die  Order 
O.  Terlinden  zu  Oberhausen  gezogen  warefi,  nur  (iefälligkeitswechscl  ge- 
wesen waten.  Das  Gericht  erstw  Knatai»  hatte  m  diesem  Zwecke  die  Vor- 
legang  der  Bülte  von  B.  Warsdkauer  S  de.  anf  der  Qericbtaschreiberei 
<n  Lille  angeoidoet.  Der  Appellhof  dagegen  Iwachloß:  „Dafi  es  angemessener 
«rscheint,  gemäß  Art.  16  des  code  de  comm.  und  der  Art.  h  und  10  der 
int4?mationa]cn  Übereinkunft  von  Haag  vom  14  Novomlyer  1896  im  Wc-Tc  drs 
richterlichi  n  Ersuchens  vorzugehen  und  zu  vt-rnidiu-ii.  daß  .^bschriftt  n  di  r 
bcliriftstücke,  wtdche  geeignet  sind,  dem  üeiichte  die  notwendigen  Auf- 
Idärungen  zu  gewähren,  in  Berlin  dnrch  die  zuständige  BebOrde  angefertigt 
werden,  nm  der  Qericlitsecliieiberei  des  Handelsgericlits  Lille  fiberaandt  an 
werden  . . .  .* 

Österreich. 

Art  12  des  Berner  Abkommens 
über  den  Eisenbahnfracktverkehr  14. 10. 1890. 

OGH  23, 9.  €2  (Z,  13,  209). 

Eine  inUndische  Bisenbahngesellschaft  Iclagte  gegen  einen  reichsdeatschen 
Staatgangeh&rigen  anl  Zahlong  elnea  Frachtgebtthrenaosfalles,  wobei  xnr  Be- 
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ii:riiiuluuj(  der  Klage  ausf^efübrt  wurde,  Ik'kia^rtcr  habe  bei  der  kl  i^^  1 1^  lien 
Eisenbahngesellscbaft  im  iniancie  drei  Waggons  frischer  (iarkcn  an  tiut^n 
Berliner  GeidAftaiaim  aufgegeben,  olme  die  entfaUcn^en  FiMMeträge  brt 
der  Anfsabestotion  m  besahlen ;  da  der  Adreswt  die  Sendiiiig  nidit  ange- 
nonunen  liabe,  «n  die  Ware  gemäß  Art  94  dee  Intematiinalen  Obevon- 
Kdiüiih  über  den  Eisonbahnfrachtverkehr  vom  14.  Oktober  1890  BOBl  ▼om 
Jalire  1892  Nr.  IHH  mul  ^rcmäß  70  der  (k-iitschon  Verkehrsordnnnff  verkauft 
worden;  dor  hirrlx'i  crzirit«'  Erliis  habe  al)»'r  zur  vollständigen  Dcrkunir  der 
anshaftendeu  Frachigebühieii  nicht  hingereicht  und  es  sei  sonach  der  Beklagte 
als  Aufgeber  gemäß  g  12  des  Internationalen  Übereinkommens  und  des  Ab- 
sattes  8  der  suAtalidieii  Beatinunungen  m  diesem  9  1^  veipllidktiet,  den 
sich  ergebenden  FrachtgebfllirenaQrfall  an  beaablen.  Der  Beldagte  erhob  die 
Einrede  der  Unzuständigkeit  des  Geridits.  indem  er  einwendete,  daß  in  (lit->em 
Falle  die  Aufgabestation  nicht  als  Erfüllungsort  und  insbesondere  nicht  als 
vereinbarter  Erfüllungsort  aniresehen  werden  kr>nne.  da  die  Fraebtifebühr 
vom  Fk-klagtvn  als  Absciulcr  nicht  entrichtet,  vielnuhr  denn  Einhebung  von 
der  Aufgabititaiiun  beim  Empfänger  in  Berlin  Überwiesen  wurde,  die  GebQlir 
also  in  Berlin  an  bezahlen  war,  daS  sohin  der  Ton  der  Klägerin  angcrnfene 
%  29  der  dentaehen  CiTÜproseBordnnng  and  §  101 1.  V.  Idar  nicht  snr  Anwendm^ 
kommen.  Zngleich  bestritt  der  Bddagte  auch  in  der  Hauptsache  seine  Ver> 
pflichtung  aar  Bezahlung;  de»  eingeklagten  Gebfthrenbetrages.  Bei  der  Htreit- 
verhandlnn^  M'iirdc  fest|^estellt.  daß  die  von  di-r  Klägerin  vorgelctrten  und 
vom  Beklagten  als  echt  anerkannten  Fraciitbriefe  die  Bestimmunt:  vor^redruckt 
enthalten:  .Sie  empfangen  die  nachstehend  verzeichnettai  Güter  aul  Grund 
der  in  dem  Internationalen  Übereinkommen  Aber  den  EiBenbahnfraohtverkehr 
sowie  in  den  Beglementoitarilen  der  betreffaidMi  Bahnen  beaiehnngawwse 
Verkehre  enthaltenen  Feataetanngen,  welche  fflr  diese  Sendung  in  Anwendung 
kommen*,  und  daß  laut  dieser  Frachtbriefe  die  drei  Waggons  frischer  Garken 
von  dem  B<*klagtin  in  der  mehremähnten  Station  der  kläg^  ri  rlun  Eiscn- 
bahngesellschaft  unfrankiert  aufir.Mrrii,  n  und  die  Frachtgebtthren  KOT  Krhebong 
bei  ilein  Adiissaten  in  Berlin  ul>i  iuicscn  wurden. 

Das  i'rozeßgericht  erster  Intttauz  hat  die  Einrede  der  Unzu- 
ständigkeit des  Gerichts  verworfra^  und  in  der  Sache  selbst  nach  dem  Klage- 
b^eluen  erlcannt.  Bei. der  Bntscheidnng  Uber  die  genannte  Einrede  ging 
der  erste  Richter  von  nachstehenden  Erwägungen  aus: 

.Im  vorliegenden  Falle  handelt  es  sich  um  ein  Frachtgeschäft  im  Sinne 
der  Art.  31M).  .l'.M.  *^f'2  und  421  lITtB ;  da  es  sieh  um  einen  Transport  von 
Usterroich  nai  h  Deuiüchland  handelt,  komnu  n,  was  auch  der  Inhalt  der 
Frachtbriefe  bekräitiget,  die  Bestimmungen  über  den  internationalen  Fracht- 
gUtoTwkehr,  nämlich  das  Internationale  Übereinkommen  Aber  doi  Eisen- 
bahnfrachtTerkehr  vom  14.  Oktober  1890,  RGBl  vom  Jahre  1692  Nr.  186, 
snr  Anwendung.  GemXA  Art.  18,  Absata  9  dieses  Übereinkommens  Icann 
bei  Gütern,  welche  nach  dem  Ermessen  der  annehmenden  Bahn  schnellem 
Verderben  unterliegen  oder  w^en  ihres  gelingen  Wertes  die  Spracht  nicht 
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sieber  decken,  die  Voransbezahlan^  der  Frachtgelder  gefordert  werden.  Diese 
Bestimmnng  wurde  auch  im  §  12  des  (iüterverkehrs  zwischen  Österreich-Ungarn 
einerseits.  Dentschland.  Luxemburg  usw,  anderseit^i  —  pfilticj  vom  1  '^l^T7. 
1S!»<>  anfL'onommen :  dieser  Oflterverkt'lir  »  rhirlt  jedoch  (liir(  h  Ahsatz  H 
der  zusätzlichen  Bestimmungen  zu  §  12  die  Änderung  und  Ergünzung,  dali 
im  Sinne  des  zweiten  Absatses  des  Art  12  des  Intematioiuklen  Übereinkommens 
bdspielswdse  die  Frseht  ffir  Eis,  friscbes  Genaflse  vsw.  stets  bei  der  Auf- 
gäbe  für  die  ganze  Traaqtortstiecke  entrichtet  oder  sidiergesteUt  werden 
muß.  Die  Gültigkeit  dieser  zusätzlichen  Bestimmung,  deren  nfnehmignng 
seitens  des  Ei8enbahnminisf<rinins  be/iolinn^sweise  der  damals  (^18^14  muli 
bestandenen  k.  k.  Genoraliiispektion  der  östern  ichischen  Elsenhahncii  vom 
Beklagten  zugepelx-n  wird,  lienilit  auf  Art.  4  des  zitit-iien  liiteruatiouulen 
Übereinkommens,  demzufolge  die  Bedingungen  der  gemeinsamen  Tarife  der 
Eisenbalmvereine  oder  Verbinde  sowie  die  Bedingungen  der  besonderen  Tarife 
der  Bisenbahnen,  insofeme  diese  Tarife  anf  den  internationalen  Transport 
Anwendung  linden  sollen,  insoweit  Oeltnng  haben,  als  sie  dem  bezogenen 
Übereinkommen  nicht  widersprechen,  andernfalls  aber  nichtig  sind.  Der 
erwähnte  ^Güterverkehr"  zwisrhen  Österreich- Ungarn  nnd  Detitsrhlaiid  usw. 
ist  ein  solcher  gemeinsamer  Tarif  eines  Verbandes  von  Eisenbahnen,  der  von 
den  auf  Seite  5  dieses  Tarife»  angeführten  Eisenbahnen  gebildet  wird ;  ein 
Widerspruch  zwischen  den  in  Rede  stehenden  msltxlichen  Bestimmungen 
nnd  dem  Internationalen  Übereinkommen  besteht  auch  nicht,  da  die  oben 
belogene  zns&tidiehe  Bestimmm^  die  den  EisenbaJinen  im  Art.  12  Abs.  2 
des  Internationalen  Übereinkounnens  gegebene  Befugnis,  Frankatur  zu  ver- 
Inntren.  näher  dcttrniinicrt.  Die  Piihlikation  dieses  „Güterverkehres*'  samt 
/usätzlichen  Bestimmungen  erfolgte  im  Verordnnngsblattc  des  k.  k.  Hnndel??- 
ministeriiuiis  für  Eisenbahnen  und  Schiffahrt,  Nr.  31  ex  18fM  S.  ,")7(i  \m 
dem  Angeführten  ergibt  sich  also,  daü  der  „Güterverkehr*'  samt  zusätzlichen 
BcsitimmaDgen  Gflltigkeit  hat  Dieser  „Gttterrerkehr*'  samt  znsfttilichen 
Bcstimxnnngen  ist  fflr  den  Beklagten,  der  als  Aufgeber  mit  der  Klftgerin  als 
dem  Fraehtttthier  den  Frachtvertrag  auf  Grund  der  vorliegenden  Prachtbriefe 
abgeschlossen  hat.  bindend,  weil  die  Frachtbriefe  die  Bestimmung  voigedmckt 
enthalten:  .Sie  empfan«rpn  die  nachstehend  verzeichneten  Güter  auf  Grund 
der  in  dem  Internationalen  Übereinkommen  über  den  Eisenbahnfrueht verkehr 
sowie  in  den  Keglementen  und  Tarifen  der  betreffenden  Bahnen  beziehungs- 
weise Verkehre  enthaltenen  Festsetzungen,  welche  für  diese  Sendung  in 
Anwendung  kommen",  und  weil  der  Transport  als  internationaler  Verkehr 
eben  nur  nach  den  bezogenen  Tarifen  erfolgen  kann  (Art  1  des  Internationalen 
Übereinkommens).  Der  Bekla^^'te  war  daher  "verpflichtet,  die  FrachtgebÖhr 
gemäß  Absatz  8  der  zusätzlichen  Hestimmungen  zu  §  12  des  Güterverkehres 
schon  bei  der  Aufgabe  in  der  A  u  f trabestr»  t  i (in  zn  bezahlen.  Der 
CmstAnd,  daß  die  Klägerin,  nachdem  die  Frachtjiebühr  lürht  sfhon  hfi  der 
Aufgabe  vom  Aufgeber  bezahlt  worden  war.  die  Einhebung  der  Fraelitgebiilir 
Ton  dem  Empfänger  fn  Berlin  rorgeschriehen  hat,  Ändert  nichts  an  der  Ver- 
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ptlichtimg  des  Beklagten,  die  vom  Empfänger  nicht  berichtigte  Frucht  in 
der  AnfgabesUtloB  zu  beraUeQ;  denn  die  Voisdueibong  der  FrachtgebOhr«« 
gegenüber  dem  SmptilngerwAr  nur  eine  Berechtignng  der  KlKgerin,  von  weldier 

sie  gemäß  Art.  12  Abs.  1  des  Internationalen  ÜbereinkommeilB  Oebt^QCb 
machen  konnte.  Da  nun  gemiiü  S  der  deutschen  Civilprozeliordnung  fftr 
Klagen  auf  Erfüllung  des  N'ertrasres  dns  fterifht  fle<5  Ortes-  znstündig  ist  wo 
die  streitige  Verpflichtung  zu  erfüllen  ist.  und  dieser  Uerichtsstand  des 
Erfüllungsortes  in  Deutschland  auch  gegen  osterreichiäcbe  Staatsangehörige 
xttgelaaien  wird,  so  ist  im  Grunde  des  §  IUI  I.  N.  der  Oericbtestand  des 
Erf OllnngBortes  in  öat^rtidi  auch  geegen  den  Beklagten  als  einen  Angehörigen 
des  Deutschen  Reiche»  b^rttndet.  Infolgedessen  war  die  Einrede  der  Unxn« 
St&ndigkeit  des  (Jerichtfs  zu  verwerfen.'' 

Das  Hern f  ungsgericht  iiat  der  Berufung  des  Beklagten  staiigegeben. 
das  angefochtene  Urteil  erster  Instanz  aufgehoben  und  die  Streitsache  zur 
neuerlicben  Verbandlnng  an  das  iKist&ndige  G^i^t  des  Beklagten  verwiesen. 
Denn  durch  die  vom  ersten  Kichter  bezogenen  Vorschrift^  werde  nur  die 
Zeit,  wann,  ki  im  swcga  aber  der  Ort.  an  welchem  die  Fnu-htgebUhi  vom  Ab- 
sender zu  zahlen  ist,  normiert.  Zug«  ir«  In  n  aber  auch,  die  betn  ftt  iHion  Vor- 
f^rhriften.  namentlich  der  Ahl  K  der  ztis;itzlirhoTi  Best imniungiri  wurden  dm 
Erfüllungsort  zur  Zahlung  der  Frachtgebühr  beätiuuut  ii.  6u  tiätten  die  Part^rien 
beim  Vertragsabschlasse  durch  die  Vereinbarung,  daß  die  Frachtgebühr  nicht 
gleich  bei  der  Aufgabe  der  Ware  in  der  Bahnstation  vom  Absender  gexahlt. 
sondern  der  Übemehmer  angewiestm  werde,  sie  in  Berlin  au  beiaUen,  von 
der  Bestimmnng  der  Aufgabestation  als  Erfüllungsortes  abgelassen  und  könne 
demnach  gegenwärtig  die  Auffrahpstation  nicht  mehr  als  F.rhiUunLrsorl  he- 
züglich  der  Zahlung  der  restlichen  Frachtgebühr  angesehen  wt-rdc  ii.  vu  lrnehr 
müsse  die  Zahlung  derselben  von  dem  Absender  bei  seinem  allgemeinen 
Gerichtsstande  verlangt  werden. 

Der  Oberste  Gerichtshof  hat  dem  Revisionureknise  der  klftgerischen 
Eisenbahngesellschaft  Folge  gegeben,  den  IV'schluU  des  Berufungsgerichtes  ab- 
ge;ii)il  if.  ilie  Einrede  der  Unzuständigkeit  des  Cierichtes  zurückgewiesen  und 
dem  Bi'iiiftinir^irerirhte  verordnet,  die  Berufung  des  Beklagten  abgesehen  von 
dieser  Einrede  in  der  Sache  selbst  zu  erledigen. 

Gründe:  .Mit  Recht  hat  d«r  erste  Richter  auf  Grund  des  Abwtses  8 
der  aus&tslichen  Bestimmungen  zum  Art  12  des  Internationalen  Überein- 
kommens Uber  den  Eisenbshnfrachtverk«  In  vom  14.  Oktober  I8ü0,  ROBl  vom 
Jahre  Nr.  18ü.  ferner  auf  (Jrund  des  29  der  deutschen  CivilprozeÜ- 
ordniintr  nm\  des  10!  d«««  (ifsetzes  vom  1.  August  IM!».'),  R(iBI  Nr  III. 
seine  Rrnnpetenz  für  die  vorliegende  Streitsache  anerkannt  und  infulgt-dessen 
die  vom  Beklagten  erhobene  Einrede  der  Unzuständigkeit  des  Gerichtes  zu- 
rttckgewiesen.  Dadurch,  da0  die  Frachtgebflhren  nicht,  wie  es  fUr  den  vor- 
liegenden Fall  der  besogene  Absatz  6  der  zusätzlichen  Bestimmungen  vor* 
schreibt,  in  der  Aufgabestation  eingehoben  wurden,  ist  eine  Abänderung 
dieser  fttr  den  internationalen  Frachtverkehr  vorgeschriebenen  Bestimmungen 
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nicht  eintjetruten  und  konnte  inno  solche  ^etnäß  Art  1  dir^^rs  Int<>rnntinna](>n 
i'bereinkommons  e-ir  ni<  ht  cintii  ti  ii,  da  anch  irtiuäü  der  Frachtbriefe  .sell>6i 
die  Nurnieti  dieses  i  bereiiikutiiineiis  auf  die  in  Rede  stehenden  Sendungen 
Anwendang  fanden.  Diesen  sufolge  war  die  Frachtgebfllur  nicht  bloß  zur 
Zeit  der  Anfalle,  sondern  anch  am  Orte  der  Anlgfabe  sn  oitricbten,  also  vom 
Anfgeber  die  Verpflicbtiing  aus  dem  FrachtTertrage  (Art.  391  HOB)  daselbst 
zu  erfüllen.  Die  Anweisung  der  Frachtgelder  auf  den  Empfänger  der  Ware 
(Art.  12  Abs.  1  th'>,  Int«  rnatimulrn  f'bprt  iiikoninit  ns)  setzt  die  Verpflichtung; 
d*'M  Atifirfbers.  dii-  l'"ra<  litiri  ldcr  ^-  llisE,  zu  zalileii.  voiausj  und  ergibt  sich  dies 
auj>  tkr  ^üLur  des  FrachtverUuge*.  der  zwischen  dem  Absender  und  dem 
Frachtführer  geschlossen  wird.  Wird  die  Ware  vom  Adressaten  nicht  be- 
zogen, die  Anweirang  der  Zahlung  der  Frachtgebührra  Ton  ihm  nicht  ange- 
nommen, so  bleibt  neben  dem  gcsetilichMi  Pfandrechte,  das  für  die  Fracht- 
gebtthren  auf  der  verfrachteten  Ware  g(>mäü  Art.  4(K)  HOB  und  §  21  des 
Internationalen  i'bereinkommens  haftet,  die  nach  Art.  12,  Zusatz  6  begründete 
Verptlirhtim«?  aufrecht  und  kann  daher  an  dem  für  den  Absender  maflgebenden 
Erfülliiiicsiirtc  mittels  KlaLM."  u't'ltciid  ifcmacht  werden. 

Aus  diesen  Urilnden  war  die  Eiiuedc  der  UozustÄudigkeit  zurück- 
ZQveisen  nnd  dem  B«nifangsgerichte  die  weit»«  gesettlidie  Amtabandlong 
anfantragen." 

Der  Gerirhfssfaiul  des  Erfiilltinffsorte^  nach  J.  N.  gtU 

auch  für  Klagen  (fiffti  AnsJändcr  hegieluniysaeise  gegen  im 
Aualanäe  be/indliche  Personen. 
OGH  29.  7.  02  (Z.  l(>s:ui,. 
Die  gegen  eine  ausländische  Firma  überreichte  Klage  auf  Zahlung  des 
Kaufpreises  für  fakturamäßig  gelieferte  Ware  wurde  vom  Prozeßgerichte 
erster  Instans  wegen  UnanstILndigkeit  des  nach  §  88^  Abs.  2  J,  N.  ange- 
ratenen Qerlcfates  mit  der  Begrflndong  mrackgewtoaen,  dafi  mit  Bflcicsicbt 
auf  den  im  101  J.  N.  aufgestellten  Grundsatz  der  Reziprozität  und  im 
Hinblicke  auf  die  Bestimmung  des  ^  29  der  deutschen  CPO  vom  HO.  1.  1H77. 
inhaltlich  deren  für  Klacfen  der  in  Rede  stehenden  Art  das  Gericht  des  Ortes, 
wu  ilie  streitige  ^'^■rpt^iclltnn^r  7.u  erfilllen  ist.  /nständis.'  iTsi  lu  int  —  w-  lcli.  in 
Gerichtsstande  gegenüber  sich  iler  im  §  88  J.  N.  statuierte  Gerichtsstand  durch 
daa  ErforderuM  der  sehrüttidien  Vereinbarung  in  Besag  anl  den  ErfUUnnge- 
ort  and  anf  die  Berechtigang  mr  Klage  an  diesem  Orte  als  beschrftnlct  er- 
weist —  der  Belclagten  gegenttber  der  §  29  der  deutschen  CPO  in  Kraft  tritt 
und  demnach  für  die  vorliegende,  ein  Handelsgeschäft  betreffende  Streitsache 
in  (lemäüheit  d*  ^?  Art.  ;\2\.  .\bs.  2  HOB  der  im  Anslande  befindliche  Ort 
der  Ifandclsniedcrlassung  der  Beklagten  als  Erfüllungsort  in  Betracht  zu 
kommen  habe. 

In  aweiter  and  dritter  Instanz  wurde  dagegen  die  Zuständigkeit 
des  aogwafenen  Geridits  ansgesprocben,  vom  Obersten  Gerichtshöfe  ans 
folgenden 
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Gründen: 

„Die  in  der  JnrlsdiktioiiBnonii  entlttltenen  Bestimminifen  beaidieii  sich 
anf  alte  FAlle,  welche  nach  d^adben  bei  ttsterrelclüsdiai  Oeriditen  aoliiiigig 

gemacht  worden,  etmc  Ktuksicht  darauf,  ob  sie  ^egen  In-  oder  AuslSader 
b«v.it'hiinirs\\  t  iso  «regen  im  Inlandc  odir  im  Anslande  befindliche  Personen 
anhän^iir  i^ernacht  wordoTi.  Tritt  lui  rintin  im  Anülande  wnhnh;iftrii  Aus- 
länder einer  jener  besonderen  (iericbtsstände  ein,  welche  die  Klage  bei  einem 
anderen  als  dem  Gerichte  des  Wohneitn»  nd&ssig  machen,  M  eneheint  die 
Kompeteiu  gegen  ihn  hegründet.  %  101  J,  N.  will  darin  nicht  eine  Bin- 
echrlnknng,  sondern  vielmehr  eine  Erweiterung  statuieren,  indem  außer  den 
(lerichtsständen  der  Jurisdiktionsnorm  auch  noch  der  Gerichtsstand  der 
Reziprozität  als  znlässig  crklSrt  vrin].  und  es  ISlJt  sich  corade  aus  dem  In- 
halte des  §  101  .1.  N.  mit  Bcstiimiitheit  ableiten,  daÜ  die  übrigen  Gerichts- 
Stände  der  Jurisdiktiunünurm  auch  Ausländem  gegenüber  geltend  sind.  Die 
Frage.,  ob  der  Ton  der  Inrisdiktionsnoim  angelassene  Oeiichtastaiid  auch  im 
aaslindlscb«»!  Staategebiete  anerltannt  wird,  ist  anfier  den  FftOen  des  §  101 
J.  N.  bedeutungslos  und  kann  nur  fflr  die  seineiseitige  Bzckution  im  aus- 
ländischen Staatsjrebiete  eine  Bedcntunsr  rrlaniron  Da  nun  beklairterstita 
ausdrücklich  zugegeben  ift,  daü  dio  vom  Kläger  ^'cstiuleten  Faktunn  init 
dem  Vermerke  „zahlbar  und  klagbar*  am  Orte  des  angerufenen  Gerichtes 
▼ersehen  waren,  wtiUät  nicht  beetiitten  wird,  dafi  sie  mit  der  Wate  gesend^ 
nnd  nnl)eanstandet  angenommen  wurden,  endlich  die  Bigraschaft  der  Beklagten 
als  einer  das  Handelsgewerbe  treibenden  Person  eboilalls  nnbestrittcn  fest- 
steht, ist  der  Gerichtsstand  des  §  *W  J.  N.  der  Beklagten  [rcgrniilicr  begründet 
und  ist  es  für  die  Zustandit/ki  it  von  keiner  Bedeutung,  ob  drr  ij  i^'.»  dr  r  dontsrh^n 
CPO  einen  solchen  Komin  teuzgrund  anerkennt  oder  nicht,  da  es  sich  nicht  um 
einen  Rezipruzitätsfall  nach  §  101  J.  N.  handelt/ 

Die  Ansprüche,  welche  einer  Dentschen  und  deren  untkdick 
in  Deutschland  erseufftem  Kinde  gegen  den  Erseuger  «n- 
stehen,  der  als  deutscher  Staatsangehöriger  in  Österreich 
wohnt,  richten  sich  nad%  deutschem  Recht, 

0GB  22. 10.  03  (Z.  10187). 

Der  deutsche  Reicbsangehttrige  C.  —  gegenwärtig  in  X.  (Böhmen) 
wohnhaft  —  hat  die  in  Y.  (Sachsen)  wohnhafte  deutsche  Reichsangehörige  B. 
unter  Zusage  der  Ehe  verführt  und  derselben  in  Y.  in  d<  r  Zrit  zw  ischen 
dem  n  nnd  10  Monate  vor  der  in  Y,  erfolgten  aoßerehclichen  Gebart  des 
m.  A.  wiederholt  beigewohnt. 

Das  Prozeßgericht  erkannte,  daß  C,  schuldig  sei:  seine  Vater- 
schaft zum  m./A.  ananerkennen  (§  163  a.  b.  GB),  der  B.  die  Entbindung»- 
kosten  und  den  Verdienstentgang  (§  1328  a.  b.  GB),  dann  den  Ton  ihr  für 
das  Kind  gemachten  Vt  riifl.  irsanfwand  von  du  Giburt  desselben  bis  zum 
Kiagstago  m  ersetsen  a.  b.  GB)  nnd  endlich  für  den  m7A.  Alimente 
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rn  leirt^n.  welche  für  die  Terachiedenen  I>ebensab8chnitte  des  Kindes  (vom 
Klagistage  bis  zum  vollend<^ten  ß.  Lebensjahre  —  von  da  ab  bi«?  zum 
vollendeten  14.  Lebensjahre  —  endlich  von  da  ab  bis  zur  Selbsterlialtiin^'s- 
fahigkeit)  in  verscliietlenen  Abstufungen  festgesetzt  wurden  und.zwur  mit 
BScibiicbt  dannt,  d*0  die  Ffiichten  des  Beklagten  ab  Kindearater  gegenflber 
dem  Kinde  und  der  Kindeematter  nach  den  Bestimmvngen  des 
9aterreichlteben  Bürgerlichen  Gcsctsbnchs  eu  beurteilen 
seien,  der  Höhe  dee  JBinkomaienB  des  Beklagten  entapreohend  166, 
167  ».  b.  GB). 

Die  Anwendbarkeit  des  österreichische n  Hechtes  wurde 
folgendermaßen  begründet: 

»Nadi  Sa3a.b.GB  lllrdieim  Beiohsrate  vertretenen  Rönigreidie 
und  Linder  konunen  den  Fremden  überhaupt  gleiche  bflrgerliehe  Beehte  nnd 
Ycrfaindlicbkeiten  wie  den  Eingeborenen  sn,  wenn  nidit  anm  Gennsse  dieser 
BeiAle  ansdrücklich  die  Eigenschaft  eines  Staatsbürgers  erfordert  Nvird. 
Während  nun  in  den  :U-  M  a.  b.  GB  besondere  Bestimmnntrcn  bezüglich 
»ItT  persfinliohen  Fälligkeit  der  Krenulen  zu  llecht«gesch äffen  und  bezüglich 
der  Stellung  der  Aasländer  bei  AbschluÜ  von  Kechtsgeschäften  getroffen  sind, 
sind  in  diesem  Gesetzbache  keine  besonderen  Bestimmungen  darüber 
enthalten,  welche  Beehte  nnd  Ffliditen  den  Fremden  bienolande  ans  d«n 
FamiUenTerbftItniise  entstehen  ($8  40—43,  166—171  a.b.  GB);  es  haben 
sonach  bei  den  mietet  erwähnten  Rechten  nnd  PHichten  der  Aasl&ndcr  die 
all^'eineinen  Bestimmnngen  des  §  3B  a.  b.  GB  za  gelten.  Es  sind  sonach  die 
Pflichten  des  Beklagten  als  Kinde8Y»t»r  t^egrenflber  dem  Kinde  und  der 
Kiiide5«nintt«r  nach  den  Bcstinunongen  des  österreichischen  a.  b.  UB  zu 
brurteileu.  * 

Das  Bernfnngsgericht  setste  infolge  Bwnlung  des  Beklagten  den 
der  Kindesmntter  seitens  des  ersten  Richters  nqjieqHroohenen  Brsatsbetrag  fttr 
den  Verpflegsanfwand  sowie  die  AlimentalionsbetzSge  nnter  BinschrSakong 

anf  die  Zeit  bis  zum  vollendeten  16.  Lebensjahre  des  Kindes,  jedoch  nnter 
Vorbehalt  der  demselben  gemäß  ?{  1708  Abs.  2  BGB  für  das  Deutsche  Reich 
t'ventu«  11  aurh  nach  VoUeodong  des  16.  Lieben^ahres  zustehenden  Alimeutations- 

anj>pruche,  herab. 

Gründe:  „Die  Berufung  des  Beklagten  gegen  das  Ausmaß  der  ihm 
»nferlegten  Alimente,  sowie  andi  in  Ansehung  des  Endtermins  der 
AlimentationsverpdUchtong  des  Beklagten,  als  welchen  derselbe  in  Gemifiheit 

der  hier  anzuwendenden  Bestimmung  des  §  1706  BGB  für  das  Dentsohe  Reich 
das  vollendete  W.  Lebensjahr  bezt  ichnet,  ist  begründet. 

E  n  t  e  g  e  n  der  A  n  s  c  h  a  u  u  n  ir  des  ersten  Richters  ist  das 
B  ern  f n  n  p s ^'e  r  i  (•  h  t  mit  Rücksicht  darauf,  dati  sowohl  di<'  Kindesmntter 
alh  auch  der  Beklagte  Ausländer  und  zwar  Angehörige  des  Deutschen 
Reiches  sind,  das  nniJieliohe  Kind  Ä.  in  DMitichland  gesengt  nnd  geboren 
vnirde,  nnd  dort  anch  mit  den  dabin  an  die  Vormnndsebaft  in  sendenden 
Alimentationsbetrftgen  verpflegt  nnd  ozogen  werden  soll,  der  Ansicht, 
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daü  in  Aii:»clmiig  dei  den  Beklagten  obliegenden  Alimeutatiunäverptlu biiiu!; 
gemäß  §  34  a.  b.  GB  und  der  die  Ve^tri^:e  iwiwlwii  Anriiiideni  im  Aiulaiide 
legeln,  nacli  %  37  »,  b.  OB  auch  auf  DeliktaobUgatioiieii,  iüBbewiidere  jene 
des  §  133JS  a.  b.  GB  smngemilü  anzawendendra  Vorschrift  des  §  37  a.  b.  66. 
die  Bestimmungen  des  deutschen  bürgerlichen  Rechtes  zur 
Anwendung  zu  kommen  haben.  Njich  i;  1T()8  des  deutschen 
ist  der  Vater  eines  nnehelichen  Kindes  verpflulilet.  dem  Kinde  bis  ^iir 
Vollendung  des  1<>.  Lebensjahres  den  der  Lebensstellung  der  Mutter  ens- 
sprechenden  Unterlialt  zu  gewähren,  welcher  Unterhalt  den  gesamten 
Lebensbedarf,  sowie  die  Kostet  dw  Briiehong  und  der  Vorbildung  m  einem 
Bernfe  so  ttmfasseu  hat  ..." 

Der  oberste  Geriehtsbof  bat  der  Revision  dtt  Klägerin  keine 
Folge  gegeben. 

Gninde:    ,Üa8  Hev  isionsge rieht  teilt  die  Ansicht  des 
Be  r  u  f  u  n  u  s  t: <  r  i  c  h t e s ,  daß  in   betreff  der  Alimentationsansprüche  des 
unehelichen  Kindes  dem  Beklagten  gegenüber  das  bürgerliche  Recht 
des  deutschen  Reiches  sur  Anwendung  za  kommen  habe. 
Denn  es  sind  nicht  nur  ebensowohl  dieses  Kind  selbst,  als  andi  seine  Mutter 
und  sein  Vater,  der  Beklagte,  Ausländer,  und  zwar  Angehörige  des  Deatsdiett 
Reiches,  sondern  es  hat  auch  der  Beischlaf,  welcher  die  Erzeugung  dei» 
Kindes  bi  wirkt  h.it.  und  die  Geburt  des  letzteren  im  (lehiete  des  Deutsrheu 
Reit  lirs  stattiJrcfiiudeü.    Wenn  es  nun  aii'  h  nicht  anireht.  die  Anwenilb.n  keit 
des  BUB  für  das  Deutsche  Reich  aus  den  Vurschriften  der       M  und 
S7  a.  b.  GB  abanüeiten,  w«ll  die  entere  Gesetiesstelle  lediglidi  die  Handhings- 
f&higkeit  der  Ausländer  im  Auge  bat  und  die  letztere  nur  Ton  Redats- 
geschäften,  also  von  sdcbmi  Betätigungen  handelt,  welche  die  Begrtndnng 
von  Rechten  oder  Verbindlichkeiten  unmittelbar  zum  Gegenstände  und  zum 
Zwecke  haben,  diese  Vuniub.si'tziiiii^  jedoeli  ln-i  der  Vollziehiniir  des  Bei- 
srhlafe?«  offenbar  nirhr  zTtnifft,  und  wenn  auch  fb  r  rnti-rstdlunii  der  Ver- 
pUuhluugea  des  außt  ielu  lichen  Erzeugers  einei»  K indes  unter  dem  Gesichts- 
punkt einer  obligatio  ex  delicto  oder  quasi  ejc  delicto  nicht  wohl  ba* 
gepflichtet  werden  kann:  so  besteht  dock  einerseits  im  österreidiischen  Redite 
keine  gesetzliche  Bestimmung,  welche  die  Anwendung  des  fremden  Rechtes 
im  gegebenen  Falle  ausschließen  wUrdc  und  erscheint  es  anderefSeits  nur 
natürlich  (§  7  a.  b.  GB  in  fine),  daß  ein  Rechtsverhältnis  der  Herrscli  tft 
des    Gesetzes   des    Ortes  unterworfen    bleibt,    wo    die  Tatsachen 
gesfliiiffen  worden  sind,    denen  es  überhaupt  seine  Entstehung 
verdankt,  —  und  zwar  iubbesoudcre  üaun,  wenn,  wie  im  vorliegenden 
Falle,  dieses  Gesetz  auch  dasjenige  ist,  bezüglich  dessen  anssoMiefllidier 
Anwendbarkeit  ein  jeder  Zweifel  in  dem  AugenbUeke  ausgeschlossen  wäi«. 
in  welchem  der  aus  dem  Rechtsverhältnisse  Verpiiditete  in  den  Stai^  xorOck« 
kehren  wurde,  dem  er  als  BQrger  angellttrt    In  Erwägung  dieses  Umstandes 
und  iti  der  weiteren  Erwägung,  daß  es  wohl  anrh  nicht  angehen  kann  das 
Rechtäverhältuis  zwischen  einem  außer  der  Ehe  geborenen  Kinde  und  dcäsen 
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Erzeufjer  sofort  immer  wieder  einrr  andfnvcitiircii  Ordnung  zu  unterwerfen, 
sobald  der  letztere  seinen  Wohnsitz  ändt  rt  und  das  (tpsetz  si-incs  neuen 
Wohnsitzes  mit  demjenifrm  Gesetze,  das  an  »einem  frühcnii  Wohnsitze 
Geltung  hatte,  in  betreff  der  Kegclung  jenes  RcchtsverbHltnibses  nicht  über» 
Aimdiimm».,  vermag  aacb  das  Revltionsgericht  in  der  Heransiehung  des 
g  1706  BOB  fttr  das  Deatsche  Beich  eine  nnricihtige  rechtliche  Bearteilmig 
der  Sadie  nicht  m  erblicken.  Dies  nm  so  weniger,  als  nach  §  166  a.  b.  GB 
uneheliche  Kinder  von  den  Rechten  der  Familie  und  der  VerwandTsf  haft 
überhaupt  ausgeschlossen  sind,  fjlr  das  hffr  in  Bttiacht  kommende  iJichts- 
verhältnis  daher  der  Uuistand,  daß  der  Ehemann  das  Haupt  dir  l'amilie 
i§  ül  a.  b.  GB),  der  Sitz  des  ehelichen  Verhältnisses  deshalb  der  jeweilige 
Wohnsits  des  Ehenunmes  Ist,  von  keiner  Bedentnng  erscheint.  Aneh  im 
Anssprache  fiber  die  Httbe  der  Alimmte  wird  das  Urteil  des  Bemfangs- 
gerichtes  anfrechterfaalten  und  anf  die  Entscheidungsgrfinde  d<»r  Instans 
vefwiesen,  weldie  der  Vorschrift  des  §  1708  BOB  fttr  das  Deatsche  Keich 
•rere^'ht  werden  und  für  die  Verpflichtung  des  tmehelicht^n  V.nters  7tir  Ge- 
währung des  Unterhalts  des  Kindes  die  Bestiininiin^'  trifft,  dalj  lU-r  zu 
gewährende  Unterhalt  der  Lebensstellung  der  Kindei>mutt«r  entsprtchen  rnüf^äe." 

A  u  m. :  Der  von  den  beiden  oberen  Instanzen  angewendete  Grundsatz 
widerspricht  der  im  allg<'nii-jiKn  von  den  österreichischen  Gerichten  befolgten 
I*raxls,  welche  Jcffrl,  llundhiu  h  drs  intern.  Fi  ir  -  u.  S/rafrechfn  (Wien 
u.  Leipzig  1893  S.  i>H)  dahin  kennzeichnet:  ,Im  ullgumcinta  steht  also  die 
•  österreichische)  Judikatur  praktisch  anf  dem  Standpunkt  der  Anwendung 
dt T  /ex  fori,  wenn  auch  zur  Motivierung  der  Entscluidnntren  andere 
Argumente  herangesogen  werden.'  Aach  in  neuester  Zeit  (aus  früherer  Zeit 
8.  insbesondere  das  ron  JetM  a.  a.  0.  nütf^eteilte  Urteil  des  obersten  Oerichts- 
hofes  13. 3. 1883)  ist  die  von  Jottel  berichtete  Praxis,  welche  sich  vor/iifrs- 
weise  auf  §  33  a.  b.  GB  stützt,  vom  obersten  Gerichtshof  überwiegend  fest- 
gehalten. So  auch  in  dem  Urteil  83.  7. 1902  (Ztsch.  Xll  489)  sowie  in  dem 
unmittelbar  hieninter  folgenden  Urteil  %  12. 1903.  NUmeper. 

Die  Ansprache,  iceldie  einem  vm  einer  öaUrreicheHn  unehe- 
lich geborenen,  in  Deutsdiland  ereeugten  Kinde  gegen  den 
Mrsenger  jnsstehen,  welcher  ctls  deutscher  Staatsangehäriger  in 
Österreich  wohnt,  richten  sU^  nach  (österreichischem  Becht.  ^) 

0eH2.12.03  (Z.9322). 

Der  Beklagte,  ein  deutscher  Beichsangehöriger,  hat  mit  der  Kindes- 
mntter,  welebe  österreichische  Staatsangehörige  ist,  in  der  Zeit,  von  welcher 

bis  zur  Oeburt  des  Kindes  nicht  mehr  als  10  und  u'wht  weniger  als  d  Monate 
verstrichen  sind,  in  Breslau  den  außerehelichen  Beischlaf  vollsogen,  welcher 

die  Geburt  der  Kläjrerin  zur  Folge  hatte. 

Der  Klage  auf  Ancrkt  nnnnir  der  Vaterschaft  und  Zahlung  von  Alimenten 
wurde  in  erster  Instanz  siattgegelH-*n. 

1)  s.  Anmerkung  sn  dem  vorhergehenden  Urteil.  Red. 
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Entscbeidungsgründe:  „Die  Einwendung  d^  Beklagten,  daß  für 
die  Bntacliddiuag  d«a  YorliegwidMi  Reehtattreites  nur  die  Bartiminnngen  dM 
BQB  für  das  deatflohe  Reich  mal^beiid  eein  kOnnen,  iet  nidit  MbHuSlßg. 
apredifiD  dagegen  sowohl  die  diesbeiagtiGlieii  Bestimminigeii  des  Sster» 

reic1Ü!jrh»'n  a.  h  HB  wie  auch  selbst  das  vom  Bpkla^^on  antrenifpnp  B(»B 
für  das  Dl  iitsrhc  Roich  Der  Beklage  Jiiörhte  nämlich  ganz  stillschweigend 
die  Bestimmung  des  Art.  21  des  Ed  zum  deutschen  BGB  ttbergchen,  welcher 
awdrtteklieh  tietont»  daß  die  Unteihatt^ilicht  des  Vaten  gegeiiflber  dem 
iinebeUehen  Kinde  nach  den  Gesetnen  dei  Staates  beurteilt  wird,  dmn  die 
Mutter  zur  Zeit  d«-r  <;  I  rr  des  Kindes  angidlOrt.  Zwar  behandelt  dieser 
Artik<l  die  Frage  der  L nterhaltspäicht ;  wenn  man  aber  diese  It  tztrri  Be- 
stinimiiMcr  don  tromäß  §  1717  des  deutschen  BGB  als  ein  Ganzes  zu  be- 
trachtenden Bestimmungen  des  6.  Titels  des  II.  Abschnittes  des  vierten  Baches 
dieses  Gesetzes  (§  1708—1717)  ani^iht,  geht  zweifellos  lienror,  daB  in  diesem 
Rechtslalle  das  fisterrdchische  BOB  auch  betreKs  der  Vaterscbafttfrage 
angewendrt  werden  nnd  folglich  die  seitens  Aea  Beklagten  erhobene  exepiio 
plurium  coneumhentium  belanglos  bleiben  muß.  Aber  abgesehen  davon 
findet  die  eingangs  erwähnte  Einwendung  in  den  dicshczütrliclun  Rfsttmmiiniren 
des  österreichTsrhfn  a  h  GR.  nach  welchen  sie  in  erster  Reihe  zu  entscheiden 
ist,  keine  Stütze.  Die  Beätiuimung  des  §  27  a.  b.  GB  behandelt  nur  die 
9%ne,  wo  es  sich  tun  im  Auslände  zwischen  einem  AnsUnder  nnd  einem 
Untertanen  dieses  Staates  anstände  gekommenen  Rechtsgeschifte  handelt. 
Nun  aber  ist  die  Zeugung  eines  Kindes  kein  Rechtsgeschäft,  sondern  eine 
Tatsache,  als  deren  rechtliche  Folge  das  Rechtsverb;i1tiiis  (siehe  f'bersrhrift 
df^r  iJ^  l.V)  und  IBö  a  b  GH*  zwischen  dem  uni  h.  lii  Ik  n  Vater  und  dem 
Kinde  entsteht;  diese»  über  entzieht  sich  schon  seinem  Wortlaute  nach  der 
Bestlmninng  des  §  37  a.  b.  OB.  Am  dem  Gesagten  »hellt  also  iweifdlo». 
daB  bei  der  Entscheidung  dieses  Reditsfalles  gemU  der  |8  4  nnd  83  a.  b.  OB 
die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  zur  Anwendong  kommen.  Da  nun  der 
Beklagte  ausdrikklich  znirostanden  hat.  der  Muttor  der  Klägerin  in  dem  im 
§  Ifvi  a.  h  (tH  f«  ;<tL'f's«  izt.  [i  Zeitraum  beigewohnt  zu  haben,  war  auf  Grund 
der  1;!^  20Ü  und  277  (  l'U  im  Sinne  de»  IfiH  a.  b.  GB  dem  Klagebegehreu 
gemäß  auf  seine  Vaterschaft  zur  Klägerin  zu  erkennen.  Als  Vater  der 
Klägerin  ist  er  gemKB  der  §§  166  nnd  167  a.  b.  OB  znr  Tragung  der  Kosten 
des  Unterhaltes  verpflichtet  nnd  zwar  hat  die  Kligeiin  das  Recht»  eine  seinem 
Vermögen  angemessene  Verpflegung  zu  fordern  .  . 

InfnliTf  «1(  r  Rerufung  des  Beklagt<  n  liaf  tias  ?>>  rufungsgericht  das 
erstrichteriiche  Liiteil  dahin  abgeändert,  daii  e»  die  der  Klägerin  zugesprochenen 
Alimcutatioussätze  herabsetzte,  im  übrigen  aber  dieses  Urteil  unter  \  erweisung 
anf  dessen  zntrelfendc,  der  Sadilage  und  dem  Gesetze  ent^preehendei  dnroh 
die  BemfangsaasfBhmngen  nicht  widerlegte  BegrOiulang  bestfttigt. 

Der  Revision  des  Beklagten  hat  der  oberste  Gerichtshof  keine 
Folge  gegeben. 

K  n  t «!  c  h  e  i  d  u  n  g  s  g  r  ü  n d  e :  . llnt^^T  Annihincr  des  Ki  visionssrnndes  des 
§003,  Z.  4  (  i'Ü  wird  geltend  gemacht,  dali  mit  HUcksicht  darauf,  daü  der  Beklagte 
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deutscher  Rtichsanirehöriser  «omit  fin  fremder  ist.  und  die  außereheliche  Beiwoh- 
nung  uuil  (lif  hierdurch  bewirkte  Kindeserzeusrinig  im  Auslande  stattfand,  daa 
deutsche  uud  uicht  das  österreichische  Gesetz  zur  Aiiweitduug  zu  Icommen  habe. 
IHeser  Recbtamisicht  kann  nicht  beigepflichtet  worden.  Da  die  Kl&gerin  ein« 
Qeteffeidii«die  StaatrongeiiPrige,  der  Bektogte  ein  Andinder  ist»  eo  kann  die 
fnge,  ob  der  Bestand  des  Klageanspmches  nach  österreichtsdiem  oder  nach 
deutschem  Gesetze  zu  beurteilen  sei,  nur  nach  den  die  Rechte  und  Verbind- 
liclikiiten  der  Ausländer  im  Verhältnisse  zu  den  Ein??ehorenen  regelnden 
üät^jr reichischen  Gesetzen,  somit  nach  den  ^§  4,  iiü — 37  a.  b.  GB  zur  Lösung 
gebracht  werden.  Nach  diesen  Gesetzesbestimmungen  kommen  den  Fremdeu 
Oberhaupt  gleiche  Rechte  mit  den  Bingeboienen  sa  (§  B3  a.  h.  GB),  und  nor 
die  peisdnliche  FKhigkeit  der  Fremden  sm  Rechtegeech&ften  ist  nach  fremdem 
Badite  sa  faenrteUen  (§  34  a.  b.  GB).  Dagegen  ist  fttr  die  Ton  dem  BeTiaions- 
Werber  vertretene  Rechtsansicht  im  a.  b.  GB  gar  kein  Anhaltspunkt  sa 
finden.  Antrcsidits  dessen  kommen  auf  den  vorliegenden  Recht sfal!  die  öster- 
reichischen Gesetze  mit  Absehen  von  dem  ilentsrlu  ii  (Jt  . si  tze  allein  zur  An- 
wendung, und  demzufolge  trifft  aus  Anlaß  dessen,  daß  das  Klagebegehren 
nach  östenreidiiacliem  Gesetze  fflr  gerechtfertigt  erklärt  würde,  der  angerufene 
Beviaiensgniid  nicht  so,  mag  ancb  die  Interpretation  der  einschlägigen 
deutschen  Qeeetse  Ton  Seite  der  Dntergerichte  eine  irrtttmliche  sein,  da  nach 
dem  Vorausgeschickten  das  fremde  Gesetz  nicht  snr  Anwendung  gelangt. 
Die  onbegrflBdete  Revision  war  demnach  absaweisen." 

Schweiz. 

Jnerkenmmg  einer  im  Ausland  (England)  van  einem  Schweüser 
in  fraudem  legis  damesticae  geschlossenen  Wte,  wenngieidt 
dessen  frühere  Wte  seiner  ZeU  im  Ausland  (Deutschland) 

geschieden  wurde. 

Beschluß  des  Sundesrats  17.  11.  03  („Das  Standesamt^  III  4). 

«Auf  die  Besehwerde  des  J.  Q.  D.  von  E.,  Kanton  St.  Gallen,  gegen  den 
Bcechlnfl  der  Begiening  des  Kantons  St  Gallen  vom  4.  August  1908,  be- 
treffend die  Anerkentiung  seiner  im  Auslände  voi^enommenen  Scheidung  und 
Wiederrerehelichnng  hat  der  Bundesrat  folgenden  Beschlufl  gefaüt: 

A)  In  tatsächlicher  Beziehung  wird  festgestellt: 
I.  Durch  Urteil  des  Koni^l.  Landgerichts  in  Düsseldorf  vom  W.  Oktober 
ist  die  Ehe  bis  iicute  in  M.-Gl.  (D^^utsehland!  domilizierten  J.  (i.  D  von  E.. 
Kanton  ist.  Gallcu.  mit  der  Wilheiumm  H.  gänzlich  geschieden  worden. 
Aul  Grund  dieses  Scheidungsurtiüls  gelangte  D.  im  Jahre  11K)2,  da  er  sich 
mit  einer  Jüa  B.  v.  P.  (PreuBen)  verehelichen  wollte,  mit  dem  Gesuche  um 
Vornahme  der  Ebeverkttndigung  und  Ausstellung  des  £hcanerkennung8< 
Zeugnisses  an  seine  ileimatgemeinde  E.  Das  Civilstandsamt  antwortete  ihm 
aber  auf  eine  Weisung  des  st.  gallischen  Dejwrtemente  des  Innern,  es  könne 
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winern  (icsuche  so  lauge  nicht  euUsprochcii  wtrdi  n,  bis  i-r  eine  von  der  zu- 
Bt&ndigen  Amts*  tesp.  Oeriditflstelle  gefertigte  und  beglaubigte  Urkunde  fiber 
die  erfolgte  Scheidiiiig  Ton  seiner  ersten  Eltefran  beigebraclit  haben  werde: 

die  Eintraguni.'  des  von  einem  ausländischen  Gerichte  ausgesprochenen 
Scheidungsurteils  müsse  ab^jiltlrnt  werden,  da  in  ( i« mäCluit  des  Art  V.^  des 
( 'ivil8tandsge*?et7:rf?  nur  schweuehscbe  Gerichte  zur  ÖcUddung  eiaer  schweiae- 
riiicben  Ehe  zuständig  seien. 

Am  10.  Dezember  1902  verheiratete  sich  D.  in  London  Tor  dem 
.«Register  office*  des  Holbom  Distriktes  nnd  verlangte  nnn,  gestfttst  anf  die 
von  dem  (^vilstandsbeamten  aufgestellte  Bhebes«Aeinigttng  ven  seiner  Heimat- 
geraeinde  die  Ausstellung  von  Familienpapieren  für  sich  nnd  seine  Ehefrau 
iJ.-ß.  Vinn  st.  gallifiche  Departement  des  Innrni  hielt  aber  an  seiner  früheren 
EntscluMiliiiiu  fest,  indem  es  ausführte,  da  das  dt.utsflie  .^i  heidungsurteil  be- 
züglich der  ersten  Ehe  des  Petenten  mit  WilhcltHine  H.  von  St.  Gallen 
nicht  anerkannt  worden  sei,  so  müsse  anch  die  Bhe  D.-B»  als  ungültig  be- 
trachtet werden. 

II.  Diese  Entscheidung  ist  dnreh  den  st.  gallischen  Regierung^rat.  an 
den  sich  Z>.  auf  tlfiii  Rechtswege  wandte,  am  4.  Aiitrust  1903  bestiiti_'t  \^  (lllU'n. 

D.  hat  diesen  ilr-;rhluß  mit  Eiii^'abe  vom  lö.  August  llNi-i  an  den 
iiundesrat  weitergezogen  und  auf  (jnind  von  Art.  54  Abs.  3  der  Bundesrats- 
verfaesnng  die  Anerkennnng  seiner  in  England  geschlossene  Ehe  verlangt 

m.  Das  eidg.  Justiz*  nnd  Polineidepartement  hat  vomst  die  scbweiie* 
rische  Gesandtschaft  in  London  um  Auskunft  über  dif-  Frage  ersucht,  ob  die 
englische  Gosctjigcbung  in  Statusfragen  für  die  Ausländer  dessen  Heimatic  rht 
anerkenne,  und  oh  die  zweite,  in  England  abjjeschlossene  Ehe  des  Rekurrenten 
auch  in  dem  Falle  Gültigkeit  habe,  wenn  dessen  Ueimatstaat  seine  erste  Ehe 
als  noch  nicht  gelöst  betrachte. 

Der  Bwidit  der  Oesaadtachaft  vom  31.  Angnsflö.  Septnnber  1903,  der 
von  der  Abschrift  eines  Schreibens  des  engUseben  answ&rtigen  Amtes  begleitet 
ist.  geht  dahin,  die  englischen  Gerichte  würden  das  Sei;  iiungs- 
nrteil  des  Landgerichts  von  Düsseldorf  in  Sachrn  T>  H.  aner- 
kennen, falls  das  Domizil  der  Viridi  n  Parteien  zur  Ziit  inner- 
halb der  englischen  U ti ichtsbarkeit  lüge.  Der  Civilstandsbeaiute 
von  Holbom  sei  nicht  gezwungen  gewesen,  sidi  nn  veigewissem,  ob  das 
Dttsseldorler  ürteil  nach  sdiweizeriseheni  Recht  gültig  war  oder  nicht;  die 
Civilstandsbeamten  nehmen  beschworene  Erklärungen  entgegen,  daß  der  ab- 
znsclilicßindeii  Eilt"  keine  Hindernisse  im  Weire  stehen,  nnd  darauf  gestützt 
seien  sie  zur  Vornahme  der  Trauunir  ermiicliiiLrt :  ein  die  Wahrhaftifikeit  der 
angegebenen  Erklärungen  bestätigendes  Zeugnis  biau(  hten  sie  nicht  einzuholen. 

£)  In  rechtlicher  Beziehung  fallt  in  Betracht: 
Im  Beknrsfalle  wird  die  An^ennung  einer  Ehe  verlangt,  gestfltst  auf 
die  in  Abs.  8  v<mi  Art  64  der  Bnndesverfassnng  nnd  Art.  25  des  Bundes» 
geseties  betreflfcnd  die  Feststellung  und  Beurkundung  des  CSvilstandes  nnd 
der  Ehe,  vom  24.  Guistmonat  1874,  au8geq»ro^enen  Bestimmungen,  wonach 
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die  im  Audande  nach  der  dort  geltenden  Gcaets^ebung  abgeechloBsene  E3ie 
im  Gebiete  der  Eidgenoeaenachaft  ala  Ehe  anerkannt  werden  soll. 

Die  Anfsichtsbehörde,  in  letster  Linie  der  Eegieningwat  des  Kantons 
St.  Qallen,  hnhen  die  Anerkennung  der  vom  Rekurrenten  im  Jabre  1902  ab- 

y;<'>rhl(ts.s<MK'n  Ehe  aus  dem  Grnndo  vrrvs'eifrert.  weil  Reknrrt'nt  nach  srhweize- 
risthein  liecht  als  schon  vor  1^02  {in  tist^r  Khi  i  verheiratet  zu  betrachten 
gewesen  sei,  und  der  Eheabschluß  des  Hekurrcntcn  in  i::.uglund  nur  zum  Zweck 
der  Anttkennnng  dw  Seheidnng  der  waten  Ehe  dea  Belrarrenten  in  fraudem 
tegia,  d.  h.  der  Beatimmnngen  dea  Civilatandageaetaea  in  Art.  43  aber  die 
Anbringnng  der  Scheidungsklagen  der  Schweiaer  vorgenommen  worden  aei. 

Ans  den  Akten  ergibt  sich,  daU  iliea  lefztcrc  in  der  Tat  der  Fall  ist. 
Obwohl  Rekurrent  durch  die  st.  {^a]lis(  lioji  Behörden  über  die  Xichti^M^eit  des 
vom  Landgeriflit  in  DüsseUlorf  ausgesprochenen  Scbejdnngsuiteilt»  über  seine 
erste  Ehe  genau  und  unter  Hinweis  auf  die  Bestimmungen  des  Civilstands- 
geaetaea  nntwxichtet  worden  war,  bat  er  trota^ffln  die  Schmdung  bei  dem 
nach  Bnndeareeht  anaacUiefllichai  Gerichte  aeinea  achweia«dachen  Hdraatortea 
nicht  nachgeancht;  er  hat  viebnehr  die  Anerkennung  aefaier  Scheidung  dadurch 
2U  erlangen  Teiaucht,  daß  er  auf  Gnii! !  I  r  Verfassungsbeatinmiungen 
Uber  die  Anerkennnnj^  der  Eheschließung  im  Ausland  die  Anerkennung  seiner 
Berechtigung  zu  einem  nein  n  Kheabachloü  and  damit  die  Anerlcennung  seiner 
zweiten  Ehe  zu  erwirken  strebt. 

Wenn  man  auch  bedauern  kann,  daß  die  Bestimmungen 
von  Artw  54  BV  aber  die  Anerkennung  der  im  Aualand  abgc- 
sehlosaenen  Ehe  daau  benutst  werden  können,  um  andere 
Normen  der  achweiaeriacben  Geaetzgebung  au  umgehen,  ao 
kann  vorliegenden  Falles  angesichts  der  unzweideutigen 
?Iorm  der  Bundesverfassung  nicht  anders  entschiedon 
werden,  als  d  a  Ü  demselben  alle  Bestimmungen  <I  e  r  Bundes- 
gesetzgebung  und  damit  auch  des  Art.  43  des  Civilstands- 
geaetsea  nachgeaetst  werden.  Ea  iat  aomit  die  Ehe  dea 
Rekurrenten,  da  aie  in  England  nach  der  dortigen  Geaetx« 
gebung  galtig  abgeachloaaen  worden  iat,  auch  in  derSchweix 
galtig,  und  es  erlangt  damit  auch  die  in  Deutschland  aua* 
geaprocheno  Ehescheidung  Gültigkeit  in  der  Schweiz. 

Der  Bundesrat  setzt  mit  diesem  Beschlüsse  übrigens  nur  die  Praxis 
fort,  die  er  bereits  in  seinem  (ieschältsberichte  vom  Jahre  i8Uti  im  Hinblick 
auf  die  Entscheidung  des  Justiz-  and  PoUzeidepartements  in  Sachen  Stadler 
vom  19.  Auguat  1896  aanktioniert  bat  (Geaohftftabericht  dea  6und«watea  pro 
1896,  Bundeabiatt  1697,  I,  372  IT.)  nnd  die  im  Bericht  der  Kommiaaion  dea 
Ständerates  über  die  Gaacdiäftsführung  des  Bundesrates  vom  22.  Mai  1897 
nicht  beanatandet  wurde  fBundesblatt  IK!)7.  ITT.  507  ff.). 

I)  (■  ni  n  a  c  h  wird  e  r  k  a  n  n  t : 

Die  Beschwerde  ist  bcL'riindet  erklärt  und  die  Regierung  des  Kantons 
8t.  Gallen  eingeladen,  dua  zusCiiulige  i'ivilst^ndsamt  anzuhalten,  die  Scheidung 
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der  «.Täten  Ehe  düs  KckurrcaU;n  vuu  der  WilhelmtHe  H.  uud  deu  Abschluß 
der  Bweiteti  Ehe  desMlben  mit  der  Ida  B.  einnttragen.* 

Ungarn.  ^) 

Zesshn.  Maßqchllchl  cit  der  i<"istf'rn'j<  Jtischefi i  h\i  patriae  für 

die  G esciut I isj li Ii iffkeit  {EntmniniKuntfi  iveyen  Versrhtrenflitngj. 

Urteil  der  ung.  Kurie  foherster  (irikhtHhof)  fo  IL'  lyu.i  {:i98/1903\ 
(Jofffudomfitttfi  Kozlonii  IU(i4  No.  2  lU-ihnjc  S.  9.) 

Graf  P.,  österreichischer  Staatsbürger,  zedierte  zu  [Budapest  eine  ihm 
wider  B.  zusteheude  Forderung  von  2000  Kronen  dem  C.  Nachdem  der  Zenas 
B.  dem  Zessionar  C.  die  Schuld  zu  beuhlen  verweigerte,  wurde  er  gerichtlich 
anf  Zahlung  behingt,  erhob  aber  gegen  die  Klage  die  Einwendnng  der  mangelnden 

aktiven  Klagelegitimation  des  Zessionars  C.,  w»  il  der  Zedent  znr  Zeit  der 
»  rfiilcrirn  Zession  xm  flem  zuständigen  üsterreivhüchen  Gerichte  wegen  Ver- 
schwendung iK  iriTs  iHitt  r  Kurat<'l  gestallt  war. 

Die  zwei  unteren  Instanzen  gaben  der  Einwendung  i''ulge  uud  erkaiinteti 
auf  Ahweisong  der  Klage,  weil  die  oiTilrechtlidie  Handlongsfälugkeit  yon 
Anslilndem  im  Sinne  der  ungarischen  Gesetze  nach  der  Im  patriae  des  Aoa- 
länders  zu  beurteilen  seL  Dem  Zedenten  habe  aber  zur  Zeit  der  Z<-?si4)ii  die 
Fähigkeit,  die  Fordenniir  zu  zedieren,  nach  dem  risterreichisrlii  n  B(5B  ((«esetJt 
seiner  Heimat)  aus  d. m  oWn  erwähnten  Grunde  unzweifelhaft  u«  niimirclt 

Auf  Grund  des  S  Ihöa  QA  XVIII  18U3  (Gesetz  über  das  bumniarver- 
fahren)  legte  der  Kläger  Revision  dn.^  Zur  BegrOndmig  der  Revisira  f&hrte 
er  an :  Nachdem  die  Zession  m  Budapest  erfolgt  ist,  h&tten  die  beiden  Unter- 
gerichte  Absatz  2  des  §  95  der  ungarischen  Wechselordnung  analug  anwenden 
müssen.  Abgesehen  hiervon,  1»  uimii  ilii  Kechtswirkung  der  Verhängung  der 
Kuratel  gegenühor  drittt  n  Pc  rsoiien  im  Sinne  des  ^  'V)  GA  XX  1877  ; Gesetz 
über  Vormundscliaft  und  Kuratel)  mit  dem  Tage,  welcher  anf  die  im  Amts- 
blatte enthaltene  eiste  Kundmachung  über  die  KuratelsTerhängiiug  folgt. 
Eine  solche  Kundmachung  der  Aber  den  Grafen  P.  verhilngten  Kuratel  sei 
aber  in  dem  ungarischen  Amtsblatte  uidit  erschioien. 

1)  Mitgeteilt  von  Herrn  Dr.  Isidor  Schwär tz,  Regierungskonziyist 
in  Sarajevo. 

-  W.  1."  11  tinrirhiiiT'  r  Anwendung  der  materiellen  Rechtsnormen.  DaÜ 
die  Revision  auch  wegen  unrichtiger  Anwendung  ausländischer  Rechtsnormen 
zniftssig  sei,  unterliegt  keinem  Zweifel.  Vgl.  Witfmann ,  ^Tnfemntifmales 
und  intertemiwralcs  Pr/ratreil//'  in  uiiL'ari-'  liri  S'iir;u  In/  r.uil.i[i(  si  1!WV2 
Ö.  3 — 6j,  Meili,  „Dan  iHtemationalc  Cicil-  und  IlaHdelsrecht"  II.  Band 
(Zttrich  1902)  S.  6  und  Dr.  Klein,  ^Die  Refftamum  de»  iHtemaUmaUn 
Pf  icatrecJitü" .  Ztschr.  XIII  I^ö8  ff.  I  ber  di  ii  w  ris  ;insl:indi.s(  lu  ii  Rechtes 
vgl.  die  Entscheidung  der  k.  ung.  Kurie  vom  15).  11.  liK)3  5;^8(>  11)02  („Jogiu- 
(Utmdmji  Közmmj"  mM  Nr.  2  Beilage  S.  11).  [Dem  Kiftger  wurde  auf- 
getragen, den  Nachweis  zu  erbringen,  welches  Oeseta  im  Staate  Connecticut 
Uber  die  Form  der  Testamente  besteht.]  Schwär tz. 
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Die  nng.  Kurie  Tecmuf  die  Reriaicm  des  KUgen  mit  nadutebeitder 
Begrflndnng : 

^Unbestritfpn  ist  es,  daß  Graf  P  zur  Zeit  der  Zession  österreichischer 
Staatsbürger  und  vou  dem  zuständigen  österreichischen  Gerichte  anter  Kuratel 
gestellt  war. 

Das  Berufiuigsgericlit  hat  keine  materielle  Becbtenoim  dadnxch  verletit^ 
4a6  es  dicfle  Zession  wegen  mangelnder  Handinngsilliigkeit  des  Zedenten  für 
nngUtig  erklärt  hat.  weil  die  Handlungsfähigkeit  des  Ansl&nders,  wie  das 

Berufungsgericht  richtig  ausgeführt  hat,  im  8inne  des  ungarischen  Rechtes 
nach  den  GesetTien  der  Heimat  des  Ansirmders  -m  beurteilen  ist.'i 

Voll  dieser  itc^'cl  findet  eine  Ausiialiiue  nur  dann  statt,  wciui  das  iie- 
treffende  ausländische  Kecht  selbst  anders  verfügt.  Die  Tatsache,  daß  die  in 
Bede  stehende  Zession  in  Budapest  erfolgt  ist  nnd  daB  der  Kläger  eTentoell 
keine  Kenntnis  gehabt  hat,  da6  der  mit  ihm  kontrahierende  Aoslftnder  im 
Auslände  nnter  Kuatet  gestellt  war,  Ist  Ton  keiner  entseheidoiden  Bedeotnng, 
well  nach  dem  Gesagten  nicht  der  Ort  des  Abschlusses  des  Beditsgeschüftes 
maÜL'ebnnd  ist  und  auch  der  Inliindor.  wenu  er  mit  einem  Ausländer  ein 
Recht sizescliüft  abschließt,  über  die  iifrsiinlicben  Verhältnisse  des  Ausljinders 
im  eigenen  Interesse  Erkundigungen  einzuholen,  mit  Umsicht  vorzugehen  ge- 
halten ist. 

Es  steht  außer  Zweifel,  daß  Otaf  P.  Im  Sinne  der  §§  273  nnd  865  des 
^Merreiehischen  a.  BQB  als  eine  wegen  Verschwendung  unter  Kuratel  stehende 

Person  Uber  sein  YermSgen  nicht  frt  i  vt  rfüu'cn,  onerose  Rechtegeschäfte  nicht 
abschließen  konnte,  es  ist  anrb  nnr.weifelhaft.  daß  in  dieser  Hinsicht  zwischen 
Österreich  nnd  Fn^rani  lieziprozitiit  besteht. 

Die  II  eiii\vi(  kelt*  n  l'riiizipien  gelangen  auch  in  unseren  Gesetzen 
an  nithixitu  hielleu  ^uui  Ausdrucke,  insbesondere  erklärt  §  1Ü6  üA  XXXI 
1894  (Ehegesetz)  ansdrttcklksh,  daft  die  Giltigkeit  der  Ehe  in  Ansehung  des 
Alters  nnd  der  HandlungslfthiglMit  bezüglich  jedes  Ehegenoaaen  auaschlieSIich 
nach  dem  Gesetze  seiner  Heimat  zu  beurteilen  sei.  §  62  des  OA  XX- 1877 
anerkennt  die  im  Auslande  bestellte  Vormnndschaft  auch  in  Ungarn  als 
rechtswirksam.  Der  §  33  GA  XX  1877  trifft  über  die  aiisliindiwhe  Kuratel 
überhaupt  keine  Bestimmung  und  verfügt  auch  iiiclit.  daß  die  in  rnsrnrn 
verhängte  Kuratel,  um  im  Auslande  giltig  zu  sein,  auch  im  Auslände  kund- 
gemacht werden  mU6te. 

Absats  2  des  §  9&  des  Wecfaselgesetzes  kann  aber  auf  den  Torliegenden 
Fall  deshalb  nieht  angewendet  werden,  weO  die  speziellen  Bestimmungen  des 
Wechsel gesetzes  für  den  Bereich  des  allgemeinen  Privatrechtes  keine  Geltung 
haben  und  in  Bezug  auf  die  ILmdlung.sfähigkeit  auch  schon  deshalb  nicht, 
weil  die  im  Absätze  2  des  5^  Stö  VVechselgesetzes  enthaltene  ricrnrosere  Auf- 
fassung durch  die  iuternationale  Rechtssicherheit  und  auch  dadurch  begründet 

^)  Übereiuütiukiuend  die  Ent«chei<lung  der  k.  ung.  Kurie  29.  1.  18ül 
£682/1890  (Sammlung  von  Markus^  1.  Anfl.  n.  Bd.  S.  92).  Schwärt m. 
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erscheint,  daß  die  Weclitjelvtrpriichtcten  iu  ihrtu  llecbtsgesch&ften  in  der  Kegel 
mit  einander  in  keinen  unmittelbaren  persönUcben  Verkehr  treten.^)" 

•)  Eine  AuMialiinr  von  der  Ausnuhmsbt  stiinmnng  des  Absatzes  2  de» 
§  95  der  Wechselordnung  (also  Kücklcehr  zur  Kegei  des  ^  Üb  Absatz  1  Wechsel- 
ordnnng.  daß  die  weclnelreehtliche  Hanillnngsfühigkeit  des  Anslftndera  nach 
der  Ir.r  paf/  i'dc  zu  bctirtrilt  n  sei),  lilßt  dir  k.  ung.  Kurie  nur  in  drui  Falle 
zu,  wenn  der  Beschluii,  durch  welchen  die  Ua&dlimgBfälkigkeit  des  Ausläudera 
seitens  seiner  heimatUehen  xost&ndigen  BehSide  beschrtakt  wurde,  im  nngari« 
sehen  Amtsblatt  kundg« marht  worden  ist.  it'rteil  vom  29.  1.  1{K)3  Zahl 
1482/li>ü2  „Jogtuäomänyi  Kömny"  1904  Beilage  S.  13.)  Mit  Becht,  weil 
es  dne  Verletzung  der  ReziprositK^  wäre,  wenn  der  Ausländer  in  diesen  FUl» 
schlechter  als  der  InUUider  behandelt  werden  wflrde.  Sehwartß, 


Digitized  by  Google 


Vermischte  Mitteilungen. 

Von  der  Redaktion. 


1.  Zur  Trage  dar  Seegrense  des  TeriitoiuüiiieereB. 

Die  in  dieser  Zeitschr.  Xn  137  erörterte  Frage  wird 
jüngstens  von  Pereis  (Das  internationale  öffentliche  Seerecht 
der  Gegenwart,  Berlin  1^K)3  S.  22  ff.  i  dahin  beantwortet,  daß 
die  Aiisdelinimg:  des  Kü.stt'iiiiireiTs  abliUngig  «ei  „von  der 
größten  Tragweite  der  Geschütze  jeder  Zeit- 
epüclie-,  jedoch  mit  der  Einschränkung:  „soweit  dabei 
auf  eine  hinreichende  Treffsicherheit  gerechnet 
werden  kann/ 

In  der  deutschen  „Mar/ ne  -  Bundschau"  1903  S.  372 
wird  berichtet,  daß  das  augenblicklich  mächtigste  Piesrhütz, 
^a«  neue  40,5  cm  Geschütz  der  amerikanischen  hestungs- 
artillerie  bei  der  höchsten  Elevation  (von  etwa.s  ülier  40*^) 
auf  83  789  m  (etwa  21  Seemeilen)  feuern  könne ;  Schieß- 
Tersuche  aber  seien  auf  diese  Entfernung  unter  anderni  des- 
wegen nicht  gemacht,  weil  es  nur  möglich  sei,  Zielobjekte  in 
einer  Entfernung  von  5  bis  7  Seemeilen  (9000 — 13000  m)  zu 
sehen. 

2.  Das  aoetralische  Einwandeningegesetz  von 

Die  Zeitschrift  „Easport^  (Organ  des  Zentralvereins  ffir 
Handelsgeographie  etc.)  gibt  folgende  Mitteilung  als  Original- 
bericht aus  Adelaide: 

.Am  83.  Desembw  1901  bestätigte  der  GeneralgoiiTenieiir  des  Bunde»- 
Swlaments  von  Australien  ein  Oesets  No.  17  1901  znr  Besclurinlning  der 
nnwanilf-rcr  und  deren  Ausweisung  aus  Australien.  Pflr  EaropSer  sind  die 
Klauseln  3.  7.  8  und  0  von  Intoifsso.    DRsclben  lauten : 

§  3.  Die  Einwanderung  in  Australien  ist  folgenden  Immigranten 
verboten. 
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Jedem,  weit  her  auf  Ersuchen  eines  Zollbeamten  in  deetsen  Gegenwart 
nicht  imstande  ist.  öO  ihm  diktierte  Wörter  in  einer,  vom  Zollbeamten  be- 
stiarnttcn  eniopiiaclien  j^racbe  m  adudben. 

b)  Jedem,  der  nach  Ansicht  dea  ZollminiBtere  od«r  eine«  Iteaimfam  deu 
Staate  oder  einer  mildtätigen  Anstalt  sor  Last  faUen  kann. 

c)  Jedem  Geisteskranken. 

dl  Jedem,  der  mit  einer  ansteckenden  oder  gefährlichen  Krankheit  be- 
haftet ist. 

e)  Jedem,  der  innerhalb  dreier  Jahre  fttr  irgend  dnVialnieciien  (politiacbe 
Verbrechen  sind  aiugenomm»i)  mit  mehr  als  1  Jahr  Oefingnis  beatraft  iBL 

f)  Prostitiiierte. 

gl  Jedem .  der  sich  kontraktlirh  r.n  Irgcndwi  lrlior  Hamlarlicit  in 
AuBtralieu  verpüichtet  hat.  -  Vurbelialtcn  ist  es  dem  Minister.  V>i 'suinlers 
befähigten  Arbeitern  die  Einwanderung  zu  gestatten  und  die  Beschäftigung 
inmider  Seeleute  auf  Ktlstenfahisengen  zu  gewähren,  wenn  «olche  Seeteote 
den  ttblichm  Lohn  erhalten. 

§  7.  Eine  Gefängnisstrafe  bis  zu  6  Monaten  kann  Uber  diejenigim 
Immigranten  verhängt  werden,  welche  §  8  zuwider  in  Australien  eil^Fewandert 
sind.    Auch  steht  dem  Minister  das  Recht  der  Ausweisung  zu. 

§  8.  Gestattet  dem  Minister,  jeden  nicht  nataralisierten  Ausländer, 
der  gewisser  Verbrechen  halber  bestraft  wird,  auszuweisen. 

§  9.  Schiffskapitftne  können  fttr  jed«i  Einwanderer,  welcher  ans  Land 
kommt,  und  den  obigen  Verboten  xuwider  einwandert,  mit  £  100  Strafe 
haftbar  gemacht  werden. 

Die  dt  rn  Minister  nnd  Beamten  zustehenden  Rechte  sind  seit  einijsren 
Wochen  vi  rs{  liicdi  iitlirh  in  Auwendung  gebracht,  und  wie  ich  höre,  soll 
61  Passagieren  des  Nurddeutschen  Llojddampfers  „Bremen"  die  Landuuff  in 
Freemantie  und  Port  Adelaide  in  letzter  Woche  verboten  worden  sein,  jedoch 
hoffen  diesellien  in  Melbourne  oder  Sidney  noch  ministerielle  Erlaubnis  bot 
Landung  und  somit  xur  Einwanderung  zu  bekommen. " 

3.  Legitimation  unehelicher  Kinder  durch  Ausländer.') 

In  der  Zeitschrift  „Das  Sta)i(h'samt'*  1903  S.  243  wird  aus 
einer  Standesbeamtenkon ferenz  im  Regierungsbezirk  Düsseldorf 
V.  26.  Sept.  1903  berichtet: 

Standesbeamter  iSc// /// /7xr-Meiderich  äußert: 

.Man  unterscheidet  folgende  Arten  von  Legitimation: 

a)  durch  die  nachfolgende  Ehe; 

bt  durch  Verfügung  der  Staatsgewalt  (Ehelichkeitsvrkliuung  ete  ); 
c;  durch   richtexlichcn  Ausspruch   oder   durch  Erklärung   den  Vaters 
Tor  Gericht 


0  Vgl.  Ztsch.  XllI  417  S.,  besonders  418,  419. 
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Die  Regel  bildet  die  Legitimation  durch  nachfolgende  Ebe.  Im  Beatacben 
Reich  kennt  man  nnr  die  zwei  znerst  bezeirlux  t«  n  Arten. 

Wenden  wir  uns  nunmehr  der  Logitinuitiun  unehelicher  Kindf-r  durch 
Ausländer  zu,  so  werden  wir  zunächst  fragen  milsseu:  ,nach  welchem  licchte 
ist  eine  solche  Legitimation  zu  beurteilen?" 

Artikel  22  AIm.  1  des  E6  s.  BOB  aelureibt  vor: 

«Die  Legitimatloii  eines  nnehelichen  Kindes  sowie  die  Annahme 
an  Kindesstatt  bestimmt  sich,  wenn  der  Vat^r  znr  Zeit  der  Legitimation 
oder  der  Annehmende  zur  Zeit  der  Annahme  die  fieklisangeiiöriglteit 
besitzt,  nach  don  deutschen  Gesetzen  .  .  .  / 

Hioraus  ist  aber  nicht  direkt  zu  crscl«  n.  wie  es  zn  halten  ist.  wenn 
der  Vater  mr  Zeit  der  Legitimation  ein  Au  blander  iät.  Wir  können  aus 
dem  Abs.  1  des  Art  22  nnr  folgern,  daft  wenn  der  Vater  cor  Zeit  der 
Legitimation  die  Reicbsangehörigkeit  nicbt  besitxt»  die  deatschen  Gesetie 
keine  Anwendung  finden.  Verfolgt  man  die  Entstehnngsgeschichte  des  Art.  22 
und  die  LIteratar  darüber,  so  ündet  man  aber,  d&&  allgemein  der  Grundsatz 
anerkannt  worden  ist,  dal5  für  die  Leeitiniation  rinos  unehelirhpn  Kindes  die 
Gesetze  des  Staate  s  maßgebend  sind,  welchem  der  Vater  zur  /«  it  (1<  r  Lt  uMti- 
mation  angehört.  Man  hatte  auch  bei  der  Beratung  des  BGB  anfangs  die 
Absicht,  diesen  Qmndsata  in  das  Gesetz  aafznnehmen»  man  bat  mch  aber 
sehließlidi  nnr  anf  den  Anwendongsbeieioh  des  dentscbim  Reebts  bescbtSnkt 

Tatsache  ist  aber,  und  idi  meine,  wir  sollten  nns  daran  halten^  daS  der 
Onudsats,  dafi  fttr  die  Legitimation  das  Personnlstatut  des  Vaters  maßgebend 
ist,  in  der  dcntsrhen  Rechtswis-^i^nschaft  ausiuihmslos  anerkaniit  wird.  Wir 
tinden  diesen  Grunilsatz.  dor  auch  schon  früher  bestand,  praktisch  angewandt 
in  dem  Gesetz  über  die  Erwerbung  und  den  Verlust  der  Reichs-  und  Staats- 
angehörigkeit vom  1.  Juni  Ib^U.  Dort  heilit  es  im  §  13  Ziffer  4:  ^Die 
Staataangtthttiigkeit  geht  fortan  Terloren  bei  nnehelichen  Kindern  durah 
eine  den  gesetslichen  Bestimmungen  gem&ß  erfolgte  Legitimation, 
wenn  der  Vater  einem  andern  Staate  angehört  als  die  Hntter.'  Während 
bei  ^  4  dieses  Gesetzes  die  deutschen  fiesetze  Anerkennung  linden,  ist  hier 
bei  Le^timation  eines  Kindes  durch  (inen  Ausländer  dessen  heimatliche 
Gesetzgebung  als  maß^ehend  /,u  erachten. 

Wenden  wir  ixm  nun  bei  dem  Mangel  einer  näheren  Instruktion  der 
weiteren  Frage  zu:  ,Wie  verhalten  wir  uns  den  Anerkennuugserldftningen 
der  AosUnder  gegeoaber?" 

Es  gibt  da  nnr  swei  HttgUcbkeiten: 
1)  entweder  wir  weisen  solche  Anträire  nindwej;  ab  und  verweisen  die 
Beteiligten  an  das  Amtsgericht  (§11  Abs.  3  Per8.-äes.),  oder  an  ihren 

Konsul  1),  oder 


^)  Denn  auch  die  auslrindischrn  Konsuln  habon  wenigstens  zum  Teil 
das  Recht,  Anerkennungserklaruiitfeii  m  beurknnden ;  hinsichtlich  der 
italienischen  Staatsangehttrigen  siehe"  x.  B.  „Siandegamt"  1902  8.  27. 
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2»  wir  nehuieii  die  Anträge  au.  berüoksichtij^en  aber  dabei  die  Gesetz- 
gebung des  Auslandes  über  die  Legitimation  und  zwar  nicht  nur  hin- 
«iditlicb  der  VoranneUnngra,  sondern  auch  lümiditiidi  der  Form. 
Unter  allen  Umständen  aber  mflseen  wir  es  Termeiden, 
AnslAndern  gegenüber  unser  eigenes  deutsches  Recht  an*- 
zuwenden.    Wir  würden  dabw  dem  Kinde  unter  Unut&nden  Schaden 
zufügen. 

Gestatten  Sic,  m.  U.,  daß  ich  hier  etwas  näher  auf  die  ausländischen 
Bestimmongen  hinsiditlicli  der  ZnlJlssigkeit  der  Legitimation  eingehe. 
In  materieller  Hinsicht  sind  wa  nnterscheiden: 

I.  diejenigen  8taat«>n,  in  denen  die  LegitimaHoD  aasnahmslos  /ul  issiir 
ist:  Österreich,  üng.irn.  nänemark,')  Schweden.*)  Norwegen.'»  Schweiz 
mit  Aiisnahmf  des  französischpii  Reciitsgebicta,  Serbien,  Vereinigte 
Stuat<:n  von  Amerika,  Mexiko  und  Guatemala, 

II.  diejenigen  Staaten,  in  denen  die  Legitimation  nur  unter  gewissen  Vor- 
anssetsnngra  gestattet,  nnter  andoren  abw  yerbotoi  ist:  Belgien, 
Prankreich.  Luxemburg,  Niederland,  Monaco,  Italien,  RuBland.  Portugal. 
Rumänien,  Schottland,  Schweiz,  Spanien,  Argentinien.  Bolivien,  Brasilien, 
Chile.  Kolumbien,  Costa-Rica,  Eruatlnr.  PtTti,  San  Salvador,  Uruguay, 
Venezuela  und  Lonisiana  in  den  Veieinigteu  Staaten, 

III.  diejenigen  Sta,at«n,  die  uberliaupt  keine  Legitimation  kennen:  Englauii 
und  Irland  nnd  die  englischen  Besltiungen  Westindiens. 

Weiter  sind  in  fonndler  Hinsicht,  d.  b.  In  der  Form  der  Legitimation, 
zu  unterscheiden: 

I.  diejeniu:im  Staaten,  die  nnr  eine  Lcuntiniutinii  durch  nachfolgende  Bhe 

kennen:  licltricii,  Kranknicli.  Luxemburg  uml  Monaco, 
II.  diejenigen  Staaten,  die  auüer  durch  nachfolgende  Kha  auch  noch  eine 
solche  dvreb  Ehelicbkeitserkl&rung,  sei  es  mittels  Verfügung  des  Staats- 
oberhauptes, sei  es  mittels  richterlichen  Erkenntnisses  oder  in  anderer 
Weise  kennen :  alle  übrigen  Staaten,  mit  Ausnahme  derjenigen,  die  Über- 
haupt kein«  L(  gitimation  kennen 
Sie  werde!!  nun  fragen:  Wie  vorfahren  wir  nun  im  tcrüfbrnoii  FalK- 
In  der  Schweiz,  wo  die  8tandet>auitli*.hen  \'erhält»isse  dt^n  unseren  äUnlicli 
sind,  haben  die  Standesbeamten  dieserhalb  eine  besondere  Anweisung.  In 
dieser  heifit  es  wörtlich: 

„Zur  Qflitigkeit  der  Anerkennung  Ist  erforderlieh,  daB  sie  den  Vorans- 
setzungen,  von  deren  Zutreffen  ihre  rechtliche  Wirksamkeit  nach  der  Gesetz- 
gebung «U's  Hfimaf  kantous  des  anerki  nncnden  Vaters  abhängii;  ist.  entsiu  icht 
Der  ^'ivilstan^l^!ll  aintr  hat  daher  hit  rauf  sein  uanz  besonderes  Augenmerk  zu 
richten.    Dies  tiiulct  auch  Anwendung,  wenn  ein  Angehöriger  eines 

'  >  In  Däni  Hiark.  Norwegen,  Schweden  fimfi't  die  Le^ritiiiiatinn  eines 
unrht  lit  !icn  Kindt  s  statt  auf  Grund  einer  vor  dem  Gi richte  abgegebenen 
Ant  i  k«  unungsurkunde  des  Vaters  des  un(  hell i  hen  Kindes;  in  Schweden  werden 
uneheliche  lUnder  durch  die  Verlobung  der  £ltem  legitimiert. 
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ansirftrtigen  Staates  ein  »ii6erebelieh«8  Kind  in  einem 

schweizerisrhen  Kantone  anerkennen  will.  Leistet  der  aner- 
kennende Vater  durch  eine  öffentliche  Urkunde  din  volls,MJlti<jen  Ausweis, 
dati  f^ein  heiiuatlicher  Staat  die  Anerkennung  mit  der  inehrerwHhnten 
Wirkung  auf  den  Civilstand  des  Kindes  zulaßt,  ao  ist  die  Anerkt^unungs- 
erklürang  in  die  Gebnrtmirkiuide  «ufsinieluneii;  im  andern  Falle  dagegen 
die  Anftiahme  sn  verweigem.  Wenn  in  dieeer  Hinsicht  irgend  welclie 
Zweifel  beetehea,  so  wird  der  ('ivilstandsbeamte  immer  Toreret  die  Weirangen 
der  AuisichtebeliOide  einholen.* 

Diese  AIn^  eisung  ist  in.  E.  verst&ndlich  nnd  dürfte  auch  nns  zeigen, 
wie  wir  in  solchen  Fällen  verfahren  können.  Wir  sehen  rndrm  durch  Art  4H 
Pr  AG  z.  BGB.  in  weleher  Weise  das  a  u  s  1  ä  n  d  i  s  r  h  e  K  !i  i-  r  c  e  h  t  bei  Ehe- 
schlieünngen  Anwendung  findet.  In  ähnlicher  Weise  könnten  wir  uns  auch 
Avalmnft  gehen  lanen  Aber  das  ansUndische  Hecht  hetreSeud  die  Legitimation. 
Jedenfatla  bat  der  Standesheiunte  vorher  festenstellen,  nnter  welchen  Voraits* 
setmogen  die  Legitimation  im  andindiscben  Staat  anericannt  wird. 

Zum  Scblnsse  will  ich  noch  darauf  anfmerksam  machen,  daB  es  Torkommt, 
daB  hier  im  Inland  geborene  Kinder  später  im  Ausland,  sei  es  von  Inländern, 
»ei  PS  von  Ausländem  anerkannt  werden.  Es  handelt  sich  alsdann  für  uns 
spater  um  die  Beisr  hrdliunir  eines  K.mdvermerks  znr  nebiirtsurkiinde.  In 
diesen  Fällen  ist  hei  Vorlage  eines  Antrages  auf  Beischreibung  eines  Rand- 
vermerks zu  prüfen; 

a;  ub  die  materiellen  Voraussetzungen  zur  Legitimation  nach  dem  l'er- 
sonalstatQt  des  Vaters  des  Kindes  yorliegen;  evtl.  ist  amsh.  der  Nach- 
wms  der  EheschlieBnng  zn  fordern, 

b)  ob  die  Urkande  formell  gültig  ist^  d.h.  ob  sie  vom  sustftndigen 
Beamten  angenommen  nnd  ob  sie  ordnnngsm&Big  beglanbigt  worden  ist^ 

c)  ob  anch  dar  im  §  26  des  Personenstand  Bgesetses  vorgesehene  Antrag 
eines  Beteiligten  vorliegt  bezw.  ob  gemlUI.§  15  der  BnndesratBvorschriften 
nach  der  vorliegenden  Urknnde  ein  solcher  Antrag  als  vorhanden  an- 
genommen w<  rdf-n  kann. 

Ich  verweise  iiiLrljn  auf  die  Bestinimnng  in  Art.  11  des  EG  z.  BGB. 
wonach  für  die  Form  eines  Rechtsgeschäfts  die  Beobachtung  der  Gesetze  des 
Ortes  genügt,  an  dem  das  RechtagMdiift  vorgenommen  wird. 

Endlich  künnot  dentsche  Staatsangehörige  ihre  Anerkennnngserklttmngen 
anch  im  Anstand  vor  dem  deutschen  Konsol  abgeben.  Denn  §  16  Abs.  1  des 
(km  {/es  über  die  Organisation  der  Bundeskonsulate  vom  8.  November  1867 
iBundesut'S.-BI.  S.  137)  lautet :  .Den  Bundeskonsuln  «teht  innerhall)  ihres 
Amrshr/.irk.>5  in  Ansehnnir  der  Rechtsgeschäfte,  welche  Bundcsant^chiiriL'f  t  r- 
riehttu.  iubbesoudere  auch  »krjenigen,  welche  sie  mit  Fremden  schlielien,  das 
Recht  der  Notare  zu,  dergestalt,  daB  die  von  ihnen  aufgenommenen  nnd 
mit  ihrem  Siegel  verselMiien  Urkunden  den  innerhalb  der  Bundesstaaten  auf* 
genommenen  Notariatsnrknnden  gleich  m.  achten  sind.*^ 
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Eine  solche  Erklärung  vor  dem  Konsul  würde  durch  A'w  Aufnahme  eines 
Notariatsaktes  tromäB  Ziffer  25  des  Gebührentarifs  des  Ikii  bsgeseta«  nm 
i.  Juli  l^iT2  iF{<iI{l  S.  245)  etwa  0  bis  9  Mark  Ko8t«i«  verursachen. 
Darauf  äuliert  StaMilesht^aintev  It^t'/^r^-Duisbiirsr: 
Es  seien  ihm  vor  wenigen  Tagen  zum  Zwecke  der  Eintragung  eines 
Legitimationtrenn^keB  rar  OebartBnrkniide  ans  Belgien  dniBche  ICittdliiiigCD 
aber  die  erfolgte  Anerkemnuig  dreier  Kinder  rag^ngen.  Er  habe  aber 
Anstand  genommen,  an!  Qnmd  der  ^nfaeben  Mitteilnng  den  Vermerk  einm> 
tragen  und  der  Aufsicht s1i(  li<">rde  die  Angdegenbeit  rar  Entecheidnng  Tor- 
gelejrt  Er  habe  in  dem  Berichte  darauf  hinffewiesen  da(J.  wenn  auch  gegen 
die  Kecht^gültigkeit  der  Lofritimation  seinerseits  selbst  in  dem  Kalle  keine 
Bedenken  vorlägen,  daü  die  Eltern  deutsche  oder  preußische  Staatsangehörige 
wiUren,  indem  alsdann  nach  Art.  22  des  EG  zum  BGB  die  L^timatKa 
materiellrecbtlick  ralAsdg  sei  nnd  naoh  Art  11  desselben  GeoetM 
Iflr  die  Form  eines  Bechtagesch&ftes  die  Beobachtong  der  Gesetie  dei 
Ortes  genUge,  an  dem  das  Recht sgeachftft  Torgenommen  wiid^  mitbin  dio  dem 
belgischen  Standesbeamten  wohl  nrnnerlndp  !>(  r< clitigung  zur  Aufnahme  der 
in  ?5  172<>  BGB  vorgeseh«'nen  öffentlichen  1' rkuiide  über  dif  Anrrkfnnnng 
der  Kiiiih  r  ein  liindernis  für  die  gültige  Legiiim^iion  nicht  bildr.  m  dürttcn 
doch  für  die  Eintragung  der  stattgefundeneu  Legitimatiuutii  zu  den  Geburts- 
arkunden die  einfachen  Mitteihingen  Aber  die  Ehescldtefiung  und  Anerkennoog 
nicht  genügen,  sondern  die  Übersendong  einer  AnsferÜgang  der  Heiratsnrinuide 
mit  der  Anerkennongsvahabdlang  hierfür  edorderlich  sein,  wie  es  anch  dueb 
§  lö  dl  r  Hnndesratsvorschriften  zur  Ausführung  des  Peraonenstandsgesettes 
vorL'0'5<  hrirli.  n  soi  Am  einer  solchen  Ausfertiguntr  würde  sich  dann  mich 
nat  Ii  Maligabe  des  erwähnten  ^  15  der  geniäö  4?  2i)  des  Pt  rs(iiuinslandsj.'(  sciz«5 
für  die  Eintragung  des  Handwrmerks  über  eine  Legiiirnaiion  zu  der  ist- 
bnrtsarlcni^e  erinderliche  Antrag  eines  Beteiligten  ergeben.  Um  der  Asi- 
fertigung  den  nach  §  26  FG  erforderlichen  Charakter  einer  öffentlichen 
Urkunde  tu  Terleihen,  endteine  mindestens  noch  die  Beglaubigung  derselben 
durch  den  Pr&sidenten  des  (Terichtsbezirks,  in  welchem  die  Urkunde  asf- 
genommen  worden  sind,  erfrud«  ilii  Ii.  wie  os  auch  zufolge  Min.-Erlasses  vom 
Novernbrr  IHnl  (MBl  8.  2X0]  für  I  rktinden.  welche  zum  Zwecke  der 
EhcscLlietiuug  von  Belgiern  in  Preußen  beizubringen  sind,  vonjeschrieben  sei 
Darauf  sei  von  dem  Begier ungspräsidenten  zu  Dü&heldorf  unter  dem 
8.  Oktober  d.  Js.  folgendes  entschieden: 

.Zunächst  ist  es  angesichts  der  Art.  11  und  22  EG  a.  BGB  des 
g  171»  BGB  und  des  Art.  331  Code  civil  nicht  zweifelhaft,  daß  die 
Eheleate  F.,  sowohl  wenn  sie  Deutsche  als  wenn  sie  Belgier  sind,  durch 
die  am  18.  August  er.  vor  drrn  Standrsht  arnten  7m  Vervien?  bewirkt« 
Eheschließung  nebst  An(  rkcniiniig  ihrer  uneht  lii  Iii  ii  Kinder  letztere  ia 
formell-  wie  uiatcnillre<  htsgültiger  Weise  legitimiert  haben. 

Die  Eintragung  dieser  Legitimation  in  die  lüesigen  GeburtB- 
register  setzt  nach  g  26  Pcrs.-StG  voraus  1.,  daß  die  erfolgte  Legi* 
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timation  darch  öffentliche  Urkunde  nachgewiesen  wird,  2.,  daß  seitens 
eines  Beteiligten  »  in  Antrag  vorliegt.  Dem  letzteren  ErfonU  rnis  würde 
dnrch  die  Tatsache  di  r  rrfolgt«  n  Anerkennung  der  Vaterstbaft  bei  der 
Eheschließung  genügt  »ein  lö  Abs.  2  Satz  1  der  Bekanntmachung, 
betr.  Tondaiften  zur  ^nafUirung  des  FO  tou  8b.  MSn  1809 
ROBl  S.  825). 

Der  weiterhin  geforderte  Nadnreu  der  JLegitnmtion  dnieh  flient- 
licbe  Urkunde  ist  Torliegendenfalls  durch  Vorlage  eines  Anszuges  aus 

dem  Heiratsregister  zn  erbiiui^on  liJ  15  Ahs.  2  Satz  2  der  B«  kannt- 
machung).  Dieser  Aü^/iijx  aus  (km  Heiratsregister  muß  vom  belgischen 
Standesamt  in  Vervurs  in  formeller  Weise  erteilt  und  dessen  Unter- 
schrift vom  zust&ndigen  Präsidenten  des  Gerichtsbezirks  oder  von  dem 
Chef  des  Yerwaltongtbezirks  beglaubigt  «eiii. 

Die  blo8e  Uitteilmig  des  StandesbeamteD  in  Yenricrs  von  der 
folgten  Legitimation  ist  nicht  geeignet,  j*  ne  rrktmde  irgendwie  zu  ex^ 
setzen  und  ist  daher  die  Eintragiinjr  der  L#egitimation  in  die  hiesigen 
Oebnrtsrepster  von  der  Beibringung  des  fredaehten  Auszuges  ans  dem 
Heiratsregister  in  Verviers  abhängig  zu  machen." 

4  Eintragung  ausländischer  Veräicherungsgesellschaften  in 
deutsche  Handeisregister. 

in  der  ^iarUsrheti  Rechtspraxis''  1903  S.  lOU  fülirt  Amtü- 
ricliter  Dr.  Bielefeld,  Kehl  aus: 

.Eine  eiercnnrtige  Schwierigkeit  erwächst  dem  Registerrichtfr  aus  dem 
Umstände,  dati  das  KG  (Iber  die  privaten  Versicberungsunternehmungen 
vem  12.  Mai  1901  zwar  Beatimmui^^  Aber  die  Eintragung  ron  Ver- 
dchenuigsTereinen  anf  Gegenseitigkdt  getroffen  hat,  nicht  dagegen  tber  die 
Eintragung  Ton  VenichemngBgefldlednften.  Bs  kommt  infolgedessen  ledig- 
Uch  das  vorher  in  Kraft  getretene  Handelsgesetzbuch  zur  Anwendung,  welches 
die  Eintragung  einer  ansländisi  li<  n  Aktiengesellschaft,  die  in  Deutsc  hland 
Versicherungen  gegen  Prämie  ülierninnnt.  vorsrhreihr.  aber  den  diircli  das 
i^rivatversicherungsgesetz  geschaffenen  Fall  nicht  berücksichtigt,  tlaU  die 
Niederlassung  der  ausländischen  Aktiengesellschaft  im  Deutschen  Reiche 
keine  Zweigniederlassung  ist.  Idi  mOchte  daher  knrz  einige  Gesichtspunkte 
berOhrai,  welche  die  Behandlung  zweier  Anmeldungen  beim  AQ  Kehl  geboten 
hat.  Es  wird  sich  daraus  ergeben,  daß  die  zeichegesetzlichen  Bestimmungen 
bei  sachgemäßer,  wenn  anch  etwas  freier  entsprechender  Anwendung  dem 
praktischen  Bedürfnis  nicht  cntircirtnstehen.  während  dif  Retristervernrdnnntf 
einiger  Ergänzungen  bedarf,  wenn  ihre  Formalvorschriftcn  nicht  tibertreten 
werden  bolien. 

1.  Die  dnndi  §  86  Ziffer  3  PVa  vorgeschriebene  „Niederlassung* 
der  audlndindien  Versieherungsuntemehmung  im  Reichsgebiet  ist  eine  Haupt» 
mederlassnng  im  Sinne  des  §  6,  IB,  195, 801  HOB,  keine  Zweigniederlassung. 
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I>i("i  f  r<ribt  sich  aus  dem  Worthint  di  s  ?;  <s<i  zit.,  den  Vorschriften  x\h<r  ilie 
BtibUllung  des  Hauptbevollmächtigten  und  seine  Gleichste! Imi^:  mit  lii-n 
Inhuberu  und  Vertxetern  inländischer  Unternehmungen  88;,  die  ausschließ- 
licbe  ZusUndigkeit  des  OerlclileB  der  .Niederlassung''  (§  83)  und  die  An- 
legnng  der  PrimienEeeerre  im  Inkad  (§  90,  56  ff.)-  ivizd  hierdvich  eine 
eigene  gesetzliche  Vertretung  im  Inland  geschaffen  und  die  analindiedie, 
dem  (leseUfwhaftsvcrtraL'  mitsprechende  Vertretung  tataKchlich  vom  dentachen 
Vorkehr  nMstr»  schlössen.  Am  Ort  der  Niederlassuni;  ist  durch  gesetzliche 
Fiktion  der  iSitz  der  Gfs»»llst  liaft  begründet  (dornu  ile  jui  idiqueL  In  gi- 
wisscn  Fällen  ist  sogar  füx  däü  deutsche  Geschäft  ei»  \  t  rmiicrpnsteil  abge- 
tondert  und  im  Inland  sichergestellt.  Abgesehen  von  dieser  Hauptniederlassung, 
die  regelmftfiig  mit  dem  Wohndts  dei  Hanptbevollmichtigten  nuammenfalleii 
wird,  irann  die  anslftndiache  Üntemdminng  im  Deatscben  Reiche  Zweignieder- 
lassungen bcgrttnden,  als  deren  Hauptniederlassung  aiisadiUefilich  die  «Nieder- 
lassung  im  Pioirhsirebief*  gilt  87).  Trotz  dieses  fingierten  Sitzes  der 
(icsellschaft  uiui  der  teilweisen  Trennung  in  der  Ortr.inisation  wird  der 
deutsche  Bestandteil  des  Geschäfts  aber  keine  Selbst^nuliice  und  inländi^be 
Unternehmung;  es  bleibt  eine  ausländische  Gesellschaft  mit  doppelter  Haupt- 
ni^l«rla«inng,  von  denen  das  dentsehe  Reebt  Mos  die  im  Dentsdiett  Bcich 
gelegene  tierttdcsichtigt. 

2.  Das  HOB  entlüLlt  keine  BestimmnngNi  über  die  Eintragung  der 
Hauptniederlassung  einer  ausländischen  Aktiengcsellsdiait ;  es  müssen  daher 
die  Vorschriften  (ll)er  die  Eintracj-ting  der  Haiipf  nirderlassnng  einer  inländischen 
und  der  Zweigniederlassung  einer  ausländischen  Aktiengesellschaft  sinngemäß 
und  dem  praktischen  Bedürfnis  entsprechend  verbunden  werden.  Daraus 
ergibt  sich  folgendes: 

a)  Ans  dem  GesellsdiaftsTertrag  maß  herroigdien,  daß  die  GeseUsdiaft 
eine  Aktiengesellschaft  im  Sinne  des  g  178  BGB  nnd  sngleldi  nach  den 
Vorschriften  des  maßgebenden  ausländischen  Rechts  ist.  Ahizesehen  von  den 
zwingenden  Vorschriften  des  §  178  HGB  und  der  flf.  PVG  i/ilt  für 
den  Inhalt  des  (lesellsrhaftsvertragb  blos  das  ausländische  Recht.  Die  Aktien 
mtissen  daher  /..  H.  nicht  auf  einen  Betrag:  von  mindestens  eintausend  Mark 
gestellt  sein.  Gründung,  Vertaäsuiig  und  Geschättsfüliruug  der  Gesellschaft 
IcOnnen  abweicbend  Tom  dentachen  Handelsrecht  geregelt  sein. 

b)  Erfolgt  die  Eintragung  der  Oesellschaft  nicht  innerhalb  der  ersten 
zwei  Jahre  nach  der  Gründung  der  Gesellschaft  im  Ausland,  so  unterbleibt 
die  Einrdchang  der  Gründungsverhandlungen  gemäß  1H5  HGB.  Vielleicht 
darf  man  sogar  soweit  gehua.  daß  der  rtründnngsvnrsxang  vom  Begistennchter 
Überhaupt  in  allen  Fällen  zu  ignorieren  ist  (^201  HGBj. 

c)  Dagegen  ist  die  Existenz  der  Gesellschaft  im  Ausland,  nnd,  falls 
daselbst  Eintragungspflicht  besteht,  die  Eintragung  im  audlndischen 
Handelsregister  der  Haaptniederlassimg  nachxaweiaen  (g  901,  13  HGB.  86. 
Ziffer  %  PVO).  Es  mag  dahingestellt  bleiben,  oh  dem  Registemobter  nadi- 
gewiesen  werden  muß,  daß  das  anslindisobe  Recht  keine  Eintragnngspßicfat 
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ki'unt  ;  ji-dcnfalls-  darf  er  den  Nachweis  verlanucn.  der  in  Krankroich  durch 
lieschvinitjun;;  des  ß reffe  du  tribunal  de  cimiuivrcc  am  Sitze  der  Gesell- 
schaft geliefert  wird,  duü  die  Gesellschaft  im  Auhlaad  nicht  eingetragen  ist. 
Bei  haittSsificlieii  Gesellaclwften  ist  ein  Zengnis  der  genamitea  Behörde  Aber 
die  Niederlegoog  (mreffiairementj  des  GesellaaliaftsTertngB  ra  Terlaag»!. 

d)  Der  Nachweis  der  staatliehen  Oenehmij?ung  zum  Gewerbebetrieb  bei 
der  Anmeldung  201  Abs.  H(il^)i  ist  nicht  erforderlich,  wenn  dem  Register- 
gericht vom  Kaisrrlirhcn  Aiifsichtsamt  für  Privatversicherung  MitteilnnL'  ge- 
macht ist,  dal]  die  aiisländisclic  ( icscllschaft  im  fu-richtsbezirk  eine  Niodt  r- 
lassung  besitzt  und  einen  iiauptbevoUmachtigten  ernannt  hat.  Mindestens 
gilt  dies  fOr  OeeeUaehaftoi,  die  hem.  ^krafttreten  des  PVG  im  Gerichts- 
betirk'  hadeBgesetslich  betagt  wareOf  YeisicheningBgeschtfte  sn  betreiben 
(§  92  PVG);  der  Nachweis  dieser  Befugnis  braucht  nicht  eingereicht  sn  werden. 

ei  Die  Anmeldung  liat  nicht  durch  die  Mitglieder  des  Vorstands  nnd 
Aufsichtsrats,  sondern  ausschließlich  durch  den  üaaptbevollm&chtigten  sn  er- 
folgen     m>  HGLi,  HS  PVG). 

f )  Bei  der  Eintragung  ist  an  Stelle  der  Vorstandsmitglieder  der  Ilaupt- 
bevollmächtigtc  anzugeben.  Die  Vorstandsmitglieder  dürfen  sogar  nicht  ein- 
getragen werden.  Es  entfallen  dahw  anch  die  Einreichnngen  gem&B  9  1^ 
ZI9.  4,  244  nnd  die  Anmeldaag  gemftß  §  234  BGB.  Statt  dessen  hat  der 
Ilauptbevollmächtigte  seine  BeTollmächtigunu  in  Urschrift  oder  beglaubigter 
Abschrift  einzureichen  nnd  in  entsprechender  Anwendung  von  §  2'M  HOB. 
88  PVG.  jede  .inderung  in  seiner  Person  oder  Vertretungsbefugnis  anzu- 
melden. Es  lietjt  auf  der  Hand,  daß  bei  dieser  Sachlage  §  91  RV^  und 
Spalte  ö  des  Uandelsregisters.  Abteilung  B,  einer  Ergänzung  bedürfen. 

g)  Die  swingenden  Votschriften  des  PVG  brauchen  nicht  im  Oeeellschafts- 
vertng  berttclEsichtigt  sn  sdn.  Nur  darf  letsterer  Icdne  Bestimmungen  ent- 
halten» die  sich  mit  ihnen  nicht  vertragen.  Demgemäß  kann  nicht  gefordert 
werden,  daß  die  Bestellung  and  die  Befugnisse  des  Uauptbevollm&chtigten, 
die  Errichtnng  nnd  Verwaltung  der  Prämienreserve  im  (^f  Seilschaft s vertrag 
ireregelt  werde.  Die  Bestimmung,  daß  die  Rechtsgültigkeit  von  Vertrags- 
absehlüssen  von  der  Genehmigung  des  ausländischen  Vorstands  abhängig  sei, 
ist  swar  im  Deutschen  Baiche  ungültig  [%  86  298. 8  PVQ),  allein  der  Register- 
ricfater  kenn  keine  dement^iechMide  Einschrttnlning  des  GesellsehaftSTertrags 
verlang».  Ebenso  TerhUt  es  sich  mit  einer  dem  §  69  PVG  widerspredienden 
Regelung  des  Gerichtsstandes  im  Gesellscbaftsvertrag. 

h'  Maßt^eljenil  für  den  Wortlaut  der  einzntrai^enden  Firma  ist  die  An- 
meldung, wt  lehe  freilich  nicht  in  NVider.spruch  stehen  soll  mit  den  vorge- 
legten Statuten.  Wenn  ih  beiden  Urkunden  eine  l  bensetzung  der  fremd- 
sprachlichen Firma  vorgenommen  wurde,  so  ist  bloß  diese  und  nicht  die  der 
Urschrift  des  GeseOschaftsv^atrags  entsprechmde  frmndsprachliche  Firma  ein- 
xntnigen.  Dabei  sei  bemerkt,  daß  swar  die  hemdsprachliche  Abschrift  des 
(resellachaftsrertiags  beglaubigt  sein  mnß,  nicht  aber  die  miteingereichte 
rbeisetsnng.  Unter  diesen  Voraussetsnngen  wnrde  daher  in  Übereinstimmung 
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mit  dem  SpnusligebnMicli  d«a  K*iserlicbeii  AaMchtMunto  fOr  Prinitvenkiannig 
die  Aktiengesellseluift  „£«  Phänix,  Compagnie  Fraufoise  tFaatunmee 

sur  la  9tfe"  eingetragen  unter  d<  r  Firma  .Fransttnache  Lebensversichenings- 
aktifntrosrllsrliaft  Lc  Pht'ni.r-  in  Paris.  Niedt  rlassnnir  für  das  Di'iitsobe  Reich 
in  l>ie  „Compagn/r  h'ranrnise  du  Fheni.r.  societe  ammyme  d'asifu- 
ruHces  contre  l'inceMäic  erscheint  im  Handelsregister  als  , Französische 
FeaerreiaichenuigsaktimgeflellBcbaft  des  HiOnix"  vgw.  enteprechend  den  vor* 
gelegten  Urkunden,  o1)S^eieb  du  Antlichtsanit  inkonsequent  sagt:  ^Fener* 
verstcberangsgesellacliaft  des  französischen  Phönix  [Compagnie  Fran^aise 
du  Pheui.v").  Dies  entspricht  dem  §  17  HGB.  denn  Anmeldung,  und  die 
gedruckten  Übersetz nncren  dor  Statuten  beweistn.  daü  in  Deatachland  von 
beiden  Gesellschaften  in  deutsciier  Spruche  firmiert  wird. 

i^  Das  Grundkapital  ist  in  ausländischer  Währung,  entsprechend  dem 
OesellschftftaTeitrag,  einxatragen  i§  180.  182  HQB). 

k)  Die  VertretnngsbefDgnis  des  Vorstands  ist  zwar  nicht  dorcii  den 
Gesellschaftsvertrag  besondm  geregelt.  §  1»S  HGB.  sondern  durch  Spezial- 
gesetz, i?  S8  PVG.  Indps«;pn  empfuint  (  s  sirli  dn<  h.  in  Spalte  7d  ausdrück- 
lich zu  äugen :  Vertretungsbefugt  ist  im  Deutschen  Reiche  nur  der  HAupt- 
bevollmächtigte. 

1)  Ans  9  aOl  Abs.  ö  HOB.,  92—96  PVG  ist  s«  sehBeBsa«  daß  der 
Registerricbter  Ton  aoslindiscben  Gesellscbaiten,  die  am  Sitxe  der  Nieder« 

lassung  beim  Inkrafttreten  des  PVG  landesgesetzlich  zugelassen  waren,  keinen 
Nachweis  uhi  r  den  Umfang  ihrer  Zulas^sung  innerhalb  des  Heicbes  zu  Ter- 
langen  hat.    In  Sp.  3  ist  anrh  hierüber  nichts  einzutragen. 

mi  §  2(>ö  ilGB  ist  derart  anzuwenden,  daii  die  Einreichung  der  üe- 
kauntmachoug  der  Bilanz  mit  Gewinn-  und  Verlostiechnnng  im  Reichsanxeiger 
und  die  Einidchong  des  Geschftftsberichts  zu  verlangen  ist.  Nidit  dagegen 
kann  die  Bekanntmachiuig  in  den  aoslindiscben  QesellschaflabliUtent  ge- 
fordert werden. 

'^.  Auch  di«^  vorgeschriebene  Veröffentlichung  bedarf  entsprechender  An- 
weuduug  der  gesetzüchrn  Bestimmungen.    §  201  Abs.  4  HGB.  Die 

VuröfTentlichung  des  Gründungsvorgangs  unterbleibt  nach  den  oben  2  b  aits- 
geftthrten  Gesicht^nnkten.  Es  empfiehlt  sieb,  aoBer  der  Angabe  der  statuta* 
riscben  aosULndiscben  Pnblikationsorgane  die  Bemerlning,  daß  die  im  Deatseben 
Reiche  erforderlichen  Bekanntmachungen  im  Reichsanzfiii*  r  erfolgen. 

4.  Die  EintragungHirebühr  ist  L'euiäß  !?  4')  III  KG  nach  dem  ganzen  (Grund- 
kapital in  deutscher  Währung  t'  >t/.iis(  tzen  liieruii  kann  dir  EiTi(  litiing  t-imr 
l'ramienrescrve  nichts  ändern,  4t>  Kit  kann  nur  auf  Zweigniederlassungen, 
d.  h.  weitere  Niederiassnngen  der  Gesellschaft  In  Baden  Anwendung  findim, 

6.  Inwieweit  die  Bestimmiingen  der  86—89  PVG  mne  Vermntmg 
für  den  Abschluß  der  einzelnen  Geschäfte  am  Sitse  der  Niederlassung  b«'- 
grüudeu.  und  welchen  Einfluß  dies  auf  die  Steuorpflicht  ausübt,  kann  ich  in 
Kürze  nicht  darlegen.  Ich  möchte  aber  die  Besprechoug  dieaer  Frage  von 
berufener  Seite  anregen.  ~ 
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Die  gemeinrachtliehe  Entwickdliiiig  dee  intematiimalen 
Privat-  und  Stnifreehts  Iiis  Bartolns.  Erstes  Stock:  Die  Geltung 

der  Stammeareehte  in  Italien.  Von  ht.  Karl  Neumeper^  PriTatdesent 

au  der  Univeraität  MttDcIicn    8".    (XII  imd  313  8.)    Hflnchen  1901, 

J.  Schweitzer  Verlag  (Arthur  Sellier). 

rnsern  Literatur  ist  zioni'irh  arm  an  historischen  I''nt<;r8ucbungcn  auf 
dem  liebiele  di  s  iiif  t  matiomilen  Privat-  uiiii  Sirulrechti-s,  wenn  aurh  dif* 
Arbciteu  C  ate  i  l  a  n  i's  und  La  ine's  kciueswegs  zu  unterschätzen  sind. 
Daher  iat  es  mit  Freuden  sn  begrüßen,  dafl  sick  ntmmelir  ein  deutadier  Qe> 
lebrttt  der  eingdienden  Erforschung  der  geschichtlichen  Entwickelong  Jener 
Hatmen  ngewendet  hat  Neumeper  will  nicht  sdilechtiiin  eine  Geschichte 
des  internationalen  Privat-  und  Strafrechtes  schreili.n,  sondern  nur  die 
giemeinrechtliche  Knt wirkt  ! II iiL{  (li  rs,'llii'n  l/is  liitrtoluK  darsrellrn.  Die  zeit- 
liche Grenze  ist  gut  ut\\:ililt.  Ii  n  >  t  al  n  s  i,r;i!t  bisher  im  VV  eseiillithen  als 
,ider  Vater  des  internationalen  Privat  recht.»-  \\  urwoiL  S.  V),  und  die  Ent- 
wickelung  seit  Bartolus  iat  —  wenigstens  in  den  großen  Zügen  —  bekannt. 
In  Wahrheit  is^Bartolus  aber  nur  der  Hauptförderer  der  Lehre  gewesen; 

fußt  auf  einem  durch  Ältere  gelegten  Grunde.  Von  diesem  Grande  woBte 
man  freilich  bisher  so  gut  wie  nichts  —  ihn  aufzuweisen  hat  Neume  y  e  r 
unternommen.  Ein  schwieriges  L'nti'rnehmen,  das  mit  Rücksicht  auf  das 
tlber.ius  weit<»rhirhti'^e  und  zum  Teile  noch  nicht  v*  rarhritrtc  Material  groU^  n 
Fleiii  und  tü(  liti.:i'  Uj-staitungskraft  erl<u ih  rtc !  Ikiile  hat  iK  r  Verfasst  !■  m 
dem  vorlicgcudeu  „ersten  Stücke'  seiner  Arbeit  voll  bewiesen,  so  daß  wir  in 
diesem  eine  erheblidie  FSrdening  der  Wissenschaft  au  erblicken  haben.  Daß 
ein  Bach,  in  dem  so  viel  geboten  wird  wie  in  dem  Yorliegendm,  in  aahl- 
reicben  Einzelteilen  Widerspruch  erfahren  wird,  li^t  auf  der  Hand.  Bei  dem 
Tort  reff  liehen  Qesamteindracke,  den  das  Werk  macht,  kann  es  unsere  Auf- 
gabe nicht  sein,  ein  Verzeichnis  dor  funkte  zu  geben,  in  denen  wir  nnderrr 
Meinung  als  der  Verfasser  sind,  mxl  wäre  es  zwecklos,  auch  nur  einzeln, 
derselbtfii  hervotüuhelien.  Wir  begnügen  uns  mit  einigen  allgemeinen  Be- 
merkongen  Uber  den  Inhalt  des  Werkes. 

Die  Grundfrage,  die  der  Verfasser  beantworten  will,  ist  die  Etage:  ^in 
welchem  Zusammenhang  stehen  die  Anfinge  der  Statutenkollision  mit  dem 
System  der  persönlichen  Rechte?"   (Vorwort  S.  VI).  Da  das  Problem  der 
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Statut^  nlcnllision  zncrst  im  12.  Jahrhundert  in  Ttalion,  und  zwar  im  Sfä  Uc- 
U'h<n.  auftaucht,  bilden  die  Verhältnisse  in  Italien  den  Ge^rnstand  der  Dar- 
stellung. Nach  zwei  Kichtungeu  will  der  Verfasser  die  Lntersacbiuig  dcä 
Verbttltnisses  der  Statnteoltolli««»!  m  den  persOnUchen  Bedtten  entieeken: 
sie  soll  Mden  ZuaaiiiinMtluuig  der  KolMottBqrsteme'  und  ,die  Verwuidt8c1i»ft 
der  EolUnonalOsiingen-'  prflbli  (S.  4).  In  dem  Torliegenddi  Bande  wird  der 
Zusammenhang  der  Kollisionssyst^^ine  betrachtet.  Zunächst  wird  dabei  Ober- 
und  Mittc'litalien,  sodfinii  t'iitcrituli«  n  lu  li  unMt  und  zwar  hier  wie  dort 
zunächst  das  Latulcsrc(  lit.  sodaim  div  ptTsuiilirüi  ii  Rechte.  Ganz  besonders 
interessant  sind  die  Ausführungen  Uber  den  kämpf  zwischen  dem  longo- 
iMurdiichen  und  dem  zttmiedien  Redite. 

Halle  a.  8.  Paul  B0kme. 

Des  cemioiui  d^gvistoi  de  temtoireB  en  droJt  intemattonal 

pnblie.  Par  Louis  Qirard,  docteur       droits  aTocat  &  la  conr 

d'appel  de  Nancy  S".  VI  u.  328  8.  Paris  1904.  (Ubrairie  de  la  aoci£t4 
dn  Rtcncil  g^nöral  des  lois  et  des  arr^ts.i 

Der  Verfasser  unternimmt  es.  dip  Hi?t  nTiinili(  heii.  in  dor  Orient-  und 
KulonialiM)litik  der  civilisierten  Mächt«  in  den  letzten  Jahrzehnten  zu  Tage 
getret^en,  dem  Völkenecht  bis  dabin  fest  anbekannten  Erscbeinungen  Ton 
SonTerSnitfttBbeaclurinkiingen  besonders  des  Sultans  auf  tflrkiseben  und  des 
Kaisers  von  China  auf  cbinesischen  Qebletsteilen  unter  einra  einbeitlichen 
Begriff  zu  bringen. 

Diese  Gebietsteile  des  türkisrhon  Reiches  sind  Bosnien  und  die  Herzi  - 
govina,  die  Insel  Cyptru,  die  Insel  Crtta  und  der  ägyptische  Sudan.  In 
China  sind  es  die  an  einige  Großmächte  verpachteten  Landstrecken  wie 
Hongkong,  Kiautschou,  Port  Aithur  usw.  Diesen  Letiteren  scUießen  sich 
an:  ein  nach  dem  —  gerade  in  diesem  Punkt  allodinga  unansgeftthrt  ge- 
bliebenen —  Vertrage  vom  12.  Mai  1894  zu  is<  hen  England  und  dem  Congo- 
staat  an  Knc^lantl  ver|iaehtetpr  Landstrcifcu  des  Oongostaates  von  25  klm 
Pn  itr.  den  Tanganika  mit  dem  All»  rt  Kdw  ard-S<  i  verbindend,  ferner  Pacht- 
kun/.ei>äionen  in  Columbien  und,  nach  einem  Telegramm  de»  Matin  vom 
6.  August  19ü3,  eine  ebensolche  in  Balntschistan. 

Nach  der  Fassung  der  VertrSge  sind  diese  Gebietsteile  entweder  von 
einer  der  Großmächte  auf  unbestimmte  Zeit  in  Verwaltung  genommen  iso 
die  türkischen  im  allgemeinen)  oder  an  eine  andere  Macht  auf  eine  bestimmte 
Zeit  verpachtet  (%n  die  i^hrif?en) 

G^rard  sucht  nun  na^)l/.u^vei^<('ll.  daß  es  sich  in  allen  diesen  Fällen 
in  Wirklichkeit  nur  tun  ,cesüiont>  deguis^'  handelt. 

Man  wird  ihm  darin  beipltiditen  dflrien,  da6  dies  bei  allen  genannten 
Pachtkonzeasionen  sowie  bei  der  Überlassung  der  Verwaltung  Yon  Cypem 
an  England  zutrifft,  und  daß  nur  die  Rücksichtnahme  auf  besondere  politische 
rm«!tände  ifebot,  in  den  Verträgen  ,,Verpaehtung'^  und  „Überlassung  der 
\  erwaltung^  als  causa  zu  liezeichnen,  daß  man  also  sehr  wohl  in  diesen 
Fällen  von  „ccsiiions  döguisC'ts"  reden  kann. 
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BesttgUdi  der  Übrigen  in  Frage  konunendm  Gebiete,  nftmlicb  Boeniena 
und  der  HenegOTina,  OetM  and  des  ftgyptisehen  Sndene,  wird  man  ferner 
Minen  Standpankt  teilen  kfinnen,  daß  in  den  verwickelten  völkerrechtlichen 
Fragen,  dir  lii«^r  ent«fvlien.  eine  Entsrluidun^  lediglich  nach  dorn  Wortlaut 
der  Verträgt:  zu  uumüglicbcu  Reaultutcn  führt,  dali  man  sich  vielmehr  anf 
den  Boden  der  Tataachen  zu  stelicu  hat  und  daher  z.  B.  zu  dem  Schlali 
kommen  maß,  daß  die  Staatsangehörigen  von  Bosnien  nnd  der  Herzegovina 
Untertanen  des  Kaisers  nnd  Königs  von  Österrefch-Ungani  sind. 

Dagegen  dtirfte  es  scbwerlioh  Anklang  finden,  ancli  diese  letateren  Fftlle 
dem  Begriff  „cessions  d^gnis^es"  zu  nnterstdien. 

Auf  Treta  laßt  sich  <\\vsv  Bezeichnung  iiTiTnöglicli  anwenden.  Der  Ver- 
fasser spricht  denn  hier  aiuh  nur  von  piner  ^cession  d6guis6e  prf^panV-. 
Es  wärt-  di»ch  zu  gesucht,  vtJii  einem  Übergang  der  Sonveränität  über  Creta 
zuuüchbt  aul  die  vereinigten  Großmächte,  von  diesen  aui  das  kietische  Volk 
und  —  was  Oirard  als  nabe  lievorstdiend  beaeiclmet  —  weiter  an!  den 
König  Ton  Oriecbenlaad  sn  sprechen. 

Der  ilgyptische  Svdan  war  zur  Zeit  der  Erobening  durch  die  englisch- 
llgyptischen  Truppen,  wie  der  Verfasser  mit  der  englischen  Diplomatie  an- 
nimmt, eine  res  nnllins  Der  Sudan  steht  daher  jetzt  im  rondnminium  dca 
Königs  von  England  und  des  Khedivcii '  .  England  versucht  alliniildich  allen 
Einfluß  des  letzteren  auf  das  eroberte  Gebiet  zu  verdrüngen.  Es  viiderstrebt 
dem  Gefühl,  dies  als  eine  „cession  d<^guisöe'  der  Soaraüiiitfttsrechte  des 
KbediTen  an  England  m  beaeicbnoi. 

Die  TfflkerredbÜiehe  SteUnng  Bosniens  und  d«r  Herxegovin»  bescIiKftigt 
den  Verfasser  am  meisten.  Er  geht  zunächst  davon  aus,  dafi  1878  England, 
Dentschhind  und  üsterroich  von  voniht  rciT]  entschhtssen  ijPM'Psen  sei(  n.  die 
beiden  Provinzen  der  '.et/teren  Macht  I  tm  tiv.  wenn  auch  zunächst  nur  in 
der  Form  der  Überlassung  der  Verwaltung  zu  übertragen.  Später,  S.  H2fg., 
scheint  er  aber  diese  Ansicht  zu  ändern  und  die  auch  wohl  mehr  den  Tat* 
Sachen  entsprechende  Anffassnng  an  Tertreten,  daß  die  OroBnüUihte  annüchst 
nnr  die  beiden  Prorinsra  nicht  der  Türkei  lassen  nnd  sie  nicht  antonom 
machen  wollten  nnd  daher  ihre  Verwaltunu'  Ostt  rreich  anvertrauten,  daß  aber 
dieses,  nachdem  es  erst  die  Verwaltung  in  Händen  hatte,  allmählich  jedes 
einzelne  Sonveränitätsr»  elu  dos  Sultans  boseitifrte,  die  Provinzen  also  schritt- 
weise annektierte.  Aueii  hier  wäre  die  Bezeichnung  ,annectiou  d^guifl^e" 
eher  am  Platz  als  ,cesäion  d^uisee'. 

Q4rard*B  Versneh  dflrfte  beweisen,  daß  es  nicht  mdglich  ist,  die 
▼SlkerrechtUche  Stdlung  solche,  gewissermaSen  im  Übergangsstadinm  be- 
findlicher Gebiete  in  befriedigender  Weise  einheitlieh  na  charakterisieren. 

Zur  Orientierung  über  die  ^sehligigen  Fragen  ist  das  Buch  hei  dem 
reichhaltigen  Material  empfehlensw^ 

Doisbnrg.  Dr.  Julius  Curtius. 


^)  Ob  aU  üulchcr  oder  als  Vasall  des  Sultan,  ist  hier  gleichgültig. 
Zdtaehrlfl  f.  Xateni.  Privat-  a.  Öffentl.  Beobt.  XIV. 
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Lea  fondatenrs  du  droit  international.  Leurs  oeuvres  —  lenn 

doctrines.  Avec  une  introdiu  rinn  de  A  PiNef,  prnfp^st  ur  ^  la  fa^  ult^ 
de  droit  de  Paris.   Groß  8».   XXXI  a.  Oül  ä.  —  Paris  {Gtard  4b  Brure) 

i\m.  — 

Pille t,  der  tätige  Pariser  Internatiunalist  \bekaiiiitliih  uiit  Famhüle 
Herausgeber  der  ausgezddmeteii  Bernte  ^nirale  de  droit  intermUümat 
public,  Verfasser  n.  a.  des  bemerkmswerteii  (1901  in  2.  Auflage  efBchienenen) 
BQches  »X««  toia  actueltee  de  la  guerre"  und  der  giofien,  soeben  er- 
schienenen üntersuchunf?  „Princ/pcs  de  droit  international  price~^  hat 
d;<s  Vcrditnist.  il.is  vorlief^ende  Kollpktivwf  rk  sHn«^r  Srhüler  f^Sa/  /Ä<'7e/w //. 
Sezard,  Holl  (( ii  tl .  Bnsdfraut,  Stelle,  An  il.  Delpech.  Oltrf. 
Mallarme,  tiailbyj  angeregt,  geleitet  und  mit  einem  anmutigen  und 
geistvollen  Vorwort  Tosehoi  sn  haboi.  —  Das  We^  oithSlt  ans  den  Feden 
der  genannten  jungem  Oelebrlen  eingehende  und  soqffiUtige  Abhandlosgen. 
welche  das  Leben,  die  Werke  nnd  die  Methoden  der  iBtemationalistea 
Vitoria,  Gentiiis,  Suarez,  Graf  ins,  Zouch.  Puf  endorf^  Bjfn- 
h-r  rsh  rr/:.  Wolf.  Vattel.  G.  F.  Martens  behandiln.  uiul  zwar  nicht 
in  ilriii  Silin  schüchterner  Flilifclresrnnupn  wissen^rbfiftHrhcr  AnfaiiL'^cr.  «ondem 
mit  dein  wuhlbedacht<'n  obj«-ktiveu  Zwe<  ke.  eine  wibscm^chaftUche  Üuterlage 
für  historische  Studien  auf  dem  Gebiete  de»  Völkerrechts  zu  schaEFcn.  —  In 
unserer  nnUstoilBchen  Zeit  ein  besonders  Terdienstlidies,  ein  notwendiges 
Unternehmen!  Ohne  die Foisdtongen  des  Schweilers  Sittier  nnd  des  Bdgiers 
Xys  lägen  ja  Lit«rar-  nnd  Dogmen|r<^chichte  des  Völkerrechtes  seit  lange  so 
gut  wie  brach.  In  Deutschland  leider,  aber  auch  in  Frankreich,  steht  min. 
den  .Aktualitäten'"  zugewendet,  diesen  Dingen  meist  intcrf-sselos  {jeir«  imbcr. 
l'nd  wi«'  viel  kiinnti'ii  nirlit  nur  Fürschtrr,  sondern  auch  l^rakliki  r  des  NHIker- 
rechts  uuä  den  alten  Autoren  lernen!  Wie  souverän  würde  ein  Dipluiuat 
hentmtage  gewisse  praktisdke  Fragen  des  Vditorrechts  n  tnktiereii  im  Stande 
sein,  der  von  Vattel  gelernt  hfttte  nnd  seinen  Hugo  0rotiua  kennte! 
H&tte  8.  B.  jemand  das  Kriegsrecht  jemals  besser  pointiert  9^  G rot ius  roxi 
seinem:  Omnia  licere  in  hello  quae  necessaria  sunt  ad  finem  belli?  Wer 
dies  nnd  \  it  ics  andere  richtig  versteht,  was  die  praktisch-spekulativen  Kripfe. 
mit  (it  iii  ii  sich  das  vorlieciff'nde  Werk  beschäftiLTt.  {»edarht  und  gesaixt  hakn. 
wird  tn^ffender  Uber  Völkerrecht  und  Politik,  coniitaa  gentium  und  Machi- 
fragen  urteilen,  als  es  beatzntagc  im  ganzen  fttr  weise  gilt  —  Ein  .GlOdt* 
auf*  also  dem  Fihnlein,  das  sidi  an  so  nnmodemem  Beginnen  am  Fillet 
geschart  hat!  Niemefßer. 

G.  Diena.  Trattato  di  diritto  commerrialo  intorna/ionale.  Vol.  H.  I  OOtt- 
tratti  S".    hm  S.    Florenz  (Camvielli    ISHi.l    L.  10.  — 

W  ährend  der  erste  (  iyu«j  erschienene)  Band  dieses  Werkes  die  handels- 
rechtlichen KolUsionsfragen  allgemeineren  Charakters  (Voraussetzungen  handdbh 
rechtlicher  Behandlung,  Begriff  nnd  Beditsstellnng  der  Handelspezsonen  nnd 
der  Handelsgesellschaften,  allgemein«  Vorschriften  über  Handelsgesdk&fl«; 


Digitized  by  Google 


BOcIiemueigen. 


131 


h<  !i;i!iilrlf  wiT<lt  ii  im  vurlieKemlen  Bande  die  Koliisiuiishezit  hmigen  der  ein- 
zelnen ii;imitl»ges<htifte :  Kauf,  KontokurrentvertraK.  Pfandvertrag.  Kom- 
missioiisgescli&ft,  Frachtgeschäft,  Venicbenmg  erörtert  Der  Gelebrt«ufleiß, 
velcher  die  zahlreiehen  frfUieren  Publikationen  des  (jetst  ao  der  üniTeteitilt 
Sieua  lehrendoi)  Verfaeaers  anneielinett  bewährt  sieh  auch  in  dieser  Arbeit. 
Dat]  tlas  Handelsrecht  bisher  in  der  internationalprivatrechtlichen  I.iti  ratiir 
im  Allgeiufinen  stii  fmütterlich  behandf  It  ist  (abgesehen  von  See-  und  Wechsel- 
recht»  !i*»€rt  nicht  an  der  cfcrinir»'!)  Zahl  and  Bedentimt:  ili-r  an  sich  tr('[rf'»eTien 
Kontliktställe.  Die  DieNa'>,i  In  n  L'nt43r8uchungen  weisen  ungemein  zuhlieiche 
und  vcnv'ickelte  Fragen  uut.  welche  sich  tatsächlich  erheben  können  und  deren 
Vorkonunoi  in  der  Praxis  gewiß  nor  dämm  verhUtnismiBig  wenig  lieicannt  ge- 
worden ist,  wril  man  im  kanfanftnnischen  Verkdur  and  insbesondere  im  inter< 
nationalen  Handel.  Prozesse  gmndsfttalich  zu  vermeiden  sucht  und«  namentlich 
bei  objektiver  Zweifelhaftigkeit  der  entacheidendt  u  Rt  i  litsfragen  (wo  nicht 
typinrhe.  die  prtnzipii lle  Entsciuiilmig  erwünscht  uiueln  iHii'  Kontroversen  in 
Fr  iii'  >tt  lit  ii  .  <  iiu  ri  niai^eren  V*  r::l(  ii*h  vorzieht.  Das  i  ntl»indet  die  Wissen- 
scliatt  nicliL  vuji  iler  Aufgabe,  die  Probleme  auszudenken  und  durchzuarbeiten. 
Vielmelir  liegt  darin  gerade  eine  starke  Begründung  für  die  Dxinglichkeit 
der  tlieoretischen  ADfgal)e.  Die  Seilen  der  Kanflente  und  ebenso  diej^ge 
der  Handelsgericbte  (die  banseatiselie  Recbtsprechnng  s.  B.  illostriert  das  in 
interessanter  Weise)  die  internationalprivatrechtlichen  Fragen  zur  scharfen 
Entscheidung  zu  brinsren.  ist  das  Kennzeichen  einer  Rechtsunsicherheit  auf 
diesem  Gebiete,  wt  l' In  wissensrhaftlirhe  Vorarbeiten  von  nnlicncrsamer 
Methodik  als  Grundlage  künftiger  rc(  hissieherer  Rechtsprechung  fordert. 
Darum  mnü  das  ßictta'schc  Werk  dankbarst  begrüßt  und  gewünscht  werden, 
daB  es  auch  außerhalb  Italiens  Beachtung  finden  Tiflge.  Niemeyer. 

Arrigo  Cavaglieri.  Diritto  internazionale  privato  e  diritto  transitorio. 

8'*.    123  S.    Verona  und  Padua    Drucker)  19(>4.    L.  3.  ~ 

Die  l..ektiirc  dieser  klar  und  h  l>liaft  ^jcschriebenen  Untersurhnnir  iribt 
einen  erfreulichen  üegrifT  von  der  engen  Bezieluinu'  d<  r  italienischen  und  der 
deutschen  Rechtswissenschaft.  Der  Verfasse  r  beherrscht  die  deutsche  Literatur 
der  Frage  ▼dlkommen.  Von  Sa^iguy,  Wächter^  Ihering,  Göpperi, 
Bar  bis  aal  Habichi,  Niedner ^  Kahn  taid  Zitelmann  ist  ihm  nichts 
entgangen.  Die  an  das  neue  dentsclie  Recht  sich  anschließenden  Fragen  aber 
das  Verhältnis  der  rftnmlichen  und  der  7cit1i(  hon  Kollisionsnui  nit  n  haben  ihn 
zu  Heiner  Arbeit  angerr'ut.  Kr  illustriert  ilie  Fragen  in  lelincich*  r  Weise 
durrh  itÄlieniiiche  Matt'rialien.  Im  Allgemeinen  teilt  er  den  in  dt  !■  dt  iitsdien 
Literatur  vorherrschenden  Standpunkt,  wonach  zuerst  die  zeitliclien  Koilisions- 
normcn  und  dann  die  örtlichen  maßgebend  sind.  Niemeyer. 

Wegweiser  fftr  den  Rechtsverkehr  swieehen  Dentadilaiid 

und  den  Vereinigten  Staatcm  von  Amerika.  Von  Dr.  Paul 
C.  Schniteler,  Attomey  and  oonnsellor  oi  law  in  New  York.  Klein  B^, 

9* 
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X  and  156  &  Zweite,  sturk  erweiterte  Anflage.  Berlin  (LMmmmJ  IMS, 
Mk.  3.20,  geb.  Mk.  3.75.  — 

Diese  zweite  Anfluge  iet  faat  ein  neues  Bncli  nnd  fäok  bSdut  dMiken»* 

wertes  Unternehmen.  Ba  iit  allerdings  nur  das.  als  was  es  sich  bezeichnet, 

ein  Wegweiser,  and  als  snlcher  zuverl&ssig.  Das  Buch  ist  praktisch  ein- 
gerichtet, und  es  gibt  in  dtutsi  lu  r  Sprnrhe  nidits  besseres  zur  Orientierung 
iiht  r  iiiiiertkanisehes  Rechtswcsen.  Nur  einen  Mangel  hat  es  Es  tril)t  keine 
Quellen  an.  Nun  weili  derjenige,  der  sich  in  amerikanischen  Kechtsquellen 
dfter  umgetan  hat,  selir  gut,  daß  der  Wunsch  der  Hinaofügung  Ton  Qudlen- 
belegen  nicht  wenig»  bedeutet  als  die  Erweiterung  des  Buches  auf  vidleicht 
das  Vierbche  dee  Jetsigen  Umfangea.  Aber  dennoch  mufi  &bc  Wunsdi  aoa- 
gispn>€hen  werden.  Denn  erst  naeh  seiner  ErHUlung  hat  der  dentseh^anieri' 
kanischc  Kechtsverkt  hr  dan,  war  er  hnben  muß.  Wir  sagen  ahw:  M^ige 
baldigst  die  dritte  Auflage  erscheinen,  and  mit  Quellen. 

Niemeyer. 

Qt*  Planck.  Bürgerliches  Gesetzbuch  nebst  Einfühniniisfrosetz.  -  Dritte 
vermehrte  und  verbesserte  Auflage  Berlin  (GutteuiagJ  idÜÜ.  Bd.  L  Ein- 
leitung und  Allgemeiner  Tt  iL    Xli  u.  .^92  S.  — 

Der  erste,  —  von  Planck  selbst  bearbeitete  — ,  Band  des  grui^eo 
Konmentarwerkes  ist  in  der  neuen  Auflage  um  ein  Drittel  seines  früheren 
Umfanges  vermdirt.  Daft  trotadem  die  QnälitiLten  des  ausgesdehneten  Werkes 
nicht  wesentlich  anders  werden  konnten,  liegt  in  dessen  Klassijntftt  begrflndet 
In  den  Einzelheiten  hat  der  Verfasser  hier  uiul  da  seine  Auffassung  modi- 
tiziert  sehr  viel  häufiger  sie  gegenüber  dem  Widerspruch  Anderer  auhteht 
erhalten.  Die  Literatur  ist  in  der  \\'eise  berücksichtigt,  daÜ  im  Aligeniriii' n 
die  mit  P.  übereinstimmenden  .\tiLjerun«?eii  nicht  zitiert  sind,  was  man  be- 
dauern kann,  uline  ducb  leugnen  zu  dürlen.  daü  die  Übersichtlichkeit  und 
Lesbarkeit  der  Darstellang  dadurch  sehr  gewinnt.  Abweichende  Hdnung«! 
sind  fast  durchweg  aitiert  Die  Rechtsprechung  ist  mit  großer  Genauigkeit 
mitgeteilt. 

DaO  das  groU  unternommenf  W(  rk  fortdauernd  unter  der  Pflege  des 

Mannes  steht,  dem  das  deutsdi*  ( leset /.ljuch  vertrauter  ist  «Is  irgend  einem 
Anderen,  ist  das  beste  I'ruiiiiDStikun  für  die  neue  Auflage,  deren  rasehes 
Furtscbreitca  bis  zu  dem  die  i^i  ser  dieser  Zeitschrift  besonders  inttiessierenden 
sechsten  Bande  (EinfUbrung.sgeäei/;  gewiß  allseitig  gewünscht  wird. 

Rellbelll.  Das  bürgerliche  Gesetzbuch  mit  Erltutanngeo  für  das  Stadium 
und  die  Praxis.  II.  Bd.  Recht  der  SchuldTerhiltniaee.  AUgemeine  Be* 
Stimmungen  241—432).  BerUn  (H.  W.MüllerJ  1903»  Vn  u.öOOS., 
gebunden  Mk.  125<).  ~- 

Der  erste  Band  ist  IHJM)  erschienen.  Man  konnte  daher  die  Besorgnis 
hcLTi  ti.  das  W(  rk  werde  in  den  Anfängen  stecken  Mt  ihen.  was  in  der  Tat 
üiihv  zu  bedauern  gewesen  wäre.   Denn  die  Kigcnait  des  Werkes  macht  das- 


Digitized  by  Google 


BfidieruiMigen. 


6c\h^  ^ranz  besonders  profi{rn<t,  ilim  sarhjrfm;il*f'n  Studium  (nicht  nur  des 
Anfängers,  sondern  auch  des»  rraktiKors)  zu  dienen.  Die  Anlage  hält  eine 
glückliche  Mitte  zwischen  Lehrbuch  und  Kommentar,  indem  zunächül  der 
reine  Text  der  ta  <^«a  Titel  odor  Abacbnitt  gefafirenden  Faragraplieii  (s.  B. 
S§  241 — 898),  ohne  dnrcb  AnmerkmigNi  nnterbroclfön  sn  werden,  aligedrackt 
wird,  und  aodann  in  flystematifcher  Ordnung  die  wiraenacliaftliche  Darstellang 
der  Materie  (für  §§  241—292  z.  B.  .Seite  10—133  umfassend)  fol^ft.  Zwischen 
Text  und  Erläuterung  ist  ein  Verzeichnis  von  Stichworten  in  alphabetischer 
Folge  eingefügt,  welche  auf  die  Ntunrnmi  (!<  r  Erläuterung  vi  rweisen  Bei 
dem  Gesetzestext  sind  gleichfalls  Zif[ern  eingeschaltet,  welche  auf  die  einzelnen 
Erläuterungen  hinweisen.  Die  Erläuterungen  selbst  sind  nicht  weniger  aas- 
gezeidinet  dordi  histori seilen  Geist  als  dordi  dogmatiscbe  Scbirfe.  Den 
Zosammenhang  mit  dem  f rttheren  Becht  darsnlegen  hat  der  Verfasser  sich 
geradenn  in  erster  Linie  angelegen  sein  lassen.  Die  Kasuistik  ist  trotzdem 
nirhr  vrmadilässigt.  Die  nene  Literatur  nnd  Jndikatnr  ist  eingehend  be- 
tücksichligt. 

Löwenwald,  L.  Lehrbach  der  CiWlproseBordnang  fflr  das  Deutsche  Reich. 

Berlin  Puffkammer  <t  Mahlbievht  1!K)3.    X  u.  47*)  S.    Mk.  10.  — 

Der  Inhalt  lUs  Ruches  hält  nicht  mehr  als  der  eigenarti^'e  Titel  ver- 
spricht, wenn  man  ihn  im  Sinne  des  Verfassers  durch  den  Zusatz  er^iinzt: 
und  der  auf  den  CivilprozeÜ  anwendbaren  Vorschriften  des  Gerichtsverfassungs- 
gesetzes. Der  Verfasser  folgt  nach  Darstellung  der  Gerichtsverfassung  dem 
System  der  CPO  und  gibt  in  diesem  Bahmen  eine  klare  und  kongefaßte 
Darstellung  des  geltenden  CiTilpnaefirecbts,  jedoeh  ohne  tieferes  Eindringen 
in  das  Wesen  der  Rechtsinstitute.  In  dieser  kurzen  Weise  sind  auch  die 
Fragen  des  internationalen  CivilprozcÜrechts  behandelt,  soweit  das  Gesetz 
unmiftclhnr  drizn  nntitrt.  Ein  allgemeiner  Hinweis  anf  die  zahlreichen  iJe» 
Ziehungen  des  i:*rozeßrechts  zum  internationalen  Rechte  fi  hlt 

K  l  c  in  feile  r. 

Roincke,  0.    Die  deutsche  Civilprozeßordnung.    n  .  neu  bearbeitete  Auf- 
lage. Berlin  {H.  W.  Müller)  11)04,  X\T  und  920  8.,  geb.  Mk.  22.  - 

Der  bewährte  ii?c<Mc Te  sche  Kommentar  bedarf  für  diejenigen,  die  ihn 
kennen,  keiner  Empfehlong.  Die  nene  Auflage  weist  eine  sorgfftitige  Berück- 
siehtigang  der  Jüngsten  Literator  nnd  Judikatur  auf,  ohne  daß  die  alt* 
bewährten  Vorzüge  des  Kommentars  die  Beschränkung  auf  das  Wesentliche 
niitl  Sichere,  sowie  die  Klarheit  der  Darstellung  dadurch  berührt  worden 
wären.  .\nrh  die  Bedürfnisse  des  internationalen  Rechtsverkehrs 
finden  di»  wünschenswerte  Berücksichtigung.  DuO,  wie  R.  (stu  S  2(K)i  an- 
iiinaut,  aus  §  18  des  Gerichtsverfassungsgesetzes  zu  folgert»  ist,  Zustellungen 
an  Angehörige  ansl&adlscber  Hissionen  in  Deutschland  seien 
nicht  in  den  Begelformen,  sondern  gem&ß  §  199  GPO  za  bewirken,  dttrfte 
nicht  zutreffen.  Sofern  In  der  Zustellung  eine  Unterwerfung  unter  die  in- 
ländische Gerictatsbarkeit  liegt,  ist  sie  flberhaupt  gegen  Exterritoriale  ans- 
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geschlossen.  Sofern  dies  nicht  der  Fall  ht,  dürfte  fUr  die  Anivenduiig  des 
199  weder  dem  Wortlaut  noch  dem  Sinn  nach  Plats  sein.  Die  FiktioD 
des  ,extra  territoriam  esae*  ist  doch  Jetit  allgemein  aufgegeben. 

y.  Xdsast^  F.  Lehrbuch  des  deutschen  Strafrechts.  Berlin,  Outtentag.  12. 

ü.  IM.  völlig  durrhtroarbfitete  .Xullage.    .XXVI  u.  m)  S.    Mk.  10.  — 

Dir  !inro!r«"nd<  Kraft  di  i  r.  Z#/>r /"srh^n  Darstollunj?  ist  zwar  ein  nicht 
}r<'nuL:  zu  lühiufjuler  Vorzug  dios^^s  Lt-hrbuchs.  \^t  abur  nicht  der  t-inziire 
druiui  tiir  den  raäcken  Verbrauck  der  AuÜugcii.  Vieli>eitigkeit  und  GcwiiiSC'U- 
haftigkeit  dM  Verfassers  kommen  dem  Lehrbuch  ebenso  zu  gut  wie  seine 
außerordentliche  Lehrgabe.  Es  liegt  nahe,  daß  «.  Lianty  welcher  xugleirh 
Vertreter  des  Völkerrechts  ist,  nicht  versäumt  hat  1.  n  internatif malen  Be- 
'/ichungen  des  8trafrechts  Aufmerksamkeit  zu  schenken.  Als  besonderer 
Gegenstand  des  iSy.stetns  ist  das  int^r  nationale  Strafrecht  im  Ganzen  S.  KM  ff, 
behandelt;  Einzelheiten,  welche  mit  dieser  Lehre  zusamnicnhängea.  rindou 
sich  auch  an  andern  stellen  des  Buches ;  vgl.  z.  B.  ^S.  552.  66ö.  Vcrbsser 
beseichnet  die  Gesamtheit  der  hierher  gehörigen  Bechtss&tse  mit  der  Über« 
schritt :  Das  rlnmliehe  Oeltnngsgebiet  der  Strairechtssfttie  und  knfipft  daran 
eine  Kritik  des  seit  Ben  t kam  herkömmlichen  Ausdruckes  ,internatiuna1es 
Strafrecht.-  /.  verteidigt  das  Realprinzip  oder  Schutzprinzip  und  widmet 
(Icui  f'je«rriff  .Inland''  eine  eingehende  Betrachtung.  Als  Bestandteil  der 
l^ehre  vom  internatioDalun  i^tratrecLt  behandelt  er  auch  die  Auslieferung  als 
einen  Akt  der  internationalen  Bechtshfllfe  (ij.  102  Nr.  4;  III  ff.),  yon  welcher 
er  annimmt,  daft  sie  die  Lflcken  ergSnst,  welche  durch  Begreniung  des  räum* 
liehen  Geltungsgebietes  der  Strafgesetze  entstehen.  Die  Ausliefern  iiu'  setat 
jedoch  nicht  notwendig  ein.'  LückL'  in  diesem  System  voraus,  sondern  kann 
auch  erfolt^en.  weil  die  Abart »  iliini:  des  Verbrechers  im  inlande  srrölkre 
Schwirl  Iii keiten  machen  würde  als  in  dem  fremden  Staate,  wo  das  Verbrechen 
begangen  ist  und  an  welchen  der  Verbrecher  ausgeliefert  wird;  Öbeidies 
fthren  die  Omnds&tse  Uber  das  AusUelemngsrecht  im  G^ensats  sn  denjenigra 
Aber  das  rilnmliehe  Gdtnngsgebiet  der  Strafjges^se  nie  sur  Anwendung  des 
inlindisdum  Rechtes  auf  Strafe,  sondern  sn  dessim  Nichtanwradung. 

KleiHfeller. 

M^yer  von  Sehauenaee»  P.  Die  Strafreebtsrefofm  in  Deutschland  und 

der  Schweiz.    Gedanken  und  Er&thruugen.   Berlin,  Puithammer  d  Mfüki" 

brecht  IWH    (.K  .S'    Mk.  1.») 

Lassen  wir  ilic  rein  persönlichen  Fragen  bei  Seite,  welche  mit  den  am 
Anfang  der  Schrift  gescliilderten  Vorgängen  in  der  Expertenkommission  ond 
mit  Vorgängen  hinsichtlich  dieser  Kommission  susammenhlagen,  so  sind  es 
die  sogenannte  geminderte  Zurechnungstthiglceit  und  das  Vergdtungsprimip. 
mit  welchen  sich  M.  v.  Sch.  hauptsttchlieh  beschäftigt:  allerdings  swd  Haupt- 
fragen für  jede  Straf rechtsre form.  Der  Verfasser  zieht  den  Vet^reltnngs- 
gedanken  als  TermeintUche  feste  ünindlage  dem  „grensenlosen  fiklektkismas' 
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vor.  Er  bekämpft  die  moderne  Richtun{<,  welche  in  dem  Begriff  der  .ver- 
minderten Zarechnung:8fähigkeit"  sowie  in  den  auf  medizinischem  Bodon  vnt- 
stiindonon  (Jedanken  einer  ,  Verwahranstalt  für  {j^mindert  ZurechnnngslähiKe* 
die  Lösang  des  i'roblems  sucht  und  dabei  auf  ps^cbolugiscb-joristischc  Kri- 
teden  der  Znnckmn^ftiKldgkeit  Venidtt  kist^  nm  don  Medisiiier  du  Feld 
tVL  ttberlaMen.  £b  ist  dem  Leser  nicht  gerade  leicht  gemsdit»  tm  der  fort* 
wihrenden  Polemik  gegen  Stooß,  v.  LisMty^)  Forel,  Zürcher  und  Andere 
ein  positives  P>rt,'ebni8  herauszufinden.  Soweit  dieses  positive  Erircbnis  darin 
\u  \:1.  (laß  für  den  Kiclitt  r  die  Herrschaft  über  die  B*Mirtrilunir  der  Krage  nach 
(Ut  Ziir('rhniini;sfiihii.'kcit  in  Anspruch  genommen  wird,  kann  der  VerfaHs^^r 
in  weiten  Kreisen  auf  Zui>iimmung  rechnen.  Materiell  ist  aber  weder  der 
Begrifi  der  Znrechnungsfäliigkeit  noch  derjenige  der  geminderten  Zurechnnngs- 
llldgkeit  doreh  die  Anaeinandenetsnngen  Jf.  o.  iS'cil.  mit  seinen  Gegnern 
gekl&rt  worden.  KUinfeller. 

Löwe,  E.  Die  8trafprü7«'niirdiinni(  für  das  Deutsche  Rcirh  nrb.st  dem 
(iericbtüverfabäungsgesetz  und  den  das  ötiafverfahren  bttitlffmUn  Ik.stim- 
mungen  der  übrigen  Rcichsgeaetze.  11.  Auflage  bearbeitet  von  Ür.  .^1.  Hell- 
weg,  Beidttgericbtarat.  Berlin  (J.  Ouitentag)  1904.  Lex.  S«*.  —  XVIII 
and  1066  S.  Hk.  20.  — 

Die  rinindsätse,  nach  welehen  einat  dit  *  ist»  Auflage  erschien  1878) 
Lfiicc  seinen  Kommentar  angelegt  und  ausgeführt  liat,  sind  in  der  Hell ireg'- 
8oht>n  Rparbeitnng,  welche  nicht  nur  eine  Forfffllming.  sondern  eine  Dnrrh- 
arbeitiinu:  des  Werkes  darstellt,  nicht  verlassen  worden.  Der  Kommentar  ist 
bestimmt  und  in  unübertroffener  Weise  geeignet,  ein  HUlfsmittel  für  tlen 
Praktiker  zn  lein.  Dafi  das  Werk  aneh  in  der  Wlseensehaft  eine  angesehene 
Stellnng  einnimmt,  ist  bekannt  genug. 

Die  strafrechtlichen  Nebengesetze  des  Deutschen  Reiches. 

Erlimtort  von  S  t  c  ti  </ 1  r  i  >i ,   Aj)pel/u.s.  Klein  feller.  Dritt«'. 

ganzlich  neu  bearbeitete  und  vermehrte  Audage,  „herausgegeben  von  Dr. 

M,  SiengUin."  —  Berlin  (Liebmanu)  1906.  Orofi  Lex.-80  —  XVI 

nnd  IdOBS.  Mk.81.  - 

Der  Verhaaer  der  nenen  Auflage,  welche  weg»i  der  Tielen  seit  der 
vorigen  Auflage  erschienenen  Gesetze  ein  ganz  neues  Werk  darstellt,  ]|at  daa 
Ersrhoinen  nur  um  einige  Wochen  übt  rlt  1)t  Am  8.  Juli  19<)3  ist  er  aus  einem 
arbeitsreichen  und  fruchtbaren  Mmii  :il)lurufen  worden.  —  Der  Wert  des 
Werkes  wird  (iurch  die  Bedeutung  (»einer  Persönlichkeit  gekennzeichnet.  Die 
Aufgabe  ist  in  einer  Weise  gelöst,  welche  über  jedes  Lob  erhaben  ist.  Die 
ilentaehe  Strafrechtspflege  kann  dieses  Fflhrera  fMtan  nicht  mehr  eutraten.  — 
Von  intenationahrechtlidiem  Intereeae  aind  inabeaondere  Abt.  I  (Gesetz  bt. 

^)  Vgl.  jetzt  r.  1.*««/,  Vorentwnrf  eines  Gesetzes  betr.  die  Verwahrung 
gemeingefälirlicber  Geiateakranker  und  vermindert  ZarechnungsfiLhiger  (mit 
Begrilndnng)  in  der  Ärztlichen  SachvenOndigen-Zeitang  1904  Nr.  2  n.  3. 
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i'^'  hiit/  lies  trt'{stiL''  n  Ei^'-nttmiä).  Abt.  III  (Post-.  Eisoiiluihn-.  T<'!f srraph.  n-. 
Kabcl-Uesetzgebuu^..  Abi.  V  II  (Ge8et7.e  bt  das  Si-«'weseii>.  Aber  auch  z^ilil- 
rcichc  andere  Rechtänormen,  die  hier  iilrläuteruug  linden,  beziehen  hieb  nuf 
intmatioiialiBtiaelie  Verbiltnine.  Bi  aei  nur  «uf  dtm  Aoiwaiiderangsgeflett. 
die  gewerbUehai  und  die  Zoll-Geeetie  hingewieseit  —  Qmu  befoodets  eei 
aiidi  den  Konialarvertreteni  dee  dentadieii  Reiches  dae  Werk  empfohlen. 

W.  Tornau  und  K.  Förster.  Das  Liegenschaft^recht  nach  (Ii  n  deuUiclien 
Beich»gesetzen  und  den  preußischen  Ausfuhrungsbestimmungen.  2.  ver- 
mdirte  nnd  vefbeeseite  AniBnge.  2.  Baad:  IHe  Omndbndwrdräng.  Ftdor- 
boni  (F.  SeUningh)  XXXVin  n.  768  8.  Mk.  14.  - 

Dem  enten  Bande  (,Daa  Sacbeniechl  des  BOB"  1902}  ist  der  ▼erliegende 
Schlußband  mit  erfrculirher  Raschheit  gefolgt.  Damit  besitzt  die  preußische 
rirnndhtirhpraxi.s  ihr  stamlard  \\«irk-  wieder  vollständig.  Mit  rastlosem  FleüJ 
und  fast  unfehlbarer  Umsicht  Iiaben  die  VerfasHcr  Stoffsammlnng  und  Gedanken- 
arbeit vereint,  um  ein  Werk  herzustellen,  unter  dessen  Schutz  der  Gmndbnch- 
richter  wie  der  Notar  sicher  wohnen  können.  Der  wertroUen  Anhänge  iBerg- 
reclit,  Kostenwesen)  und  Srginittngen  (Enteignung,  Snbliastation,  Agranecht- 
licbe  Anseinandttsetrangen,  Rentengflter,  AnerbragSter)  sowie  dw  TortreHÜGben 
Register  sei  noch  besonders  gedacht. 

V.  Schubert-Soldem,  E.  Die  Zwangsv^jrwaltung  und  die  Verwahrung 
und  Verwaltung  nach  Exekutionsrecht.  Ein  Spezialkommentar  zur  öster- 
reichische Exelrntionsordniuig  vom  27.  Y.  96  mit  Berücltsichtigung  da 
dentsehen  Oesetsgebnng»  insbesondere  des  Reichsges.  t.  24.  HL  97  Leipdg, 
Duncker  <f  Tlumblot  11K)3  XII  n.  593  8.  Mk.  15.  — 

Das  in  Form  eines  Kommentars  erschienene  sehr  gründliche  Werk  er- 
streckt .^ich  atrf  alle  Arten  und  Gegenstände  der  Sequestr  iri  n;  sowohl  hin- 
sichtlich dl  s  beweglichen  als  des  unhewcLrlichcn  Vermögeius  »uwohl  auf  die 
Verwaltung  zum  Zweck  der  .Sichersten ung  als  auf  die  Verwaltung  zum  Zwecke 
der  ZwangsToUstredning.  Dem  Kommentar  ist  als  lünleitnng  ein  historischer 
Rfickbliek  anf  das  rSmisdie  nnd  mittelalterliche  dentsche  sowie  aaf  das  nene 
^österreichische  Recht  vorangeschickt.  Dem  interessanten  Gegenstande  ent- 
sprechrad  entbelirt  die  DarsteUnng  nicht  der  Mannigfaltigkeit.  Verf.  sab 
sich  veranlaßt,  anf  die  Anwendnntr  von  Bcjrriffen  des  hür^jcrlichcn  Rechts  wie 
(lewahrsain  und  Rfsitz,  sowie  auf  allt:i;meine  Kraben  des  VoUstreckungs- 
rechtes  als:  Exsindieruugsklage.  die  Wirkungen  der  gerichtlichen  Veräußenuig, 
ihs  Pfandrecht  ond  anderes  n&ber  einzugehen ;  auch  das  internationale  Pmsefi* 
recht  wird  gelegentlich  (S.  474,  475)  gestreift.  Bin  ansfahrliches  Quellen- 
register  sowie  dn  alphabetisches  Sachregister  erhöhen  die  praktische  Brauch* 
barkett  des  Werkes.  KttinfelUr 
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Kollisionen  zwischen  üsterreichischem  und  ungarischem 

Eherecht. 

Von  Dr.  Isidor  fi^ltwartB»  Regienmgakomipiat  in  Sarajero. 

Wenn  ein  österreichischer  Staatsbürger  mit  einer  Unp^ariu 
im  Auslande  oder  in  rn^rarn  eine  Ehe  schließt,  so  ist  diese 
Ehe  vom  Standpunkte  des  ungarischen  Eherechtes  mir  dann 
griltig,  wenn  sie  nach  der  lex  patriae  beider  Ehegenussen  tso- 
wohl  nacli  dem  t)sterreichischen,  als  ungarischen  Eherecht)  giltig 
ist.  Nur  das  Alter  und  die  Handlungsfähigkeit  eines  jeden  der 
Eheprenossen  ist  aiissclilielilich  nach  dem  Gesetze  seines  Vater- 
landes zn  beurteilen  108  und  III  Abs.  2  des  unp-nrisdien 
Ehejjesetzes,  f JA  XXXI:  1894),  weil  jeder  Staat  d;is  Alter,  mit 
dessen  Erreichung  jemand  eine  Khe  schließen  kann,  und  die 
Handlungsfähigkeit,  mit  T?ücksicht  auf  seine  speziellen  Verhält- 
nisse, entsprechend  der  durchschnittlichen  physischen  und  intellek- 
tuellen Reife  seiner  StaAt.sangeliörigen  festsetzt.  ^)  Der  öster- 
reicliische  Staatsbürger,  welcher  in  Ungarn  eine  Ehe  schließen 
will,  muß  aucli  nachweisen,  daß  seine  Ehe  nach  den  Gesetzen 
seines  Vaterlandes  keinem  Hindernisse  unterliegt  113  Abs.  8 
Ungar.  Ebegesetz).  Der  ungarisclie  Justizminister  kann  aber 
von  dem  diesfälligen  Nachweise  Dispensation  erteilen  (§  113 
Abs.  4  des  ungar.  Ehegesetzes).  Wird  aber  diese  Dispensation 
in  einem  Falle  erteilt,  in  welchem  nach  dem  österreichischen 
Eherechte  ein  Ehehindemis  vorliegt,  so  haben  wir,  weil  der 
vom  ungarischen  Justizminister  im  Grunde  des  g  113  Abs.  4  des 
ungarischen  Ehegesetzes  erteilte  Dispens  im  Bereiche  des  Geltungs- 
gebietes des  österreichischen  Eherechtes  keine  Wirksamkeit  haben 
kann,  ein6n  Fall  der  Kollision  zwischen  Österreichischem  und 
ungarischem  Eherechte.  Die  auf  diese  Weise  geschlossene  Ehe 

Moticenben'cht  zmn  uufßar (sehen  Eheget^etse  II.  Band,  Speiieller 
Teil  S  Difses  Argumont  st;iiimit  von  Mntichii  hf»r,  vl'I.  St ridoweff 

Die  itaiienisthe  Sc/iule  fh-s  ttiternatiotiaini  Pricatrechies,  Wie»  1881. 

Zeitochrift  f.  Intern.  Privat-  u.  Öffentl.  B«cht.  XXV.  10 
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ist  im  Bereiche  des  österreicliisclien  Eherechtes  ungiltigr.  Ist 
das  nach  dem  Österreich i>chen  Eherechte  vorgelegene  Hindernis 
juris  pricatiy  so  kann  aber  die  Ehe  nach  dem  österreichischen 
Eherechte  konvalidieren  (vgl.  z.  B.  Schlußsatz  des  §  96  österr. 
a.  b.  GB).  Liegt  jedoch  nach  dem  österreichischen  Eherechte 
ein  impedimentum  Jttris  publici  vor,  z.  B.  das  Ehehindernis 
der  Beligionsverschiedenheit  ^,  so  ist  die  Konvalidation  ipso 
jure  ausgeschlossen,  weil  in  diesem  Falle  nur  durch  den  von 
der  zuständigen  österreichischen  Behörde  im  Sinne  des  §  88  des 
a.  b.  GB  erteilte  Dispens  die  £he  als  ex  tunc  giltig  betrachtet 
werden  könnte  (sog.  äispensatio  in  raäice  nuUrimonii  des 
kanonischen  Rechtes).  Ein  ebensolcher  Fall  der  Kollision  liegt 
vor,  wenn  der  österreichische  Staatsbürger  eine  Ungarin  oder 
ein  ungarischer  Staatsbürger  eine  Österreicherin  in  einem  aus- 
ländischen Staate  heiratet,  nach  dessen  Rechte  die  Ehe  zwar 
als  giltig  zu  betrachten  ist,  während  der  Rechtsbestand  der 

zur  Zeit  der  P^heschlicßunfr  nach  dem  östenvirliisclien  oder 
aber  nach  dem  ungarischen  Eht-nThtt'  iiii;:ilri[r  ersclit'int. 

Weitere  Fälle  von  KoUisioiit  ii  des  üsterreieliischen  und 
ungarischen  Elieirrhtes  siml  fulizfiide: 

Wt'im  ein  un^'^arischer  Staatsbiir^rer  mit  eini-r  «»tt  i  rcidiisclieii 
Staat8büi"gerin,  sei  es  im  Auslandi".  st  i  is  in  Ungarn,  eino  Flu- 
schließt,  so  ist  die  Giltigkeit  dir  Elic  vom  Standpunktt-  »l-s 
ungarischen  Ehereclitcs,  mit  Ausnahme  der  Handlungsfäliigkeit 
u!!.]  des  Alters  der  Braut,  welche  nach  den  Gesetzen  der  Heimat 
der  Braut  entschieden  werden,  nach  den  ungarischen  fiesetzen 
zu  beurteilen.  Die  ratio  dieser  Bestimmung  i4j  109  des  ungar. 
Ehegesetzes)  ist  darin  gelegen,  daß  die  Österreicherin  durch  dii- 
Ehe,  welche  sie  mit  einem  ungarischen  Staatsangehörigen  scliließt. 
ungarische  Staatsbürgerin  wird  5  des  GA  L:  1879)  und  duivh 
diese  Eheschließung  eine  ungarische  Familie  begründet  erscheint 
daß  also  gegenüber  dem  österreichischen  Staate,  aus  dessen 
Verband  die  Braut  vermöge  ihrer  Eheschließung  ausgetreten 
ist,  sowohl  die  Frau,  als  die  von  ihr  abstammende  Familie 


2.  Viil.  tlio  EntMh.  iiluiii:  de;;  r-j^ttr.  oUrsun  Üorichtshofes  in  derSaaUP* 
lunjj  von  F/uf/.  Schey  und  K/  upsky,  i^.JSauA  Jahr^'anij  1901  K«.  16144. 
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Fremde  werden.^)  Es  ist  also  nach  dem  ungarischen  Eherechte 
die  im  Inlande  oder  Auslände  geschlossene  Ehe  eines  ungarischen 
Jaden  mit  einer  östeireichischen  Katholikin  giltig,  während  sie 
nach  dem  östeireichischen  Eherechte  ungiltig  erscheint^  weil 
der  Qfiterreichischen  Christin  nach  dem  österreichischen  Ehe- 
rechte  die  persönliche  Fähigkeit  za  dieser  Eheschließung  mangelt/) 
es  sei  denn,  daß  ihr  der  Dispens  vom  Ehehindemisse  der  Reli- 
gionsverschiedenheit  von  ihrer  zuständigen  heimatlichen  Behörde 
erteilt  worden  wäre.  Es  ist  aber  leichter  vom  päpstlichen 
8tnhle,  als  von  einer  österreichischen  Behörde  diesen  Dispens  za 
erhalten.  ^) 

Wenn  angarische  Staatsangehörige  in  Österreich,  sei  es  mit 
österreichischen,  sei  es  mit  ungarischen  Staatsangehörigen  (unter 
Staatsange hürige  wird  hier  sowohl  eine  Person  männlichen  als 
weiblichen  Geschlechts  verstanden)  eine  Ehe  schließen,  welche 
Ehe  nach  dem  ungarischen  Kherechte  ungiltig  ist,  weil  ihr  einer 
der  in  14 — 27  des  ungarischen  Khegesetzes  statuierten  Hinder- 
nisse im  Wege  st^nd,  welclie  für  ungarische  Staatsangehurige 
auch  im  Auslande  very)tlichtend  sind  (§110  des  ungar.  Ehege- 
setzesi,  so  ist  die  Beantwortung  der  Frage,  ob  diese  Ehe  nach 
dem  österreichischen  Eherechte  giltig  ist  oder  nicht,  von  der 
Entscheidung  der  Vorfrage  abhängig,  auf  welche  Weise  man 
den  §  34  des  österr.  a.  b,  GB  auslegt.  Steht  man  auf  dem 
Standpnnkte,  daß  im  Sinne  des  §  34  des  österr.  a.  b.  GB  die 
Handlungsfähigkeit  des  Ausländers  nach  der  lex  patriae  za 
beurteilen  sei  so  ist  die  in  Österreich  geschlossene  Ehe  un- 
garischer Staatsangehöriger,  sei  es  mit  ungarischen,  sei  es  mit 
osteneichischen  Staatsangehörigen,  aach  vom  Standpnnkte  des 

^  Moticenbe rieht  sunt  uttt/a/  i.^i  hi  n  Kiieyv.setze  a.  a.  0. 
*)  Vgl.  die  in  ^otc  2  zititi  U  EjiUcLeiiiuiig  des  uätcr.  ub.  Gerichlähofes. 
Stubenrauek,  Kommentar  MUm  öai,  a.  &  GB,  behMiptet  mnxt 
daB  das  Elielrfiideniifl  der  B«Ugioiurver9Qlii«deiiheit  diapenaabel  Bei  (7.  Auflage 

1.  Band  S.  187),  aber  ein  solcher  Diapens  wurde  von  einer  asterreichischen 
Behörde  nocli  nie  erteilt,  wohl  aber  Tom  p&pstUcben  Stahl.   Vgl.  Schulte, 

LehrhucJf  (/es  katliohyrhf'fi  Kirchertrechtcs,  3.  Aufl  S.  471  Note  2. 

hitrza  ^tuOcuraueh,  7.  AuH.  I.  Bd.  p.  108,  Jettel,  Hand- 
buch deti  intet nat.  Frivat-  und  Strafi echtes,  Wien  1893  p.  24,  Bar, 
Theorie  und  Praxis  des  intern.  Pricatrechtcs,  2.  Aufl.  2.  Bd.  S.  264 — 265. 

10* 
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österreicliisclien  Elierechtes  unjjiltig,  wofern  ihr  eines  der  in 
den  14 — 27  des  ungfarisclien  Eliepfesetzes  statuierten  Ehe- 
bindemisse  im  Wege  stand.  Anders  selbstverständlich,  wenn 
man  der  Auffassung  huldigt,  daß  im  Sinne  des  iij  M  österr.  a.  b. 
OB  die  Handlungsfiiliitikeit  der  Ausländer  nach  der  lejc  domi- 
cilii  zu  beurteilen  sei. ")  Sowobl  die  gerichtliche  als  die  Ver- 
waltnngsprazis  in  Österreich  stehen  aber  auf  dem  erstehen 
Standpunkte,  nach  welchem  eine  Kollision  nicht  vorliegt.  Eine 
ungiltige  Eheschließung  wird  in  diesen  Fällen  nur  durch  die 
Konnivenz  oder  durch  die  Ignoranz  der  Trauangsoigane  erfolgen 
können,  weil  in  Österreich  heiratende  ungarische  Staatsangehörige 
sich  bei  der  Trauung  über  ihre  persönliche  Fähigkeit,  eine 
na^h  ungarischem  Rechte  giltige  Ehe  zu  schließen,  gehörig 
auszuweisen  haben.  ^} 

Die  Frage,  ob  die  in  Ungarn  auf  Grund  des  §  112  des 
ungarischen  Ehegesetzes  geschlossene  Ehe  minderjähriger 
österreichischer  Staatsangehöriger  vom  Standpunkte  des  öster- 
rficliischeu  Rechtes  giltig  ist,  und  die  uiiigekehi*te  Frage,  ob 

^  Pf  äff,  „Zur  Frage  der  Klatuenturger  EkBH"  indeHJuHaiiscke» 

Blättern  (  W'ietii  1891»  No.  3(5. 

Erlaß  dt'S  k.  k  (jsl<  r.  Ministprinins  des  Innern  vom  25.  Februar  18B6 
Zahl  ;UH2M  (StnhfH  I  ativh  a.  a        S.  liS     12!»  Nute  2). 

8)  irrig  ist  die  liehauptuug  von  Heiner ,  Ungarisches  Eherecht,  Buda- 
pest 1904  S.  47,  daß  im  Falle  des  §  1 12  des  ungarischen  Ebegesetzes  (mit  wekkeni 
9  51  des  Ssterr.  a.  b.  GB  llbereiiistimmt)  eigentlicb  nur  die  lex  patriae  bot 
Oditung  gelangt,  in  einer  dem  Rechte  dee  DomizUs  entsprechend  modiüxlerten 
Form.    Denn  der  §  112  bestimmt  nur.  daß,  wenn  der  frenule  ^linderjährige. 
der  sich  in  Ungarn  verluiraten  will,  dir  fifmderliche  Einwilligung  beizubringen 
nicht  vennair,  ihm  von  der  ungari.srlipii  \\  .uscnbchürde  ein  Kurator  nff  ftrir 
zu  Ivstrlltn  ist;  die  Fra^rc  also,  ob  ein  htuidir  Minflcrjähriger  und  bis 
welcliciu  Alter  er  die  Einwilligung  bedarf,  ist  nacli  dem  lieiht  si-intr  Heimat 
cn  beurteilen  nnd  nur,  wenn  äußerer  Hhidemitte  wegen,  z.  B.  wegen  KricfS 
Q.  8.  f.,  die  Einwilligang  nicht  beigebracht  werden  kdnnte,  bat  die  nngarieche 
Yormundaebaftebehörde  einen  Kurator  ad  hoe  zu  bestellen.  Vgl.  Unger, 
System  I,  ItW  Note  21,  entgegengesetzter  Meinung  Stubenrauck  %.  ^0. 
S.  t4i  Nute  1,  w*d(  li»'ni  sich  auch  die  Instruktion  des  uns  .Tnstizministeriums 
Z  ilil  2724H  von  IS;».'»       hlirCt  ^t«  m2].  aber  ohne  dati  sie  im  Gesetze  begründet 
wiire,    ^'gl.  Miitirenbei  uht  zum  ungarischen  Ehegesetze  a.  a.  0.  S.  238 
und  die  riclui;^*'  Entscheidung  des  Ministeriums  des  luuem  121714/98  in  dem 
Werke  von  Lenffyel,  Anyeüeönyti  Index  1900  8. 33. 
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die  von  minderjiilirifjen  unj^arisclien  Staatsaiifrcliöripen  auf  Grund 
des  $  51  des  a.  b.  (4Pi  in  Österreich  g:eschlo.s^^ene  Ehe  vom  Stand- 
punkte des  unjjfarlschen  Reclites  griltig  ist,  wurde  meines  Wissens 
bisher  weder  in  der  österreichischen  nodi  auch  in  der  ungar- 
ischen Fachliteratur  erörtert.    Meines  »achtens  ist  die  auf 
Grnnd  des    51  des  österreichischen  a.  b.  (iB  dem  minderjähriffcn 
ungarischen  Staatsanja:ehürig:en  erteilte  Einwilli^inpf  zur  Elie- 
schließun^  (h  s  <*sterreiciiischen  Vormundschaftsgericbtes  für  den 
ungarischen  Hechtsbereich  eine  elx  nsolche  provisorische  Maß- 
regel, wie  die  auf  (Jrund  des    112  des  unparisdien  Ehegesetzes 
den  min(l(  rjiilirifren  österreichischen  Staats;in|fehörigen  von  den 
unjrarischen  Waisenbehörden  erteilte  Kinwilligunjj:  zur  Ehe- 
scliließung  nur  ein-'  pTovisorische  Verfürnnp"  für  den  öster- 
reichischen Rechtsbereicli  bildet.       Weil  aber  das  Ehehindernis 
der  mangelnden  elterlichen  oder  vonnundschaftlichen£inwiIlIi:'iin<^ 
sowohl  nach  dem  österreichischen,  als  nach  dem  ungarisclien 
£herechte  impedimeuta  Juris  privati  sind,  so  können  die  auf 
obige  Weise  geschlossenen  £hen  leicht  konvalidieren  (vgl.  §  96 
Schlußsatz  des  östexr.  a.  b.  GB  und  §  56  lit.  b)  und  Schlußabsatz  des 
angar.  Ebegesetzes).  Nach  dem  ungarischen  Ebegesetze  kann 
die  Konvalidation  sogar  früher  eintreten,  als  nach  dem  öster- 
reichischen Eherechte»  wenn  nämlich  die  ungarische  Vormund- 
schaftsbehörde die  Ehe  binnen  einem  Jahre  vom  Tage  der  amt- 
lichen Kenntnis  der  Eheschließung  nicht  angefochten  hat  (vgl. 
§  57  erster  Absatz  und  zweiter  Absatz  lit.  b)  des  ungar.  Ehe- 
Gesetzes).  Es  ist  selbstverständlich,  daß  die  für  den  ungarischen 
Bechtsbereich  eingetretene  Konvalidation  der  auf  obige  Weise 
in  Ungarn  erfolgten  Eheschließung  Qsteneichischer  Staatsan- 
gehöriger fiir  den  österreichischen  Rechtsbereich  unwirksam  ist 
und  vice  versa  muß  dasselbe  für  den  ungarischen  Rechtsbereich 
gelten,  wenn  die  Eheschließung  ungarischer  Staatsangehöriger 
in  Österreich  auf  Grund  des  g  51  österr.  a.  b.  GB  erfolgt  ist. 

Eine  weitere  Kollision  zwischen  österreichischem  und  un- 
garischem Eheiechte  ist  in  der  Tatsache  gelegen,  daß  die 
ungarischen  Gerichte  in  den  Eheprozessen  ausländischer  Staats- 

Analogie  aus  §  183  des  Kais.  Patentes  vom  ü.  August  Xbö4  Nü.  208 
RGB  und  aas  §  61  des  OA  XX:  1S77. 
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an^ehöriger  prinzipiell  nicht  judizieren.  Ausnahmen:  1.  wenn 
das  Urteil  in  jenem  Staate,  dessen  Bürger  die  Eheleute  sind, 
Qeltung  bat  (§  116  des  nngar.  Eliegesetzes)  —  zu  diesen  Staaten 
gehört  aber  Österreich  nicht  (vgl.  §81  Zahl  3  der  österreichischen 
Exekutionsordnung,  Gesetz  vom  27.  Mai  1896  Nr.  79  R(iB.) 
2.  in  den  Fällen  des  §  117  des  ungarischen  Bbegesetzes.  Weil 
aber  Österreich,  wie  erw&hnt,  ein  in  diesen  Fällen  geschöpftes 
Urteil  eines  ungarischen  Gerichtes,  wofern  es  seine  Staatsan- 
gehörigen betrifft,  nicht  anerkennt  (§  87  Zahl  3  der  osterr.  £ze- 
kutionsordnung),  so  ist  die  in  Ungarn  erfolgte  Losung  solcher 
Ehen  für  den  österreichischen  Rechtsbereich  unwirksam. 

Kollisionen  zwischen  österreichischem  und  ungarischem 
Eherechte  treten  aber  auch  dadurch  ein,  daß  die  ungarischen 
Gerichte  gegenwärtig Urteile  ausländischer,  also  andi  öster- 
reichischer Gerichte,  in  den  Eheprozessen  ungarischer  Staats* 
angehöriger  nicht  anerkennen  (ij  114  des  ungar.  Ehegesetzes K 
wiilirciui  ilie  österreichisclien  ( ItTiclitf  auch  in  dt'ii  Kheprozessen 
solcher  Ausländer,  welche  in  ( istci  ivich  domizilieren,  die  (.ierirhts- 
barkeit  ausüben.  Die  Koniiu  teiiz  der  österreichischen  Ü»  ri»  lite 
in  diesen  Fällen  gründet  sich  anf  das  Hofdekret  vom  15.  .luli 
179Ö,  Beilage  II  dos  Hofdeiirets  vom  23.  ( /kiol.cr  1H01 ,  J.  (r.S. 
No.  542  ^-V  dessen  (ieltung  auch  durch  die  neue  Juris- 
diktionsnnrni  tvgl.  §  76  des  (Gesetzes  vom  1.  August  1895  No.  Uli 
nicht  alteriert  wurde.  Hieraus  folgt,  daß  das  von  einem 
österreichischen  <ierichte  in  Eheprozessen  ungarischer  Staats- 
angehöriger gefällte  Urteil  für  den  ungarischen  Rechtsbereicb 
ungiltig  ist  und  daß  vice  versa  die  österreichischen  Gerichte 

'•i  Anders  vor  dorn  Inkrafttreten  des  neuen  Ehegesetzes,  vi^l.  dit-  Ent- 
scheidung der  k.  Tafel  Pozsony  20/18U8.  Es  handelte  sich  um  die  Frage,  ob 
in  Österreich  Tor  dem  Inkrafttret^  den  neuen  ungariiclien  Ehegeaetio«  ge> 
soliiedene  ungaxiflcbe  StaatsangehSrige  ia  Ungarn  heiraten  kennen.  Die  k. 
Tafel  (Lenff^el,  AnffokSnifvi  Index  1900  S.  90)  bejahte  die  Frage,  weil 
die  bestandenen  Gesetze  keine  entgeg^igefletate  Beetiumnng  enthalten.  Vgl. 
aber  §  5  G.\  IX:  1881. 

Stuhcnrauch  a  a.  0.  \^.  207— 2<W  Note  2. 

^•^)  Neumattn ,  Korn nieutui  zu  den  österr.  Civiiproseßyeietzen, 
Wien  S,  12ü5  und  Mudolf  Pollak,  System  des  Osterr.  Civilproteß- 
rechts,  Wien  1903  S.  241. 


Digitized  by  Google 


Kollisionen  zwiBchen  öBterreichischem  und  nni^iachem  Eherecht.  143 

dit'  Kompetenz  ungarisclier  (icriclite  in  Eheprozessen  solclipr 
ungarischer  Staatsange|iörigeii,  welche  in  Österreich  doraiziliereu, 
nicht  anerkennen  '^). 

Die  österreichischen  Gerichte  gehen  aber  noch  weiter.  Sie 
anerkennen  ancli  nicht  die  auf  §  115  des  ungarischen  Ehegesetzes 
beruhende  Kompetenz  der  ungarischen  CM-richte  zur  Judikatur 
in  Eheprozessen  solcher  österreichischer  Staatsangehi-rifrer, 
welche  das  ungarische  Staatübürgenecht  erworben  und  iiir 
Domizil  nadi  Ungarn  verlegt  liaben.  Diese  Praxis,  welche 
namentlich  in  jenen  Fällen  von  Bedentang  ist,  in  welchen  ka- 
tholische österreichische  Staatsangehörige  dem  in  Österreich 
staatsgesetzlich  anerkannten  katholischen  Dogma  der  Unlösbar- 
keit  der  Ehe  durch  den  Erwerb  der  ungarischen  Staatsbiuiger- 
Schaft  und  durch  die  Verlegung  ihres  Domizils  nach  Ungarn 
entgehen  wollen,  steht  nicht  nur  im  Widerspruche  mit  den 
positiven  Bestimmungen  des  österreichischen  Rechtes,  sondern 
involviert  auch  eine  schroffe  Negation  des  internationalen  Rechts- 
bewnßtseins.  Während  das  ungarische  Justizministerium  bei 
Eheschließungen  österreichischer  Staatsangehöriger  in  Ungarn 
mit  Desavouierung  der  Urteile  ungarischer  Gerichte  der  lex 
patriae  der  österreichischen  Nupturienten  volle  Berücksichtigung 
zu  Teil  werden  läßt,^^)  ist  die  konstante  Praxis  des  österreichischen 
obersten  Gerichtshofes,  welclie  die  Judikatur  in  Eheprozessen 
solcher  gewesener  österreichischer  Staatsangehöriger,  die  das 
ungarische  Staatsbürgerrecht  erworhcn  und  auch  ihr  Domizil 
nach  l'njrarn  verleibt  haben,  in  Anspruch  niiiiint,  nichts  anderes 
als  ein  Ausfluß  rein  politisciier  Erwägungen,  ein  dem  römischen 
Stuhle  lob  bewußt  oder  unbewußt,  ist  von  keiner  ReUnanz) 
erwiesener  Liebesdienst,  um  das  katholische  Dof^nia  der  Unlös- 
harkeit  der  Eiie  zu  r.'tten.  Würde  der  österreichiscltf  oberste 
Gerichtshof  sich  vom  Stajidpuukte  der  englisch-amerikanisclien 
und  französischen  Jurisprudenz,  des  agere  in  fremdem  legis, 

Vgl.  den  im  MorgenblatUs  des  „Pester  Lloyd"  vom  25.  Januar  1.  J. 
(Robrik  «GerichtahAlle*  anter  dem  Titel  «Die  Ehe  de«  hUvehen  Onfen  Bethlen*) 
niitgeteiltoii  BechtefalL 

•*>  Vgl.  die  von  Dr.  Ar  päd  Bolla  mitj,'etcilten  Fälle  in  der  AH- 
gemeinem  öeierreiehiaehen  Geriehieweiiung  190S,  Me.  14  S.  111—112  tob  A. 
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leiten  lassen  so  könnte  man  sich  noch  mit  dieser  Jadikator 
abfinden.  Aber  dieser  Standpunkt  ist  ijk  keinem  bezuglichen 
Judikate  zum  Ausdruck  gelangt.")  Daß  die  Österreichischen 
Gerichte  in  besprochenem  Falle  zur  Judikatur  nicht  kompetent 
sind,  steht  außer  allem  Zweifel  (vgl.  das  obzitierte  Hofdekret 
lind  76  der  JiiriRdiktionsnorm)  und  es  ist  auch  unbestritten, 
daß  die  Handlungrsfähigkeit  von  Ausländern,  welche  nicht  in 
ÖsttiTcich  domizilieren,  \m\ix  man  den  Inhalt  des  34  östeiT. 
a.  b.  GB  im  Sinne  der  fex  patriae  udcr  di-r  Ivj-  (lonüvilii  inter- 
pretieren, nicht  nach  österreichischem  Recht  zw  biiirtt  iku  i.st. 
Und  daß  auf  die  von  Ausländern  im  Auslände  fresrhlossene  Ehe 
das  dem  ösrcrreichisclien  Reclite  eiprentünilirlie  Ehehindernis 
des  Katholizismus^**)  nicht  angewendet  werden  kann,  hat  der 
österreirliische  obei*ste  Gerichtsliof  selbst  zugegeben  iXo.  1210 
der  S;i Kiuiluiig  von  iV^'/y.  Sc/w//,  Krtipsky,  'M.  Ikmd  1902k 
>iaciidcui  ferner  die  .Judikatur  der  ungarisclien  Gerielite  in 
unserem  Falle  auch  mit  Artikel  4  des  zweiten  Entwurfes  der 
dritten  Haager  Konferenz  vom  Jahre  1900  nicht  im  Wider- 
spruche steht,  die  Kompetenz  der  österreichischen  Gerichte  aber 
durch  Artikel  1  des  ersten  Entwurfes  derselben  Konferenz 
geradezu  ausgeschlossen  ist'  ^i.  so  bedeutet  die  Praxis  des  öster- 
reichischen obersten  Gerichtshofes,  wie  oben  herrorg^ehoben 
wurde,  geradezu  eine  Verleugnung  des  allgemeinen  Bechtsbewußt- 
seins  auf  dem  Gebiete  des  internationalen  Privatrechtes,  ganz 
abgesehen  davon,  daß  sie  auch  mit  den  positiven  Normen  des 
österreichischen  Rechtes  im  Widerspruche  steht. 

Schließlich  sei  noch  die  Frage  erörtert,  ob  die  von  einem 
österreichischen  Staatsangehörigen  in  Ungarn  in  civiler  Form 
erfolgte  Eheschließung  (das  ungarische  Recht  kennt  keine  andere 
Form  der  Eheschließung)  auch  dann  giltig  ist,  wenn  die  kirch- 
liche Trauung  unterblieben  ist.  Unger  (System  I,  S.  210)  ver- 
neint diese  Frage  mit  der  Begröndung,  daß  die  kirchliche 

^  Bavy  Theorie  und  Praxie  des  intern.  Frieatr.,  2.  Aull.  I  S.  490. 

Vgl.  z.  B.  die  Gründe  der  «weiten  Instanz  in  dem  Falle  No.  13B72 
(Samrahirii,'  Pf  äff,  Sehet/.  Kf  up.sk  ij,  8i>.  Kand  1901  S.  399  in  f.). 

.st  ubev  ra  nrh  a.a.O.  p  2H'i  -KV-X 
^)  ßolla  a.  a.  U.  No.  15  p.  116  {mh  1.  in  f.j. 
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Trauung  ein  inneres  Erfordernis  des  Aktes  selbst  ausmacht. 
Dieses  aus  Sa  v  ignt/  (System  Vlll,  S.  357)  a!)pfeschriebene 
Argument  überzeugt  wohl  Niemanden  und  führt  zu  den  grellsten 
Inkonvenipnzen  (Bar,  Theorie  und  Praxis  des  internationalen 
PrimtrecMes,  2.  Aufl.  I.  Bd.  S.  472—475).  Mit  Rf  <  lit  liaben 
die  östemichisehen  Schriftsteller  dieser  Meinung  sich  niclit  an- 
geschlossen.^) Man  muß  aber  auch  umgekehrt  behaupten:  die 
von  Österreichischen  Staatsangehörigen  in  Ungarn  in  kirchlicher 
Form  erfolgte  Eheschließung  ist  auch  für  den  österreichischen 
Rfclitsljereich  ungiltig,  weil  in  Ungarn  nur  die  civile  Form 
der  Eheschließung  gesetzlich  anerkannt  ist/^^) 

Stubenruuch  a.  a.  0.  8.  \2b  und  die  in  Note  1  zitierten  Erlässe 
dea  IQnlatetittiiu  des  Innern  Tom  12.  März  1878  Z»hl  51$  nnd  vom  28.  Ok- 
tober 1879  Zahl  11409,  ferner  die  Entscb.  des  ob.  G.-H.  vom  6.  Nov.  1894 
Zahl  10710.  Bbenm  Rittner,  Osterreiekigekea  Ehereeht,  Leipsfg  1876, 

8.  47—49. 

2')  Y^l.  auch  die  treffliclu-  B<  irr'iruhin^'  bfi  Rittner  a.  a.  0.  S.  49 — öO. 
Entgegengesetzt  die  bei  Stuben  rauch  zitierte  Entscb.  des  ob.  G.-U.  vom 
20.  NoTember  1894  Zabl  12254. 
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Zur  Auslegung  des  Art  30  des  E6.  zum  deutsehen  BGB. 

Von  Dr.  jur.  Peter  Mlelm  ia  Bonn. 

Bekanntlich  wird  in  der  Literatur  zum  neuen  dentschen 
Internationalen  Privatrecht  lebhaft  über  die  Tragweite  der  Vor- 
bebaltsklansel  (EG  Art.  30)  ^)  gestritten.  Vor  aUem  herrschen 
Zweifel  darüber,  wie  ihr  Verhältnis  zur  Retorsionsbestimmnng 
(EG  Art.  31)^  aufzufassen  sei.  Diese  yielerörterte  Frage,  ob 
EG  Art.  30  auch  die  Ablehnung  ausländischen  Rechts  unter 
dem  Gesichtsponlct  der  VöUcerrechtswidrigkeit  umfasse,  oder 
aber  ob  lediglich  die  Retorsionsbestimmnng  (EG  Art.  31)  dazu 
bestimmt  sei,  solchen  Konflikten  zu  begegnen,  will  unsere  Ab- 
handlung untersuchen. 

I.  Der  Entwurf  II  zum  deutschen  BGB  enthielt  die  Be- 
stimmunjT.  da.s  ausländische  Recht  sei  nirlit  anwendbar,  pWiiiii 
es  in  unbilliger  Weise  die  Rechte  der  Frumk  ri  beeinträchtige.* 
In  das  Ciesctz  ist  diese  Bestimiimng  dts  Entwurfs  nicht  auf- 
genonuuen  wurden.  Bei  der  Vorliebe  des  deutj^cheu  (iesetz- 
gebers  für  unbestimmte  Begriffsmerk male,  für  weite  nnbestiinnit 
abgeprrenzte  RechtsbegrifFe  —  hierbei  geht  der  ( iest'tz«^eber  von 
der  zwt'itVlbts  richtigen  Erkenntnis  aus,  daß  meistens  sogenannte 
genaue  Detinitionen  die  Abgrenzungsschwierigkeiten  bei  den 
einzelnen  Begriffen  nur  erschweren,  weil  nicht  selten  statt  des 
einen  zu  untereuchenden  Begriffs  mehrere  Teilbegrifte  da.stehn, 
die  ebenfalls  zu  prüfen  sind  und  oftmals  einer  Unt(  rsucliung 
größere  Schwierigkeiten  entgegensetzen,')  —  wurde  die  Spezial- 

Alt.  80:  „Die  Anwendung  eines  Mudtndiadhen  Qceetses  ist  uuh 
peddoBsen,  wemn  die  Anwendung  gegen  die  guten  Sitten  oder  gegen  des 
Zweck  eines  deutsehen  Gesetzes  Teratofien  wflrde." 

^)  Art.  31 :  „Unter  Zustimmung  des  Bundesrats  kann  durch  Anordnung 

des  Reichskanzlers  lu  sn;rMnt  v-rdtn.  daß  e<*iren  einen  anslämlischen  Staat 
sowie  dessen  An^^^ehürii^t  und  ihre  Kcchtsnachfolgcr  ein  Yergeltungsrecht  zur 
Anwendung  gebracht  wird/ 

Vgl.  auch  Z//c/wai»ii;  ,Ans  der  juristischen  Konstlehre.'  Yortng 
in  der  Juristischen  Gesellschaft  su  Berlin  den  9.1.04  gdialten.  Refnat  in 
„Jtechi"  1901  S.  41. 
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bestiminiing  des  Entwurfs  II  verworfen.  Der  Gesetzgreber  be- 
gnügte sich  mit  der  weitgefaßten  Bestimmung  des  Art.  dO  EG, 
und  es  bleibt  nun  der  Jurisprudenz  und  Judikatur  überlassen, 
wie  weit  sie  E6  Art.  30  auslegen  wollen,  insbesondere,  ob  sie 
(unter  Berücksichtigung  des  Art.  31  £G)  auch  in  der  Yölker- 
rechtswidrigkeit  einer  fremden  Rechtsordnung  einen  Grund  für 
die  Beprobienmg  dieser  fremden  Rechtssätze  durch  unser  Gesetz 
(Art.  30)  erblicken  wollen. 

Bei  der  Entscheidung  einer  solchen  Fra^e  pflegft  der  Jurist 
die  ratio  legis,  den  Zweck  des  Gesetzgebers  zu  Rate  zu  zivilen. 
Hierbei  tritt  —  iiiul  das  verleiht  der  Behandlung  solcher  Fra<ren 
den  eigentiiiiiliehen  Reiz  —  die  Kunstnatnr  der  Jurisprudenji; 
(ins  est  ars  boni  et  aeqin)*)  '}  deutlich  hervor.  Nicht  streng 
lugi.sclie  Auslegung  führt  den  Juristen  hier  zum  Ziele.  Hier 
gilt  es  vielmehr  den  großen  uU^'-emeiucn  Het  hrsiiedanken  nacli- 
zugehen,  die  die  (rcsetzgebung  belierrschen.  Juristisches  Takt- 
geluhl,  ein  Blick  für  die  Bedürlnisse  des  Lebens,  Kenntnis  der 
Kasuistik,  der  historischen  Entwicklung  des  Rechts  (Praxis 
und  Theorie)  —  vielleicht  bei  der  Internationalrechtswissenschaft 
(wegen  ihrer  völkerrechtlichen  Elemente)  noch  der  Einblick  in 
die  Entscheidung  gleicher  Rechtsfragen  durch  fremde  Rechts- 
ordnungen —  alles  das  ist  erforderlich,  um  erfolgreich  an  der 
Feststellung  der  rcUio  legis  und  damit  an  dem  harmonischen 
Ausbau  der  Rechtsordnung  arbeiten  zu  können. 

Daß  unter  solchen  Umstanden  und  Voraussetzungen  die 
Eigebnisse,  welche  bei  Ausübung  der  ar«  boni  et  aegui,  der 
Feststellung  der  ratio  legis  usw.  durch  verschiedene  Juristen 
erzielt  werden,  häufig  verschieden  sind,  kann  nicht  Wunder 
nehmen.  Der  weite  Spielraum,  den  hier  der  Gesetzgeber  Wissen- 
schaft und  Judikatur  zur  Entfaltung  ihrer  Tätigkeiten  gelassen, 
läßt  meistens  mehrere  mögliche  Entscheidungen  zu. 

IT.  So  finden  sich  auch  bei  der  hier  zu  erörternden  Frage 
vei-sclüedene  Meinungen. 


*)  pr.  D.  1 1 

^)  Wir  verweilen  iäiigei-  bei  der  Erörterung  die^ei  Frage  aus  der  juristischen 
Ktuistlehre,  weil  diese  Frage  zur  Zeit  allgemein  interessiert. 
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Zitelmann  fuhrt  m  seinem  „Internationalen  Frimtr- 
recJW^)  zu  unserer  Fra^  etwa  folgendes  aus. 

a)  Endlich  rechtfertige  es  der  Gesichtspunkt,  daß  das 
fremde  Privatrecht  den  Anforderungen  des  Völkerrechts  wider- 
spreche, die  Anwendung  des  an  sich  anwendbaren  fremden 
Privatrechts  zu  versagen.  Es  sei  hier  vor  allem  an  Fälle  zu 
denken,  daß  das  ausländische  Recht  den  Fremden  in  einer  den 
völkerrechtlichen  Anforderungen  zuwiderlaufenden  Weise  privat- 
rechtlich hinter  die  Einheimischen  zurQckstelle.'')  Dem  sei 
gleichziiachten,  wenn  Christen  hinter  die  Bekenner  eines  andern 
(rlaubens  zurückgestellt  wüi-den.  Solche  ausländische  Normen 
müliten  iinaiiweiKlbar  sriii,  wvW  sie  eine  UiigiMvrlitigkeit  ent- 
hielten, die  eine  VrilkcrrtLhtswidrigkiit  sei.  Eine  solche  Be- 
stiiiiiHung  des  freiiidt-ii  liechts  sei  als  überhaupt  nicht  vorhandeu 
zu  betrucliU'ii  und  so  umzuändern,  daß  Fremde  und  Einlit  imische, 
Christen  und  Nichtcliristtii  glciclie  Rechte  genü.ssen.  Dieser 
8atz  gelte,  ohne  dali  E(i  Art.  30  ihn  enthalte,  wt  il  er 
sich  uns  sieli  selbst  als  Satz  des  deutscheu  internati- 
onalen i'rivatrechts  recht  ten  i^' 

b)  In  dem  besondern  Falle,  daB  eine  fremde  Reclitsorduung 
einem  völkerrechtlichen  Vertrage  zuwider  ihr  materielles  Recht 
nicht  ausbaue,  sei  der  deutsche  Richter  berechtigt,  den  nach 
dem  völkerrechtlichen  Vertrage  erforderten  Satz  als  Bestandteil 
der  fremden  Rechtsordnung  aufzufassen  und  als  fremdes  Recht 
anstatt  des  vorhandenen  anzuwenden. 

Zu  einem  im  Wesentlichen  gleichen  Ergebnisse  gelangt 
Baragetti  in  seinen  „Erörterungen  aus  dem  Gebiete  des  Inter- 
nationalen Privatrechts.'' ^)  Auch  er  findet  im  EG  Art.  30  eine 


•)  Bd.  I  S.  H78-mK 

Wann  die  pmatrechtUche  ZnrttckstoUiing  der  Fremden  hinter  die 
EiiibeimiachMi ...  als  Veratofi  gegen  das  Vttlkerrecbt  anbnfassen  ist^  ist  hier 

nicht  zu  untersuchen.  Auch  die  Entsclicidung  dieser  Frage  wird  nicht  selten 
große  Schwieriirkf  ifrri  iH  ieiten  Festzuhalten  ist  unt<^r  allen  rinstiuidi  n,  laß 
nicht  }Mt>  Tii^rleichheil  in  licr  inivatn-chtlichen  f^chnndluni;  von  In-  und 
Ausländern  volkerrecht swidiiir  i^t.  Vgl.  z.  B.  E(i  i.  liUB  Art.  Ö8;  Art.  7  §2 
Abs.  2  des  preußischen  Auslühruugsgcsc'tzes  zum  BGB. 
9}  Ztscb.  YIIL  Bd.  S.  126—129. 
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Locke,  die  er  nach  dem  Vorschlage  Zitelmanns  er- 
gänzt  wissen  will 

Anf  der  andern  Seite  fuhrt  Niedner  ^  aus,  Art.  30  k&me 
bei  völkerrechtswidrigem  Verhalten  eines  Staates  nicht  in  Be- 
tracht Solchen  Konflikten  zu  begegnen  sei  die  Retorsions- 
bestimmnng  des  Art.  31  EG.  bestimmt.  Hierbei  sei  auch  die 
wirksame  Ausgestaltung  dieses  Verteidigungsmittels  in  Art.  31 
gegenüber  der  Fassung  des  §  2265  Entw.  II  zu  beachten. 

Auch  nach  Planck^^^\  s(tll  AbliuUi  j^ejren  ein  völkerrechts- 
widrijics  Verhalten  eines  aiisliiiidisclit  n  Staates  nur  auf  völker- 
rechtliriiein  Wege  eventuell  durcli  Anwcndunp:  des  Art.  31  E(t 
gesehen  sein.  Den  (ierichten  aber  sei  die  Prriluii«:  cUt  J'^rajun', 
ob  da.s  ausländi.sclic  (Jesetz  die  Rechte  der  Fremden  in  unbilliger 
Weise  heeinträchtifrc.  entzogen. 

Übereinstimmend  lehrt  Nie w ei/er, 

EU.  Wclclies  von  diesen  Ergebnissen  verdient  den  Vorzug? 
—  Wir  glauben,  daß  die  von  Zitelmann  und  Barazetti 
vertretene  Auffassung  am  meisten  der  ratio  legi^  gerecht  wird, 
mochten  aber  eine  abweichende  Begründung  dieser  Entscheidung 
vorschlagen.  Während  nämlich  Zitelmann  und  Barasetti^ 
wenn  ich  sie  recht  verstehe,  annehmen,  EG  Art.  30  umfasse 
die  Reprobierung  fremden  Rechts  wegen  Volkerrechtswidrigkeit 
nicht,  diese  Kollisionsnorm  sei  vielmehr  aus  den  allgemeinen 
Grundsätzen  unseres  deutschen  Internationalen  Privatrechts  her- 
zuleiten, wollen  wir  den  Nachweis  versuchen,  dafi  EG  Art.  80 
auch  die  im  Entwurf  II  ansdrücklich  geregelte  Ablehnung  des 
ausländischen  Rechts  unter  dem  Gesichtspunkte  der  Völker^ 
rechtswidrigkeit  mitumfaßt. 

E(i  Art.  80  bestimmt:  Die  Anwendung  eines  ausländischen 

( Jesetzi  s  ist  ausgeschlo.ssen,  wenn  die  Anwendung  gegen 

ileii  Zweck  eines  deutscheu  (iesetzes  verstoßen  würde.  Aber  — 
wird  man  einwenden  —  wie  kann  ein  Verstoß  «itucn  das 
Völkerrecht  „Verstoß  gegen  den  Zweck  eines  deutsclien 


Eiiifuluuntrsi/osetz  II.  Aufl.  zu  Art.  3ü  Aiim.  7  S.  Öü. 
i"i  Eiiifüliriiii^fsj{esetz  zu  Art.  'M  S.  !)<S. 

Internationales  Pi  icatrecht  den  BGB  S.  99  oben. 
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rjesctzps*'  sein?  Dies  fühlt  uns  tiefer  in  die  juristische  Escha- 

tolüpie. 

Dds  Vt')lkt'iTt'clit  entstellt  duirli  S^flbstbindung  des  Staaten- 
willens  Die  Staaten  erkcii nfn  !/(  ^(ii>('itig'  die  von  ihnen  um- 
schricbent'n  Reelite  eines  jeden  iStaates  als  Rechtsgenossen  iCHpiclj- 
berechtigung  aller  Staaten!)  an.  Indern  nun  der  Staat  <Ue 
Noiinen  des  Völkerrechts  als  für  sich  verbindiieli  an- 
erkannt und  sich  «loinentsprecliend  einrichtet,  erhalten 
diese  Normen  einen  innerstaatlichen  Charakter,  werden 
diese  Normen  nitionales  öffentliches  Reclit.  Beiden  in 
den  Clesetzessauimlungen  entlialtenen  völkerrechtlichen  Verträgen 
wird  niemand  diesen  innerstaatlichen  Charakter  der  Völkerrechts- 
normen bezweifeln.  Aber  daß  dies  in  gleicher  Weise  auch  von 
allen  übrigen  Völkerrechtsnormen  gilt,  wird  nur  zu  häufig  über- 
sehen.^-) Auf  unsern  Fall  angewandt:  wenn  das  deutsche  Reich 
die  Normen  des  Völkerrechts  als  Anforderungen  der  Kultur- 
und  Interessengemeinschaft  der  zivilisierten  Staaten  als  für  sich 
verbindlich  anerkannt,  und  dementsprechend  handelt,  werden 
diese  A'ölkerrechtsnormen  gemeines  deutsches  öffentliches 
Recht  £in  Verstoß  gegen  das  Völkerrecht  bedeutet 
also  einen  Verstoß  gegen  deutsches  Hecht. 

Aber  schließt  nicht  EG  Art.  31  unsere  Auslegung  des  Art.  30 
ans?  Soll  nicht  EG  Art.  31  das  einzif^e  Hilfsmittel  gegen 
völkerrechtswidriges  Verhalten  ausländischer  Staaten  sein?  Für 
die  Beantwortung  dieser  Frajxe  können  lediglich  Zweckmässig- 
keitserwägungen  maßgebend  sein.  Läßt  doch,  wie  bereits  an- 
gedeutet, die  weite  Fassung  beider  Bestimmungen  die  ver- 
schiedenen Entscheidungen  zu.  Für  die  Auffassung,  daß  beide 
Bestimmungen  £G  Art.  30  und  31  als  Beaktionsmittel  auf 
fremdes  völkerrechtswidriges  Verhalten  bestimmt  seien,  sprechen 
folgende  Gründe: 

1.  Die  Ansttbung  des  Vezgeltungsrecbts  durch  Reichskanzler 
und  Bundesrat  bedeutet  eine  hochpolitische  Maßregel.  Man 
wird  sich  zu  ihr  folglich  nnr  dann  entschließen,  wenn  die 
übrigen  Mittel  versagen.  Ein  Rechtsspruch  eines  Gerichts  hin- 


^  Diese  knrsen  Andeatangmi  rnttmen  hier  genttgen. 
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gegen,  das  die  ausländische  Kechtgordnimg  gemäß  KG  Art.  30 
als  völkerrechtswidrig  verwirft,  kann  niemals  —  und  bei  der 
großen  Unsicherheit,  welciie  zur  Zeit  noch  immer  auf  dem 
Gebiete  des  Internationalen  Privatrechts  herrscht,  muß  di(  s  in 
entscht  idenden  Betracht  gezogen  werden  —  eine  solche  Ver- 
stimmung hervomifen. 

2.  £G  Art.  30  müßte  überall  dort  Anwendung  finden,  wo 
es  sich  um  in  die  Gesetzsammlungen  aufgenommenen  völker- 
rechtlichen Verträge  handelt.  Es  hieße  also  auf  halbem  Wege 
stehen  bleiben,  wollte  man  für  alle  übrigen  Normen  des  Völker- 
rechts den  innerstaatlichen  Charakter  dieser  Können  nicht  be- 
rficksichtigen. 

3.  Nur  für  das  deutsche  Beich  ist  der  1.  Jannar  eine 
Scheidewand  zwischen  Altem  nnd  Neuem.  Die  auslandischen 
Rechte  aber  sind  nach  1900  dieselben  geblieben  wie  zuvor. 
Würde  nun  mit  einem  Male  die  ganze  Reaktion  gegen  Völker- 
rechtswidrigkeiten fremder  Rechtsordnungen  dem  Reichskanzler 
und  Bundesrat  zugefallen  sein,  so  würde  vielleicht  hier  und 
dort  eine  Reaktion  durch  Reichskanzler  und  Bundesrat  geübt 
werden  müssen,  wo  bislang  die  deutschen  Gerichte  in  einem 
EG  Art.  30  entsprechenden  Sinne  operiert  haben.  ^)  Dafi  eine 
solche  Maßregel  nicht  zweckmäßig  wäre  liegt  auf  der  Hand. 

Damit  dürften  wohl  die  Zweifel  daran,  daß  EG  Art.  30 
auch  die  Beprobierung  einer  fremden  Bechtsordnung  wegen 
Yölkerrechtswidrigkeit  in  sich  schließe,  beseitigt  sein. 

>^  Vgl.  daza  meinen  Aoiaatx  in  der  Ailg.  Öeterr,  Qerichiaaeiiung. 

54.  Jahrg.  No.  8!). 

")  Kahn  in  Ute  rings  Jahrb.  Bd.  43  S.  300. 
^  Vgl.  RG  9  S.9lg. 
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Die  Antwerpener  Konferenz  der 
International  Law  Aaaociation  im  Herbste  1903. 

Von  Dr.  jur.  CtniitoT  S«lilmiiefet«r  In  Berlin. 

J)as  Jahr  1H7H  sah  in  dem  benaclibai  h  ii  Kiiiiigreiche 
Belgien  zwei  iTittriiMtioiiMle  h'rclitsvtivinigung'en  entstehen,  die 
in  der  Folpfezeit  IhhiIch  sein  sollten,  eine  wichti<re  l\(tllp  in  der 
Regelung  und  liesseren  Ausgestaltung  des  Heelitsverkehrs  zwischen 
den  vei-schiedenen  civilisiierten  Nationen  und  ihren  Anprehörigen 
zu  spielen.  Im  September  des  genannten  .lalm  s  wurde  zu  (Jent 
das  Insfifuf  de  Droit  Intcrnatwnal  begi'ündet.  wiilirend  im 
folgenden  Monate  de.s  gleichen  Jahres  zu  Brüssel  die  Internat  html 
Law  Associddon.  oder  —  wie  sie  zueret  genannt  wurde  — 
die  Association  for  tlw  Reform  and  Codißcation  of  the  Imic 
of  Nations,  ins  lieben  trat.  Beide  Vereinigungen  hatten  sich 
d'tLü  gleiche,  dreitache  Ziel  gesteckt:  Regelung  des  internationalen 
öffentlichen  Rechts,  Herbeiführung  einheitlicher  Grundsätze  auf 
dem  Gebiete  des  internationalen  Privatreclits  in  den  Gesetz- 
gebungen aller  modernen  KultuiTöiker  und  endlich  Propaganda 
für  internationale  Schiedsgerichte  und  für  die  Einsetzung  eines 
ständigen  internationalen Schiedsgerichtshofes.  Dennoch  handelte 
es  sich  nicht  um  zwei  miteinander  rivalisierende  Unternehmen. 
Trotz  der  (  Jemeinsamkeit  des  Endzieles,  waren  die  Wege,  die 
eine  jede  der  beiden  Vereinigungen  einzuschlagen  bea])sichtigte 
und  einschlug,  und  die  Mittel,  die  eine  jede  zur  Jslrreichang  der 
gestellten  Aufgaben  anzuwenden  gedachte  und  anwendete,  durch- 
aus verseil ieden.  Schon  die  Tatsache,  da^  der  Begründer  des 
Institut  de  Droit  International,  der  bekannte  belgische 
Gelehrte  und  Staatsmann  Rolin  Jacquemyns,  zur  damaligen 
Zeit  Professor  des  internationalen  Rechts  an  der  Universität 
Gent,  einen  hervorragenden  Anteil  an  dem  Inslebentreten  der 
Intermtmml  Law  Association  genommen  hat  und  bis  zu  seinem 
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Tode  einer  der  eifrigsten  Förderer  dieser  Vereinigung  gewesen 
Ist,  und  des  weiteren  die  Tatsadie,  daß  eine  Anzahl  der  Mit- 
glieder des  neuen  Genter  Instituts,  unter  ihnen  die  deutschen 
Grelehrten  BhmtschH  und  BblUendorff,  ihre  Kräfte  auch 
dem  in  Brüssel  begründeten  Unternehmen  zur  Yerfflgung  stellten, 
weisen  darauf  hin,  daß  es  sich  hier  um  zwei,  ihrem  Wesen 
nach  verschiedene  Schöpfungen  gehandelt  hat 

Das  InsHM  de  Droit  JbUematkmal  ist  als  eine  rein 
wissenschaftliche  Körperschaft  gebildet  worden.  Die  Zahl  seiner 
Mitglieder  ist  eine  festgesetzte,  beschränkte.  Aufnahmefähig 
sind  nur  solche  Rechtsgelehrten  von  anerkanntem  wissenschaft- 
lichem Rufe,  die  sich  durch  Veröffentlichung  von  Arbeiten  auf 
dem  Gebiete  des  internatioiialeu  Rechts  einen  geachteten  Xameii 
als  Internationalisten  zu  erringen  gewuUt  liahen.  Die  Tätigkeit 
des  Genter  Instituts  zielt  darauf  hin,  das  früher  iu  der  Wissen- 
schaft sehr  Ktiefmütterlich  behandelte  internationale  R(^cht  auf 
eine  stieiig  wissenschaftliche  Grundlage  zu  stellen  und  zu  diesem 
Zwecke  die  einzelnen  Teile  desselben,  vornehmlich  von  rechts- 
philosophischen und  rechtshistorischen  (Jesichtspunkten  aus,  ein- 
gehend zu  erforschen.  Im  Traufe  seines  Daseins  hat  das  In- 
stitut de  Droit  International  eine  Anzahl  wichtiger  (irundsätze 
für  den  internationalen  Rechtsverkehr  aufgestellt  und  ver- 
schiedene Entwürfe  (im  ganzen  einige  vierzig)  einer  Kodifizierung 
von  Rechtsmaterion  ausgearbeitet,  die  teils  in  das  Gebiet  des 
privaten,  teils  in  da«  des  öffentlichen  internationalen  Rechts  fallen. 
Biese  Grundsätze  und  Entwürfe  haben  ein  wertvolles  Material 
sowohl  bei  der  Abfassung  von  internationalen  Verträgen,  wie 
bei  der  Ausgestaltung  der  Regeln  des  internationalen  Privatrechts 
in  den  Gesetzgebungen  vieler  Länder  gebildet 

Ganz  anders  die  IrUemaUonal  Law  Association.  Ihr 
Streben  ist  von  vornherein  darauf  gerichtet  gewesen,  nicht  blos 
Theoretiker,  sondern  auch  solche  Männer  der  Praxis  um  sich 
zu  scharen,  deren  Lebensberuf  ein  Interesse  an  einer  mehr  gleich- 
mäßigen und  einheitlichen  Regelung  des  internationalen  Rechts- 
verkehrs bedingt.  Neben  dem  Universitätsprofessor  und  dem 
rein  wissenschaftlichen  Forscher  finden  wir  daher  in  den  Reihen 
ihrer  Mitglieder  Richter  hoher  Gerichtshöfe  fast  aller  civili- 

ZeiUchrift  f.  Intern.  Privat-  u.  öffenü.  Kecht.  XIV.  11 
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sierter  LUiulci,  praktisierendp  Anwälto.  Staatsmänner,  Faiia- 
mentarier,  (ii-oBkanflente.  Scliiftsri't'dcr  ii.  a.  ni.  Im  (iegensatze 
zu  dem  (ieiiter  Institut  bcahsiclitigt  die  hiternational  Law 
Assorintiou  die  ilir  vi irscli wehenden  Ziele  «iid  gestellten  Anf- 
gaben  in  weiten  Kreisen  populär  zu  marhen  und  insbesondere 
solclie  Fra<zi'n  zur  Verhandlung  zu  stellen,  die  wogen  ihrer 
aktuellen  praktischen  Wichtigkeit  ein  größeres  allgemeines  In- 
teresse beanspnichen.  Zu  diesem  Behufe  werden  alljährlich 
oder  jedes  zweite  Jahr  internationale  Rechtükonferenzen  von 
der  Vereinigung  veranstaltet,  um  einerseits  über  praktische 
Maßnahmen  zur  Vereinheitlichung  der  Rechte  der  verschiedenen 
Kulturstaaten  zu  beraten,  und  um  andererseits  Juristen  und 
sonstigen  Interessenten  aller  Länder  (relegenheit  zu  geben, 
durch  mündlichen  Gedankenaustausch  mit  Berufsgenossen  anderer 
Nationen  sich  eine  Kenntnis  und  ein  Verständnis  der  in  fremden 
Bechtssystemen  herrschenden  Anscliauungen  zu  erwerben.  Bin- 
undzwanzig  derartige  Konferenzen  haben  bisher  in  den  ver- 
schiedensten Städten  Europas  und  Kordamerikas  stattgefunden.  ^) 

1)  Die  üBclutehende  Übersicht  gibt  ttber  Jahr  und  Ort  der  biaher  itatt« 
gehabten  81  Konferenzen  der  InUmatimal  Laut  AsaodatioH  Aoskonft: 
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Für  besonders  wichtige  und  schwierige  Reclitsfragen,  die  eine 
gründliche  und  eingehende  Behandlung  lediglich  im  Wege  der 
Pi^knssion  auf  den  allgemeinen  Tagungen  nicht  gestatten,  ist 
die  Einrichtuiig  getroffen,  besondere  Ausschüsse  (commiftees) 
einzusetzen  und  in  dieselben  solche  Männer  zu  berufen,  die  sich 
auf  dem  in  Betracht  kommenden  Spezialgebiete  sowohl  in  theo- 
retischer, wie  in  praktischer  Hinsicht  den  Ruf  als  Sachverständige 
und  Fachmänner  ermngen  haben.  Innerhalb  dieser  Anssclifisse 
werden  dann  die  betreffenden  Rechtsfragen  auf  das  eingehendste 
erörtert  und  geprQft,  sowie  Mittel  und  Wege  zu  einer  zweck- 
mäßigen gesetzlichen  Regelung  derselben  ausfindig  zu  machen 
gesucht  Das  Ergebnis  dieser  Kommissionsberatungen  ist  in 
Gestalt  eines  Berichtes  der  nächsten  allgemeinen  Tagung  der 
Vereinigung  zur  Verhandlung  und  Beschlußfassung  zu  unter- 
breiten. —  Die  Geschäfte  der  IntemaHanal  Law  Association 
werden  von  einem  sogenannten  Executive  Council  geführt,  der 
seinen  ständigen  Sitz  in  London  hat,  und  dem  außer  dem 
Präsidiiiin  und  suiiHtigen  Beamten  der  Association  achtzehn, 
:inf  den  allgemeinen  Tagungen  zu  wählende  Mitglieder  ange- 
hören. 

In  ilirem  Streben  nach  praktisclier  Reform  und  Verein- 
heitlichung der  Keclite  der  verschiedenen  modernen  Kulturstfiaten 
hat  die  International  Law  Association  in  den  letzten  Jaiiren 
einen  rührigen  und  eifrifren  Mitarbeiter  in  einem  wichtigen  Zweige 
ihrer  weiturafa^ssenden  Tätifrkeit,  nämlicli  auf  dem  (lebiete  dos 
Seerechts,  gefunden.  Auf  Veranlassung  und  unter  Mitwirkung 
einer  Anzalil  Mitglieder  der  International  Law  Association  hat 
sich  im  Juni  1897  zu  Antwerpen  eine  ständige  Kommission  zur 
einheitlichen  Regelung  der  Seerechte  aller  seehandeltreibenden 
Staaten,  das  sogenannte  Comitä  maritime  international,  ge- 
bildet. 

Die  Jüngste  Tagung  der  Intentational  Law  Association, 
die  Ankoerp  Conference  von  1903,  zeichnete  sich  nicht  nur 
durch  eine  große  Mannigfaltigkeit  der  gehaltenen  VortrSge  und 
durch  die  Teilnahme  hervorragender  Männer  der  Wissenschaft 
nnd  Praxis  der  verschiedensten  Länder  an  den  Beratungen  und 
Verhandlungen  aus,  sondern  verdient  auch  deswegen  besondere 
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Beachtiui<r.  weil  die  Vereinigiinpr  auf  dieser  Ta^n?  —  und 
zwar  an  derselben  Stiitte.  wo  sie  sich  vor  sechsundzwanzig' 
Jahren,  auf  der  Anfiverp  Coufcroirc  von  1877,   durch  die 
SchaffiinfT  der  York  Antirerp  Rith's  ein  bleibendes  Verdieust 
nin  die  Herbeifühniiif.^  einheitlicher  (irundsätze  in  drm  inter- 
natioiiiden  Seeverkehr  erwarb,  —  den  vielversprechenden  Ver- 
such *r' wagt  hat,  eine  bisher  ihr  fernliegende,  aber  in  dem 
Wirtschaftiileben  der  hentijren  Völker  sehr  bedeutende  Rechts- 
materie, nämlich  das  Hecht  der  Aktiengesellschaften,  in  den 
Kreis  ihrer  Beratungen  zn  zielien  und  auf  eine  internationale 
Reform  dieses  Rechtsgebietes  hinzuwirken.    Das  Institut  der 
Aktiengesellschaft  hat  in  den  letzten  Jahrzehnten  in  allen  handel- 
treibenden Staaten  einen  ungeahnten  Aufschwung  genommen. 
Es  hat  nicht  nur  einen  entscheidenden  Einfluß  auf  die  Gestaltung 
des  wirtschaftlichen  Lebens  innerhalb  des  einzelnen  Landes 
erlangt,  sondern  es  beherrscht  auch  in  einem  erheblichen  Maße 
den  wirtschaftlichen  Verkehr  der  Völker  tmtereinander.  Neben 
unleugbaren  Vorteilen  und  Vorzügen  hat  es  jedoch  gleichzeitig 
in  allen  Staaten,  und  nicht  zum  wenigsten  in  Deutschland,  Er- 
scheinungen gezeitigt,  die  vielleicht  zu  den  betrübendsten  ge- 
hören, die  die  moderne  Kultnrentwicklung  im  Gefolge  gehabt 
hat.   Wird  nicht  von  den  (lesetzgebem  und  den  Gerichten  mit 
aller  Kraft  ein  Kampf  gegen  die  dunklen  und  wunden  Punkte 
im  lieben  der  heutigen  xVktiengesellschaften  aufgenomukii,  so 
wird  das  Institut  der  AktienjreselLschaft,  anstatt  von  wirtschaft- 
lichem Nutzen  zu  sein,  den  Woldstand  des  Volkes  untergraben 
und  Handel   nntl  Wandel  demoralisieren.     In  eindruck>\ dlU-n 
Worten  wies  der  Pntsuient  der  Aiittvcrp  Coi^jei  cHce,  der  belgische 
Staatsmiiiisrer  Auffuste  Brernaerf,  in  seiner  Ansprache,  mit  der 
er  die  Konterenz  eriilTnete,  anl"  die  Bedeutung  der  von  d«T 
JritoHdfional  Tmw  As^ocidtion  sicii  gestellten  neuen  Aulgabe 
hin  und  schloß  seine  Ausführungen  mit  folgenden  Woiten: 
et  Ilde  falte  par  des  Jurisconaultes  emirients  oppartenaut  <* 
des  pays  aussi  divers,  sera  assurement  de  natitre  ädonner 
de  nouvelles  lumiires,  et  U  est  permis  d'esperer  qitll  en 
re'öUÜera  quelqurs  reformes  utiles  et pratiqiies,  quelque  obstacle 
ä  ces  condnnaisoHs  maUaifies  et  mcUfaisantes  qm  pousse 
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dans  le  monde  des  affaires  comme  des  Champignons  sur  le 
furnier  et  sont  la  cause  de  tont  de  ruines  immärU^es^?) 

Die  Verhandlungen  der  Antwerp  Conference  begannen,  wie 
fast  alle  Tagungen  der  International  Law  Association,  mit 
einer  Diskussion  über  internationale  Schiedsgerichte.  Das  Referat 
hatte  der  Secretary  of  tke  Peace  Society  zu  London,  Dr.  W, 
Evans  Darhy  übernommen.  Sein  Thema  lautete:  ^Internationale 
Scliiedssprüche  im  zwanzigsten  Julirliiinderf^  (International 
ArhUrdtioit  du^iuij  fJie  Twentiefh  Century).  Der  Vortragende 
wies  darauf  hin,  vvelclic  groiieu  Fort<<ehritte  in  den  letzten  Jaineii 
der  tiedaiike  einer  Beseitigung  internal iunaler  Streitfragen  durcli 
Unterwerfung  unter  ein  Schiedsgerichte  gemacht  hätte,  und  zeigte, 
daß  in  der  kurzen  Spanne  von  2^  4  .lalireii,  d.  Ii.  vom  1.  Jannar 
1901  bis  zum  1.  Oktober  190*5,  iiiclit  weniger  als  04  iiitt  i- 
Jiationale  Streitigkeiten  tlurch  schitMlsrichtprlicht^  Ent^clicidmig 
in  friedlicher  Weise  erledi<:t  wurden  wären,  d.  h.  dnrchsciinitt- 
lich  ungefähr  zwanzig  Streitfälle  in  jedem  Jahre,  und  dati  noch 
weitere  10  Streitfragen  aus  dieser  Periode  ihrer  bevorstehenden 
scliiedsriciiterlicben  Entsclieidung  harrten.*^)  Auf  Vorschlag  des 
Generalsekretärs  der  Vereinigung,  harrister-at-law  J.  G.  Alex- 
ander, faßte  die  Konferenz  die  nachstehende  Resolution:  „Cette 
confirence  dectare  qu'elle  considäre  Varlntrage  comme  le 
moyen  essenHeUement  Juste,  raisonable  et  mäme  Migatovre 


*)  Einen  kurzen  Bericht  Uber  die  Aktienrechtlidieii  Yvhaiidlangeii  auf 
der  Antwerp  Cmferenee  von  1903  bat  Geh.  Rat  Dr.  Keystner  hi  Qol4- 
sekmidfs  ZeiUehrift  fAr  Mändelsreektj  Band  LIV  S.  547  If.  gegeben. 

^  In  emem  fJPaaierMe  lutermUümaW*  betitelten  Bacbe  {Bern,  Ver- 
lag von  Stampfii,  1902)  gibt  der  belgische  Senator  La  Fontaine  eine 
ülnTsiclit  Ul)er  die  im  19.  Jahrlmndert  stattir.  liabten  internatioDalen  Schieds* 
sprüoho.    Uternarh  stellt  sich  das  Erj^ebnis  ful|^cndennaß<n : 

Von  17ü4  bis  Ende  1H4():  2.i  intet  nationale  öcluedssprüche,  tl.  h.  durch- 
SCbnittUch  1  Schiedaspruch  au!  je  2  Jahr^j 

von  1841  bis  finde  1860:  20.  internationale  Sohiedasprllche,  d.  b.  durch- 
flcboittlidi  1  Sdiledsepmeb  in  jedem  Jahre; 

von  1861  bis  Endo  1881):  44  internationale  Schiedssprüche,  d.  b.  dnich- 
achnittlirh  2  Schiedssprüche  jährlich;  und 

voti  I.SMI  bis  Ende  19iX);  HO  intertiationale  Schiedssprüche,  d.h.  durch- 
fichnitthch  4'/2  Schiedssprüche  in  jedem  Jahre. 
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powr  toutes  les  mUions  de  terminer  Ua  dißirende  inter- 
noHonaux  qui  ne  peuvent  Üre  r4glis  par  wie  de  nigodaüm, 
Mle  s'absUent  d*afprmer  que  dane  tous  les  cos,  eans  eaxep- 
tioH,  ce  moyen  peut  üre  appliguä;  maie  eile  craii  qtte  ces 
ejccepHoHs  wnt  rares,  et  eUe  est  d'aeis^  qu*€MCUH  diffirend 
ne  doU  itre  coHsidA-S  comme  insfduble  qu'apria  une  expaeiüon 
complite  de  Vobjet  en  litige,  apris  un  d^i  süffisant,  et  apris 
qu'an  aura  ipuis4  taus  les  moffens  pacifiques  de  le  rigler.''  *} 
Im  engen  Znsammenhangre  mit  diesem  ersten  Gegenstände 
der  Verhandlung:  stand  ein  der  Antwerp  Conference  ans  Nord- 
Amerika  eingesandter  Vortrag  (Verfasser:  F.  Cunningham 
zu  Boston),  der  Icdiprlich  zur  Vorlesung  gelangte,  ohne  daß  eine 
weitere  Rcnituiif!:  über  die  darin  enthaltenen  Vorschläge  statt- 
fand. Ihrer  Eigenart  wegen  will  ich  auf  die  anu nkanisciie 
Arbeit  mit  einigen  Worten  eingehen.  Der  Vortrag  betitelte  nu  Ii: 
^The  Monroe  Doi  trhie  applied  to  IniertKitional  Arbifrafion^ 
(Anwendung  der  Monroelehre  auf  internationale  Sdiiedssprürh»  >. 
Der  Eiiis(  Uder  sagt  unter  anderem:  „Die  Vereinigten  ^tiiattn 
von  Nonhunerika  haben  die  Erklärung  abgegeben,  daß  ilir 
Interesse  es  bedinge,  Eroberungskriege  seitens  europäischer 
Mächte  auf  der  westlichen  Erdhalbkugel  zu  verhindern,  und 
baben  bis  beutigen  Tages  sich  stark  genug  gefttblt  and  gezeigt, 
diesem  ihren  Willen  Geltung  und  Nachdruck  zu  verschaffen. 
Dennoch  hat  bis  jetzt  noch  keine  einzige  Macht  sich  auf  den 
gleichen  Standpunkt  auch  bezüglich  der  anderen  Hälfte  der 
£rd]Eagel  gestellt/  Es  wird  nnn  der  Vorschlag  gemacht^  Eng- 
land und  die  Vereinigten  Staaten  von  Nord- Amerika  sollen  einen 
allgemeinen  Schiedsvertrag  {general  treaty  of  arhitratim) 
schließen  und  m  demselben  ähnliche  Brklftrungen  abgeben,  wie 
sie  in  der  Botschalt  des  Präsidenten  Monroe  an  den  nord- 


^  Diese  Reaolntieii  stellt  iMcb  bdudt  und  Fofm  efaie  Bneaennig  dee- 
jenlgen  BescfaliuMe  dur,  den  die  TntemotUmal  Law  AnodaUm  Mf  Quer 
ersten  Konfereni  im  Jahre  1878  flbw  die  Notwendigkeit  interantionitler 
Schiedsgerichte  gefiBt  liet.  Der  demnUge  Beschlaß  war  ant  Betreiben  des 

f5\fnrd«r  Professors  Montague  Bernard,  des  Heidelberger  Professors 
liluntschli  and  des  italienischen  ätaatsmannea  Mancini  su  Stande  ge^ 
kommen. 
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amerikanischen  KongreB  vom  2.  Dezember  1823  enthalten  sind, 
nämlich:  a)  der  Länderbesits  der  znr  Zeit  eine  Unabhängigkeit 
behauptenden  Völker  darf  hinfort  nicht  mehr  von  irgendeiner 
Macht  als  Gegenstand  einer  vorzunehmenden  Kolonisierong  oder 
Eroberung  angesehen  werden,  und  b)  die  vertragszeichnenden 
Mächte  betrachten  einen  Versuch  seitens  irgendeines  Staates, 
sein  Gebiet  auf  Kosten  eines  zur  Zeit  unabhängigen  Staates  zu 
erweitem,  als  eine  Gefahr  für  ihren  Frieden  und  ihre  Sicherheit 
und  j*  le  Einmischung  in  die  inneren  Angelegenheiten  eines 
unabhängigen  Staates,  sei  es  um  seine  Unabhängigkeit  zu  be- 
schränken, sei  es  um  eine  Konlarolle  fiber  die  Geschicke  dieses 
Staates  zu  gewinnen,  als  einen  Ausdruck  unfreundlicher  Ge- 
sinnung gegen  die  vertragszeichnenden  Mädite. 

Der  zweite  Gegenstand  der  Antwerpener  Verhandlung  betraf 
eine  für  den  internationalen  Bechtsverkehr  sehr  wichtige  Frage, 
nämlich:  „Ist  die  Teilnahme  der  britischen  Regierung  an  den 
Haager  Konferenzen  über  internationales  Privatrecht  wünschens- 
wert?" {The  Desirabillty  of  the  British  Government  taking 
part  in  the  Legal  Conferences  at  the  Hague  on  Private 
International  Law).  Zum  Referenten  über  dieses  Thema  war 
der  englische  Richter  am  High  Court  of  Jastice  zu  London, 
Sir  Walter  Phillimore  berufen  worden.  Auf  Betreiben  des 
hollriniüschen  Staatsmannes  T.  M.  C.  Asser  hatte  bekanntlich  die 
hui  landische  Regierung:  an  fast  sämtliche  Staaten  Europas  eine 
Einladung  zu  einer  im  Haag  abzuhaltenden  Konferenz  über  Ver- 
einheitlichung des  internationalen  Privatrechts  erlassen.  Alle 
geladenen  Regierungen  leisteten  der  Aufforderung  Folge,  nur 
England  mtschuldigte  seine  Nichtteilnalune  mit  dem  eigenartigen, 
von  diii  koiitmentaien  Gesetzgebungen  völlig  verschiedenen 
Charakter  seines  Rechtssysteras.  Die  erste  Konferenz  fand  im 
Jahre  1893  statt;  weitere  Konferenzen  folgten.  Die  Ergebnisse 
der  Haager  Beratungen  sind  in  einer  Reihe  von  Abkommen 
zwischen  den  t(  i Inf  hinenden  Staaten  niedergelegt. ''j  Ist  ein 
Beharren  der  britischen  Regierung  auf  dem  bisherigen  Stand- 

^1  Bezüglich  der  Ilaauer  Abkommen  vgl.  Martens ^  RtCHeil  de  Traites, 
Bd.  XTX  >S.  424  fi.,  Bd.  XXI  8.  tl3  ff..  Bd.  XXIII  S.  398  ff.,  Bd.  XXV  S.217  II. 
Ferner  Keoue  de  Droit  International  1902,  ä.  486  8. 
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pnnkte  eines  non  possnmm  gerechtfortifftV  Hierauf  antwortete 
der  frenaniitp  englische  Richter:  ,Ich  kenne  keinen  Gegenstand 
der  Vereinl)arun^  zwischen  den  Yerschiedenen  Nationen,  die  an 
den  Hanger  Konferenzen  teilgenommen  haben,  dem  beizustimmen 
eine  wirkliclie  Schwierigkeit  für  Großbritannien  bestfinde.  In 
den  meisten  Fragen  sowohl  auf  dem  Gebiete  des  materiellen 
Rechts,  wie  auf  dem  des  Prozeßrechts  haben  die  Abkommen 
eine  Lösung  gefunden,  die  schon  in  Großbritannien  zur  recht- 
lichen Einführung  gelangt  ist.  Wo  scheinbare  Abweichungen 
bestehen,  beruhen  dieselben  meiner  Ansicht  nach  mehr  auf  einer 
Verschiedenheit  in  der  Ausdruckweise  oder  in  der  äußern  Form, 
als  auf  einer  Verschiedenheit  in  dem  wesentlichen  Inhalte. ''^) 
Der  Referent  schloß  mit  dem  Wunsche,  die  Antiterp  Conference 
möge  im  Wege  einer  Resolution  ihren  Standpunkt  in  der  vor- 
liegenden Frage  zum  Ausdrucke  bringen. 

In  der  sich  anschließenden  Diskussion  gaben  die  sämtlichen 
Redner,  unter  ihnen  hervorragende  englische  Juristen,  wie  dor 
Richter  am  High  Caurt,  Sir  William  Kennedy,  der  Präsident 
der  English  Law  Society,  Mr,  Gray  Hül,  und  der  JQng's 
cownsel  Mr.  T.  CaroeTf  in  beredten  Worten  ihrer  völligen 
Übereinstimmung  mit  dem  Standpunkte  Sir  Walter  Phiüimore's 
Ausdruck.  Auf  Vorschlag  von  Mr,  Justice  Kennedy  faßte  die 
Konferenz  einstimmig  die  folgende  Resolution:  „In  Anbetracht 
der  großen  Wichtigkeit  einer  Mitwirkung  der  britischen  Re- 
gierung an  internationalen  Abkommen  für  die  in  Sir  Walter 
Phillimore^s  Rede  bezeichneten  Zwecke  drückt  diese  Konferenz 
den  Wunsch  aus,  daß  der  Executive  Council  der  International 
Law  Association  geeignete  Schritte  unternehmen  möge,  um 
den  Inhalt  der  genannten  Rede,  gemeinsam  mit  diesem  Kon- 
ferenzbeschlusse,  der  britischen  Regierung  respektvoll  zu  unter- 


^  „IkHoto  of  no  matter  of  agreement  bettoeen  the  diffsereni  naHum 
tekich  have  bem  partfee  to  the  Hague  Confere$$eea  to  whieh  thert  loonld 
be  any  real  äiffieult^  in  getHng  the  eonaent  of  Great  Sritain.  In 

mt>---t  luaffcrs.  buth  those  öf  fmbstatitfnl  law  nud  Ihosc  of  Proeedure. 

the  Cotivciitii'H><  hnro  nfirepd  to  that  tchich  Jias  been  alrrrtdff  esta-blislierf 
in  Great  Brituiu.  Wheie  there  is  appnient  disagreeittent,  I  beliece 
it  in  more  of  langitage  or  of  form  Ihan  in  tmbstance.'' 
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breiten  und  eine  Audienz  fflr  eine  zu  diosera  Behufe  abzu* 
sendende  Depatation  zu  erwirken.^  ^  Hoffentlich  werden  die 
Bemühungen  der  International  Lato  Asscciathn  von  .dem 
gewünschten  Erfolge  begleitet  sein  und  eine  Änderung  der 
bisherigen  Haltung  der  britischen  Begierung  herbeiführen. 

Im  Anschlüsse  an  die  eben  behandelte  Frage  möchte  ich 
kurz  einen  von  dem  belgischen  Advokaten  an  der  Cour  d' Appel 
fie  BriixeUes,  G.  de  Leml,  auf  der  Antwerp  Conference  ge- 
haltenen Yortra^r  über  „die  Eberechte  mit  besonderer  Berück- 
sicbtiprung  des  Haagi  r  Eherechtsabkoramen  von  1902*^  (Marriage 
Laws,  with  special  reference  to  the  Hague  Marriage  Law 
Convention,  1902)  erwähnen.  In  eingehender  Weise  besprach 
der  Redner  die  seciis  Artikel  des  «renannten  Abkoiiiinciis  nud 
wies  im  besonderen  nach,  liaii  dicst  lhen  nichts  enthielten,  was 
iiii  lit  Vüu  der  britisclien  Regierung  unbedenklich  und  ohne 
weiteres  ang-enoinnien  werden  könnte. 

Zum  SclilusM'  u^ebe  icli,  nm  die  Reichhaltiprkeit  des  Pro- 
«rraiHuis  der  Kuiiferenz  von  190.>  zu  zeigen,  iu)  >«aclisttdiL'iid('n 
eine  kurze  Übei*sicht  über  die  von  mir  noch  nicht  erwähnten 
Reclitsniatrricii.  die  in  Antwerpen  zur  Verhandhing  und  lieratung 
innerlialb  der  LitcuiaViomd  Law  Association  gelangt  sind : 

a.  Die  (lerichtsbarkeit  über  ausländische  Schiffe  in  terri- 
torialen (rewässern.  (Jurisdicfion  ocer  Foreign  Sliips  in 
Territorial  Waters).  Referent:  Dr.  Clutrles  Noble  Gregory^ 
Dekan  der  juristischen  Fakultät  der  Universität  Jowa  (U.  S.  A.), 

b.  Das  französische  Hecht  über  den  Umfang  der  Haftung 
eines  ausländischen  Reeders  aus  einem  Zusammenstoße  in  fran- 
zösischen Gewässern.  (The  Lato  applicable  by  a  French 
Court  for  determinlng  the  ejetent  of  the  Liability  ofa  Foreign 


„This  Omference^  comidertny  ilw  yreat  importtmce  of  tkä  co* 
ttperätion  of  the  Goverument  of  GretU  Britain  in  relation  to  Inier- 
Hational  Conventions  for  mteh  purposes  as  aro  oei  forth  in  Sir  Walter 

Philliino/e's  papci .  lesolves  that  it  is  desiroble  ihot  the  Executive 
f'fUHfif  nf  thi,'<  Assißciafinn  shoitld  take  steps'  rpsperffully  to  Iny  befme 
tht'  Jh  itiah  Gocenuiiciit  the  poiitfs  dealt  with  in  that  pnper,  toyethcf 
tcith  thiH  rcfudution.  and  to  obtain  2>crmisiiioH  für  ttie  audience  of  a 
deputatiuH  für  that  purpose" 
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Shipoumer  for  Collmon  in  Frettch  Waters).  Referent:  Dr. 
Georges  Marais,  Avocat  ä  la  Cour  d' Appel  de  Paris, 

c.  Die  VoUstreckbarkeit  ausländischer  Urteile.  (ExecuHo» 
of  Foreign  Judgments).  Referent:  de  Levat,  Avocat  pris  la 
Cour    Appel  de  Bruxeßes. 

d.  Die  Zweckmäßigkeit  einer  gleichmäBigen  Ausgestaltung 
des  Armenrecbts  in  den  Prozeßordnungen  der  ciyilisierten  Länder 
(77ie  Expediency  of  Uniformity  in  the  Procedure  of  the 
Courts  of  CitiHaed  Countries  wi^  regard  to  Pauper  Uli- 
gants).  Bericht  des  zur  Beratung  fiber  diese  Bechtsmaterie 
eingesetzten  besonderen  Ausschusses  (Committee), 

e.  Das  Recht  der  großen  Haverei.  ((reneral  Average).^) 
Referenten:  Dr.  CJiarles  Sttthbs,  Barr ister-at- Law  zu  London, 
M.  Maeterlbtck,  Advokat  in  Antwerpen  und  W.  ElmsUt, 
Average  Adjuster  (Dispacheur)  zu  London. 

f.  Welche  Schutzvorschriften  zupin.sten  des  Publikuin.s 
hinsichtlich  der  Gründung  von  AktienpeselLschaften  sind  als 
die  be.sten  zu  empfehlen?  (  W hat  arc  the  best  mea^ures  tchich 
tan  he  recomniended  for  the  protection  of  the  public  in  rf- 
spert  of  the  creation  of  Limited  Liability  Companies?) 
Referenten  :  King  s  counsel  Dr.  W.  F.  Hamilton,  Prof.  Cwbi€m, 
Dr.  G.  Schirrmeister  und  IVinz  Cassano  (Rom). 

g.  Über  ein  internationales  Abkommen  zur  Behandhini: 
des  Anarchismus.  (International  Agreement  for  the  Treatment 
of  Anarchism).  Referent:  Le  Boy  Parker ,  CounseUor  ai- 
Law  zu  Buffalo. 

*)  Die  Verhujuüungen  der  Aotwerpener  Konfert^az  über  das  Recht  der 
grvSeii  Haverei  luibe  icb  in  Goldachmidt's  Zeitschrift  für  Hamlehnehit 
Bd.  UV  8.  fia0-d46,  «oBMUtrUcb  besprocbeD. 
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§  3  StGB.  —  SfnifcerfoJgiittff  oeaen  einen  Ausländer  a)lr- 
läßlich  seiner  l)urclilieferu)i(j  durch  Deutschland. 

RG  S.  L'.  1)4  {Nu.22!i)4;  .,Das  firrht"  fU04  S.  144). 
Ein  Ansländor.  welcher  im  Wrtrr-  dn  \ u^li-  f' i  iii^^  von  einem  außer- 
lieutschen  Staate  uacb  einem  aaßerdeutnctien  Siaale  durch  Deutschland  hindarch 
geliefert  wird  und  bei  dieser  Gelegenheit  in  den  Machtbereich  dar  deutschen 
8trnfirerfolgung8faeh0fde  genagt,  kann,  wenngleieh  er  nklit  freiwillig  nach 
DentMUaud  sarlIckMirfe,  sondern  mm  Zwecke  der  Durchlieferung  zwangs- 
weise nadi  Daatschland  gebracht  wird,  wegen  der  von  ihm  früher  in  Deutsch- 
land b^angenen  Straftaten,  snfirn  nicht  etwa  besondere  Vereinbarungen 
zwischen  den  beteiligten  Staaten  bezüglich  der  Durrhliefeninj^  entgejjen stehen, 
in  Deutschland  weiter  verfolgt  werden  und  zwar  ohne  Kücksicbt  darauf,  ob 
die  Attdi^erang  auf  legalem  oder  illegalen  erfolgt.  Dnieh  die  Irfliiere 
Flocht  ans  DeutaeUaiid  whrd  kein  Antpiueh  anf  Stiafloeiglrait  nnd  auf  Sehnti 
gOgen  Verfolgung  wegen  der  früher  in  Deutschland  begangenen  Straftaten, 
deren  Abnrteilnrii,'  trotz  der  Ausl&ndereigenschaft  des  Täters  den  deutschen 
Behörden  znlünuint,  erworben.  Das  Recht  eines  Staates  zur  Verfolgung  solcher 
Verbrec/ier,  welche  sich  in  das  Ausland  geflüchtet  haben,  ist  lediglich  durch 
die  TUsadw  beochrlnkt,  dali  et  imolaage  tdidit  ausgeübt  werden  kaim,  alt 
der  betreflende  Titer  nldit  in  die  Gewalt  dieses  Staates  snrflckgelangt  ist; 
ei  ist  aber  Iceineswegs  durch  die  Tatsache  bedingt,  dafi  derTftter  freiwillig 
suciekkdut  oder  rechtmftBig  ausgeliefert  wird. 

Art.  10  EG  s.  BGB.  —  Die  Rechtspersönlichkeit  ausländiscfier 
Handelsgesellschaften  richtet  sich  nach  dem  am  Ort  ihres 
Sitzes  geltenden  Recht.  —  §  23  d.  Waremeichengesetzes. 

OLG  HanUmrg  20. 1 1.  O.V   <  Valvoline  Oil  Company,  New-  YorkJt.  Krogh: 

Hanseatische  d i  >  ichtszeihiny  Mauptblatt  XXV  2.'>/. 

In  die  Zeiphonrollt  des  Kaiserl.  Patentamts  zu  Berlin  ist  für  die  Klägerin 
unter  No  4484  alä  Zeichen  iiir  Schmieröle  ein  mit  Punkten  ausgefüllter  Ualb- 
mmid  eingetragen,  durah  den  Uadnrek  das  Wort  «YalTOline*  sieb  erstvedtt, 
dessen  Bndutalisn  nach  der  Kitte  des  Wertes  kln  sich  Yeijflogen.  Die 
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Kläpf  rin  hat  vorffetnvL'on.  tlatJ  dor  Bfklap^p  für  sich  das  Recht  in  Anspruch 
nehmt  ,  das  Wort  .VaU  nliiiL  -  zur  Bt /<  i(  hiiiini:  seiner  iSchmieröle  zu  verwenden, 
hierzu  sei  er  aber  inlolge  deä  der  Ivlugcrin  für  obiges  Zeichen  gewährten 
Schntses  nicht  belogt. 

BventaeU  aber  stehe  dem  Qebrrach  des  Wortes  .VaWoline'  seitens  der 
Beklagten  fOr  seine  SohmierOle  der  §  15  des  Warenseichengesetses  entgegen. 
Die  Pinna  Leonhaidt  d;  Ellia  in  New-York  habe  ein  Ausstattungsrecht  an 
diesem  Wort  für  ihre  <>lt  besessen.  Das  Gescliäft  dieser  Firma  sei  auf  ili' 
KlaiffTtn  überjroL'an'jt  II.  (iuniit  habe  dirsellvi»  auch  joncs  Ausstattun|fsrecht 
erworben.  Wenn  nun  Beklafctor  dasselb*  Wort  für  !>eiiie  Waren  verwende, 
so  küune  das  nar  zum  Zweck  der  Täuschung  Uber  die  Ilerkuuft  seiner  Waren 
geschehen. 

Klägerin  hat  beantragt:  dem  Bekli^ten  zn  nnteraagen,  das  Wort  ,Val- 

vüline  -  in  irgend  einer  Form  Sur  Beteichnung  von  Schmierölen  oder  deren 
V<  i  jKu  kung  oder  Umhüllung  zu  verwenden,  so  bezeichnete  Schmieröle  in  den 
Wikilir  7,u  setzen  oder  auf  Ankündiguntrcn.  T*r(»islisten,  Oeschäftsbriefen. 
Empfehlungen.  Rechnungen  das  Wort  „Valvoliiu  anziilirinijron. 

Das  OLG  (V.  Civilsenat)  wies  am  20.  r^ovember  1^03  die  Klage  ab. 

Ans  den  GrftndoD:  Def  IL  OivÜsenat  dJeses  Geridits  hat  in  Sachen 
Union  Bank  and  Trost  Company  g^en  Carl  Gärtner  unter  dem  33.  Jons 
1903 1)  i  JTans.  Ger.-Ztg.  1903  Haoptbl.  Ko.  110)  dahin  erkannt,  daß  aoslindisdw 
Handelsgesellschaften,  soweit  sie  nicht  zu  einer  Art  von  Vereinen  gehören, 
bezüglich  deren  itn  Sinne  di  s  |5  22  B(  il^  besondere  reichsgesetzlicbe  Vorschriften 
bestehen,  in  DLiitsrlihind  mir  dann  rechtsfähis?  «yelten,  wenn  ihre  Rechts- 
fähigkeit in  GemüUheit  Art.  lÜ  EG  z.  BGB  durch  Beschluß  des  Bundesrats 
anerkannt  ist.  Dabei  hat  das  Gericht  nicht  verkannt,  daiJ  die  von  ihm  ver> 
tretene  Recbtsaollassang  su  erheblichen  praktischen  Unsntrftglichkdten  ffibreo 
maß,  indem  danach  nur  in  verhftltnismäflig  seltenen  Hillen  eine  anslSndisehe 
^ndeMtorporntion  in  Deutschland  als  rechtsfähig  zn  behandeln  sei.  Korpo- 
rationen würden,  falls  die  in  jenem  Urteil  vertretene  Ansicht  zuträfe, 
vor  deutschen  Gerichten  ihre  Rechte  fast  nie  verfolgen  können.  Dieser 
zu  einem  in  der  Praxis  uiitrtriiiiiii  heii  Ri  stiltat  führenden  Rechtsau  ff  assun^r 
ist  denn  auch  bereite  der  III.  Uivilseuat  dieses  üericbtca  in  seinem  Urtdl 
in  Sachen  Bagle  Oil  Company  gegen  H.  MattMe»  Michehen  vom  7.  No- 
Tember  isas  (Bf.  III  129/03)  ^  entgegengetreten,  indem  er  sich  einer  Beihe 
von  Kommentatoren  anschliefit,  welche  die  Ansicht  Tertreten,  daß  Art  10 
EG  z.  BGB  sich  pir  nicht  auf  die  handt  Isrrchtliehen  Gesellschaften  be- 
zieht, weil  diese  nicht  nnter  i;^21.  22  lUiB  fallni  und  daß  deren  Rcoht^ 
fähisikeit  daher  nuKsililii  Lllich  n;»ch  flcni  rersonahratLit,  dem  Rechte  am  Ort 
ihres  Sitzt?»  zu  beurteilen  ist.  Dieser  .\uffa5sung  des  III.  Senats  tritt  auch  da 
^kennende  Senat  bei.   Nach  der  Entstehungsgeacliichte  des  ^Art.  10  des  BO 


1)  Hitgeteat  Ztsch.  XIV  64. 
<)  Mitgeteilt  Ztsch.  XIV  68. 
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7.  BOB  kann  es  nicht  zweifelhaft  sein,  daß  sie  die  richtige  ist.  Dor  Art.  10 
ist  an  die  t)t<jlle  dt  s  i?  1  des  ersten  Entwurfes  getreten,  welcher  lautete :  ..die 
juristiscbe  Persönlichkeit  wird  nach  den  Gesetzen  des  Ortes  beurteilt,  an 
welchem  die  juristische  Person  ihren  Sit»  hat."  Bei  der  Erörtarung  dieses 
Fwragnplien  in  der  2.  Kommission  (cf .  Protokolle  m.  iniematUmalen  PriwU- 
neht  8. 8201  ff.)  wurde  hervorgehoben,  daß  aidi  aus  demselben  ergebe,  daß 
ein  Verband,  der  in  einem  fremden  Staate  den  8itz  hat,  auch  außerhalb  dieses 
Staates  und  besonders  im  Inlande,  als  juristische  Person,  als  ein  mit  Rechts- 
fähigkeit ausj^estattctes  Subjekt  anzuerkennen  sei,  wenn  ihm  nach  den  ;in 
seinem  Sitze  geltend«^  Gesetzen  Persönlichkeit  znkorome.  Der  Satz  gelte 
gleichmäl^ig  für  die  Öffentlich-rechtlichen  Korporationen,  die  handelsrechtlichen 
Erwerbsgesellaebaften  (Aktiengesellschahen,  GenosaenBcbaften  nsw.)  nnd  iQr  die 
sonstigen  jnriatisclien  Personen,  insbesondere  Vereine  nnd  StUtongen.  Za  diesem 
Paragraphen  war  sodann  beantragt,  ihn  teils  als  unnötig,  teils  als  unhaltbar  zu 
streichen.  Der  Antragsteller  bemerkte  dazu,  die  Rechtsfähigkeit  der  öffentlich- 
rechtlichen  Korporation  brauche  nicht  ansdrtirklich  anerkannt  zu  werden :  sie 
beruhe  auf  völkerre«  htlichen  ürundsätzen  und  werde  von  keinerSeitc  angezweifelt. 
Auch  in  betreff  der  handelsrechtlichen  £rwerbsgeseUächaften  liege  kein  Bedürfnis 
m  einer  besonderen  Vorsehiük  vor.  Sowohl  in  der  Litaatar  als  in  dar 
Bechtspredrang  werde  ihnen  schon  Jetzt  die  Reehtsfthigkeit  im  Mande 
gestanden,  woin  sie  nach  den  Gcsetsen  ihres  anslSndischen  Sitxes  solche  be- 
silßen.  Anders  liege  die  Sache  bei  den  nicht  unter  die  beiden  ersten  Gruppen 
fallenden  Vereinen  und  bei  den  Stiftnnprcn.  Da  für  inländische  Verein*  und 
Stiftnn'^en  der  Erwerb  der  Rechtsfiihif,'keit  an  besondere  Bedini^ungen  geknüpft 
werden  solle,  erscheine  es  nicht  angezeigt,  ausliindiscbt  n  Vereinen  und  Stif- 
tungen ohne  weiteres  die  Rechtsfähigkeit  zuzuerkennen.  In  Ansehung  der 
SHentUch-xeohtiliGben  Korporationen  und  der  mit  joristiscber  Persttnlkhkeit 
assgestatteten  kommersieUen  nnd  indnstridlen  Qesellsehaften  sei  deshalb  der 
g  1  entbehrlich,  in  Ansehung  der  sonstigen  Vereine  und  Stiftangen  bedenklich; 
er  sei  deshalb  zu  streichen. 

Weitere  zn  dem  Paragraphen  ijestellte  Anträge  wollten  die  Vorschrift 
des  Entwurfs  zwar  beibehalten,  aber  den  Bedenken,  welche  sich  hinsichtlich 
der  Vereine  und  Stiftungen  ergaben,  durch  besondere  Bestimmungen  Rechnung 
sa  tragen.  SchlieBlidi  wurde  besdilossen,  den  §  1  beisnbehalten  mit  dem 
Zosatse  „Vereine,  die  nach  dentschen  Gesetzen  die  Rechtsfihigkeit  nur  durch 
Eintragung  in  das  VereinsregiBter  oder  durdi  staatliche  Verleihang  erhalten 
können,  sind,  wenn  sie  ihren  Sitz  nicht  im  Inlande  haben,  nur  dann  rechts- 
fähig, wenn  sie  die  Rechtsfähigkeit  durch  Verleihung  in  einem  Bundesstaate 
erlangt  haben."  Man  hatt(-  dabei  erwogen,  daß  es  nicht  angängig  erscheine, 
den  t$  1  ganz  zu  streichen.  In  der  Sache  selbst  alur  bestand  Einverständnis, 
daß  die  Rechtsfähigkeit  der  ausländischen  öffentlich-rechtlichen  Korporationen 
nnd  ebenso  die  der  handelsreditlichen  Erwerbsgesellschaften  ohne  weiteres 
anxnerkennen  sei.  In  Ansehong  der  Stiftangen  hatte  nach  Meinung  der 
Mehrheit  das  Oleicbe  zu  gelten.  Es  sei  einerseits  unbedenklich,  andererseits 
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aus  praktischen  Gründen  wünschenswert,  diese  Auffassung  im  Geaetze  zum 
AiMdrnck  m  bringen.  Dedinlb  M^te  der  §  1  beibehaltMi  wttden.  Bafiglidi 
der  im  S  29  II.  Entw.  (8$  21—22  G«.)  beieichneten  Vereine  herrschten  Zweifel, 
die  Bchliefilich  mr  Annahme  des  oboi  wiedwgegebenen  Zontses  führten. 

Ohne  daß  diese  Frage  bei  den  späteren  BeratOl^en  wieder  berührt  ist 
und  ohne  Angabc  irgend  welcher  Gründe  ist  dann  vom  Bund»  srate  der  Be- 
stimmnntr  die  l-':is,sniict  des  jetzium  Art.  l'i  des  EG  gegeben,  K.-»  ist  deshalb 
nicht  auzinulinKMi.  (iaü  liadurch  eine  Vursc'hrift  hat  gegeben  werden  sollen, 
welche  der  einstimmigen  Ansicht  der  zweiten  Konmüssiun  direkt  widerspracL 
Es  wird  rielmdir  angenommen  wei^den  mflesen,  da6  man  liei  Xndemng  der 
Bestinimnng  die  sehon  hei  den  Beratongen  der  2.  KommiMion  herrorgetretcne 
Ansidit  teilte,  daß  jener  §  1.  sowt  it  öffentlicli  -  le«  htliche  Korporationen  and 
handtdsrechtliche  Erwerbagesellscliaften  des  Auslandes  in  F'rage  kommen,  etwas 
Selbstverständliches  enthalte  und  d;iC  es  deshalb  genüge,  für  die  in  21.  21 
Beiß  bezeiebncten  Vereine  einschränkende  Bestimmungen  /u  geben,  die  all- 
gemeine Vorschrift  jenes  §  1  aber  als  überüussig  fortzulassen. 

Der  ana  der  Bntstehongsgesdiidite  erlceiinbare  Wille  des  Oeseti^eben 
ging  demnach  dabin»  daS  niebt  nnter  den  Art.  10  des  EO  a.  BOB  die  öSentUch- 
rechtlicben  Korporationm  nnd  die  handdsrecbtliebm  ErwerbsgeseUacbaftcn 
des  Auslandes  fallen,  daß  diese  beiden  Gruppen  vielmehr  ohne  weiteres  R^^lts- 
fäliigkeit  haben  snlUon.  wenn  sie  solche  in  ihrem  Heimatstaate  besaßen. 

Diese  Ansiclit  teilen  iihri^ien.s  auBer  den  im  oben  zitierten  Urteil  d»^ 
3.  Senats  vom  7.  November  1905  aufgelülirten  Schriftstellern  auch  Bu  i  azettt 
(das  internatimiale  Frimtrecht  im  BGB  S.  30)  und  Kuhlenbeck 
(Komm^ar  Mum  SG  dee  BGB  Art.  40  Note  5). 

Die  Klägerin  besitat  demnaeb  anch  in  Dentscbland  Becbtsfihigkdt 
wenn  ihr  solche  in  dem  Staate,  in  welchem  sie  ihren  Sitz  hat.  /u.stvht.  Deft 
sie  aber  in  Amerika  als  rechtsfähig  gilt,  kann  nach  den  beigebrachten  öffeBt^ 
liehen  Trlcnnden  nicht  zweifelhaft  sein. 

D»'r  Itekhi^tist  he  Vi  itreter  hat  weiter  ausgeführt,  daß  die  Klajie  abju- 
weisen  sei,  weil  nicht  der  luiaudsvertreter  der  Valvoline  Oil  Company,  sondern 
diese  selbst,  vertreten  dnrcb  ibien  Qeneralbevollmicbtigten  Louis  BUm  4  Co^ 
die  Klage  erbeben  babe.  Dem  ist  niebt  beiantieten.  Der  §  23  Wawnaeifbwi- 
gesetaes  schreibt  keineswegs  vor,  daS  der  Inlandsvertreter  im  eigenai  Naam 
die  Rechte  des  auslindiscben  Zeicheninhabers  wahrzunehmen  habe,  sonderi 
nur,  d;iü  diese  Rechte  ausschließlich  durch  den  im  Inlande  bestellten  Ver- 
treter ^'elteiid  gemacht  werden  können.  Derjenik'e.  weicher  das  Recht  ver- 
folgt, bleibt  also  stets  der  Zeichcuinhaher  selbst,  gezwungen  ist  er  nur.  sich 
durch  die  ein  für  alle  Mal  bestellte  Person  vertreten  xa  lassen.  Das  ist  aber 
im  vorliegenden  Fall  gescbehen.  Scbon  in  der  Klage  findet  sieb  die  Erldinng. 
da6  hinsichtlicb  des  Zeichens  4484  die  Patentanwilte  FehUrt,  LouHn-, 
Jfarmscn  und  Büttner  zu  Berlin  als  Vertreter  eingetragen  seien.  Durch 
die  allerdings  nach  Klagerhebung  au3gcfeiiij:t<%  aber  vor  der  nuiiuilirh.n 
Yerhaiidiiuig  beigebrachte,  von  Loubier  uatcrzeicimet«  VoUmacbt  aber  ist 
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nachgewiesen,  daß  durch  die  Rechte  der  Klägerin  in  diesem  Prozeß  wahr- 
genonimcu  werden.  Der  V'urschrift  des  §  2H  Abs.  2  Warpnzeichenjjesetzes  ist 
damit  genügt.  Die  Unterschrift  der  Vollmacht  durch  Loubier,  den  einen 
der  Tier  InlandTertreter,  ist  ausreichend  (d.  Kent  Mo.  919,  342). 

Naehdem  daa  für  Kllgeriii  in  die  ZeichenroUe  des  Patentamts  eingetragen 
gewesene  Wortieichen  «»ValToUne*'  geUfedit  ist,  bat  dieeelbe  ihre  Klage  nnn> 
iiirlir  nur  nodi  aol  V\>rletzung  des  für  sie  eingetragenen  Komhinallonsaeichens 
>'ü.  4484,  der  sog.  Mondmarke  «tützt.  Für  Art  und  Üiafang  des  der  Marke 
zustehenden  Schutzes  kommt  nicht,  wie  beklagtischer  Vt-rtri  tir  auszuführen 
gesucht  hat.  das  amerikanische  Recht  in  Fragp  Das  vun  ihm  angezogene 
Urteil  des  III.  Senats  des  RG  vom  19.  Juni  19U2  •  Juristische  Wuchemchrift 
19il3  S.  146  "So.  49)  ist  in  der  exserpierten  Form,  in  der  es  an  (kr  silierten 
Stelle  wiedergegeben  ist,  nicht  Terstftndlicb.  Das  sitierte  UrleU  findet  sieb 
aber  in  voller  Fassung  abgedruckt  im  35.  Bd.  der  Entach.  des  HG  in  Straf' 
Sachen  S.  H21  ff.  und  ergibt,  daß  der  III.  Strafsenat  in  keinem  Punkte  von 
der  fintsch.  der  Civilsenatc  des  RH  hat  abweichen  wollen  und  nur  wiederholt 
ausspricht,  daß  das  dem  Au-^länf^  r  E;ewährt<*  Markcnschutzrccht  nur  rein 
akzessorischer  Natur  sei  und  daii  dem  Ausländer  deshalb  fUr  seine  Marke, 
selbst  wenn  sie  in  die  dentsdie  Zeicbenrolle  eingetragen  ist^  der  Sdinta  Ter- 
sagt  werden  mnfi,  w«in  sie  nicht  nadi  dem  Recht  des  Heimatataates  des 
AnalAndws  Scbnti  genieftt.  Ist  aber  diese  Varaassetimg  gegeben,  dann 
verleiht  §  23  des  Warenzeichengesetzes  in  klaren  Worten  dem  Ausländt  r  .dm 
Schutz  dieses  ntsetzes",  also  des  deutschen  Gesetzes  vom  12.  Mai  1S!U  ^cf. 
Keftf  No.  ".M»;.  Kufsrh.  des  BG  Bd.  49  S.  54.  .Dieser  Schutz  ist  nach  d«»n 
Grundsätzen  des  Gtsetzes  vom  12.  Mai  IHM  zu  beurteilen"  Bd.  ol  S. 
, Vielmehr  ist,  wie  sich  für  das  deutsche  Zeichenrecht  aus  §  23  Abs.  3  Waren- 
scidiengesetSf  nnmittelbar  ergibt . . .  f ttr  den  Inhalt  des  inltedisdien  Zeicben> 
rechte  das  Iidandrecht  maßgebend*).  Bs  Icommt  deshalb  nidit  daran!  an,  in 
welch*  in  Umfange  die  Hondmarke  in  Amerika  Schutz  genießt,  sondern  ledig- 
lich darauf,  ob  t^ie  dort  Überhaupt  geschützt  ist  und  welchen  Schutz  ihr  das 
df-ntsfhe  Gesetz  unter  dieser  Vnran.ssctzuni;  infolge  der  Eintrairnnt?  in  die 
deutsche  Zeich('nr(»Ue  verleiht,  (ileichgullig  ist  auch,  welchen  Scliutz  die 
Klägerin  duich  die  Eintragung  hat  erlangen  wollen;  maßgeblich  iät  au^i- 
ichliefilkh  die  Wirkung,  welche  die  tats&dilich  erfolgte  Eintragung  nach 
91 12,  80  des  Gesetzes  bat. 

Konnossement,  Maßfftblichkeit  des  Rechtes  des  BesHmmuhgs- 
artes*  —  Bignier  ffandelsgehrättcke. 

OLG  Hamburg  25. 9,  03  (Petera/Huss;  Hanseatiache  Geriehtateitung 

Bauptblatt  XXIV  270). 
Ans  den  Qrflnden:  Der  Umfang  der  für  den  Reeder  dnrcb  ein 
Konnossement  gegenüber  dem  Inhaber  begründeten  Verbindlich- 
keit  bestimmt  sieb,  wenn  die  Reise  am  Bestimmungsort  endet,  nach 
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dem  Ii  i'f  hte  dieses  Ort  e  5.  An  rficsrm  in  der  Judikatur  %ielfrich  ff  sts;*  st.llteD, 
von  dem  erkennenden  St  nat  ziili  t/t  in  der  Sache  Jones  j^egen  den  ^^  r»  in  Han^- 
burger  Assckuradeure^)  euigchiiud  begründeten  Kecbtssatze  muß  das  Berntung»- 
geridit  anch  in  dem  vorliegenden  Fklle  feathaltoi.  Danach  kann  der  Reeder, 
fflr  den  im  Torliegend^  Falle  der  Beklagte  eingetreten  iat,  einerseits  gegen- 
über einem  nach  dem  Inhalte  des  Konnoisementa  nnd  dem  faiedgen  Rechte 
begründeten  Ansprüche  nicbt  einwenden,  daß  er  nach  dem  Gesetz  oder  Handels» 
gebrauch  des  Ahladt  plitzt  s  iiiclit  dem  Konnossement  gemäß  hafte,  wtil  er 
seine  Verpfliclituug  durch  iri:i  !nl  wolrhe.  ans  diesem  nicht  ersieht  Ii  rhi-  Er- 
klänintj.  wit*  l'rotest  oder  \erklurun^.  eiTiirtsrliränkt  habe.  Ajvtiticrseits 
können  über  auch  Einwendungen,  die  nach  dem  Inhalte  des  KonnüSfiemenis 
snl&ssig  w&ren^  nidit  durch  die  Replik  abgeschnitten  werden,  daB  es  ra  ihrer 
Erhaltung  nach  dem  Rechte  des  Abladeplatses  besondrer  Formalitftten.  wie 
I^otest  oder  Verklarung,  bedurft  habe.  Auf  diese  Urkunden,  deren  Inhalt 
oder  die  Rechtzeitigkeit  ihrer  Errichtung  kann  es  alsn  weder  zu  Gunsten 
noch  7.wm  Nachteile  di  .s  Reklairten  ankommen.  (  l»rihanpt  können  nach  dem 
Obiiit  II  (Iii'  Kififuer  HandrLstrt  ^riiuelu'  nur  insoweit  von  Erheblichkeit  sein, 
als  .^i>'  etwa  für  die  Auslegung  der  in  dem  Konnossemente  ausgcätillten  Er- 
k&rung  von  Bedeutung  winn.  Der  Kaidtin  des  Dampfers  ^Angeln''  imt 
nun,  wie  onstreitig  ist,  die  fragliehen  2410  Stflck  Schwellen,  ftber  die  nach 
Abxug  der  sntflckgelaasenen  896  Stflck,  das  Konnossement  lautet,  nicht  an 
Bord  seines  Schiffes,  sondern  an  dessen  Seite,  wohin  de  in  Flößen  gebracht 
waren,  von  dem  Ablader  übernommen  nnd  hat  hierüber,  bevor  die  Oiltor  an 
Bord  gelangt  waren,  dali  der  Klatr»-  zugrunde  liegende  Konnossement  irez»  i«  hr.>  *. 

Dies  ist  an  sich  zulässig,  da  nach  H42  H(iH  auch  Uber  Ciüur.  die 
zur  Beförderung  Ubcrnummeu,  aber  noch  nicht  abgeladen  sind,  ein  Konnos- 
sement ausgestellt  werdoi  kann;  jedoch  muß  dieser  Saehverhalt  alsdann  in 
der  Urkunde  ausgesprochen  werden.  Hfttte  der  Schiller  also  in  derselben  nur 
erklärt,  daß  er  die  Güter  znr  BefArdenmg  fibemommen  habe,  so  würde  er 
dem  hier  erhobenen  Ansprüche  gegenüber  einwenden  können,  daß  sie  ihm  ver 
der  Einladung  in  das  Schiff  diircli  höhere  Ge^valt  verloren  geL'^angen  seien 
und  » ,s  \viirde  znr  Re^htferti^'unif  (['w-avt  Kiiircdc  der  in  den  Ri^'aer  Handels- 
gebräuchen vorgeschriebenen  i^rot*;at4?  und  Verklarungen  nicht  bedüifen.  denn 
wenn  der  Schiffer  setaem  Ablader  gegenüber  auch  zur  Einhaltung  dieser  Ge- 
bräuche Teipllicbtet  gewesen  sein  mag,  so  steht  doch  dem  dritten  Inhaber 
des  Konnossem^its  ein  Recht  faicranf  nicht  in.  Es  wttrde  also  jeder  Beweis 
des  Verlustes  zugelassen  werden  müssen.  Tatsftdilich  lautet  nun  aber  das 
Konnossement : 

.leb.  der  Kapitän  des  Dampfers  .Ansreln".  beseheinige,  im  Raum  des 
genannti-n  .Schiffes  von  dem  Herrn  A.  BaUod  tmiifaii^en  zu  haben  etc.* 

Es  ist  also  mit  größter  Deutlichkeit  gesagt,  daß  die  Ware  bereits  eio* 
geladen  gewesen  sei,  was  tatsftchtteb  nicbt  der  Fall  war.   Fflr  diese  Er* 


1)  Mitgeteilt  Ztsch.  XIV  86. 
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kl&rang  h^t  der  Recili-r  dorn  Konntissementinhaber  einznstt  ht'n  und  er  kann 
demzufulgu  uicht  tiiiwendcu.  daU  ein  Teil  der  GUt^r  schuu  vor  dem  Einladen 
dnrcb  höhere  Gewalt  verloren  gegangen  sei.   Allerdings  scheint  es  nach  den 
Tom  Beklagten  ytotgß\«tg^  BtgAer  Usancen,  da6  daselbst  das  abzuladende 
Boll  schon  Tiella^  an  ScbUfsselte  und  yor  der  Einladung  von  dem  Schiller 
flbernooimeii  wird.  Und  wenn,  wie  die  voi  t'«  legt«  Anzahl  von  Konnossementen 
wahrscheinlich  macht,  Konnossemente  deunucii  moist«>ns  über  verschiffte  Waren 
Uatfu.  so  liegt  es  nahe,  daß  nach  dem  dort  herrschenden  Gebrauche  bei  der 
Ablassang  der  Konnossemente  zwischen  übernommener  und  eingeladener  Ware 
kefai  dnteiscUed  gemacht  wird.  Es  konnte  sieh  deshalb  fragen,  ob  die  Er- 
werber solcher  Konnossemente  dem  Ausdmck:  „im  Ranm  empfangen*  eine 
wdtergehende  Bedentnng  beilegen,  als  sie  dem  Ausdruck :  ^zur  Befdrdemng 
empfangen*  an  sich  zustehen  würde  und  ob  nicht  deshalb  die  vom  RG  in 
der  Sache  Ain/crscn  c  Bach  mann  Hans.  Ger. -Ztg.  1888  No.  80  gebilligten 
Erwägungen  Platz  zu  greifen  hätten.    Dem  steht  aber  der  Inhalt  der  vom 
Beklagten  selbst  beigebrachten  Rigaer  Usancen  entgegen.  Dort  ist  im  §  186 
snsdraklich  bestimmt,  daB  die  Schiffer  (tber  Holswaren,  die  de  an  Sdte  ihres 
ScUfles  entgegoi  sa  nehmen  haben,  sobald  solche  angebradü  würdoi,  eine 
reine  Quittung  über  die  mit  dem  Transporteur  gemeinsam  festgestellt« 
Stilckzahl  rinsstellcii  sollen:  daß  sie.  wenn  dann  solche  Hnizwaren  durch  höhere 
Gt'walt  Zerstreut  wiirdt  n  und  verloren  gingen,  deniincli  ^ernäU  der  Quittung 
auch  über  die  verlorenen  Hölzer  das  Konnossement  zu  zeichnen  hätten  und 
tent  I  180  in  dieses  Konnossemmit  den  Vorbehalt  »  .  .  .  .  Stflck  lant  Yer- 
idaxnng  veiliweii*  einfttgen  dürften.  Es  ist  also  in  den  üsancen  ansdracklieb 
vorgesehen,  daS  der  Kniiitän  hv\  Übernahme  der  Hdlser  an  Schiffsseite  nor 
eine  Quittung  und  erst  nach  beendeter  Einladung  das  Konnossement  zeichnen 
soll,  in  dem  dann  der  eintretrefene  Verlnst  bekundet  werden  kann,  Daraus 
ergibt  sich  aber,  daö  es  keineswegs  dem  Kigaer  Uandelsgebranch  entspricht, 
das  Konnossement  vcht  cte  Blnladnng  sn  seidHwn  nnd  es  haben  folgeweise 
die  Erwerber  solcbor  Konnossemente,  wenn  diese  besagen,  dafi  die  Ware  im 
Ranm  empfingen  sei,  kein^  Omnd  zu  bezweifeln,  daß  die  Ware  zur  Zeit 
der  Ausstellung  des  Konnossements  wirklich  bereits  eingeladen  und  nicht  nur 
an  Schiffseite  ilbernommen  war.    Infolge  dessen  lieijt  ein  Grund,  weswegen 
der  Reeder  von  der  Haftung  für  den  Inhalt  des  Konnossements,  wie  dieses 
seinem  klaren  Wortlaute  nach  zu  verstehen  ist,  befreit  werden  könnte,  nicht 
Tor  nnd  der  Ansprach  der  KISger  anf  Ersatz  des  Wertes  der  fehlenden 
HVbor  ist  demnacb  mit  Becbt  vom  LG  fttr  begrttndet  erachtet  worden. 

Ersatz  der  Kasten  eines  im  Ausland  gefäUten,  in  Deutsch' 
iand  nicht  vollstreckbaren  Urteils  kann  nkkt  verlangt  toerden. 
OLG  ShUtgmrt  2L  2. 62  (MSmmersheim/ LehrenkrmS ;  •ToArMkAsr  d, 
Würtiemb.  Sechtspflege  XV  160). 
Kl^er,  ein  in  Antwerpen  ansSssiger  Kaabnann,  hat  g^n  die  Beklagte, 
eine  oütne  Handelsgesellschaft  in  St.,  snnXehst  beim  Handelsgericht  in  Ant^ 
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Averpcn  KlaL'e  auf  Schadenersatz  orhnhen.  dir  sich  auf  oincn  von  der  B<  klagt«« 
in  Aiitwt  iptn  zu  erfllUenden  Vertrag  stützte,  und  hat  ein  dn-  Kluir«  f^nt- 
sprechetides  Versäumnisurteil  des  Handelsgerichts  Antwerpen  trwuki.  Da 
Beklagter  diesem  Urteil,  dessen  Vollstreckung  im  Deutschen  Reich  uicbt 
ziilikiBig  war,  kdne  Folg«  Idatete,  ecliob  Kläger  bei  dem  stiitliidigai  Qeridil 
in  St  Klage  gegen  die  Beklagte  auf  BeKaUnng  des  ihm  dnrch  das  Antweipeaer 
(rericht  smgeepioclienen  Schadenenatisummc  und  auf  Ereata  der  ibm  dudi 
den  Antwerpener  Prozeß  erwachsenen  Kosten  Dem  erstoren  Antrag  wurde 
durch  Ttilurtfil  (kr  (^ivilkamiiier.  das  vom  Birufungsgericht  bfstäticrt  wnrde. 
entspr<)(  h<>n.  durch  ihr  Eiuiurteil  Imt  dagegen  die  Civilkaiuuier  dea  zwcitt-n 
Anspruch  abgewiesen  und  das  OLG  hat  die  Berufung  gegen  dieses  Urteil 
snrttelcgewiesen  ans  folgenden 

Grttnden: 

Die  in  Rede  itebenden  Kosten  im  Betrag  von  288  Mk.  sind  unstreitig 
Kosten  dos  Antwerpener  l^rozesses,  den  der  Kläger  gegen  die  Beklagt«  geführt 
hat.  Durch  diesen  Rwhtsstnit  konnte  KI.  anerkanntermaßen  ein  in  DMit-if'h- 
land  vollst reikbarrö  Urteil  gegen  die  Beklagte  nicht  erlangen  und  d^iauf. 
daß  Beklagte  sich  dem  Urteil  des  belgischen  Gerichts  freiwillig  fügen  werde, 
konnte  KUtger  nieht  rechnen :  begrcillioberweiBe  ist  ein  nntorlegener  Beklagtet 
im  Zweifel  nicht  geneigt^  ein  im  Inland  nicht  vollstreckbares  ansllndiacbei 
Urteil  ansnerkennen,  nnd  wird  er,  wenn  Immer  nUtf^idi,  Verbandlnng  and 
BntSchddung  der  iSache  durch  ein  inländisches  (fcricht  beanspruchen.  Diese 
naheliejrendf  Erwä^ng  konnte  und  mulite  auoli  der  Kläger  anstillrn  «od 
sich  deiutreinüLi  sa^en,  daß  ein  ZU  seinen  Gunsten  laittendef?  Uriiil  dt-s  .\nt- 
werpener  Gerithts  ihn  vermutlich  nicht  zum  Ziel  führen,  er  vielmehr  einen 
zweiten  I^rozefl  in  St.  gegen  die  Bekl.  zu  führen  haben  werde. 

Bs  U6t  sich  auch  keineswegs  sagen.  Bdrl.  habe  sdiikanOs  oder  sehnldhafi 
gegenflber  den  Kl.  gehandelt,  indem  sie  sieh  dem  in  Antwerpen  g^n  sie 
gefUlten  Urteil  nicht  unterwarf :  ahgeseheii  davon,  daß  der  vom  KI.  erhobene 
Anspruch  nach  Grund  und  Hetra^  nicht  derart  beschaffen  ivar.  da!5  Si-m 
Bererhtigung  für  Jiekl.  auf  der  H  irni  liefen  luuLitf,  kann  es  Uberhaupt  ni'-mals 
als  ein  schuldhaftes  Verhallen  t  iius  Ht  kl.  fze^tn  den  KlHijer.  das  ihn  dtm 
letz  leren  gegenüber  schadensertiatzpüichtig  nmcheii  würde,  augesehen  werdtß. 
woui  der  Bekl.  sich  einem  im  Inlsnd  nicht  voUstieekbaren  ansUndiscb« 
Urteil  nicht  freiwitlig  unterwirft.  Wenn  der  inländische  Staat  die  Urteile 
der  Gerichte  eines  bestimmten  aoswirtigen  Staats  nicht  anerkennt  ($  328  CR>> 
oder  für  nicht  vollstreckbar  erklärt  (5J  724  Abs.  2  CPO),  also  ausspricht,  daü 
er  nntrr  keinen  Umständen  die  ll.mt]  dazu  biete,  einen  Inländer  zu  zwinsri-n. 
ein«  III  drravfigen  Urtt  il  Kolir,-  zu  Irist»  n,  kann  es  dein  Inländer  nicht  znr 
Si'hiild  angerechnet  werden,  wenn  er  dem  Urteil  sich  zu  unten*erfen  sich 
weigert.  Ist  dem  aber  so,  so  ist  der  InUnder  auch  nicht  verpflichtet  den 
obsi^enden  Anslftnder  die  von  diesem  in  einem  solchen  ProaeB,  dessen  Vrtcil 
fOr  den  Inlllnder  nicht  mafigebend  ist,  anfgewendeten  Kosten  sn  erseueo. 
anch  wenn  das  nachher  von  dem  Ansländcr  angerufene  inländische  Geiicki 
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in  seinem  Urteil  zum  ji;leiclien  Er^'ebnis  pelanpt,  wie  das  rncrst  an{;efranf,'ene 
ansländische  Gericht'  denn  diese  Kosten  waren  für  den  Zweck,  ein  I'rtfil  zu 
erwirken,  das  der  iniander  gegen  sich  gelten  lassen  muÜ,  vergebluii  aufge- 
wendet, wie  der  Ausländer  von  vornherein  wußte  oder  wissen  mußte. 

ffi«nn  ändert  der  XTimtftnd  nichtSi  de8  Im  vorliegenden  Fall  Kl.  bei 
dem  Oeddit  des  Orte  im  Unsbuid  Klage  erlioben  1iat>  der  nach  don  Urteil 
dieses  Senat«  vom  2.  April  V.K)l  für  den  Bekl.  der  ErfQlInngiort  war.  Denn 
wenn  §  21  CPO  das  Gericht  des  Erfüllungsorts  für  Klagen  auf  Vertrajrs- 
erfüllnng  als  zuständig  bezeichnet,  so  hat  er  dabei  selbstverständlich  deutsche 
Gerichte  im  Auge.  Aus  328  Ziff.  1  CPO  majj  sodann  abzuleiten  sein.  düQ 
das  Inland  ausländische  Urteile  vuu  Gerichten  des  Erfüllungsorts  anerkennt, 
falls  nicht  diese  Anerkennung  gemift  Ziff.  8  bis  6  dieacs  §  am^cfalossen 
ist;  soweit  aber  letsteres  intrilft  (i.  B.  weil  —  wie  Im  gegenwärtigen  FtXL  ^ 
die  Gegensdtigkeit  niebt  vwhOrgt  ist),  verau^  der  Umstand,  daß  ein  ans« 
ländiacheSt  im  Inland  nicht  vollstreckbares  Urteil  vom  Gericht  des  Er- 
füllungsorts; prlasstn  ist,  keinen  Grund  dafür  abzugeben,  daß  der  Inländer 
für  verpflichtet  zu  erachten  wäre,  sich  diesem  Urteil  zu  unterwerfen. 

£8  mi^  sodann  sein,  daß  das  Antwerpener  Urteil  für  den  Kl.  insofern 
Wert  hat,  als  er  es  unter  Umständen  mittels  Pfändung  von  Foideningen  der 
Bekl.  ao  Einwohner  Belgiens  vollstrecken  lassen  kann.  Darans  folgt  aber 
niciit,  datt  Bekl.  dem  Kl.  die  Kotten  des  betreüenden  Proseoaes  zn  ersetien 
verpflichtet  ist.  dessen  Urteil  ihm  gegenüber  keine  Bedeutung  hat,  so  weit 
eben  nicht  die  Gerichtsgcwalt  des  ausländischen  Gerichts  ilie  Vollstreckung 
zu  erzwingen  t;its;ir  hlich  in  der  Lage  ist.  Es  war  allerdings  dem  Kl.,  wenn 
er  sich  die  Möglichkeit  sichern  wollte,  die  Zwangsvollstreckung  in  solche 
Vermögensteile  der  Bekl.  herbeizuführen,  die  sich  in  Belgien  behiiden,  un- 
benommen, fiba  Urteil  einet  belgischen  Qetidkts  neben  dem  für  die  Bekl.  allein 
mallgehenden  des  mständigmi  deutschen  Owichts  sn  erwirken ;  aber  «in  Redits- 
gmnd  dafür  besteht  nicht,  der  Bekl.  die  Kosten  auch  dieses  zweiten,  in  Bel- 
gien gefOhrten,  für  sie  nicht  maßgebenden  Beohtsstreits  aufzubttiden. 

^  767  CPO.  —  Zmtändigkeit  des  in7<i)i(lisc}ie)i  GericJifs  bei 
Einwendungen  gegen  ein  Vollstreckiingsttrteil  auf  Grund  eines 
ausländisclien  (österreUMschm)  ür teils. 

EQ  23,  IL  03  (IV 196/03,  F.  F.  Juriatiacke  Woehnuekrift 

XXXIII  41). 

Schon  in  dem  Urteile  des  erkennenden  Senates  vom  5.  Februar  1885 
(Entsch.  Bd.  13  S.  H49>  ist  angenommen  worden,  daß  der  Schuldner  in  dt  m 
Prozesse  über  die  Zulässigkeit  der  Zwangsvollstreckung  aus  einem  ausländischen 
Urteile  befugt  ist,  sowohl  die  Legitimation  des  Kl.  zu  bestreiten,  als  auch  die 
Tilgung  des  rechtskräftigen  Anspmchs  einxuwendttti,  femer,  daß  fttr  diese 
fflnwendm^ien  das  inländlsdie  Gericht,  das  mit  der  Klage  anf  Zulassung  der 
ZwangsvoUstrecknng  befattt  Ist,  das  Froieegericht  ist^  und  da0  eine  Verweisung 
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dieser  Emwendangen  ;in  daäj  aasläüdiüclu-  (ü  richt,  d:is  über  den  Anspruii 
erkannt  hat,  nicht  g»Te<  htfertijft  ist.  der  inländische  Richter  vitlmehr  über 
alle  Einwendungen  aus  §  686  (jetzt  §  767 j  CPO  zu  entscheiden  hat  An 
diesen  S&tceD  tot  in  dem  Urteile  vom  84.  Hai  1886  (JuristUckä  Wochmh 
Schrift  S.  195  No.  13)  festgehalten  worden,  dabei  wnrde  ansdiflcUieh  ve^ 
netni,  daß  das  ausländische  Qeri«sht  das  ProseflgeHcht  im  Sinne  des  §  686  TOT 
ist.  wenn  in  lii  iii  Vollst n  ckungsverfahren,  das  auf  Onind  eines  erteilten  Voll- 
strcckuii^siirtcils  im  Inlandc  eingeleitet  ist.  EinwenilunL'«'n  «ThMliPu  werben. 
di<j  den  durch  das  Urt*»il  fcgtfr'*stf'l!t»ni  Ans])rii<li  Iji  tnfl.-u.    Auf  »iie  Bt-^ruu- 
dung  dit-äer  beiden  Eulscheidungen  wird  Bt-xug  gL-nouimcu.    Eä  kcui 
Anlafi  vor,  von  dieser  Ansicht,  die  Icaum  noch  Widerspruch  findet  ^vgl.  Gaupp- 
Stein,  Die  CieilproMeßordnung  1908  Bd.  2  S.  386  Abs.  3  mit  Anm.  5)^ 
abzageben.  Der  Vertreter  der  Revisionsbelcl.  bat  sich  aof  Bar  besogen, 
allein  ohiu'  Grund,  wie  sich  aus  Bar,  Theorie  und  Praxis  des  inUr- 
)!rffi'>)}r/!p„  Pn  tat  rechts  Bd.  2  §  450  S.  49i)  und  4;*4.  erjjibt     Vel  hierzu 
Bo  r  in  der  Munatsschrift  für  Handelsrecht  uttd  Bankwesen  IS;)S  8.  29.1 
Das  Berufungsgericht  hat  seine  abweichende  Meinung  folgendermaßen  be> 
gründet:  Nach  §  767  sei  die  Klage  bei  dem  Prozeßgerichte  I.  Instanz  zs 
erheben.  Die  Verurteilung  des  Kl.  snr  Zahlung  der  Alimente  sei  durch  das 
K.  K.  Landesgerlcbt  in  Wien  «rfolgt  Dieses  Geiicht  sei  also  aneh  tor  Ent* 
Scheidung  über  die  jetst  im  Wege  der  Kla^'c    Itend  gemachten  Einwendung« 
des  Schuldners  gegen  den  Alimentenanspruch  der  Bekl.  ulkin  zuständig,  lo 
Fra^e  komme  jedoch,  nb  die  Zuständigkeit  dadurch  sjeiindcrt  werde,  daß  die 
Zwantrsvollstn-ckung  durch  das  Vollstreckunt^surtoil  des  Köuigi.  LG  i  in  Berlin 
für  zulässig  erklärt  worden  sei.    Diese  Frage  sei  zu  verneinen.    Den  Aos- 
fObrungcn  des  Urteils  des  RG  vom  24.  Hai  1886  Icdnne  das  Beniiungs^Micbt 
sieb  nidit  anschließen;  sie  stlnden  nicht  bn  Binldaiig  mit  dem  Wortlaute 
und  dem  Zwecke  des  §  686/767.  Das  RG  erkenne  selbst  an,  daß  die  Ein* 
Wendungen  des  Schuldners  im  engsten  Zusammenhange  mit  dem  arteilsmäOigen 
Anspruch  ständen,  und  daß  bi^  riti  der  Grund  lietje.  we.ä?halh  dieselben  durch 
§  686^767  au  das  (ierieht  gewiesen  seien,  das  den  Anspruch  iestgestellt  hahe. 
Diese  Intention  des  Gesetzes  könne  dadurch  nicht  alteriert  werden,  dad  m- 
Bwlsi&en  das  aoäindiache  Urteil  dnrcb  ein  inlindlscbes  Vollstreeknagsurtefl 
gemäß  I  722  CPO  im  Inlands  roltotreclcbar  geworden  sei.  Denn  auch  hier- 
nach verbleibe  der  rotlstreckbare  Anspruch  tin  durch  das  auslftadiscbe  Urteil, 
dessen  Aufhebung  dem  inländischen  Richter  nicht  gestattet  sei,  festgestellter, 
und  der  anssrhlit-Bliche  Geriehtsstiind  des  §  767  CPO  sei  nur  dort.  w.>  der 
Anspruch  des  Glaubiirers  festgestellt  sei,  nicht  dort,  wo  es  für  vuiistreckhar 
erklürt  werde,  begründet.    Die  Einwendungen  des  Klägers  seien  nicht  gegen 
das  lediglich  formale  VoUstreckungsurteil  vom  23.  Oktober  19(X)  —  dessea 
Becbtsbestftndigkeit  nicht  in  Zweifel  gezogen  werde  — .  sondern  gegen  die 
dufcb  das  ausländische  Urteil  vom  18.  September  1899  mrfolgte  mateorieUe 
Entscheidung  ttber  den  Alinientenanspruch  der  Bekl.  gerichtet.  Anscheinend 
liege  eine  gesetsgeberische  Ijflcke  vor,  die  aber  durch  die  Erwägung  allein. 
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daü  ein  ausländisches  Gericht  nicht  ein  inliindisches  Urteil  uin\  irksam  machen 
k«'mne.  nirht  zu  beseitigen  sei ;  werde  di  r  Anspruch  selbst  aufgehoben,  so 
verlit  i  t   uuch  das  Vollstrecknngsurteil  s»  ine  liedeutung  von  selbst,  da  eine 
Vollstreckung  dann  eben  nicht  mehr  zulässig  sei.    Der  ^atz,  von  dem  das 
Bernfungsgericlit  antgeht,  dafl  nftmlich  das  K.  K.  Landesgericlit  in  Wien  auf 
Onind  der  BesUnininng  des  §  767  der  CFO  für  das  Detitsebe  Reich  snr  Bnt- 
■cheidung  über  die  Einwendungen  des  Kl.  allein  zuständig  sei,  kann  nicht  für 
«ntrcffcnil  i  rächtet  werden.    Vorschrift,  ii  darüber,  wo  und  wie  im  Ausland 
Klagen  zu  erheben  siiul,  sind  von  dir  deutschen  ("PO  nicht  zu  erwarten. 
(  Vgl.  Urteil  des  RG  I.  C6  vom  7.  April         Entsch.  ßd.  U  SS.  37ä.)  Dagegen 
hett  da«  Berolnngsgericht  mit  Recht  herror,  daß  in  dem  engen  Zvaammenhang 
der  in  §  687/767  heseichneten  Kinwendungen  mit  dorn  nrteilamäfiigen  Anspruch 
der  Gmnd  liegt,  weshalb  dieselben  dem  Proseßgericht  I.  Instanz  zugewiesen 
worden  sind.    In  der  Begründung  des  Entwurfs  (Hahn  Mat.  S,  487)  ist  an- 
geführt:    -Die  Einwendungen,  welche  den  durch  das  Urteil  festgestellten 
Anspruch  s»lbst  betreffen,  sind  von  materieller  Ikdt  utiin^'  und  lassen  sich 
nicht  im  Besch weideveriahreu,  sondern  nur  in  dem  urdentlichen  i'rozeßver- 
fahlen  erledigen.  Wegm  des  Znsanunenhanges  mit  dem  vonnsgegangenen 
Rechtsstreite  nnd  der  formell»  SelbatSndigkeit  des  neuen  Streits  gehttrt 
dasselbe  vor  das  Prozeßgericht  I.  Instanz."  Es  heißt  dann  aber  weiter :  .Gegen 
die  Verweisung  dieses  Verfahrens  vor  das  Vollstreckungsgericht  oder  das 
demselben  vorgesetzte  JAi  spricht  außer  den  bereits  anffedeuteten  Gründen 
durchschlagend,  daß  bei  dem  ausgedehnten  Geltungsbereiche  der  CPO  die 
Gerichte  eines  dentscbea  Staates  in  die  Lage  kommen  würden,  Aber  die 
RechtmftBigkeit  nnd  die  Aubechterhaltnng  der  Ton  dem  Gerichte  eines  anderen 
dentacfaen  Staates  abgsfeboien  Kntieheidvng  ra  erkoiiKn.'  Beabeiditigt  war 
hiemach,  in  §  68fi  "HT  Abs  1  die  Fimci.-  zn  erledigen,  ob  die  Einwendungen 
gegen  den  Anspruch  im  Beschwenkverfaliron  oder  im  ordentlichen  Prozeß- 
verfahren zur  Entscheidun}?  zu  ViriiiL^«  ii  sdtii.  nnd  ob  dum  deutschen  VoU- 
streckungsgerichte,  d.  b.  dem  Amtsgerichte,  in  dessen  Bezirk  das  Vollstreckongs- 
Terfahien  stattfinden  soU  (|  68^764  CFO,  Hahn  Mat  8.  422},  oder  dem 
deutschen  Frozeßgericht  die  Entscheidung  fiber  diese  Einwendungen  sukommen 
solle.  Die  Zuständigkeit  des  Vi)I].^treekungBgerichtswnrde  verneint,  das  deutsche 
Prozt'ß stricht  I.  Instanz  wurde  für  ausschließlich  zuständig  erklärt.  Wenn 
diese  für  den  Umfang  des  Deutschen  Reiches  gegebene  Znstiindigkeitsbestimmung 
für  die  Vollstreckung,  die  auf  Grund  eines  nach  t?§  l)H<).  fiOl  722,  728  erlassenen 
inländischen  Vullstreckungsurteils  erfolgt,  überhaupt  Wirkung  haben  sollte, 
kann  nur  gewollt  gewesen  sein,  dafi  ali  Froseßgericht  I.  Instanz  das  deutsche 
Gericht  zu  gelten  habe,  das  allein  —  aufler  dem  Volistreckungsgericht 
(8  6ftl/7<>4)  —  mit  dem  Anspruch  des  Gläubigers  si  hon  befaCt  wordin  ist, 
r?»  Tfin  '.fh        (i  rieht,  bei  dem  der  Prozeß  über  du:  Zulässigkeit  der  Zwanps- 
vullstreckun^'  ui  I  Iristan/     fiihrt  wurde.   Wäre  dies  nicht  als  die  Intention 
des  Gesetzes  anzunehmen,  so  wäre  die  Folge  nicht  die,  daß  zur  Entscheidung 
Über  die  Einwendungen,  die  den  Anspruch  betreffen,  ein  ausländisches  Gericht 
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als  ausschließlich  zuständij?  emchtr-t  werdt*n  müütc,  sondmi  dit.  ItC  die 
Zaständiirkritsbesfimmunf;  des  Jj  iiSiVHil  für  die  Vollstreckung  auf  uruod 
eines  Vollst i im  k-nn^surteils  li?  (»61/72;{)  gegenstandslos  wäre,  und  tür  das 
inländische  (Tcricht,  das  der  Schuldner  angeht,  die  allgemeinen  Zost-ändigkdu- 
b«8timmiuigen  der  deatachen  ProkeQordnung  maßgebend  so  sein  bitten.  In 
dem  xat  Entsclieidaag  stehenden  Falle  ist  die  Znstlndigkeit  des  LG  I  in 
Berlin  bei  Anwendung  des  >^  7()7  gegeben,  sie  durfte  auch  bei  Anwendung 
der  §§  12  ff.  CPO  nicht  in  Zweifel  gezogen  werden.  Nach  der  Begründmu: 
des  angefochtfiipn  Trfeils  scheint  das  Berufungsgericht  auch  nnLn-nonimen  zu 
haben,  daß  di«  Aunnbung  des  ausländischen  IJrU-ils  begehrt  wwdr  Die 
Anträge  des  Kl.  rechtfertigen  diese  Annahme  nicht,  der  Ilauptantrag  und  der 
Unterantrag  gehen  daliin,  daft  die  ZwangsvoUstteckang  fär  nnialiaflig  ttUSit 
werde.  Einwendangw  naeli  §  767  richten  sich  Überhaupt  nicht  gegen  4ie 
vollstreckbare  Entscbeidang,  sondern  gegen  den  Anspruch  der  Gegenpartei 
Die  E-xist» HZ  der  vollstreckbaren  Entscheidung  wird  durch  Einweudung»n  nach 

7ü7  nicht  in  Frage  gestellt      Vtrl  rrt.  il  des  RG.  V.  CS  vom  15.  Mai 
Entsch  Ptd  'A')  >.  Di  r  \  ertreter  der  iievisionsbekl.  hat  noch  vnru'fbrrfbt. 

es  handle  ssich  weniger  um  die  Krage  der  Zuständigkeit  als  viehiuhr  luu  dit 
Frage,  ob  eine  Klage,  wie  sie  erhoben  sei,  zulässig  erscheine,  dabei  komnu 
es  auf  die  Art  der  Einwendungen  an.  Dieses  Vorbringen  ist  nicht  geeignet 
die  angefochtene  Entscheidung  zu  sttttsen.  Auf  Grund  von  Vorgftngm.  die 
in  die  Zeit  nach  Rrlassung  des  auslftndiscben  Urteils  fallen,  sind  gegen  die 
in  Deutschland  eingeleitete  Zwangsvollstreckung  Einwendungen  erhoben  word«  u. 
die  den  festgestellten  Anspruch  betreffen.  Das  l'onifniiL'SLr*  rieht  hat  die  Ent- 
scheidung über  diese  Einwpndnn£r»^n  ahEfelclint.  weil  das  angerufene  (i-  iicht 
unzust&ndig  gewesen  sei,  und  hat  dieses  KrkeiiMtnis  auf  die  Bestimmung  in 
§  767  Abs.  1  CPO  gesttttst  Diese  Gesetsesrorschrilt  unterscheidet  nicht, 
die  ErfflUung  des  Anspruchs  behauptet  oder  ob  eine  sonstige  Einwendm^ 
gegen  den  Anspruch  vorgebradit  wird,  sie  umfaßt  alle  Einwendungen,  di«' 
den  Anspruch  betreffen.  Wire  das  ausländische  Gericht  das  Prozeßgericht 
nach  5J  7H7.  sn  wär(>  es  ausschlit  ßlii  Ii  /u.stRndig  für  alle  iti  §  7<>7  Abs.  1  (  T'O 
bezeichnet »  n  Kin\v(;ndungen :  ist  das  ausländische  (lerirht  nicht  ProzeBgerifht 
im  Sinne  des  4;  767,  so  i.st  es  für  kerne  der  in  §  7(J7  btzeichmteii  Einwen- 
dungen ausschliefilich  zuständig.  Die  angefochtene  Entscheidung  läßt  ach 
daher  nicht  dadurch  halten,  dafi  eine  Untersehddnng  iwischai  den  unter 
9  767  fallenden  Einwendungen  gemacht  wird.  Eine  ganz  andere  Frage  ist 
die,  ob  bei  Beurteilung  von  Einwendungen,  die  den  Anspruch  betreffen,  das 
nach  den  Bestimmungen  der  Prozeßordnung  zuständige  inländische  Gericht 
ein  ausliindisches  Gesetz  zur  Anwendung  zu  bringen  hat.  Über  diese  Frage 
ist  hier  keine  Entscheidung  zu  treffen. 
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Amerika,  Vereinigte  Staaten. 

Geschäftsunfähigkeit  der  Mefrauen  in  West-Virginia.  — 
yichtanerkenuung  einer  in  Ohio  ergangenen  Gerichtsetit- 
Scheidung^  welche  gegeti  diesen  Grundsatz  verstößt. 

Supreme  Court  of  Appeals  in  West  Virginia  (Stewart! Notthein  Assut  . 
Co.  ;  American  Law  Beeiew  XXX VT  300;  45  W.  Fa.  734; 

32  S,  E.  Rep.  21S). 

Die  Klägerin,  welche  mit  ihrem  Ehemann  in  We8t>Virginta  wohnte, 
hatte  Ten  der  in  derselben  Stadt  angoscssenon  Firma  Porter  A  Co.  käuf- 
lich erhalt<?ne  Lieferungen  für  ein  HuteL  dessen  Eigentümerin  sie  war.  niclit 
bezahlt  Sie  war  /nr  Zahlung  nach  dem  in  \Vest-Vir«dnia  (reltoiiden  Recht 
nicht  verptliehtet,  wt;il  sie  als  ^married  icotnan  liviiin  irith  her  hitsfmnd" 
vorpäichtungsuufUhig  war.  Ihr  Uotcl  brannte  ab  und  die  jetzt  beiciagt« 
Londoner  VerfticherungsgcseUschaft  hatte  auf  Omnd  des  Ton  Ihrer  in  GincinnntI 
\,Staat  Ohio)  angeiessenen  ZweigÜrma  mit  der  Kl^^erln  geschlosaenen  Ver> 
sichemngsvertn^tea  den  Sdiaden  ra  ersetsen.  Bevor  letitereB  geschdien  war. 
beantragte  und  erlangte  die  Firma  Porter  <k  Co.  eine  Bntecheidung  des 
Oerichtes  in  Cincinnati.  wodurch  die  Versichern n«,'sforderun<,'  d<  r  Klägerin 
mit  „f/arnishment"  (Beschlagnahm«*!  zur  Deckung  der  von  Forter  rf-  O» 
gegen  die  Klägerin  geltend  gemachten  Lieferungsforderung  belegt  wurde. 
Daraufhin  zahlte  die  Versicherungsgesellschaft  den  Betrag  der  letzteren  an 
Forter  A  Co,  Das  Geridit  gab  dem  Antrage  der  Klägerin  anf  Vemrtelhing 
der  VersicherangsgesellBchaft  xur  Zahlung  des  Betrages  an  sie  selbst  statt, 
indem  es  ausführte,  daü  die  rierichtsentscheidung  eines  anderen  Staates,  welche 
einen  Vertrag  ^that  in  absolitteltf  ruul  ninhr  fhc  stuf  Utes  of  tke  State 
wliere  niadc''  anerkenne,  in  \\'('st  \  inriiiia  nicht  anerkauut  werde, 

Anm.:  Vgl.  Zisch.  XIV  y«.  —  Hed. 

Jiaßgeblidtkeit  der  lex  loci  contracttis  für  die  Geschäfts- 

fähigkeit. 

DiHtrIci  Court  Tennessee  (Firet  Nafl.  Sankt Shato;  Harvard  Law 
Review  XVI  620;  70  Ä  W.  Rep.  807). 
Die  Beklagte  hatte  in  Tennessee,  wo  sie  als  Ehefrau  wohnte,  eine 
..j)r»mi''s'ury  note"  ausgestellt  und  dies»-  an  eint»  Bank  in  Ohio  fÜHTsimdet. 
Nach  dein  Hecht  vnn  Tenne^st  r  w  iir  die  BeklaL(tc  liils  Ehefrau^  vt  rpflichtungs- 
unfiihig.  nacii  dem  Recht  von  Ohio  dagegen  nicht.  Die  Erfüllungsklage  wurde 
abgewiesen,  weil  das  am  Ort  der  Geschftttserrichtung  geltende  Recht  maß- 
gebend sei. 

Anm.:  In  der  Harvard  Law  Review  a.  a.  0.  wird  die  Begründung 
(it  r  Hnts' lu  idiiii«:  getadelt,  weil  als  locnn  cottfrartus  der  Ort'  der  .\ng- 
liuiuUguug  der  pt  umissory  note,  also  Ohio,  zu  gelten  habe  und  denjgemäü 
fftr  die  P>age  der  Geschäftsfähigkeit  grundsätzlich  das  Recht  von  Ohio  als 
maflgeblich  zn  behandein  sei.  —  Ked. 
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UnterhaUtmgsamprüche  utegen  Tötnng.  —  AmeHkaumcke 
Gerichte  d&rfen  ausländisches  Bedtt,  iceldtes  den  Hinter- 
bliebenen üfUerhaltungaansprüche  euerkennt,  nicht  anwenden, 

CtrcHit  Court  of  Appeah  (Mevican  ete.      iZ.  CoJSlater;  Harvard 
Law  Jtevieuf  XVI  63;  Fed.  Sep.  593). 

Aal  Onrnd  ein«  in  Meiico  ctattgehabten  Tötung,  am  welcher  nach 
mexikanischem  Redit  den  Hinterbliebenen  Unterhaltangsanftprflche  zukamen, 

wurde  auf  Zoerkennnng  dieser  Ansprüche  geklagt.  Das  (^f'richt  wits  den 
KlHiror  ah.  indem  es  erklärt'-,  rs  mfisso  ..dvcJiue  Jurisdiction" .  w«  il  d  is 
uiüerikanische  Recht  Schadt  r.sitzaiispnkhe  für  den  Tod  einrs  M.  nsihen 
nicht  zulasse  und  die  Anwiiidung  des  abweichenden  mexikanischL-n  liccbtes 
„ufould  viotate  public  policy", 

Anm.:  Vgl.  Ztsch.  XI  3C8— 9.  —  Red. 

England. 

Erbrecht.  —  Maßg^ichkeit  des  (maltesischen)  Beimatrechtes 
infolge  Rückvertteisung  der  (deutschen)  lex  domicilii. 

Court  üf  Chancery  1903  ( Jolinaon-Jtobcrtti/AiturNey- General ;  Juridical 
Seview  XY  207;  19  T.  L.  R.  309). 

Eine  Englladerin,  Mifi  JohnsoHj  deren  „domicil  of  origin*^  die  Insel 
Ifalta  war»  starb  in  Dentachland  (Baden),  wo  sie  ihren  Wohnsits  genommen 

hatte.  Der  Gerichtsliof  w  t  ndete  auf  die  Intestaterbfolge  in  das  beM  egliche 
Verriiä^:f  n  das  Rtdit  di  i  Insel  Malta  an,  weil  das  (nach  englischem  Recht 
an  unil  für  sirh  iiiuli^'tbliclir  i  Heeht  d<>s  letzten  Domizils  nicht  angewendet 
sein  wolle,  sondern  auf  das  iieimatrecht  verweise. 

Anm.:  1.  Für  den  englischen  Qnradsatx  der  Mafigeblicbkett  der  lejc 
domicilii  dcfuncti  für  den  Molnliaiiiaclilaü  vgl.  Ztsch.  XIII  6()1.  XII  127. 

2.  Der  Rück  Verweisung  wird  sunst  in  der  englischen  Judikator  im 
Allgemeinen  keine  Folge  ^e^eben. 

H.  Auf  der  Insel  Malta  gilt  »in  CivilgesetzluK h  vom  2.  Februar  1870 
(gedruckt  Malta.  Gurcmmrnf  Pi  ititiiu/  Office  lül^äj,  wf  lrlit  s  sich  im 
In terstat erbrecht  an  das  rijmiöcht-  Recht  anlehnt.  Nit  hteijer. 

Schottisdter  Mevertrag,  gültig  nach  schottischem  Recht,  un-- 

yUltig  in  England  wegen  Verstoß  gegen  public  policy^. 

Omrt  of  Chancery  1903  (FitzgeraldlFitzgcrald;  Juridical  Review  XV 

207;  19  T.  L.  R.  347). 

Zwischen  Sir  Gerald  Fitzgerald  nnd  dessen  Gattin,  einer  Schottin, 
war  in  Schottland  ein  Ehevertrag  geschlossen,  laut  dessen  die  Gattin  ihr 

gesamtes  Vermögen  in  die  Hand  von  trustees  gab  mit  der  Besttmmiing, 

daß  das  V<Tm<"t<:(»n  nur  zum  Unterhalt>  iluer  sfibst.  ihres  Ehemannes  und 
ihrer  Kinder  verwendet  werden  dürfe.  Diese  ilestiuxmuug  ist  nach  schottischem 
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Rechte  gültig  und  aoch  dritt<?n  gcKonflber  wirksam.  Die  Gläubiger  des  Ehe- 
mannes klan;ten  vor  dem  (englischem  Court  nf  Chancery  auf  Bf^friedi^nntr 
:ius  dem  in  den  Händen  der  trusfeest  In  in  -l liehen  Kranenvermögen.  Der 
Kliige  wurde  stattgegeben,  indem  ungeuuuimcn  wurde,  es  sei  englisches  Recht 
tnsttwendcn,  nwdi  wdobon  die  den  Zngril!  der  Ql&ubiger  des  Hmuks  »iup 
scUiefiende  Klausel  (nthat  alt  pojfnunta  fo  Sir  Gerald  ahattld  be  atrictlff 
alimentär^*)  nnwirksam  sei.  Die  Anwendang  des  engUflcben  Rechtes  wurde 
daraaf  gegründet,  1)  daß  der  Mann  und  alle  trustees  in  En<;Ianil  Domisil 
hätten,  2)  daß  die  Anwendung  des  abweichenden  schottischen  Hechtes  Ijegen 
public  policy  of  the  law  (of  Knfjlamlj"  verstoße. 

Anm. :  In  der  Juridical  Hecietc  wird  das  Urteil  und  besunders  die 
Berufung  auf,  den  Oesiclitspnnkt  der  „pubtic  policy"  angegriffen.  Es 
wird  an  eine  Äußerung  von  Mr.  Justice  Bu  rrouyhes  eriin  <  rr  welcher 
warnte  ^agaimi  argumg  too  strongly  upon  public  poUcy'  und  von 
leteterer  sagte:  „It  ia  a  very  unrulp  horsa;  and  wkm  once  you  yet 
astrida  U,  you  mver  know  utkere  it  will  carry  you*  —  Red. 

MaßgeblichkeU  der  lex  loci  contractu^  für  Vertragsobligati' 
<men,  —  Ablehnung  des  Gesichtspunktes  der  ^pf$blic policy". 

Court  of  Chaueory  1903  (Kauftnam  Gerson;  Juridical  Hoview  XV 209; 

10  T.  L.  R.  4ÖÖJ. 

Es  war  auf  Erfüllung  vima  in  Frankreich  geschlossenen  nach  fran- 
zösischem Recht  gültigen,  nach  englisrlu  in  Hecht  ungiilti!r<  n  —  Vertrages 
geklagt,  durch  welchen  ,.n  throatencil  rr/minal  pi  nset utifttt  find  been 
cotnpromised".  —  Der  auf  daä  engliöche  Hecht  gestUtzle  Einwand  wurde 
rarackgewiesen  und  es  wurde  der  Klage  stattgegeben,  nnt^  AUehnnng  des 
GetlelitsiMuilctes  der  tpublie  policy**. 

Anm. :  In  der  Juridical  Revietc  wird  zu  dem  Urteil  bemerkt,  das  Urteil 
zeige  „that  States  are  more  tolerant  than  formerly  in  their  ideas  of 
public  policy"  und  daß  „the  sacredness  of  contract  is  a  leading  point 
of  public  püiey  in  England^.  —  Red. 

Italien. 

ÄusländiscJien  (schweizer  isrhen)  Scheid  im  (fsurf eilen,  iveJche 
detn  Heimatsrecht  der  Ein  ijuttcn  entsprechen,  ist  Exequatur 

SU  erteilen. 

Corte  di  appello  Palermo  /">.  9    1901   rCircolo  Giuridico  XXXII, 

Decifiioni  ctciU  S.  !■'»!*  . 

Die  Kliigerin  Marin  Santocanale,  Italienerin  von  (n  lmrt,  halt*;  am 
30.  Juni  lt^2  in  Palermo  den  Beklagten,  Dr.  G.  Polar,  einen  Schweizer,  ge- 
Mmtet.  Anf  Qrond  gegenseitiger  Einwilligung  wurden  die  Ehegatten  am 
S2.  Febniar  1899  von  dem  Gericht  sn  Lugano  (Kanton  Ticino)  in  GemJUSheit 
de«  Art  76  des  Codice  civile  des  Kantons  Ticino  gesdüeden.  Der  Ehegatte 
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KÜM  am  21.  Fduraar  1900  la  Lugano  eine  neue  Ehe.  Dem  Antrag  der 
klagenden  Bhegattin  auf  Erteilung  des  Exeqnatur  wurde  fltattgqjelmi  unter 
Hervorhebung  des  Gesichtspunktes,  daß  dem  ansULndiscIien  Ehesdieidnogi- 

urteil  ni'  liT  unrf'r  dem  Gesichtspunkt  des  Verstoßes  gegen  „ordtne  jtubUco'' 
im  JSiiiiir  des  Alt.  !n  f'PO  die  AiitiktnnnnL'  vorsairt  werden  dürfe,  wie  ädi 
insbesojideiv  auä  Art.  102,  lU}  Ues  CkiIk  c  nctle  ergebt 

Anm:  Vgl.  Ztsch.  XIll  &.U.  XII  1H4.  Zu  dtJi  (i»rtiL;*n  Literatur- 
an^aben  ist  nachzutragen:  G.  Vas.sallo  „Deila  delibazione  delle  sentenze 
fit  ran  i  irr  di  dtvor-''  in  ..nC/rculo  Giaridnn"  XXXII  t).l  108.  ein  Auf- 
satz, Wflclier  gleichiails  un  das  Ztsch.  XII  134  mitgeteilte  Turiner  Urteil  an- 
kntfpft  und  dessen  Standpnnlct  beklmpft  —  Red. 

Differenzgeschäfte.  Maßgeblichkeit  des  <un  Ort  des  Geschäfts- 
schlusses geltenden  {fransüsischcn)  Rechtes. 
1.  Corte  ä  appello  Firenze  24.  11.  liitJO  (Nuti/ Kau/ mann;  iJtritto 

Commerciäh  XIX  70J. 
Darcb  Korrespondenz  der  in  Florenz  domizilierten  klSgerisdien  und  der 
in  Paris  domizilierfien  teklagtiselieii  Finna  war  ein  DiffiwemEgeBcliftft  gesdilossen 
worden,  dessen  Erfüllung  im  vorliegenden  PruzeU  verlangt  wurde.  Der  Qe* 
richtshof  stellt«  fest,  daß  gemäß  Art.  36  des  italit  nisrhen  Handelsgeset/burh^f 
das  G.  ;>chäft  als  in  Paris  treschlossen  zu  galten  habe,  daß  es  somit  nach 
iraiuuöischem  Hecht  zu  beurteilen  sei  und  daß,  da  letzteres  die  Klagbarkeit 
der  DJffcfenzgeseliKffee  ohne  Einsehrttakung  zulasse,  der  an!  das  italienische 
Bedit  (Xotwendigkeit  der  Form  von  „foglieiti  botlati"  gem&ß  Gesetz  vom 
13.  9.  lt)76)  gesWUte  Einwand  der  Beklagten  nicht  stichhaltig,  nelmehr  dem 
Klageantrn^r  !^tattzugebcn  sei. 

2,  Trümneae  Livorun  2  2  lfmt  (Saint -Vel/Üosai;  Diritto 

Cotutneninlc  XTX  HS7). 
E.s  wurde  auf  Krfüllung  rincs  Differi  nziri-^chäftes  geklagt.  I)t_r  Gerichts- 
huf stellie  ieät :  Das  Geschäft  habe  nach  Art.  3(>  des  italienischen  Codice  di 
commereio  als  in  Paris  geschlossen  zu  gelten;  somit  sei  gemU  Art  9  der 
„DUposUiotU  prelinÜnaH'*  zom  Codice  cieiU^)  und  nach  Art  58  deb 
Codice  di  cotHmerdo*)  das  französische  Recht  ftlr  Form  und  Rechtswirlning 

Art.  *J:  ,Die  äußeren  Formen  der  Rechtsgeschäfte  unter  Lebenden  und 
der  letztwillit'en  Anordirrt'/en  werden  durch  das  (iesetz  des  Ortes  ihrer  Er- 
richtung bestimmt.  Es  stellt  jedoch  den  Anordnenden  oder  Yertragsüchlieiknden 
frei,  die  durch  das  Gesetz  ihrer  Nation  bestimmten  Formen  zu  beobachten, 
jedoch  nur  dann.  w<  iin  dit  s»  s  ullen  Parteien  gemeinsam  ist. 

Das  Wesen  und  die  Wirkungen  der  ächeukuugen  und  der  Ictztwilligea 
Anordnungen  werden  als  durch  das  Gesetz  der  Nation,  welcher  die  Ver- 
fügenden aTi^'chJirt  n.  geregelt  angesehen.  Das  Wesen  und  die  W'irkungen 
der  Verbindlichkeiten  werden  als  durch  das  Gesetz  des  Ortes  ger^elt  an- 
gesehen, wo  sie  eingegangen  wurden,  und,  wenn  die  fremden  vertrags- 
schließenden Parteien  einer  und  derselben  Nation  angehören,  durch  das  Gesetz  der 
letzteren.  In  Jedem  Falle  bleibt  der  I^achweis  einer  andern  Absicht  vorbehalten.' 

^  Art&B:  „Die  Form  und  die  wesentlidien  Erfordernisse  der  bandelsrecht- 
Uohen  Obligationen,  die  Form  der  Rechtsgesch&fte,  welche  zum  Zwecke  der 
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des  Gcscliäftfs  maßgebi  iul :  inshosondere  komme  auch  (Uis  ifalii  iiisrlio  Geset« 
13.  9.  187H.  welches  ^foglietti  bnllati''  als  Form  der  Termingeschäfte  fnidere, 
nicht  in  Betracht  ;  vielmehr  st  i  der  Klag»>anspnirh  hegründft.  da,  insbesoinlere 
na«  h  dem  französischen  (jtüctz  28.  3.  1886  und  nach  d(r  kunstanten  Inter- 
pretation dieses  Gesetzes  durch  den  Kassationsbo!  (s.  insbesondere  die  Ent- 
sclieidiingen  23.  6. 1898  Jwmal  du  Falaia  1898 1 313)  die  DiflerenzgetdOite 
BcUecbthin  klagbar  seien.  Der  Oesiditspankt  der  Uggi  proibitiw  (Art.  12 
der  „DinptpsUioHi  prtUminari")  komme  demgegenüber  nicht  in  Betracht. 

Ungarn.^) 

Attsschfießliche  /jt^tütuligkeit  der  unfjarLschni  Gerichte  zur 
VerluiHjjiuiy  der  Kuratel  über  um/atische  Staatmuycliorifft'. 
iccnu  dieselben  nucli  .ständig  im  Auslande  weilen  und  int 
Inlande  keinen  ständigen  Wohnsitz  haben. 
' ..Jofftudnmdniji  Közlöny    im4  No.  7  Beilage  S.  4f>  Xr.  !fS.) 

K.  Gerichtshof  BudiiiKst:  Die  Einwendung  des  Bevollmächtigten  des 
Bi-klagt<*n  nemn  die  saclili(  lic  und  örtliche  Znständiirkeit  dieses  (terirhtps, 
(laÜ  der  Geklagte  seit  1871  in)  Au<«lan(1(<  wohnt,  kann  Tiiclir  in  iU-irucht 
kommen,  nachdem  er  die  Behauptung,  dali  der  (reklagti*  seine  ungarische  StAata- 
angebfirigkeit  verloren  und  vor  seiner  Übersiedelung  in  das  Anstand  nicht  in 
Badapest  gewohnt  liat,  nicht  nachgewiesen  hat  (Entscb.  vom  1.  Oktober  1903 
Zahl  31470  liKJi). 

K.  Tafel  in  Budapest  (Gerichtshof  zweiter  Instanz):  Die  Entscheidung 
<lfs  K.  (Jerichtshoff's  wird  ans  dessen  Gründen  und  atich  doshalh  b»  stätigt, 
weil  dio  vui Iii  nii<^  Klage  den  persönlichen  Zustand  (8tatut^)  di  s  Rf- 
klagien  als  ungarisdien  Staatsangehörigen  betrifft,  weshalb  in  dieser  Frage 
im  Sinne  des  §  ö  GA  LX  1881  (Exekntionsordnung)  uur  durch  ein  iuländisches 
(iericbt  dn  vollstreckbares  tTrteil  geschöpft  werdm  kann  (Entscb.  vom 
9.  Dezember  1903  Zahl  108{ld/1908). 

Anm. :  Tin  vorliegenden  Falle  hat  dir  K  Tafd  filx  r  die  Frage  d«  r  Zu- 
ständigkeit und  Uber  das  Meritam  der  Klage  unter  Einem  erkannt,  weshalb 
in  der  Frage  der  Znstftndigkeit  ein  abgesonderter  Keehtezug  an  die  K.  Knrie 
im  Sinne  des  §  45  QA  LIX  1881  (Novelle  xnr  CPO)  in  der  Regel  ansge- 


Ausübung  oder  der  Erhaltung  der  aus  denscdben  entsprinir»  nd»  n  R<  *  htc  oder  be- 
hufs ilirer  Exekution  erricht*;t  werden,  ebenso  die  Wirkunu'LU  dtr  Kc(  htsi,reschafte 
selbst,  wenkn  von  den  jeweiligen  (Jesetzen  oder  \  on  dem  Gewohnheitsrecht« 
(!«-s  Ortp«  regiert,  an  welchem  die  Obligationen  abg»  sdilnssen  weiden  und  an 
wcUhi  III  die  obgenannten  Rechtsgeschäfte?  errichtet  oder  exequiert  werden, 
jedoch  in  allen  Fällen  vorbehaltlich  der  in  Art.  9  der  Präliminarbestimmungen 
des  lMir_'>  rüdi*  n  (u  setzbuches  anfL'i  sti  lUt-n  Ausnahme  beittgUdl  derjenigeni 
welche  iliitiu  tigeueü  nationalen  Hechte  unterstellt  sind." 

*)  30tgeteilt  von  Herrn  Dr.  Iaido  r  Schicartz,  Regierungskonzipist 
in  Sarajevo. 
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1  ^0  Kecht  sprecbaiig. 

■chlossen  ist.   Die  Anwondiin^r  ch-s     45  des  GA  LIX  1881  lieraht  auf  §  38 

der  im  Grunde  des  4;  107  GA  lAX  1881  erflosscm'n  JustizininistcrialverurdnoDg 
vom  1.  November  1H81  Zahl  'ii2ih\.  womit  das  gerichtliche  Verfahrei»  wegen 
Verlängerung  der  Minderjährigkeit,  Aufhebung  der  Ausiibunfr  der  väterlichen 
Gewalt,  der  BeateUnng  und  Aafhebnng  der  Karatel  geregelt  wird. 

Sch  wft  I  tz. 

Maßgeblidtkeit  der  lejc  patriae  des  Ehemanns  für  d4i8 
(jesetzliehe  eheliche  Güterrecht. 
{„Jhiituilnmdniji  Kozlontf  1U(>4  No.  7  Beilage  S.  42  Xt>.  Ss 
K.  Gerichtshof  Budapest :  Klägerin  begehrt  Alimentation.  Herausj;abc 
des  WerU's  ihrer  Ausstattung  und  Krsatz  des  Wertes  ihrer  PretioseD.  Die 
Einwendung  des  Geklagten,  daß  dem  Gerichte  die  tacUkihe  und  örtliche  Za> 
stftttdigkeit  mangele,  weil  beide  Streitteile  nicht  in  Ungarn  wohnen, 
wird  abgewiesen.  Dte  sachliche  Zuständigkeit  ist  begrflndet»  weil  die  aus 
dem  ehelichen  Verhältnis  entstehenden  vri  mi'-tirnsredltlichen  Ansprüche  gemäß 
fit  II  Xnrmen  des  internntiimalen  Privatrechtes  ^stfTs  nach  den  Gesetzen 
des  Staates  zu  hrurinli  ii  sind,  di  ssen  Staalsvi  rljand  der  Mann  an- 
gehört und  es  nicht  bestritten  ist,  daü  der  Ehemann  ungarischer  Staatsauge- 
hariger  ist.  Die  örtliche  Znstttndigkeit  gründet  sich  auf  die  §§  22  und  36 
CFO  (GA  LIV 1868),  weil  die  Bhegenossen  znletst  in  Budapest  ihren  st&ndigen 
gemeinschaftlichen  Wohnsitz  gehabt  haben  (Urteil  vom  28.  Mai  1903  Zahl 
6224/l{K)8,) 

K  Taft  1  Rndnprst:  Die  örtlirhp  und  sachliche  Zuständiirkeit  wird  riu^< 
den  üiüiideii  der  ersttu  lui>iauz  lür  ieatgesteilt  erklärt,  die  sachliche  auch 
deshalb,  weil  beide  Streitteile  ungarische  ötaatsaugchürige  sind,  weshalb  die 
Judikatar  Uber  jene  Tormögensrechtlicben  Fragen,  welche  ans  dem  «wischen 
ihnen  bestehenden  ehelichen  als  ihren  persönlichen  Zustand  (status)  be- 
treff enden  Verhältnissen  entstehen,  den  Bestimmungen  des  §  5  GA  IX  1881 
(Exekutionsordnung)  und  des  §  114  GA  XXXI  18!>4  (Ehegesetz/  zur  sach- 
lichen Zuständigkeit  der  ungarischeu  Gerichte  geliürt  ^Urteil  vom  16.  Sep- 
tember 15XW  Zahl  7355/lü03>. 

K.  ung.  Kurie:  Das  Urteil  der  K.  Tafel  wird  aus  dessen  Orttn^ 

bestätigt  (Urteil  vom  22.  Desember  lOOB  Zahl  8728/1906)> 

A  n  rn. :  Die  Motive  beider  Instanzen  in  der  Frage  der  sachlichen  Zu- 
ständigkeit sind  nicht  zutreffend.  In  den  Motiven  der  ersten  Instanz  ist  nur 
ausgesprochen,  dafi  für  das  eheliche  Güterrecht  nach  den  Normen  des  inter- 
nationalen Privatrechtes  die  le.r  patriae  des  Ehemannes  maßgebend  ist.  Ob 
die  le.r  patriae  zur  Zeit  der  Ehesclilii  (Jung  oder  ob  auch  eine  And-mng 
des  ehelichen  Güterrechtt-s  eintritt,  wenn  die  Ehegatten  nach  Eingehung  der 
Ehe  die  Staatsangehörigkeit  wechseln  y/iar,  Theorie  tiiid  Pra.ritf  des 
intern.  Pritairechts  2.  Aufl.  I.  Kd.  S.  ölöff  ;nif  dit  s<  Frage  bleibt  die 
erste  Instanz  die  Antwort  schnldij^  ivgl.  Witt  mann.  Inti  rnatiunaieü  und 
intertemporeUeB  Privatret  .h  f  m  nngari.scher  Sprache.  Budapest  HKri  S  82 
bis  !'2i  der  für  die  herrschende  Meinung  di  r  Unwandelbarkeit  drs  ehelichen 
Güterrechtes  eintritt,  vgl.  Ä«/-  a.a.O.  ^^ote  Hl).  Vt)llends  verfehlt  ist  die 
ikgrUndung  der  K.  Tafel.  Vermögensrechtliche  Klagen  aus  dem  dielichen 
Verhältnisse  betreffen  nicht  den  persönliche  Zustand  der  £hegatten,  könuMi 
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also  nicht  unter  die  Fragen  bczüj^lich  des  persönlichen  ätatus  des  ungarischen 
Staatsangehüri^en  im  Sinne  des  §  ö  GA  LX  1881  sulMumiert  werden.  Die 

Lehre  von  dem  .Status,  das  sogenannte  Personenrecht,  stammt  aus  dem  öster- 
reichischen a.  b.  (JB..  welches  unter  dem  sog.  Personenrechte  einmal  (im  ob- 
jektiven .Sinnet  das  Jus,  quod  pertinet  ad  peraonns  als  Inbegriff  der  Rechts- 
sätze über  Personen,  deren  rechtliche  Stellung,  deren  Rechts-  und  Handlnngs- 
fähiirkt'if  versteht:  (l;is  andere  Mal  im  s-iiliicktivrii  Siinie  als  /?/,v  personarum 
iFaiiulu  iirechtj  als  die  (lesamtheit  der  Hethii.  und  lielugnisse,  welche  der 
Persim  in  gewissen  Familienverhältnisaen  zustehen  \  Unyer,  System  I  S.  224 
Iiis  'll'.-i  i<  114  (lA  XXXI  18!)4  1  EhegesetzWh  zicht  sicli  aber  nur  auf  KI  icrfn 
aus  dem  ehelichen  \  erhalt nisse  (Kl^ea  auf  üngiltigkeitserklärung.  Scheidung 
der  Ehe,  Trennung  von  Tisch  imd  Bett)  und  kann  als  sp^ielle  Norm  ni«sht 
exti^nsiv  intt  ipr»  tii  rt  werden.  Viel  treffender  wäre  die  sacldiche  Znständitrkeit 
durch  den  Hinweis  auf  §  10  Zahl  1  GA  XXXI  18!)1  Uber  die  Regelung  der 
Konsulargerichtsbarkeit  begrdndet  gewesen,  in  welcher  gesetzlichen  Bestimmung 
die  ungarische  Gesetzgebunir  zum  klaren  Ausdruck  gebra<'lit  liat.  daß  sie  die 
Judikatur  über  ehegüterrechtliche  Verhältnisse  ungarischer  PJhegcnossi^n  der 
Icjc  patriae  und  hiermit  implicite  der  sachlichen  Zuständigkeit  der  ungari- 
schen (J  erlebte  unterworfen  betracht.f  Mit  Recht  bemerkt  aber  Witt  mann 
(a.  a.  O  S  dnü  für  die  Frage  di  r  Wanil«  Ibarkeit  oder  Unwandelbarkeit 
des  eb  lirhiii  ( Jiitrrrechts  aus  der  letzibezügtiien  Gesetzesstelle  seine  .Schluß- 
folgermiu'  aliu'*'l«  it(  t  wi  nicii  könne,  weil  dieselbe  nur  feststelle,  welches 
materielle  Recht  die  Konsulargerichte  in  B(  ziil'  auf  di»  untiarisi  hi  n  Stuats- 
angehürigeu  anzuwenden  haben.  Diese  Verfugung,  mit  welcher  das  korre- 
spondierende österreichische  Gesetz  Ohereinstimmt  (§  9  des  Gesetzes  vom 
so.  Aiiirnst  isni  No.  136  RGB^  war  aus  dem  Grunde  nötig,  weil  früh*  r  bei 
den  Konsulargerichten  auch  in  Bezug  auf  ungarische  Staatsangehörige  das 
österreichlache  Heeht  angewendet  wurde  (§  8  der  Kaiiwlichen  V.  vom  29./1. 
1865  No.  2a  BOB  für  das  Kaisertum  Oateixeich).  Schwartz. 

tStrafbarkeit  der  vor  einer  österrekhischen  BeJwrde 
begangenen  Verleumdung  in  Ungarn? 

Diese  Frage  wurde  vor  dem  K.  Strafbezirksgerichte  in  Budapest  auf- 
geworfen. Laut  Mitteilung  des  ,,JogtHdomdnyi  Közlöny"  (1*J04  No.  6, 
St  iti'  ist  dor  staatsanwaltsrhaftlirh*^  Funktionär  von  der  Aiiklacre  mit  folgender 
Bt'giiiuilung  zurückgetreten;  Der  Angeklagte  hat  die  iieschuUligung,  welche 
den  Tatbestand  des  Vergehens  der  Verleumdung  nach  g  26L)  des  ungarischen 
Strafgesetzes  über  Verbrechen  und  Vergehen  (GA  V  1878)  bildet,  vor  einer 
österretchiachen  BehUrde  erhohen,  g  260  lautet:  «Eine  Yerlenmdnng  begeht 
und  ist  mit  Gefiint^niis  bis  zu  einem  Jahre  su  bestrafen,  wer  einen  Anderen 
vor  einer  Behörde  der  VerUbung  einer  strafbaren  Handlung  beschuldigt,  wenn 
sich  dir  P>f'Sf  hnldii:unjr  alf?  unwahr  erweist  und  das  Verbrechen  oilnr  VfTi,n'ben 
der  falbchen  An&chiil<lii(mig  217)  nicht  vorliegt."  Unt«  r  ilnu  Ausdrucke 
,vür  einer  Behörde"  im  §  2UÜ  StGB  kann  aber  nur  eine  ungarische  Behörde 
verstanden  werden.  Dies  geht  einerseits  aus  der  Vergleichung  mit  den  Ge- 
setzesstellen, in  welchen  von  »Behörde"  ex  profeeso  gesprochen  wird  ($§  163 
bis  166  .cjewalttätigkeit  gegen  BdhSrden''),  andererseits  aber  aas  den  §§  17 
und  18  StGB  hervor,  im  Sinne  dessen  ein  ungarischer  St  iutsangehöriger  der 
Behörde  eines  fremden  Staates  niemals  ausgeliefert  and  ein  durch  die  Behörde 
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daea  bemdoi  Staates  'gefiUltes  StrafmtcU  in  dem  Gebiete  de«  ungariscben 

Staates  nicht  TollzogeD  werden  darf. 

Anm.:  Der  Rücktritt  von  der  Anklage  war  begründet.  Aber  die  Be- 
grttndiing  ist  vollständig  veriehlt.  D&Ü  das  ijtrafgesetB  in  jenem  Kapitel, 
m  welchem  es  das  Delikt  der  SflFentlichen  Oewaltt&tigkeit  wider  Behörden 

festsetzt,  unter  Bebürden  nur  inländische  Bt^börden  versteht,  bediirf  \\  uhl  keines 
Beweises.  Hieraus  folgt  aber  durchaus  nicht,  daß  im  §  26()  StBG  unt«r  dem 
Ausdruck  ,vor  einer  Behörde''  notwendigerweise  nur  eine  ungarische  Behörde 
verstanden  werden  müßte.  Zwischen  den  1G3— 166  und  t?  2()0  8tGB  be- 
steht kein  Zusammenhang.  Die  .\nn;ihnit'.  rlaB  im  §  "iO'l  SfGB  unter  dem 
Ausdru(k<  .vor  einer  Behörde"  nur  Linf  uiigaribche  Ikbördt  zu  verstehen 
sei.  folgt  vit  linchr  aus  der  Tatsache,  daß  das  .Strafgesetz,  wenn  es  im  S  2(f » 
unter  dem  Ausdrucke  «vor  »iner  Behörde""  inländische  und  ausländische  Be- 
hörden hätte  verstehen  Wullen,  diese  seine  Absicht  auch  zuu:  Ausdrucke  ge- 
bracht hätte,  w«  l<  lu'  Bt  liauptung  dadurch  gerechtfertigt  »  rscht  iiit.  daß  bei 
der  Feststellung  lits  Tatbestandts  aniltr<.T  Diliktc  ilit-  Gleichstellung:  «idor 
Nichtgleichstellung  der  Kriterien  ..inlaudisch"  und  , ausländisch''  ausdi  ia  kluh 
hervorgehoben  wird  (vgl.  x.  B.  §4^  203.  413  St(JB).  Noch  unglücklicher 
ist  die  Ar^imentation  aus  den  ?$>J  17  und  IH  StGB.  Aus  der  Tatsache,  daß 
angarische  tstaatsaugehöhge  au  das  Ausland  nicht  ausgeliefert  and  aus- 
ISadische  Straferkenntnisse  in  üngam  nicht  volteogen  werden  können,  folgt 
durchaus  nicht,  daß  die  vor  einer  ausländisrhcii  öslrrreic  hisciu  n  Pulu  rde 
begangene  Verleumdung  ^im  Sinne  des  §  260  StGB)  in  Ungarn  nicht  gestraft 
w^en  kannte.  Daß  die  Bestrafung  in  Torliegendem  fVille  gleichwobl  nicht 
zulässig  erscheint,  UA>^t  aus  11  uui;.  StGB,  geniäß  welchem  M-egen  (  incs 
im  Aaslande  verübten  Verbrechens  oder  Vergehens  das  Strafverfahren  nicht 
eingeleitet  werden  kann,  wenn  die  Handlung  nadi  dem  am  Orte  der  Tat 
geltenden  oder  nu(  h  ungarischem  Gesetze  nicht  strafbar  ist.  Nach  ungarisehem 
Gesetze  kann  aber  keine  Bestrafung  erfolgen,  weil  unter  dem  Aasdruclc  ^vor 
einer  Behörde*  im  §  2&)  StOB  nnr  eine  nngarisdie  Behörde  va  Terttehen 
ist,  nach  österreichischem  Rechte  ist  aber  das  im  §  260  ung.  StGB  fest- 
gesetzte Delikt  keine  Verleumdung  (vgl.  g  2(19  öst.  StGB),  sondern  vielleicht 
eine  Ehrenbeleidigung.  Die  Erörterung  der  Frage  aber,  ob  eine  Bestrafung 
im  vorliegenden  Falle  etwa  wegen  Ehrenbeleidi^mg;  hfttte  erfolgen  können, 
»tehtr  aatorhalb  der  Giemen  di^er  Anmerkung. 

.Siktvaf  Iz. 
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(Veraeichnis  der  bcdent^nderen  Gesetze.  Vprurdiiungcn  etc.  —  Die  wichtigeren 
Texte  internationalistischen  Inhaltes  sind  unter  dem  Ötrich 

mitgeteilt.) 


L  Deutsches  Beich* 

(Vgl.  Ztsch.  Xm  488.) 

im 

1.  B.  d.  Reichskanzlers  27.  8.  bt.  d.  Sebvti  deutscher  Warenbe- 
seichnnngeri  in  Rknarlor'    RnBl  VIT. 

2.  Ges.  Hl).  H.  bt.  Kinderarlx  it  in  ire  wirb  liehen  Bptrieben  illHi. 

3.  6.  d.  Reichskanzlers  28.  i.  bt.  Abänderung  d.  Wahlrcglemcnts 
28.5.1870  (202). 

4.  Oes.  10.5.  bt.  Phoepborzindwaren  (217). 

5.  Diemtaaweimiig  80.  5.  d.  Beicbskanzlen  bt  d.  8tr«fverf»hreii 
TOr  d.  Kaiserlichen  Konsulaten  als  Seemanns&mter  (CBl  t>04). 

Ct.  n.  rl.  Reichskan^^K  t-h  ifV  (1.  bt.  d.  Nichtanwendung  d.  Seemanna^ 
Ordnung  auf  kleinere  Fahi /«-u^'e  (RGBl  2ö2X 

7.  B.  1.  7.  d.  Reichskanzlers  bt.  d.  Fortbezug  d.  Unfallreuten  etc. 
bei  Ausländern2)  (CBI.  240). 

8.  Kaiserl.  V.  5.  7.  bt  Erstreckong  d.  f.  Kanffahrteischifle  gelten- 
den Yorscbriften  anld.  OottTernementsfahrzeuge  d.  Scbntsgebiete 
(RGBl  257). 


^)  .Unter  Beragnabme  anf  §  28  des  Geseties  mm  Sdiatie  der  Waren- 
beMidmimgen  Tom  12.  Mal  1694  (RGBl  S.  441)  wird  Ueidiuoh  bekannt  ge- 
macht, daß  in  Ekuador  dentsdie  WareubeEeicIuinngen  in  gleichem  Umfange 
wif  iiiländiaclie  Waienbeseicbniingen  sam  gesetslichen  Scbntse  angelassen 

werden." 

-»  .Dir  Bundesrat  hat  in  seiner  tiitzung  vom  2'^.  Juni  19ÜH  beschlossen, 
die  Bf  Stimmungen  über  daä  Ruhen  der  Rente  und  über  die  Ausschließung 
des  An^niebs  anf  Hinterbliebenenrente  im  §  94  Ziff.  2,  §  21  des  (3ewerbe- 
Unialhersichenmgsgeeetse«  [Ge8etBgeb.-Haterial  1900  S.  589,  552],  sowie  im 
^  H7  Abs.  1,  g  9  des  Bau-Unfallversicherungsgesetzes  [das.  S.  597]  fOr  die 
Angebttrigen  des  Königreicbs  der  Niederlande  außer  Kraft  zu  setzen.  Die 
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9.  B.  d.  Reichhkunzlciä  17.  ii.  bt.  d.  Reitritt  v.  Mexiko  z.  intern. 
Verbände  z.  Schutz  d.  gewerblichen  Eigentums  (RGBl  27ft). 

10.  Verf.  37. 9.  d.  Reichakanzlera  bt.  d.  8eeiiiaDiisamtlich«ii  «.  koB- 
sulariacheo  BefngniBse  v.  d.  Verordnnngsrecht  d.  Bebdrden  L  d. 

Schutzgebieten  Afrikas  u.  d.  SUdsee  (Beiduanzciger  No.  235). 

11.  Kaiserl.  V.  18.10.  bt.  d.  Ruderkommando')  RGBl  2H3t. 

12.  B.  25.11.  d.  Reirbäkanzlcrs  bt.  Nutenwcchsel  tuw.  z.  Schutze 

V.  WprkoTi  r1.  Litrratiir  ii   K  Tin  st-*  iMüHv 


Außerkraftsetzung  erfolgt  mit  der  Maßgabe,  daß  die  rentenberechtigten  Aus- 
länder, solange  sie  sich  nicht  im  Inlande  aufhalten,  den  vom  Reichs -Ver- 
sicherungsamt auf  Grund  des  §  94  Ziff.  3  des  Gewerbe- Unf  all  Versicherung»» 
geaetzea  fOr  bilinder  erlassenen  Voncbiiften  ni  genflgen  baben." 

,Im  Geltiiiigsb«relcbe  dat  KaiBerllcben  Verordniuig  rar  Veibtltiuig 
det  Zuzanmkautofienz  der  Sehiffe  auf  See  Tom  9.  Mai  1997  (RGBl  8.  908) 
dflrfm  auf  deutschen  Fahrzeugen  vom  1.  April  UH)4  ab  nur  solche  Ruder- 
kommandos  gebraucht  werden,  welche  die  Lage  des  Rttderblatts»  nicht  die 
der  l*inne,  bezeichnen. 

Vom  1.  April  1905  ab  sind  ausschließlich  die  Kommandoworte  „Steuer- 
bord* and  sBackbord",  Bowdt  erforderlich,  mit  den  das  Haß  des  Raderl^ens 
angebende  Zos&txen  anzuwenden;  bis  zu  jmm  Zeitpunkte  «lad  aacb  die 
Kommandoworte  ,,Rechts''  und  , Links*'  zugelassen. 

Der  Gebrauch  der  für  Fahrzeuge  unter  Segel  üblichen  Kommandoworte, 
wie  ^Liiv".  .Halt  ab"  u.  a.,  bleibt  i!urch  die.se  Vorsrhriften  unberührt,  jedoch 
bind  die  Koinmaniluworte  .Ruder  in  Lee"  und  „Auf  das  Rudef  vom  1.  April 
1!)(>4  ab  nicht  mehr  zuUtsäig. 

Auf  Fahrzeugen,  welche  ständig  in  ostasiatischen  Kflsten»  oder  Binnen- 
gewässern verkehien  und  mit  Torwiegend  eingeborener  Hannschaft  braiannt 
sind,  ist  die  Anwendung  der  dort  flblicboi  fremdlSadiscben  Kommandoworte 
zugelassen. 

Artikel  H()  der  Kaiserlichen  Verordnung  zur  Vtrhütunc-  des  Zusammen- 
stoßiiis  der  Schiffe  auf  See  findet  gegenüber  den  vorstehenden  Vorschriften 
keine  Anwendung." 

5*)  ^Zwischen  dem  Auswärtigen  Amte  und  der  Botschaft  der  Französischen 
Republik  in  Berlin  bat  der  nachstehende  Notenwechsel  stattgefunden. 

/. 

Berlin,  le  2  Jitin  1903. 

Mujmieur  le  Sous-Secretaire  d'Etat, 
Le  Ministre  des  Affaires  EtroMgires  vient  de  charger  eeUe  Am- 
bctssade  d appeler  l'attentim  de  Votre  Sarcetlenee  eur  tine  eituatiim  qni 
semble  int^resser  au  plus  kaut  peint  les  droits  de»  auteurs  et  iditeurs 
fran^ais  en  AUemagne. 
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Aux  tennes  d' unv  nincentiou  intervcniic  Ic  15  Jancicr  ISft'J  entre 
l  Allcinagnc  et  las  Etats-Unis  est  etabli  In  t  raitemeut  de  recipi  ncitd 
en  matiei  e  de  pi  oprieie  liUerai/  e  et  ui  tiatique,  de  aorte  que  les  Amöri' 
eains  binäfieieni  bh  AJlemague  de  la  Ici  du  19  Mn  1901  laquelle,  — 
äans  80H  Art.  12  —  affranchit  de  toute  restriction  le  droit  de  traduc- 
tum  en  l'assimilant  purement  et  simplement  ä  celui  de  reproduction, 

Or  les  F> riH^aia  pour  jouir  en  AUemagne  du  droit  de  traduction, 
pendant  toute  la  duree  du  droit  sur  Vorigitial,  sonf  tcrius  de  faire 
traduire  leur  oeuvre  dmis  les  dix  aniiees  qui  su/rent  sa  publication. 

Mais  la  Convention  Litteraire  du  lif  Avril  1HH3  toujours  en  vigueur, 
Votre  Excellence  le  aait,  entre  la  Frame  ei  V AUemagne  contient 
(Art.  19)  la  elatue  äu  traitement  rie^eque  de  la  natim  la  plus 
favoriade, 

Aussi.  invoquant  cctte  claMeej  mm  gouternement  ne  saurait  douier 
que  reluf  de  Sn  Majeste  l  Empereur  et  UdI  soit  dispnse  ä  ötendre.  en 
mattere  de  traduction,  aii.e  auteurs  frangais  le  traitement  assure  aux 
auteurs  amöricains  par  l'c/fet  conibin^  de  la  cuficention  de  18U'J  et 
de  la  loi  allemande  de  1901. 

Je  ercie  dewdr  ajouter  que,  bien  enteadu,  neue  accorderione  ä 
cet  df^rd  aux  auteurs  altetnamta  en  Frauce  un  traitement  eembiable 
ä  celui  dont  nos  auteurs  b^nificieraieiit  en  AUemagne. 

Veuilleg  agrier,  Monsieur  le  Soue-Seerätaire  dEtai,  les  aesuraneee 
de  ma  haute  cousidä ratio», 

G.  Bihourd. 

Son  Excelle^nce, 

Moneteur  de  Mühlberg,  Seeritaire  d^Stat  p.  i.  aux 
Affaires  Etrangires. 

27. 

Berlin,  don  lA.  Juli  VJiVA. 

Der  ünterztichiu  ti'  lu  »  hrt  sich,  dem  Geschäftsträger  der  Frunziisischen 
Republik,  Herrn  G.  Frinel  den  Empfang  der  Not«  Seiner  Exzellenz  des 
Brntk  BotBdttften  Tom  2.  t.  U.  sn  beetötigen  und  daitt  folguide»  su  be* 
merken: 

Aul  Grund  des  Übereinkommena  swiscluai  dem  Dentaclien  Reiche  nnd 
den  Yoeilligtan  Staaten  von  Amerika  über  den  gegenseitigen  Schatz  der  Ur- 
heberrechte vom  15.  Jantiar  1892  (RGBl  S.  473)  genießen  die  amerikanischen 
Bfirper  für  ihre  Werke  di  r  Literatur  in  Deutschland  den  1  bersetzungsschutz 
nach  Mallgabe  des  üesctzcb  vuui  19.  Juni  liHH  (^RGBl  S.  227).  Vermöge  der 
Meistbegilustigangsklansel  im  Artikel  16  des  deutsch-franzüslschen  Literar« 
Vertrags  Tom  19.  April  1888  (R061  8.  269)  haben  deshalb  unter  der  Voraus- 
setsnng  der  Gegenseitigkeit  aocfa  die  Inuuttsischen  Urheber  für  ihre  Werke 
auf  den  gleichen  Schutz  Anspruch. 

ZfliMohzift  f.  Intern.  PMTat-  it.  öffteü.  B««ht.  XIV.  13 


r 
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13.  QteB.  23.12.  bt.  d.  fiandelsbeziehangen  s.  Britischen  Reicht 

n.  Die  Deutschen  Einzelstaaten. 

Vgl.  Ztwb.  Xm  4890 

ItHdou. 

VMA. 

1.  MB  17.8.  bt.  Auijlieferungaverkehr  m.  d.  Schweiz. ^^Badiache 
Rccbtspraxis  1903  S.  294). 

2.  Landeahttrl.  V.  27.8.  bt  d.  Yorbeieltung  z.  höheren  fiff entliehen 
Dienst  i.  d.  Jnstit  n.  d.  inneren  Vervftltnng  (Oes.-  n.  VBI  8.  163). 

3.  MV  31.8.  bt.  Beschiftignng  d.  Recbtspraktikanten  n.  Beferea- 
dire  (167). 

4.  Landeshecrl.  V.  9.  lO.bt.  d.  Pflichten  d.  Beamten  (199). 

1903. 

1.  MB  19. 10.  bt.  d.  AoslieferungsTerltehr  m.  d.8ehwelsS)  (IMBl 

423). 

*i  S   uüf.T  Br;,mi:-.:hv,i  1-  ^S,  lS8i  X,.  H.  Vd.  Ztsch.  XITI  TAY 


Diese  VurausscUung  ist  nimmchr  gcgebeu,  üu  intim  ExzcUeiiz  der  Herr 
Botschafter  in  der  oben  erwihntm  Note  namens  seiner  Regiening  erfclitt 
liat)  die  FranaSslsehe  Regierung  werde  den  deutschen  Urliebeni  in  FnaHadA 
liinsichtlicb  des  Urheberrechtssdintms  die  gleiche  Behandlvng  wie  den  fnar 

sQsischen  Urhebern  einräumen. 

Der  Unter/eichnete  benutzt  auch  diesfn  Anlaß,  um  dcni  Herrn  OeschäitS- 
trägcr  die  YersicUernng  seiner  vorzüglichsten  Hochachtung  /u  tTii«  uem. 

von  Mühlberg. 
An  den  Geschäftsträger  der  Franzttsischen  Repablik  Herrn  G.  Fitut.' 

^)  „Der  Bundesrat  wird  ermächtigt,  den  Angehörigen  und  den  Erzeugnissen 
des  YereinigtMi  Königreichs  von  Großbritannten  and  Irland  sowie  den  Aih 
gehörigen  vnd  den  Erxengnissen  britischer  Kolonien  nnd  answixtiger  Be* 
Sitanngen  bis  zum  31.  Dezember  1905  diejenigen  Vorteile  einzuräumen,  die 
seitens  des  Reichs  den  Angehörigen  oder  den  Enwognissen  des  meistbegflnstig' 
ten  Landes  gewährt  werden. 

Diesf's  Gesetz  tritt  mit  dem  1.  Jannar  ll»i>4  in  Kruft." 

-)  , Zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  der  Schweiz  findet  auf  (»ruud 
förmlicher  Gegenseitigkeitserkl&rungen  die  Aosliefernng  nnn  auch  statt  wegen 
des  Verbrechens  der  Blutschande  nnd  wegen  der  Verbrechen  der  Vonakne 
nnsflchtiger  Handlangen  mit  Kindern  nnter  vienehn  Jahren  oder  mit  Penonoi. 
die  der  Pflege  des  Tutors  anvertrant  waren." 
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2.  HB.  31. 19.     d.  Verkehr  d.  JustixbehOrden  m.  d.  i.  Bayern  sn- 

gelasscncn  fremden  Konsularbeli^rden^)  (JMBl  1904  8.  d). 

3.  Kgl.  V.  2H.  0  bt  d.  Güterstand  d.  vor  d.  Inkrafttreten  d.  BGBge- 
schlossenen,  nach  d.  badischen  Laudrechte  z.  beorteilenden  Ehen^ji  (JMBl  1903 
&  418). 

Bnuin»ohw«ic. 

1    MY  14.7  hr  d.  Anslieferungsverkohr  zwischen  Deutschland  u. 

d  -<li,\riz  '      iZtsrli   }  Recht spflo(/o  i  HtM-zoirtum  R  UMIS  S.  149). 


In  Ansehung  der  übrigen  nicht  unter  den  Auslieferungävertrag  fallenden 
Verbrechen  nnd  Vergehen  wider  die  Sittlichkeit  aoll  die  Frage  der  Gegen» 
eeitigkdt  von  Fall  an  Fall  geregelt  werden.  Vgl.  No.  II  der  Bekanntmachong 
Tom  27.  Jannar  1898,  JKBl  8.  S." 

,Zn  dm  fremdm  Konsnlarbehörden«  mit  denen  doi  bayeriechm  Joatis- 

behörden  unmittelbar  zu  Terkehren  gestattet  ist  (Bekanntmachung  vom 
7.  März  190:3  JMBl  S.  243),  gehört  jetzt  aach  das  Konenlat  der  Republik 
&aba  in  Nürnberg.* 

-I  ^Auf  den  nach  dem  badischen  Rechte  zu  beurteilenden  Güterstand 
von  Ehegatten,  die  ihren  Wohnsitz  in  Bayern  haben,  linden  mit  Wirkung 
Yom  1.  Oktober  1908  an  diejenigen  Beetinunungen  des  badischen  Gesetaes 
Tom  4.  Angnst  1902,  die  Üherleitoag  der  ehelichen  Ofttentinde  des  Uteren 
Rechts  in  das  Reichsrecht  betreffend,  (Ges.-  u.  VBl  f.  d.  Qroßherzogtum 
Baden  1902  No.  XXVI  S.  2%'y  \  Anwendung,  die  den  Giiteistand  des  Badischen 
Landrechts  mit  den  Yor'^fhriften  des  BGB  in  Einklang  zu  brint;en  bezwecken. " 

..Es  war  in  Au.s^icht  jr^nommen,  für  den  Auslieferuugsverkehr  zwii^chen 
Deutschland  und  der  Schweiz  Gegenäeitigkeitäerklärungen  dahin  abzugeben, 
daft  wogen  der  Verbrechen  nnd  Vergelten  gegen  die  Sittlichkeit^  die  in  den 
§1 173, 174, 176  und  179  des  Denteehen  Strafgesetebnchee  anter  Strafe  gestellt 
sind  nnd  sich  im  Sinne  des  sdiweizerischcn  Auslieferungsgesetzes  vom  22.  Jannar 
1892  als  gewaltsamer  Angriff  auf  die  Schamhaftigkeit,  als  Schändung  einer  wehr- 
losen oder  geiste.s<(esförten  Person,  als  ünsittliclikt  it  mit  Kindern  oder  Pflege- 
befohlenen oder  Blutschande  darstellen,  die  Au-siiefeninii;  auf  Grund  der 
Gegenscitigheit  zu  bewilligen  sei,  sofern  die  betreffende  Handlung  nicht  schon 
unter  dem  Gesichtspunkte  der  Notsncht  oder  der  Kuppelei  im  Sinne  des  Aus- 
tieferangsvertrages  die  Ansliefernngspflieht  begrflnde.  Die  hiember  mit  der 
achweixeriflchen  Geeandtechalt  in  Berlin  geführten  Verhandlangen  haben  jedoch 
zu  keinem  Ergebnisse  geführt,  da  über  die  Fassung  der  Qegenseitigkeite- 
erklämniren  keine  Einiirnncr  erhielt  werden  konnte 

Ei»  i&t  darauf  mit  der  schweizerischen  KegieruiiLT  dir  Abmarhuuir  m- 
troffen.  von  einer  allgemeinen  Vereinbarung  abzusehen  und  die  Frage  der 
Gegenseitigkeit  wegen  derjenigen  Verbrechen  und  Vergehen  gegen  die  Sitt- 
lichkeit, die  in  den  ursprünglich  in  Aussicht  genommenen  allgemräien  Qegen- 

18» 
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2  MV  12  f>  ht.  Anordnung  t.  Vormandschafteii  f.  anebeUche 
Kinder  russischer  titaatsangehori t'cr' 

3.  MV  15.  bt.  d.  Aaalieferungsvertrag  24.  1.  1»74  dl  «L 
Schweis')  (150). 

ElimO-EiOtltrlBseB« 

Qes.S8. 7.1908  btd.Recht8Terli&]tiiiised.  Dienstbot«!!  (Qe8.-Bl.al'. 

HB  17.8.190B  bt.  Kostenerttattttng  d.  a.  Enncben  d.  Bebfiideii 
eines  Bmidenteits  i.  e.  anderen  Bundemtaat  ToUatreckbaien  Ünteranehangs- 
baft^  (Amtabi.  d.  IßiüttoriiiiBa  d.  Jost  No.  20). 

S.  Ztsrh.  XIII  .^Of»  Anm 


fipitjffkeitserklärungen  vorgesehen  werden  solltdi.  kiinftiü  von  Fall  zu  Fn'! 
zu  regeln.  Es  sind  jedoch  mit  der  sehweiaerischt  ri  R(  nirrunt:  s«  it  i;ii&titr 
Verfügung  vom  6.  Dezember  1897  (vergl.  deren  Anlage  unter  11  und  111/  be- 
reits OegoumtigkeitserklKraiigen  ausgetauscht  worden  wegen  des  Verbrcchau 
der  Blntsehaiide  nnd  wegen  der  Vornahme  nnsflcbtiger  Handiongen  mit  Kiodaa 
uiter  14  Jahren." 

1)  «Die  rassische  Begiemng  abemimmt  die  Fttraorge  ffir  minderjäiinKe 
Kinder  nissiBcher  Staatsangehöriger,  d^n  Vater  oder  Mutter  sich  am  Leben 
befinden,  im  Auslande  nicht.  In  den  in  Rußland  gültigen  bürgerlichen  Gesetzen 
sind  Ikstinunnngen  ähnlich  dtii  ijif  1707,  177H  des  Deutschen  BGBs  ober 
unbedingte  Ernennung  eines  besonderen  \'ormundes  für  unehelich  geboien« 
Kinder  nidit  «itlmltai.  Die  Fllrsorge  fflr  ein  aneheliches  Kind  liegt  in  enter 
Reihe  der  Mutter  des  Kindes  ob;  die  unbedingte  Erriditung  einer  Vonnnad« 
schalt  ist  nur  in  Fällen  erforderlidi,  wo  mindeijihrige  Kinder  Aber  unsb« 
bUngiges  Vermögen  verfügen''. 

-  ,Tn  Enveiternnpr  des  im  Auslieferungsvertrage  mit  der  Schweiz  vom 
24.  Jiiuuar  187i  Art.  U  uuf^^t  stellten  Orundsut/cs  hat  sieh  die  p<-hweizeriscbe 
Regierung  bereit  erklärt,  für  den  Kall.  daU  die  auszuliefernde  Person  ge- 
storben ist,  bevor  die  Auslieferung  zugestanden  worden  war.  die  Aus* 
antwortung  der  bd  ihr  Toigefundenen  Gdder  und  sonstigen  Gegenstftade  x« 
bewilligen,  sofern  der  Ansliefening  an  sich  nichts  entgegengestanden  bitte. 

Das  gleiche  Verfahren  wird  auch  von  den  diesseitigen  Bdifirden  der 
Schweiz  gegenüber  zu  beobachten  sein. 

t'brigons  hat  die  schweizerische  Regierung  auch  in  t  iniiii  fi  lih»  n  n  FaHe. 
wo  der  Auszuliefernd t  .  In  vor  seine  Festnahme  erfolgen  könnt«-,  die  til»»vii 
verlassen  und  sich  nai  b  Italieu  geflüchtet  hatte,  jedocli  nach  seiner  io  luliei 
erfolgten  Festnahme  durch  die  Schweiz  durchgelielert  worden  war,  an!  Gnai 
des  früher  bei  ihr  gestellten  Antrags  auf  Auslieferung  des  Verfolgten  snck 
die  Ansantwortnng  der  an  seinem  frttheren  Aufenthaltsorte  mit  Bescblsg  i>f 
legten  Gegenstände  zugestanden/ 
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MR  28,  11.  lS«t.'{  bt.  (1.  f.  (i.  A  iiplif  fr  ruiiL'Sverkehr  d.  Roicha  m.  d. 
Üchweiz  ausgetauschten  üegcnseitigkcitscrklärungen  ♦)  (GS  S.  Ö71j. 

Iifl1»«ck. 

Brbsebaf tsstevergesets  7. 12 1908  (Sunml.  d.  Ges.-  n,  VBl  No.  110). 
ÜMMlenburic-Mcliwerin. 

1.  Mß  21.7.  bt.  d.  tieutücli.  -  ach  weizeiischeii  Ausliefei  ungs- 
▼ertrag**)  Reg,-Bl.  S.  165). 

2.  MB  18.8.  bt.*d.  m.  Scbweden  s.  Erledigung  aller  Ansprflcbe 'a.  d. 
HalmSer  Konvention  26.6.1808  abgeecblossenen  Staaterertrag  (171), 

3.  HB  17.9.  bt.  AnsIiefernnggTerkebr  m.  d,  Sebwela**)  (193). 

Meck  1  <»n  bii  r§;>Mlr  o  1 1 1 7. . 

Krir.-m.  H.  10,  l\m  bt.  Auslicferungaverkehr  m.d. Schweiz*)  (Üfti- 
zieller  Anzeiger  248). 

PrenOen. 

CV^gl.  Ztsch.  XIII  ÖÜ3,  215). 
1[H)2. 

1.  MV  26.  3.  bt.  d.  Eheschließung  v.  Auslündern*)  {„Dan  Hiandea- 
amt"  1902  S.  98). 

♦)  S.  Ztsrh,  XIII  ö(J9  Anni.  6. 

♦*>  S.  unter  Braunschweig  (S.  IbTj  No.  3.   Vgl.  Ztsch.  XIII  511. 


'  .,NachArt.4.n 4  iks  AiisfiihninL''8fffset7e8  zum Bürgerlicla-n  <?e?t'r/liii  iu' 
vom  2(K  Septeml)L'r  IWHJ  i(iS  S  177i  kann  von  der  Vorsdirift  des  1 
a.  a.  0.  der  Justizministtr  im  einzelnen  Falle,  von  derjenigen  des  *j  2 
a.  a.  0.  der  Hinister  des  Innern  im  einzelnen  Falle  oder  für  die  Angehürigen 
«inea  aoslSttdisehen  Staates  im  allgem^en  Beireinng  bewüUgvn. 

In  der  allgemeinen  VerfOgong  vom  16.  Oktober  1899  (MEt  f.  d.  innere 
Venr.  8.  226)  bat  der  H*  rr  Tustizminister  in  Aussicht  gestellt,  daß  er  von  der 
ihm  verliehenen  Befugnis  auf  hinreichend  begründeten  Antrag  —  bezüglich  der 
Angehörigen  einzelner  Staaten  allerdings  nur  unter  besonderen  Voraussetzimfren 
—  im  einzelnen  Falle  Oehrnnch  tiiaclicii  werde,  und  diesseits  sind  von  der 
Vorschrift  des  §  2  a.  a.  O.  in  der  erwähnten  allgemeinen  Verfügung,  welche 
^oich  den  ErlaB  von  3.  Angnst  1900  (MBl  f.  d.  innere  Verw.  S.  246)  eine  Er- 
ginzang  erfahren  bat,  die  Angehörigen  einer  groflen  Reibe  von  Staaten  generell 
befreit  worden,  während  Angehörigen  anderer  Staaten  —  denjenigen  Rußlands 
und  Griechenlands  unter  besonderen  Bedingungen  —  diese  Befreiung  aaf  hin- 
reichend begrOndeten  Antrag  in  Aossiobt  gestellt  worden  ist. 
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2.  Verf.  10.  11.  d.  Ministers  d.  Innern  bt.  d.  Überffibrnsg  Hilfs- 
bedOrftigrer  a.  d.  Sebweix  (HBl  f.  d.  innere  Verw.  1908  8.  13).^) 

190d. 

1  MV  1.').  1.  bt.  Befreiung  fremder  Kriegsschiffe  v  Hafen-  n. 
ächilfahrtsabgaben  (MBl  d.  Handels-  u.  Gewerbeverwaltuiiu  S.  26)ß} 

Es  gewinnt  den  Anschein,  als  ob  die  Standesbeamten,  denen  es  nach 
Ziffer  H  der  allgemeinen  VerfUgiintif  vom  IH  Oktober  1899  oblirirt.  di.  B  - 
froiungsgc'suche  cntgcgenzunehm*  n  und  na<  h  I'rttfnTis  der  .\iif-<n  lit5l>thuriii- 
vorzulegen,  zuweilen  davon  ausgehen,  daii  Antrage  dieser  Art  ohne  weitere* 
da  der  erforderliehen  Begründang  entbdinid  «DgMdMn  wefdc%  warn  der 
Versach,  das  nacb  dem  Gesetae  erforderliche  Zeugnis  der  sasandigen  Befa4»rde 
des  aoswttrtigen  Staates  zn  erlangen,  mangels  Kenntnis  diestt  BehSrde  nidit 
hat,  unternommen  werden  können. 

W<  Irhr  Rf'hrtrdon  zur  Ausstellung  von  Zeugnissen  über  das  Nicbtbekannt- 
seiii  voi)  Klu  hiiidt missen  (Art,  4:^  4J  1)  in  Üsterreirh.  Ungarn.  Kroatien. 
81avouien  und  in  lielgien  zuständig  sind,  i^t  durch  die  diesseitigen  Runderla$$e 
?om  25.  Februar  und  19.  Juni  1901  (I  a  a08  und  I  a  1824)  bekannt  gegeben 
worden.  Wegen  Bestimmnng  derjenigen  BebOrden,  die  in  den  widitigeren  der 
flbrigen  anslSndischen  Staaten  mr  AnssteUmi^  des  im  Art  43  $  4  und  —  ab- 
gesehen Yon  den  in  den  Verfügungen  vom  16.  Oktober  1899  unter  2  a— k  sowie 
vom  '^.  August  19(N)  aufgeführten  Sfantcn  zur  Aus.stellung  des  im  Art  43  i;  2 
vorgeschriflit  tiLii  Zciierni^'fe«  ztistäiidig  sind,  hnben  diplomatische  Verhaudliingen 
stattgefumii  n.  die  voraussichtlich  demnächst  zum  Abschlui]  gelangen  werden. 

Sobald  dies  der  Fall  sein  wird,  werden  die  Aufsichtsbehörden  und  Standes- 
beamten  von  dem  Ergebnisse  verständigt  werden.  Bis  dahin  stdit  nichts  im 
Wege,  dafi  die  Standesbeamten  in  Fällen,  in  denen  die  BeschaSang  dnes  an 
sich  erforderlichen  Zeugnisses  durch  die  (inkenntnis  der  zur  Ausstellung  des- 
selben zustündigen  ausländischen  Behörde  als  unmöglich  sich  erweist,  ohne 
weiteres  Bffroinngsantrüge  gemäß  .\rt  4!1  4  dfs  Ansfühmngsgesetzes  b<i 
dem  iierrn  Justi/.iiiini«itf>r  bezw.  bei  mir  uul  dem  Instanzenwege,  in  banden» 
dringlichen  Fällen  direkt  zur  Vorlage  bringen." 

1)  .Die  beteiligten  Bnndesregierangen,  und  zwar  die  OroUhmoi^ 
badische  und  die  Kttniglidi  wttrttembergische  R^emng,  haben  sich  damit 
einverstanden  erklärt,  daß  bei  der  Übernahme  von  HilfobedHrft^m  ans  der 
Schweiz  auf  Gnmd  d«'s  deutsch-schweizerischen  Niederlassungsvertrages  vom 
Hl.  Mai  IWiii  die  seitherige  Praxis,  nach  welcher  der  Heimatstaat  di«  b>- 
trefft'iidi  II  IVf'onen  zn  übernehmen  hatte,  aufgegeben  wird,  und  die  iiiils- 
bedürlti^en  ioiian  bei  ihrem  Übertritt  in  das  (ieltungsgebiet  des  Unter- 
sttttaningswobnsitzgesetaes  lediglich  nach  den  Bestimmungen  dieses  Gesetses 
behandelt  werden,  so  dafi  die  Ortsarmenverbftnde  der  Überoahmeorte  ohne 
Blicksteht  darauf,  ob  sie  dem  Heimatstaate  der  Hilfebedttrftigen  angehören 
oder  nicht,  die  vorläufige  Fürsorge  für  die  letzteren  lU  übernehmen  haben  * 
.Dif  I^efreiung  fremder  Kriegsschiffe  von  Hafen-  und  sonstigen  Schiö- 
iahrtäabgaben  entspricht  einem  allgemein  anerkannten  vülkerrecbtUchen  Grund- 
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2.  MV  15. ö.  bt.  Geufcr  ^'eutralitätszcicben  (MBl  f.  d.  innere 
Verwaltung  15KW  S.  11)21 

'6.  MV  d.O.  bt.  Verstenerang  d.  Gewcrbelegitimatiunskarten 
f.  H^ndlangsreiaende  in  Pr«Dkreich  (MBl  d.  Handel»*  n.  Gewerlx^ver- 
wftltnng  8. 198). 

4.  MV  7  It  Onindsätjzc  f.  d.  Erlaubnis  z.  Oebrauche  d.  Roten 
Krenzes  (MBl  f.  d.  MedizinalangeU-gonbcitcn  8.  2U7t. 

ö.  Verf.  B.  7.  d.  Ministers  d.  Innern  bt  Verehelirliii  n^'szt'Uguisse 
V.  bayerischen  Staatsangehörigen  h  (MBl  f  d.  inuere  Verwaituug  138). 

6.  MV  8. 7.  bt.  d.  Beibehaltung  il.  niederländischen  iStaats- 
angebSrigkeit  v.  Bbefranen*)  (HBl  f.  d.  innere  Verwaltung  173). 

7.  B.  13. 7. d. UandelsminiBters  bt.  Behandlung  fremder  Schiffe  in 
gtieehisehen  Hftfen  (HBI  d.  Handels-  n.  Gewerbeyerwaltung^j  260). 

♦)  Abgedruckt  Ztsch.  XIII  469. 

Satze,  welcher  mit  der  üblichen  weitgehenden  Ext  injitinn  der  Kriegsschiffe  von 
fremden  Hoheitsrechten  zn8amiiirnhiiisL''r.  Mit  ]{ii(  k»icht  hierauf  sind  in  den 
preußischen  Häfen  fremde  Krieg^üchiitt.  zu  den  Hafen-  und  Schilfahrtiiabgaben 
nicht  heranzuziehen.' 

1)  «Mit  Serag  anf  den  Erlafi  vom  19.  Dezember  1899  (MBl  1900  S.  8) 
ersnche  ieh  Euere  Eneilenz  ergebenat,  die  Standesbeamten  Ihres  Besirks  ge> 
fälligst  darauf  hinzuweisen,  daS  das  distriktspolizc  i1irli(<  Verehelichungszeug- 
nis  (Art.  43  §  (i  des  Ausführnngsgesetzes  z.  BGB)  auch  von  denjenigen  Au- 
gehörtjren  der  rc<htsrh('inisch«^n  Orhiptsteile  des  Königreichs  Rayern.  welche 
nixh  die  Staatsangehörigkeit  in  ciiRin  anderen  Bundei>i9t4iat,  ausgenummen 
die  preußische  Staatsangehörigkeit,  besitzen,  zur  Eheschlieliung  in  Prcuiien 
beixnbringen  ist 

Bei  Angdittrigen  der  recbtsrbeiniscben  Gebietsteile  des  Königreichs  Bayern, 

welche  zugleich  die  preußische  Staatsangehörigkeit  besitzen,  kann  zwar  die 
Elit  ?<<  lilit  ßiini;  nicht  von  der  Beibringung  des  distriktspolizeilichen  Verehe- 
li(  huii^'s/(  niniisses  abhängig  gemacht  werden,  die  Standesbeamten  hnhcn  rihrr 
Solche  im  Ik-sitise  der  bayerischen  und  preullischen  Staat»£.Hnt;<'hnri*ilit  it  l)>  fiiul- 
Ucben  Männer,  welche  in  Preutien  eine  Ehe  eingehen  wollen,  bti  iler  Einleitung 
des  An^bots  daiaaf  hinsnweisen,  da8  die  Ehe  in  bemg  anf  das  Heimat»* 
recht  fttr  die  Bbefirao  und  die  Kinder  in  Bayern  vechtsgOltige  Wirkungen 
nnr  dann  hat.  wenn  das  für  rechtsrheinische  bayerische  StaatmngehOrige 
vorgeschriebene  Zeugnis  beigebracht  wird,  daß  andernfalls  der  Ehemann  sich 
unter  Umständen  der  Bestrafung  durch  die  bayerischen  (lerichte  anf  Grund 
des  Art.  Hü  des  bayerischen  Gesetzes  vom  IH,  April  aussetzt,  und  daß 

es  sich  zur  Vermeidung  der  hieraus  möglicherweise  in  Zukuuh  entstehenden 
Sehwierii^Mten  dringend  empfiehlt,  das  Verdielichnngszeugnis  rechtzeitig 
einzuholen.* 

■}  «Nach  einer  Mitteilung  des  griechischen  Ministers  des  Anßem  mOssen 
gemftfl  §  19  des  griecbiscben  Zollreglements  die  in  einem  der  Hftfen  des 
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8.  irv  86.8.  bt  EheachlieBnng  t.  AnsUnderni)  (nJhu  Siattin- 
amt*  1903  S.  217). 

9.  MV  27. 8.  des  Ministen  des  Innern  bt.  Verlast  d.  Stastsftii- 

goliöriirki  it -I   MRl  f.  il.  inTn-ri'  Vrnv.ilf 'in<r  1^7 


Köiiigifiehs  vor  AiiktT  geheiuii-n  ausländischen  S(H-$cliiffe  auf  dem  Zollamt 
gleichzeitig  mit  der  Erklftrnng  der  an  Bord  b^ndlidien  Von&te  aadt  ein 
Verzeiclinis  Uber  Lebensmittel  und  Gebfaucbsgegenstande,  mit  Ananabme  der 
den  Passagieren  und  der  Schilhmannschaft  gehörigen,  vorlegen. 

Bei  Zuwiderhandlungen  gegen  diese  Vorschrift  wird  eine  Geldstakle  in 
Höbe  des  vierfachen  Betrags  der  Zolltaxe  fest'jesotzt 

^)  .Nachdem  Uber  die  bestrittene  Frage,  ob  und  unter  wt  Irhen  Um- 
ständen grotJjälirige  —  d.  h.  über  21  Jahre  alte  —  Staatsangehörige 
Rn Blande  der  Binwilligung  ihrer  Bltoii  nnr  BheschUefinng  bedtrfen,  nm- 
fassende  Brmittdungen  stattgefunden  haben,  werde  ich  bei  der  Aasftbmig  des 
Belreiungsrechts  gemftS  Artikel  48  §  1,4  des  prenflisehen  Ansffihmngigeaetses 
zum  I'GB  fortan  von  fnlgfnden  Grundsätzen  Mnsii»^hen  : 

1.  (hüi^jiihri^'r  Ktisseii  orthodoxen  igricchisch-Jtalholischeni  Ohiubensbekennt- 
nitises  haben  die  Einwilligung  ihrer  £ltern  zur  Eheschlieüong  oder,  falls 
«an  Eltttnteil  TerstQiboi  isl^  desim  St^benrlntnde  beiinbfingcn.  Irt  die 
Beschaffung  der  Sterbenrlntnde  nnmOgUcb  oder  mit  besonderen  Schwierig- 
keiten Terbnndai,  so  wird  regdmifiig  die  vor  dem  .Standesbeamten  abge» 
gebene  eidesstattliche  Versicherung  des  Verlobten,  daß  sein  Vater  oder 
seine  Mutter  vprstorhcn  ist.  als  ausreichend  erachtet  werden. 

2.  Von  großjähriiit  ii  J^us.slu  rüiuisch-katholischi  n.  rvangelischen  oder  jttdiücbeu 
Glaubens  ist  die  elterliche  Einwilligung  nicht  %u  erfordern. 

Zur  Vermeidnng  von  Zweifeln  weise  ich  noch  darauf  hin,  dafi  gioft- 
jUirige  AngdiSiige  Bnlgariens,  Griechenlands  und  Serbiens  nadi 
amtlichen  ßrbebungm  der  elterlichen  Binwil1iguii<r  zur  Eheschließung  auch 
dann  nicht  bedttrfen,  wenn  sie  sich  snm  ghechiach-katholischen  Glaube 
bekennen.'" 

*)  »Das  KöDigliche  Oberverwaltungsgericht  faßt  in  seinem  Erkenutmsse 
vom  2d.  Juni  1901  (Entscheidungen  Band  40  S.  417  ff.)  den  „ununterbrucbenen 
Aufenthalt*  im  Sinne  des  §  Sl  des  Betchsgesetaes  Uber  die  Brwerbnng  und 
den  Verlust  der  Reichs*  ond  Staatsangehörigkeit  Tom  L  Jnni  1870  als  ein 
neben  dem  Wobnsitace  bestehendes  Znstandsvcrhältnis  auf,  welches  mit  ktirper- 
VvAv.'T  Anwesenheit  nicht  unbedingt  zusammenfällt,  und  durch  voröbergehende 
Entfernung  zwar  unterbrochen  werden  kann,  aber  nicht  notwendig  nnter- 
brechen  wird.  Darnach  wUrde,  falls  ein  Deutscher  das  Reichsgebiet  verksM^o 
und  sich  sehn  Jahre  lang  im  Auslande  aufgehalten,  im  Laufe  der  sdinjäbrigen 
Frist  Jedoch  das  Reidugebiet  gelegentlich  betteten  hat,  b^  Anwendung  des 
§  21  des  Gesetzes  in  jedem  Einzelfalle  zu  prüfen  sein,  ob  dieses  Betreten  des 
Reichsgebietes  nach  den  obwaltenden  Umständen  sich  als  eine  Unterbrecbusg 
des  AulentbaltB  im  Auslände  darstellt  oder  nicht. 
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10  MV  '2^1  8,  bt.  Mitteilung  a.  d.  Landcspolizeihrhürrl«  n  üb  Ver- 
urtc-ilang  An^^ehoriger  anrl»  ivr  6nndesstaat«n  wegen  Bett  eins  »tc. 

11.  MY20. 9.  bt,  Naturalisatiun  v.  Angehörigen  d.  üsterreichiscli- 
nngarisclieii  Monarchie  (214). 

12.  KV  22.7.  bt.  Anordnnng  e.  Pflegschaft  f.  i.  Anstalten  nnter^ 
gebrachte  Geisteskranke  (186). 


Aaf  dem  entgegengeaetxten  Standpunkte  steht  das  Reichsgericht  {\ergh 
das  in  den  EntscheidungsgrOnden  des  Obenrerwaltung^periehtes  a.  a.  0.  an> 

i^eführte  Reichsgerichtsurteil  vom  16.  Dezember  1895),  indem  es  jede  Rück- 
kehr in  das  Inland  ohne  Rücksicht  auf  ihren  Zweck  und  ihre  Dauer  als  eine 
rr.t<  rbrcrhung  des  Aiifcnthnltes  im  Auslande  ansieht  mit  der  Begründung, 
(liij  s<iii>i  die  , Tatsache",  dati  sich  jtniand  zehn  Jahre  lang  ununterbruchun 
iin  Auslände  aufgehalten  hat,  nicht  gegeben  sein  würde. 

Um  die  durch  die  Meinungsrarschiedenhdt  dw  obersten  OerichtshSfe 
entstwdene  Rechtsnnsidierbeit  für  die  mslAttdigen  prenflischen  Verwaltnngs- 
behfirden  an  beseitigen,  eisoche  ich  Bnere  Hochwohlgeboren  ergebenste  bei 
Anwendung  des  §  21  des  Staatsangehörigkeitsgesetzes  bis  auf  weiteres  Ihren 
Entsch.  iilmi|rrfn  ilic  Aiiffassuncr  flrs  'Rcichstferichtes  zu  GnUlde  SU  legen, 
welclu'  friihrr  auch  dii-sstits  stets  vertreten  worden  ist." 

'i  .Das  Kiiiiiirliche  OberverwaUnnjjs^eiiclit  faüt  in  seinem  Erkenntnisse 
vom  2i*>.  Juni  iliUl  < Entscheidungen  Bd.  -40  ö.  417  ff.)  den  ^ununterbrochenen 
Aufenthalt"  im  Sinne  des  §  21  des  Reichsgesetzes  über  die  Erwerbung  und 
den  Verlust  der  Beichs-  und  Staatsangehörigkeit  Tom  1.  Jnni  1870  als  ein 
nelien  dem  Wohnsitae  bestehendes  ZustandsrerhKltnis  auf,  welches  mit  körper^ 
11(^1*  r  Anwesenheit  nicht  nabedingt  ansammenKlIt,  und  durch  vorttbergehende 
Entfernung  zwar  unterbrochen  werden  kann,  aber  nicht  notwendig  unter* 
broclien  wird.  Darnach  wUrde.  falls  ein  Deutscher  das  Reichsgebiet  verlassen 
und  sich  zehn  .Table  lansz;  im  .\uslande  aufgehalten,  im  Laufe  der  zehnjährigen 
Frist  jedocli  das  Reichsgebiet  gelegentlich  betreten  hat,  bei  Anwendung  des 
§  21  des  Gesetzes  in  jedm  Einselfalle  an  prQfen  sein,  ob  dieses  Betreten  des 
Reichsgebietes  nach  den  obwaltendmi  Umständen  sich  als  eine  Ünterbrechung 
des  Aufenthalts  im  Auslände  darstellt  oder  nicht. 

Auf  dem  entgegengesetsten  Standpunkte  steht  das  Reichsgericht  (vgl. 

das  in  den  Entscheidungsgründen  des  Oberverwaltungsgerichtes  a.  a.  0.  an- 
gefühlte Pieielisireiif  litsurteil  vniii  U).  Dezeinber  1S0')\  indem  es  jede  Rück- 
kehr in  (las  Inland  (ilme  Rilcksicht  auf  ihren  Zweck  und  ihre  Dauer  als  eine 
Untetbreciiuug  des  Aufenthaltä  im  Auslande  ansieht  mit  der  Begründung,  daß 
8onst  die  .Tatsache'^,  daß  sich  jemand  zehn  Jahre  lang  ununterbrochen  im 
Auslände  aufgehalten  hat,  nicht  gegeben  sein  wUrde. 

Um  die  durch  die  Heinungsrerschiedenheit  der  obersten  Gerichtshdfe 
entstandene  RechtsunsiclierhMt  für  die  suständigen  preoAischen  Verwaltungs- 
behörden SU  beseitigen,  ersuche  ich  Eure  Hochwohlgeboren  ergebenste  bei  An« 
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14.  MV  M).  9.  bt.  d.  unehelichen  Kinder  v.  Niederländerinnen'] 
{D(M  Standesamt  llUlS  278.) 

15.  MV  23.  10.  bt.  (l.  Anerkennang  d.  anehelicben  Kinder  v. 
Niederländerinnen-')  (277). 


Wendung  des  §  21  des  Staatsangehörigkeitsgest  t/.t  ä  bis  auf  weiteres  Sir^ 
Entsch.  idnniren  die  Auffassung  des  Reichsgerichtes  zugrunde  zn  leiten, 
welche  fniher  auch  dies«ipits  stets  vertreten  worden  ist.  Die  nachgeordneten 
Behörden  wollen  Eure  llochwoblgeboren  mit  entsprecbender  Anweisung  ver- 
sehen." 

1)  ,Nueh  hin  he  r  gelangten  Mitteilungen  haben  sieb  in  neuerer  Zeit 
wiederholt  Uiuttiträglicbkeiteii  daraud  ergeben,  dafi  die  niederlindiache  Be* 
giening  bei  der  Übeniabme  niederlindiscber  StaatsangebUriger  nach  ilivem 
Heimatstaate  die  in  Preufien  gebozenen  nnehelichen  Kinder  einer  Klede^ 
l&nderin  nicht  ohne  weiteres,  sondern  nur  dann  als  Niederländer  mit  übemonimfi) 
hat.  wenn  eine  öffentlich«'  -  notarielle  oder  p  rirhtliche  —  rrknnde  bcijje- 
bracht  wurde,  wonach  d;is  Kind  von  der  Mutter  förmlich  auerkaiiiit  worden 
war  (vgl.  Art.  1,  c.  d.  des  Gesetzes  vom  12.  Dezember  1892,  betreläcud  die 
niederländische  Staatsangehörigkeit  und  die  Landesansässigkeit,  bei  Kakn, 
Reichsgesetx  vom  1.  Jnni  1870;  2.  Aufl.  S.  283  —  auch  ZettscbriH  ^l>a$ 
Standesamt"  1902  8.  254). 

Vm  diesen  Schwierigkeiten  für  die  Zukunft  vorzubeugen,  erscheint  es 
erwünscht,  da(i  die  Polizeibehörden  von  allen  unehelicht  n  Geburten  nieder- 
ländischer Mütter  mö[.'li(hst  7.(nt\<i  in  Kenntnis  gesetzt  werden,  um  alsbald, 
nötigenfalls  unter  Arnhnhung  von  Auhweisungsmallre*roln.  auf  die  geri^hIli^he 
oder  notarielle  Anerkennung  des  Kindes  durch  die  Mutter  hinwirken  zu  künnea. 

Zu  diesem  Zwecke  bestimme  ich  hiefdurch,  daB  die  Vonnondschafts* 
gerichte  von  jeder  bei  ihnen  zni  Anzeige  gelangenden  anfierehelichen  Oebnit 
einer  Niederländerin  der  zuständigen  Ortspolizeibehfirde  alsbald  MitteUiUK 
zu  machen  haben.  Diese  Mitteilung  ist  nicht  nur  dann  zu  machen,  wenn  die 
niederländische  Staatsangehörigkeit  der  Entbundenen  bereits  ans  der  dem 
(lericht  miu  di  in  Stand^'^beaniten  ui  mäli  48  des  Rcichsget>et2ea  über  die 
Angelegeiiheiu-n  der  freiwilligtu  ( iericbtsbarkeit  zu  erstattenden  Anzeigen 
erbellt»  sondern  aach  in  denjenigen  FftUen,  in  welchen  die  Ton  dem  Qeticht 
mit  Rdcksicht  anf  Art.  23  des  EQ  z.  BOB  einznleitenden  Ermittelnngen  sor 
demnächstigen  Feststellung  der  gedachten  Staatsangehörigkeit  führen. 

Ich  ersnche  die  Gerichte  Ihres  Bezirks  demgemSB  mit  Weisung  m 
▼ersehen." 

-)  ..Der  Herr  Justizminister  hat  durch  Erlaß  vom  l-M)  S.  pteiiiher  19iW*J 
die  Vormandscbaftsgericbte  der  Monarchie  anweisen  lassen,  küultig  von  jeder 

*j  6.  üben  Mo.  14. 


Digitized  by  Google 


Deatscbland :  Frenfien. 


195 


16.  MV  27.  10.  bt.  Schiiibwt  isc  d  Vornamen  v  Ausländem.*) 

17.  MV  4. 12.  bt.  d.  a.  U.  bürgt-i liehen  Ikhörden  übergehende  Vollstreckung 
militärgerichtlich  erkannter  Uesamtstrafen,  an  welchen  verschie- 
dene Bnndesstaaten  beteiligt  sind.*)  (JMBl  282.) 

bei  ihnen  zur  Anzeige  gelangenden  außerehelichen  Gebnrt  einer  NiederlindeiiD 
altliald  dir  zuständiiren  Ortspolizeibehörde  Mitteilung  zn  machen 

Auf  Grund  diist  i-  Mittoilijmrt>n  ist  dann  seltnns  dt  r  (  trtspolizcibehörde 
—  nr»tipenfal!s  unter  Aiulri)huiij;  von  AusweisungsiiiaCrc^cln  —  beizf^iton 
darikui  hiu2uwiiken,  daU  die  unehelichen  Kinder  durch  die  Mütter  gerichtlich 
oder  notariell  anerkaiint  werden. 

Von  den  snnScbet  in  ErwSgong  geiogmea  allgemeinen  Anordnungen 
Ton  nachträglichen  polizeilichen  Brmittelungen  nach  früher  erfolgten  Geburten 
unehelicher  Kinder  von  Müttern,  welche  bei  der  Geburt  der  Kinder  die  nieder- 
ländische Staatsangehfiriprkoit  l»  saßen  und  nicht  etwa  inzwisrh*  n  durch  Ver- 
ehelichnng  mit  einem  Deutlichen  verloren  haben,  wird  Abstand  genommen. 
Es  bleibt  jedoch  Euerer  .  .  .  unbenommen,  in  denjenigen  Kreisen  Ihrer  Be- 
nrke,  in  denen  dn  Bedflrfois  daxn  vorlianden  ist^  diese  Brbebongen  anstellen 
n  lassen.  Die  Voimnndsdiaftsgerichte  werden  hierbei  ihre  Mitwirknng 
insofern  nicht  versagen,  als  es  sich  nm  die  Andranftserteilnng  ttber  onzelne 
F&lle.  insbesondere  ane  einzelnen  besonders  zn  bezeichnenden  Vormundschafts- 
akten über  die  Stantsangebörigiceit  der  MOndelmntter  and  das  Vorliegen  eines 
Anerkennungsaktes  handelt. 

Ferner  ist  von  den  Standesbeamten  in  allen  Fällen,  in  denen  bei  Ein- 
gehung der  £he  durch  einen  Niederl&nder  sich  heranastellt»  daß  die  zur  Ehe» 
schlieSung  erscheinende  EHn  nnelieliche  Kinder  hat>  die  Ton  dem  nieder- 
Undieehen  snr  Elieschliefiang  schreitenden  Manne  enengt  worden  sind»  der 
snstSndigen  Ortspolizeibehörde  über  die  vorhandenen  unehelichen  Kinder  An- 
zeige zu  erstatten.  Die  Ortspoli/.t  ibrhr.rde  h-.ü  dann  in  diesen  Fällen  ebenfalls 
in  der  vorenvähntcn  Weise  auf  eine  Anrrkenimni:  der  unehelichen  Kinder^ 
und  Äwar  seitens  des  natürlichen  \'aters  hinzuwirken." 

')  Inhaltlich  mitgeteilt  in  „l>as  Standesamt"  liKB  Ö.  277  in  folgendem 
Bescheid  des  Oberpräddenten  der  Rhetnprovins  4.  U.  03. 

.Der  Herr  Hinhiter  des  Innern  hat  dnrch  Brlafi  vom  27.  t.  Mts  enfe^ 
sdueden,  dafi  bei  dem  Mangel  entgegenstehender  Vorschriften  die  Standes- 
beamten  für  verpflichtet  zu  erachteten  sind,  bei  der  Anzeige  der  Geburt  des 
Kindos  eines  ausländischen  Staatsangehörigen  anf  Vorlangen  die  der  Landes- 
sprache dcsscllKii  angehörigen  Vornamen  in  das  Cn  burtsre^Mster  einzutra^ren. 

Die  Frage,  welche  Schreibweise  die  Standesbeamten  bei  der  Eintrugung 
fremdsprachlicher  Namen  in  die  Standesregister  ananwenden  haben,  ist  durch 
den  MiniftcffialerlaB  vom  11.  Wkrz  1886  (diesseitige  Verfagong  Tom  «W.  Min 
desselben  Jahres)  entschieden  worden." 

-)  .Nach  §  16  des  EG  zur  Militftrstrafgerichtsordnong  Yom  1.  De- 
zember 1898  (RGBl  S.  118i^)  soll,  wenn  die  VolistrecJrang  einer  Ton  einem 
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Saehsen. 

MV  24.  9. 190S  bt  Anslieferuiigcn  a.  d.  Schweis*)  (J3CBI  80). 

Kiicli»en-Altenbnr|c. 

V.  28.  a  lUua  bt.  Abänderung  d.  ReguUtiTS  ttb.  d.  Jurist.  PrUf äugen 

(GS  lü3j. 

teeluien-Sleinliiicen. 

1903. 

1.  M.>AiU8c1ir.  20. 8.  bt.  Entatfimg  d.  Ko tten  d.  a.  Eitaeh^  eiuea  Boadei- 

Btaatcü  i.  einem  anderen  Bundesstaat  Tollstreckbareo  ünter* 
suchunghaf  t**)  (Sml.  d.  Aosfidir.  S.  6ö3). 

*)  8.  Ztwh.  Xni  ölt  Anm.  1. 
S.  Ztsch.  Xin  609  Anm.  6. 


Militlirgericbt  ^kannten  Stiafe  an!  die  blifgerlicbai  BdiSrdeit  flbergeht, 
die  Zast&ndigkeit  dieaor  Beböiden  sieh  VQgelmäßig  nach  dem  Orte  der  Tat 
bestimmen.    Das  Gesetz  enthält  keine  ausdrQcklichc  Vorschrift  in  Bezug  auf 

die  Fäll«',  in  dcm'n  v'mo  Gesamtstrafe  mehrerr  in  f^^n  Gehirtpii  Tt  rschioilrntT 
Bundesstjiiaten  vt  iülite  Straftaten  umfaßt,  in  Aulelinuni;  an  den  liiindcsriiU»- 
beschluß  vom  11.  Juni  IHHö,  weklitr  die  Vollstreckung  einer  auf  (irund  des 
§  79  des  Stra^esetsbachs  oder  dee  §  492  der  StmlproseBordiiiing  erkaimteii 
Qeaamtolrale  für  die  FUle  ordnet,  in  denen  die  Binselatrafen  tos  Geriekten 
Teradiiedener  Bundesstaaten  festgesetzt  sind  —  vg!  dit  all^meliie  YerfOgong 
vom  H.  Spptomhor  1885  (JMP1  S  i(>!>^  — ,  haben  sich  die  Repicrnnt^rn  sämt- 
licher Bund)  sstaaten  und  dt  r  licir  Statthalter  in  Eleaß-Lotbringen  über  die 
Anwendung  aat hfolgeiider  (imndsätze  geeinigt: 

Die  Vollstreckung  einer  gegen  eine  Militürpcrson  erkannten  Gesamtstrafe 
(§  74  des  Stra^gesetabnchs)  wird,  soweit  nadi  §  16  des  BinfOhningegesetaei 
snr  MUitirttratg^riditaordnmig  mr  Vollstreckung  der  in  dtf  Qesamtstrafe 
enthaltenen  Einzelstrafen  die  bil^erlichen  Behörden  verscbisdeiiBr  Bundes- 
staaten /.»ständig  sein  würden,  von  dt»mjenigen  Staate  übernommen,  welcher 
nach  dem  Gesamtbetrage  dieser  iünzelstrafen  an  der  G^esamtstrale  am  hi>cb8ten 
beteiligt  ist 

Sind  mehrere  Bandesstaaten  mit  einem  gleichen  HOelistbetrage  betdligt» 
so  wild  die  Vollstreeknng  von  demjenigen  Staate  Abemommen,  dessen  Stoaf- 
anstalt  (Anlage  zu  ö  der  MilitärstrafTollstreckangsvorschiift)  mit  dem  ge- 
ringsten Auf\*'ande  von  Transportkost^jn  zu  erreichen  ist. 

In  den  Fällen  des  Ahs.  2  werden  di*«  Kosten  der  StrafvoHstrerknnff  von 
den  nii  lin  ren  hiiehstheteilii^ten  Staaten  zu  i^leicheu  Teilen  j^etraj^eu;  als  Kosten 
werden  jedoch  nur  bare  Auslagen  in  }i4.-cLnung  gestellt.  Im  übrigen  findet 
eine  BrstattiiDg  von  Kosten  nicht  statt. 

Die  JnstJsbehOrden  veranlasse  ich,  gegebenenfalls  nach  diesoi  Orand- 
sitsen  sa  verfahren.* 
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2.  M.-Aasscbr.  5.  9.  bt.  AafllieferttngaTerkehr  swiadieii  d.  deatacben 
Bdch  u.  d.  äcbweu*)  (666). 

Sa«lM«ii>Welinftr. 

HB  10.  8.  1903  bt.  Verzeiclinifi  d.  Atutsstdlen  d.  schweize  rischen  Kan- 
tone, an  welche  sich  d.  deutschen  Bthördea  ingjOk  Rechtshilie  i.  Straf- 
Sachen  wenden  können*)  (Reg.-Bl.  ä.  145). 

S«lMmnil»iif!9>4LIppe. 

A]]g.  Verf.  13. 11. 1903  bt  Anntelluig    Heimatsoheineii  (L'sche  Vo. 

8.397). 

Wttrltemberg. 

1  •>();{. 

1.  MV  1.  n.  bt.  Kechtühilff  i.  Straf sachen  seitens d.  schweizerischeu 
BdMen*)  (Amtsbl.  d.  JnstimiiiiBteriaiai  91). 

2.  MV  25.  7.  bt.  Aasliefamiig  t,  Varbrecbern  swiacben  Deutsch« 

lud  u.  d.  Schweiz*''  (tK?). 

:i  MV  7  H  bt  Antlieferang  t.  Verbrecbem  swischen  DeatscUand 

u.  d.  Schweiz*)  {iVf2). 

4.  MV.  11.  9.  bt.  Erteilung  v.  Strafaufschub  m.  Aussicht  a.  Be- 
gnadigung nach  Ablauf  d.  Probezeit  (1U2). 

m.  Außerdeutsche  Staaten. 

Bulgarien. 

(Vgl.  Ztsch.  XII.  160.) 

im>. 

1.  Ges.  19.1.  bt.  d.  Kommunalsteuern  (Reg.-Bl.  14). 

2.  Gm.  81. 1.  bk  d.  geaetzlicben  Feiertage  (3d). 

1901. 

1.  Amnestie-Gesetz  20.4.  (Reg.-Bl.  No.  9l>. 

2.  Ges.  16.5.  bt  d.  Einteilung  d.  Staatsgebietes  i.  Verwaltungs- 
besirke  {lOi), 

3.  Gce.  15.  &  bt  Abiadenuig  d.  Wahlgefleixes  (139). 

4.  Konvention  4.7.  m.  Ramftnien  bt.  d.  Fernsprechverkehr  (162). 
ö.  ÜberemkomimNi  10. 12.  m.  Rußland  bt  d.  Telegraphenverkehr 

(277). 

1902. 

1.  Staatarertrag  26.7.  m.  Ramttnien  bt  d.  Fischerei  i.  d.  Donau, 
(Reg.-Bl.  No.  141). 

2.  Ges.  1. 8.  bt  Ab&ndemiig  d.  Art.  979  d.  GiTilproz6flordnnag(168). 

3.  Abkommen  1.8.  m.  Rußland  bt.  Poatmandate  (179). 


*)  S.  Ztsch.  Xm  496  Anm.  1,  511  Anm.  1,  XIV  187. 
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4.  Ges.  17.12.  bt.  die  GerlchUvolUieh.  r  284). 

ä  Ges.  25. 12.  bt  d.  Yerlängemiig  d.  HandelsTertraget  bl  Rh- 

mänien  i2H4). 

6.  Ges.  26. 12.  bt.  Abänderung  n.  8  Artik.ln  d.  Ges.  bt.  d.  Ütraffer- 
fahren  vor  d.  Friedeutirieljtcrn  ^Reg.-Bl.  IWH  No.  3;. 

7.  Oea.  26. 12.  bt.  AbAndenuig  t.  Art.  76  d.  Notariatagesets«* 

11KB. 

1.  Ges.  6.  1.  bt.  Ab&ndenmg  d.  Art  75  d.  Handeisgesetxbaclii 
Keg.-Bl.  190:^  Nn.  H) 

2.  Ge:j.  22.1.  bt.  Abäudcruiig  d.  Art.  13  des  Jagdgesetzes  (23). 

3.  Ges.  24.1.bt  Analegung  d.  Art  14.  2.  d.  Wahlgcsetses  (26). 

4.  Oes.  28.2.  bt.  Ergliunuig  d.  Art.  212  d.  QerichtSTer!a8Stiiiga> 
gesetzea  (51). 

5.  Ges.  7.  3.  bt  AbSnderang  d.  Post-  u.  Telegrap he Dge setsei 

V.  ism  ö*r 

6.  Ges.  13.3.  bt.  d.  Gebühren  d.  auswärtigen  Ministeriums  d.  diplo- 
matischen Agenten  etc.  f.  Vidimierung  d.  Pässe  etc.  (72), 

7.  Abkommen  19.3.  m.  d.  serbischen  Post-  n.  TelegrapheBTer- 
waltnng  (80). 

8.  Gte.  20.6.  flb.  d.  Innangen  (134). 

Dänemark. 

(Vgl  Ztsch.  XU  160.) 

v.m. 

1.  Ges.  2.3.  bt.  Untersuchung  usw.  v.  Nahrungsmitteln. 

2.  Oes.  16.3.  bt.  Abtndernng  d.  Patentgesetses  13.4.1894. 

3.  Oes.  16.3.  bt  Srieicbtening  d.  EzekntionsToraiissetsangen. 

4.  Oes.  Iß.  .3.  bt.  d.  llafinahmen  gegen  d.  Binaehleppiing  an- 
steckender Kranklieit  t-n. 

5  Gen.  Bl.  3.  bt  M<kßnahmen  gegen  d.  Verbreitung  ansteckender 
Krankheiten 

(j.  Ges.  3.4.  bt.  L  II  fall  Versicherung  d.  Fischer. 

7.  Oes.  3.  4.  bt  d.  Alimentationspflicht  gegenüber  anehelichen 
Kindern. 

8.  Oes.  7. 4.  bt  d.  Fischerei  m.  Schleppnetzen. 

'.).  Ges.  17.  4.  bt.  Anmeldnngspfiicht  d.  Lebensversichernngs- 
gesellschaften. 

11)01. 

1.  Ges.7.2.  bt  Abänderung  d.  Ges.  12.  7.  Ib67  iib.  d.  Reichstagi- 

wahlen. 

2.  Ges.  2U.  3.  bt.  Abänderung  v.  Art.  21,  23,  30  d.  Konkursgesetset 
15.3.1872. 

3.  Ges.  29.3.  bt  Abündernng  d.  Patentgesetses  13.4.1894. 
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4    Oes  11  4.  bt.  Ergänzung  d.  Oes.  10.4.1874  u.  1.3.  lö»5  (Verbot  d. 

Ualteiiä  öffentlicher  Häuser). 

6.  Ges.  11.4.  bt.  d.  Fabrikarbeit  u.  Fabrikaufäiotit. 

Ftmdcreteli« 

(Vgl.  ZtKh.  XII  aS5ff.) 

1903. 

A.  Gesetze  und  Verordnungen  für  das  Gebiet  der  französischen 

Kepublik. 

1.  Ges.  2.1.  bt  d  (terichtasnstftndiglreit  in  Versiclieriingt- 
BAchen  [jMirnal  offiricl  :s.  I  i. 

2.  Ges.  3.  2.  hL  „sucidtdn  de prevoyance  äpartag«  et  ä  duräe 
limitee  (5. 2.). 

a.  Q«8.  4. 2.  bt  Abiadenuig  d.  Gewtce  5.7. 1836  n.  11. 1. 1892  bt.  d. 
Getreideeinfuhr  (5. 2.). 

4.  Oei.  8. 2.  bt.  Abindemng  d.  Oea.  15. 6. 1872  IIb.  d.  Inbaberpapiere 

(9.2.). 

5.  Ges.  15.2.  bt.  d.  öffentliche  Gesundheitswesen  (19.2.). 

H.  Ges.  11.3.  bt  AuädehDoog  d.  Güs.  1^.724.6.  1793  aa!  Werke  d. 
Bildbanerkanst  (14.3.). 

7.  Dekret  17. 3.  bt  die  Znlaasnng  von  Schilfen  in  den  fransD> 
tischen  Beeden  nnd  Httfen  in  Kriegaieiten^)  ^.S.). 


^)  „Art.  2er.  —  Em  temjjf  de  guene,  enire  le  lewr  ei  le  eoucker 
Af  toleüf  atueun  bäiiment  de  commerce  fraHfaie^  mtcuM  navire  itranger^ 
de  giterre  ou  de  amimerce,  ne  doit  approcher  des  cCdea  fran^nisee 
fFravrp  et  possessioits  fran^nisea),  u  woitts  de  3  milles,  avaut  d'y 
atoir  ite  autorisi.  Entre  le  coucher  (*f  le  lever  du  soleilf  Vinterdictio» 
d approcher  ä  moins  de  3  millex  ent  H/>.ynlne. 

Pendant  le  jour,  tout  nnrire  qui  se  ironre  h  la  di^tame  de  terre 
a  laguelle  se  distingue  la  couleur  des  pnvtUinis,  doit  porter  sou  pa- 
vüim  ntUUmal,  Sil  dieire  pinAtrer  dam  la  Mone  itUerditet  Ü  em  fait 
la  demoMde  en  hiaeant  le  aiguai  ^aj^l  de  pilote;  mais  il  ee  tieut  en 
iehors  de  la  limite  de  3  millcs  JusqWä  ce  gv'il  ait  414  arrai»onH4  ou 
fu'uu  ,sr)iinp)i<ire  lui  ait  9ignal4  que  sa  demande  ent  aecord4e, 

Tous  les  bätiments  sont  tetius  de  defvrer  innuediatentent  nu.r 
itifanctitins  d  u»  nnrirr  ih'  ((ucrrr  ou  d  un  semophoref  faites  ä  la  Voix 

Uli  pur  Icii     '1  II !f  u .1         I  mlc  i )i tci  iialiimal . 

Art.  2.  —  Ell  ictf/ps  de  gnerre,  si  im  des  bätimeiits  cisc^s  par  le 
pri'sent  d^crel  ne  sc  conforme  jma  au.v  prescriptions  formulcea  ci- 
deaeue,  une  des  baiferiea  voiainea  tm  toul  navire  de  guerre^  atationni 
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o«  en  martite  datts  les  entirunti,  decra  iui  intimer  i  or  dre  d'y  uih 
tempirer  en  Hrant  un  eeup  de  eanon  &  pmire. 

Si  ee  premter  awriiagement  reeie  sofu  effet,  ü  »era  Hrij  deux 
min  Utes  apr^ft,  un  comp  ä  obus  tat  peu  sur  Vavaut  du  bdfimemt  et 
st,  enfin,  apres  un  nouvel  intertalle  de  deux  minutes,  le  bätimentne 
s'arreie  ni  ne  s't^Inif/nc,  Ir  fett  sera  ourert  effertirvwotü 

En  cas  d'ut;/ettce,  le  prelimiuaire  du  coup  de  vanvn  ä  poudre 
peut  etre  suppritne. 

La  nu4t,  ä  tnoine  d'un  tnüle,  Ic  priliminaire  du  coup  de  eanvn 
ä  obue  peui  igidemmU  iire  eupprimd. 

Taut  bätiment  qui  forte  la  coneigne  relative  ä  Vinterdictiov  des 
zoues  drfeudurs.  s'expo^e  A  etre  detntit  et.  s'il  s'tippi  acJic.  jivmhint  la 
HUit.  ii  ii/otHs  d  un  mille  de  In  (■<'>ti-,  il  scxp<>sr  ä  voir  oucrir  itum^ 
diatement  le  feu  sur  lui  saus  avcrtissemcnt  prealahle. 

Art.  3.  —  En  iemps  de  gnerre,  dam  lea  roden  et  ports  militmrea, 
tonte  drenlation  de»  etnbarcatione  antre»  que  ceUes  appartenant  anx 
hdümente  de  guerre  fran^aia  est  absotument  interdite  entre  te  concker 
et  le  lecer  du  soleil,  Cette  ctrcnlettüm  n*e»t  auiorieäe  dn  lerer  nu 
coucher  dn  solrfl  que  pour  fes  enthnrcatior»^  (nixqueltes  les  onfm  if''< 
maritimes  aurntit  delirn^  loi  pcrmis  de  circulation  special  en  mctne 
temps  que  le  moyen  de  se  faire  reconnattre. 

Le»  embareaüon»  aniorieiee  devront  »*icarter  de»  navire»  de 
guerre  ei  Vinjonction  leur  en  est  faite  et  ne  pourront,  en  aucun  eae. 
les  acco»ter  ean»  en  awdr  regn  la  perm4»»ion,  La  ctreniaHon  de  ees. 
embarcations  restera,  par  ailleurs,  snumise  aujr  consignes  locnlci^. 
reJati'-rs  nrttammcnt  ä  Vinterdirtintt  de  penetrer  datis  certnines  parties 
de  la  l  üde  et  ScLCCoster  en  tout  autre  endroit  que  ceux  expresaemeut 
designes. 

Dans  les  poris  de  commerce,  des  mesure»  spMales  seront  prises 
par  Fantoriti  »npirienre  defofon  ä  mdnager  lee  UUirit»  dn  commerce, 
tout  cN  imposant  ä  la  circulation  de»  emharcoHon»  le»  reetriction» 

jugces  ntkessaires. 

Art.  i.  —  En  tvnips  de  t/uerre,  les  bätintenls  autorise.s  u  prne- 
Irer  dans  les  rades  et  ports  frängais  decront  prendre  le  tnouillage 
qui  leur  »era  indiqui  par  le»  antoritS»  loeale»  et  »e  conformer  »tricte- 
ment  anx  riglemente  de  tonte  nature  ddicti»  par  ee»  antoritS, 

La  dnrie  de  leur  aSJour  restera  »ubordonnie  anx  nicessiti» 
ttordre  militaire,  et,  lorsque  les  circonstances  Vexigeront,  Vautoriti 
superieurc  pourra  leur  hitimer  Vordre  de  prendre  Ir  Inrrje  mi  de  ^e 
retirer  ^ur  un  pnint  dilcrniine,  Cet  ordrr  dcr/ti  etre  c.it'cnli'  saus 
delai,  un  sursis  poucant  toutefois  etre  accorde  aux  narires  qui  f^e 
tfvuveraieni  dan»  Vimpoeeibilit^  justifi^e  de  »*y  eoaformer  immi' 
dieUement, 
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8.  Ges  22  :i  ht  Abanderang  d.  Oes.  4. 1898  bt.  d.  HaUpfUcht  i. 
Arbeiteranfalic  {21.  AX 

9.  Ges.  7.  4.  bt.  Abändernng  d.  Ges.  5.  7.  1844  üb.  Paten  twcseu  4.) 

10.  Qet.  7.  4.  bt.  staatUdie  üntentutsmig  d.  SehifftlraQs  („cotnpen" 
sation  d^armement"  n,  „prime  ä  la  naeigation)  (10.  4.) 

11.  Ges.  25.  6.  bt.  d.  Recht  d.  Emphyteuse  ^4  ?.). 

12.  Ges.  9.  7.  M.  Prioritätsaktien*^  fll,  T.i, 

13.  Ges.  31. 7.  bt.Abänderung  d.  Disziplinar-  a.  Straf gesetzgebung 
f.  d.  Handelsmarine  (11.  ü.). 

14.  Gel.  12.8.  bt  Ablodenmg  d.  Votariatsgesetee  (14.  8.). 

15.  Dekret  26.  a  bt  Brtliseler  Znsatsakte  14. 12. 1900  s.  d.  Kon- 
vention 20.  3. 1883  IIb.  d.  intematioiialen  Scbata  d.  indastrieUen  Eigen- 
tu  ms  (6.  9.). 

16.  Dekret  2fi.  8.  bt.  d.  Brüsseler  Zusatzakte  14.  12.  19f)0  z  d  Über- 
einkommen 14  4.  18'Jl  bt.  d.  internationale  Registrierang  d.  Fabrik»  a. 
Handelsmarken  (5.9.) 

17.  Ges.  4. 12.  bt  d.  NiederlasBongen  nicht  sagelasaener  Kon- 
gregatlonen  (d.  12.). 

B.  Gesetze  u.  Verordnungen  für  die  öchutzgebiete  u.  Kolonien. 

I.  Algier. 

1.  Dekret  3.  2.  bt.  Cm  Fängnisse  a.  Bessernngsattstalten  (Betmt 
algerienne  et  tunisional  1^02  III  S.  33). 

2.  Dekrete  29.3.  a.  28.  5.  „portant  orffnnittafion  des  tribuuaux 
I  epressifs  indigenes  en  Alyerie"  (Einrichtung  v.  Spezialgerichten  i. 
Htrabaohen  der  Biiigeboixenen)  (58). 

3.  Dekret  38. 5.  bt  d.  Verkehr  d.  Motorwagen  (69). 

4.  Dekret  30.  5.  bt.  Vermächtnisse  f  öffmtlidu  Zwecke  (73). 

5.  Dekret  1.  8.  bt.  d.  Vormnndsrha ft srecht  d  Kabylcn**!  ii:5), 

6.  Dekret  16.12.  bt.  d.  Unterstiitznnfrswi.hnsitz    liHi;?  III  S.  VM 

7.  Ges.  24.  12.  bt.  Organisation  d.  „tert  itoires  du  Sud  de  l  Alyvi  ie" 
u.  Einrichtung  eines  „budgel  autonome  et  special"  i.  diese  Gebiete  (Jour- 
nal vfficUil  26. 12. 1902). 

♦)  Mitgeteilt:  Ztsch.  f.  d.  gesamte  HandehieclU  Bd.  ö3  S.  158, 
**)  Abgedruckt:  Amnuiire  de  Ugislatiw  fi  angaisey  22  anuie  8.  214. 


Aueun  navire  ne  pomrra  appareUUr^  taU  pour  ehanger  de  momÜ' 
läge,  sott  pour  quitter  la  rode  sane  eu  avoir  refu  Vautorieation  des 

aut»rites  locales. 

Art.  ö.  —  Li-s  i/icsioes  prcoues  dam  le  present  dicret  «eront 
(ijiplicables  des  la  mobil isutioii. 

Art.  6.  —  Sout  abrogees  les  dispositiom  contraires  au  präsent 
dicret 

ZeiUcUrift  Mntern.  Privat-  u.  Öffentl.  Hecht.  XiV.  l\ 
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6.  Gw.dO.  IS.  bt  Oiganbatfon  d.  „cour^  d'assiaes  et  du  junj 
criminel"*). 

II.  Tunis. 

1.  Dekret  13.  H.  ht.  A  Zusständigkcit  d.  f ranz<tsisrhpn  Gerichte 
inTanisi  Strafsachen**)  {Recue  alger  ienne  et  tunisivnnel        Iii  S  VM. 

2.  Dekret  14.  6.  bt.  Abänderung  d.  „lui  fonc  ici  e"  1,  7.  Ibö5  \lSj. 

3.  Dekret  17.8.  bt  d.  AnsObang  d.  Jagd 

4.  Dekret  31. 8.  bt  AbKndenaiig  d.  Ges.  26. 12. 1888  flb.  d.  Patent- 
wesen (HkI). 

5.  Dekret  11.9.  U.  <1  Brüsseler  Zusatzakte  14.  12.  V.m  zu  .1.  Über- 
einkommen 14. 4. 1891  üb  tl  iiiternatinnale Registrierung  d.  Fabrik-  u.H  andels- 
uuirkeii  u.  20.3.  1883  bt.  d.  internationalen  Scbutz  des  industriellen  EUgen- 
tuuis  (108). 

m.  Gaadeloape. 

Dekret  19.  12.  bt  d.  Aafentlwlt  der  Austtoder  (Jimmal  offieitl 

27. 12.  lilQ2). 

IV.  Guinea,  Ellenbeinküste,  Dahomey. 

1.  Drekret  15. 4.  bt d.Gerichtsarganisatioii  (Journal  tffieiel  19.4.). 

2.  Dekret  1.10.  n.  15.10.  bt  d.  Verwaltangsorgaitisatioii  t, 

Gttineo  ,  El f cnbeinküste,  Dabomey  (4.  10.  u.  17.  10.)- 

3.  Dl  kret  14. 10.  bt  fieschr&nkong  d.  AnswandernDg  d.  Eingebore- 
neu  (12. 10.). 

T.  MadagascAT. 

1.  Dekret  12. 11.  bt  d.  Verwaltnngsorganisation  {Journal  officiol 
15. 11.). 

2.  Dekret  9. 8.  bt  d.  Oi^aiiisation  d.  Gemeinden  d.  Bingeborenen 
(19. 3.). 

VI.  Magotte  und  Comoren. 
Dekret  1.  2.  bt  BeschrKokung  d.  Answandernng  d.  Bingeborenen 
{Journal  offieiel  6. 11. 1902). 

TU.  Indo>China. 

1.  Dekret  18. 10.  bt.  d.  Yerwaltangsorganisation  {Journal  offidet 
22. 10.). 

2.  Dekret  1. 12.  bt  d.  Gerichtsorganisation  (7. 12.). 

YUL  Nen-Caledoiiieii. 

1.  Dekiet  26. 9.  bt  d.  Volk  es  cbal  anter  ri  cht  {Journal  of fidel  4. 10.). 

2.  Dekret  26. 10.  bt  d.  Aktl  enges ^llscbarten  (1. 11.). 

IX.  Occanien. 

Dekret  1.  12.  bt.  Abänderung  d.  Gesetzes  Ub.  d.  Gericbtsorganisation 

{Journal  ofßciel  G.  12.). 


«)  Abgedruckt:  a.  a.  0.  S.  238. 
Abgednickt:  a.  a.  0.  8. 241. 
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7l4lFWQpOII« 

(Vgl.  Ztsch.  XII.  162,  548.) 

Ges.  16.12.1899  bt.  Abänderung  t.  g|§  öl,  öö  d.  Verfassungs- 
gesetzes. 

1900. 

1.  Oes.  24.2.  bt  d.  WablverUlireii  f.  d.  Storthing. 

2.  Hilitürstrafprosefiordnang  29. 3. 

Oes.  8.5.  bt  Bek&mpfnng  d.  Taberkalote. 

4.  Oes.  19.'&.  bt  d.  Armenreeht 

5.  Oes.  81.6.  bt  d.  Strafanstalten  n.  Zwangsarbeit 

6.  Oes.  8t.  ö.  bt  d.  Vagabunden»  Bettler  n.  Trunkenbolde. 

7.  Oes.  31.5.  bt  Änderung  d.  Oes.  26.5.  84  IIb.  d.  Handelsmarken. 

1901. 

1.  Ges.  23.2.  bt.  Vogelschutz. 

2.  Ges.  19.3.  bt.  Abänderunf^  v.  ?<  92  d.  Verfassungsgesetzes. 

3.  Oes  2.4.  bt.  Abänderung  d.  Ües.  27.1896  bt  Verjährung 

Fordt;rungen. 

4.  Ges.  4.  ö.  bt.  d.  S c h  i  f  f  s r  e g  i  s  t e  r  (Ausf übrungsbestiinmungen  zu  Art.  2 
des  Seegesetses  20.7.  1898). 

5.  Oes.  4.5.  bt  d.  Anmeldung     Beisenden  n.  Fremden^. 

6.  Oes.  14. 6.  bt  Verlängening  d.  Geltang  d.  Oes.  2. 6. 1883  fib.  d. 

Lappländer. 

7  Ges.  2f)  5.  bt.  Abänderong  d.  Art.  2  d.  Oes.  6.8. 1897  ab.  d.  Aus- 
gabe von  Inhaberpapieren. 

8.  Ges.  6.  12.  bt  Abänderung  d.  Uypotbekenbankgesotses 
28. 6.  1887. 

1902. 

1.  Ges.  7.3.  bt.  d.  Wechselstempel. 

2.  Allgemeines  Strafgeaetsbnch  22. 5« 

3.  Uilitirstrafgesetibneh  22.5.  MilitllrBtrafproseßordnnng 

22.5 

4.  Ges.  22.0.  bt.  Abänderungen  i1  Ges.  ttb.  d«  gerichtliche  Yer- 
ahren  i.  Strafsachen  1.7.1887  fJnsti/.u'tsetz i. 

;').  Ges.  22.5.  bt  Abänderungen  y.  §^  Ö2a,  .^a  d.  Verfassungs- 
gesetzes. 

6.  Ges.  20. 12.  bt.  d.  gerichtliche  Verfahren  i.  Handelssachen« 

7.  Oes.  20.12.  bt  Abftndentng  d.  KonsnlatsgesetBes  15.6.1878. 

Abgedruckt  Ztsch.  XII.  548. 
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ömterreitUm*) 

190L 

1.  Internationales  Sanit&taflbereinkummen  10.3.1897  lOste^ 
reich-Cngarn,  Deutsclilaiid,  Belgien,  Spanien,  Frankreich,  Großbritannitn, 
Griechenland,  Italien,  Luxemburg,  Montt  iKuro,  Türkei.  Niederlande.  Persitn. 
Portugal,  Rumänien,  Rußland^  Serbien.  Schweiz),  abgeschlossen  Venedig 
19. 3. 1897  ▼.  Sr.  tt.  k.  apostoliachen  Mujt^uii  ratifiziert  za  Ischl  33. 7. 1891$ 
usw.  Piotokoll  flb.  d.  D^nienmg  d.  Rmtifikation  wurde  31.10.1899  in 
Rom  nntenmclinet.  (RQBl  !.  d.  i.  Reiclurale  vertretene  Linder  No.  13.) 

2.  V.  1.  '1  d.  k.  k.  Handelsministeriums  bt.  d.  Verhalten  d.  Seefaandels* 
schiffe  tt.  Yachten  gegenüber  Kriegsschiffen  u.  Befestignngswerken 

im- 

3.  Kundmachung  d.  k.  k.  Finanzutinisteriums  J>.  H.  bt.  d.  wiclibclM  iti^f 
Überweisung  d.  Durchfuhrwaren  an  d.  üsterrcichisch-russischen 
Qrenxe  (26). 

4.  Knndmachnng  d.  k.  k.  Eisenbahnminisfeerinnia  18.3.  bt.  d.  Liste  d. 
Eiscnbahnttrecken  a.  welche  d.  internationale  Übereinkommen  äb. 
d.  EiscnbabnIrachtTerkehr  14.10.1890  BOfil  Nr.  18$  1892,  Anweodnog 
findet 

n.  V.  d.  k.  k.  Ministerien  d.  Finanzen  d.  Handols  n.  d.  ,\ekerbau(:s 
28.3.  bt.  d.  !Nachweisung  d.  Ursprunges  v.  serbischem  Geireidi  ki 
d.  HÜnlahr  in  d.  österreichiaGh-ungarisdie  Zollgebiet  (3;^). 

6.  y.  d.  k.  k.  GesamtminiaterininB  15.4.,  womit  d.  k.  n.  k.  KonsnUr» 
(mter  in  Valona,  Frieren  n.  Bagdad  a.  rollen  Austtbang  d.  Richter- 
amtes ermächtigt  u.  d.  hierfür  maßgebenden  Rechtsnormen  bestimmt  werden  35»  i. 

7.  StaatBvertrag  30.13.  zwi.srluii  Sr  Majestät  d.  Kaiser  v.  ihui- 
rv'uh  usw.  u.  Apostolischtiu  Künii:  v.  l'ii<:;irn  (iiui'seits  u.  Sr.  Majej-täT  d 
iieutttchcn  Kaiser,  König  v.  PreuÜen,  im  Namen  d.  Deutschtn  Iltichea  audeivr- 
scits,  bt.  d.  gegenseitigen  Schüta  d.  Werke  d.  Literatur,  d.  Kunst  il 
d.  Photographie  (abgeschlossen  in  Berlin  80. 12. 1899,  v.  Sr.  k.  n.  k.  Apo- 
stolischen Majeetftt  ratifixiert  23.4.1901,  in  d.  beiderseitigen  RatifikationeB 
ansgewechselt  9.5.  1901)  (5<J). 

8.  V.  d.  k.  k.  Finanzfniiiistmums  18.  5.  bt.  d.  Übereinkommen  zwi-  1'  r, 
d.  k  k.  nstcrrcichisrhiii  u.  d.  fürstlich  Liorhtt'nstein'scben  R^icxuDj^  i- 
Zwecke  d.  Vermeidung  von  Doppelbest cut  rangen   68  . 

9.  Ges.  18.6.  bt.  Gebühren  v.  Veruuigensübtrtragungeu^M^  • 
b)  DiirchfabmngSTerordnnng  d.  Minister  d.  Finanzen  n.  Joftia  ^ 

'S.  vorerwähnten  Ges.  (75). 

10.  AUerh.  Handschreiben**)  22.  6.  bt  d.  Verhältnis,  i.  welcht-m  d  i 
Reichsrate  vertretenen  Königreichen.  L&nder  i.  d.  Zeitv.  1.  7.  IWl  h. 


*)  Mitgeteilt  von  üerru  Dr.  Iaido/-  Schtcartz  in  äarajewo. 
**)  Vgl.  hierzn  §  3  des  Österreichischen  ätaatsgrondgesetzes  vom  21.  Ik- 
Kcmber  1867  Ko.  146  ROB  nnd  §  21  des  nng.  OA  XU:  1867. 
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tM).  (i.  HMt'i  7.  rl.  Kosten  d.  m.  üug^aru  gemeinsamen  Angelegenheiten  beizu- 
tragen haben  (ii)). 

11.  Oes.  27. 6u,  womit  bexttgUcb  d.  b.  Kohlenbergbaae  i.  d.  Orabe 
beechSftigte  Arbeiter  d.  Qct.  t.  21. 6. 1869,  No.  115  RQB,  flb.  d.  BeMbUfUgaoR 
T.  jngendlichett  Arbeitern  a.  Pranenspersonen,  dann  ab.  d.  tSglicbe 
Arbeitsdaiier  u.  d.  Sonntau'si  iihe  b.  Bergbaue,  abgeändert  wird  (81 1. 

12.  VerträLTo  n.  1  iM  ri  iiikammen  Weltpostvereins  15.  H.  185)7  (Wa- 
shington 15.  6.  IN!»?,  V.  ."^r.  k.  u.  k.  apostolisrhen  Majestät  ratifiziert  GödöUö 
XU.  5.  lüül.  d.  Ratilikatiuii  uutitiziert  Washiiigtou  1.  H.  ISN)!)  (1.H7). 

13.  Zusatzübcreinkummen  z.  d.  intern.  Übereinkommen  Ub.  d. 
EisenbahnfraebtTerkehr  19.  lU.  imo  RGB  No.  186  1892  (abgeacblosaen 
Paria  16. 6. 1898,  v.  Sr.  k.  n.  k.  apostolischen  Majestät  ratifiziert  Wien  9.  2. 1900, 
d.  üintorlegung  d.  Ratifikiuiniif  n  hat  Paris  10.  7. 1901  fltattgefnnden)  (192). 

14.  V.  d.  k.  k.  Eisenbahn  minister  bt.  Abänderung  u.  Ergänzung  d. 
V.  II»  12  1H92  207  RGB  bt.  Betriobsreglements  f.  d.  fiisenbahnen 
d.  i.  R<  idisrutr  vi  rtn  tf'nen  Königsreiohe  u.  Länder  (193). 

15.  V.  d.  k.  k.  iiandclsmiuitiU'riums  i.  Einvernehmen  m.  d.  k.  k.  Ministerien 
4.  Innern  n.  d.  Gieenbafanen  16. 12.  bt.  d.  Erlangung  v.  Scbiffspatenten 
s.  Pabrttttg  dnes  Segel»  od.  Dampfschiffes,  einet  Motorschiffes  od.  eines  s. 
gewerbsmftftigeo  Befttrderang  v.  Personen  dioienden  Motorbootes  auf  dem 
Bodensee  (215). 

1902. 

1.  V.  d.  k.  k.  Handelsministeriums  17.2..  womit  d.  1  Nachtrag  z.  Ver- 
ordnung 28.  12,  IbUU,  Nu.  254  RGB,  bt.  d.  gleichförmige  Einrichtung,  l'ber- 
wadmng  n.  Untersnchong  d.  Lichter  n.  Signalmittel,  a.  Gmnd  d.  Vor- 
idiriften  s.  Verhtttang  v.  ZusammenstöBen  a.  See,  erUssttt  n.  d.  §  10  der- 
selben ergbut  wird  (88). 

2.  a)  Ges.  22.1.  bt.  d.  Regelung  d.  Konsularg«  bdhrenwesens  (^)« 
b)  V.  d.  k.  k,  Gesamtministeriums  17.8.  Z.Durchführung  d.  Oos. 

V.  22. 2.  i»L'  No.  40  RQB.  bt.  d.  Kegelang  d.  KuusulargebUbren- 
Wesens  ((>8k 

3.  Kundmachang  d.  k.  k.  Elsenbalmministeriams  17. 2.  bt,  d.  liste  d. 
Eisenbahnstrecken,  a.  welclie  d.  internationale  Übereinkonunen  üb.  d.  Bisrababn- 
ftachtTerkehr  17. 10. 1890  ROB  No.  186  ex  1892  Anwendung  findet  (43). 

4.  V.  d.  k.  k.  Handelsministeriums  1.3.  bt.  d.  Nachweis  d.  Befähigung 
7  Krlangung  d.  seemännischen  Rangseigenschalten  i.  d.  Uandels- 
mari  ne  (44). 

5.  Ges.  25.2.  bt.  d.  Abänderung  u.  Ergänzung  d.  Gewerbe- 
ordnung (4ü). 

6.  Ges.  27. 4.  bt.  d. Errichtung  v. Beruf sgcnossenscbaften  d.  Land» 
Wirte  (91). 

7.  a)  Kundmachung  d.  k.  k.  Eiscnbahnministoriums  15.  5,  d.  Vereinbarung 

abweichender  Vurschriften  25.  2.  1SM)2  f.  d.  wechselseitigen  Verkehr 
zwischen  d.  Eisenbahnen  Österreichs  u.  Ungarns  einerseits 
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u.  Deutschlands  andererseits  rücksicbtlicb  d.  Dach  d.  inuinatio- 
nalen  Übereinkommen  flb.  d.  BiienbahnfrachtTerkebi  aasgeschloa- 
aenen  oder  bedingnngaweise  sneelMsenoi  GcgensUnde  (97). 
b)  KundmacbuDg  d.  k.  k.  Eisenbahnministeriums  15.  ö.  bt.  d.  Sonder» 
abkommen  12.  4.  UH)2  zwischen  d.  k.  k.  üsterreicbischcn  u.d.  kaiserl. 
deutschen.  Regierung  z.  internationalen  i'bereinkommrn  Wh.  d.  EiseR' 
bahnfrarhtverkphr  f.  d.  deutsch-östorrHrhisrhen  W  i  kt  hr»    W  . 

8.  V  (1.  k.  k.  (k'aaiiitministeriums,  womit  d.  Veriahrcu  i.  büigcr- 
liehen  Rechtsstreitigkeiten  vor  d.  Konsnltirge richten  geregelt  wird 
(101). 

9.  (les.  2r>. \v tiruit d.  Regierung  z.  provisorischen  Hegelang d.  H  a  i  '  '  s - 
II  Verkehrsbeziehungen  sowie  d.  KonBttiarverh&itnisse  m.  Mtxiko 
enn&cbtigt  wird  n(>8). 

lü.  Finanzgesetz  Hl.  5.  f.  d.  Jahr  1JRI2  (U«)). 

11.  V.  d.  k.  k.  Finangniinisteriums  13.  ö.  bt.  d.  nnmittelbaren  Verkehr 
zwischen  d.  k.  k.  Staatsbehörden  n.  d.  kOnigl.  prettßl sehen  Behörden  be- 
hufs Dnicfatthning  d.  Staatsvvrtrages  21. 6. 1899,  RQB  No.  Id8  ex  1900  (111). 

12.  Staatsvertrag  27.  5.  1901  zwischen  d.  österreichisch  -  ungarischen 
Monarchie  u.d  Königreiche  Rumänien  wegen  w(  rhst  Isi  itiL'er  Auslieferung 
V.  Verbrecht  VI)  ■  Abgeschlosst  ii  Bukarest  27.  H  v.  Sr.  k.  u.  k.  Ap<»«!to- 
tischen  Majestät  ratifiziert  22.  i.  U>(>2.  i.  d.  beidersiiiigen  Ratifikationen  aus- 
gewechaelt  i.  Bukarest  26.4.1902  (12:}) 

12.  Allerhachstes  Handschreiben*)  26. 6.  bt.  d.  Verhältnis,  In  welchem 
d.  i.  Rcichsrate  vertretenen  KSnigreiche  n.  Lftnder  i.  d.  SSeit  y. 
1.  7.  1!M)2  bis  H.  lilOH  z.  d.  Kosten  d.  mit  Ungarn  gemeinsamen  Angfr* 
legenbeiten  l)ii7.utra;r(>n  haben  il2(iK 

V^.  iSUütävtruag  li>.  l.  IH;>8  m.  Preußen  bt.  d.  Verlegung  d.  Landtrs- 
grenze  längs  d.  Przemszaflusses  i.  d.  Strecke  von  8Iupna  bis  zu  dessen 
BlnmOndong  1.  d.  Weicbsd  (abgeschlossen  m  Wien  19. 1. 1898,  von  Sr.  k.  a. 
k.  Apostolischen  Majcstftt  ratifiaiert  sn  Wien  2H.  2. 1902,  d.  Ratifikation  ans- 
getaoscht  zu  Wien  2.  B.  1!K)2  (i:K)). 

14  G.  s  s  7  ht  ßegünstigangen  f.  Geblade  m.  gesnnden  n.  billigen 
Arbeit (  r w<»bnungen  (144 l 

Ih.  Ues.  12.  7.  bt.  d.  Uaftpflicht  d.  Eisenbahnen  (.AasdebnuDg  d.  Ges. 
ö.  3. 1869  No.  27  ROB  a.  alle  m.  Anwendong  einer  eh^mentaren  Kraft  be- 
triebenen EisMibahnen)  (147). 

16.  Ges.  22.  7.  bt  d.  Etgininng  d.  Oewerbeordnang  beaflgUch  d.  bei 
Baannternehmungen  beschäftigten  Arbeiter  ilä.*)  . 

17  <ti'*!  2H  7  bt  d  Regolunsr  d  A  rb«M t s  verhäl t  nisses  d  Ihm  Flegie- 
bauu  II  V.  Hisenbahucn  u.  in  d.  Uilfsanstalten  derselben  verwendeten  Ar- 
beiter 

18.  V.  d.  k.  k.  HaadelsmittisterittmB  28.  5.  womit  eine  neue  Vorschrift  Ob. 
d.  fTniformicrnng  d.  k.  k.  Hafen-  n.  Seesanit&tsbeamten,  dann  d.  B<»ot8« 

•)  Vgl  d.  Note  b.  Xo.  10  a.  1901  (oben  S.  204». 
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männcr,  Hafenwächter  u.  Uafenlotsen  d.  k.  k.  Seeverwaltang  erlaaeen 
wird  (17Bi. 

19.  Kundnuchang  d.  k.  k.  ücsamtministeriums  9.  9.  bt.  d.  meistbe» 
gttnstigte  Behandlang  mexikanischen  Provenienxen  bei  d.  Einhdir 
i.  d.  Osterreich-imgariBche  Zollgebiet  (177). 

ao.  Additionalerblarnng  26.  6.  1901  s.  d.  m.  d.  Tereinigten  Kanigreiche 

V  n roßbritannien  n.  Irland  wcfjen  gegenseitiger  Auslicfrrnnu  v.  Ver- 
brechern :il>fro«!rliloss* ti.Ti  Staat svertrage  3.  12.  1873  RGP>  Nu.  31)  ex  1879 
(abj?eschlo8sen  2().  \(>ti  Sr.  k.  u.  k.  Apostolischen  Majestät  ratifiziert 

8.  6.  19U2,  i.  d.  beiderseitigen  Hatihkationen  ausgewechselt  London  25.  6.  1902) 

1903. 

1.  V.  d.  k.  k.  GesamtministeriiinM  31.  12.  1902  flb.  d.  Erm&chtignng 

d.  k.  II.  k.  Konsulates  i.  Tientsin  z.  vollen  Ausübung  d.  Richteramtes 
neben  d.  k.  u.  k.  Konsulargerichte  i.  .Shanghai,  sowie  flb.  d.  bei  diesen  Konsolar-' 
gerichten  anzuwendenrlfn  Rechtsnormen  (.')). 

2.  Ges.  9.  1.  mit  welchem  einige  abändernde  u.  erfränzende  Bestimmungen 
zu  d.  Ges.  l.  4.  Iö7ö  Ho.  67  RGB  bt.  d.  Organisierung  il.  IJürsen  erlassen 
werden  (Verbot  d.  Temunbandets  1.  Getreide  n.  Kttblenfabrilfaten)  (10). 

3.  Staatsrertrag 5. 3. 1902 *)  bt.  d.  Znc k er g e setzgeb n ng  (abgeschlossen 
Brüssel  5.  3.  HKJ2,  Ton  Sr.  k.  n.  k.  Apostolischen  Majestät  ratifiziert  xn  Wira 
31.  1.  1903  (25). 

4.  V.  (1.  k.  k.  Eisenbahnministfriiiins  17.  2  bt.  d.  Abändeninir  u.  Ergän- 
zung einiger  Bestimmnnsren  d.  m.  V.  10.  12  l.S!t2.  No  207  RGB.  m.  \\  ii  k.s;unk»  it 
1.  1.  1893  eingeführten  Betriebsreglements  f.d.  Eisenbahnen  d.  i.  Heichs- 
rate  Tertretenen  Kftnigreicbe  n.  L&nder  (29). 

5.  Ges.  16.  2.  bt.  d.  Konvertierang  t.  Obligationen  d.  einheitlichen 
Staatsschald  (87). 

6.  Ges.  0.  3.  bt.  d.  Festsetzung  d.  Tageszeiten  f.  d.  Erhebung  v.  Wech- 
selprotesten «(>(>). 

7.  Kundmachung  d.  k.  k.  IlandelsiriinisfcriiiiiiH  27.  3,  bt  d.  I-iste  d. 
Eisenbahnstrecken,  a.  welche  d.  internationale  (  hereinkommen  üb. 
d.  Eisenbahn frachtverkehr  19. 10.  1890  No.  184)  RGB  v.  1892  Anwendung 
findet  (83). 

8.  Oes.  19. 4.  bt  d.  Sdmts  d.  Zeichens  n.  Namens  d.  roten  Kreazes  (85). 

9.  Staatsvertrag  21. 1.  zwischen  Osterreich- Ungarn  u.  Sachsen  z.  Ver- 
meidiini^  v.  DoppelbesteiK  rnnu'en.  welche  sich  a.  d.  Anwendung  d.  f.  d.  i. 
f{t-i(  hsrate  vertretenen  Königreicln-  u  Uindor,  bpzw,  f.  d  Kfini^reich  Sachsen 
geltenden  iSteuergesetze  ergeb»MT  k<»iinten  tabgescliU>si>en  Wim  21  1  .  von  .Sr. 
k.  n.  k.  apostolischen  Majestät  laiitiziert  7.  3.,  d.  Ratifikation  ausgetauscht 
Wien  21. 3. 190:^)  (123). 


*f  (  her  die  Kontrahenten  vgl.  die  Verordnungen  vom  26.  August  1903 
No.  173  RGB  und  vom  12.  September  1903  Ko.  191  RGB. 
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10.  Oes.  10. 6.  bt.  d.  Revision  d.  Erwerbs»  n.  WirticbaftsgenosBen« 
scbaften  n.  anderer  Yerdne  (133;. 

11.  Staatsvertrag  20. 11.  Ü2  swiachen  (jaterrncb-Uiigani  b.  d.  D eatschen 

Reiche  wogen  Hcrstellang  A.  Eisenbahnrerbindung  t.  Friedcber^  a.  Q.  n. 
Heinersdorf  abtrcsrhlnsson  Br  i  lin  20.  11.  V.H)2,  v.  Sr.  k.  u.  k  apostolischen  Maje- 
stät ratiHzi'il  Htulaiifisi  14.  2  .  <iic  Hatitikationen  au::5^:(  r;i lischt  Hnlin  1.  7.)  (  UW>I- 
V.  d.  k.  k.  FinanzminisU  riuins  11.  11.  bt.  d.  i  bereinküimnen  zwischen  d. 
k.  k.  Regierung  n.  d.  königl.  bayerischen  Regierang  behnb  BeadtigiUK 
vermeidbarer  Doppelbestenerangen  (262). 

RuUinnd. 

^Vgl.  Ztsch.  Xn  163.) 
1900. 

1.  Ukas  1. 6.  bt.  ZnrttckbefQrdening  freigesprochener  Verbannter 

auf  Staatskosten. 

2.  Stempelsteuerretrlement  10.  (}.*) 

2  Ukase  10.6.  u.  12.  6.  bt.  Beschränkung  d.  Deportation  nach 
Sibirien.**; 

1901. 

1.  Reglement  4.  4.  bt.  Vermittelung  bei  Streitigkeiten  swischett 

Arbeitgebern  n  Arbeitern  durch  staatliche  Heamte. 

2.  Ukas  bt.  Bewilliguüir  <  iti»'s  Konditr s  f  d  Kommission  zur  ReTision 
d.  Entwurfes  eines  bürgerl it  lien  Gesei/.luuiies. 

3.  Ukas  bt.  Einsetzung  einer  Kommission  z.  Ausarbeitung  d.  Ent- 
wurfes eines  Seegesetsbnches. 

4.  Reglement  21. 12.  bt  d.  Verfassung  d.  Aktiengesellschaften.***) 

lim. 

1.  Ukas  89. 4.  bt.  Sicherstellung  d.  Tätigkeit  d.  Privatbanken.***) 

2.  Wechselordnnng  27. 5.****) 

^»(■Itweden. 

^Vgl.  Ztsch.  XU  164.) 

1900. 

1.  V.  31.3.  bt.  Scbaffang  eines  Landwlrtschaftsministeriams. 

2.  Ges.  22.6.  bt.  Bestrafung  d.  Tierqn&lerei. 

3.  Ges.  29.6.  bt.  d.  Bestrafung  d.  Beschädlgong  elektrischer 

Anlagen. 

4.  Ges.  17.10.  bt.  Str:ifr«  gistor. 

ö.  Ges.  17.  10.  bt.  d.  Hescliäftigung  von  MinderjAhrlgen  u.  Frauen 
in  industriellen  Betrieben. 


*i  Mitgrtrilt  Deutschen  HandeLs-Archic  Jahrg  1!)nt  S  Hl 2 

**;  Mitgeteilt:  Annuaire  de  l^yislaiian  eiranyere  30  aiinee  44U. 

***)  Hitgeteilt:  Ztaeh.f.  d.  gewmU  Banäelsreeht  Bd.  53  8.  560. 

****)  Hitgeteilt:  Ztseh,/.  d.  gesamte  Sandelerecht  Bd.  53  S.  479  ff. 
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1.  Oes.  M).  3.  bt.  Abäiiilt  rnng  v.  Kap.  IV  §  11  d*  Strafgesetzbacbes. 

2.  Ges.  10.5.  ht.  'i  Schiffsregister. 

3.  Ges.  14.  ü.  bt.  Bestrafuiij?  d.  U  uchers 

4.  Ges.  14.  G.  bt.  Bestrafung  d.  Verletzung  d.  Wehrpflicht. 

d.  Ges.  14.6.  bt.  AbSaderangeii  d.  Prozeßgesetxee  (nr^teyanys' 
baiken"  1734). 

6.  Ges.  5.7.  bt.  Schadensersatz  f.  Arbeitsunfälle. 

7.  Ges.  5.7.  bt.  Abänderung  v.  §  142  d.  Konkursordnang. 

8.  (res,  .0.7.  bt.  Abänderung  v  iji;  1  H  d.  Berggesetzes. 

ü.  (its  b.l.  bt.  Abänderung  v.  Kap.  XVll  Artt  4,11  d.  Handels» 
gesetz  buc hes. 

1902. 

1.  Ges.  6.6.  bt.  Srziehnng  elternverlassener  Kinder  (St^nsk 
författntngswmling  1902  No.  63). 

2.  Ges.  18.6.  bt.  Erziehung  verwahrloster  Kinder  (67). 

3.  n*  s.  27.6.  bt.  AMnilernnK'  v.  Kap.  V  1.  2,  3,  6  d.  Stiafgeeetz> 
bnchs  bt.  ü.  Alter  d.  jugcudlicbon  Deliu^uuitcn  (72). 

1903. 

1.  Oes.  24. 7.  bt.  d.  Schutz  d.  Privatwatdnngen  (Stenak  för' 

fatt»in(fsHaviliny  19(>3  No.  71)). 

2.  Ges.  24.7.  bt.  d.  Versichenintrstjesellschaften  (1!W>4  Nti.  94: 

3.  Ges.  18.  9.  bt.  solidarische  Privatbanken  „soiidariaka  bank- 
lAulay^  (1904). 

Ungarn.  *)  ♦*) 

19t)ü. 

1.  *OAVI  Staatsbudget  f.  d.  Jahr  1900  (gilt  teilweise  auch  f. 
Croatien  u.  Slavonien  soweit  es  d.  gemeinsamen  Angelegenheiten  zwischen 

Ungarn  n.  Croatien-Slavonien  betrifft). 

2.  ♦GA  XI  üb.  d.  Effektenumsatzsteuer. 

3.  GA  XVI  ab.  d.  liilfskasse  i.  landwirtschaftiiche  Arbeiter 

U.  Dienstboten. 

4.  (lA  XVII  üb.  d.  Verstaatlichung  d.  öffentlichen  Veterinär- 
dicuätes. 

5.  GA  XX  ab.  d.  OemeindeTerwaltnngslehrknrse. 

6.  *GAXXI  flb.  d.  Inartikuliemng  d.  m.  Spanien  abgeachlossonen 

ÜUereinkommens  z.  Schutze  v.  Erfindungen,  Marken  n.  Muster.  (Sank- 
tioniert 12  7.  19IK».  n.  Auswechslung  d.  H  itifikationen  ZU  Madrid  11. 6.  liXJO. 
Kundgemacht  in  d.  ungarischen  Gä  17. 7. 190U.j 

*i  Mitgeteilt  von  Herrn  Dr.  Isidor  SchtcartK  in  Sarajewo. 
*♦   .Ans  (lim  „Orsziiff'is'  Ti'>rr('nvfrh" .    Die  im  Sinne  des  GA  XXX: 
1868  auch  für  Oroatien-SlavunK-n  geltemlen  Gesetze  sind  mit  *  bezeichnet. 
OA  bedeutet  «Gesetiartikel'*,  die  offizielle  Bezeichnung  der  ongaiischen  Gesetze. 
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7.  GA  XXII  üb.  d.  Ausdehnung  d.  98  GA  XV:  1899  (üb.  d.  Gerichts- 
barkoit  in  Ang« le<ronheit  d.  Wahlen  d  Reit  hstagsabgeonlm  tenL 

8.  ♦GA  XXlil  üb.  d.  Inartikulierung  d.  hi.  Schutzmalire^eln  gegen 
die  Pest  19. 3.  1897  in  Venedig  abgeschlu^^scncn  interuationalen  Ub«rdn- 
konmieiu.  (Die  ftiii  d.  ÜbereinkiHiiiiicii  besttglicben  Ratifikatfonai  wardm 
31. 10. 1899,  d.  auf  d.  Hodifikation  d.  Artikels  85  d.  s.  Übereinkommen  ge- 
bSrenden  ^AUgemeiiien  Sanitätsreglement*  bezögUrhe  Deklaration  aber  wurde 
2U.  8.  19(K)  ausgetauscht.  —  Sanktioniert  26.  9. 1900.  Kondgemacht  in  d. 
ongarisrlh  n  GS  9.  10.  Wm.) 

!•  XXIV  üb.  d.  Inartiknliening  d.  v  Sr.  k  n  k  Hub.  ü  rt  Horm 

El  zherxog  Franz  Fcrdiuantl  v.  Oaterreich-Este  a.  Anliiij  s.  ni.  d.  Grktin 
Sophie  Marie  Josefine  Albina  Chotek  v.  Chotkowa  n.  Wognin  geschlossenen 
Ehe  abgegeben«!  Erklftrang. 

10.  •GA  XXV  Ab.  d.  Modifikation  d.  a.  d.  Sammeln  v.  BcstelhmL'en 
bozügl.  Bestimmungen  d.  «öO  d.  GA  XVII  1887  (Gewerl^ ordTiunir  GA  XXVII 
1900  üb.  d.  Regelung  d.  Kechtsverhältnisae  zwischen  Grundbesitzern  u.  Wirt- 
Schaf  t«beauitt>n. 

11.  OA  XXVII  ttb.  d.  Forstarbeiter. 

12.  QA  XXIX  8b.  d.  Regelung  d.  Heck tsv erb ftltnisse  swischen 
Tabakprodnsenten  u.  Tabakgärtnern. 

13.  OA  XXX  ttb.  d.  Brrichtnng  t.  gemeinntttaigen  Berieselung s- 

kan&lc  n. 

14.  GA  XXXIT  (Ib.  d  neiiprürhe  Verliintrn unu  d.  OA  XI  188M  ht  d. 
Inartikulierung  d.  zwischen  Lingani  u.  Kroatien-Ülavonien  geschlossenen 
linanslellen  Übereinkommens. 

um. 

1.  *GA  IV  .Staatsbudget  f.  d.  Jahr  1901.  (Siehe  d.  Bemerkung  b.  GA 
VI  OHM)  betr.  d.  (TeltTinfT  hinsirhtlirh  Kroatiens-Sla%'oniens\ 

2.  •GA  Vi  üb.  il.  Inartikulierung  d.  z.  gegpnHritii.'(n  Sduitz  d.  Trheber- 
rechtc  a.  Werken  d.  Literatur,  Kunst  u.  IMiotographie  m.  d.  Deut- 
schen Reidie  90. 12. 1999  i.  Berlin  abgeschlossenen  Vertrages  (Sanktion  2S.  5. 
1900.  Ratifikationen  ansgewecbselt  i.  Berlin  9. 5. 1901.  Kundgemacht  i  d. 
ungarischen  Gesetzessammlung  25.5  1901). 

*GA  VII  üb.  d.  InaitiktiHi rung  d.  m.  d.  k  tin^arischen  Seescbitf« 
fahrtsgesellschaft  „Adria*  abgesrhlossrTH'n  Vertrages. 
4.  GA  VIII  üb.  d.  staatlichen  Kinderasyle. 

ä.  OA  IX  flb.  d.  i.  Fiume  s.  organisierende  Verwaltungsbehörde 
mittlerer  Instanz. 

6.  *GA  X  tlb.  d.  Inartikulierung  d.  m.  Ungarisch  -  Kruatischen 

Seedampfschiffahrts-Aktiengesellschaft  abgesdilosscnen  Vertrages. 

7  *r(A  XI  üb.  d.  Inartiknlienm^  d.  m.  d.  Ungarisi  h-Kroatisrhen 
Seiilajapl:ichi!f;ihrts-Akt  i(  ii>,'rs('l]si  liaft  hinsichtlich  d.  BesorLrniiL'  il. 
i.  westlichen  Teile  d.  adriutischtii  Meeres  z.  versehenden  Küstenschifl- 
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fahrt  (d.  iwiacben  Finnie  u.  Venedig,  sowie  zwisclien  Flame  V.  Ancoua  be- 
stehenden Dampfsehiffahrtin i  aliULsrlilnssonen  Vertrages. 

8.  GA  XX  ül).  (1.  Vi  rciufachung  d.  ;i(iininistrativen  Verialirens. 

9.  OA  XXI  bt.  d.  Pflegschaft  d.  auf  öffentliche  Unterstützung 
angewiesenen  Aber  sieben  Jahre  alten  Kinder. 

10.  *0A  XXII  IIb.  d.  InartilniUenuig  d.  Nanenstiste  jener  Familien, 
welelie  w&hrend  d.  Beichatagee  1896—1901  d.  erbliche  lUtgUedsduift  i.  Mag> 
natenhansc  erlangt  haben. 

11.  'GA  XXIII  üb.  d.  Wahl  eines  Hüters  d.  heiliiZen  Krön*- 

12  *Gk  XXIV  üb.  d.  Inkompatibilität  (Bezüglich  Kroatien  Öla- 
Vüuien.  vgl.  g  21  d.  Ges.j. 

13.  *  OA  XXV  ttb.  d.  Inartikuliemng  d.  i.  Paris  16. 6. 1898  geschloesenen 
Znsatsflbereinkommens  a.  d.  am  14. 10. 1890  i.  Bern  hinsichtlich  d.  Eisen- 
bahn f räch tverkehrs  abgeschlossenen  u.  m.  GA  XXV  1892  inartiknlierten 
intcrnationalpn  ÜbertinkdiTiTnens  (Sanktioniert  27.8.1901.  Hint*Tlr<rnng  d. 
Ratihkationen  hat  zu  Paris  lU.  7. 19U1  stattgefunden.  Kondgemaclit  i.  d. 
oagariscben  GS  10. 9.  liK)I). 

14.  *GA  XXVI  ttb.  d.  Regelang  d.  KonsulargebUhren. 

15.  «GA  XXVn  ttb.  d.  Inartikalierang  d.  15.6.1897  m  Washington 
abgeNhIosaenen  WeltpostTcrtrages  (SanktioniMt  25.9.1901.  Die  BaU- 
iikatlonaarkiinden  seitens  Ungarns  zn  Washington  1. 7. 1901  hinterlegt.  Kund- 
gemacht  i.  d.  nngarischen  GS  17. 10. 1901). 

IB.  ♦GA  XXTX  bt.  d.  neuerliche  Verlängerung  d.  Geltung  d.  GA  XI 
1889  üb.  d.  Inartikulierung  d.  zwischen  Ungarn  u.  Kruaticn-SIavonien 
gesdüesseoen  linanatellen  Übereinkommens. 

1902. 

1.  GA  IV  ttb.  d.  Versdrang  d.  Kassen-  a.  Bachhaltangsagenden 
d.  Komitate. 

2.  *0A  V  üb.  d.  Einlösung  einiger  Staatsschulden. 

H  ^GAX  ttb.  d.  provisorische  Kegelong  d.  HandelsTerb&ltnisse 

m.  Me.xiko. 

4.  GA  XI  bt.  d.  Inartikulierung  d.  mit  d.  Königreiche  Rumänien  be- 
hnb  wechselseitiger  Anslieferang  t.  gemeinen  Verbrechern  1.  Bakarest 
17.  5.  1901  abgeschlosaenen  Staatsrertrages  (Sanktioniert  23.5.1902  Ratifi- 
kationsarkonden  ausgewechselt  i.  Bukarest  26. 4. 1901.  Rnndgemacht  i.  d. 
aagsrischen  GS  2.')  liM)2i 

5.  ♦G.\  XTI  üb.  d.  Staatsbudirt  r  f.  d.  .Jalir  liHiJ  hinsichtlirh  d.  Grltriny; 
f.  Lruatien-Slavonien  vgl.  d.  Ikuutrkung  bei  GA  VI:  liHMM  GA  XIV  bt. 
d.  Ergänzung  d.  GA.  XVI:  1900  üb.  d.  Unterstützungskassc  d.  landwirtschaft- 
Vchen  Arbeiter  u.  Dienstboten. 

6.  GA  XVHI  bt.  d.  Inartikalierang  d.  20. 5. 1901  aasgestellten  Addi- 
tionalerklärung  üb.  d.  Abändernng  d.  Artikels  XI  d.  mit  d.  vereinigten 
KöniCTf'iche  von  Großbritannien  n  Irland  Ave«ren  i,'oirpnpeitiger  Ans- 
lielerung  von  gewöhnlichen  Verbrechern  abgeschlossenen  Staats  Vertrages 
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3.12.  187:?.  (l  A.  11:1874  iSanktioniprt  Ml  7.  liKJ2.  Ratitikationsnrlctindm  ms- 
ir«'t!iiisrht  I.uiiil.in  2')  (5.  l<<i)-i  Kiiinl^eniacht  in  d.  ungarischen  ü8  21.  lv»üU.) 
GA  XXI 11  bt.  (1.  Altaitdenuig  d.  auf  d.  Organisation  d.  ätaatsrochnuA^sbufes 
bezüglichen  GA  LXVI:  1880  u.  XXX:  1893w 

7.  *0A  XXV  bt.  d.  neuerliche  Yerl&ngerang  d.  Geltung  d.  GA  XI:  1889 
üb.  d.  Inartiknlierung  d.  zwischen  Ungarn  u.  Croaticn-SlaTonien  ge* 
achtoseenen  finanziellen  Übereinkommens. 

11)03. 

1.  *GA  I  bt.  d.  Inartikulierung  d  in  Ansihnnir  d.  Zuckcrirfse  t;^- 
'jt  liuiiu^  in  Brüssel  ö.  3.  11)0'2  ahgeschlossi  iii  ii  intrrnationalen  Vertrages. 
uSauktiunit'it  28.  1.  D.  llatilikatiuusurkundeu  wurden  seitens  Ungarns  a. 
Österreicbs  in  Brttssel  1. 2. 19Ü()  hinterlegt.  Knndgemacht  in  d.  nngarisdieB 
08  1. 2. 1900.) 

2.  GA  IV^  üb.  d.  Auswandcrini 

3.  GA  V  i\h.  i\.  Rrdit  (1   Aufenthaltes  TOtt  Ausländern  an!  d. 

Üebiet4>  d.  Länder  tl  miL'aristhen  Krone. 
♦GA  VI  üb.  d.  Pabwesen. 
*GA  VIII  üb.  d.  Grenzpolizei. 

GA  IX  bt.  d.  Inartiknlienuig  d.  Bntacheldang,  welche  d.  im  Sinne  d. 
GA  II:  1897  xor  Peststellnng  d.  Grense  swlach^  Ungarn  «.  Osterreich 
an  d.  Grenze  d.  Komitates  Szepea  u.  Galiziens  auf  d.  Gebiete  nmd.  80- 

gcnaniiir  Mocrantre  ciniiosi'tztr  Scliiiuls^orirlit  ui'fällt  liat. 

1)  s§  1.  Ausländer  können  sich  in  jeder  Gemeinde  der  Linder  der 
ungarischen  Krone  anflialtra. 

§  2.  Wenn  *  in  Ausländer  auf  (Uni  Gebiete  der  Gemeinde  für  eine  noch 
so  ktir/t  Zeit  Aufenthalt  nimmt,  so  ht  dw  Quartiergeber  oder  dessen  Bevoll- 
m:t( iiti^ter  verpflichtet,  sowohl  die  Aiikuiiff.  als  die  Abreise  desselben  binncND 
vierundzwanzig  Stunden  anzumelden,  und  i'.war: 

In  Ungarn: 

In  Klein»  und  Groflgemeinden  bei  dem  Gemeinde-  (Krei8>>  Notar,  in 
den  Gemeinden  üppest  und  R&kospalota  bei  der  Uppester  Bexirks^tadthaapt- 

mannschaft  der  Staatspolizei  der  Haupt-  und  fiesidensstadt  Budapest; 

in  Städten  bei  ih  m  rulizcistailtliaiipttnann ; 

in  der  liaupr-  und  K«  siiii n/.stadt  Budapest  bei  dem  Meldongsamte  der 
Staatspolizei  der  Haupt-  und  Kesidenzstadt. 

In  Kroatien-Slavonien: 
In  Verwaltungsgenteinden  bei  dem  Motftr; 
in  Städten  bei  der  Polizeibehörde. 

Die  Gemeinde-  i  Kreis-)  Notare  sind  verptiichtet.  die  Anmeldungen  binnen 

ITj  Tniren  in  rntrarn  dem  Oht-rstuhlrirlit*  r.  in  Kroation-Slnvonien  di  r  Bczirks- 
Li  Ii.ikIi  .  auf  dem  Amtsgebiet  der  Grenzpolizei  dem  Grenzpolizeihauptmann 
Vorzulegen. 

Das  Meldungsamt  der  k.  ung.  Staatspolizei  der  Haupt-  und  Residenz- 
stadt erstattet  in  Ansehung  der  Anmeldungen  Uber  die  Ankunft  jmer  Ans- 
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l&ndfr,  (leren  Abreise  binnen  fünfzehn  Ta^cii,  von  tlcr  Ankunft  derselben 
gerechnet,  nicht  angemeldet  werden  innerhalb  drei  Tagen  von  dem  Ablaufe 
dietes  Tennines  gerechnet,  in  Ansehung  der  Anmeldungen  Uber  die  spftter 
erfolgte  Abrefse  der  AneUnder  jedoch  innohalh  drei  Tagen  toh  der  Anmeldnog 
gereclmet  dem  Uhgistrat  der  Haupt-  nnd  Restdenxatadt  Bericht. 

§  3.  Wenn  der  Aaal&nder  auf  dem  Gehieto  dt  r  Giinoinde  zu  wohnen 
beabsuhti^'t.  so  hat  er  <\\(^r  seine  Absic  ht  bei  der  Behörde  innerhalb  fünfzehn 
Tatjeii.  von  scinor  Ankunft  gerechnet,  anzumelden;  unter  einem  seine  Iden- 
tität, i3taatsani:ehnn£rkeit.  nötigenfalls  (Jciiu  iiidezustiinditrkt  it.  sein  moralisches 
Vorleben  und  auch  den  Umstand  nachzuweisen,  dalj  er  sich  und  seine  Familie 
Mi  die  Dauer  sit  erhalten  imstande  ist 

Znr  Beschaffung  der  anm  Nachwdse  nötigen  Urkunden  kann  eine  fttnf- 
nehmtigige  Frist  gewährt  werden. 

Eine  ebensolche  Anmeldung  ist  zu  erstatten,  wenn  der  Ausländer  seinen 
Wohnsitz  in  eine  nnd»  iv  (lemeinde  der  Länder  der  nnsrarischon  Krone  verletzt. 

^  4.  Hat  der  AiKsländer  seiner  im  §  8  festf/etzten  Verpflichtuiiu  ent- 
Bprochen,  so  stellt  ihm  die  Behörde  hierüber  ein  Zertifikat  aus,  welches  er 
«nf  Vcflangm  itte  behQrdli^eB  Organe  jederaeit  yorxnweisen  hat 

Von  d«r  Avsstellnng  des  Zertifikates  ist  die  interessierte  Gemeinde  be- 
Biehnngsweiae  der  stftdtische  Hagistrat  binnen  adit  Tagen  an  Terstündigen. 

5  Wenn  der  Ausländer  seine  Absicht  zum  Aufenthalte  innerhalb 
der  in  §  3  festgesetzt«  n  Frist  nicht  anmeldet,  diese  unrtr  Absicht  aus  den 
obwaltenden  ('nistäiideii  ^'cfol^ert  werden  kann,  so  hat  ihn  die  Behörde  un- 
verzüglich aufzufordern,  sich  bezüglich  dieser  seiner  Absicht  binnen  drei 
Tagen  zu  äußern.  Hierauf  erwägt  die  Behörde  je  nach  den  Umständen,  ob 
eine  Absidit  lom  Aufenthalte  Torhanden  und  welches  Verfahren  dem  Aus> 
linder  gegenüber  zu  l)efolgen  sei. 

§  B.  Die  bei  ^litf^liedern  des  Herrscherhauses  Aufenthalt  nehmenden 
Ansliindcr.  ferner  diejeiii^a^n.  welchen  das  Recht  der  Exterritorialität  zusteht, 
schließlich  die  Konsuln  der  aiiswärtijren  Staaten.  w(dche  auf  dem  Gehtete  der 
LSnder  der  nnirarisrhen  Krone  ihren  Amtssitz  haben  nnd  das  Exequatnr  be- 
sitzen, sind  von  der  in  den      2  und  3  festgesetzten  Meldeptiicht  befreit. 

§  7.  Über  die  auf  Omnd  der  §§  2  und  3  erfolgten  Anmeldungen  ist 
seitens  der  znstftndigen  Organe  besidinngsweise  Behörden  gemeindeweise 
eine  besondere  Evidenz  zn  fahren. 

§  8.  Die  Polizeibehörde  ist  berechtigt,  durch  ihre  Oi^;ane  die  Erstattung 
der  Anmeldunjren  in  dt  n  TTotels  nnd  in  den  Privathänsem  zu  tiberwarhen. 

tj  {>.  Der  Minister  des  Innern  beziehungsweise  der  Banns  von  Krn.itiiii- 
SUivonien-Dalmatien  können  die  Führung  der  im  §  7  vorgeschriebenen  Evi- 
denzen durch  ihre  eigenen  FunktioniUre  flberwacben  lassen,  im  Falle  einer 
Ordnungswidrigkeit  dem  mit  der  Evidenzffihmng  lietrauten  Funktionär  eine 
Geldbufie  bis  Ittnfsig  Kronen  auferlegen;  nötigenfalls  können  sie  auf  dem 
Gebiete  einzelner  Oeineinden  oder  Munisipien  mit  dieser  t)berwachung  be- 
sondere Funktionäre  betrauen. 
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§  10.  Der  Ausländer,  welcher  sich  nicht  gehürig  ausweist,  wdchw  die 
sn  seiner  und  anner  Fkmilie  Erbaltmig  dienenden  Mittel  nidit  nachweist, 

oder  dessen  Aufenthalt  auf  dem  Staut smlilct^j  für  die  Interessen  des  Staates 
Olli T  für  die  öffentliche  Sicherheit  und  öffentliche  Ordnung  bedenklich  ist,  kann 
durch  di«"  Polizeib('hnrdp  vom  Staatsgebiete  jederzeit  ausgewiesen,  eventuell 
auch  zwangsweih»;  lULh  rnt  weiden. 

§  11.  Der  Quartiergeber  oder  dessen  Bevollmächtigter,  weltte  die 
Anlranft  und  Abreise  des  bei  ihm  abgestiegenen  Ansliaders  innerhalb  der 
im  §  2  dieses  Oeaetxes  festgesetzten  Zeit  nicht  anmeldet,  oder  der  Aoslinder, 
welcher  die  Angabe  der  zur  Anrnclilnnt:  « ifttrdi  rlichen  Daten  verMeigert. 
nirht  Hnzoiirf.  lM<;iht  eine  Übertretung  und  ist  mit  einer  Geldbuße  bis 
200  Kronen  zu  l)t  strafen. 

§  12.  Der  Ausländer,  welcher  seinem  (Quartiergeber  oder  dem  Bevoll- 
mlchtigten  desselben,  eventuell  Über  AnHorderung  der  Behörde  oder  des 
bdiHrdlicluai  Organes,  die  zur  Anmeldung  erforderlichen  Daten  nidit  mitteilt, 
oder  unrichtige  Daten  angibt,  begeht  eine  l'bertretun^'  und  ist  im  '«rsten 
Falle  mit  einer  Geldstrafe  bis  2lJ4)  Kronen,  im  letzteren  Falle  aber  mit  Arrest 
bis  zu  einem  Monate  nnd  mit  einer  Geldbuüe  Iiis  4(K)  Kronen  zu  bestrafen. 

1:5.  Der  Aujiliinder.  welclier  seine  Alisiclit  zum  Aufenthalte  innerhalb 
der  im  §  '6  festgcsutzten  Frist  nicht  anuuldet  oder  sich  auf  die  im  Sinne  des 
1 5  an  ihn  ergangene  Aufforderung  innerhalb  der  dasellnt  festgesetzten  Frist 
nicht  &u6ert,  begeht  eine  Übertretung  und  ist  mit  einer  Geldbuße  bis 
600  Kronen  zu  bestrafen. 

§  14.   Unter  der  in  diesem  Gesetze  erwähnten  Behörde  sind  zu  verstehen; 

1 .  In  I'  n    a  rn  ; 

a)  in  Klein-  und  (i roßgemeinden  der  Oberstuhlrichter,  in  den  (iemeinden 
Uppest  und  lidkospalota  der  Uppester  Bezirks -Stadtfaauptmann  der  Staats- 
polizei der  IIau]vt-  und  Besidemütadt  Budapest; 

b)  in  St&dten  der  Polizeistadthanptmann ; 

c)  in  der  Haupt-  und  Residenzstadt  Budapest  hinsii  litlich  der  §§  3,  4, 
5  und  7  der  Magistrat,  hinsichtlich  tles  Ui  der  Oberstadthanptmann  der 
k.  ung.  Staatspolizei  der  Haupt-  und  Kcaidcnzstadt  Budapest  beziehungsweise 
der  Stellvertreter  desselben. 

8.  In  Kroatlen-Slavonien 
die  nach  den  dortigen  Gesetzen  zuständige  politische  Behörde  erster  Instanz. 

3.  Auf  dem  Amtsgebiete  der  Grenzpolizei 
der  Grenzpolizeihauptmann. 

(fegiTi  die  ETidentscheiduniren  dieser  Behörden  ist  eine  Beschwerde  au 
die  unmiMi'lbar  vorgesetzten  Behörden  zulässig. 

4;  15.  Die  Polizeistrafgerichtsbarkcit  in  Ansehung  der  Übertretungen 
gegen  dieses  Gesetz  flben  aus: 

1.  In  Ungarn: 

In  erster  Instanz:  in  Klein-  und  Großgemeinden  der  Oberstuhlrichter, 
beziehungsweise  Stuhlrichter,  in  den  Gemeinden  Uppest  und  Bikospalota  der 
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Uppest€r  Bezirks  -  Stadthauptmann  der  k.  ung.  Staatspolizei  der  Haupt-  und 
BeaidettSBUdt  Budapest,  in  Stidteu  mit  geregeltem  Magistrat  und  in  den 
mit  dem  Rechte  der  Jurisdiktion  bekleideten  Städten  der  PoliieiBtadtliaapt» 

mann  beziehungsweise  dessen  Stellrertreter,  im  Falle  der  Verliindenmg  der- 
selben der  von  der  Stadt  betraute  betreffende  Beamte. 

Tn  zweiter  Instanz:  in  Klein-  und  GroRfremfinden  nnd  in  Städten  mit 
i:.  r'  U'i  Iteiii  Mai(istrat  der  Vizetrespan.  in  den  (iemeinile)i  l'jipest  iiiid  Rf\ko- 
spalotii  der  Uberstadthauptmann  der  k.  ung.  Staatspolizei  der  Haupt-  und 
Residenzstadt  Bodapest  oder  dessen  StellTertreter,  In  den  mit  dem  Reetit« 
der  Jurisdiktion  beklddeten  Stldten  dar  Magistrat. 

In  der  Haapt-  und  Residenastadt  Budapest  in  Ansehung  der  Übertre- 
tungen wider  die  |5§  11  und  12  in  erster  Instanz  der  Letter  der  Bezirksvor- 
stehtiüix.  in  ^-weiter  Instanz  der  Olierstadthauptmann  der  k.  ung.  Staatspolizei 
der  ilaiii)t-  imd  Residenzstadt  Hudapcst  beziehnnpsweiso  sein  Stellvertreter, 
in  Ansehung  der  (  iH-itretungen  wider  §  13  in  erster  Instanz  die  Bezirks- 
vorstehnng,  iu  zweiter  Instanz  der  Magistrat.  In  dritter  Instanz  der  Minister 
des  Innern. 

2.  In  Kroatien-Sl  avonien 
die  nach  den  dortigen  Gesetzen  zuständigen  Behörden. 

8.  Auf  d  e  in  A  in  t  *  f  e  Ii  i  e  t  e  der  O  v  e  n  z  j)  o  Ii  z  e  i 
übt  die  Polizeistrafgerichtsharkeit  der  ( in  nzpelizeihauptniann  ans. 

§  16.  Der  Ausländer,  welcher  nachweist,  daü  er  seine  Absicht  zum 
Aufenthalte  der  Behörde  angemeldet  hoA  und  daB  er  zwei  Jahre  lang  im  Ge- 
biete des  Landes  stftndig  wohnt,  kann  unter  den  f  ftr  die  Staatsbürger  be- 
stellenden Bedingung^  um  die  Bewilligung  zur  Niederlassung  einschreiten. 

Die  Aufnahme  in  den  Geineimle verband  kann  derselbe  aber  nur  unter 
der  Bedingung  erlangen,  wenn  die  Aufnahme  in  den  Staatsverband  erf  lixt 
nnd  die  Gemeindo  kann  ihm  diV  Aufnahme,  yvonn  er  bereits  fünf  .lahrt  im 
Lande  wuhnt,  in  Anssicht  stellen,  eventuell  für  den  Kall  der  Aulnahme  in 
den  Staatsverband  gewähren. 

Weder  eine  Bewilligung  zur  Niederlassung  kann  erteilt  noch  die  Auf- 
nahme In  den  Qemeindeverband  jenem  Ausl&nder  in  Anasicht  gestellt  werden, 
wacher  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  nicht  entsprochen  hat. 

Mit  d(  in  In  siebentreten  dieses  Gesetzes  wird  der  §  lö  des  OA  XXII:  1086 
außer  Kraft  ^'i  setzt. 

§  17.  Durch  die  ik'ötimmungen  dienos  Gesetze.s  weiden  jene  gesetzlich 
inartikulierten  Staatsverträge  nicht  bej  übi  t.  welche  Vereinbarungen  hinsicht- 
lich Jener  Modalit&ten  enthalten,  unter  welchen  die  BQrgcr  der  Tcrtrag- 
Bchließenden  ausw&rtigen  Staaten  auf  dem  Gebiete  der  Linder  der  ungarischen 
Krone  sich  aufhalten  oder  niederlassen  können. 

IH  Mit  der  Festsetzung  des  Inslelientretens  dieses  Gesetzes  wird 
das  Ministerium,  mit  dem  \Vi|lzn<^  dess-H»  ti  der  Mini«t<'r  de<<  Innern,  in 
Kroatien-Slavouien  aber  der  Banus  von  Kroutien-Slavonien-Dalmatien  betraut." 
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1.  Ablehnung  der  Wiederaufnahme  einw  Italieners  in  den 

italienischen  Staatsverband. 

Nach  Art.  13  des  italienisclien  Codice  Civile  wird  die  durch 
Verzicht,  ausländische  Naturalisation  oder  Eintritt  in  ausländi- 
schen Staatsdienst  verlon-nc  italienische  Staatsan^eliörigkeit 
wieder  erworben,  im  Fall  der  Rückkehr  nach  Italien  f^oon 
permissione  sprciaJe  del  gov^erno'* . 

Durch  Beschluß  des  „Comiglio  di  Staio''  17.  10.  1900 
wurde  diese  Erlaubnis  einem  Antragsteller  versagt  auf  Grand 
der  Feststellung,  daß  er  zu  dem  offenbaren  Zweck  die  Staats- 
angehörigkeit gewechselt  hatte,  um  im  Ausland  die  von  der 
italienischen  Gesetzgebung  versagte  Ehescheidung  zu  erhalten. 
Der  Beschluß  beleuchtet  in  interessanter  Weise  die  Ztsch.  XIV 
604,  Xm  604,  Xn  134  behandelten  Fragen.  Der  Text  ist 
mitgeteilt  in  „77  Orcoh  Gwridko*'  XXXH  25—28. 

2.  Elterliche  Eheerlaubnis  für  Franzosen. 

Art.  151  des  frwizösischen  Code  Citfil  lautet  in  der  durch 
das  Gresetz  23.  6. 1896  hergestellten  Fassung: 

,,Les  rnfants  de  fumille  ayant  atteint  la  majoriti-  fixec  pur 
Varticle  14S  sont  tfnus.  aranf  de  rofifrnctfr  maringe.  fJe  de/nnndei . 
par  acte  reapcctueu.r  ff  fonnrl,  Ii'  ronscil  de  !pitr  pi-rc  et  de  Icur  nieie 
uu  celui  de  leurs  aiculs  et  utettlen  loraquc  leura  pere  et  mere  aoiU 
d4c^49  <m  dans  nmpoMibiliU  de  manifeeter  leur  9oIo»t4. 

II  pmrra  4lre,  ä  ä4faut  de  eoHaentemeut  aur  Paeie  reepeetuetut. 
pmse  otttre,  utt  tnois  apris  ä  la  cdlibraiioH  du  mariage.** 

Die  Zeitschrift  „JDas  Sta^idesami"  (1903  8.  250)  teUt 
dazu  folgende  Auskunft  des  deutschen  Konsulates  in  Paris  mit: 

„Nach  Auskunft  des  Bechtsbeistandes  des  hiesigen  Konsulats 
hat  der  Art.  151  des  französischen  Code  Civii  schon  in  setner 
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ursprünglichen  Fassung  den  Ausdruck  ^Lbs  enfants  de  famille 
ayant  atteint  la  majorite"  usw.  enthalten.  In  Belgien  sowohl 
wie  in  Frankreich  ist  dieser  Artikel  im  Jahre  1896  inhaltlich 
abgeändert  worden.  Während  aber  bei  dieser  Gelegenheit  in 
Belgien  (Gesetz  vom  30.  April  1896)  zugleich  auch  der  Aus- 
druck „erifonts  de  famüle^  durch  den  Ausdruck  „enfants 
Mgitimes*'  ersetzt  worden  ist^  hat  das  französische  Gesetz  vom 
23.  Juni  1896  den  ursprünglichen  Ausdruck  ^enfants  de  famiUe*' 
beibehalten.  —  Die  belfjisrhe  Abänderung  sei  mit  gutem  Grund 
erlolgt,  um  den  ur.spi  uu^lic  lu  ii  Sinn  des  Gesetzgebers  außer 
Zweifel  zu  stellen.  Mit  dem  ungewöiiiilicheii  Ausdruck  ..enfants 
de  famille"  habe  der  Gesetzgeber,  wie  wwlWv  Zwt  itcl  stelle, 
alle  ehelichen  Kinder  jrcnieint  im  (iegciisatz  /n  dcii  .auljer- 
eliclicheir  Kindern,  von  iU-ncn  die  Aitiktd  l;">8ft.  des  franzö- 
sischen (\hIv  Ciril  handeln.  Die  Ansiclit,  d:ilj  nnter  den  .rnfauts 
de  faniUk''  (h'S  Artikeln  nur  die  noch  in  der  l-'aniilic  sich  auf- 
haltenden, noch  niclit  selbständiiicn  bezw.  noch  unter  viit(  i  - 
licher  Oldfut  stehenden  vfdljährigeu  Kiader  zu  verstehen  seien, 
entbehre  jeder  Begründung.'' 

3.  ürteilsvoUstreokimg  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und 
Brasilien. 

Bie  Zeitschrift  y,Der  ExporV"  (1903  S.  273)  druckt  eine 

Zuschrift  an  die  „Köln.  Zeitung**  ans  Brasilien  ab,  in  welclier 

über  die  Schwierigkeiten  Klage  geführt  wird,  welche  deutsche 

Gerichte  der  Vollstreckung  rechtskräftiger  brasilianischer  Urteile 

iü  Deutschland  bereiten     Ks  heißt  darin: 

, Tatsache  ist  es,  tlaU  in  Braisilieii  deutsche  Urteile  mit  gioUer  Zuvor- 
kommeoheit  anerkannt  nnd  niit  Schnelligkeit  zar  Vollstreckung  gebracht 
werden.  QemftB  deo  branliBclien  Oesetsen,  welche  die  Vollstreckang  aas« 
Iftndiaclier  Urteile  regeln,  ist  eine  materidle  Nachprtthing  solcher  Urteile  in 

Brasilien  ontersagt,  denn  sowohl  das  Qeacts  vom  20.  Noveuiber  IHIH.  als  auch 
das  Gesetz  vom  h.  November  1898  bestimmt  ausdrücklich:  «da Ii  in  keinem 
F'alle  Beweise  über  do»  (Inintl  der  abgeurteilten  Rechtsfrage  vor- 
gebracht werdeji  dürfen",  und  das  letztgenannte  Gcsetj?  enthält  außerdem 
noch  die  verschärfte  Bestimmung,  ,dalj  die  1  n t erpreta t  iun  des  U  rteils, 
sowie  dessen  Polgen,  im  Sinne  desjenigen  Landes  sn  geschehen 
hat,  in  dem  das  Urteil  gefttllt  wnrdo."   Diese  Restinunnngen  dflrften 

ZeiUclirift  f.  Intern,  l'rivat-  u.  üffentl.  Redit.  XIV,  |5 
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eiiie  G(  uälir  ilafUr  bieten,  daß  in  Brasilien  »lit  Am  ikennung  und  Vollstreckung 
deutsilit  f  l  itt  ilc  iresioliprt  ist.  Tatsürhliih  winl  ;nii'h  das  deutsche  Urteil 
in  Brasilien  ohne  Weiteres  vollstreckt,  sofern  es  Jirrhiskraft  erlangt  hat,  von 
einem  zuständigen  Gericht  gefüllt  und  in  authentischer  Form  vorgelegt  ist. 
Der  Beklagte  liat  ycht  Tage  Frist^  am  seine  Binwendongen  xa  machen,  die 
daxcb  die  abigen  BestimmnngMi  besclirftnkt  worden  «ind,  und  dann  wird  der 
BcachluU  dos  höchst^^'n  Bundesgerichts,  als  der  einzigen  Instanz  verkQndet^ 
ih'T  mit  srlir  m  Ucih  ii  Aiisiuihint  n.  etwa  bei  verwickelten  Erbschaftsantr»  1«*i?en- 
liL'itcu,  iiinerliiilb  (ir»  i  Moii.iit  n  cifiilLTt.  Es  konniit  in  Hraiilien  also  ein  ^miit; 
summarisches  Verfahren  zur  Anwendung,  auch  wird  vom  (iesuchsteller  kein 
erhöhter  Eostenvorschnß  verlangt,  weil  er  Ausländer  ist,  sondern  er  hat  die- 
selbe Taxe  zu  erlegen  wie  ein  jeder  Brasilianer.  Recht  nnd  billig  wftre  es. 
diese  Bereitwilligkeit  der  brasilianisdien  B<A6rden,  deutsche  Urteile  sar  Voll- 
streckung zu  bringen,  deutscherseits  anzuerkennen  und  mit  (ileichem  za 
vergelten.  Dies  aber  scheint  nicht  immer  der  Fall  r.n  sein,  denn  es  ist  hier 
bekannt,  daß  Ersuchen  um  Vollstreckung  rechtskräftiger  brasilianischer  I  rtt  ile 
in  Deutschland  nach  Ablauf  eines  Jahres  nicht  eiiuual  in  erster  Instanz  er- 
ledigt, daß  wiederholt  Yerhaadtangstennine  anberaumt  worden,  ohne  daß  die 
nachgesochte  Bewilligang  aar  VoUstrecknng  erteQt,  nnd  dafi  anflerdem  erfaffliter 
KooteBYOrscbaß  verlangt  wonlm  ist.  als  ol)  '  ;  ^:  'h  um  « im  ii  nrucn  Prozeß 
und  nicht  um  die  einfache  Bewilligung  der  Vollstreckung  eines  rechtskräftigen, 
in  aller  Form  vorliegenden  I'^rteils  der  höchsten  Gerichtsinstanz  eines  andoreu 
Landen  handle.  Und  dieser  Kostenvorschuti  ist  noch  höher  bemessen  als  die 
Prozeßkosten  in  Brasilien.  Findet  man  ein  solches  Verfahren  befremdend, 
so  lantet  gewShnlich  die  Antwort:  ,Die  Vollstreckung  h&tto  auf  diplomatischem 
Wege  nachgesucht  werden  sollen".  Die  Beglaubigong  durch  den  kaiserlichen 
Konsol  scheint  himiach  swecklos  zu  sein;  es  setzt  auch  nicht  ein  Jeder 
voraus,  daß  rinem  an  und  für  sich  gerechtfertii^ten  Rrsuchen  durch  die  Bot- 
sihaft  oder  die  Gesandtschaft,  erst  noch  ein  ItLsninli  ier  Nachdruck  gegeben 
werden  müsse,  und  dies  uuiäoweniger,  als  in  ikasilicn  derartige  Ersuchen, 
einerlei,  ob  de  auf  diplomatisdiem  Woge  oder  durch  dnen  Anwalt  des  Gesnch- 
stollers  vermittelt  worden  sind,  an  derselben  Stdie  nnd  auf  dieselbe  Weise 
erledigt  werden,  und  irgend  ein  Unterschied  in  dieser  Hinsicht  nicht  gemacht 
wird.  Es  liegt  wohl  auf  der  Hand,  daß  eine  bereitwillige,  gegenseitige  Bechts- 
hilfo  zwischen  Driitsrhland  nnd  Rrasili(  n  dringend  geboten  erscheint,  damit 
die  erfreuliche  Eatwitkelung  und  Ausdehnung  der  beiderscitii^en  Handels- 
beziehungen nicht  beeinträchtigt  werde.  Die  Versagung  der  Anerkennung 
brasilischer  Urteile,  Ja  schon  die  BefOrohtung,  sie  nur  nach  Überwindong 
großer  Schwierigkeiten  und  mit  Aufwand  sdur  bedeutender  Kosten  in  Deutsch- 
land zur  Vollstreckung  bringen  zu  können,  wird  aber  kaum  verfehlen,  einen 
verderblichen  Kintlnß  auszuüben,  besonders  einem  Volke  gegenüber,  das  sich 
in  seinen  Handlungen  viel  mehr  durch  Neigung  oder  Abneigung  bestimmen 
läßt,  als  durch  Berechnung.  Der  materielle  Schaden,  der  durch  eine  solche 
Erschwerung  der  Reclitshilfe  verur.sacht  wird,  trifft  in  erster  Linie  allerdings 
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nnr  den  BiiuEelnra;  aber  die  moralische  EinbnSe  wird  Y<m  der  Getamtheit 

des  Deutschtums  schließlich  zu  trag«D  sein,  das  hier  durch  gewisse  Einfiflsse 

von  auBen  her  ohnedies  schon  genug  angefeindet  wird." 

Die  Zuschrift  wird  hier  nicht  nur  wegen  des  Tntorrssps  ab- 
gedruci^t,  welches  sie  an  nnd  für  sich  bietet,  sondern  auch  um 
daran  eine  Berichtig'ung  zu  knüpfen  bezüglich  der  in  dieser 
Zeitschrift  Bd.  VI  S.  474  nach  dem  österreichischen  JMVBl  1896 
8.  171  mitgeteilten  Übersetzung  des  brasilianischen  Gerichts- 
verfassongsgesetzes  20. 11. 1844  (No.  221)  §4  No.5,  Inder  es  heißt: 

^In  jedem  Falle  ist  es  zulässigf  Beweise  Aber  den  Gmnd  der  ent- 
schiedenen Rechtssache  anzubieten.*' 
Der  Urtext  lautet: 

..Km   ca.so  algum  e  admiasioel  a  producfäo  de procas  sobra  o 

funtio  du  quaefitdo  judgada." 

Die  in  Ztsch.  VI  474  referierte;  Übersrtzungf  ist 
falscli  und  die  in  der  obigen  Zuschrift  gegebene 
richtig. 


lä* 
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ItiU-lipriiiiKcl^cn. 

Jahrbuch  der  InteriKitionalen  Vereinigung  für  vergleichende 
Rechtswissenschaft  und  Volkswirtschaftslehre  zu  Berlin. 

hii  Aultiago  der  Vert  initrun«!:  horansgejreben  \  nn  I'ruf  Dr  Ii >■  i  n  h  <i  J  i  iii 
Rostock  und  Kamniergcrit htsrat  Pr.  Meyer  in  iHiliii.  VI.  u.  VII.  liaml, 
1.  A1>t.  Berlin  (Julius  Springer)  19Ü9.      Mk.  15.  — 

Der  Fortgang  dieses  Jahrbnchs  {dessen  Inhalt  in  der  ZeitsoliriftenBchan 
dii'scr  Ztsch.  genauer  mitgeteilt  w  ird  Ii  it  seit  dem  im  Jahre  erfolgten 
Erscheinen  des  sehr  umfangreichen  V.  Bandes  eine  Unt«rbrei  Inint:  erlitten, 
welche  die  Besorgnis  erweckte,  die  Fortsetzung  werde  überhaupt  unte  rbleiben- 
Der  Wechsel  der .  Verlagstirma  (bisher  K.  Ho  ff  mann.  Berlin)  und  die  im 
vorliegenden  Bande  hervortretende  erhebliche  Verringerung  des  L'mfauges 
lassen  vermatra,  dafl  Verlegerschwierigkeiten  obgewaltet  hab^.  Du  Er- 
scheinen des  Denen  Bandes  beweist,  daß  die  Schwierigkeiten  flberwnnden  sind; 
dasselbe  ist  daher  doppelt  willkommen  zu  heißen.  Die  Ztsch.  f.  Intem. 
Prir.  Ii.  Ö.  Recht  hat  alli^  Veranlassung,  den  Fortgang  des  Jahrbuchs,  mit 
dessen  Anftrabc  violfältige  innere  J^czifhungen  sie  verbinden  s>inpathisTh  zu 
begrüben.  Es  wird  um  so  eher  gestallet  sein,  einen  Wunsch  und  Vorschlag 
XU  änfiem.  Der  Wert  eines  Jahrbuches  wie  des  Torli^aMfen  richerltch 
nt  messen  an  dem  Dienst,  weldien  das  Untemebmen  als  solches  der  Wissen- 
Schaft  nnd  der  Praxis  leistet  Dieser  Wert  ist  nicht  nur  bestimmt  dareh  den 
Wert  der  einseinen  Beitrage,  sondern  ganz  wesentlich  auch  durch  die  redak- 
tionelle Organisatii>n  der  wissensrlinfflii  licn  Arhcif.  niothodisrlic  Beschaffung 
gerade  dfsjejiiiff'ii  M;iicri;ils  nml  il<  rit  iiiLrrii  UnteröuchmiL't  ii.  ilrit-n  F.tiifinmm- 
luug  und  Durchiuhrung  der  Dusziplin  um  meisten  zuträglich  ist.  In  dieser 
Hindeht  bat  das  Jahrbuch  in  «km  Bänden  II  bis  V  dnrch  r^lmilUge  and 
systematische  Berichterstattung  Aber  Gesetsgebnng  und  Literatnr 
des  Aus  hl  Ildes  etwas  sehr  Notwendiges  gelristet,  was  der  vorliegende 
Band  nicht  h'ist<'t.  Dieser  gibt  Vorträire.  welche  in  der  Vereinigung  gehalten 
sind  sowie  MitteilunLnn  nnil  ,\iifs,if/i  vtnnischten  Inbalfrs,  fast  durchweg 
beachtlicli,  /.xwn  Teil  sehr  wert\oll.  W  enn  uin  r  das  Jahrbueli  uut.h  fernerhin 
sich  hierauf  beschränkt,  so  sinkt  das  L'nleiuehmeu  auf  das  Niveau  einer 
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Misz^'Ilensammlang  herab.    Das  wäre.  Kclindo  genngi,  ein  literarischer  Luxus, 

wrMi(  r  iilu'l  aiigchraclit  ist.  Mi»go  es  danim  der  i  iilirii:»  ii.  um  dvc  I*flegc  der 
Iiit»  riKitionulistik  so  verdienten  Schriftleitung  gcliii^fi  n,  uiich  die  regelmäßige 
ilerichterstattnng  über  die  aasländischen  £ntwickcluQgen  in  der  frühereo 
Weise  fortzusetzen.  Niamey  er. 

Neumanu,  H.  Jahrbuch  ties  deutschen  Rechtes.  I.  Jahrgang  (die  Zeit 
bU  Ende  1902  umfaBend)  1.— 10.  Lieferung.  Berlin  (VahleMj  190S,  1904, 
640  n.  160  S.  — 

Scherer»  M.  Das  Erste  Jabr  des  BOB.  Die  gesamte  Praxis  und  Theorie. 
Erlangen  (Palm  d  Enke)  1901,  XLII  u.  !.')(>  S.  —  Das  Zweite  Jahr  des 
BOB.  Die  tr»  sanimtf?  Recht.sprechung  und  Tin  i n  ie  IJKJl  zum  BGB,  BG  8. 
BGB,  CPO,  TU.  (iBO,  ZWV  und  KO.    1J)Ü2,  (  .\XITI  ii  hm  S.  -- 

Warneyer,  0.  .T  thrbuch  der  Entscheidungen  zum  BGB  und  den  Neben- 
gtsetzf'n.  1.  Jahrgang,  umfassend  die  Jahre  l'.KK),  VMW,  VMYi  Leipzig 
(BuasU-igJ  1903,  VII  u.  323  6.  —  2.  Jahrgang,  uiniaijSLnd  die  Reclit- 
sprechung  des  Jahres  190S,  XV  u.  499  8.  —  Beide  Jahrgänge  Hk.  15., 
g«b.  Mir.  le.  — 

Sjprachsaiiimlimg  der  »Dentaoheii  Jvrieten-Zeitimg^  für  die 

Jahre  1900--i902. 
Maas»  G.  Bibliographie  des  bflrgertichen  RecbtSi  sachlich  geordnet  1.  Bd. 

{\im  -  iHUHj  mr.K  2.  ßd.  (mm)  1900,  a  Bd.  (1900)  1901,  4.  Bd.  (1901) 

1902.  5.  Rd   il!>(>2)  um.    Berlin  'Hetftnnvtt) . 

i'her  die  rasch  anwf\rhscnde  Literatur  und  .ludikatur  des  neuen  deutschen 
liechtes  sich  genügend  auf  dem  Laufenden  zu  erhalten  ist  eine  Aufgabe,  welcher 
schlechterdings  kein  einzelner  Jurist  ilm  tntttpachcn  im  Stande  ist.  —  Die 
▼orstehend  genannten  UnterftehiumigNi  bawoekm  —  jedes  auf  seine  Weise  — 
Jene  Aufgabe  xn  erleichtem,  indem  sie  Rq^esten  geb«i,  weldie  periodisch  eine 
rasche  Orientierung  Aber  Gegenstand  und  Inhalt  der  neuen  literator  and 
Jndiltatur  crmfiglieben. 

Dio  ,1f ,v ' sehe  Bibliographie  beschränkt  sich  ihrer  Auf u'aVic  gemäß 
auf  Tiielangaben  (einschließlich  der  Lberschrift4»n  der  in  Zeitsschriften  er- 
schienenen Aufsätze),  ist  aber  vennöge  ihrer  wohlgefügten  systematischen 
Anordnung  ein  fttr  den  Pralctiker  wie  für  den  Theoretiker  auch  sachlich  wert- 
Toller  Ffibver.  Fttr  die  Leser  dieser  Zeitschrift  ist  besonders  bemerkenswert^ 
dafi  unter  der  Rubrik  ,Einfahruttgsgesetx  s.  BGB,  Räumliche  Herrschaft  der 
Recbtsnonnen*^  nidit  nur  die  Literatur  des  deutschen  JPR,  sondern  auch  die 
allirrmeine  theoretische  Literatur  des  JPR  innerhalb  und  auUcrhalb  Deutsch- 
lands l>erücksichtigt  ist.  Diese  Erstreckung  der  Anfirabf  findet  si(  h  ulu  igens 
auch  in  den  Jahrbüchern  von  Scherer  und  Wartm ye r.  In  kuitren  sind 
auch  ausländische  Urteile  angeführt,  welche  sich  lediglich  auf  das  positive 
JPR  ausländischer  Staaten  bexiehen,  ein  Verfahren,  welches  besondm  Yom 
Standpunkte  dieser  Zeitschrift  ans  lebhaft  willkommen  xu  heiOen  ist.  —  Von 
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dorn  Keutnann'»cb6üJ»itthnch  ist  der  das  JPR  lieirefieiide  Teil  Doch  nicht 

erachiencn. 

Die  Spruchsaiiiiulung  der  Deutnehtii  Jurüien-Zeiiuni/  ist  als 
Sottderbi'ilagc  erschienen.  Sie  hat  den  Vorzug  großer  Prägnanz  und  Über- 
dchtUchkfiitt  welche  erreicht  wird  durch  Beeebrlolning  «nf  da«  besonders 
Wichtige.  Sie  amfaßt  für  1900  bis  1902  71  Qaartseiten.  Für  die  Folge  soll 
die  Spruohsamniliuig  auch  auf  die  Jadikator  Aber  die  wichtigsten  anderen 
Eeicbsrivilgost  tzr  an«t<;(>di  lint  werden.  — 

W'm  den  i- harakt*  r  der  Jahrbücher  von  Sc /u  rr r.  Wnrncjfer.  Neu- 
mann beirifft,  so  sind  die  ÄcAe/  e/' 'sehen  i  U  rsiciiten  als  Ergünzungshefte 
des  Kommentars  des  Verfaswurs  smn  BGB  bezeichnet  und  behandelt  Wat' 
neyer  beschränkt  sich  beiflglich  der  Literatur  an!  Hitteilnng  der  wichtigsten 
Bacher  nnd  Anfsfttze,  während  ans  den  Entscheidungen  in  Bd.  2  für  das 
Gebiet  des  gesamten  ('ivil-.  Handels-  und  Prozeßrecht<;s  in  guter  Auswahl 
Ttiid  in  knrzfr  treffen  der  FnrmT3]irnin«j  die  gmndsfttsUchen  Oesichtqpunkte  der 
Entscheidinm'sirriindc  wiedergegubt  n  w  forden. 

Die  umfussiudste  Aufgabe  verfolgt  dos  iWumaM/«' sehe  Jahrbuch.  Es 
soll  yfortlanfend  alljährlich  dne  Übersicht  Uber  die  Rcditsentwicketung  geben« 
weldie  die  der  PriTatrechtspflege  dienenden  Materien  des  Reichsrecfat«,  ins- 
besondere also  des  BGB,  des  HOB,  der  \V  0,  der  i'IH),  des  Gesetzes  Ober  die 
Angekgenheit<>n  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit,  der  KO,  des  Zwangsvoll- 
8treckungsge.setzes,  der  Grundbnrhordnnng,  des  Patentgesetzes,  der  Kostf-n- 
gesetze  usw.  usw.  gefunden  hahvit.'  Es  werden  demgemäß  nicht  nur  dii  in 
der  Judikatur  vertretenen  Grundsätze,  sondern  auch  die  dogmatischen  Aus- 
fflhrangen  dw  wiisenschaftUcfaen  Literatur  eingehend  berichtet  Die  bisher 
erschienenen  Liefemngen  besiehen  sidi  auf  §§  1—1018,  1297—1793  BGB.  — 

Abwftgende  Kritik  ist  g^enttlwr  diesen  verdienstlichen  Untcrnehmongen 
hier  um  so  weniger  am  Platze,  alf  j(  df  von  ihnen  andere  (u  siilitspnnkte  verfolgt 
und  weil  außerdem  erst  länt'«  r«  Hrfalirnntj  nötig  ist,  um  sagen  zu  können, 
wit  die  gt'zaeinsame  Aufgabe  am  zweckuiäiiigsten  zu  lösen  ist. 

Wilutzky,  P.    Vorgeschichte  des  Hechts.    3  Bde.,  Breslau  (Trewendf) 

1'»n  (   IV  u  2.Vi  S  .  iMi       212  S.  —  Mk.  7,  Mk.  <>,  Mk.  ß. 

Kawitz,  B.    I  ru'  srhicht«,  Geschichte  und  Politik.  Berlin  ^2«.  ^'imon  i^/J 

v.m,  viii  II.  ;iti2  s. 

Steinmetz,  S.  R.  Rechtsverhältnisse  von  eingelitiri'non  Völkern  in  Afrika 
und  Ozeanien.  Berlin  (Julim  ^pnngerj  lüüH,  VllI  u.  Abb  6.  Alk.  10. 
Die  vorgenannten  Moha  ildien  in  dner  inneren  Beiielmng,  obgleich 
sie  im  Gegenstand  wie  in  der  Methode  im  Einzelnen  sehr  Terschieden  sind. 
Gemeinsam  ist  ihnen,  daß  sie  das  Problem  des  Rechtes  entwickelungs- 
ge  schlicht  lieh  behandeln  und  zwar  in  universaler,  induktiver 
Methode.  Dali  die  Zusammenstellung  von  Stfittnwtz  sich  nnr  auf 
Völk«'r«?ruj>iM'n  Afrikas  und  Ozeaniens  bezieht  und  ihiLi  si*^  nicht  Er- 
mittilurrgen  aus  der  Vergangenheit,  sondern  aus  der  Gegenwart  bringt, 
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indert  das  Weaen  der  vorher  ang^benen  Fragestellong  nicht  Auch  das 
Werk  von  Wilutitky  beluuidelt  nar  einen  Anssclmitt  der  Entwickelang, 

indem  es  sich  in  der  HanptMcho  auf  das  prähistorisrlir  <  ht  beschriblkt. 
Das  Bach  von  Ratcitz  endlich  ist  in  seinem  juristischen  Teil  fast  nur  den 
Verhältnissen  des  dcntsrhrn  Rechtslebens  zu|j:ewf'n<lft.  5;«»  daß  auch  hirr  nur 
ein  Bruchstück  der  (iisaniti  r.s(  lu  itmntf  den  unniitt« Hein  n  (?eirenstaad  der 
Untersacbung  bildet.  (Jkicliwulil  iht,  wie  gesagt,  die  Stellung  der  Aufgabe 
bei  allen  drei  Bftdiern  universal,  da  die  Findung  allgemeiner  Bntwickelnnge- 
gesetse  l»eaweckt  wird.  —  Daa  Ziel  wird  in  der  Sieinmeti^wisbßti  Sammlang 
anf  dem  Wege  der  RecbtBStatistik,  bei  Wilulzktf  darcb  das  Mittel 
der  Ilistorikt  hei  Rawit»  an!  naturwissenschaftlicher  Qrandlage 
verfulL't. 

Die  Steittmeiz  sche  Arbeit  besteht  in  iltr  Sichtuiiir.  Kuntinllicrun^ 
and  Koramentierung  der  Ergebnisse  der  bekannten  von  der  ^hileiiiationalen 
Vereinigung  far  vcrgleicbendu  Recbt&wiäseuächaft  und  Volkswirttichaftslehre'' 
SU  Berlin  veranstalteten  Enqnete.  Si,  hat  den  von  der  Vereinigung  aas- 
gegebenen Fragebogen  nnd  die  daan  eingegangenen  Antworte  anter  möglichst 
getreuer  Wiedergal)c  iKr  letzteren  zu  einer  ziisaimnenh&ngenden  Darstellung 
verarbeitet,  für  jf  <li  s  Volk  eine  orientierende  Einleitung  vorangeschickt  und 
den  Materinlion  erklärende,  zum  Teil  bf  richtit'ende  (tlosson.  vnr  allem  alK»r 
auch  abweichfude  Mitteilungen  Hlterer  ii.obaclitrr  liinxuj(elügt.  Das  von  der 
Vereinigung  gesammelte  Material  i^t  dadurch  in  eine  Beleuchtung  gerUckt, 
welche  die  Bdativltüt  und  Suhjektivit&t  der  Berichte  in  vielfach  Überraschender 
Weise  erkenn«i  Iftfit.  Aber  anf  der  anderen  Seite  wird  doch  ein  großer  Teil 
der  durch  die  Enquete  veranlaBten  Mitteilungen  durch  die  Feststellung  über- 
einstimmender anderweiter  Berichte  gestUtat.  —  Deduktionen  liegen  nicht  in 
der  Anfgahi>  der  Arbeit.  Der  fleduktiven  Betrachtung  onvächst  aus  dem 
Buch  aufs  Ni  iie  die  an  und  für  sich  s  dbsfverständliclie.  aber  darum  nicht 
minder  beherzigenswerte  Lehre,  dali  cutwickeiungsgesetzlicbe  Verallgemeine- 
rungen aus  den  bei  heutigen  Naturvölkern  wirklich  oder  angeblich  gemachten 
Wahrnehmungen  die  größte  Vorsicht  erheischen.  Im  Allgemeinen  werden  je- 
'doch  die  gnmdgesetalichra  Anschauungen  der  herrschenden  Lehre  durch  diese 
Denen  FestatellnF    n  bestätigt. 

Wihit zkys  Buch  ist  eine  mit  großer  Belescnheit  und  in  sachver- 
ständifrein  (ieiste  geschriebene  (rrsainmUlarstellunt^  des  gegenwartigen  Standes 
der  Forschung  auf  dem  Ciebietu  des  prähistorischen  iiecht<?s.  Es  eignet  sich 
besonders  zu  einer  Orientierung  für  diejenigen,  welche  sich  für  die  Materie 
nicht  forschend,  sondern  rezeptiv  interessleren,  enthält  aber  genug  Material 
und  Gedankenarbeit,  um  auch  Beachtong  von  Seiten  der  exakten  Forschung 
an  beanspruchen. 

Ratcitz  schreibt  im  Sinn  der  Darlegung  iiiier  soziologischen  Welt- 

.nnschaunniT.  welche  anffebanf  ist  auf  1!  r  I 'es/.t  iKlctiztheorie.  Diese  verfolgt 
H.  in  der  iiieii.sclilirhen  Urgeschichte  und  Kulturgeschieht^'.  Auf  diesem  Wege 
gelangt  er  zu  dem  Ergebnis  stark  ausgeprilgter  individualistischer  Uber- 
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z(!U^(inff(>n.  An  St**!!«  der  Bc  irriffe  Sozialismus  und  Individualismns  srtzt  er 
die  Kategorien  Koenonisiuiis  |nnd  Fcrsonalisniu».  Sein  I'ri'i.'raiiuu  m iid 
gekennzeichnet  durch  den  Satz :  .Der  Koe^onismus  liefert  den  ötaal, 
der  Personftllsmns  die,  Kttltur'  —  E>  ist  gat,  dafi  hente  Mch  etnind 
wieder  eine  solche  Stamme  sich  erheld,  nnd  es  spricht  ans  dem  Buche  dne 
frische  Überzeug  nu^skraft.  welche  höchst  erfreulich  Ist  Tiefer  and  ühtx- 
zeuj2:endcr  würden  des  Verfassers  Darlofrnnirpn  aber  sein,  wenn  sie  mehr  von 
dem  Geiste  iihilosophischer  Fdrsdiuiit:  ( rfiillt  w  arm  uiiil  insl>esondere  sich  mit 
Kanis  sozialethischer  Auffai>:»ung  stbliittlen  würden,  i\uvuii  sich  in  dem  Burbi> 
keine  Spur  findet.  Im  Kautianismus  steckt  genug  von  der  Würdigung  de» 
IndlTidnallsmos,  tun  den  hereehtigten  Kern  auch  der  Anschanongen  des  Ver- 
fassers nnangetastet  an  lassen. 

Niemeffet. 

Tafeli  H.    Die  rieltung  des  Territoriulprinzips  im  deutschen  Bdchsstral- 
Ncht.   Stuttgart  (Koldhammci)  1U()2,  if7  S.  —  Mk.  %,  — 

Die  vorli^mde  Ahhandlnng  ist  eine  gewissenhafte  und  gute  Anfänger- 
arheit^  in  der  auch  auf  die  straf rechtliciien  Nebengesetze  sowie  auf  die  inter- 

n:iti(iii;il(  n  VertrSge  Rücksicht  genomnn  ii  vs  iid  Besonderes  Interesse  kennen 
die  Ausfühnintr^n  dos  Verf.  über  die  iiidit  (ic^  tz  i^ewordenen  Andernn^en 
beanspruchen,  welche  im  Entwurf  zur  Novelle  im  .lahrt-  l^liy  vorjjfsrhlatrt'n 
waren  und  welche  der  Verf.  der  Berücksichtigung  bei  der  bi'vorsU'bendeii 
Revision  des  StGB  empfiehlt  Kleinfetler. 
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Einer  reiclicii  und  vielseitigen  Berufsarbeit  ist  der  Wiric- 
liche  ( Jebeinie  Ixat  Professor  Dr.  iiir.  Ferdinand  Faul  Pereis 
am  Weihnachtstage  des  letzten  .lalires  durrh  einen  sanften  Tod 
entrissen  worden.  Mit  ihm  schied  eine  Kraft  ans  der  publi- 
zistischen Arbpitsffcmeinschaft,  die  ein  zwar  enir  umschripbenes, 
aber  von  Ta^r  zn  Tag  an  praktischer  Geltung  zunehmendes 
Rechtsgebiet  mit  vollendeter  Sachkenntnis  beherrscht  hat.  Es 
gab  von  allem  Anfange  an  nicht  viel  Hände  in  Deutschland, 
die  mit  dem  Entschlafenen  das  Feld  seiner  Spezialdisziplin  fleißige 
gepflegt  hätten.  Soweit  das  öffentliche  Seerecht  dabei  in  Betracht 
kam.  war  er  uns  allen  zudem  durch  die  genaue  Kenntnis  der 
Wirklichkeit  des  maritimen  Verkehrs,  durch  die  Forderungen 
der  Praxis  weit  tiberlegen. 

Dies  gilt  namentlich  von  seinen  zahlreichen  monografischen 
Arbeiten  über:  Seefischerei  im  Kriege  (1870);  Schutz  des  Privat- 
f  i<rentiims  zur  See  im  Frieden  (1873);  Privateigentum  auf  See 
iu  Kriegszeiten  (1903).  Es  gilt  von  seinen  Studien  zur  Stran- 
dnngsordnnng  (1873);  zum  englischen  Küstensignalwesen  (1876); 
zur  Auslieferung  desertterter  Schiffsmannschaften  (1883);  über 
Recbtstellung  der  Kriegsschiffe  in  fremden  Hoheitsgewassem 
(1886);  fiber  die  nordamerikanische  Instruktion  für  Blockadeschiffe 
und  Kreuzer,  und  von  vielen  anderen  Beiträgen  über  Fragen- 
kreise des  Marinewesens,  des  Fischerei-  und  Seestraßenrecbts  etc. 

In  diesem  stets  bewährten  Scharfblick  für  das  Reale  lag 
die  Eigenart  seines  literarischen  Schaffens  und  hier  wird  zweifel- 
los bei  allen  Mängeln  anderer  Art  der  Schlfissel  zur  dauernden 
Wirksamkeit  seiner  Hauptarbeiten  auf  dem  Gebiete  des  öffent- 
lichen Seerechts  zu  suchen  sein.    Gerade  der  sachliche  Zug, 

Mtidutft  f.  Int«m.  FHvat-  n.  Öffentl.  B««ht.  ZIV.  16 
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die  Verläßlichkeit  im  Detail  jribt  seinen  beiden  Hauptarbeiten: 
dem  intornationak'n  öfFentlicheii  Scerecht  (18Si^,  in  2.  Autl.  1903) 
und  dem  Handbuch  des  allgemeinen  öffentlichen  Seerechts  im 
Deutschen  Reiche  (1884)  den  hohen  Wert  auch  für  die  ausländische 
Fachliteratur,  der  die  Zugänge  zum  Deutschen  Rechtsstoff  bis 
dahin  fast  verschlossen  waren.  In  Justiz  und  Verwaltnnfr  er- 
probt hat  Ferd.  Pereis  (geb.  zu  Berlin  am  80.  Januar  1836) 
schon  als  Marineauditeur  in  Kiel  nach  1867  an  der  dortigen 
Marineakademie  Vorlesungen  über  die  Hauptgebiete  des  öffent- 
lichen Rechts  mit  der  innern  Neigung  zum  akademischen  Lehr- 
amt abgebalten,  die  er  stets  lebendig  sich  bewahrt  und  die  ihm 
noch  in  späten  Lebensjaliren  als  Honorarprofessor  an  der  Berliner 
Universität  schöne  Erfolge  als  Dozent  nnd  Leiter  praktischer 
Übungen  gebracht  hat.  Auch  an  den  Arbeiten  des  Institut  de 
Drmt  IntemaHonal,  dessen  Mitglied  Per  eis  seit  dem  Jahre 
1879  war,  nahm  er  regen  Anteil  nnd  lieh  uns  deutschen  KoUegen 
im  Verbände  die  hohe  Autorität  seiner  praktischen  Erfahrung 
und  Sachkenntnis. 

Seit  dem  Jahre  1877  in  Berlin  vom  Wirkl  Admiralitätsrat 
und  Vortragenden  Rat  zu  den  obersten  Amtsstufen  des  Reichs- 
marineamts in  rascher  Folge  aufsteigend  und  seit  1892  als 
stellvertretender  Bevollmächtigter  zum  Bundesrate  berufen,  nahm 
Per  eis  in  stiller  emsiger  Wirksamkeit  Anteil  am  erfolgreichen 
Ausbau  der  Deutschen  Flotte  und  ihrer  Verwaltung  und  damit  an 
der  Sicherung  der  Seegeltung  des  Deutschen  Reichs.  Seinem 
vielseitigen  Schaffen  bat  es  an  Anerkennung  und  Auszeichnungen 
nicht  gefehlt:  im  Jahre  1901  ist  ihm  die  Wfirde  eines  Geheimen 
Rats  mit  dem  Prädikate  Exzellenz  zu  teil  geworden.  Die  wohl- 
verdiente Promotion  zum  doctor  iuris  hon.  causa  seitens  der 
Greifswalder  Juristenfakultät  erreichte  ihn  in  den  letzten  Tagen 
seiner  Erkrankung,  die  ihn  nach  Icurzem  Leiden  dem  Kreise 
eines  glttcklichen  und  feinsinnigen  Familienlebens  entrissen  hat. 

Die  Disziplin  des  Deutschen  Seerechts  wird  dem  fleißigen 
und  eriolgreichen  Förderer  der  fachlichen  Arbeit  ein  dankbares 
und  ehrendes  Andenken  bewahren. 

Greifswald,  im  März  1904.  Felijs  Stoerk. 
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Von  Bechtsanwalt  KUlMUlllidl  in  Berlin. 

Bis  znra  Jalire  1893  war  in  Rußland  im  Zollverkehr,  wie 
bekannt,  der  autonome  Tarif  in  Geltung,  welcher  gleichmäßig 
aUen  auswärtigen  Staaten  gegenüber  in  Anwendung  gebracht 
wurde,  gleichviel  ob  es  mit  diesen  Staaten  Handelsverträge  ab- 
geschlossen hatte  oder  nicht.  Im  Anfang  der  1890er  Jalire 
aber  bradite  der  Abschloß  von  neuen  Handelsverträgen  unter 
den  verschiedenen  europäischen  Staaten  die  Binfflhmng  von 
DifferentialzoHtarifen,  d.  h.  solchen  Tarifen,  die  ermäßigte  Zoll- 
sätze für  die  meistbegOnstigten  Staaten  aufwiesen  und  erhöhte 
für  diejenigen,  welchen  diese  Rechte  der  meistbegünstigten 
Nationen  nicht  zugestanden  waren,  und  da  Rußland  in  seinem 
Handelsverkehr  selbst  mit  den  Nachbarstaaten  Deutschland  und 
Österreich-Ungam  dieser  Meistbegünstigungsrechte  entbehrte,  so 
sah  es  sich  zu  einem  Systemwechsel  in  der  Zollpolitik  ver- 
anlaßt nach  der  Richtung,  daß  es  von  seinem  einheitlichen 
autonomen  zu  einem  dopptlton:  einem  allgemeinen  und  einem 
Konventionstarif  überging.  Dieser  letztere  Tarif  ist  auf  die  Waren 
und  Erzeugnisse  derjenigen  Staaten  in  Anwendung  gebracht 
worden,  welche  ihrerseits  für  die  russischen  Waren  und  Er- 
zeugnisse die  niedrigsten  ZuUsiitze  zugcstan(k^n.  Dieser  System- 
wechsel bedingte  naturgemäß  eine  völlige  Änderung  im  Charakter 
der  Handelsverträge  Rußlands  mit  den  f^nderen  Staaten.  Einige 
der  nach  dem  Jahre  1893  abgeschlossenen  Handelsverträfre,  und 
zwar  die  mit  Österreich  im  Jahre  1S94,  mit  Dänemark  und 
Japan  im  Jalire  1895  abgeschlossenen  Handelsverträge  und  die 
zeitweilige  Vereinbarung  mit  Spanien  ebenfalls  vom  Jahre 
1805.  beschränken  sich  lediglich  auf  allgemeine  Bestimmungen 
in  der  früheren  Weise,  wonacli  die  Kontrahenten  sich  gegen- 
seitig die  Rechte  der  meistbegünstigten  Staaten  zugestehen. 

16* 
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Andere  in  dieser  Zeitepoclu'  ^^csrlilnsseiK*  Vr'i'triiji't'  da£re;;en 
enthalten  besondere  Bestininiung:en  über  die  Ermäiügun«?  von 
Zollsätzen  des  russischen  Zolltarifs  hinsichtlich  jjewisser  aus- 
ländischer Waren,  wnnt  oen  aucli  hinsiclitlich  der  russischen 
Waron  die  Ge^renkontruhenten  eine  Zollerniäßigung  oder  übeiv 
haupt  die  niedrigsten  Zollsätze  vei-tra^lich  zusichern.  Als  T\\m< 
dieses  Konventionstarifs  kann  der  Handelsvertrag  Rußlamls  mit 
Frankreich  vom  17.  Juni  1893  gelten.  Dieser  der  Zeit  nacii 
erste  Handelsvertrag  des  neuen  Systems  setzt  eine  Erm&ßigniig 
in  52  Positionen  des  russischen  Tarifs  in  Höhe  von  10  bis 
25%  zu  Gunsten  Frankreichs  fest,  wogegen  der  französischr 
Tarif  eine  ZoUermäßlgung  für  die  Einfuhr  von  rohem  Naphta 
und  dessen  gereinigten  Produkten  Rußland  gewälut.  Nach 
seinem  Inhalt  hat  dieser  Handelsvertrag  als  Ergänzung  des 
Handelstraktats  vom  1.  April  1874  zu  gelten,  der  zwischen 
beiden  Staaten  auf  der  Grundlage  der  gegenseitigen  Meist- 
begünstigung geschlossen  ist,  „in  allem,  was  sich  auf  die  Einfuhr, 
Ausfuhr,  den  Transitverkehr,  die  Wiederausfuhr,  die  Örtlichen 
Ahgaben,  Courtage,  die  Zolltarife  und  Zollvorschriften,  sowie 
in  allem,  was  sich  auf  den  Handels-  und  Gewerbebetrieb  be- 
zieiit."    (  Art.  15  des  Vertrages). 

Die  (laim  in  den  darauf  nächstlulgeiideii  Jahren  zu.stiinde  se- 
koiiiinciu'ii  llaiult'lsverträge  Rußlands  mit  weiteren  europäischen 
Staaten,  nutl  zwar  die  Handt'lsvertriijrc  mit  Serhit-n  vom 
15.  Oktober  1893,  mit  Deutsciiland  vom  10.  Februar 
mit  Portujsral  vom  9.  Juli  1H95  ~  sie  alle  folg'en  im  \vf  >•  iit- 
liolu'ii  drm  ol)en  erwäliiitcn  T\i)us  des  französisch -nissixli'-n 
Haudt'lsvt'rti'agps.  Selbstverstäiidlirli  be^refTUPt  man  iiianch-n 
Moditikationen,  iiisbe.sondere  in  dem  Zolltarife,  die  aber  an  <!•  la 
Typus  nichts  ändern.  So  gewälirt  der  HarideLsvertraj?  mit 
Serbien  der  russi.sche  Tarif  eine  Ermäßigung  von  45*^0  des 
Zolles  für  die  Einfuhr  von  getrockneten  Pflaumen  aus  Serbien, 
wogegen  der  letztere  Staat  Zollerniäßi^ungen  für  die  Einfulir 
von  getrockneten  Fischen  und  Mineralölen,  gereinigten  und  halb- 
gereinigten, aus  Bußland  zugesteht. 

Der  nach  langwierigen  Verhandlungen  zustande  gekommene 
Handelsvertrag  mit  Deutschland  setzt  eine  ZoUermäßigong  in 
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i:;  «  Positionon  des  rossischcn  Tarifs  fest,  wog-egcn  Rußland 
die  Hechte  der  meistbegünstigten  Nation  von  Deutsdiland  zu- 
gestanden wird.  In  dem  Handelsvertrags  mit  Portugal  ist  für 
Kork  in  rohem  und  bearbeitetem  Zustande  eine  Zollermäßigning 
von  20^/0  des  russischen  Tarifs  zngiinsten  des  portugiesischen 
Staates  vorgesehen :  als  Äquivalent  läßt  letzterer  in  15  Positionen 
Keines  Tarifs  mehr  oder  weniger  erhebliche  Ermäßigungen  zu- 
gunsten der  mssischen  Einfuhr  eintreten.  Außerdem  ist  hin- 
8ichtlich  derjenigen  Waren,  an  denen  jede  der  Vertragsparteien 
am  meiKten  interessiert  ist,  gegenseitig  die  Meistbegänstigungs- 
klausel  statuiert,  d.  h.  beide  Kontrahenten  gestehen  sich  hin- 
sichtlich  dieser  Waren  die  niedrigsten  Zollsätze  ihrer  respektiven 
Tarife  zu.  In  dem  Handelsvertrag  mit  Bulgarien  endlich  wird 
Tussischerseits  eine  Tarifermäßigung  für  getrocknetes  Fleisch, 
Eier  und  nicht  gestoßene  0  erbborke  und  fär  die  Einfuhr  von 
Kosenöl  Zollfreiheit  gewährt,  wogregen  Rnßland  von  Bulgarien 
dafür  eine  ganze  Reihe  von  TaritLriiuiüigungtu  für  russische 
Wart  ii  zugcstaiuh'ii  »Tliiilt,  und  beide  Staaten  auljcrdeiii  sich 
gegenseitig  die  Hechte  (h  r  meistbegünstigten  Nation  einräumen. 

Dies  ist  in  kiia)f]ten  Tnirissen  die  (irumllage.  welche  iiin- 
siclitlieh  des  ZoUverkelirs  durch  die  seit  dem  .lalin-  181>8  von 
Rußland  mit  den  europäischen  Staaten  ges(  lilo.sst  iicn  Handels- 
verträge geschaffen  ist.  Indessen  sind  d'w  früheren  Verträge, 
Traktate  und  Konventinnen  zwisclicn  Ixuljland  und  den  aus- 
wärtigen Staaten  im  wesentlichen  bestehen  geblieben.  Um  nun 
ein  übersiclitliches  (Sesamtbild  der  Rechtsvorscliriften  zu  ge- 
winnen, welche  für  die  Ausländer  in  Rußland  auf  grund  der 
bestehenden  internationalen  Verträge  in  (leltung  sind,  ist  es, 
nachdem  die  Neuerungen  seit  dem  Jahre  1898  oben  vorweg- 
genommen sind,  notwendig,  die  Gesamtheit  der  Verträge  in  ein 
System  zu  bringen.  In  dieser  Beziehung  drängt  sich  eine 
Gruppierung  der  Handelsverträge  von  selbst  auf.  Sie  lassen  sich 
nämlich  alle  ihrem  Inhalte  nach  in  drei  Gruppen  unterbringen. 

I.  Die  erste  Gruppe  umfaßt  alle  Handelsverträge  Rußlands 
mit  den  europäischen  Staaten  (mit  Ausschluß  der  Türkei) 
sowie  den  Handelsvertrag  mit  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  und  seit  1895  auch  denjenigen  mit  Japan. 
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IL  In  die  zweite  Gruppe  gehören  die  Handels-  und  Freimd- 
scbaftsyertxfige  Rußlands  mit  den  asiatischen  Staaten  ein- 
schließlich der  Türkei. 

III.  Der  dritten  Gruppe  endlich  sind  die  Verträge  beizu- 
zählen, die  Rußland  mit  einer  kleinen  Anzalil  von  außereuro- 
päischen Staaten  p:oschlossen  hat,  und  zwar  mit  Venezuela, 
Brasilien,  Hawaii,  Kongostaat  und  Siani. 

L 

1.  Die  erste  Kategorie  dieser  StaatsvertrSge  hat,  wenigstens 
was  die  hier  interessierenden  öffentlich-  und  priyatrechtlichen  Be- 
stimmungen anlangt,  im  wesentlichen  denselben  Inhalt  und  dieselbe 
Form.  Alle  diese  Yertnige  sind  aulgebaut  auf  der  Qmndlage 
der  Rechte  der  meistbegünstigten  Kation,  welche  die  Kontra- 
henten sich  gegenseitig  zugestehen,  und  der  Gleichstelinng  der 
Staatsangehörigen  des  Yertragsstaates  mit  den  Einheimischen; 
insbesondere  genießen  hiemach  die  Staatsangehörigen  des  einen 
Yertragsstaates  im  Gebiete  des  andern  völlige  Freiheit  der 
Niederlassung,  des  Handels^  und  Gewerbebetriebes,  gerichtlichen 
Schutz,  und  völlige  Gleichheit  mit  den  Einheimischen  hinsicht- 
lich aller  Zoll-  oder  sonstiger  Abgaben.  Sie  können  fiber  ihr 
Yermögen  nnter  Lebenden  wie  von  Todeswegen  frei  verfugen, 
ohne  hierbei  andere  Steuern  entrichten  zu  müssen,  als  die  Ein- 
heimischen. Unter  den  gleichen  Bedingungen  können  auch  die 
Erben  das  ererbte  Vermögen  oder  den  Erlös  dafür  frei  nach 
dem  Ausland  bringen.  Eine  stehende  Stipulation  in  allen  diesen 
Handels vertrU^^en  ist,  daß  alle  Vergünstigungen,  Vorrechte  und 
Privilegien,  welche  einer  der  Vertragsstaaten  tinem  dritten 
Staate  vertragsmaijii,^  gewahrt,  sich  unverzüglich  und  unbedinpt 
auch  auf  den  andern  Vertragsstaat  zu  eiNtrecken  haben.  8iiid 
jene  Vergünstigungen.  Vorrechte  und  Privilegien  dem  dritten 
Staate  STpren  ein  Aijuivalent  gewährt  worden,  so  sind  sie  auf 
den  Gegt^nkuntrahenten  gefren  das  gleiche  oder  glelcliwertige 
Äquivalent  auszudehnen.  i^Diese  letztere  Bestimmung  findet  sich 
in  dem  Vertrage  mit  den  Vereinigten  Staaten  [yom  Jahre 
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1832),  mit  Holland  (1846),  Griechenland  (1850)  und  Italien 
(1863)  V). 

Als  Muster  seien  hier  die  Bestimmungen  des  Handels- 
vertrages mit  Hulfrarien  vom  2.  Juli  1897-)  mitgeteilt: 

Art  1  .Der  Handel  und  die  Schiffahrt  zwischen  Hi'ii  Staaten  der  Ver- 
tragsparteien werden  voll  und  ganz  frei  sein.  In  allem,  was  auf  die 
Errichtung  und  Ausübung  von  Handel  und  Gewerbe,  von  Schiffahrts-  und 
Oewerbeontenitthmiiiigeii  sich  besieht,  ebenso  hinsichtlich  des  Bnrerbes,  der 
ÜbartragOBg,  der  Anstlbiiiig  und  Yertolgung  Yon  Rechten  Jeder  Art,  werden 
die  Untertuira  der  Yertragipsrteiai  beiderseitig  volle  Oleidiberecbtignng  ge- 
nießon.  Gleichermaßen  werden  die  Untertanen  der  Vertragsparteien,  welche 
Handel  und  Gt- werbe  in  den  Hilfen,  Städten  und  anderen  Orten  eines  jeden 
der  beiden  Staaten  betreiben,  gleichviel  nb  sie  dort  stHndiKt  n  oder  zeitwoilijjjen 
Aufenthalt  haben,  zur  Entrichtung  von  Steuern,  Gefälluii,  Luvten  und  Abgaben, 
unter  welchem  Namen  es  auch  sei,  in  keinem  andern  oder  höheren  MaSe 
herangezogen  werden,  als  in  den  gleichartigen  von  den  Ertlichen  Untertanen 
«Aobenen  Abgaboi,  nnd  «lle  Privilegien ,  Bxemtionen  und  andere  Ver* 
gttnstigungen,  welche  hinsichtlich  des  Handels  nnd  Gewerbes  die  Untertanoi 
der  eiiK-n  der  VcrtTa^^sparteien  geniefien,  werden  auch  auf  die  Untertanen 
der  anderen  erstreckt  werden." 

„Hierbei  versteht  es  sich  indessen,  daÜ  die  Untertanen  einer  jeden  der 
Vertragsparteien  hinsichtlich  der  in  diesem  Artikel  erwähnten  Gegenstände 
nadi  den  Gesetsen  und  allgemeinen  Bestiamiuigen  des  Landes,  welche  auf 
die  einbeiniischen  Untertanen  und  die  Untertanen  der  meistbegttnstigten  Nation 
Anwendung  finden,  sich  zu  richten  haben,  ohne  ttbrigcns  zur  Inanspruchnahme 
der  ihnen  in  diesem  Artikel  eingeräumten  Rechte  der  Nachsuchung  einer 
^eziellen  Erlaubnis  oder  Genehmigung  der  Ort.sbehördcn  zu  bedürb n  " 

.,Die  verschiedenen  Anstalten,  Korporationen,  (iesellschaftcn  und  über- 
haupt alle  juristische  Personen,  welche  auf  dem  Territorium  einer  der  Ver- 
tragsm&chtft  bestehen,  mit  Ausnahme  der  Hsadds-,  Gewerbe-,  Transport-  und 
VersicberangsgeBellschaftNi,  werden  nidit  das  Recht  haben,  auf  dem  Territorium 
def  anderen  Vertragsnmdit  unbewegliches  TermSgen  entgdtUeh  oder  nnentgelt- 
lieb  7.n  erwerben/ 

Art.  I  . Tf  indel.sleute,  Fabrikanten  und  andere  Gewerbetreibende,  welche 
durch  Vor/i  i„nin<r  einer  von  den  zustHndif^en  Behörden  ihn  «  Landes  aus- 
gesteilu-n  Legituaationskarte  nachweisen,  daÜ  ihnen  der  Gewerbebetrieb  in 

^)  cf.  Morosoto  „Rußland  am  Ende  de*  XIX.  Jahrkunderttf". 

2)  Die  nachsteb"nd  wiedergegebonon  BestimmnTippn  der  Handelsverträge 
sind  dem  im  Auftrage  des  Finauzministeriumü  zu  .St.  I'eterslMuy  heraus- 
gegebenen Werke  „Sammlung  der  von  Rußland  mit  den  auswät  tiyen 
ShuUen  geschlossenen  Handelsverträge''  St.  Petersburg  1902  entnommen. 
Die  dentiehe  Übersetsung  ist,  soweit  sie  durch  Anfttbrungsseichai  gekenu' 
selehnet  ist,  möglichst  wort^tren. 
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dem  Staate,  in  dorn  sie  ihren  Wohnsitz  haben,  gestattet  ist,  können  persönlich 
oder  durch  in  ihrem  Dienste  stehende  Handelsreisende  Einkftiife  machen  und 
selbst  unter  Hitffihmng  von  Warenmnsteni  Bestellmigeo  in  dem  Qehiete  de« 
anderen  Vertragsstaates  anfnehmen.* 

.Die  bezeichneten  Handelsleute,  Fabrikaiitt  n  und  andere  Gewerbetreibende 
ofl«  r  U  trnünntrsrciscnd«'  w<T<i(*n  hinsirbtlich  der  Pässe  und  Entrirbtnng  der 
für  den  Hainlvlslirtiit  1)  festgestellten  Abgaben  in  den  bfiiicrseitigen  Staaten 
die  den  Untertanen  der  meistbegünstigten  Macht  gewährten  Kechte  geniebeii.^ 

«Gewerbetreibende  iHandlnngsreisende),  welclie  mit  Legitimationsicarten 
versehen  nnd,  können  Master,  aber  keine  Waren  mit  sidi  fflhren.  Die  der 
Entrichtung  vun  Zollabgaben  ant^'rliegenden  GegenstSnde,  welche  diese  Per- 
sonen als  Muster  einführen,  werden  in  binde  Länder  zollfrei  eingelassen  und 
hermis«!*  lassi»n  mit  i1t  r  Maügabe.  daß  diese  Gegenstände,  wenn  sie  nicht  ver- 
kanii  oiad.  in  einer  vurhcr  bestimmten  Frist  wieder  ausgeführt  werden, 
gleichviel  durch  welches  Zollamt,  und  daÜ  die  Identität  der  eingefülirtcn  und 
wied^  ansgefttbrtM  G^enstlade  keine  Zweifel  herroinife/ 

«Die  Wiederansfahr  der  Muster  mnfi  in  beiden  Staaten  hei  ihrer  Einfuhr 
entweder  durch  Einzahlung  der  entsprechenden  Zollabgaben  als  Pfand,  oder 
dnrcb  Bürgschaftsleistung  sicher  gestellt  werden.*^ 

.r.i  idt  Vcrliairsstaatpn  werden  sich  gegensHtiir  die  Behörden  bekannt 
geben.  ii(  iK  II  dir  Krteiluiiu  von  Legitimationskarten  lUn  rtragen  ist.  nnd  sich 
auch  das  Formular  ilie»«  r  Karten  und  die  Vorschriften  mitteilen,  denen  das 
Gewerbe  der  Handlnngsreisenden  xn  nnterliegen  hat." 

»Einheimische  eines  der  Vertragsstaaten,  welche  Jahnnftricte  im  Gebiete 
des  anderen  Yertragsstaates  mm  Zwecke  des  Handeisbetriebes  nnd  des  AV 
sat/es  besuchen,  werden  volle  Gleichberechtigung  mit  den  einheimisdieii 
Staatsangehörigen  genießen,  wobei  von  ihnen  lü«  Al»!.'ahen  in  k^nem  höhere 
Maße  erhoben  werden  als  die  von  dm  l.  t/.tirrn  t'ezahlU'n." 

Art.  H.  .Beide  Verirairsstaaien  verpthrhti  ii  sich  gegenseitig,  keinerlei 
ZoUherabsetzung,  keinerlei  i'rivilegien,  Vergünstigungen  oder  Exemtionen  den 
Untertanen  oder  den  Eneagnissen  einer  dritten  Macht  in  alledem  snsogesteben, 
■wag  sich  auf  Zollabgaben  bd  der  Einfahr  oder  Ansfnhr  Aber  die  Grensen  sa 
Lande  oder  zur  See  und  auf  die  Abgaben  Mr  Import-  oder  Exportwaren  bc^ 
zieht,  ohne  dies.  lhon  Vr'n<;iin;,tigungen  unverzfiirüi  Ii  und  unbedingt  auch  den 
Staatsangehörigen  und  Erzeugnissi  n  lier  anden  ii  \  •  iTüiiismacht  zuzugestehen, 
denn  die  Absicht  der  Vertragspaiit  it  a  geht  dahin,  daß  in  allem,  was  auf 
Einfuhr,  Ansfnhr.  Transit,  Lagerung,  Wiederausfuhr,  örtliche  Abgaben.  Cour- 
tage. Zolltarif  nnd  «Pormalien,  ebenso  in  allem,  was  sich  auf  den  Betrieb  von 
Handel  nnd  Gewerbe,  den  Erwerb  von  Besltat  und  Eigentum  aller  Art  besieht, 
die  Russen  in  Bulgarien  nnd  die  Bulgaren  in  Rnfiland  die  Rechte  der  meist' 
begünstiü:ten  Nation  genießen  sollen."* 

Art.  !>.  .Wann  jeder  Art.  welche  durch  das  n.  bict  einer  der  Vertrags- 
staaten  auf  dem  für  den  Transit  offenen  Wege  durchgeführt  werden,  werden 
beiderseitig  von  allen  Transitabgabcu  befreit,  gleichviel  ob  sie  direkt  hindun-h- 
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^(fdhrt.  oder  unterwegü  aoaeinandcrgeladeOr  in  Speicher  geladen  und  wicdcr- 
aalgcladen  werden." 

Art  10.  ,Die  inneren  Abgaben  sttgonsten  des  Staates,  der  Gemeinden 
und  Korporationen,  mit  denen  das  Enengnis.  das  Fabrikat,  der  Konsum  eines 
Gegenstandes  in  dem  (iebiete  des  einen  der  Vertragsstaaten  belegt  sind  oto 
kfinftiu;  belegt  werdt  ii.  w<  i<lt  n  unter  keinem  Vorwaiul  von  den  Erzeugnissen 
des  andcron  Staates  i)i  ^rtilierem  Maße  oder  in  liiNiiL^trer  Weise  als  von  den 
entsprecht  Ilde  n  einlieimibchen  Erzeugnissen  tiiiubtii  werden." 

Dieselben  Bestimiiiunpen  sind  zum  Ausdruck  gebraclit  in 
den  Handelsverträgen  Rußlands  mit: 
Belgien  vom  28.  Mai  (9.  Juni)  Art.  1,  7,  11  —  18; 

Daiu'iMiu  k  vom  18.  Febni;ir  (2.  März)  18i)ö,  Art.  I,  2; 
Deutschland  vom  29.  Januar  {IQ.  Februar)  1894  Art.  1,  2, 
6,  8,  10,  12; 

England  vom  31.  Dezember  1858  (12.  Januar  1859;  Art.  1—5, 
10  13; 

Frankreich  vom  20.  März  (1.  April)  1874  Art.  1—8,  18-17; 
Griechenland  vom  12.  Juni  iHöO  Art.  1,  3,  4,      6,  11; 
Japan  vom  27.  Mai  1895  Art.  1—6,  14. 
Italien  vom  lß./28.  September  1868  Art.  1    8.  .'>— 10; 
Niederlanden  vom  1 .18.  September  i84ti  Art.  i^,  4,  11.  12; 
Österreich  -  U  ngarn  vom  2.  14.  September  1860  Art.  1,  3, 

18'*)  und  14  vom  6.  18.  Mai  1894  Art.  1; 
,   Peru  vom  4./16.  Mai  1874  Art.  2,  8~™5,  16-18; 
Portugal  vom  27.  Juni  (9.  Juli)  1895  Art.  1—8; 
Schweden  und  Norwegen  vom  26.  April  (8.  Mai  i  1888  Art.  1; 
der  Schweiz  vom  14  26.  Dezember  1872,  Art.  1,  3.  6,  7; 
Serbien  vom  15.  Oktober  1893  Art.  1,  2; 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  vom  6./12.  Dezember 

1882  Art.  1,  6,  10,  11. 
Daß  hiernach  die  Waren  und  Erzeugnisse,  welche  den 
Gegenstand  eines  staatlichen  Monopols  bilden,  dem  freien  Handels- 

^  In  den  Art.  IS  des  HandelsvcTtrags  mit  Österreicli- Ungarn  Tom 
2JU.  September  1860  ist  nocb  am  Ende  hervorgehoben,  daß  die  gesetzlichen 
Besrhränknngen  besflglich  der  Juden  dnreb  den  Handelsvertrag  unberührt 

blt  iheii  Diese  Bestimmnnir  findet  sich  in  keinem  anderen  Handelsvertrag  RnB» 
landb  mit  einem  auswärt iyen  8taat  wieder  Sie  i.st  uiu  Ii  iilierflüssig.  weil  sie 
»chon  :iTi(ierweitig  (z.  B.  dureh  den  letzten  Absatz  des  Art.  1  oben)  genügend 
soni  Ausdruck  gebracht  ist 
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betrieb  entzojren  und  dem  Vertrieb  durcli  den  Staat  oder  durch 
von  ihm  kouzesüiuuierte  Stelli-ii  vorbehalrcii  si'iii  muß.  ist  srlhst- 
verständlich,  ist  aber  iil  -  i  li  s  in  manchen  Haiulelsverträü'en 
noch  besonders  hervorju'-ehdijen.  Daran  wird  noch  der  V urbehalt 
g:eknüptt,  daß  Beschränk  untren  im  Handelsverkelir  aus  Anlaß 
eines  im  Interesse  der  Hygiene,  der  öffentlichen  iSicherheit  und 
dergl.  etwa  notwendifren  Verbots  auch  auf  den  Handelsverkelir 
mit  dem  Vcrtrafrsstaat  Anwendmifr  finden.  So  bestimuieii  die 
Handelsveiträge  luit  Dänemark  im  Art.  4  und  mit  Deutsch- 
land Art.  n : 

„Die  VertragtsjKirtcirii  vripflithten  sich,  A'ic  hi'i^lrr^i^lthnn  H.indcls- 
Wziehungen  zwischen  beiden  Staaten  durch  keinerlei  Euituür-  und  Ausluhrverbote 
einzuengen  und  freien  Transitverkehr  zuzulassen,  mit  Ausnahme  der  Wege, 
ftlr  welche  der  TransitTerkelir  ni^t  ollen  ist  oder  nicht  olfengestdlt  wird.* 

«Ansnahmen  werden  nur  fOr  Oegenatftnde  sngelaMen,  welche  im  Gebiete 
der  I  int  n  dor  Vertragsparteien  den  Gegenstand  eines  staatlichen  Monopols 
bilden  I  i  bilden  werdon.  nnd  ebenso  hinsichtlich  einiffor  Gegenst'in'if  r»uf 
M-elche  Uli  Interesse  der  lly^''*  "«'  der  Veterinarpolizei,  der  öffentlichen  Sicher- 
heit oder  aus  smderen  Grund t  ti  von  außergewöhnlicher  Wichtigkeit  aus- 
BchlieBende  Verbote  Anwendung  finden  kSrnien." 

Hingegen  beschiajiken  sich  die  Handelsverträge  mit  Ser- 
bien Art.  8,  mit  Italien  —  besonderer  Artikel  a.  E.  —  und 
mit  Japan  —  besonderer  Artikel  unter  4  und  letzter  Absatz  — 
lediglich  auf  den  Ausschluß  der  bestehenden  oder  künftigen 
Monopole  aus  dem  Kreise  der  dem  Veitragsstaate  gewährten 
Rechte. 

2.  Als  eine  Ausnahme  eigentlich  von  der  vorstehenden  Regel 
der  (jli  i(  tisti  Uiinof  der  Aiifjehörigen  des  Vertrairsstaates  mit  den 
EinheimiM  )u  II  sind  die  in  einzelnen  Handelsverträgen  enthaltenen 
Bestiminiiii^M'n  über  die  Aktiengesellschaften  und  Sozietäten 
anzusehen.  Zwar  sind  auch  di»^sen  (Tcsellschaften  die  Rechte  der 
meistbegünstigten  Nation  zn^ret'i<riK't.  indessen  schließt  dies  noch 
keineswegs  die  staatliche  ( ieiiehniip:iuig  zum  Gewerbebetrieb  in 
sich.  Die  Handelsverträge  mit  Bulgarien  Art.  3,  mit  Deutsch- 
land Art.  4,  mit  Dänemark  Art.  3  bestimmen: 

„Aktiengesellschaften  und  andere  gewerbliche  liauJels-  und  Finauz- 
geseüschaften,  welche  ihren  Sitz  in  einem  der  Vertragsataateu  haben,  werden^ 
sofern  sie  otdnnngsm&ßig  in  GraüÜlheit  der  geltenden  Qeeetae  enriehtet  aind. 
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aach  in  dorn  andpirn  Staate  als  sresetzlich  bestebi  iul  anerkannt  werden,  und 
zwar  wird  ihntn  das  Kt-cht  t'inircränmt  werden,  sich  an  die  Gerichtsbehörden 
sowohl  behafs  AnsteUang  von  Klagen,  ala  auch  zur  Einlassung  auf  Klagen 
zu.  wendeD.* 

»Hierbei  verstdit  es  sich  Indeaeen,  daß  die  oben  gegebene  Bestimmung 
der  Frage  nicht  prftjndisiert,  ob  einer  eolchen  in  einem  Staate  gegründeten 
GesdlBchaft  die  Genehmigung  zum  Ilamlt-Is-  und  Gewerbebetrieb  im  Gebiete 

des  andtTtn  Staates  erteilt  werden  wird,  welche  Genehmigung  stets  von  den 
B€Stininuin;4en  abliiinxt.  welrhi'  hin-nrhtlich  des  bezeichneten  Gegenstandes  in 
diesem  letzteren  Staate  i^etroitLii  suul  oticr  getroffen  werden."^ 

3  In  jedem  Falle  werden  die  gedachten  Gesellschaften  und  Genossen- 
ncbaften  im  Gebiete  des  anderen  Staatee  dieselben  Redite  genießen,  welche 
gleichen  Qeflellschaften  irgend  einer  answtrtlgen  Hadit  gewihrt  sind  oder 
kfinftig  geiriUirt  werden." 

Im  Vertrag  mit  Bulgarien  ist  im  Art.  1  (letzter  Absatz, 
oben  angefahrt)  besonders  berrorgehoben,  daß  ansländiscbe 
jnristiscbe  Personen  von  der  Erwerbung  des  Immobiliar* 
eigen  tu  ms  ausgescblossen  sind. 

3.  Der  gegenseitige  Sebutz  der  Warenzeichen  und 
Muster  sowie  des  Autorrechts  findet  sich  nur  in  einzelnen 
Handelsverträgen  gewährleistet  Die  HandelsvertrSge  mit  Eng- 
land Art.  20  und  mit  Italien  Art  11  bestimmen: 

,Die  holien  Vertragiparteiai  sind,  in  dem  Wunsche,  in  ihren  eigenen 
Itindem  den  toIImi  nnd  wirinunen  Sehnts  des  bidustriebeMebcs  der  anderen 
Fertei  gegen  Nachbildungen  zu  befestigen,  ^ihin  Übereingekommen,  daß  in 
jedem  der  beiden  Staaten  jede  Nachahmung  zum  Zwecke  der  Täusehiinir  oder 
Nachhildnnj?  von  Fabrik-  oder  gewerblichen  Zeichen,  die  ursprünglich  in  uutem 
Glauben  an  Waren.  Erzeugnissen  des  anderen  Staates  zur  Feststellung  ihrer 
Herkunft  und  Eigenschaft  angebracht  werden  wird,  strenge  verboten  sein  und 
Terfolgt  werden  soll  Ihre  Groflbritanisclie  Majestftt  Terpflichtet  sich,  Ihrem 
Firlnment  enie  Vorii^  flb«r  die  ErgreUung  solcher  Maßnahmen  ma  machen, 
welclie  Ihivr  Majestät  die  Möglichkeit  gcw&hrten,  in  Tollstem  ICtße  die  Be- 
■timmnngen  dieses  Artilcels  zur  Aosfithrong  an  bringen.* 

(Im  Vertrage  mit  Italien  lautete  der  letzte  Satz  natfirlicb 
mutatis  mutandis). 

Der  Art.  15  des  Handelsvertrags  mit  Bulgarien  nimmt  den 
Abschluß  einer  Konvention  über  den  gegenseitigen  Sebutz  für 
Warenzeichen  und  Muster  und  Art.  20  eine  solche  über 
das  Autorrecht  an  Erzeugnissen  der  Literatur  und  schönen 
Künste  in  Aussiebt 
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Wt  ir^ehtijder  ist  der  Scliutz,  den  dir  Vertrausmiidite  Ruß- 
land lind  Frau  kl  «  ich  in  diMii  Haiidi Isvtiliag  voui  20.  Marz 
(1.  A]ii'il  1S74  hinsiclitlicli  ihr  Warenzeichen  und  Muster  sich 
^e^anseitig  zugestehen.    Der  darauf  bezügliche  Art.  19  des 

Vertrages  lautet : 

.Jtdo  Na<-Imhnuini^  in  einem  der  beiden  Vcrtragsstajiicu  von  Fabrik- 
oicr  Warenmarken,  die  üi  dem  anderen  der  gedachten  Staaten  ui  gewissen 
Waren  zur  Kennaeichnong  des  Ortes  ilirer  Herkunft  nnd  ihrer  Bescbaffenlieitf 
ebenso  du  Inverkehr-  nnd  Inverkanfbriiigen  Ton  mit  nusischen  oder  fawn- 
zSsisehen  in  irgend  einem  ausländischen  Staat  nachgemachten  Waren-  oder 
Kabrikzeichrn  vorsehont  n  Erzeugnissen  ist  im  Rereiche  h«  ider  Vertragsstaaten 
v«  rb(»tf  n  uiid  untt  rwirft  die  Schuldigen  den  in  den  geltenden  Landesgesetzen 
bestimmten  Strafen."* 

,Wer  infolge  der  in  diesem  Artikel  bezeichneten  gesetswidcigen  Hand- 
langen Sebaden  leidet,  ist  berechtigt,  vor  den  Gerichten  und  nach  den  Ge- 
setzen des  Landes,  wo  diese  Handlangen  festgestellt  sind,  auf  Ersata  des  ihm 
xngelQgten  Schadens  nnd  Verlnst4?s  gegen  die  Schuldigen  klagbar  zn  werden.^ 

.Dil'  rnt<«rtancn  eines  der  VertraL'sstaaten.  welche  in  dem  anderen 
Staate  ihr  Eigentuinsn  i  lit  an  ihren  Falirik-  odvr  W.irenzdchen  »ehützen 
wulient  haben  dieselben  anzunteiden :  die  fran^uäischen  Marken  in  St.  Peters- 
bnrg  beim  Departemrat  fttr  Handel  und  Gewerbe;  die  mssisdien  Harken  in 
Paris  im  Bnreaa  des  Handelsgerichts  des  Seinedepartements. " 

.Im  Falle  des  Z\s<  if(1s  utl  r  dnes  Streites  sind  als  Fubiik- oder  Waren- 
zeichen, auf  welch«  dieser  Artikel  anzuwend- n  ist.  diejenigen  anzusehen, 
welche  in  jedem  d(  r  beiden  VertragsstAat<'n  in  fiemädheit  ihrer  Cfesetze  als 
den  Fabrikanten  und  Kauflenten,  welche  sich  ihrer  b<^dienen,  gesetzlich  za- 
gehörig  anerkannt  sind.'  *) 

Durch  Deklaration  mit  Deutschland  voui  11. /23.  Juli  \H13. 

mit  Osterreich -Ungarn  vom  24.  Januar  fä.  Februar»  1^74, 

mit  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  vom  Iii.  28.  März 

1^^74,  mit  Belgien  vom  29.  .laiiuar  1881,  mit  den  Niederlanden 

vom  2H.  März  (7.  ApvWi  issi,  mit  Spanien  vom  20.  Juni 

(2.  Juli)  1887  und  mit  itaiien  vom  27.  April  (9.  Mai)  18UI  hat 

4)  Die  Eintragung  der  Warenzeichen  in  das  Raster  erfolgt  anf  Grund 
dieser  Haiidelsvertra^'sln  Stimmung  und  der  sie  ortränzenden  ausgetansehten 
Noten  der  beiderseitigen  Kegierungen  vom  2H.  Juni  lb78  und  Hl.  Januar  lt$8U 
in  beiden  Vertn^sstaaten  ohne  Torgttngige  Prttfnng  (sans  eaittmen  ni 
reßtrit  tiiitt  aitcin/e '. 

Die  ücstimmung  des  Art.  1!)  ist  durch  Deklaration  vom  29.  Juni  t^ll.  Juli) 
1871  anch  anf  England  mit  der  Maßgabe  ausgedehnt  daB  die  Einregistriemng 
der  Warenzeichen,  falls  sie  in  England  irt  setzlich  eingt  fiihrf  wird  auch  für 
rassische  Warenzeichen  zugelassen  werden  soll  {^Kobeliatxki,  GesetMe 
betr.  die  Warenuichen  uaw,  Petersburg  1896.  S.  17  IT.) 
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Rußland  mit  diesen  Staaten  vereinbart,  daß  den  Angfeliörifren 
der  Vertragsstaaten  hinsichtlich  der  Waren-  und  Fabrik- 
zeichen gegenseitig  derselbe  Schutz  wie  den  Einheimischen 
gewährleistet  ist. 

4.  In  den  Handelsverträgen  Rußlands  mit  Griechenland 
Art.  12 — 14,  mit  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
Art.  10,  mit  den  Niederlanden  Art.  3,  mit  England  Art.  13, 
mit  Österreich-Ungarn  Art.  19  und  mit  der  Schweiz  Art.  4 
gewährleisten  sich  gegenseitig  die  Vertragsstaaten  ffir  den  Fall 
des  Todes  des  Staatsangehörigen  einer  der  Vertragsmächte  im 
Gebiete  des  anderen  die  Sicherheit  des  Nachlasses,  die 
Wahiiing  der  Rechte  der  abwesenden  Erben  und  die  Ausfolfrnng 
des  Nachlaßvermögens  an  den  berechtifrten  Erben,  wobei  keine 
anderen  Steuerir')  zu  erheben  sind,  uLs  diL-jeiii^cii.  welrlu'  die 
Einheimischen  in  gUiclitiu  Falle  zu  entrichten  hätten.  Dei 
der  Sicherung  des  Naclilasses  siml  den  Konsuln  der  Nation  des 
ausländischen  Erblassers  weitgehende  Rechte  ei nj^i  räumt.  Die 
Oi-tsbehörden  haben  ihre  Mitwirkung  zu  gewähnn.  8treiti«r- 
kt'ittMi  der  Erben  über  das  Erbreclit  sind  von  den  fierichttMi 
des  Landes  zu  entscheiden,  wo  die  Erbschaft  eröffnet  ist.  Ist 


^>  Nach  Art.  lö-i  Ti  il  II  dos  t  iisr^i.'^i  In  n  Stcui  ru't  ;«<'t/c.s  untorlifjxt 

der  unentgeltliche  Verniogeiiserwerlj  einer  erhebUclu'n  Besteuerung.  Insbesondere 
beträgt  die  Erbaehaftasteuer:  l*Vo  beim  Übergang  des  Nachlasses  auf  Deszen- 
denten; 4%  beim  Übergang  anf  voll-  und  halbbürtige  Geschwister  nnd  Stief- 
kinder des  ErUaasecB  nnd  deren  Dessendenz;  6<Vo  auf  andere  Verwandte  and 
auf  Fremde.  Dieser  Bestenerunij  unterliegt  nach  konstanter  Judikatur 
dos  Ilegierenden  Senates  in  St  Pt  t- rsburg  anrh  d  r  im  .\iisl;iiiilc  befindliche 
Nachlaß  eines  russischen  Sta;ir.s;ii!un  h"»riirt»?i  wie  der  in  Ikiii.'ihnnl  befindliche 
eines  Auslanders,  und  zv>iu  ohne  Kücksicht  auf  bestehende  liaudelsvertriige. 
Hierdurch  entsteht  eine  Doppelbesteoerung  z.  B.  wenn  in  Preußen  ein  Russe 
stirbt  nnd  sein  in  Preußra  befindliches  Vermögen  einem  deutschen  Staats- 
angebörigiM,  sei  es  durch  Testament,  sei  es  zufolge  gesetzlicher  Erbfolge,  an« 
fällt.  In  diesem  Falle  erhebt  Ruliland  die  Erbschaftssteuer.  i -h  d  rselhe 
?fachla(5  .mrh  in  Preußen  der  Erbscli  iftsst»  ncr  unterliegt.  Der  Umstand  allein, 
daß  der  Erblasser  ein  Rus'^e  wnr.  begründet  nach  der  gedachten  Judikatur 
die  Stenerpflirht  für  den  deutschen  Erben  hmäi»  htlich  des  in  Deutschland 
befindlichen  Naclilasses.  [Die  Entscheidungen  bei  Goi  ianioic,  Handbuch 
für  KansulH,  8t  Petersburg  im  S.  210  ff.) 
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einem  Ausiamler  in  dem  Vertragsstaate  der  ! mniplnliarbesit^ 
nicht  gestattet^),  so  wird  im  Falle  des  Überganges  eines  Im- 
mobile auf  den  anslündisclien  Erben  durch  Testament  oder  in 
gesetzlicher  Erbfolge  ihm  eine  angemessene  Frist  zur  Ver- 
äutkrung  des  ihm  angefallenen  nnbeweglicheu  Vermögens  an 
einen  einheimischen  8taatsangelii>rigen  gewährt. 

Als  Muster  seien  die  Bestimninngen  des  Handels-  und 
Schittahrtvertra^es  zwischen  Rußland  und  Griechenland  vom 
12.  Juni  1850  mitgeteilt. 

Art.  12.  -Die  russischen  Kouäuh],  Vizekunsulii  und  Konsnlaratrent^n 
in  GrieclicüliLiiil  und  die  griechischen  in  Rußland  oder,  in  Eniiangelung  suicher, 
die  lieidcrseitig«!!  diplomatischen  Vertretangen  werden  im  Falle  des  Todes 
ihrer  Landriente  das  Beeht  haben,  gemeinsöhaftlieh  mit  dos  snstSndigen  Orte- 
behürden  zur  Aufnahme  eines  InTentatTeiseichnisses  über  die  zur  Erbschaft 
gehörigen  Sachen  zu  schreiten,  zusamoien  mit  den  Siegeln  der  gedachten 
Ortsbehörden  die  Siegel  des  Konsulats  oder  der  Orsandschaft  anzulegen,  und 
endlich  alle  zur  Erhaltung  der  Erbschaft  notwendigen  Maßnahmen  zu  treffen.' 

^Auikrdem  werden  sie  im  Falle  des  Todes  ihrer  Landslcute,  die  kein 
Testament  hinterlassen  nnd  keine  TestamentsTotlstrecInr  ernannt  haben,  das 
Becbt  haben,  vermt^  ihres  Amtes  oder  anf  Verlangen  der  beteiligten  Parteien 
die  aar  Wahnmg  der  Vorteile  der  £rben  nötigen  Formalitäten  zu  erfüllen, 
nachdem  sie  die  Ortsbehörde  hiervon  in  Kenntnis  gesetzt  haben,  in  ihrem 
Namen  den  Besitz  der  Erbschaft  anzutreten,  sie  festzustellen  und  persönUch 
oder  durch  unter  ihrer  Verantwortung  ernannte  Vertreter  zu  verwalten.' 

Art  13.  .Falls  iwischen  doi  versdiiedaien  Bewerbern,  weldie  ein 
Recht  anf  die  Erbschaft  haben,  Streitigkeiten  entstehen,  so  werden  diese 
nach  den  Qesetven  und  in  den  Gerichten  desjenigen  Landes  endgültig  ent- 
schieden  werden,  wo  die  Erbschaft  eröffnet  wurde.  Wenn  bewegliches  Ver- 
mögen, welches  nach  dem  Tode  einer  Person  in  den  Gebieten  einer  der  hohen 
Vertra<^'si);irti'ieii  Y('rl>liebeii  ist.  nacli  den  (»rts^'esetzen  einem  Untertan  der 
anderen  Vertragspartei  anfällt,  und  wenn  dieser  letztere  als  Ausländer  nicht 
das  Recht  hat,  es  in  Besits  zn  behalten,  wird  er  die  dnrdi  die  Ortsgesetse 
bestimmte  Frist  genießen;  vnd  falls  nach  den  bestehenden  Oesetxen  dne  Rrist 
hierfür  nicht  bestimmt  ist,  so  wird  ihm  eine  zum  Verkaufe  dieses  unbeweg- 
lichen V(  i  inögens  und  zum  Empfange  nnd  znr  Ausfulir  der  erlösten  Gelder 
nötitre  l'iist  gewährt  w^erden.  Von  dt  n  erbschaftliehen  Oüteni  di<  ser  Art 
werden  keine  anderen  oder  höheren  Abgaben  als  diejenigen  erhoben  werden, 
welche  Ton  den  Einheimischen  erhoben  werden.* 

^1  Diese  Bestimmung  hat  hanptsärhlich  für  Rn  Bland  praktische  Bedeutung, 
wo  der  Immobiliarbesitz  der  Ausländer  sthr  erhel)lichen  Einschränkunsren 
unterworfen  und  in  dem  Königreich  Polen,  den  westliclien  Gouvernements  u.  a. 
ansgeschloBsen  ist.  (cf.  den  Anfsata  des  Unterzeichneten  Ztscb.  XIV  S.  1  ff.) 
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Art.  14.  ,Der  Abzntr.  welcher  zu  (iiin.sten  des  Reichsliskui»  für  die  Ausfuhr 
imd  die  Übertragung  aus  dem  Reiche  von  erbscbaltUchen  und  anderen  Gütern, 
weldie  Ansltodern  gehftren,  zu  macto  ist,  wiid  in  Rnfilimd  fflr  erbecliaJUidie  und 
andere  Ofltor  niclit  gemacht  werdm,  welche  griechiechen  Untertanen  anfallen 
oder  gehören.  Und  omgekriut  wird  im  Königreich  Griechenland  der  ohen 
gedachte  Abzug  für  erbschaftliche  und  andere  Vt-rmögcnsgegenständc  nicht 
gemacht  werden,  welche  mssiachen  Untertanen  anfallen  oder  gehören."  7) 

5.  Eine  weitere  und  speziellere  Ausdehnung  des  (»ben  dar- 
gestellten Giüiiils.itzps  der  Mcistlie^instiiBriing  und  der  Rechts- 
gleichheit der  Vertragsstaaten  enthalten  die  handelsvertraglichen 

MitFrankreich.  Deutschland,  Italien.  Spanien nnd Schweden 
ondNorwegen  hat  Rußland  besoiiii«!«  K  ili  ^f  Ii  a  f  tskon  ventionenirpsrhlossrn. 
Jn  diesen  Konventionen  —  mit  Frankreich  vom  20.  März  (1.  April)  IH74,  mit 
Dentaehland  vom  31.  Oktober  (12.  November)  1874,  mit  Italien  vom  16./28.  April 

1875,  mit  Spanien  vom  14. /2(».  Juni  1876  und  mit  Schwt  den  und  Norwegen 
vom  28.  März  (9.  April)  —  sind  die  gesamten  Funktionen  der  ölcherong 
der  Erbschaft  der  NachlaBregiilierung,  der  Liquidtlening  der  Erbichaft  nnd 
der  Ausfüllung  des  Nachlassis  au  die  berechtigten  Erben  in  die  Hände  des 
Konsuls  von  der  Nationalität  des  verstorbenen  ausländischen  Erblassers  gelegt. 
Die  zuständigen  Ortsbehörden  haben  den  Konsulatsbehörden  hierbei  die  er- 
forderliche ^litwirkung  nicht  zu  versagen.  (Nur  in  Schweden  haben  die 
mssi.Hrhdi  Konsuln  diesf  Funktionen  olnu  Teilnahme  der  Ortsbehörden  r.n 
veirichUfU.)  Sie  haben  abtr  aus  tigein  r  Pflichterfüllung  sich  jttler  Tätigkeil 
in  dieeem  Falle  zu  enthalten;  insbesondtie  darf  keine  Pflegschaft  für  die  un- 
bekannten Erben  oingcsetzt  werden:  die  bekannten  oder  nnliekanntcn  Erben 
werden  eben  durch  den  Konsul  von  der  Natiunalitüi  des  Verstorbenen  ver- 
treten. Die  Konsniatsbehörden  lassen  ein  Inventarverzeichnis  tther  den  Nachlaß 
anfuelnuen,  legen  zur  Sielierutit;  des  Nachlasses  ihre  Siegel  an.  sind  tieiechtiL't. 
die  Ausfolgong  aller  Art  Nachlaßgegenstände,  die  sich  im  Besitz  dritter 
Personen  oder  Behörden  befinden,  m  verlangen,  nötigenfalls  Nachlaßgegen- 
«tände  versteigern  zu  lassen,  den  Nachlaß  zu  verwalten,  und  ihn  endlich  an 
den  Ic^timierten  Erben  aaszuhändigen.  Die  Aushändigung  erfolgt  nicht  vor 
Ablanf  von  8  Monaten  seit  dem  Tode  des  Erblassers,  oder  nach  6  Monaten 
seit  der  letzten  (durch  das  Konsulat  zu  veranlassenden)  öffentlichen  Bekannt- 
machung des  Erbanfalls.  Ansprüche  Dritter  gegen  den  NachlaC  sind  beim 
Konsulat  während  dieser  Frist  von  8  bezw.  6  Monaten  geltend  zu  machen. 
Über  solche  rechtzeitig  beim  Konsulat  gegen  den  Nachlaß  eihobene  Ansprüche 
einheimischer  Oläubificr  wird,  falls  sie  streitiir  werden,  von  den  Gerichts- 
behörden des  Landes,  wo  die  Erbschaft  erölSncL  wurde,  der  ausländischen 
Glftnbiger  dagegen  von  den  zuständigen  Gerichten  des  Staates,  dem  der  Ver- 
storbene angehört  hat.  entschieden.  Bis  zur  Entscheidunj^  dieser  T'rozrs«r 
wird  der  zur  etwaigen  Deckung  der  Forderungen  nötige  Betrag  zurUck- 
bdbalten,  w&hrend  der  Überrest  des  Nachlasses  an  die  Erben  ansgeh&ndigt 
wird.  Die  Klagen  wegen  dieser  Ansiiriidie  .sind  Liegen  den  betreffenden 
Konsul  als  gesetzUchen  Nachlaüvertreter  zu  richten.  Diese  Bestimmungen 
(insbesondere  Art.  5  nnd  8  der  Konventionen)  werden  meist,  namentlich  in 
Deutschland,  tibersehen,  und  es  soll  hier  auf  sie  hingewiesen  werden,  um 
Dritte  vor  Schaden  zu  schützen.  Denn  erfolgt  Anmeldung  des  Anspruchs 
nnd  Klage  nicht  in  der  angegebenen  Weise  innerhalb  der  8  Monate  ^bezw. 
6  Monate),  so  wird  der  Nachlaß  an  die  anslindischoi  Erben  ansgehändigt. 
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Bcstiiiimunsren  über  den  Schit'f;ilirt>verkehr  zwiselaii  d-n 
kuiitraliifiTiidtMi  Mücliten.  Die  .srijmlationen  für  den  Handels- 
vcrkt  lir  zur  See  nehmen  in  allen  ^Handels-  nnd  Seescliiffalirts- 
verträjreir  Rußlands  einen  breiten  Raum  ein.  Es  wird  dario 
bestimmt,  daß  die  Kauftahrteiscliilfe  beider  Vertragsmäclite  in 
jeder  Beziehunj?  einander  gleichgestellt  und  alle  Rechte  der 
meistbegünstigten  Nation  und  der  Einheimischen  genießen  sollen. 

Im  Anschloß  an  den  Grundsatz,  daß  die  Nationalität  der 
Flagge  nach  den  auf  dem  Schiffe  befindlichen  Schiffspapieren 
von  den  Vertragsparteien  ohne  Weiteres  anzuerkennen  seien, 
(Vertrag  mit  den  Niederlanden  Art.  9,  mit  Frankreich 
Art.  6,  mit  Österreich- Ungarn  Art.  2,  mit  Belgien  Art.  10, 
mit  Peru  Art.  9,  mit  Deutschland  Art.  14  usw.)  hestimmen 
dann  die  Handelsvertrage  weiter  daß  die  Einfuhr,  Ausfuhr,  der 
Transitverkehr  auf  den  Kauffahrteischiffen  des  einen  Vertrags- 
staates  in  den  Häfen  und  Gebieten  des  anderen  keinen  anderen 
Beschränkungen  als  den  für  die  einheimischen  und  die  Schiffe 
der  meistbegünstigten  Nation  bestehenden  niiterworfen  werden 
darf.  Das  Olcii  lir  gilt  bezüglich  aller  Art  Steuern  und  Schiß- 
faintsabgabLii  und  (ütalle. 

Diese  ri'rnndsütze  werden  z.  P..  in  den  Artikeln  2— o  des 
Handelsvertrags  mit  Belgien  vom  28.  Mai  (9.  Juui)  18Ö8  in 
nachstehender  Weise  zum  Ausdruck  gebracht: 

Art.  2.  -Bel^ion  gehörige  Falirzeuge.  welche  mit  Ballast  odir  Kratht 
in  russische  Häfen  oder  solche  des  fJrfiÜfüi'stentums  Finland  eingehen  oder 
aus  denHollK'n  herausgehen,  und  umgekehrt  Rußland  gehörige  FahiTseu^^e. 
welche  Ulli  Ballast  oder  Kimhi  in  belgische  Uäfeu  eingehen  oder  aus  difl- 
aelben  heraaskommeQ,  werden,  wober  oder  wolün  sie  auch  kommen  mSgea. 
der  Entrichtung  keiner  anderen  Tonnen*.  Flaggen-,  Hafen*,  Baken*,  LotM-, 
Anker*,  Bogaier*.  Leuchtturm-,  Schleusen*,  Cnrtage*,  Kanalgelder.  Gebüliren 
fOr  Rettung,  für  zeitweilige  Lagerung  oder  anderen  Abgaben,  welcher  Art 
und  Benennung  sie  auch  s.  in  mögen,  vflchv'  Namens  oder  zugunsten  der 
Regierung,  der  Staatsh»- unten,  der  Gemeinden  oder  sonstiger  Anstalten  er- 
hoben werden,  als  denjenigen  Abgaben  unterliegen,  mit  welchen  die  eiD- 
beimiacben  Fahrzeuge  beim  Eingang  ia  diese  Häfen,  währwd  ibrei  V«r> 
weilens  daselbst  oder  bei  ihrem  Austritt  aus  denselben  gegenwärtig  bdc^ 
sind  oder  künftig  belegt  werden." 

Art.  3.  ,In  gleicher  Weise  wird  bestimmt,  daß  in  allem,  wss  stdi 
auf  die  I*laziening  der  Fahrzeuge,  ihre  Verladung  und  Löschung  in  dtii 
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Haf*  n.  lu-cdcn.  Fluthäfen  und  Docks  und  überhaupt  auf  alle  Formalieii  und 
Aiiuidnujigcn  bezieht,  denen  ilHmit-lbliilirzeuge  und  diTin  Lüdungen  unterliegen 
fcjJimeiky  den  einlieiiiiMeben  FabrxeageB  keinerlei  Vergünstigungen  und  Vorteile 
gewihrt  werden  sollen,  welche  nicht  auch  auf  die  Fahraenge  der  anderen 
Yertnigspartei  ausgedehnt  werden  wflrden,  da  es  die  unbedingte  Absicht  der 
Vertragsmächte  ist,  daß  ihre  Fahrzeuge  in  dieser  Hinsicht  völlige  (Jleichheit 
genießen.  Die  Schiffsmantisrhaft  dir  belgischen  Fahrzfnpe  in  den  Häfen  des 
russischen  Reiclus  und  umgekehrt  die  Mannsclmft  russischer  Fahr?.»ii<:e  in 
belgischen  Häfen  werden  die  vüUig  gleiche  Behundlung  erfahren  wie  die 
MaiHudiaften  der  Fahrseage,  welche  äen  in  diesor  Hinsicht  ndstbegUnstlgten 
Hationen  angehören." 

Axt.  4.  ,A]le  BneBgnisse  nnd  andore  Handdsgegenstttnde,  deren  Einfuhr 
in  die  Besitztingen  der  hohen  Kontrahenten  auf  einheimischen  Fahizengen 
gestattet  ist.  können  dahin  auch  in  gleicher  Weise  auf  den  Fahrzeugen  der 
anderen  Vertraffspartei  eingeführt  werden.  Waren,  welche  in  die  Häfen 
Beljriens  und  RuLilands  eder  des  (irMLifiirstt iitiiiiis  Finland  auf  den  einer  oder 
der  aiitleren  Vertragumacht  gehurenden  Fahrzeugen  eingeführt  werden,  können 
an  die  Kimsomaiten  abgesetxt,  im  Transitwege  versandt,  oder  wieder  aus- 
geführt, odor  endlidi  anf  Wunsch  des  Eigentümers  oder  seines  Bevollmächtigten 
seitweilig  zvt  Lager  gebracht  werden  unter  den  gleichen  Bedingungen  und 
ohne  irgend  welchen  anderen  Abgaben  fttr  Lagerung  oder  sonstigen  dergleichen 
Abgaben  in  höherem  Maße  unterworfen  zn  werden,  als  denjenigen,  weldien 
die  anf  einheimiBchen  Fahrzeugen  einsreführten  Waren  unterliej^en." 

Art..  5.  .Erzengnisse  aller  Art,  von  wricher  Herkunft  sie  anch  seien, 
und  woher  sie  auch  kounneu  uiügen,  die  auf  belgischen  Fahrzeugen  lu  iialen 
des  ruBRScta  Reidies  odi»  des  OroOfOittmfnns  nnland  eingefuhrl  wnden, 
werden  keine  anderen  oder  höheren  Stenern  fflr  die  Einfuhr  entrichten  und 
keinen  andern  Abgaben  unterliegen,  sondern  dieselben  Abzflge  oder  Ver* 
gllnstignngen  gmiefien,  wie  wenn  sie  unter  russischer  Flagge  eingeführt  wären." 

.Und  umgekehrt  werden  aller  Art  Erzeugnisse,  von  welcher  Herkunft 
sie  auch  seien,  und  woher  sie  auch  kommen  rnö^cn.  welche  anf  russi.schen 
Fahrzeugen  in  Häfen  des  KoniLTeichs  Deljü'it-n  eingeführt  werden,  keine  aTider(^a 
oder  höheren  Steuern  für  die  Einfuhr  cutrichten  und  keinen  anderen  Abgaben 
unterliegen,  sondern  dieselben  Abzüge  und  Vergttnitigungen  genießen,  wie 
wenn  sie  unter  russischer  Flagge  eingeführt  wttren.* 

Art  6.  ,AUer  Art  Waren  und  Handelsgegenstände,  deren  Ausfuhr  oder 
Wiederausfuhr  auf  einheimischen  Fahrzeugen  erlaubt  ist,  werden  in  gleicher 
Weise  zur  Ausfahr  oder  W^iederansftihr  aus  denselben  auf  russischen  Fahr- 
zeugen verstattet  werden,  nach  weliheni  Ri  sf iniinnnfjserte  es  auch  sei,  und 
ohjie  andere  oder  höhere  6teuern  ode  r  Al»gaben,  welche  I^ameus  oder  zufmnsten 
der  Regierung,  der  Ortsbehörden  oder  sonstiger  besonderer  Anstalten  erhoben 
werden,  lu  entricMen,  als  diejenigen,  wehdie  m  «itiiehten  wären,  wenn  die- 
selben Waren  und  Bandelsgegenstände  anf  helgisdien  Fahrsengen  ausgefOhrt 
oder  wiederansgeftthrt  würden,  und  umgekehrt  werden  aller  Art  Waren  und 
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Uandelsgegeüstäiide,  deren  Aasfuhr  oder  Wiederaasfuhr  aus  russischen  Haten 
oder  solchen  des  GroßfOrstentums  Finland  auf  einheimischen  Fahrzeugen  er- 
laubt ifltt  in  gldcbtt  Weise  xor  Atufobr  oder  Wiedenm^nlir  tau  denidben 
raf  belgiieheti  Faluneiigeii  T^tattet  werden,  nach  weldiem  Bcetimmni^Mrte 
es  auch  sei,  und  ohne  andere  oder  hUhere  Steui  rn  oder  Abgaben,  welche 
Namens  tKlcr  zu  flunsti^ii  dt-r  Ec^noiTing,  der  Ortshchönlcn  oiltT  f^nnstisrer 
besonderer  Anstalten  irii(j])in  werden,  zn  entrichten,  als  diejenigen,  welche 
zu  entrichten  wären,  wenn  dieselben  Waren  und  Handelsg^enständc  auf 
rassischen  Faltnengen  ansgefOhrt  eder  wiederausgefUbrt  wUrden." 

^Die  SdiiHer  nnd  Sdiiffaeifsentamer  raesiaclmr  und  belgiscber  Palineage 
werden  gegenseitig  von  der  Terpflicbtnng  entbunden»  in  den  Httfen  der  beider- 
sritigen  Staaten  amtliche  Spediteure  in  Anspruch  zu  nehmen,  und  infolgedessen 
haben  sie  das  Recht,  sich  ungehindert  an  ihre  Konsuln  oder  an  die  von  diesen 
bezeichneten  Spediteure  zu  wenden,  jedoch  unter  der  Verpflichtung,  in  den 
im  russischen  Handelsgesetzbuch  und  im  belgischen  Uandclskudex  vorgesehenen 
FAIlen  mit  den  geltMidoi  Beftlnunungra  tkih  in  Einklang  zu  aetien,  welcbe 
Bestimmangen  dnidi  diesen  Artikel  in  keiner  Weise  berührt  werden.* 

Dieselben  Bestimmungen  sind  enthalten  in  den  Handels- 
verträgen: mit  England  vom  31.  Dezember  1858  (12.  Januar 
1859)  Art.  6*^,  mit  Amerika  2—5,  mit  Frankreich  5—9^, 
mit  Österreich -Ungarn  4 — 8,  12,  mit  Belgien  2^6,  mit 
Peru  7,  10,  11,  19,  mit  Schweden  und  Norwegen  1—2,  mit 
Japan  7 — 10  u.  a. 

G.  In  weiterer  Entwickelunfi  des  Rechts^rundsatzes,  daß 
nur  der  eigentliche  HuirUIs-  und  Gewerbebetrieb,  nicht  aber 
das  Anlaufen  eines  Hafens,  mit  den  ;uif  den  HandelsbetritOi  zur 
See  gelegten  Laiulessteueni  zu  belegen  ist.  l)estininien  die  HamleU- 
verträge,  daß  der  Eingang  des  Schiffs  einer  Vertragsmaclit  in 

^  In  Frankreich  bestellt  nach  A.rt.  80  des  dort  geltenden  code  de  com. 

für  die  einheimischen  Schiffer  und  Schiffseigentümer  die  Verpflichtung,  in 
allon  Angelegenheiten  bftri'ffend  den  Schiffahrtsverkehr,  Feststellung  des 
Kursts  von  Frachten  usw.  die  Dienste  drr  aintlii  h  angestellten  Schiffsmakler 
in  Anspruch  zu  nehmen.  Dies  gilt  auch  für  russische  Schiffer  und  tSt-iiißs- 
eigentttmer  trots  des  Ajt  9  des  lassiseli-lninlteiseheii  Kudehrertrags  vm 
20.  K&rz  (1.  April)  1874,  (Art.  6  letater  Abeats  im  Handelsrertiag  mit  Belgien, 
Art.  6  im  Vertrag  mit  Osterreich- Ungarn  vom  Jahre  1860  usw.),  wonach  die 
russischen  Schiffer  sich  an  ihre  eigenen  Spediteure  wenden  kimnen,  denn  die 
Vertragsbestimmnncj  findet  mir  (hum  Anwendnn<r.  vcni  ihr  eine  Laiidfs- 
bestimmung  nicht  entgegensteht.  Entach.  d^s  / ramot^inchen  Kasmttotts- 
hofes  vom  20.  Februar  189ö  bei  Goriainow, 


Digitized  by  Google 


System  and  InliAlt  der  HaadelSTertrige  des  nusisdum  Rdebes.  24$ 

den  Hafen  der  anderen  zu  Zwecken  der  Reparatur  des  Schiffs, 
seiner  Versorgung  mit  Proviant  oder  mit  Trinkwasser  and 
das  Verlassen  des  Hafens  nach  Erfüllung  dieser  Zwecke,  ohne 
handelsgewerbliche  Manipulationen  von  der  Entrichtung  irgend 
welcher  Steuern  und  Abgaben  befreit  ist.  Muß  aus  Anlaß 
der  Reparatur  die  Schiffsladung  aus  dem  Schiff  zeitweilig  heraus- 
genommen und  dann  wieder  aufgeladen  werden,  so  wird  diese 
Operation  als  keine  handelsgewerbliche  erachtet.  Wird  etwas 
von  den  Waren  verkauft,  so  muß  allerdings  die  ordnungsmäßige 
Zollabgrabe  entrichtet  werden.  Daß  das  gezwungene  Anlaufen 
eines  Hafens  infolge  von  Sturm  oder  anderen  Zufälligkeiten, 
wie  feindliche  Verfolgung'  und  der^^l.,  keinen  Anlaß  bieten 
können,  von  dem  pinl  iufenden  Schiff  die  landesüblichen  SchifFs- 
und  andere  Abgaben  zu  erheben,  ist  hiernach  eigentlich  selbst- 
verständlich, wird  aber  in  den  meisten  Handelsverträgen  nuch 
ausdrücklich  in  ansfiUuiicher  Weise  hervorgehoben.  Die  Ab- 
gaben, welclip  auch  die  einheimischen  Schifie  in  gleichem  Falle 
entrichten  müssen,  haben  auch  die  fremden  zu  entrichten. 

So  bestimmen  die  Artikel  15  und  16  des  russischen  Handels^ 

Vertrags  mit  Belgien: 

Art.  15.  „Von  den  Tonnen*  und  SpediÜonageldMn  werden  in  äea  beider- 
•eitigen  Häfen  vollkommen  befreit: 

1.  Schiffe,  welche  ans  irgend  einem  Hafen  mit  Ballast  ankommen  und 
damit  auch  abfahren : 

2.  Schiffe,  welche  von  einem  liafea  der  einen  Macht  nach  einem  der 
«nderent  oder  nach  Yeiachiedenen  andezen  Hftfen  derselben  Macht  gehen,  um 
dort  ihre  ans  fremden  Lftndem  gehraöfate  Ladung  gaaa  oder  teUweiee  an 
laeeen,  oder  um  dort  Ladung  einzunehmen  oder  sie  zu  ergänzen,  wran  sie 
nachweisen,  daß  sie  diese  Abgaben  bereits  entrichtet  haben; 

3.  Schiffe,  welohf  irgend  einen  H^fi  n  mit  Ladung  frciwillipf  oder  aus 
Not  anlangt  n  und  ihn  wieder  verlasiieu,  ohne  irgend  welche  Handelsoperation 
in  demselben  vorgenommen  zu  haben.' 

Art.  16.  „Jedes  mssische  KanffartdschlS,  welches  ans  Not  einen  Hafen 
des  Künigreichs  Belgien,  und  umgekehrt  jedes  helgische  Kanttarteischiff,  weldies 
einen  Hafen  Rnfilands  oder  des  QroBffirstentuns  Finland  aus  Not  anlAnft, 
kann  darin  ungehindert  das  Schiff  airshossem,  sich  mit  allen  nötigen  Gegen« 
stämh  n  versehen  und  wieder  in  See  ohne  andere  Ab}/al)f>n  als  diejenigen 

zu  entrichten,  denen  in  gleichem  Falle  einheimische  Schiffe  unterliegen,  mit 
der  Maßgabe  judoch.  daß  die  Ursachen,  welche  das  Schifi  den  Hafen  anzulaufen 
zwingen,  tatsächlich  und  offensichtlich  sind,  daß  das  Schiff  in  diesem  Hafen 

17* 
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keinerlei  Handelsoperationen  durch  Verladung  oder  Ausladnnjr  von  Waren 
vornehme,  und  daü  es  seinen  Aufenthalt  in  demselben  nicht  üb«  r  di.  Zeit 
binaub  ausdehnt,  welche  nach  der  Art  der  Ursachen,  welche  es  den  Hafen 
»nsolMiIeii  MÜgUsa,  forderlich  ist.* 

«Wenn  ein  Schiff  einen  Hafen  im  Notfalle  anlftnit,  so  sollen  in  diesem 
Kalle  als  Handelsoperationen  nicht  angesehen  werden:  die  Ausladung  und 
Einnahme  von  Waren  zum  Zwecke  der  Ausbesserung  des  Schiffs,  die  Um- 
ladung auf  ein  anderes  Schiff,  wenn  das  er«tere  nU  zur  Srhi  ff  fahrt  imtOrhtitj 
sich  erweist.  Anstrahcn.  welche  znm  Ankauf  vi)ti  l'ru\ iant  für  di»;  Mannsehnft 
gemacht  werden,  und  der  uat  Cienehmigung  der  Zollbehörde  bewirkte  Verkauf 
▼on  beochXdlgten  Waren." 

Die  gleichen  Bestimmungen  wie  die  vorstehenden  .sind  in 
den  Handelsverträgen  mit  Üsterreirh-Üii*ra rn  vom  2.  14.  Sej»- 
t«mber  1860  im  Art.  10;  mit  Eiiglaiid  Art.  IH,  mit  Deut.sch- 
land  Art.  16,  mit  Griechenland  Art.  10,  mit  Italien  Art.  17 
und  18,  mit  Peru  Art.  13  und  14,  mit  Fraukrc  ich  Art.  11 
und  12,  mit  .Japan  Art.  11  und  mit  den  N iederlandeu  Alt.  5 
Abs.  3  getroffen. 

7.  In  da.s  (icbiet  der  werktütigren  Humanität  gehört  der 
zunj  P>estandtpil  fast  aller  Handels vertrii^^f^  gewordene  Aliscliiiitt. 
der  von  dun  rällun  des  Schiffbruchs  iiml  <]fT  Behandlung  der 
dabei  p:eretteten  Pers(»iien  und  Hachen  handelt.  Für  den  Fall 
des  Schiffbruchs  oder  der  Strandung  eines  Schiffs  der  einen 
Vcrtrasrsmacht  in  den  ( icwasscrn  und  an  den  Küsten  der  anderen 
wird  gegenscitip'  die  weitgehendste  Hilfeleistung  für  Passagiere. 
Mannschaft,  Schiff  und  Ladung  gewährleistet.  Das  sre rettete 
Schiff,  seine  Restandteile  und  die  auf  dem  Schiff  vorgefundenen 
Papiere  sind  jeder  Beschlagnalime  entzogen,  sie  sind  vielmehr 
zusammen  mit  der  geborgenen  Ladung  aufzubewahren  und  dem- 
nächst an  den  Berechtigten  herauszugeben,  wobei  keinerlei 
Kosten,  Stenern  und  Abgaben,  abgesehen  von  den  Aufwendungen 
für  Rettung,  Aufbewahrnng  und  dergi.  bereclinet  werden  dürfen, 
sofern  die  geborgenen  Waren  nicht  in  Verkehr  gekommen  sind. 

Der  Handelsvertrag  mit  Griechenland  bestimmt  im 
Art.  10,  Abs.  2  und  3: 

„Falls  ein  Fahrzeug  in  dem  einen  oder  dem  an  !' t  n  der  den  hohen  Ver- 
tragsmiU;hten  gehönnidf  n  Ort«  Schiffbrach  1<  ii]«  t.  wird  den  Schiffbrüchigen  nicht 
nur  jede  mögliche  Hilfe  geleistet  werden,  wundern  es  können  aach  die  Fahr- 
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rcnu*^  «der  Teile  oder  Brarbteile  derselben,  die  Takelage  nnd  nllr^  dazu  jfe- 
h.  riL'en  (iegeustände,  die  auf  dein  .Schiffe  befindlichen  Papiere,  ebenso  auch 
die  geretteten  Sachen  und  Waren  unter  irgend  eiueia  Vorwand  nicht  beacblag- 
naliint  oder  smllckgdialteii  werden.  Die  gedachten  Pahrxeoge,  Sachen  und 
Waren  werden  im  OegenteU  snibewahrt  and  gegen  Entriditnng  derselben 
Kosten  f Itr  fiergong  nnd  Anfbewabning  und  derselben  Zoll-,  Qnarantilne-  und 
anderer  Abgaben  zurückgegeben  werden,  welche  in  gleichem  Falle  ein  ein- 
h<  imisches  Schiff  entrichtet  hätte.  In  gleicher  Weise  wird  mit  den  aus  dem 
Verkaufe  dieser  ( it  tienstiinde  erlösten  Geldern  verfahren  werden,  falls  die 
Umstünde  den  unverzüglichen  Verkauf  derselben  erheischen  " 

,Im  Falle  des  Schiffbruchs  oder  des  nutwendigen  Aulaufeas  eiueü  Hafens 
wird  es  den  beiderseitigen  Konsuln,  Viiekonsafai  and  Handelsagenten  freistehen, 
Uire  Termittebide  Titigkeit  in  Anw«idang  sn  bringen,  am  ibren  Landslenten 
die  nötige  Hilfe  zu  gewühren.  Es  versteht  sich  von  selbst,  daß  für  den  Fall 
eines-  ir(  setzlichen  Verlangens  hinsichtlich  dieses  SchifTbruchs,  der  Waren  odtfr 
Sachen  ein  solches  Verlangen  der  Prafung  durch  die  zostftndigen  Ortsgerichte 
unterliegen  wird."^ 

Die  gleiche  Bestimmung  ist  wiedergegeben  in  den  Verträprer» 

mit  den  Niederlanden  Art.  13,  mit  Frankreich  Art.  12,  mit 

Vi'vw  Art.  14.  mit  Japan  Art.  11.  mit  Österreich-Ungarn 

(vorn  Jahre   löüU)  Art.  11,  mit  Deutschland  Art.  17,  mit 

Belgien  Art.  19,  mit  England  Art.  16  Abs.  2  und. 5,  mit 

Italien  Art.  18  Abs.  2—4. 

H.  Die  (Ileichstellung  der  Staatsaugehürigen  de.s  Vertrags- 
stiuitt's  mit  den  Kinlieimi.schen  kann  natürlich  nicht  die  Heran- 
ziehung der  ei-stcreii  zu  solchen  Lasten  und  Leistungen  zur 
Folge  haben,  w e  1  c  h e  d u r c h  d  i  e  S t  a a t a n g e  Ii ö r  i g k e i  t  b  e d  i  n gt 
sind,  d.  Ii.  zu  staatjibürgerlichen  PÜichten  im  eigentlichen  8inne. 
Deshalb  sind  die  Ausliiiider  in  dem  Vertragsstaate  von  der 
Lieistung  der  Militärpflicht,  von  Kriegsleistungen,  Zwangsanleihen, 
von  den  Ehrenämtern  in  Staat  und  Gemeinde,  z.  B.  von  dem 
Geschworenen-  oder  Schöffenamt  befreit.  Diese  Befreiung  von 
den  Lasten  erstreckt  sich  jedoch  nicht  auch  auf  solche  Leistungen, 
die  nicht  persönlicher,  sondern  dinglicher  Katur  sind,  d.  h.  das 
Immobile,  welches  der  Ausländer  besitzt,  als  solches  belasten, 
sofern  diese  Last  alle  einheimischen  Besitzer  oder  Pächter  von 
Immobilien  trifft. 

Der  Art  2  des  Handelsvertrags  Rußlands  mit  Bulgarien 
lautet  in  dieser  Beziehung: 
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.Die  Untertanen  der  einen  der  VertragBmächtc  wtrden  im  (icbiti.  d-r 
anderen  znr  Ableistung  irgend  welcher  obligatorischen  amtlichen  Dienste  in 
O^riobtsressort,  in  der  Yerwaltung  oder  in  d«r  Qvmdiuie»  mit  Amnalue 
Yormmidaoliaftlicliflr  Obliegenlieitciiy  nicht  lierangeiogMk  werden,  de  werdeo 
von  Allem  ICOitirdieBit  im  Heere  und  in  der  Marine,  der  Reserve  eder  der 
Landwelir  befreit  sein,  ebenso  ron  allen  Lasten,  Zwangsanleihen,  militäriscbon 
Requisitionen  nnd  von  aller  Art  Verpflichtungen,  die  durch  Krieg  oder  auß  r- 
ordentürhe  Umstände  hervorgerufen  werden,  mit  Ansnahmc  indef»f>spn  ih  i  mit 
dem  Besitz  von  unbeweglichem  Vennögen  auf  irgend  einer  iirundlagi-  ver- 
bundenen Lasten,  und  mit  Ausnahme  der  Einquartiernugs-  und  anderer  Kriegs- 
lasten, Aemat  die  einhelmiiehen  Untertanen  ond  die  Untertanen  der  mdst- 
begflnsttgten  Madit  als  Besitaer,  Piebter  oder  Mieter  von  Immobilien  nnto^ 
Hegen." 

Dieselbe  fiestimmung  ist  auch  getroffen  in  den  Handels- 
verträgen mit:  Österreich-Ungarn  (vom  Jahre  1860)  im 
Art.  15,  Peru  Art.  6,  Serbien  Art.  3,  Frankreich  Art.  4, 
der  Schweiz  Art.  5,  £ngland  Art.  14,  Deutschland  Art.  3, 
Italien  Art.  4. 

9.  Die  grundsätzliche  Gleichstellung  der  Angehörigen 
Vertrajjsstaates  mit  diMuii  der  meistbegünstigten  Nation  kann 
indessi'ii  eini'  in  allen  Punkten  konsequente  Durch tiilining 
nicht  bcanspriK-hen,  da  jeder  Staat  gewisse  nachbarliche  KiKk- 
sichten  zu  nehmen  hat,  die  der  nicht  benachbarte  Staat  tür  skIi 
nicht  verlan^^en  kann.  Es  können  auch  die  Einheimiscljcn  zur 
Hebung  dieses  oder  jenes  Erwerbszvveigs  besondere  W  r^riiiisti- 
gungen  erhalten,  die  keinem  Ausländer  gewährt  werden  kijiiit  n. 
wenn  nicht  der  ganze  Zweck  der  Verjrünstijjun^^  illusuri^cli 
werden  soll.  In  dieser  P>eziehun<r  finden  sich  fast  in  allen 
Handelsverträgen  Rußlands  mit  den  auswärtigen  Staaten  einige 
Keservatrechte,  denen  wiederum  gleiche  oder  ähnliche  Sonder- 
rechte des  Gegenkontrahenten  gegenüberstehen.  Es  wird  da- 
her in  den  Verträ^;«  n  vereinbart,  daß  die  Nichtausdehnung  dieser 
Reser\atrechte  auf  den  Vertragsstaat  als  eine  Verletzung  des 
die  Grundlage  des  Handelsvertrags  bildenden  Meistbegünstigungs- 
prinzips nicht  zu  gelten  hat.  Diese  Sonderrechte  Rußlands 
haben  zum  Gegenstand:  1.  Die  im  Interesse  einer  Erleichterung 
des  Tauschhandels  im  lö  Kilometerbereich  der  Greiue 
den  Nachbarstaaten  gewährten  Vergünstigungen;  2.  gewisse  den 
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Bewohnern  des  nonvenienuiits  Archangel^)  und  der  Küsten- 
läinh'r  Sibiriens  gewährte  Vorn'rliti':  3.  die  von  Rußland 
an  Schweden  undNorwe^je  ii  zugestandenen  Vergünstiguii^''t'n^^) ; 
4.  gewisse  den  Einheimischen  im  Interesse  der  Hehniifr  des 
Fischereigewerbes  und  des  Sclüffbaues  gewährte  Privi- 
legien; 5.  die  VoiTeclite  eini<j:er  mit  besonderen  Privilegien 
ausgestatteten  Gesellschaften;  6.  endlich  sind  aus  dem  (Jeldete 
der  Reclite  der  ineistbegUnstigten  Nation  die  auf  den  HandeLi- 
verkehr  Rußlands  mit  den  angrenzenden  asiatischenStaaten 
ausznsclieiden.  Daneben  sind  noch  (im  Vertrag  mit  den  Nieder- 
landen, besonderer  Artikel  2  unter  No.  ö)  die  Vorrechte  der 
Lübecker  und  Havre- Dampfergesellschaften  von  den 
Rechten  der  Meistbegünstigong  ausgeschieden. 

Hinsichtlich  aller  vorstehend  aufgeführten  Vorrechte  und 
Vergünstigungen  behält  sich  Rußland  in  seinen  Handelsverträgen 
volle  Freiheit  vor,  so  daß  sich  keine  einzige  Macht  auf  sie 
berufen  und  auf  das  ihr  zugestandene  Meisthegünstigungsrecht 
sich  stutzend  diese  Vorrechte  auch  für  ihre  Staatsangehörigen 
beanspnichen  kann.  ^ 

Als  Typus  fttr  diese  Art  der  die  Meistbegönstigungsrechte  aus- 
schließenden Bestimmungeti  können  die  Vereinbarungen  gelten, 
welche  in  den  beiden  besonderen  Artikeln  zu  dem  Handelsver- 
trag mit  Italien  niedergelegt  sind. 

Besonderer  Artikel  1  des  Handelsvertrags  mit  Italien: 

,Da  die  Huidelsbeiiehtiiigai  RofllAiida  su  dai  Ktfiiigreidien  Sckweden 
und  Norwegen  dnrcli  besondere  Verttlkge  bestimmt  rind,  welche  kflnhig 
erneuert  werden  können,  and  welche  keinen  Zusauiinenbang  mit  den  hin- 
sichtlich des  ausländischen  Handels  Uberhaapt  bistcliondcn  Bestimmungen 
haben,  so  sind  die  )"  idcn  huhen  Vertragsparteien  in  dem  Wunsche,  von  ihren 
Handel?<beziehai)^'('ii  .Mißverständnisse  jrdrr  Art  und  Anlässe  zn  Streitigkeiten 
leriizuhulten,  übereingekommen,  daü  dics(  hi  Hunderen  Bestiiinuuiigen  zu  (iunsten 
des  Handels  mit  Schwede  ni^  Norwegen,  welche  in  Rttcksichst  entsprechender 


Dieses  Privileg;  vun  Arclianti;?!  reicht  wiit  in  das  XVII.  Jahrhundert 
zurück  und  ist  au»  dem  llmstaude  zn  erklaren,  dali  das  Zollamt  in  Archangel 
im  Gegensatz  n  den  anderen  Zon&mtem,  die  an  Untemehmer  verpaclitet 
waren,  in  staatliclier  Verwaltnng  sich  befand.  Loätfsckenski,  CteaehiekU 
dea  russischen  Zolltarifs  8. 16. 

cL  unten  10  b. 
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in  dem  gedachten  Lande  dem  Hand<»l  des  Großfürstentums  Finhnr!  l'i  w'ihrt  r 
Vortdle  gotroffen  sind,  in  keinem  Kulli  als  Grundlage  dafiir  gelt**n  koauro. 
die  Kr^streckuug  juiicr  au[  die  duicli  den  gegenwärtigen  Vertrag  zwischen 
den  hohen  Vertragsparteien  festgestellten  Handels-  und  SchUfahrtabeiiehniigea 
SU  verlangen.* 

Besonderer  Artikel  2, 

,In  gleicher  Weise  wird  bestimmt,  daß  die  nachsiehenden  VergfinstignngcD. 
Steoerbefreinngen  nnd  Priril^en  als  das  Prinxip  der  Q^nseltigkeit«  welche 
die  Omndlage  des  am  hentigen  Tage  geschlossenen  Vertrages  bildet^  verletsesd 
nicht  anzusehen  sind,  und  zwar: 

Seitons  Rußlands: 

1.  dif  (iosotze  des  GroBfilrstentums  Finland.  vvrirlu  dt  ii  Aiisl  itnlenj  den 
Handelsbetrieb  nur  in  den  Stt^ätüdten  ^Staj^elstad ;  de»  Kiiräteiitunis  und  Dut 
im  Grotoi  gestatten; 

2.  die  Ve^flnstignng,  welche  die  in  Rußland  erbautei  nnd  russischen 
Unte^nen  gehörigen  Fahrzeuge  genießen,  welche  Fahrsenge  während  der 
ersten  drei  Jahre  von  der  Entrichtung  von  Schiffsabgaben  befreit  sind; 

3.  (iif  Vergünstigunsf.  welche  dtn  Küstonhewohnem  des  Gouvemenunta 
Archantii  l  gewährt  hl.  in  ilio  Hiifen  difHt-.s  ( itnivtincments  getrocknete  unJ 
gesalzene  Fische  und  gewisse  Arten  von  Pelzwaren  zollfrei  oder  zu  ermäßigten 
ZoilBfttxen  einanfttfaien,  nnd  in  gleicher  Weise  Stricke,  Tane,  Getreide.  Teer 
und  Ravenduk  (Rabentnch)  aus  dmselben  aussufOhren: 

4.  das  PriTil^  der  RussisdHAmertkaniseben  Geaellschaft : 

5.  die  in  Kntjlaiid  einigen  unter  dem  Namen  „Yacbtklub"  bekanntes 
englischen  und  niederländischen  Qesellschaiten  zugestandenen  Vergttnstigangen. 

Seitens  Italiens: 

das  l)ereits  bestehende  Monoiiol  für  die  Gegenstände,  deren  Handel  ans* 
schließlich  der  Rr^ierung  zusteht/ 

Almliche  Bestimmungen  enthalten  die  Handelsverträge  mit: 
Belgien  in  den  zwei  besonderen  Artikeln,  Bulgarien  im 
Art.  12,  England  in  den  2  besonderen  Artikeln,  Griechenland 
in  den  2  besonderen  Artikeln,  Dänemark  in  den  Art  5  und  8, 
Peru  in  den  Art.  12  und  15,  Portugal  im  Art.  6,  Frankreich 
in  den  beidtii  be?ionderen  Artikeln,  Japan  in  den  beiden  be- 
sonderen Artikeln,  Deutscliland  in  den  Art.  11  und  13,  den 
Niederlanden  in  den  besonderen  Artikeln  zum  Handelsvertrag;. 

Wie  erw&hnt  stehen  diesen  Yorbelialten  Rnfilands  gleiche 
oder  ähnliche  Reservate  der  Gegenkontrahenten  gegenüber.  So 
sind  in  den  oben  angeführten  Handelsvertragsartikeln  last  fiberall 
die  Kttstenschiff fahrt  und  das  Fischereigewerbe  den  Ein- 
heimischen vorbehalten. 
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Osterreich-ü n}r;irii  sclilicljt  im  Art.  3  des  Vertraj^s  vom 
H.  18.  Mai  1S94  und  in  der  Ndte  dazu  folgende  VorreclitJ  und 
Vergünstigungen  aus  dem  Kreise  der  Kußland  zugestandenen 
Vertragsi-eclite  aus: 

a)  die  dem  Großfürstentum  Liechtenstein  und  an  Bosnien 
und  Herzegowina  zugestandenen  handelsrechtlichen  Vergün- 
stigungen ; 

b)  die  zur  Erleichterung  des  Tauschhandels  mit  den 
Nachbarstaaten  im  15  Kilometerbereich  der  Grenze  statuierten 
Äusnahmevorschriften ; 

c)  die  Zollvergünstigungen,  welche  Rumänien  liinsirhtlirh 
der  Einfuhr  von  nicht  gereinigtem  Petroleum  bis  zu  einer  jähr- 
lichen Menge  von  200000  Quintal  zugestanden  sind; 

d)  die  ZoUvergönstigungen,  welche  Serbien  für  die  Ein- 
fuhr von  Getreide  zugestanden  sind; 

e)  die  Italien  eingeräumten  Zollvergfinstigungen  für  die 
Kasesorten :  Stracchino,  Gorgonzola  und  Parmigiano,  der  italie- 
nischen  Weine,  der  einfadieii  nicht  garnierten  Strohhüte  vene- 
tianischer  Herkunft,  des  Sohlenleders  (bis  Jährlich  2000  Quintal) 
venetianischer  und  bresduuscher  Herkunft,  von  venetianischen 
Ziegeln  (bis  25000  Quintal  jährlich),  einfacher  venetianischer 
Topferwaren; 

f)  die  der  Schweiz  gewährten  gleichen  Vergünstigungen 
hinsichtlich  der  Einfuhr  der  einheimischen  Töpferwaren  bis  zur 
Jährlichen  Menge  von  250000  Zentnern. 

Deutschland  schließt  aus  dem  Vertrage  aus  (Art.  11  n.  13) : 

a)  die  gleichen  Vergünstigungen  wie  Österreich  hinsicht- 
lich des  Grenzverkehrs  (oben  unter  b); 

b)  die  dem  Herzogtum  Luxemburg  und  den  österreichischen 
Gemeinden  Jungholz  und  Mittelberg  gewährten  Rechte; 

e)  die  dem  einheimischen  Fischereigewerbe  eingeräumten 
Rechte; 

d)  die  der  einheimischen  Handelsflotte  zugestandenen 
Vergönstigungen. 

Portugal  (Art.  6  des  Vertrages)  schließt  die  an  Spanien 
ond  Brasilien  eingeräumten  und  zur  Hebung  des  Grenzverkehrs 
hestimmten  Rechte,  Frankreich,  in  den  beiden  besondere 
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Artikeln  seines  Vertrages,  diejenigfen  des  einlieiniisthen  Fisch- 
fangs, der  spanischen  Fischer  und  der  englischen  liebhaber- 
yachten  und  die  Niederlande  —  besonderer  Artikel  8  die 
zur  Hebung  des  nationalen  Sohift'baues  oder  eines  besonderen 
Zwoijres  dieser  liidiisrne  und  die  den  Niederländischen  Danipf- 
scliiffahrtsf^esellschaften  gewährten  Privilegien  von  der  Geltung 
des  Handeisvertrages  aus. 

10.  Die  K abotage  oder  Küstenscliillaliil  ist  n  allen 
Handelsverträgen  der  einheiiiiischeu  IJevülkerunj^  vorbebalten. 
iiulcssen  wird  die  Fahrt  eines  Schiffs  der  Vertragsmacht  von 
einein  Halen  des  Vertragsstaates  nach  einem  oder  mehreren 
anderen  Häfen,  sei  es  zur  Ergänzung  iler  Ladung,  sei  es  zur 
Abladung  der  mitgebrachten  Waren,  aU  Küstenschiffahrt  nicht 
angesehen. 

Dies  wird  z.  R.  in  dem  Art.  8  des  Handelsvertrags  mit 
England  zum  Ausdruck  gebraclit : 

Art.  8.  .Die  in  den  vorstehenden  Artikeln  euthalteiieu  Bestimmungen 
-waäm  anf  den  Kabotagehandel  keine  Anwendung  finden,  hinsichtlich  dessen 
Jede  der  Vertrftgspartden  in  GemASbelt  fbrer  eigenen  Geaetse  handdn  wird.* 

Jndenen  wird  es  den  Schiffen  jedes  der  beiden  Staaten  freigestellt  sein, 
nach  Ermessen  des  Schiffers,  Eigcntniiu  rs  oder  einer  anderen  zum  Handeln 
hinsichtlich  des  Schiffs  "Hfr  iler  LaduiiLr  in  echörijrpr  Weise  ermSrhtitft^n 
Person  von  einem  Haft  n  i  urs  od»^r  r  .SUattu  in  einen  andcroi  Hafen 
oder  einige  andere  Häfen  dtäiielbcn  Staates  überzugeben,  sowohl  um  dort  seine 
ans  fremden  Ländern  mitgebrachte  Ladung  ganz  oder  teilweise  in  IVsehm, 
als  auch  mn  die  Ladung  susammeiisastellen  oder  ta  eigftnsen,  ohne  uidere 
Abgaben  zu  entrichten,  als  diejenigen,  denen  einheimisdie  Schiffe  unterliegen 
oder  künftig  unterliegen  werden  * 

Die  gleichen  Bestimmungen  treffen  die  Handelüvertrüge  mit: 
Österreich-Ungarn  Art.  9,  Belgien  Art.  8,  Deutschland 
Art.  13,  IMinemark  Art.  8,  Italien  Art.  14,  Peru  Art.  12, 
Vereinigte  Staaten  Amerikas  Art.  7,  Ja]) an  .\rt.  10. 

Im  Gegensatz  hierzu  bestimmt  der  Handelsvertrag  Bußlands 
mit  den  Niederlanden  im  Art.  7: 

,In  Borilfksiditicrung  dessen,  daß  die  aus  Orten,  welche  dtn  hohen 
Yertrai^sparti  ii  II  nidit  antrohören,  kommenden  niedcrländisrheii  Schiffe  in  die 
Hafen  Kuüiands  und  des  üruUfürstentums  Finland  ohne  Entrichtung  irgend 
welcher  antomi  Stenern  als  derjenigen,  welche  russische  Fahrzeuge  entrichten, 
eingelassen  werden,  und  in  Berttcksichtignng  der  Vortdle,  welche  durch  dieteo 
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Vertrag:  dem  nieclrrüniflischen  Handel  in  dieser  Beziehung;  jiewährt  werden, 
ist  unter  den  holicii  Vertragsparteien  Nuchstelit^ndes  vereinbart  wonieii: 
, Russische  Untertanen  und  Schiffe  werden  das  Recht  liaben,  die  Kabotage 
oder  die  Kttsfce&haiidelBscliifffalirt  im  ganzen  Berei<Ae  des  Königreiciis  der 
Nifiderluide  In  iSurepa  in  gleicher  Weise  wie  die  ehhefmisolien  SeblSe  und 
nnter  denselben  Bedingungen  auszuüben.' 

.Zu  diesem  Behufe  werden  alle  Häfen,  welche  von  Seefahrzeugen  besucht 
werden,  ihnen  offen  stehen,  und  hierfür  wird  il"))  nii  derlrmdisehen  Untertanen 
und  Fahry.entrcn  keinerlei  Gegenseitigkeit  an  den  Kiist.  n  oder  in  den  Häfen 
Rußlands  oder  des  Grolifürstentums  Finlund  eingeräunit  werden."" 

Nach  (lieser  Vertra<rsbpstiTnmnnjj;'  ist  den  nissisrlien  Schiffen 
in  Holland  die  Kal)nta<re  ausnahmsweise  zugestanden,  nicht  aber 
omgekeiirt  den  hoUäudiüchen  ächiffen  in  Rußland.^') 

11.  Eine  Hervorhebung  erfordern  einige  Besonderheiten 
in  den  Handelsverträgen  Rußlands  mit  a)  den  IWederlanden  und 
b)  mit  Schweden  und  Norwegen,  weil  diese  Besonderlieiten 
für  den  Handelsverkehr  Rußlands  mit  diesen  Ländern  cliarakte- 
ristisch  sind  und  aus  dem  Rahmen,  der  den  gewölinliclien 
Uaodelsinteressen  der  Yertraprsstaaten  durch  die  fiblichen  Handels- 
Verträge  gegeben  ist,  merklich  heraustritt. 

a)  WaA  znn&chflt  die  Niederlande  anlangt,  so  enthält  der 
oben  erwähnte  Artikel  7  des  Handelsvertrages  außer  der  Kon- 
zession der  Kabotage  an  Bußland  noch  andere  VeigQnstigungen 
dnrch  einige  erhebliche  Ermäßigungen  der  Scbilfabrtsabgaben 
und  Zölle.  Durch  diese  Vergünstigungen,  welche  fiber  die 
Rechte  der  meistbegünstigten  Nation  hinausgehen,  sind  die 
russischen  Staatsangehörigen  selbst  gegen  die  Einheimischen 
besser  gestellt 

Die  bezüglichen  Bestimmungen  des  erwähnten  Art  7  lauten: 

2.  .Rnasisdie  ms  ebunn  Hafen  RnBlands  kommende  Schiffe,  deren  Lsdnng 
wenigstens  znr  H&lfte  ans  Hanf,  Blachs,  Hobt,  Teer  oder  Pech  besteht,  werden 
in  den  niederlftndischen  Hftfen  eine  ErmASlgnng  der  n&cb  dem  allgemeinen 


")  Die  Holländer  erfreu fen  sidi  srhon  lan*re  vor  Peter  dem  Groüen  in 
KnClaiid  neben  den  Engländern  einer  lievorzutitt  ii  Sttlluiit;.  Die  Vorliebe 
Peters  des  Großen  für  sie  benutzten  die  Holliinder,  um  ihn  zum  Abschluß 
eines  Handelsvertrags  zu  bewegen,  der  ihnen  eine  erhebliche  Ermäüiguag 
des  EinftthrsoUes  bringen  sollte.  8ie  hatten  Jedoch  damit  kernen  Erfolg. 
{LodyaeheHski  S.  149.) 
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Tarif  von  den  einhcimiscbuu  ächific'n  zu  zahl«udeu  Lüts«ngebUtm;u  um  zwanzig 
Prozent  geniclien.* 

3.  „Aofler  dem  Abzug  von  zwei  Oaldeti  pro  Last  des  EinfahnaUes  n- 
gonsten  der  naCiontilen  Plagge  wird  das  aus  Hftfen  RaSlands  oder  des  Grot- 
fQrstentnins  Finland  in  niederl&ndiache  Uftfen  auf  nlederlftodiaciien  oder 
russischen  Schiff*  n  eingeführte  Getreide  eine  Ennifiigang  der  oben  erwähnt« 
Zölle  am  zotiii  Prozent  g^efien  in  der  Art,  wie  sie  Ton  einheimiachm 
Öchiffen  erhol>en  werden." 

A.  „Aalkrdeiu  ist  Se.  Majestiit  der  König  der  Niederlande  damit  eiji- 
Tetatoaden,  daft  foaaisdie  Boden-  nnd  Gewerbeerzengnime  bri  ikv^  Einfokr 
in  die  niederlftndiMhen  Kolonien  alle  Vorteile  und  Vorrechte  genietten  boUcb, 
welche  den  Boden-  nnd  Oewerbeenwngniasen  jeder  anderen  metstbegOnstigta 
eoropäischen  Nation  eingeräumt  sind  oder  künftig  eingeräumt  werden,  und 
daß  in  jeder  Beziehung,  sowolil  Ir!  ihrer  Ankunft  als  auch  bei  ihrer  Abfahrt 
und  während  ihres  Aufentliult.s  im  Hafen  die  ru^^sisrhen  Schiffe  in  drn  nieder- 
laudiäclien  Kolonien  ebenso  behandelt  werden  sollen,  wie  die  kxlufltr  jeder 
anderen  meistbegünstigten  europüischen  Nation,  gleichviel  wobei  sie  kummea 
nnd  ob  mit  Ballaat  oder  mit  Warenladnng.^ 

:,Se.  Majeatftt.  der  Kftnig  der  Niederlande  verpflichtet  aich  aber&a, 
den  roMisdien  S<1iiffen  alle  ferneren  Vditcile,  welche  er  künftig  den  Schiffen 
einer  anderen  Nation  liinsichtürh  der  indirekten  Schifffuhrt  etwa  4r'  W^l>''<'n 
wir  !  ohne  jode  Einschränkung  mlw  .\qnivalent.  und  zwar  aucli  dann  zu 
gewahren,  wenn  seihst  die  gedachten  Vorte  ile  durch  lästigen  Vertrag  crworbeo 
sein  sollten,  in  diesem  Falle  aber  werden  die  oben  unter  No.  1,  2  und  3  an* 
geführten  Konaeaalonen  ala  aufgehoben  gelten." 

Art.  8.  .Infolge  der  oben  in  den  Art.  6, 6,  7  enthaltenen  VereiabarangcB 
erklärt  Se.  Majestät  der  Kaiser  Ton  Rußland,  daß  der  Ukas  vom  1».  Juni 
1845  ^)  in  seiner  Geltung  in  keinem  Falle  auf  den  direkten  oder  indirekten 
Handel  oder  auf  die  direkte  oder  indirekte  Schiffahrt  des  Kßnigsreichs  d-r 
Niederlande  sich  erstrecken  wird.  Und  Se.  Majestät  der  König  der  .NMl'  r- 
landc  erklärt  Seinerst^its,  daß  die  Prämien,  ZollrUckvergütungen  und  andere 
Vorteile  dieaer  Art,  welche  durch  die  Landesgesetse  im  Interesse  der  Rinfobr 
oder  Ausfuhr  auf  einheimischen  Schiffen  gewihrt  sind,  auch  augonsten  der 
direkten  Einfuhr  oder  Ansfnhr  auf  russischen  Schiffen  werden  gewihrt 
werden.  * 

Art.  I<)  .Zwisclien  beiden  hohen  Vetti agsparteien  ist  vereinhart,  «laß 
die  in  Hiiüland  verschiedenen  englischen,  unter  dem  Namen  Yatditklnlr  f>e- 
kannten  Gesellschaften  gewährten  Vergünstigungen  auch  auf  die  mederliio- 
dischen  „Yachtklub"  genannten  Gesellschaften  sich  erstrecken  sollen,  nnd  dlß 
in  Oegenseitiglceit  dessen  die  rassischen  als  „Yachtklub*-  bezeichnet«!  OeteO- 
Schäften  dieselben  Vergfinstigungen  geniefien  sollen»  weldie  den  englisrha 
im  Königreich  der  Niederlande  zustehen.'' 


*^  cf.  unter  III  Handelsvertrag  mit  Brasilien. 
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b.  Der  HaiidelsverTrap  Kußlands  mit  iS  c  Ii  w  c  d  e  n  und 
Norwegen  erhält  sein  eigentümliches  Geprii^c  tliirch  eiiu' 
Reihe  von  Vorrechten,  welclie  den  Bewohnern  Finiands  in 
Schweden,  namentlich  in  Finmarken  und  umgrekehrt  der  ein- 
heimischen Bevölkerung  dieser  Provinz  in  Finland  eingeräumt 
sind.  Diese  Vorrechte,  welche  der  Kücksiclit  auf  die  frühere 
politische  Znsammengehörigkeit  der  beiden  debiete:  Finiands 
und  Finmarkens  und  auf  die  Stammesgleichlieit  der  Bewohner 
derselben  entspringen,  sind  auch  durchaus  exzeptioneller  Natur, 
und  in  allen  Handelsverträgen  Rußlands  mit  auswärtigen  Staaten 
ist,  wie  oben  unter  9  angefülirt,  darauf  hingewiesen,  daß  diese 
Vergfinstigungen  nicht  zu  den  sonst  vertragsmäßig  gewähr^ 
leisteten  Meistbegünstigungsrechten  zu  zählen  sind. 

Im  Einzelnen  lauten  die  hierher  gehörigen  Bestimmungen : 

Art.  4.  ..Die  Fahnenge  finltodischar  Biawoliner  mit  itscliem  Boden 
und  ohne  Verdeck,  welche  direkt  zwiscben  Schweden  und  FiniMid  verkehren, 
werden  in  den  schwedischsn  iiäfen  nur  die  Zoll-  und  die  anderen  üelfria 
genannten  Abfrabcn  ohnf  die  Ziisatzribgriben  entrichten,  denen  die  schwedischen 
nnd  aiisliiudiiicheu  Führütugt-  dtr^elbtn  Bauart  unterlip<rpn  Die  schwedischen 
Tjiibrzcuge  mit  flachem  Boden  and  ohne  Verdeck  werden  dieselhe  Vergünsti- 
gung in       HÜen  FinlandB  geniefieii." 

,J)ie  Fahrzeuge  der  finlftndlachen  Bewohner  werden  wie  frtther  in  den 
«hwedisehen  Hifai  dieselben  Brieicbteningen  haben,  welciie  ümen  bis  jetzt 
hinsichtlich  der  Deklaration  der  Ladung,  der  Zahlung  der  Abgaben  und  des 
Verkfinfes  ihrer  Erzencmisse  gewährt  wnrdt  ii,  .h  d(  in  S(  hiffer  eines  inländischen 
Fahr/*  iiu's  ist  es  (.'cstattt  t.  innerhalb  ilrt  it  r  Wochen  nadi  incr  Ankunft  in 
einem  schwedischen  Hafen  direkt  vom  Fahrzeuge  aus  je<ifs  laudwirtschaftUchü 
Enengnia  finlindiachen  Ursprungs  im  Detail  an  verkanfen ;  in  Gegenndtigkeit 
hiNsa  wird  den  ichwediacben  Fahrzeugen  in  den  Hillen  des  Oroflfttfstentnma 
(FInhuid)  denelbe  Vorteil  gewährt." 

Art.  5.  „Russische  Schiffe,  welche  ans  dem  Weißen  Meere  in  norwegische 
Häfen  i«  r  Provinz  Finmarken  kommen,  und  zwar  in  die  Bezirke  von  West- 
nnd  < 'st  Kinniarkt  n.  können  ihre  Waren  direkt  von  den  Fahrzeugen  ans  in 
derselben  Weise,  wie  dies  bis  jetzt  in  gesetzlicher  Weise  geschah,  innerlialb 
vier  Wochen  nach  den  Städten  nidit  nur  an  deren  Bewohner,  tond^  ancfa 
anf  norwegische  Schiffe,  nnd  in  allen  ttbrigen  Häfen  Finmarkens  innerhalb 
zweier  Wochen  an!  norwegiache  Schiffe  verkanfen.  Anf  norwegischen  Schiffen 
nach  Archangel  gebrachte  getrocknete  oder  gesalzene  Fische  ist  es  erlaubt, 
dort  sofort  nach  Deklarif  nini?  d«  r  Ladunp;  nnd  nach  Beendigung  der  Be- 
siclitiu'Tin^  des  Kalirzcu^'s  inneihalb  dt  s  Zullanitslx  zirks  direkt  von  den 
Fahrzeugen  aus  zu  verkaufen.    In  der  Deklaration  darf  das  Gewicht  der 
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eingeführten  Fische  aniiiilK  rntl  ange£reben.  und  die  Deklarationen  können  ohne 
die  Konnossamente  eing»  r.  u  ht  werden.  Der  Verkauf  muß  unt^jr  der  direkten 
Aufsicht  des  dem  Fahrzeug  Wtiiellten  Zollaufsichtsbiiamten  erfolgen,  welcher  eine 
richtige  und  genaue  Berechnung  &ber  die  Terkaafteo  Mengen  FiBcbe  n  Wirai 
hat.  Nach  beendigtem  Terlcanf  wndeii  diese  Rechnimgen  im  Zollamt  gfiftVtL 
und  der  Betrag  der  an  xaldenden  Z9l1e  wird  demgunSfi  erhöhen  werden.* 

Art.  6.  pDen  Bewohnern  der  Kirchspiele  von  Utdoki  und  Snaia  ii 
Finisrh-Tjappland  ist  es  gestattet,  mit  den  russischen  Fahrzenjjcn,  welche  &as 
dem  Weißen  Meere  an  die  bis  jetzt  di  ii  sog.  Gpmeindrdistrikttn  zntrehörigen 
Küsten  des  Varaii;:erfjord  kommen  niul  ebenso  mit  dvn  Fahrzcuiini.  welche 
in  die  Mündung  des  Flu^j^es  Fußwig  kuiuiucu.  Tauschhandel  %u  führen,  indem 
sie  ihre  eigenen  Erzeugnisse  gegen  folgende  Warm  der  nicheten  Bedfirfnine 
aoetanachen,  nnd  swar:  Getreide,  M<Ä1,  Oranpei  Erbwn,  Hanf»  SegeltodL 
Taue,  Stricke,  Teer,  Talg,  Talglichter  und  Salx.  Fdr  diese  Taoscfageschifte 
wird  Iceinerlii  Abgahe  erhoben  werden." 

Art.  7.  .Den  schwedischen  and  nor\vt  t:i.srhi.'n  Hand«  Ispersonen  i>t  .Is* 
Recht  riiii/'  Tiinmt.  für  .\lann.  roten  Ocker,  Herinu:*'  und  andere  ppsalztm-  and 
getr(K  knot('  Fisclif  liairt'rplät^^e  in  St.  Petersburg  und  Hi^^a  für  dir  Iiituer 
von  acht,  und  in  Arcliangel  vun  zwölf  Monaten,  vom  Tage  der  Einlohr 
der  Ware  gerechnet,  an  beeitaen,  ohne  für  den  Alann  und  den  Ocker  iigend 
welche  Zolle  oder  Abgaboi  an  entrichten.  Anf  tdiwedischen  nnd  norw^iseka 
Schiffen  nach  St.  Petersburg,  Heval  oder  nach  den  U&fen  Ton  Kurland  nnd 
Livland  gebrachtes  Salz  kann  dort  ( In-nfalls  zollfrei  unter  den  durch  du 
geltende  Reglement  Torgeschriebeuen  Bedingungen  zur  Lagerung  gebracht 
werden." 

„Alle  schwedischen  und  norwegischen  ilandelslcuten  gehörige  zur  Etuluhr 
in  Finland  nicht  rerbotene  Waren  kannen  in  Abo  nnd  HdsingforB  snr  Lagerui^ 
gegeben  werden.  Fttr  die  in  den  oben  bezeichneten  H&fen  Finlands  auf  Lager 
gegebttsen  Waren  werden  bei  der  £infnhr  etnnndeinhalb  Froient  Tom  Werte 

erhoben  werden.  Falls  diese  Waren  länger  als  zwei  Jahre  auf  Lager  bleibee, 
wird  die  Krli»dtunfr  der  anderthalb  Prozent  erneuert  werden.  7tifr?!t  narh 
Verlauf  der  ersten  z«ei  Jahre,  dann  nach  Ablauf  jedes  fulgendeu  Jahr  ? 
Wie  lang«!  Zvit  auch  die  Lagerung  der  Ware  dauern  sollte,  wird  bei  ihm 
Fortnahme  wiederum  ein  halbes  Prozent  erhoben  werden.' 

,Rnsdsdie  und  flnltndische  BniengnisBe  und  WateUt  anf  masisehen  odv 
finUlndisehen  Pahnengen  eingebrachtes,  masischen  oder  finlindischen  Baadeb» 
Personen  gdiSriges  Salz  nnd  andere  Waren  kdnnoi  in  Stockholm,  Gethmr 
bürg.  Carlshamn,  Landscrooa,  ebenso  in  Christiania,  Hamerfest  und  in  allen 
übrigen  norwegischen  Häfen,  in  denen  ZoUkammem  vorhanden  sind,  inr 
Nipdorlpijung  gebracht  werden  unter  den  Bedinsrungen,  welche  für  \Var*n 
dieser  Art,  die  auf  schwedischen  und  norwegischen  Fahrzeugen  gebracht 
werden,  bestimmt  sind.* 

yEin  Recht  anf  Lagerung  in  den  norwegischen  Hilfen  besteht  fflr  die 
Waren  nicht,  deren  Einfuhr  dahin  flberhanpt  verboten  ist.* 
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,Wa6  die  Waren  anlangt,  die  ihrer  Hi^rkunft  und  Herstcllan^  nach 
einem  anderen  Staate  ang^ehflren  und  dif  als  solche  deklariert  sind,  die  für 
den  inncm  Gebrauch  in  dem  Laude,  woiun  siv  gebracht  and  wo  sie  za  Lager 
gegeben  worden,  bestimmt  sind,  so  werden  für  sie  in  Schweden  nnd  Norwegen 
irie  in  Pinland  die  Rinfnlir^  and  anderai  Abgaben  nach  d«r  Eigensdiaft  der 
Pabraenge,  auf  denen  sie  gebraeht  sind,  erbeben  werden,  nnd  die  unter  dem 
Kamen  Ofri-Toll  bezeichnete  Zusatzabgabe  erstreckt  sich  in  diesem  Falle  anf 
die  Oetjenstruide,  welche  auf  nicht  privilegierten  Fahrzenpen  gebracht  wurden." 

„Für  Salz,  welcbea  auf  beiderseitigen  (Untertanen  gchiirigtn  i-\ihrzeu*ren 
gebracht  und  nach  ihrer  Niederle^ng  auf  Lager  als  zum  Ck'brauche  bestimmt 
deklariert  wird,  werden  die  Zölle  den  im  Art.  3  enthaltenen  Bestiramiingen 
«itsprechen^  ohne  den  geringsten  Vntenchied  in  diesem  Palte  liinsiebtlich  der 
Zollentiiehtnng  awisdien  ^Tüegierten  nnd  nicht  priTilegierten  Pahnengen.* 

,Die  Wiederausfuhr  der  auf  Lager  gegebenen  Waren  ans  allra  den  in 
diesem  Artikel  bezeichneten  Häfen  ist  beiderseitig  erlaubt." 

Deklaration  über  die  Beibehaltung  einige  r  Bestimmungen  des  Ergänzungs- 
au ik<ls  zum  Vertrage  vum  Jahre  183ö,  ausgetauscht  zwischen  der  russischen 
und  sehwt  disch-norwegischen  Regierung  am  2H.  Man?  1845. 

§  8.  .Während  der  ganzen  Zeit,  so  lange  der  §  1  des  in  Norwci^t-n 
erlassenen  Gesetzes  vom  18.  September  über  die  zollfreie  Einfuhr  einiger 
Waren  in  die  Bezirke  von  West-  und  Ost-Finmarken  in  Kraft  bleibt,  wird 
es  gestattet  s^  ans  den  Hifen  des  Wd£«i  Meeres  frei  von  allen  ZoUab» 
gaben  in  Ncrwegen  bis  85000  Tschetwert  Oetreide  anf  mssisdien  and  eine 
ebenso  grofie  Menge  auf  norwegischen  Fahrzeugen  einzuführen.  Von  der 
gegenseitigen  tl>ereinkunft  der  Kaufer  und  Verkäufer  wird  es  abhängen, 
die  bezeiclinete  Menge  Getreide  ganz  oder  zum  Teil  in  ^lehl  nmrn wandeln, 
in  welchem  Falle  das  Mehl  ebenso  frei  von  allen  Zollabgal>cu  bleiben  wird.' 

§  9.  „Schwedische  und  norwegische  Heringe  und  andere  gesalzene  und 
getrocknete  Fische,  welche  g»^Tn;i!'  Art.  7  des  heute  creschlossenen  Hauptver- 
trages auf  Lager  gegeben  wenien,  bleiben  hinsichtlich  dieser  I<iiederlegung 
auf  Lager  von  allen  Zöllen  und  Abgaben  frei." 

,Die  Abgabe  für  die  Niederlegnng  Ton  schwedischen  und  norwegischen 
Heringen,  die  nach  dem  Haf^  von  St.  Petersburg  gebracht  worden  sind, 
wird  fttr  jedes  wirkliche  d.  h.  nach  Beendigung  der  ordnungsmSfligen  Anslese 
▼oBgepaekte  Faß  81)  Kopeken  Assignate  nicht  übersteigen.'' 

.Die  beiden  oben  bezeichmten  Bestimmungen  werden  solanire  in  Kraft 
bleiben,  als  die  Vergünstigungen,  welche  die  Bewohner  der  russischen  Ciebiete 
des  Weiüen  und  Eismeeres  seit  jeher  in  den  Gewässern  der  Provinzen  West- 
nnd  Ost>Pinmarlcen  genossen  haben,  in  derselben  Wdse  fortdanem,  wie  sie 
in  Norwegen  im  |  40  des  Gesetaes  vom  13.  September  1^  betreffrad  den 
Fischfang  in  Pinmarken  bestimmt  sind." 

Ferner  gehört  hierhin: 
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Deklaration  gcschloitöcn  zwischen  Rußland  und  Schweden  und  ^on^cgen 
am  5.  (17.)  Angast  1872 : 

,Die  finUiMliacheii  Schiffe,  welche  13  finUndische  Lasten  tragen,  und 
schwedische  Schiffe,  welche  8  neue  schwedische  Lasten  und  weniger  tragen, 
die  zwischfii  Stockholm  oder  anderen  sohwtflisrhen  Hfifen  am  Alatirlsrnp^n» 
oder  am  l'.otnischen  Meere  einerseits  und  dt  ii  .Mandsinsfin  oder  doii  Srhiirt  n 
der  Provinzen  Abo  und  Björaeborg  oder  anderen  tinländisdien  Orten  am 
Botnischeii  Meerhuen  andeieneite  Terkehren,  und  die  oor  mit  Fieeheii  md 
iMndwirtachafttichen  Bnengniesen,  darunter  Hols»  v^lAdra  sind  oder  solche 
Fracht  nur  abladen,  sind  beipflichtet  In  den  anslindlachen  Qewftasera  nur 
beim  Eintritt  in  solche  Durchgänge  Lotsen  zu  nehmen,  bei  welchen  Lotsen 
vorhanden  sind,  und  welche  zur  ersten  ZoUstation  fähren,  wo  die  ZoU- 
furmalitäteu  zu  erfüllen  sind." 

TL 

Wesentlich  verscliiedon  von  dem  Typus  der  eurdpäisehen 
Handelsveilräge  sind  diejenigen,  welche  Rußland  mit  den 
asiatischen  Staaten  gesclilossen  hat,  zu  denen  jedoch  Japan, 
mit  welcltem  Baßland  im  Jahre  1895  einen  „Handels-  und 
8eeschiffalirt8vertrag"  nach  europäischen  Muster  eingegangen  is^t, 
nicht  mehr  zu  zählen  ist.  Diese  ^Handels-  und  Freundschaftsver- 
triige"  mit  den  asiatischen  Staaten  tragen  im  wesentlichen  einen 
eiaseitigen  Charakter;  sie  gewährleisten  den  russischen  Staats- 
angehörigen die  Freiheit  des  Handelsverkehrs  und  Si(  In  rheit  der 
Person  vor  der  Willkür  der  asiatischen  Staatsgewalt,  zu  welchem 
Zwecke  die  russischen  Untertanen  von  der  Lande^urisdiktion 
ezimiert  und  unter  diejenige  der  russischen  Konsuln  gestallt  sind. 

Die  Handelsbeziehungen  mit  den  asiatischen  Nachbarn  hat 
Rußland  von  jeher  mit  großer  Aufmerksamkeit  verfolgt  und 
sich  ihre  besondere  Pflege  in  sehr  hohem  Maße  angelegen  sein 
lassen.  Aber  nicht  nur  Bußland,  sondern  auch  andere  für  den 
Handel  besonders  disponierte  europäische  Staaten  haben  schon 
frühzeitig  den  Vorteil  erkannt,  der  durch  die  Anknüpfung  von 
Handelsbeziehungen  mit  Asien  erlangt  werden  kann.  So  suchte 
z.  B.  im  Jahre  1614  der  englische  Gesandte  am  Hofe  des  Zaren 
Michail  Fedrowitsdt  diesen  dazu  zu  bewegen,  den  Englandeni 
mit  ihren  Waren  den  Durchzug  nach  Persien  durch  Bußlaad 
zu  gestatten.  Die  Antwort  Bußlands  auf  dieses  Gesuch  war 
eine  ausweichende ;  die  kriegerischen  Zeiten,  hieß  es,  gestatteten 


Digitized  by  Google 


System  und  Inhalt  der  HAndelirertrSge  des  nusiscben  Reiches.  257 


keine  Sicherheit  des  Verkehrs,  die  Kosaken  an  der  Wolga 
plünderten  die  Kanflente;  wenn  der  Krieg  mit  Schweden  und 
Polen  beendet  sein  werde,  wolle  der  Zar  mit  dem  König  Jacob 
4ieserhalb  in  Briefwechsel  treten.  Indessen  haben  die  Eng* 
länder  auch  nach  Beendigong  des  .Krieges  einen  Erfolg  nach 
dieser  Richtong  trotz  aller  Bemfihungen  nicht  zu  erzielen  ver- 
mocht. Auch  die  weiteren  Yeisuche  Englands,  mit  denen  die 
Franzosen  (im  Jahre  1629),  die  Holländer  (1630)  und  die  Dänen 
<1631)  in  Wettbewerb  traten,  den  Transitverkehr  nach  Persien 
zu  erlangen,  hatten  kein  ganstlgeres  Ergebnis.  Die  Holländer 
boten  sogar  15000  Rubel  jälirlich  für  die  Gewährung  dieses 
Transithandels.  Erfolgreicher  waren  die  Holsteiner  im  Jahre 
1084.  welche  aber  für  diese  Erlaubnis  des  Transitverkehrs 
die  tür  ilir  damaligen  Zeiten  faljelhaite  Summe  von  Jährlich 
600000  .Jetiinuk  id.  Ii.  Joachinistaler  =  ca.  35ÜÜ00  Kubil),  was 
etwa  gegen  V4  dus  damaligtn  rus^sisi  licu  Staatshaushaltsbudgets 
aiisiiKK  litt\  boten.  Für  diese  Summe  allerdings  konnten  sie  die 
2üliii*eie  Durchfuhr  nach  Persien  für  Wai-en  aller  Art  haben. ^ 

^  Ssolowjtnö,  Geaekichie  Jtußlafuh,  Bd.  IX  S.  186  ff.  bei  Lod»- 
sehemsk i  ii.  0.  8.28.  Lodyaehenski  ist  der  Ansicht,  daß  die  Kc- 
gierting  des  Zaren  Michail  Feärowitsch  die  Bedeutung  des  Handelsverkehrs 
mit,  Anien  wclrhes  damals  durch  srinrn  Krirhtum  iH  rfihmt  war,  wohl  erkannt 
habe.  Iiidcs.srii  scheint  es.  dalj  die  liegierung  der  iiiusicowitisrhcn  Z;ir<'ii  «  ist 
du  roll  die  Aiiüländer  nnd  diese  enormen  Gebote  aui  den  Wert  des  asiutischeii 
Handels  anlmerkiam  gemacht  wurde.  Denn  unter  der  Regierung  Iioau»  dea 
Ontusame»  (1683—1684)  haben  die  Engländer  dieselbe  Vergflnstigung,  wie 
Jetxt  die  Uolateiner,  ohne  irgend  welche  nennenswerte  Opfer  erlangt,  aber 
mit  ihren  Oeschftiten  kein  Glflck  grhaltt ;  ihre  Schiffe  «Ind  auf  der  Wolga 
auscjeraiibt  worden,  und  das  ganze  H;indelsuntemehmcn  rndiirt»  mit  <  inoni 
MiLltif'iI^.  Erst  jetzt  begannen  liic  Ibissen  ^iolhst  Huiidt'l.sln'ziehungin  mit, 
Asien  anzuknüpfen.  Es  zeigte  sich  auch  sehr  bald,  daß  die  Holsteiner  das 
Privileg  sehr  überschätzt  und  zu  teuer  erkauft  hatten.  Oleich  die  erste  Halb« 
jahienahlung  konnten  sie  nicht  leisten  (1638),  sie  boten  25000  Jeftmok  fOr 
dm  Durchlaß  von  81)  Wagen  mit  Waren,  welcher  Vorschlag  aber  abgelehnt 
mtide.  Der  Henog  Friedrich  von  Holstein  achrieb  an  den  Zaren,  daß  sein 
Oesandter  Riüijrjcmann,  welcher  (kii  Trinisitvertrag  abgeschlossen  hat.  seine 
Instruktionen  lilj«  r^^chritten  hulif  timi  dafiir  mit  dem  Tode  bestraft  sri.  «t, 
der  Hiiv.og,  .schicke  jetzt  einen  anderen  UcbandLcii.  um  über  diese  Autjckgeii- 
heit  zu  verhandeln.  Der  Zar  weigerte  »ich  aber,  die  neue  Gesandtschaft  zu 
empfangi^n,  und  die  Beziehungen  swischen  dem  Zaren  und  dem  Herzog  sind 

Zaitsohrift  f.  Intern.  Privat-  n.  öffentl.  Reelit.  XIV.  18 
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Tiitcr  der  ilarauf  f(tl«r('nd('ii  Re}2:ieriing  des  Alexei  Mir 
chailowiUch  (164ö— lÜTtii  liat  eine  armenische  Oesellsrhaft 
den  Transithandel  mit  Persicii.  allerdingcs  nur  für  r«»lie  Seide 
unter  weit  billigeren  Bedingungen  zugestanden  erhalten,  ^^i 
.fedorh  ist  auch  dieser  mit  den  Armeniern  bereits  abgeschlossene 
Vertrag  infolge  eines  Personenwechsels  in  der  Leitnng  der 
answärtigen  Angelegenheiten  nicht  zur  Ausfühinmg  gekommen. 
Erst  viel  später,  im  .lalire  1784,  ist  es  den  Engländeni  ge- 
lungen, den  Transithandel  nach  Persien  durch  russisches  Obict 
gegen  Entrichtung  eines  Transitzolls  von  3  ^/o  an  sich  zu 
bringen. 

Allmählich  haben  aber  die  Russen  selbst  die  Vorteile  des 
Handelsverkehrs  mit  den  asiatischen  Naeldiarländem  kennen 
gelernt,  sie  haben  vor  allem  eingesehen,  daß  sie  vermöge  der 
günstigen  Lage  ihres  eigenen  Landes  am  berufensten  dazu  sind, 
den  Handel  mit  iluen  Nachbarn  am  kultivieren.  In  einer  Aus- 
dehnung dieses  Handelszweigs  mußte  naturgemäß  auch  die 
Begierung  ihre  Rechnung  finden,  denn  die  Zolleinnahmen  konnten 
dabei  nur  eine  Steigerung  erfahren  nnl  der  Staatskasse  bei 
einer  intensiven  Ausbreitung  des  Handels  erheblichen  Gewinn 
bringen,  weshalb  die  Regierung  diesen  Handelszweig  ungemein 
beganstigte.  Aus  diesen  Erwägungen,  d.  h,  um  die  asiatischen 
Kanfleute  zu  sich  heranzuziehen,  ist  in  dem  Zolltarif  vom 
Jahre  1777  der  Einfuhrzoll  fOr  die  meisten  Waren  ans  Asien 

gespannt  geblieben.  {Snolowjeic  a.  a.  0.;.  So  ist  aus  dorn  ganzen  Trausit- 
verkehr  dnrdi  Ruttuid  nach  Asien  nichts  geworden. 

^)  Diese  BediBgimgeD  waren  siemlich  kompliziert.  Verkauften  die  Ar- 
menier die  ans  Persien  eingeführte  Robseide  in  Astrachan,  so  sollten  sie  sie 

nach  dem  allgemeiDt  ii  Hundi  Isustav  vcr/.nllen ;  hielten  sie  es  nicht  für  vorteil- 
haft, die  Ware  in  Astrai  hau  zu  verkaufen,  so  kniinttn  sie  diest  llK'  naih 
Moskau  scliaffen.  hatten  Hbt  r  alsdann  einen  Rubel  piu  i'mi  Transitzoll  neben  der 
Handclsstener  von  5  "/o  zu  entrichten ;  brachten  sie  die  Ware  wdter  naeb 
Axdiangel,  so  hatten  sie  einen  weiteren  Zoll  von  andnttinlb  Rubel  pro  Fnd 
neben  der  Abgabe  von  dnem  Rnbel  in  Archaagel  an  aahlen;  endlidi  konnten 
die  Armier  die  Seide  auch  aus  Archangel  übers  Meer  exportieren,  wofür 
sie  weitiTe  zwei  Rnlitl  pro  Pud  zu  entrichten  hatten.  Tu  Itt^t'  nin  Falle 
betmg  der  gesamte  Transitzoll  4  Rubel  ÖU  Kop.  pro  Fud  (Lodyachenski 
a.  a.  ü.  S.  42i. 

^)  Loäy^cktngki  a.  a.  0.  S.  80. 
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auf  10^/0—12^/0,  der  Ausfuhrzoll  auf  bVo  normiert  worden, 
während  der  Einfuhrzoll  für  Waren  aus  Europa  bis  za  einer 
Höhe  von  30%  hiuanstieg.  Und  auch  diesen  miiBigen  Zoll 
hatten  ausschließlich  die  russischen  Kaufleute,  sei  es  als  Käufer 
oder  YerkSufer,  zu  tragen,  die  asiatischen  Kanfleute  dagegen 
waren  von  Jeder  Zollentrichtung  befreit,  „damit  sie  —  wie  es  in 
dem  betreffenden  Ukase  heißt  —  Ton  allen  Ungelegenheiten  in 
ihrer  Eigenschaft  als  Ausländer  frei  seien/  ^  Es  waren  so  die 
asiatischen  Gäste  im  Handelsverkehr  mit  Rußland  besser  gestellt 
als  die  einheimischen  Kaufleute  des  Reiches. 

Demselben  Streben  Rußlands,  die  asiatischen  Absatzgebiete 
dem  eigenen  Handel  zu  reservieren,  begegnen  wir  auch  auf  dem 
Gebiete  des  Transitverkehrs  nach  China  und  nach  den  an  das 
kaukasische  Gebiet  grenzenden  asiatischen  Ländern.  So  ist  der 
Transitliaiidül  preußisclier  Tuchfaln  ikato  nacli  Kjaclita,  der  durch 
den  Zusatzartikpl  zu  dvm  zwischen  Rußland  und  rreußeu  ge- 
schlossenen Handelsvertrag  vom  21.  April  (5.  Mai)  1819  Preußen 
bewilligt  war,  im  Jahre  1825  trotz  aller  Heniühungen  Preußens 
beseitigt  worden.  Kbenso  ist  der  ansliindisclie  Traii^ilhandel 
nherGrusien  nacli  den  kaiikasiscln  ii  Landern  seit  1831,  bis  zu 
welchem  Jahre  er  jre^reii  die  Entrichtiinf?  eines  Transitzolls  von 
5*^  0  frei  war,  durch  neue  gesetzgeberiselie  Maßnahmen  auf- 
gehoben worden.  Alle  diese  Maßregeüi  zielten  darauf  ab, 
die  ausländische  Konkurrenz  von  dem  einheimischen  Handel 
Roßlands  mit  seinen  asiatischen  Nachbarn  fernzuhalten  und  die 
asiatische  Kaufkraft  auf  die  Produktion  Rußlands  zu  richten. 

Im  Naclistehenden  sollen  die  handelsvei-trapflichen  Be- 
stimmungen aus  den  Verträgen  Rußlands  mit  der  Türkei,  China, 
Korea,  Persien,  Buchara  und  Chiva  im  Einzelnen  angeföhrt 
werden. 

1.  Türkei. 

a)  Die  iiitesten  den  asiatischen  Handel  Rußlands  betreffen- 
den HnmU  Lsvertrage.  die  noeli  jetzt  bestehen,  sind  diejenigen, 
die  Rußland  mit  der  Tuikei  geschlossen  hat,  und  zwar  derjenige 


Vollständige  (iei>eUeäi»aiiimlung  XX  146G. 
^  Lodyachenaki  ft.  a.  0.  S.  224  ff. 
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von  Kutschuk  I\:iiii;irdji  vom  10.  .luui  1774  und  von  Knnstanti- 
n<«ii('l  vuia  lu.  Jnni  1783.  Im  Art.  11  des  ersttieii  Vntrajres 
g:e.sttlien  sich  die  Vertrag*sparteien  gegcnseitijr  die  Reclite  der 
meistbegünstigten  Macht  zu.  wobei  bemerkenswert  ist,  daü  die 
Türkei  als  die  meistbe^anistiprten  Nationen  die  Enfrländpr  nnd 
Franzosen  namentlich  bczciclinct.  Du  scr  Art  11  des  \  t  rlrages 
v<iin  10.  Juni  1  774  biltlct  <:icicli.saiii  die  (irundhige  aller 
.^{liiri  rt  II  Vi  rträge.  iCr  sei  daher  in  möglichst  wortgetreuer  Über- 
setzung hier  wiedergegeben: 

^Zum  Vorteil  iiikI  Nutzen  1k  idt  r  Roirhc  hit  für  din  di-n  beiden  kontrahieren- 
den Milchte»  gehörigen  Schifte  eine  Ireie.  ungehinderte  Durchfahrt  statt- 
zufinden in  allen  Meeren,  welche  ihre  Länder  bespUIen,  und  die  Uuhe  Pforte 
erlaubt  sokben  gerade  mssisclieii  Kauffahrteischiffen,  was  andere  Staaten  iin 
Handel  in  ihren  Häfen  und  ttberall  in  Übung  haben,  eine  freie  Durchfahrt 
von  dem  Schwarzen  Meen'  in  il.is  \\'f  ilie  Me«r  und  vom  Wciiicn  in  das 
8rhwfir7o.  wio  auch  in  allen  WäU  u  iiml  L;inili>plätzcn  an  den  I'frrn  der  Moerc 
und  in  dm  Dun lifalirtt  n  und  Kaniilen,  wt  lrlk-  jene  Meere  verbinden,  behnd- 
lich.  anzulegen.  Eä  erlaubt  auch  die  Hohe  IMorte  den  Untertanen  des  Russi- 
schen Reiches  in  ihren  Gebieten  Handel  an  treiben  auf  dem  Landwege  wie 
auch  durch  Schiffahrt  auf  den  Gewftssem  und  auf  dem  Flusse  Donau,  gemSfi 
dem  oben  in  diesem  Artikel  dargestellten,  mit  ebensolchen  Vorrechten  und 
Vorteilen,  welche  die  übrigen  Völker  genielien,  die  mit  ihr  in  meister  Freund- 
schaft Ir  lion,  und  die  \ orzilu'lich  im  Handel  die  Hohe  Pforte  be»rilnstiirt,  su 
die  Franzosen  und  KniilamUr,  und  die  Vertrag«?  dieser  beiden  Nationen  niubsen. 
als  wären  sie  Wort  für  Wort  hier  eingetragen,  in  allem  und  lür  alles  zur 
Rtcbtsdmur  dienen»  sowohl  im  Handel  als  auch  für  die  mssischra  Kaufleute, 
welche,  gleiche  Abgaben  wie  jene  sahlend,  jegliche  Ware  einfahren  und  aus- 
führen nnd  an  allen  Landestcllen  und  Häfen  landen  können,  die  am  .Schwarzen 
Meere  oder  an  anderen  Meeren  mit  Ki)is<  hluü  des  Konstantinopeler  liegen." 

, Indem  sie  in  oben  gedachter  Weise  den  beiderseitigen  Untertanen  Handel 
und  SchifTfahrt  auf  iillen  Gewässern  <dine  Au'^nahlll«'  'gestatten,  erlauben  beide 
.Staaten  auch  den  KauHeuten  in  ihren  (iebielen  so  lange  zu  verweilen,  als 
ihre  Interessen  verlangen  und  versprechen  ihnen  dieselbe  Sicherheit  nnd  Frei* 
heit,  welche  andere  Untertanen  befreundeter  Höfe  genießen.* 

»Und  damit  in  allem  gute  Ordnung  gehalten  werde,  gestattet  die  Hohe 
Pforte  in  gldcher  Weise  den  Aufenthalt  von  Konsuln  und  Vizekonsuln,  welche 
das  rassische  Reich  in  allen  denjenigen  Orten,  \\<<  nie  für  notwendiL'  n  rkannt 
werden.  Tin  ern^^nnen  für  richtig  halt«'n  wird,  wddie  in  L'loichem  Maiie  wie 
die  anderen  befreundeter  Höfe  werden  hti  t  und  l'<  <  Int  werden;  sie  erlaubt 
ihnen  (den  Konsuln)  auch  Übersetzer,  welche  Bartale  d.  h.  mit  Patiut  ver- 
sehene genannt  werden,  bei  sidi  na  haben,  sie  mit  kaiserlichen  Patenten  ver« 
sehend,  nnd  wdche  in  der  gleichen  Weise  dieselben  Vorrechte  genießen  werden. 
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welche  (iiejenit^en  i^enießen,  woloho  in  Oii  nstcn  der  gedachten  engliBChen  und 
fnwzöüischen  und  anderer  Nationen  i  Konsuln)  stehen  * 

.Das  rnssischf  Reirh  crhrilit  auch  in  seinen  Ländern,  den  Untertanen 
der  Hohen  l'fortt-  lliiiidrl  sowohl  zur  See  als  auch  auf  dem  Landwege  zu 
treiben,  mit  denselben  Vorrechten  uud  Vorteilen,  welche  die  Völker  genießen, 
die  sich  in  meister  Ftenndscbaft  mit  ihm  hefinden,  bei  Entrichtung  der  ge- 
wöhnlichen Abgaben.  Bei  UnflUIen  aber,  welche  den  Schiffoi  sastoBen  kSnnen, 
haben  ihnen  beide  Reiche  gegenseitig  alle  diejenige  Hilfe  tu  leisten,  welche 
allen  anderen  befreundeten  Völkern  in  den  gleiGhen  Fällen  geleistet  wird,  und 
di(>  notwendigen  i>achen  werden  ilinen  an  den  gewöhnlichen  Preisen  gewährt 
wenlen.' 

b)  Der  Vertrag  vom  10.  Juni  1783  enthält  in  Ausführung 
deü  früheren  eine  genauere  Präzisierong  der  Rechte  der  beider- 
seitigen Staatsangehörigen  in  beiden  Vertragsstaaten.  Im  £in- 
zelnen  sind  die  diesbezüglichen  Bestimmungen  nachstehend  an- 
gegeben: 

«Zwischen  den  Vertragsparteien  ist  vereinbart,  daß  die  beiderseitigen 
Untertanen  gegenseitig  die  Länder  beider  Staaten  zur  See  and  anf  den  Land- 
wegen besuchen,  dort  Handel  träben  nnd  verweilen  können,  und  zum  Eintritt 
in  df  n  Staatsdienst  nicht  gezwnnjren  werden  können,  mit  Ausnahme  jedoch 
d.  i  fi^t  iHii  I  iitcrtanen,  dii  fiir  ilt  ii  Dimst  ihres  Kaisers  gebraucht  werden. 
W  enn  ein  Diener  oder  ein  ilatrose  den  Dienst  oder  das  Schiff  verlälit,  so 
muß  er  sofort  ansgeliefert  w^en,  falls  er  nicht  den  herrschenden  GUnhoi 
des  Landes,  wo  er  bleiben  will,  angenommen  hat.  Dftn  beiderseitigen  Unter« 
tuncn  steht  es  anch  in  den  beiden  Staaten  frei,  sich  mit  allem  Bedarf  gegen 
Zablang  der  gewöhnlichrn  Preise  zu  versehen,  ihre  Hchitfe  nnd  Wagen  aus- 
zubessern nnd  tiacli  ilirn-  W'alil  zn  bleiben  und  aliznfahren.  ohne  jede  Be- 
hinderung oder  BeiäHtiguiig.  julodi  müssen  sie  am  Ende  ihk  h  den  Iliclitt  n 
nnd  Einrichtungen  der  Länder  beider  Reiche,  in  denen  sie  si<  1»  ^iufhahen.  ver- 
fahren in  allen  Fällen,  für  welche  besondere  jßcstimmungcn  iu  diesem  llandels- 
vertrage  nicht  getrolTen  sind.*  {Art.  2.) 

Der  Vertrag  hat  weiter  folgenden  Inhalt : 

Die  russischen  Untertanen  können  in  der  Türkei  mit  nis^^isc  licii  I'iissen 
reisen,  wenn  jedoch  ein  russischer  Minister  oder  Konsul  einen  TaL»  für  sich 
o^r  eine  andere  Person  von  der  türkischen  Behörde  wünscht,  so  soll  ein  solcher 
Yon  der  instindigen  Behörde  erteilt  weiden.  ,Und  sn  ihrem  besseren  Vorteil 
fcdnnen  die  rassischen  Untertanen  die  Kleider  tragen,  die  sie  in  ihrem  eigenen 
Lande  gebraurln n  nnd  ihre  Geschäfte  in  der  Ottomanischen  Pforte  nngehindcrt 
verrichten.  Ebenfalls  darf  von  ihnen  die  Abgabe.  Characz  genannt,  oder 
inrend  eine  andere  AIj^mIx-  nicht  erhoben  werden,  nnd  wenn  sie  ffir  die  mit- 
geführten Waren,  die  kraft  dieses  Traktats  uehi>rii,'en  Abgaben  bczalilt  haben, 
SO  sind  die  Paschas,  Kadis  und  anderen  Oftiziere  verpflichtet,  sie  ohne  Aufent- 
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halt  durchzulassen.'  Ebenso  w*  r<!t>Ti  die  türkischen  Untertanen  für  ihr*-  R  iw 
in  Rnßland  mit  Pässen  und  Legitimatiuaen  vorsehen  sein,  und  wenn  sie  ttic 
tarifmäßigen  Abgaben  entrichtet  haben,  müssen  sie  auf  ihrer  Reise  ungehindm 
bleiben.   (Art.  3.) 

Deü  weitereu  wird  beütiuuat,  daü  die  Angehörigen  des  einen  Staates  ia 
dem  GeUete  des  andon  fflr  ihre  Schulden  nur  pere^vlieh  luiften,  nicht  aodi 
dritte  Personen,  sofern  sie  sich  nicht  Terbilrgt  haben;  daB  der  Frosefi  und 
die  Beitreibung  nur  gegen  die  Sdinldner  gerichtet  sein  darf,  und  daß  eoäHA 
Ansprüche  aus  Rechtsgeschäften  nur.  soweit  sie  auf  schriftlichen  Dokumenten 
basieren,  gerichtlich  geltend  gemacht  werden  J^önnen.   (Art.  8.  9.) 

Brnicrkenswert  ist  noch  die  Bestimmun?  des  Art.  10.  w-enach  nissi«."be 
Untertanen,  die  in  der  Türkei  in  Sklaverei  f^eratt  n.  auf  Yerlunirt  n  d»  >  ruasi- 
sehen  Konsuls  nur  dann  herausgegeben  werden  müssen,  wenn  sie  nicht  den 
Qlanben  des  Landes  angenommen  haben. 

Die  rutihiächen  Konsuln  und  die  von  ihnen  abhängigen  Dragomane  und 
Kanflente  Icttnnen  in  ihren  Hftnsem  Wein  bereiten  and  fftt  ihren  Bedarf  asi 
anderen  Orten  ni^hindert  kommen  lassm.  (Art.  55.) 

Wenn  die  Konsuln,  Dragomane  nnd  die  andwen  vom  kaiaerlldi  mssisdiea 
Hof  abhtngigen  Personen  Wein  oder  Weintrauben  nir  Beratung  Ton  Weis 

zugeschicict  erlialten,  so  dürfen  der  Janitschar-Aga  und  andere  Offiziere  für 
das  Hinbringen  oder  den  Transport  desselben  keinerlei  Abgabe  oder  Gratifitcation 

verlangen.   (Art.  ö6.t 

Es  heißt  dann: 

.Die  Pforte  hat  dafür  Sor^e  zn  tratjen,  daß  ihre  Beamten  den  rfi«;'^i<rhen 
Schißeu.  Konsuln  und  Kaufleuten  auf  dem  Me(  re  wie  in  dt  ii  Haft  u  Schatz 
gegen  die  Überfälle  der  Korsaren  der  ßarbareskenproviuzeu  gewähren.  Die 
in  H&fen  nnd  Festungen  der  Pforte  eingehenden  Schüfe^  welche  ein  Zeugnis 
des  masischen  Gesandten  oder  der  rassischen  Konsuln  aufweisen,  daß  sie  voter 
dem  Schuts  der  russischen  Flagge  stehen,  hal»en  auf  jeden  Schntx  aller  Be- 
hörden gegen  die  gedachten  Korsaren  Ansprach,  und  falls  letztere  russischen 
Untertanen  in  denjenigen  Ort^'n  des  Ottomanischen  Reiches  Schaden  znfügen. 
wo  Pasrha's  und  iieftdilshabir  sich  befinden,  haben  diese  k-t7.tt  r*  n  allen  durcb 
ihre  Unachtsamkeit  verursachten  Schaden  zu  ersetzen.'    (Art.  i'tO) 

In  den  Art.  B3— B9.  72—79  ist  die  Jurisdiktion  dahin  gtrtgelt.  d^ij 
keinerlei  gerichtliche  Angelegenheiten  gegen  einen  russischen  StaatsangebürigeB 
ohne  Anwesenhdt  des  Dragomana  des  msaisidifln  Konsuls  verhandelt  werden 
dürfen,  daß  für  Rechtsstreitigkeiten,  deren  Wert  4000  A^  übersteigt,  ans- 
schliefilich  der  iDiTan"  zuständig  ist,  und  daß  endlich  türkische  Beamte  d.\s 
Haus  eines  russischen  Untertanen  nur  in  Begleitung  der  vom  russischen 
Konsulat  mitiiesrhirkten  Personen  betreten  dürfen.  Die  Wiederanfn.ihrae  ein« 
hereitH  entschiedenen  Prozesses  darf  nur  nach  vorgängiger  lienaelirichtijnmv 
der  Kouäulatsbehürde  und  ansschlici^lich  vor  dem  höchsteu  Gerichtshof  dex 
Türkei  erfolgen. 
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c)  Hierher  zu  rechnen  ist  auch  die  Bestimmung  des  An.  7 
des  russisch-türkischen  Vertrages  von  Adrianopel  yom  2.  Sep- 
tember 1829,  wonach  ^die  russischen  Untertanen,  ihre  Schiffe 
und  Waren  in  der  Türkei  vor  Jeder  Gewalttätigkeit  und  Chikane 
geachfitzt  sein,  die  ersteren  aussdiließlich  unter  dem  gericht- 
lichen und  polizeilichen  Schutz  des  russischen  Ministers  und 
der  russischen  Konsuln  stehen sollen. 

d)  Der  zu  Paris  geschlossene  Vertrag  vom  18./30.  März 
1856  enthält  in  seinem  Art  12  die  bandelsiechtliclie  Bestimmung: 
«Der  von  allen  Hindernissen  freie  Handelsverkehr  in  den  Häfen 
und  Gewässern  des  Schwarzen  Meeres  wird  lediglich  den  Quaran- 
täne-, Zoll-  und  FoUzeivorschriften  unterstehen,  welche  in  einem 
die  Entwickelung  der  Handelsbeziehungen  begünstigenden  Sinne 
erlassen  sind". 

e)  Einen  einseitigen  Charakter  liat  auch  der  Handels-  und 

Seeschifffalirt.svt'rtra<j  Kußlands  mit  der  Türkei  vom  22.  Januar 
(3.  Februar)  18f>2,  dem  zufolg:e  türkische  nach  liuljland  au.s- 
geführte  Waren  mit  einem  Zoll  von  8  'Vo  ad  valorem  belegt 
werden,  der  jedocli  nach  und  nach  auf  ein  Prozent  ermäßigt 
werden  soll.  (Art.  4.)  Hinsiclitlicli  der  Einfuhr  über  die  euro- 
paische Grenze  genießt  die  Tiiikci  m  Rußland  die  Reclite  der 
meistbegünstigten  Nation.  Nachstehend  wird  der  Vertrag  seinem 
Inhalte  nach  wiedergegeben: 

Art.  1.  Alle  Rechte.  Vorrecht«-  tiiul  Veri,niiisti<rungen.  welche  den  riissi- 
iichen  l  iitertaucn  und  SchifÜen  in  der  Türkei  durch  iriihere  Traktate  und 
Verträge  gewihrt  worden  ahid»  werden  beitätigt,  mit  Attmaluae  derjenigea 
ArtilMt  der  gedaditen  Vertrüge,  deren  Abftndening  den  Gegenstand  dieses 
Vertrages  bilden. 

Außt  rilein  verspricht  und  gewährleistet  die  Hohe  Pforte  den  Untertanen, 
Schiffen,  den  Handel  und  der  Seeschiffahrt  Rußlands  alle  Rechte.  Vorrecht« 
und  Vergüustigunfien,  welche  sie  den  Untertanen,  Schiffen,  dem  Handel  nnd 
der  Seeschifffahrt  irgend  einer  anderen  auäUiidii^hen  Macht  jetzt  gewährt  uder 
künftig  etwa  gewähren  wird  od«  doen  QeaaA  durch  dioe  sie  IcQnftig  etwa 
dulden  wird. 

Art  2.  Die  rutschen  Untertanen  können  überall  in  der  TOrkei  aller 

Art  L;indes(  rzeuiznisse  zur  Ausfuhr  und  dem  Handelsbetrieb  im  Innern  des 
Landes  kiiufen.  ohne  andere  als  ZollahfjalHjn  zu  entrichten,  inshesondere  haben 
sie  nicht  die  Teskere  uder  Muu  ro u ri e  genannte  oder  andere  Abgaben  irsrend 
einer  Benennung  zu  entrichten.  Die  Hohe  Pforte  verpllichtet  sich  formell, 
keinerlei  Monopole  anf  Gegenstände  irgend  einer  Art  oder  Erlaubnisscheine, 


Digitized  by  Google 


264 


Klibansld, 


welche  von  den  Provinzialbebördcn  für  dtii  Aukaul  vuii  Waren  and  fUi'  den 
Versand  derselben  von  einem  Ort  snm  anderen  erteilt  werden,  mehr  snsnlaiHen. 
Jeder  Zwang  der  PaseWs,  HntesBariTB,  Kaimakam  s  oder  Hndir'a  gegen  mssi- 
Bche  Untertanen  zur  Entnahme  solcher  Erlaubnisscheine  wini  an  den  echoldigen 

Beamten,  welchen  Ranges  sie  auch  seien,  bestraft,  und  für  jeden  »b  n  russischen 
Untertanen  zat^cfü^ten  Schaden  wird  voller  Ersatz  ircleiütet  werdt  ii 

Art.  Die  russischen  Kaufleute  und  deren  iievullmächtigte.  welche 
Waren  und  Boden-  oder  üewcrbeerzeugnisse  der  Tflrkei  zom  Verkanf  im 
Innern  des  Landes  kanlen,  werden  Uerb^  keine  anderen  Abgaben  als  die- 
jenigen an  entriebtoi  hab«i,  welclie  die  mortbeglnstigten  Ansl&nder  oder 
diejenigen,  die  sich  mit  dem  innem  Handel  in  der  Tfirkd  befossen.  in  den 
gleichen  Phallen  entrichten. 

Art.  4.  Für  alle  Boden-  und  Gewcrbrcrzeugiiisse,  welche  rnssisrhe 
Untertanen  in  der  Türkei  zur  Ausfuhr  auf  dem  See-  oder  Landwtgt  katilen, 
wird  nur  eine  einmalige  nach  dem  Tarif  zu  berechnende  und  bei  der  Ausfuhr 
an  entrichtende  Abgabe  von  S^/o  erhoben  werden.  Die  einmalige  Bntrichtnog 
dieser  Abgabe  befreit  die  Ware  von  jeder  weiteren  Verstenemng,  sollte  sie 
anch  in  andere  Hände  übergehen. 

Es  Avird  iK'.stirnmt,  daß  die  iiedachte  Abgabe  von  a  jedes  Jahr  mn 
ein  Prozent  htrabirts»  tzt  wird,  bis  sie  nach  sieben  .lahren  auf  ein  rn  zuit 
reduziert  ist  und  als  ständige  Abgabe  zur  Deckung  der  Ausgaben  für  Aut»ioht 
und  Yawaltnng  beatmen  bkjH. 

Art.  d.  Fttr  aller  Art  ans  RnBland  durch  mesische  Untertanen  in  die 
Türkei  eingeffthrte  Waren  wird  eine  feste  Abgabe  von  6%  ad  valorem  oder 
nach  dem  zu  vm  inbarenden  Tarif  i  iitrit  htH  werden.  Die  narli  dem  Preise 
am  Orte  rb  r  Hinfuhr  zu  berechnende  Abgabe  wird  bei  ihrer  .Au.sladnnir.  wenn 
die  Ware  auf  ih  m  St-ewege  eingeführt  wird,  und  bei  dem  ersten  ZulUnnt  ent- 
richtet, wenn  sie  auf  dem  Landwege  eingeführt  ist.  Jede  weitere  Abgabe 
anfier  diesem  Efnfohraoll  von  8^/o  ist  ansgeschlo^n,  mag  die  Ware  wo  auch 
immer  verkauft  werden. 

Ist  die  Ware  nicht  znm  Verkanfe  in  der  Törkei,  sondern  zur  Aasfnhr 
innerhalb  6  Monat*  bestimmt,  so  ist  sie  als  Transitware  auf  dem  Landwege 
gern äö  Art.  11  zu  behandeln.  In  die.si  ni  Falle  hat  die  Zollverwaltung  bei  der 
Ausfuhr  der  Ware  auf  die  vorgelegte  Bescheinigung  über  Kntriclituiiir  de* 
Einfuhrzolles  von  8^  0  die  Differenz  zwischen  diesem  und  dem  m  dem  er- 
wähnten Artikel  bestimmten  TransitsoU  aurttckiavergttten. 

Art.  6.  Alle  Waren»  welche  Bnseugnisse  der  Türkei  sind  und  auf 
türkis«  hcn  Schilfen  in  Rußland  eingeführt  werden,  werden  dieselbe  Behandlung 
erfahren,  wie  die  gleichen  £rseugnisse  der  meistbegünstigten  Länder. 

Art  7  Einfuhrware  ans  Ruliland.  die  nach  der  Mdldaii  und  Walachei 
uder  nadi  .Serbien  bestiiiunt  sind,  und  Gebietsteile  der  Türkei  passieren, 
werden  erst  nach  ihrer  Ankauft  in  diesen  Ländeni  verzollt  werden.  Ebenso 
werden  Waren,  die  die«e  Länder  passieren  und  nach  anderen  Teilen  der  Türkei 
bestimmt  sind,  erst  in  dem  ersten  Zollamt  der  Hohen  Pforte  vcmllt  werden^ 
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Die  Boden-  und  Grwerhrerzen^Tiisse  <licsrv  Fürstentümer und  der 
übri^fen  Teile  der  Hohen  Isfort*-.  wcUhc  nadi  fl<  in  Auslande  besthmiit  sind 
und  diese  B'ürst^ntümer  pabsifixii.  bind  zu  verzollen:  die  ersteren  liti  der 
Zollverwaltung  dieser  Fürstentümer,  die  letzteren  bei  der  tflrkiaeheii  Staat»* 
kasse,  derart,  daS  die  Einfuhr-  and  Aosfnhrxdlle  kefnesfalls  mehr  als  einmal 
erhoben  werden  kOnnen. 

Art.  8.  Rnsfliedie  Fahneuu'i'  in  den  Häft  ii  dt  r  I'forte  werden  keine 
anderen  oder  höheren  Tonnen-.  Hafen-,  Lotsen-,  Anker-,  lu  htturni-,  Quaran- 
täne- oder  sonstige  Ab^alx  n.  unter  welcher  Benennnnf?  und  zu  wis-i  t»  (iiiiistcii 
auch  immer  sie  erhoben  wertlen  mögen,  zu  entrichten  haben  als  diejenigen, 
welche  für  die  Schiffe  der  meistbegünstigten  Nation  erhoben  werden. 

Ebenso  werden  die  Untertanen  nnd  EUunenge  der  Pforte  in  Hnßland 
alle  Rechte  der  mdstbegfinstigten  Nation  genießen»  ohne  Jedoch,  daO  die  in 
Bußland  hinsichtlich  des  Handels-  nnd  Gewerbetriebes  nnd  der  Polizei  be- 
stehenden und  auf  die  Ausländer  aller,  auch  der  meistbegünstigten  Nationen, 
gleichmäßig  anwendbaren  Gesetze  und  Bestimmnntren  dadurch  berührt  werden. 

Art.  9.  Alle  nach  den  russischen  (iesetzen  als  russische  und  nach  den 
türkiäiheu  üesi^izen  ali>  türkisdie  Schiffe  anzusehen  sind,  werden  als  russische 
besw.  als  tarldeGbe  Schiffe  anerkannt  werden. 

Art  10.  Von  den  Boden-  nnd  Qewerbeerzengnissen  des  mesischen  Hiebes, 
die  auf  mssisdien  oder  ansltndischen  Schilfen  verladen  sind,  ebenso  von  Boden- 
und  Gewerbeerzengnisscn  eines  auswärtigen  Staates,  wclcheauf  russischen  Hchiffen 
verladen  sind,  werden  bt  i  ihrer  Durchfahrt  durch  die  Straße  der  Dardanellen 
und  des  r><"S]H>rns  keineriei  Abgraben  erhoben  werden,  j/leiehviel  uli  si»'  die 
Wassersiralicu  auf  denselben  Si^hiffen,  aut  denen  sie  hiukuuunen,  durchfahren, 
oder  ob  sie  aaf  andere  nusische,  tttridscbe  oder  aaslindische  Sdüfle  um- 
geladen, oder  aber,  nnr  Ausfuhr  Terlcauft,  auf  kunte  Zeit  abgeladen  werden, 
um  cur  Welterbefdzdemng  anf  andere  Schiffe  verladen  an  werden. 

In  diesem  letzteren  Falle  müssen  die  Waren  in  die  aoUamtlicben  Pack- 
hänser,  oder  bei  einem  riatznjangel  daselbst,  in  andere  angemessene  Räume 
mit  Wilsten  und  unter  Sie<i(  1  des  Zollamts  mit  der  Maßgabe  in  \  erwahrung 
gebracht  werden,  daß  sie  zu  dem  Zeitpunkte  ihrer  Ausfuhr  in  dersell>cn  Ge- 
stalt durch  das  Zollamt  dem  Eigentümer  wieder  ausgehändigt  werden. 

Art  11.  Im  Interesse  der  Erleichterung  des  TransitTerkehrs  auf  dem 
Landwege  wird  bestimmt,  daß  die  Abgabe  von  d<>/o,  welche  bisher  von  nach 
der  Türkei  zur  Wiederausfnbr  gebrachten  Waren  erhoben  wurde,  auf  zwei 
Prozent  ermäßigt  wird,  die  nach  Verlauf  von  8  Jahren  seit  dem  Austausch 
der  Ratifrkationen  dieses  Vertrages  in  eine  l)e8t&ndige  Abgabe  von  einem 
Prozent  uiiit,'e\vandelt  werden  wird. 

Art.  12.  Kussiöche  Kauileute,  die  in  der  Türkei  uiit  Erzeugnissen  fremder 
linder  Handd  treiben,  werden  dieselben  Abgaben  zahlen  und  die  gleichen 
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Rachut  und  Vt-rgunstigungeu  genießen,  wie  die  Aualänder,  welche  mit  ihren 
eigenen  Landeeeneugnitten  Handel  tseibeii. 

Art.  13.  Als  AasnaluBe  wird  Tabak  In  allen  seinen  Gestalten  nnd 
Sals  ans  der  Zald  der  Waren,  deren  Einfahr  in  die  Tfirkei  gestattet  ist, 

fturtan  ausgeschlossen.  Wenn  ih\]h  r  rassisdie  Untertanen  Tabak  iu\A  Sals 
zum  (icbranrhe  in  der  Türkei  kaiifiii.  wprdrn  si>  dcnsfllu'n  ^■ul•srhrift€n 
unterstehen  und  dieselben  Abt^alx  ii  zu  entrirhteii  habon.  wie  die  mit  diesen 
beiden  Artikeln  Handel  treibenden  meistbegünstigten  Untertanen  der  Pforte. 
Als  Komprasation  dieser  BeSiMnknng  werden  von  denselben  dorch  russische 
Untertanen  ans  der  Tftrkei  ansgeÜUirten  Ersengnissen  keinerlei  Abgaben  mebr 
erhoben  werden. 

Die  Menge  des  durch  rassische  Untertanen  auszuführenden  Tabaks  und 

Salzes  ist  bei  der  Zollverwal tiniL'  an7UGrel>en.  die.  wie  früher,  das  Recht  be- 
hält, die  Ausfuhr  zu  überwachen,  ohne  jedoch  irgend  welche  Abgaben  dafür 
zu  erheben. 

Art»  14.  Die  Pforte  behält  sich  das  Recht  vor,  die  Einfuhr  vun 
PnWer,  Kanonen,  militärischen  Wallen  nnd  Unnition  nn  Terbirten.  Das 
Verbot  kann  nnr  mit  seiner  amtlicben  Verirttndignng  in  Kraft  treten  nnd 
sich  nur  auf  die  ansdrücklich  im  Dekret  bezeichneten  Gegenstände  erstreckoL 

Diejenigen,  von  den  nben  bezei^biT^ti  n  GefrenstÄndeii.  vvi  1  Ii.  in  der  an- 
gegebeneu Weise  nicht  verboten  sind,  unterließen  bei  ihrer  Einfuhr  in  die 
Türkei  den  örtlichen  Bestimmungen,  mit  Ausnahme  der  Fälle,  wo  die  rusäi^che 
Bolschaft  eine  ansnahmsweise  Erlaubnis  nachsncbt,  welche  Erlaubnis  erteilt 
werdMi  wild,  sofern  wichtige  Hindemngsgrllnde  dem  ninht  entgegenstehen. 
Die  Einfuhr  von  Pulver  wird,  falls  sie  ftberhanpt  erlaubt  wird,  nachstehenden 
Vorschriften  unterliegen. 

1.  Das  Pnlver  d;»rf  fitjr<b  die  russischen  rntertanen  nicht  in  einer 
größt  ren  durch  die  ürthchen  (iei^elze  hestininiten  Menge  verkauft  werden  : 

2.  Beim  Eingang  eines  russischen  iächiffs  mit  Fulverladung  in  einen 
türkischen  Hafen  wird  es  an  cina  hesondtten  Ton  den  Ortsbehttrden  beidclh 
neten  Stelle  in  Anker  gehen  nnd  die  PnlTerladong  unter  AufsiGht  dieser  Be- 
hörden in  den  von  ihnen  bezeichneten  Lagerrftnmcn  löschen,  zu  denen  Privat- 
personen nur  unter  Beobachtung  der  gegebenen  Vorschriften  Zutritt  haben. 

Diesen  Beschränknnf^'on  unterliegen  nicht  Kanonen  und  Kriegsmaterial, 
welche  die  russische  Regierung  im  Transitwege  durch  die  Dardanellen  and 
den  Bosporus  nach  russischen  Häfen  hinschaffen  wird,  ebenso  Jagdgewelu-e, 
Pistolen,  Lnraswaffen  nnd  geringe  Mengen  Ton  JagdpnWer  zum  FriTatgebraneh. 

Art.  16.  Die  für  den  Durchgang  russischer  Schiffe  durch  die  DardaneSen 
und  den  Bosporus  « rrurderlicben  Fermans  werden  mit  aller  möglichen  Be- 
schleunigung erteilt  werden. 

Art.  in.  Schiffer  rus.sisclur  Kauffahrteischiffe,  auf  denen  nach  dtr 
Türkei  bestinunte  \\  aren  sich  befinden,  sind  verpflichtet,  sofort  nach  ihnm 
Eingang  in  den  Bestimmungshafen  beglaubigte  Abschrifteu  ihrer  Deklarationen 
beim  Zollanit  einzureichen. 
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Art.  17.  Als  Kontrebande  eingeführte  Waren  unterliegen  der  Kon- 
fiskation nach  den  Gesetzen  des  Landes,  wohin  die  Kontrebande  eingeführt  ist. 

Die  Untertanen  der  einen  Vertragsmacht  werde«  in  dtm  Gebiete  der 
anderen  keiner  anderen  (tdiet  strengeren  Ahndung  unterliegen,  als  in  gleichem 
F^lte  die  Einheinüschen  oder  die  Untertanen  der  meistbegflnstigten  Nation. 
In  jedem  Falle  liaboi  die  Zollbehörden  bei  der  BeseUagnalune  Ton  Waren, 
die  als  Kontrebande  verdftchtig  sind,  hiervon  die  Konsulatsbehörden  zu  be- 
narhrii'htigen.  nnd  vordem  gesetzlich  und  ordnangänirißig  geftthrten  liachweis 
des  Betruges  ist  die  Anwendung  des  Gesetzes  unstatthaft. 

Art.  18.  Durch  die  Bestimmungen  dieses  Vertrages  soll  nichts  Anderes 
zam  Ausdruck  gebracht  werden,  als  was  in  den  einzelnen  Artikeln  nach  dem 
wOrfliehen  nnd  klarm  Sinn  der  gebranchtm  Aosdrflcko  tatsidilich  gesagt  ist, 
und  in  lcein«r  Weise  die  Beglening  des  Sultans  in  der  Ansttbnng  ilirer  Reebte 
in  der  internen  Verwaltung  behindert  werden,  sofern  nnr  ^ese  Rechte  nicht 
eine  offenbare  Wrletznng  dieser  Vertragsbedingungen  oder  der  durch  diesen 
Vertrug  oder  frühere  \'erträgc  den  rusaisclien  Untertauen  und  deren  Eigen- 
tum  gewährten  Vorrechte  enthalten. 

Axt.  19.  Die  Dauer  deü  Vertrages  ist  auf  14  Jahre  bestimmt;  erfolgt 
«n  Jahr  Yor  seinem  Ablauf  ron  li^er  Seite  die  KtbuUgong,  bleibt  er  weiter« 
Bieben  Jahre  in  Kraft;  die  Geltang  des  Vertrages  etstreelct  sich  aaf  alle 
Länder  des  Sultans :  in  Europa,  Asien,  Egypten,  Nordafrika^  aaf  Serbira,  die 
Moldau  nnd  Walachei. 

Art.  20.  Der  in  Gemäßheit  dieses  Vertrages  revidierte  Tarif  tritt 
gleichzeitig  mit  diesem  Vertrag,  d.  i.  1.  (13.)  M&ns  I8t>2  in  Kraft,  und  st  ine 
Geltungsdauer  von  sieben  zu  sieben  Jahren  verllLngert,  falls  eine  Kündigung 
nicht  spätestens  ein  Jahr  ror  Ablauf  der  Zeit  erfolgt 

Bei  UnterzeichnmijSf  des  Vertrages  ist  noch  folgende  Be- 
stimmung in  denselben  aufgenommen : 

..Jede  Ausnahme,  welche  künftig  zugunäten  des  Ilaadelü  auf  dem  Land- 
wege zwischen  Bosnien  und  Herzegowina  und  den  üsterreichischeu  Grenz- 
endem gemacht  werden  wird,  wird  in  gleicher  Weise  audk  dem  besonderen 
Handel  der  xwiscben  Rufiland  und  der  Tttricef  liegoiden  asiatisdien  Orensländer 
zugestanden  werden.  Die  Anwendung  einer  solchen  Exemtion  wird  gegebenen- 
falls durch  eine  besondere  Übereinkunft  zwischen  der  Hohen  Pforte  nnd  der 
Kaiserlich  russischen  Cbsandtsehaft  in  Konstantinopel  erfolgen." 

f)  In  dem  Vertrage  endlich  vom  27.  Januar  (8.  Februar)  1879 
wird  im  Art.  10  bestimmt: 

.Alle  Traktate,  Konventionen  und  Vereinbarungen,  welche  die  bt  i<li  n 
hoben  Vcrtratr.spartcien  hinsichtlich  des  Handels,  der  Jurisdiktion  nnd  der 
L.ifii-  der  russischen  Cnterlanen  in  der  Türkei  L'e.schlossen  haben,  nnd  deren 
Wirksamkeit  durch  den  Krieg  unterbrochen  wurde,  treten  wieder  in  Kraft 
und  beide  Regierungen  werden  hinsichtlich  aller  Vereinbaningen  nnd  ihrer 
gegenseitigen  Handels-  nnd  anderer  Beaiehnngen  in  dieselbe  Lage  versetst, 
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in  welcher  sie  sich  vor  tU  v  Krit  ^rsriklarung  bofnnden  habt  n.  mit  Aiisnuhiue 
derjenigen  Vereinbarungen,  von  denen  dieser  Vertrag  oder  der  Bi  rlincr  Traktat 
Abweicbangen  bettimmeii.'' 
2.  Persien: 

Nächst  den  YertrSgen  mit  der  Türkei  (aus  den  Jahren  177B 
und  1783)  Ist  der  älteste  noch  Jetzt  geltende  Handelsvertrag 
die  ^Besondere  Akte",  welche  Rufiland  im  Anschluß  des  Friedens- 
vertrages mit  Persien  am  10.  Febmar  1828zaTnrkmentschai 
geschlossen  hat.   Darin  heißt  es: 

.Um  dem  Handel  der  beiderseitigen  UnterUnen  die  Vorteile  su  ge- 
währen, welche  Oegenetand  der  froheren  Verträge  waren,  ist  bestimmt:  fOr 
die  dnrch  russische  Untertanen  nach  Persien  eingeführten  oder  aus  demselben 
rmsircfnlirfi  n  Waren,  ebenso  für  Mv  Produkt**  Persif-ns.  wpIcIh  nach  Rußland 
über  il.is  Kaspi^^rhf»  Meer  »der  üIkt  rüp  Landprenzen  eingeführt  werden,  und 
für  russisclie  Wuren.  welelie  auf  denselben  Wegen  durch  persische  rntertÄnen 
aas  dem  Reiche  ausgeführt  werden,  ist  eine  Abgabe  von  ä  "/u  des  Wertes  wie 
bisher  ein-  fflr  allemal  %u  erbeben,  bei  der  Einfnlir  oder  Ansfohr  dieser  Waren, 
ohne  ne  fernerhin  irgend  dner  Zollabgabe  mehr  m  unterwerfen*.  (Art.  3).^ 


An  die  Stelle  des  in  Artikel  8  crwühnten  Zolles  von  ö'^  o  ist  durch 
das  russisch-perKische  Abkommen  voni  27.  Oktober  UH)1  ein  Tarifsystem  ge- 
treten^  vonH(  h  ilit  Zolle  in  beiden  Staaten  nach  dem  Gewicht  berechnet 
werden.  Der  „Tarif  für  die  Einfuhr  von  Waren  russischen  Trsprungs  nach 
Persien"'  ^^Tarif  A  des  gedachten  Abkommens)  weist  42  Nuuunern.  der  , Tarif 
für  die  Einfahr  von  Waren  persischen  I  rspriings  nach  RnUland*  (Tarif  B) 
2S  Nummern  auf.  Datit  ben  besteht  noch  ein  Turif  ('  für  die  , Ausfuhr  aus 
IVrsien  nach  Rußland  *  mit  11  Positiooeu.  Vom  Tarif  A  enthalten  4  Positionen 
ein  Einfnhrverbot:  fttr  Waffen.  Palver,  Httnxen  aus  Nickel  and  Kupfer  nnd 
Anilinfarben.  Dagegen  ist  Zullfreiheit  stHfur  i  t:  .fih  lebende  Tiere  aller  Art, 
Bau-,  Brenn-  und  Nutzbolz,  iStein-  and  Holzkohle,  alle  Getreidearten.  Mehl, 
OrOtse  nnd  Gerste,  frisebe  Milch,  weichen  KSae,  frisches  nnd  getrocknetes 
(iemihc.  Honig.  Eier,  Fisrhe.  frischos  Fleisch,  Warenmuster,  alle  (iiimtni.uten. 
tierische  Rohstoffe  ^wie  Leim,  Federn  und  dergl.j,  Eisenerz,  Zinn,  Blei  und 
Zink.  Knpfer-  und  Nickeierz,  Gold-,  Kilber*.  Platin-  nnd  andere  Brse.  rohe 
Stoffe,  mineralische  Stoffe  (wie  (iips  und  dt  rirl  l  rohe  Baumwolle.  Abfälle  von 
Wolle  and  Tierhaare,  Hanf,  Fiactui  und  andere  pflanzliche  Spinnstoffe.  Seide 
in  Kokons  nnd  Seidenabfälle,  Hadem,  Lampen.  Kunstgegeastinde,  Ziegel, 
Drucksachen.  Feldfrüchte  und  Futtermehl.  Harz  und  Pecll,  PfÜMlsen  und 
iiianzenstoffe.  soweit  sie  nicht  im  Tarif  aufgeführt  sind. 

Von  den  2H  Nummern  des  Tarifs  B  statuieren  7  Zollfreiheit :  für  Getreide 
aller  Art  (ausgenommen  Reis\  Kartoffeln,  Erbsen  und  Bohnen,  Holz,  Bretter 
USW.,  Heu.  Stroh,  Pflan/ent.  ilf.  Matten  und  Säcke.  Holzkohle,  Fhichs  iiiul  Hanf. 

Bezüglich  aller  in  den  Tarifen  nicht  besondi  rb  aufgeführten  (legvn.stände 
gewähren  sich  beide  Vertragsmächte  gegenseitig  die  Rechte  der  meistbe- 
günstigten Nation.  Andere  Zölle  als  die  tarifniHliijren  wer»!'  n  Tiirht  erhoben. 
Bei  Berechnung  des  Zolls  nach  Gewicht  wird  uls  Einht  itsinaii  angenommen: 
1  Pud  =  40  russ  l'fund  ^  16.38  franz  Kilogr.  ^  "l  ö  taurische  Batmans 
zu  »vio  pt  rsisi  hen  Mitkais,  Ferner  solleu  KM)  persische  Kran  1H  russischen 
Rubeln  oder  4^t  franz.  Franken  in  (iotd  gleichgerechuet  werden.    Bei  einem 
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Auch  dieser  Vertrag  entlmlt,  wie  die  aiuicrpii  mit  den 
asiatisclii'n  Staaten  gesohlosseiu'ii.  in  seinen  weiteren  Artikeln 
Bestimmungen  einseitigen  Charakters,  welclie  aut  den  Schutz 
der  Rechte  und  der  Person  der  russischen  Untertanen  abzielen. 
In  dem  „Friedensverträge"  (ebenfalls  zu  Turkmentschai  am 
10.  Febrnar  1828  geschlossen)  ist  im  Art.  8  der  freie  Verkehr 
der  Kauffahrteischiffe  beider  Vertragsstaaten  auf  dem  Kaspischen 
Meere  und  an  dessen  Küsten  in  der  frülieren  Weise  sowie 
gegenseitige  Hilfeleistung  im  Falle  von  Schiffbruch  vereinbart. 
Im  Art.  14  desselben  Vertrages  ist  den  Untertanen  des  einen 
Yertragsstaates  im  Gebiete  des  anderen  das  Recht  der  Nieder- 
lassung gewährt.  Des  weiteren  ist  freier  Handelsverkehr,  Im- 
mobiliarbesitz und  freies  Yerfügungsrecht  über  das  Vermögen 
unt^r  Lebenden  wie  von  Todeswegen  sowie  die  Rechte  der 
meistbegünstigten  Nation  den  Untertanen  des  einen  Staates  in 
dem  Gebiete  des  anderen  gewährleistet  (Art.  1  und  5  der  „Be- 
sonderen Akte**.)  Ansprüche  aus  Handelsgeschäften  können, 
sofern  sie  streitig  sind  und  nicht  anerkannt  werden,  nur  dann 
auf  gerichtlichem  Wege  geltend  gemacht  werden,  wenn  sie 
durch  schriftliche  Dokumente  bewiesen  werden,  die  beim  russi- 
schen Konsul  und  einem  Hakim  (Civilricliter)  oder,  wo  ein 
nissisclier  Konsul  nicht  da  ist,  bei  einem  Ilakim  zur  Einregi- 
striei  nnf,' gelangt  sind.  Zengenbeweis  dafiegen  ist  au.sgeschlo.'^sen. 
lui  Falle  der  Zalilungsunfalii^keit  eines  russischen  Kaufmanns 
in  Persien  im  i  eines  persisdien  in  Rußland,  soll  lediglich  das 
A'erniit<ieu  des  Zahluiigsunfäliigen  (nicht  auch  dritter  Personen, 
sofern  sie  nicht  Bürgschaft  geleistet  haben)  zur  Befriedigung: 
der  Gläubiger  ilienen.  Die  beidei*seitigen  diplomatischen  Ver- 
tretungen srdh  ii  indessen  auf  Verhnigen  sich  bemühen,  das 
etwa  in  dem  Jtleimatsstaate  des  Zahlungsunfähigen  verbliebene 

Kursrückgänge  den  Kranes  um  über  lU*Vu  kann  der  Zoll  entsprechend  erhöht 
werden,  wie  underersdts  bei  einer  Kurssteigcmng  um  Uber  10*^/0  eine  Zoll* 
enn.HCitrnTiK'  eintritt. 

Die  persische  Kegierung  liiüt  andere  als  die  bestehenden  \Veg(.al»gal>en 
in  der  Regel  nicht  menr  tn  nnd  verpflichtet  sich  an  der  Grenze  alle  Sicher- 
hi  itsinaUnahmen  zu  treffen,  damit  rlin  Warm  in  il<  n  dort  zu  errirlitHnden 
Lagerräumen  12  Monate  nach  der  Ankunft  sicher  und  zoUtrci  lagern  können 
(cf.  J^eutaekes  JBandelsarehiv  pro  190iB  Oktoberheft  8. 1219  ff.,  wo  das  ge- 
dachte Ahkommen  nebst  den  Tarifen  wiedergegeben  ist). 
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Vermögen  zu  ermitteln.  (Art.  2  a.  a.  O.)  Schließlich  sind  die 
russischen  Untertanen  in  Persien  von  der  Jurisdilvtion  dieses 
Staates  eximiert  und  unter  diejenige  der  russischen  Konsulats- 
behörden gestellt.  Die  Wiederauin. liiiue  rines  entüchiedtnen 
Rechtsstreits  darf  nicht  ohne  voi^Ungige  Benachrichtigung  der 
russischen  Vertretnngsbehörde  erfolgen,  und  die  Verhandlung 
und  Entscheidung  nur  vor  dem  höchsten  (Terichtshof  in  Tebris 
oder  Teheran  im  Beisein  des  Drafjomans  der  russischen  Kou- 
sulatsbehörde  stattlinden.  (Art.  7  und  8  a.  a.  0.). 
H.   Chi  na. 

i)ic  Handelsbeziehungen  Rußlands  zu  Ch  i na  werden  durch 
eine  ganze  Reihe  von  Verträgen  bestimmt,  von  denen  die  älteren 
durch  die  späteren  teils  ergänzt,  teils  ab<.reändert  werden.  Es 
sind  dies  die  Verträge:  von  Kul d sc lia  (vom  l^").  .Tu Ii  18511. 
von  Tien-tsin  (vom  1,  Juni  18öm,  von  Peking  (vom  2./14. 
November  18«)0i,von  Petersburg  ^vom  12,/24.  Februar  1881), 
die  Reglements  für  den  Handelsverkehr  auf  dem  Landwege  (vom 
15.  April  1869  und  vom  12./24.  Februar  1881)  und  endlirli 
der  Vertrag  bezüglich  der  Mandschurei  vom  26.  März  1902. 

Alle  diese  Verträge  sichern  den  nissisrhen  Untertanen  in 
China  gewisse  Richte  und  stallen  Normativbestimmangen  für 
den  Handelsverkehr  auf  dem  Landwege  auf,  von  denen  als  die 
wichtigste  der  zollfreie  Handeisbetrieb  an  der  russisch-chinesi- 
schen Grenze  in  einer  Ausdehnung  von  50  Kilometer  zn  beiden 
Seiten  der  (  Irenze  anzusehen  ist. 

Die  Handelsverträge  beziehen  sich  auf  die  nächsten  Grenz- 
bezirke and  sind  nach  und  nach  auf  weitere  Grenzprovinzen 
ausgedehnt  worden.  Im  folgenden  wird  ihr  Inhalt  mitgeteilt^**): 

a)  Handelsvertrag  vom  25.  Juli  1851. 

Art.  8.  ^Die  Kauflente  beider  Staaten  betreiben  den  Tauschhandel 
nntoroinander  und  stcllpn  die  Preise  frei  nach  ihrem  Gutdiinkri)  fest.  Zur 
I  lit  Twjirliang  der  Augelegenheiten  der  russischen  Untertauen  wird  seiteus 
Kuuiunds  ein  Konsul  ernannt,  und  der  Angelegenheiten  der  chinesischen  Eauf- 
mannschaft  ein  Beamter  der  HanptTerwaltimgtbeliörde  za  Bif  von  denen  jeder 
im  Falle  einer  Streitigkeit  nnt&t  den  Untertanen  der  einen  nnd  der  aiideni 
Madit  die  Angelegenhtiten  aeiner  Nation  in  aSkt  Oerechfeiglteit  entedwid^'- 

^*)  Die  wörtlich  übersetzten  Bestimmungen  sind  in  AniührangsseielMn 
(,  ")  geeetst. 
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Art.  3.  «Dietk.!-  iiandelsTcrkehr  wird  tun  der  gegenseitigen  Freondscbaft 
der  beiden  Ifftchte  viUen  erSffnet,  und  dedinlb  «ifd  toh  k^er  ixgend 
eine  Abgabe  etbobeD*. 

Art.  4.  .Die  nifleisdien  Kanflmite  haben  in  ihrer  B^leltnng  einen 
Yorsteber  (Karawan-BaschiK  welcher  auf  der  Reise  der  Karawane  nach  Iii, 
bei  der  Ankniift  an  den  chinesischen  Posten  Boro-Chadschir,  und  auf  der 
Route  nach  TarbaKatai  bei  rtcr  Ankunft  an  den  ersten  chin*  «isrlicn  Posten 
dem  Offizier  des  Fustens  das  AusweispapitT  seines  Ktaati  s  vorletzt ;  dieser 
Offizier  imt  nach  Vermerkting  der  Anzahl  der  Personen,  des  Viehes  und  der 
Wamikotli,  die  Kwawaoe  sn  entlaaim  und  ile  tod  eiiiem  Ottsitf  nitd  von 
Soldaten  tco  Posten  m  Posten  geleiten  so  lassen.  Anf  dem  ist  es 
den  Soldaten  wie  den  Kanflentcm  nnteraagt,  einander  an  bedclngen  oder  za 
beleidig^''. 

Art.  5.  ,Zur  Erleichterung  des  Offizitrs  und  der  Mannsrhaft  der  Eskorte 
hiiul  die  nissischen  Kaufleute  in  Gemäßheit  ditsis  Vertrages  gehalten,  den 
Weg  liin  und  zurück  über  die  PnstenroHt^  zn  nelinien"'. 

Art.  6.  jWenn,  wahrend  russische  Karawanen  ihren  Weg  außerhalb 
der  chinesischen  Postenünie  nehmen,  dnxch  Bänberbanden  der  ftnßeren  (kirgi- 
sischen) Gehöfte  Flttndem&g»  «in  Überfall  oder  ein  anderes  Yerbrechen  be> 
gangen  wird,  so  wird  die  cMnesisdie  B^^iemng  in  eine  Untersacbnng  der 
Sache  nicht  eintreten ;  Tielmehr  müssen  die  russischen  Kanflente  nach  Ankunft 
der  Karawane  auf  chinesischem  Gebiet  nnd  ib*  iiso  während  des  Aufenthalts 
in  den  Handelsliilusern.  wo  die  Waren  niedertitle^zt  werden,  selbst  ihr  Ver- 
mögen hüten  und  bewachen,  mit  noch  größerer  Vorsicht  haben  sie  üir  auf 
dem  Felde  weidendes  Vieh  zn  ttberwachen.  Falls  wider  Erwarten  ein  Verlost 
vorkonunt^  so  wird  er  ohne  Venng  dem  ehinesiscb^  Beamten  gernddet«  der 
snsammen  mit  dem  mssisdieD  Konsul  die  Spnren  des  Verlustes  mit  atter 
Genanigkeit  verfolgt.  Wenn  diese  Spuren  in  den  D9rfem  chinesischer  Unter- 
tanen entdeckt  werd'  n.  ^mi\  der  Dieb  gefangen  wird,  ist  er  mit  aller 
Strenj^e  und  ohne  Verzug  zu  richten  :  wenn  «restohlene  Sac  hen  gefunden  werden, 
80  werden  sie  demjenigen,  dem  sie  gohüren.  znrückLreireht  n'*. 

Art.  7.  gL'uerhebliche  Sachen,  Streitigkeiten  und  Zwistigkeiten  zwischen 
dm  Datertanai  beldar  Purteien  werden  mit  gehöriger  Anbnerksantkeit  dnrdi 
den  rassischen  Konsal  nnd  den  gedaditen  chinesiscbMi  Beamten  entschieden. 
Wenn  jedoch  wider  Erwarten  eine  lolmiaelle  oder  eine  andm  widitige  Sache 
vorkommen  sollte,  so  ist  in  diesem  Falle  in  QenUUNieit  der  gegenwärtig  an 
der  Grenze  von  Kjachta  geltenden  Bestimmungen  zu  verfahren". 

Art.  8.  ,Die  russischen  Kaufleute  kommen  mit  ihren  Waren  alljährlich 
vom  25.  März  bis  zum  10.  Dezember  (unserer  Zeitrechnung,  und  nach  chine- 
sischer vom  Tsing-Ming-Tage  bis  zum  Tage  Tung-Tschi),  worauf  die  Ankunft 
▼on  Karawanen  anfhört.  Wenn  jedoch  die  eingebrachten  Waren  wShrend 
dieser  Zeit  (8^/s  Monate)  nicht  verlnHift  sind,  so  k«nnen  die  Kanflente  nach 
ihrem  Belieben  aach  Unger  nun  Verkaufe  ihrer  Waren  in  China  bleiben, 
noch  dessen  Bemdigung  sidi  der  Konsal  am  ihre  Rflcksendnng  bonflht.  Es 
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wuti  iiKiijt:!  bemerkt,  daß  die  russischen  Kaufleute  weder  auf  der  Uin-  noch 
aaf  der  RUcki-eise  von  Offizieren  und  Soldaten  der  Posten  begleitet  werden, 
wenn  sie  nicht  mindestens  20  Kamele  mit  Waren  mitfuhren.  Im  ÜbriiEcii 
ist  weder  dem  msaisohen  Kanbnann  noch  dem  Konsul  die  Absendnng  eines 

expressen  Boten  tititorsa^t.  wenn  dies  in  irgend  einer  Sache  nötivr  ist:  um 
jedoch  den  Dienst  lii  r  Eskorte-Offiziere  nnd  dt  r  Soldaten  nirht  si  hr  zu  er- 
schweren, wird  eirn  :>i'lchL'  Expri  ü.iciuliiiii:  ühi  t  die  Grcuzeu  der  Posten  hinaus 
auf  nicht  mehr  al»  zweimal  monatlich  beätimuit'. 

Art.  9.  „Die  russischen  and  chinesischen  Kaufleutc  können  in  Handels- 
angelegenheiten sich  gegenseitig  frei  besuchen;  die  ersteren  jedoch,  in  den 
Faktoreien  unter  der  Aufsicht  des  russischen  Konsuls  stellend,  können  in  die 
Vorstädte  und  Straüen  nur  mit  einer  Legitimation  ihres  Konsuls  vergehen, 
kommen,  ohne  weli  In-  ihnen  dn-^  Anssrrhen  iintersafft  ist.  Derjenige  aber, 
der  ohne  eine  Legitimation  ausgebt,  wird  dem  Konsai  zur  ordnaugiiuäliigeD 
Bestrafung  zugeführt \ 

Art.  11.  ,Dic  nach  China  zu  Handelszwecken  kommenden  Kauiltriite 
werden  ohne  Zweifel  Reit-  und  Lasttinte  mit  sich  fahren ;  für  diese  werden 
daher  Pl&tze  angewiesen:  in  d«r  N&he  der  8tadt  Iii  —  an  dem  Flusse  Iii, 
und  in  der  Nahe  von  Tarbaizutai  —  solche  Flfttie,  wo  Wasser  und  Gras  xu 
finden  ist;  die  russischen  Kaiifit  iifr  Uberlassen  ihr  Vieh  auf  den  Weideplätzen 
df  r  Anf'sirbt  ihrer  Leute  und  diirfcn  keineswegs  zulassen,  dal'  es  die  W«  iden 
und  (irabsiiatieü  zer. stampfe;  die  hiergegen  verstoßen,  werden  dem  russischen 
Konsul  zur  ordnungsmäßigen  Ahndung  flbergebeu''. 

Art.  12.  .Die  Kanfleute  heider  Staaten  dürfen  beim  Austausch  ifar^r 
Waren  einander  keinen  Kredit  gew&hren.  Wenn  jemand  dem  entgegen  seine 
Waren  auf  Kredit  hingibt,  so  mischen  sieh  die  Beamten  (der  russische  und 
der  chinesische)  in  diese  .Sache  nicht  ein  und  nehmen  keinerlei  Klagen,  wenn 
solche  vtukommen.  entgegen". 

Art  IM  -Du  die  russiHchf  ti  ii;i<  h  (  liitui  zu  I l  uidelszwecken  kommenden 
Kaufleute  uni)edingl  Plätze  zu  Faktoreien  haben  müssen,  so  Uberweist  die 
chinesische  Regierung  in  dra  beiden  Handelsstftdten  lU  und  Tarhagatai  in 
der  Nllhe  der  Haodelshöfe  (Basare)  Plfttse,  auf  denen  die  russischen  Untere 
tanen  für  ihre  Rechnung  H&user  sn  Wohnungen  und  Lagerräumen  für  Waren 
errichten  können'". 

Art  14  .Die  chinesische  Regierung  mischt  sich  keinenfalls  danin. 
Wenn  die,  rusüLiifiien  Tntertanen  in  ihren  Faktoit  idi  ( iottesdienst  nach  den 
Gebräuchen  ihres  (ilaubcns  verrichten.  KUr  den  Kall,  dab  einer  von  den 
nach  China  koamieaden  Russen  in  Hi  oder  Tarbagatai  stirbt  so  hat  die 
chinesische  Regierung  in  den  gedachten  beiden  St&dten  unbebaute  Plfttze  im 
Grabstätten  zu  überweisen". 

Art.  lö.  .Wenn  russische  Kaufleute  Hammel  in  Iii  ndt  i  i'arbagatai 
zum  T.aiHchh«ndel  her;iTitrei1«»n.  wird  die  OrtslK'hörde  für  liit-  Staatskass«' 
von  je  zehn  Hammeln  zwei  eintauschen,  indem  sie  für  jeden  eingetauschten 
Hammel  je  ein  Stück  uda-bu"  des  gesetzlichen  Maßes;  Leinwand  hergibt; 


Digitized  by  Google 


^Btem  und  Inlialt  der  HandelsTertrige  de«  niwisdien  Reiclies.  273 


(las  Ühritre  Vieh  und  alle  anderfn  Waren  werden  von  den  Kanflenten  beider 
Staaten  nach  freiwill i$f fr  Vmiiibarung  des  Preises  tc'ta lischt,  und  die  chine- 
siöche  Regierung  wird  sich  in  keiner  Weise  darein  mischen''. 

b)  Art.  II  des  Vertrages  vom  16.  Mai  1858  lautet: 

ylm  Intereaae  def  Frenndsdiaft  der  DutertaaeD  bdder  Staaten  iat  den 
•n  den  FUhnen  UsBOri,  Amnr,  Sanngari  wobnenden  üntertaDoi  dmdben  der 
gegenseitige  HandelsTerkchr  gestattet,  und  die  Behörde  mflBsen  dot  HandelB« 
liuten  beider  Staaten  an!  beiden  Ufern  gegenaeitig  ibren  Schate  angedeflien 
lassen." 

c)  Vertrag  vom  Juni  ls.»,s. 

Art.  1.  .Durch  den  gegenwärliKtii  Vtitrag  wird  der  seit  lautrer  Zelt 
herrschende  Friede  und  die  Freundschaft  zwischen  isr.  Majestät  dem  Kaiser 
von  Rußland .  and  Sr.  JU^esULt  dem  Bogdochan  von  Ta-Tsing  und  deren 
Untertanen  bestätigt  Die  persönliche  Sicherheit  and  die  Unantaatbarkeit 

des  Eigentums  der  in  China  lebenden  Rassen  und  d»  r  in  Rußland  lu  findlichen 
Chinesen  wird  stets  unter  8cbats  and  Protektion  der  Regierungen  beider 

Staaten  stehen.'' 

Art.  3.  ,Der  Handel  Kurlands  mit  China  kann  von  nun  an  nicht  nur  auf 
dem  Landwege  in  den  früheren  Grenzorten,  eondon  aneh  auf  dem  Seewege  be- 
trieben werden.  Rassische  Kanffabrteischifie  können  xa  Itodetsswecken  in 

folgende  Häfen  kommen:  Shanghai,  Ningpo,  Foo-tschow-Ioo,  Amoy,  Canton, 
Tai«wan-foü  auf  der  Insel  Porraosa,  Kiungtschow  auf  der  Insel  Hai^nan  nnd 
in  andere  für  den  ausländischen  Handel  offene  Orte/' 

Art.  4.  -Der  Handel  anf  dem  Landwege  \vird  kiltiftighin  hinsieht  Iii  Ii 
der  Anzahl  der  Perbuuen.  welche  daran  teilnehuien,  der  Menge  der  eingeführten 
Waren,  oder  der  Höhe  des  aufzuwendenden  Kapitals  ki^nr  Beecürftnlcang 
mehr  unterworfen  sein. 

Im  Seehandel sverkebr  und  in  allen  Einzelheiten  seiner  Ausübung,  wie 
z.B.:  in  der  Deklarierung  der  eingeführten  Waren,  der  Entrichtung  des 
Ankerzolls,  der  Zölle  nach  dem  geltenden  Tarif  usw  werden  sich  die  rnssischen 
Kauffahrteischiffe  den  allgeiiieinen  Bestimmungen  über  den  ausländischen  Handel 
In  den  Häfen  China  s  anpassen. 

Wegen  Handels  mit  Kontrehande  unterliegen  Russen  der  Konfiskation 
der  eingebrachten  Waren". 

Art.  6  -  Wenn  ein  russisches  Kriegs-  oder  Kauffahrteischiff  an  den  KSsten 
von  Chi nn  s  liifTl  ruch  leidet,  so  sind  die  Ortsbehörden  verpfliclitet.  wegen  der 
Rettnn;,'  lier  ."^rinfTliHlfhiffen.  ihres  Vermögens,  der  Waren  und  des  Fahrzeugs 
selbät  unverzüglich  die  erforderlichen  Maßnahmen  zu  treffen.  Sie  müssen 
auch  alle  Maßnahmen  dafOr  treffen,  dafi  die  geretteten  Personen,  ihr  Ver- 
mögen nnd  die  Waren  In  den  nidiftea  offenen  Halen,  wo  ein  russiscber 
Konsul  oder  der  Agent  einer  Rußland  befreundeten  Nation  sieh  befindet^  od«: 
endlirh.  wenn  dies  lekbter  ausführbar  ist.  an  die  Grenze  geschallt  werden. 
Die  für  die  Rettung  von  Personen  und  Waren  anftr»  w^-ndeten  Kosten  werden 
demnächst  auf  Anordnung  der  russischen  Regierung  berichtigt  werden. 

Zdtaotuift  t  Intem.  i^vat-  a.  Öff«nU.  Hecht.  XIV.  19 
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Wenn  rassische  KaaJfahrtei-  oder  Kriegstehifie  w&hmid  ihrer  Fahrt  an 
den  chineuflchen  Küsten  eine  Reparatur  von  Schiden.  die  Versorgong  mit 
Wasser  odw  Irischem  Proviant  nüti^  haben,  so  können  sie  zn  diesem  Zwecke 
auch  die  für  «Un  Handel  nicht  offenen  Häfen  China's  anlaafen  und  alles 
N  risre  zu  frciwilliir  1><Mlnngenen  Preisen  em'erben  and  «war  ohne  jedes 
üindomis  stiuus  der  Ortsl»  hördp-. 

Art.  7.  „Keine  Vtrlmndlung  ciucr  Sache  zwh^chcu  iu:>aiMh<'ii  und 
chinesischen  Untertanen  in  den  fttr  den  Handel  olfenen  Orten  darf  dorch  die 
chinesische  B^rde  anders  als  in  Gemeinschaft  mit  dem  rassischen  Konsal 
oder  mit  der  die  msslsdie  Regieningsmacht  an  diesem  Ort  präsentitrendea 
Person  vor^jenoinmen  werden.  Wenn  Russen  eines  Verbrechens  oder  Ver- 
^»ohons  aniTi^klajrt  sind,  so  werden  sie  nach  den  rnssisrhfn  (Jf^sctzrn  abgeurteilt. 
Ebciisu  wirdeu  chiiitsische  IJnUilüuen  wegen  jeder  \  erschuiciuug  oder  eines 
Anschlags  auf  das  Leben  oder  das  Eigentum  der  Russen  nach  den  Vorscluiftcn 
ilins  Staates  abgeurteilt  nnd  bestraft  werden. 

Rassische  Untertanen,  welche  in  das  Innere  China*s  eingedrangen  sind, 
nnd  dort  ein  Verbrechen  oder  Vergehen  begang<  i  i  !  i  hon.  müssen  In-hufs  ihrer 
Aburteilung  nnd  Bf  strafnnt»  nemäB  den  russisehcu  Uesetzen  an  die  (Irenze 
oder  denjenigen  o^mt  n  Hafen,  in  welchem  sich  ein  russischer  Konsal  befindet, 
aurückgeschafft  werden". 

Art.  11.  „Aas  Peking  und  Kjachta  werden  an  einem  bestimmten  Tage 
eines  jeden  Monats  Kuriere  entsandt  werden,  die  innerhalb  einer  Frist  von 
nidit  ttber  15  Tagen  die  dnrch  sie  expedierten  Scbriftstflcke  und  Briefe  an 
die  betreffenden  bezeichneten  Orte  bringen  müssen. 

A!ilj<'iili'm  wird  alle  drei  Monate  oder  viermal  jährlich  eine  schwere 
Post  mit  l'aketi  M  und  .Sachen  sow«ilil  vm  P.  kinu'  na*  Ii  K  jachta  als  auch 
umgekehrt  abgeschickt  werden,  und  lür  die  Fahiidaut  i  derselben  wird  die 
Frist  von  euiem  Monat  bestimmt 

Alle  Kosten  für  Sendungen  der  leichten  wie  der  schweren  Post  werden 
von  der  rosrischea  und  chinesischen  Regierung  je  zur  Hälfte  getragen  werden'. 

Art.  12.  ^Alle  Rechte  und  Vorrechte,  die  politischen,  handelsrechtliche« 
und  diejenigen  anderer  Art.  welche  künftig  die  von  der  chinesischen  Regierung 
am  meisten  begünstigten  Staaten  etwa  erlangen,  erstrecken  sich  gleichzc  itig 
auch  auf  RuChiml.  ohne  weitere  diesbezügliche  Unterhandlungen  seinerseits*. 

d)  Ergiiiiziinjisvertrag  vom  2.  (14.)  Nuvi-niber  It^iio 

Art.  4.  In  der  Aasdehnung  der  ganzen  durch  den  ersten  Artikel 
dieses  Vertrages  festgesetsten  Grenxlinie  ist  der  nneingesdiribikte  und  EoUfreie 
TaiuchhaDdel  nnter  den  Untertanen  beider  Staaten  erlanbt.  Die  <»rtUchen 
Grenzbeamten  mttssen  diesem  Handel  and  den  Personen,  welche  ihm  obliegen, 
besonderen  Schutz  angedeiben  la.ssen. 

„Hiennit  wird  gleiclizf  itiii  das  in  dem  Art.  2  des  Vertrages  Ton  Aiguo 
besttglich  des  Handels  Resfinuiite  l>ealatigt." 

Art.  d.  Den  russischen  Kuufleuten  ist  uuljer  dem  bestehenden  Uandels- 
vwkdur  in  KJadhta  anch  das  frahere  Recht  eingwftamt,  su  Uandelsswecken 
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▼on  Kjaehta  nach  Peking  zu  reisen.  Au!  dem  Wege  in  Urga  und  Kaigan 
haben  sie  auch  die  Beiechtigang,  Handel  za  treiben,  ohne  einen  Handel  im 
Chcoßen  einsarichten. 

Den  chine8isr}i(>n  Kauflcuten  ist  auch,  wenn  sie  es  wttnschen,  nach 
Kußland  zu  Handebzwt  (  ken  zu  reisen,  erlaubt.'' 

-Die  mssischen  kaufleut«  haben  das  Recht,  jcderziit  luuli  China  zu 
HandcL-izwctkcu  zu  reisen,  nur  dürfen  ihiti  nicht  mehr  als  zweihundert  Per- 
sonen an  demselben  Orte  sein;  hierbei  müssen  sie  Bescheinigungen  ilirer 
Or^izbehfirde  mit  sich  führen,  in  denen  angegeben  ist:  der  Name  des  Kara* 
wanenvorstehers,  die  Anzahl  der  bei  der  Karawane  befindlichen  Personen  und 
der  Ort,  wohin  die  Karawane  sich  begibt.  Unterwegs  ist  es  den  Kaufleuten 
gt'st^ittet.  alles  nach  ihrem  Belieben  zu  kaufen  und  zu  Terkaäfen;  alle  Reise- 
kosten werden  von  den  Kaufleuten  selbst  getragen''. 

Art.  H.  _ Virsiichswoise  w-inl  der  Handelsverkehr  nach  KaschLMr  auf 
dfrs-:II),n  (irundlage  wie  derjenige  nach  Iii  und  Tarbairatai  eiüftuet.  In 
Kasciigur  überweist  die  chinesische  Regierung  Land  in  ausreichender  Menge 
Sur  Errichtung  jw  Faktoreien  nebst  allen  dazu  erforderlichen  Oeb&uden  fttr 
Wohnungen,  Warenlager,  eine  Kirche  und  deigl.  sowie  auch  einen  Fiats  als 
Begräbnisst&tte  und  nach  dem  Vorbilde  ron  Iii  und  Tarbagatai,  einen  Weide- 
platz. Wegen  Überweisung  der  Plätze  zu  den  gedachten  Bedürfnissen  wird 
der  Gouverneur  des  Bezirks  Kaschgar  jetzt  schon  verständigt  werden. 

Die  chinesische  Regierung  ist  für  die  Ausplünderung  der  russischen  in 
Ka-sch^rar  liandeltreibenden  Kaufleute  in  dem  Falle  nif  ht  verantwortlich,  wenn 
(lit  Pliiadtiuag  von  Personen  begangen  werden  wird,  welche  jenseits  der 
chinesischen  Wachtpostenlinie  eingedrungen  sind-. 

Art.  7.  „Die  russischen  Untertanen  in  China  wie  die  chinesischen  in 
RuAland  können  in  den  fOr  doi  Handel  gettlfneten  Orten  dw  HandelsgeschAftoi 
bei  und  ohne  alle  Bedrttclcung  seitens  der  Ortsbehörden  obliege  ebenso  frei 
und  SU  jeder  Zdt  Märkte,  Läden,  die  Hänser  der  einheimlsehen  Kauflente 

besuchen,  aller  Art  Waren  im  Grofien  und  im  Detail  gegen  Bargeld  oder  im 
Tausch<resrhHft  kaufen  und  verkaufen,  bei  g^(enseitigem  Vertrauen  Kredit 

nehmen  und  geben. 

Eine  Zeitdauer  ist  füi  den  Aufenthalt  der  Katiflente  an  den  Orten, 
wo  der  Handelsverkehr  statttindet,  nicht  bestimmt  und  hängt  vielmehi-  von 
ihrem  eigenen  Ermessen  ab". 

Art.  8.  „Die  russischen  Kaufleute  in  China  und  die  chinesischen  in 
Rußland  stehen  unter  dem  besonderen  Schutz  der  hdderseitigen  Regierungen. 
Behufs  Überwadiung  der  Kaufleute  und  Abwendung  etwaiger  HifiTeratftndnisso 
unter  diesen  und  den  Ortsbewohnern  kann  die  russische  Regierung  auf  Orund 
der  ftlr  Iii  und  Tarbagatai  getroffenen  Bestimmungen  ebenso  In  Kaschgar 
nnd  T^rira  ihre  Konsuln  cin.setj:en.  Die  chinesische  Retrierune  kann  in  irleirher 
Weise  nach  ihrem  Belii-Iteii  ilne  Konsuln  in  den  Residenz-  and  anderen 
Städten  des  russischen  Reiches  ernennen". 

19* 


Digitized  by  Google 


276 


,Streitijj;keiten.  Klagen  und  ähnlirho  Mißhelliifk*  jtrn.  welche  unter  den 
K»u{huten  im  Handelsbetrieb  entstehen,  steht  es  den  Kaufleuten  selbst  frei, 
durch  aus  ihrer  Mitte  gewählte  Personen  zu  entscheiden;  die  Konsuln  und 
OrtoliellÖTden  besduftnken  sidi  daranf,  bei  einer  gUtUdiflii  Einigung  mitui» 
wirlten,  flb^dimeii  aber  keine  Venuitwortong  m  Klagesadien*. 

„Die  Ranfleate  beider  Staaten  können  in  ä&k  Orten,  wo  der  Handeta« 
betrieb  gestattet  ist,  schriftliche  Verpflichtungen  gelegentlich  der  Bestellung 
von  Wann,  der  MtcftiTiir  von  Hiinscrn.  iJirlcn  nnd  dcrtrl.  nnt^'r  einander  ein- 
gehen nml  so)(  he  In  i  dem  Konsulat  und  de»  Urtsbehördeü  zur  Beglaubigung 
einreichen,  im  Falle  der  Vereinbarung  einer  Konventionalstrafe  in  einem 
achriftlicben  Vertrag  trelTen  d«r  Konsul  und  die  OrtsbebOrde  MatoahmffWt  um 
eine  genaue  Brfttllnag  der  Obligation  herbeiaafOhron*. 

Art.  10.  «Beim  Übertritt,  Forttreiben  nnd  Portftduen  von  Vieb  aber 
die  Grenze  entsendet  die  Ortsbehörde  nach  der  ersten  diesbezüglichen  Be- 
nachrichtigung und  d' T  .Vii^ralif  der  Spuren  an  die  Wache  des  nächsten  Wacht- 
postens Leute  zum  Aufsuchen  desselben.  Das  aufgefundene  Vioh  wird  nn- 
verziiglich  zurückgewährt,  wegen  der  etwa  fehlenden  Stücke  ist  nach  MaUgube 
der  Qeiette  Ereats  in  bewirken,  bierbei  darf  jedocb  die  Braatmnmme  ntrbt 
nm  das  Vielfache  des  Wertes  erhöht  werden,  (wie  das  irUber  geschah)'. 

Art.  12.  ,Die  anf  Gmnd  des  elften  Artikels  des  Vertrages  von  Tien- 
tfiin  im  staatlichen  Int«esse  von  Kjacbta  nach  Peking  nnd  zurih  k  zn  ent- 
sendenden leichten  und  schweren  Posten  werden  zu  folgenden  Zeiten  abgt  ii 
dip  U'irhf  rn  jeden  Monat  einmal  von  jedem  Ortf :  die  schweren :  von  Kjaehta 
nach  l'eking  —  alle  zwei  Monate  einmal,  und  von  l'eking  nach  Kjaehta  alle 
drei  Monate  einmal. 

Die  leichten  Posten  dürfen  bis  zn  ihmn  Besttmmnngsorte  keineswegs 
mehr  als  swanzig,  und  die  schweren  nidit  mehr  als  vienig  Tage  branchen. 

Mit  der  schweren  Post  dürfen  zu  gleicher  Zeit  nicht  mehr  als  zwanzig 
Kisten  im  Gewichte  von  nicht  mehr  als  einhundertondswaiisig  chineaiaclie 
Pfund  (Ghinl  jede  —  vier  Pud  —  geKchirkt  werden. 

Die  leichten  Posten  müssen  am  selben  Titgt,  an  welchem  sie  übermittelt 
sind,  expediert  werden ;  im  Verzögerungsfalle  wird  streJige  Untersuchung  und 
Bestrafung  erfolgen. 

Der  mit  leichten  nnd  schweren  Posten  entsandte  PostOlon  mofi  bei  der 
Durchfahrt  durch  0rga  an  dem  russischen  Konsulat  anhalten,  die  an  die  dort 
wohiu  T)d<  ii  Pt  rsoncn  adressierten  Brit  fe  nnd  Pakete  ali^'eben  nnd  in  gleicher 
Weise  die  vun  die.sen  abzusendenden  in  Empfang  iielnnen". 

Bei  der  Expedition  der  schweren  Posten  müssen  Frachtbriefe  <Tsin-tan) 
für  die  abxnsendenden  Kisten  gefertigt  werden.  In  den  Frachtbriefen  wird 
genau  angegeben :  die  Zeit  der  AbsMidnug,  die  Zahl  dar  KJatm  nnd  das 
Gesamtgewicht  derselben.  Das  besondere  Qewidit  einer  jeden  Kiste  maß 
anf  der  Umbailung  derselben  angegeben  nnd  in  russischen  Ziffern  aiu- 
gescbrif  ben  sein  nnter  Übertragang  derselben  in  mongolische  oder  chinesische 
Hecbnungsart. 
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^Wenn  russtüche  Kaufleute  tu  für  notig  findeii.  in  ihren  Handelsan^ckgeii- 
]ieit«n  einen  Postverkehr  behufs  Übersendung  von  Briefen  oder  Waren  uin< 
zariehteii,  so  wird  ibimt  dieses  tat  EntLastttog  des  sUatlichen  Postdienstes 
4f lAttbt.  Von  dtf  Eittficbtnng  des  PostTerkehis  mflswn  die  KanUeute  ledij^Uoh 
4lie  Ort8l)oli(">i'de  vorher  benachrichtigen,  um  ihre  (n  ik  hnügung  zu  erhalten". 

e)  Keglemeat  für  den  Handelsverkclii  Rußlands  mit 
China,  zu  Lande,  gegeben  zu  Peking  am  1  ö.  April  1869: 

1.  ,Aii  tl«  r  Grenze  beider  Staaten  erfolgt  auf  einem  Räume  von  1(K) 
chinosispht  r  Li  trei;en  50  russische  Werst)  auf  der  einen  und  der  anderen 
Seitv  der  Handelsverkehr  zollfrei;  hinsichtlich  der  Vorschriften  über  die  Auf- 
sicht bleibt  es  Jeder  Partei  ttlwrlassen.  sich  mit  den  Greuzbestimmungen  in 
Einklang  an  setsen*. 

2.  jfDie  rossiseben  Kannemte  babra  das  Recbt  des  aollfreiett  Handels- 
betriebes in  allen  Orten  der  China  untei7;ebenen  Mongolei,  in  denen  chinesische 
Beh'irden  sich  befinden,  und  in  allen  Aiinakam's.  welche  unmittelbar  difson 
Behörden  unttrstoUr  sind.  In  gleicher  Weise  wird  sie  die  chinesische  He- 
giemng  nicht  daran  lündern,  wenn  sie  zu  UandelBZwecken  auch  nach  denjenigen 
Orten  der  Mongolei  rdsen  wollen,  wo  cbinesiscbe  VerwaltungabebSrden  nicht 
besteben. 

Hierbd  müssen  jedoch  die  Kanflente  tod  ihrer  (irensbebStde Legitimations- 
scheine in  russischer,  chinesischer  und  mongolischer  Sprache  mit  sich  führen, 
in  (Ionen  der  Name  des  Kaufmanns,  die  Art  und  die  Meiiu'«'  di  r  Waren,  die 
Anzahl  dt?r  Kolli,  der  Kamele.  Ochsen,  Pferde  ans?egeben  ist.  IJei  ihrer 
Ankunft  an  deju  ersten  chineöiächen  Grenzwachtposten  müssen  sie  den  Legiti- 
mationsschein  dem  Beamten  des  Postens  vonetgen.  weldier  ihn  nach  Dareh* 
siebt  dnrch  Si^l  oder  Cnterscbrift  betätigt. 

Wenn  der  Kaufmann  sich  ohne  den  Legitimatinnsäehein  auf  den  Weg 
begibt,  so  wird  seine  Ware  konfisziert,  und  mit  ihm  wird  gemüü  Art  10 
des  Vertrajjes  von  Peking  wie  mit  einem  Überläufer  verfahren,  er  wird 
Arretiert  und  nach  Rußland  geschickt.  Der  russische  Konsul  hat  streng 
darüber  zu  wachen,  daß  die  Kaofleute  nicht  ohne  Legitimationsschein  zu 
.Handelsaweeken  reisen*. 

3.  sRossMe  Kanflente,  weklie  mit  Waren  imcb  Tlen-tsin  rdsen,  mflssen 
mit  einem  Legitimationsschein  ihrer  Grenzbehörde  versehen  sein,  der  durch 
das  .Siegel  des  TH;Ai-L'<"i-tschei  in  Kjachtu  l)eglaubigt  ist.  Der  Schein  wird 
in  russischer  und  chinesischer  Sprache  ausgestellt  und  enthfilt  die  Angaben 
des  Kaufmanns  oder  der  die  Waren  begleitenden  Personen.  Menge  und  Art 
der  Waren  und  der  Kollianiahl. 

Diese  Karawanen  mflssen  nach  Tien-tsin  ihren  Weg  Uber  Kaigan, 
Dun-ba  nnd  Tnn-tschou  nehmen.  In  den  auf  diesem  Wege  Torhandenen 
Zollämtern  steht  es  den  chinesischen  Behörden  frei,  in  ganz  kurzer  Zeit  die 
Zahf  der  Kolli  zu  revidieren  und  zw  besirlitigen  durch  Entnahme  von  Stich- 
proben; hierauf  wird  nach  Prüfmii^  des  [jei:irimf»tioiiss(  ht-ins  ilie.seni  das  zoll- 
amtliche Siegel  beigefügt  und  die  Wate  entlassen.    Wenn  die  Zollbehörde 
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bifi  der  Revision  ein  Warenpack  beschädigt,  so  muß  sie  es  wiederhersieilen, 
und  in  dem  LegitimAtionBScbein  wird  bdrab  Prttfang  bei  tarnt  veMwen 
Besichtigung  die  Zahl  der  durch  das  Zollamt  beadiidigten  Kolli  venneritt. 
Die  Besichtlgong  darf  nicht  l&nger  ak  2  Standen  danem. 

Die  Zdtdaa^  dee  LegitimationsMiheina  ist  eine  sechsmonatige,  mi 

während  derselben  mnU  er  dem  Zollamt  in  Tien^tsin  vorgelegt  werden.  Wma 
ein  Kaufmann  einen  Legitimationsschein  verliert,  so  muß  er  hiervon  nnver- 
aüglic})  die  Behörde,  welche  ihn  erteilt  hat.  unter  Angabe  des  Taj;*^"'  drr  Er- 
teilniitr  mid  der  Nummer  des  ScheiiK  s  Im  imohrichtijjen.  Die  Bt  licnl«  « rteilt 
ohne  Verzug  einen  ueueu  i^chcin  und  vermeriit  aui  demselben,  dai^  dieser 
mm  aweiten  Male  erteilt  ist.  Znr  Yerrnddong  eines  Aufenthalts  unterwegs 
meldet  dies  der  Kauhnann  auch  dem  nftchsten  Zollamt,  welches,  nachdem  es 
von  der  Richtigkeit  der  Meldnng  sich  ttberseagt  hat,  ihm  einen  interimistisfllifii 
Sdiein  gibt,  mit  dem  er  die  Krise  rt  t/t.  Wird  eine  solche  Meldung  tqh 
dem  Verluste  eines  Sdu  itK  s  und  dem  Veiinnfr'  n  eines  neuen  in  Kaigan  ge- 
macht, so  wird  letzterer  nur  gegen  Bürgschaft  eines  russischen  Kaufmanns 
in  Kaltau  erteilt.  Wenn  hierauf  nach  Ankunft  der  Waren  in  Tien-fsm  skb 
ergibt,  dat»  die  Angaben  über  die  Art  der  Waren  und  die  KoUizabl  mit  dem 
neu  erteilten  Schein  nicht  abereinstimmt,  so  wird  gemftfi  Art.  ?  dieser  Vor* 
Schriften  verfahren,  und  die  fieiUeihung  erfolgt  von  der  betreffenden  Handd»> 
firma".  Der  Valoren  gegangene  Schein  wird  für  ungfllUg  erklftrt. 

4.  „Kauflente,  welche  mit  mssischoi  Waren  von  Rjachta  ttber  Kalgan 
reisen,  können  dort  nach  ihrem  Qntdttnken  eine  beliebige  Meng«  von  Waren, 
welche  sie  nach  Tien-tsin  führen,  zum  ^^  rkaufe  zurücklassen.  Innerhalb 
dreier  Tapje  haben  sie  hiervon  dem  dortigen  Direktor  des  Zollamts  Mitfi  ilnriL' 
zu  machen,  welcher  nach  vorgenommener  Besirhtiji'inir  ihnen  zum  \'«ikaiif 
einen  Erlau buisscbcin  erteilt,  worauf  sie  nach  Entrichtung  des  Zolles  für  die 
larickgelassene  Ware  dieselbe  verkanfcn  können.  Konsulate  aber  und  grofie 
Lagerräume  sind  in  Kaigan  nicht  su  errichten'. 

5.  .Von  russischen  Waren,  welche  russische  Kaufleiite  nach  Tien-taiD 
bringen,  wird  ein  Einfohrsoll  erhoben,  der  um  Va  geringer  ist  als  nach  dem 
allgemeinen  Anslandtarit.  Von  den  in  Kaigan  snrackgelassenen  Waren  ds* 
gegen  wird  der  volle  tarifanäßige  Binfahnoll  in  Kaigan  erhöbet.' 

0.  .Wenn  die  von  russisciien  Kanflenten  in  Kaigan  silrQckgelaBaeiie 
Ware  nicht  verkauft  wird,  und  eine  Bescheinigung  über  die  erfolgte  Berich» 
tigung  des  Zolles  vortrelegt  wird,  so  kann  di  r  Kaufmann  die  Ware  zum 
Verkaufe  nach  Tnn-tschou  oder  Tien-tsin  luin^'en.  Hierbei  wird  kein  ander- 
weiter Zoll  erhoben  nnd  das  in  Kalfian  mehr  erhobene  Drittel  wird  znriick- 
vergütet,  was  auch  in  der  ßcscbeinigtuig  vermerkt  wird,  welche  ihm  in  diesem 
Falle  in  Kaigan  erteilt  wird". 

7.  „Wenn  bei  der  Besichtigung  der  Ware,  die  in  lien-tsin  ankommt, 
«ich  ei^bt,  daß  abgesehen  von  der  in  Kaigan  anrflckgelaseenen  Menge  die 
ursprUngUcben  Waren  herausgenommen  nnd  dnreh  andere  enietit  worden 
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sind,  oder  dat  die  Menge  derselben  mit  der  in  Kaigan  surttckgelaasenen 
Menge  nicht  ttberdnstimmt,  ao  wird  die  gesamte  dem  schuldigen  Kaufmann 
gehörige  Ware  konfisziert.  Jedoch  unterliegen  diejenigen  Kisten  und  Kolli 
der  Konfiskation  mrhf.  welrhc  :inf  dor  Reise  tatsärhlirh  zerlirochcn  wurden 
und  eine  nene  Verpackung  erforderten,  sofern  nur  ikkIi  di  r  rmparkun;:  di  r 
Kaufmann  bei  d«*m  nächsten  Zollamt  unterwegs  hiervon  Meldung  macht,  und 
das  Zollamt,  nachdem  es  sich  von  der  ursprünglichen  Form  der  Ware  ttber- 
zengt  liatte,  dies  in  der  Besclieinigang  vermerlct 

Der  Konfiskation  unterliegt  aach  die  Ware  des  schnldigen  Kanfmanns 
in  dem  Falle,  wenn  diese  einen  anderen  Weg  genommen  hat,  als  im  Art.  3 
angegeben  ist  und  hierbei  verkanft  word^  ist  Wenn  die  Ware  jedoch  nnr 
einen  anderen  Weg  genommen  hat,  aber  nicht  verkauft  worden  ist,  so  wird 
nnr  eine  Strafe  durch  Erfordern  des  Mehrzolles  erhoben. 

Bei  der  Konfiskation  der  Ware  kann  der  Kaufnmnn  sie  durch  Ent- 
richtunir  d<  s  Proisps  einlösen;  hierbei  wird  die  Ware  in  ibror  ursprünglichen 
(iestalt  im  Einvernehmen  mit  den  chinesischen  Behörden  vollständig  an- 
parteiisch  abKescbätzt". 

H.  ^W'cnn  die  von  einem  K;iiihiiann  nach  Tien-lsiu  gt-braclite  russische 
Ware  von  da  nach  einem  andern  für  den  ausländischen  Handel  offenen 
Hafen  auf  dem  Seewege  wieder  ausgeführt  wird,  so  wird  für  dieselbe 
in  Tien-tsin  das  mm  Tollen  Einfabrzoll  in  GemäSheit  des  allgemeinen  ans- 
ländiacben  Tarifs  fehlende  Drittel  erhoben:  in  dem  anderen  Hafen  unterliegt 
dann  diese  Ware  keinem  anderen  Zidl.  Wenn  dagegen  der  Kaufmann  die 
Ware  ans  Tien-tsin  oder  dem  anderen  Hafen  nach  dem  innern  China  bringt, 
PO  entrichtet  er  gemäß  dem  alliremeinen  ausländischen  Tarif  noch  die  Hälfte 
des  Transsilzulk-s,  d  h.  den  Iialben  Einfuhrzoll". 

!).  -In  allen  für  den  aiisländisrhen  Handel  offenen  nördlichen  und  süd- 
lichen Hufen  unterliegen  russische  Kaufleute  bei  der  Ausfuhr  oder  Einiuhr 
sowohl  diinesisGher  wie  «uländiscber  Waren  anf  dem  Seewege  den  all> 
gemeinen  fttr  den  ausländischen  Seehandel  geltenden  Bestimmungen*. 

10.  «Rnssisdie  Kauflente,  welche  chii^sehe  Waren  in  anderen  offenen 
Ittfen  Icaafen  nnd  sie  aber  Tien^tain  in  Rofiland  dnlfthren,  ohne  sie  dort 
snm  Verkaufe  anrttclpralassen,  mtrichtoi  in  Ti^-tsin  kdnerlei  andere  Ab- 
gaben, sofern  die  Waren  schon  in  dem  ersten  Hafoi  vosoUt  sind,  nnd 

darüber  eine  schriftliche  Bescheinigung  Torhanden  ist. 

Behufs  Überführung  dieser  Waren  narli  Rtiüland  erteilt  der  ru5?8ische 
Konsul  in  Tien-tsin  eine  Be.Hcheini^fiing  in  den  Sprachen  beider  Staaten,  welche 
durch  Beifügung  des  Siegels  des  Zollamts  Tient-tsin  beglaubigt  wird,  und  in 
welcher  der  Name  des  Kaufmanns,  Menge  und  Art  der  Waren  und  Kollizahl 
angegeben  sind.  Die  Ware  wird  dann  naeh  Kjacbta  gebracht,  ohne  ander- 
weiten Abgaben  m  unterliegen,  muß  aber  den  im  Art.  3  beaeicfaneten  Weg 
nehmen  and  darf  unterwegs  nicht  Terkauft  werden,  andemialls  gemftfl  Art.  7 
dieser  Vorschriften  verfahren  wird. 
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Die  Revision  bei  der  Dnrciiialirfc  dorch  Tnn-tsehou.  DnB-ba  und  Kalgaa 
erfolgt  gemäß  Art.  H. 

Innerhalb  (5  Monate  nach  Absendang  der  Ware  muß  der  KuufiiKiim  di  n 
ihm  erteilten  Legitimationsschein  in  Kjachta  zur  Vernirlininix  ausliaiiiii;^.  n. 
Eine  etwaige  Verzögerung  hat  er  innerhalb  einer  weiteren  Frist  dem  Konsul 
Qiid  den  OrtebeliSrden  m  melden,  aadernfftlls  er  einer  Beirtarafnng  nnterli^. 

Falls  der  L^timationsschein  verloren  gellt,  ist  gon&B  Art  B  za  verfabrra". 

11.  „Wenn  ein  russischer  Kaufmann  in  Tien-tsin  oder  Tnn-tschon  aus 
dem  innern  China  gebracht«  chinesische  Ware  kauft  und  an!  dem  im  Art. 
bezeichneten  Lamlwefro  nach  Rußland  ausfuhrt,  so  wird  von  dcniselbfn  iremäü 
dem  allti*  iiiciueu  Auslamistarif  der  Vdllc  .\iisfiiliiv-oll  erhüben.  Hierübt.-r  wird 
ihm  eine  Bescheinigung  erteilt,  und  lür  die  Wure  wird  eine  anderweite  Ab- 
gabe nidit  mebr  eÄoben,  sie  darf  jedoch  unterwegs  nidit  verkauft  werden." 

12.  .Wenn  ein  ntssiseber  Kaufmann  in  Tien-tsin  cbinesische  Ware  zur 
Ausfuhr  nach  Rußland  auf  dem  r.aiidwege  kauft,  welche  aus  einem  andfren 
Hafen  gebracht  und  für  welche  in  dem  ersten  Hafen  alle  Abs^  ilxn  entrichtet 
sind,  so  werden,  falls  die  Ware  innerhalb  eines  Jahres  nach  RiiBland  ans- 
geführt  und  hierbei  alle  anderen  Formalitäten  beobachtet  werden,  von  ihm 
keinerlei  weitere  Abgaben  erhoben  und  über  die  in  Tien-tsin  entrichtete  L'fer- 
abgäbe  wird  ein  Zolltwn  ausgestellt,  welcher  l)ei  der  Zollentriehtung  lieim 
nlchstra  Mal  in  l&iblong  genommm  wird.  Unterwegs  darf  die  Ware  nicht 
verkauft  werden.  Die  Aushändigung  usw.  erfolgt  gem&ß  Art.  10'. 
Anmerkung' 

.Wenn  mit  der  Zeit  die  BeBtimmung  Uber  Erhebung  der  Uferabgabe 
in  Tien-tsin  nadi  Übweinlranft  mit  den  anderen  answ&rt^^  Regierungen 
aufgehoben  werden  wird,  so  wird  auch  die  russische  Regi^ng  dieselbe 

aufheben*'. 

13.  .Russische  Kaulleute,  welche  chinesische  Ware  in  Tun-tschon  zur 
Ausfuhr  nach  Rußland  kaufen,  haben  dies  beim  Zollamt  in  Dun-  ba  zu  melden, 
weiches  nach  Erhebung  des  voUmi  Zioltes  eine  Besdheinigung  unter  Angabe 
des  Namens  des  Kaufmanns,  der  Menge  und  der  Art  der  Waren  und  der 
Kollixahl  erteÜt.   Unterwegs  darf  die  Ware  gleichfalls  nicht  verkauft  weinlen*. 

14.  ,Wenn  ein  mssi.scher  Kaufmann  in  Kaigan  chinesische  Ware  zur 
Ausfuhr  nach  Rußland  kauft,  su  wird  von  ihm  gemäß  dem  Auslandstarif  nur 
der  Transitzuli,  d.  h.  die  Hälfte  des  vollen  Ausfuhrzolles  erhoben.  Der  Zoll 
wird  in  Kaigan  entrichtet,  wo  das  Zollamt  eine  Bescheinigung  darüber  erteilt, 
und  werden  anderweite  Abgaben  nicht  erhoben,  unterwegs  darf  jedoch  nichts 
verlcanft  werden".- 

1').  .Ein  russischer  Kaufmann,  welcher  in  Tien-tsin  oder  in  einem  anderen 
Hafen  fiekaufte  auslilndische  Ware  ankauft  und  nach  Rußland  auf  dem  Land- 
wege ausführt,  hat  keinen  Zoll  zu  entrichten,  sofern  eine  Heseheini^nini:  darüber 
vorliegt,  daü  der  Kautmaun  des  anderen  Staates  den  Einfuhr-  und  den  Transit- 
soll fflr  diese  Waaren  entrichtet  hat;  hat  letsterer  nur  den  Sinfithizoll  ent^ 
ziehtet,  so  mnfi  der  russisdte  Kaufmann  genUUI  den  allgemeinai  Bestimmungen 
für  alle  Auslttnder  bei  dem  xustitndigen  Zollamt  noch  den  TtmnsltsoU  entrichten*. 
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IB.  .Bri  den  Waren,  welche  rnssischc  Kanflente  von  Tieii-t<äiii.  Ttin- 
tscliuu  um!  Kalgan  nach  HuÜland  führen.  luulj  auch  die  ßeswiheinigung  über 
die  Waren  behufs  Prüfung  bei  der  Iltvision  sich  befinden.  Uinsichtlich  der 
FMst  xnr  ROckgabe  der  Besdieinigang,  ihres  Verlostes  usw.  gelten  die  Be- 
stimmungen des  Art.  lO*'. 

17.  «Die  Gegenst&nde  anlMigend,  welche  im  Art.  2  der  dem  Auslandstarif 
bei >ief (igten  Vorschriften  benannt  sind  (d.  h.  die  Bagage  and  andere  zullfreie 
Gegenstände  .  so  eistreckt  sich  diese  Bcstinimnng  auch  anf  den  Transit  von 
Waren  rnnsischer  Kuufleute  -mf  ilem  Landwege'^. 

18.  .K.untrel)aiuie  und  .uivkre  verbotene  Waren,  die  iii  den  Art.  H  und 
5  der  dem  allgemeinen  AusUndstarif  beigefügten  Yurschriftcn  benannt  sind 
werden  f  ttr  die  Staatskasse  konüsziert 

Wenn  abrigens  Kanflente  Gewehre  an  ihrem  eigenen  Schatse  mitfflhren 
wolten.  so  müssen  sie  dies  ihrer  BdiOrde  melden,  welclie  es  in  dem  Legiti* 
mationsscbein  vemierkt.  Jede  Person  einer  Kuawane  kann  je  ein  Gewehr 
mitführen  * . 

V.l  .Au.sliindisciie  und  chinesische  S\  aren.  welche  in  dem  Anslandstarif 
nicht  genannt  sind,  werden  mit  dem  Zoll  nach  dem  russischen  Eigänzungs- 
tarit  belegt  Für  Waren,  die  weder  in  dem  einen  noch  in  dem  anderen  Tarif 
benannt  sind,  wird  nach  allgemmner  Vorschrift  ein  Zoll  in  HOhe  von  d^/o 
des  Wertes  erhoben. 

!)  Veitrag  vom  12.  (24.)  Februar  1881: 
Art  4.  Rossisdie  Unttttanen,  wdclie  Gnind  nnd  Boden  im  Gebiete  Ton 
Iii  besitzen,  behalten  ihrai  Gnindbedts  anch  nach  ResÜtution  der  chinesischen 

Herrschaft.  Diese  Vorschrift  erstreckt  sich  nicht  anf  solche  Personen,  welche 
bei  Restitaiemng  der  chinesischen  Herrschaft  msslsche  Untertanen  erst 
werden. 

Russische  Untertanen,  deren  (nundbesitz  außerhalb  des  Bereiches  der 
rassischen  Faktoreien  sich  befindet,  haben  hierfür  dieselben  Lasten  an  tragen, 
wie  die  chinesischen  Untertanen. 

Art  U.  ,  Alle  Angelegenheiten  der  Untertanen  beider  Staaten  liinsichtlich 

der  Handels-  und  sonstiger  Geschäfte  werden  von  den  russischen  Konsuln  nnd 
den  chinesischen  Behörden  (gemeinschaftlich  geprüft  werden Dies  hat  jeibx  h 
in  itcn  Fällen  zu  geschehen,  wo  eine  (>;Ut1iche  Einigung  durch  von  den  Parteien 
gewählte  Schiedsrichter  nicht  zustande  kommt. 

Scliriftliche  Obligationen  zwischen  Russen  und  Chinesen  Uber  Wartti- 
bestellnng,  Waxentrami^rte,  Hietnng  von  Htaseni,  LIdeo  nsw.  kSnnen  beim 
Konsalat  nnd  bei  im  höheren  Ortsbehdrden  sor  Beglanblgnng  eingereichi 
werden,  welche  erfolgen  mnfi.  Zar  Sicherang  dtf  SrÜHlang  etwaiger  Tertrag' 
Ucher  Konventionalstrafen  treSmi  die  Konsohn  and  die  chinesischen  Behörden 
die  erforderlichen  Maßnahmen. 

.\rt.  l'J.  -Den  russischen  Untertanen  steht,  wif  früher,  das  Recht  zu. 
in  der  zu  China  gehörigen  Moniyrolci.  sowie  in  den  Orten  und  Aimak  s.  wu 
eine  chinesische  Yerwaltungübchörde  besteht  oder  nicht,  zollfrei  Handel  zu 
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tivibcn".  Oasselbt'  KtcliT  jttolit  ihm  ii  auch  in  den  StiKitcn  und  andern  (>rt<  n 
der  (itbiete  von  Iii,  Turbagatai,  Kaschgar,  Unimtsi  und  der  anderen  (iebiete 
anf  dem  nardlichen  nnd  sOdlielMii  Abhalf  de«  ndan-SbaiD-Gebirges  bis  znr 
(irofien  Maaer  sn.  Diese  Vexigttnstigiiiig  wird  av^diobeii  werden,  wenn 
infolge  der  Entwickelun^  des  Handelsverkehrs  die  Notwendigkeit  der  Auf- 
stellun«;  eines  Zulltarifs  sieh  er^i^eben  wird,  worüber  die  beiderseitigen  Re« 
gieran|;en  sich  ins  Einvrnulimcn  f-cfztii  werden. 

.In  die  erwähnten  chinisisclun  (idiirtr  können  russische  fiitritaiü  ii  aller 
Art  Erzeugnisse,  welcher  ilerkunlt  si»-  aueh  seien,  einführen  und  tlxnsa  auch 
aus  dettBdben  «asfttbren.  Der  Kanf  und  Verkauf  Icann  gegen  Bargeld  oder 
dnrch  Tauscb  geaeheben;  Zahtong  icann  auch  in  Waren  aller  Art  erfolgen*. 

Art.  13.  ,In  den  Ort^  wo  die  nusische  Regierung  Konanlate  za  errichten 
berecht  ijurt  ist.  ebenso  in  Kaiman,  können  russische  Untertanen  eigene  Häuser, 
Lüden.  S|)i  irher  mid  andere  (lobändo  auf  envorbenen  oder  von  den  Ortslirhrirden 
ilineu  übei'wie.senLii  Laiidcri  icn  in  (icniäßheit  dt'r  für  Iii  und  Tarbutjatai  'ji-- 
troffcnen  Bestinnnungen  des  Art.  IH  des  Vertrages  von  Kuldscha  vom  Jahre 
IKol  enicbten\ 

Die  den  mssiBchen  Untertanen  in  Kaigan,  wo  ein  Konsnlat  nicht  errichtet 
wird,  gewShrten  Vorrechte  stellen  eine  Ausnahme  dar  nnd  kennen  auf  andere 

Orte  nicht  ausgedehnt  werden. 

Art.  14.  .Russische  Kaufleute,  welche  Waren  ann  Rußland  auf  dem 
Landw<t:e  narli  i  hina  versenden  wollen,  können  dies  wie  früher  übfr  die 
Städte  Kaigau  und  Tuu-tfichou  iu  den  Hafen  Tien-tsin  tun  und  von  da  die 
Ware  in  andere  HUen  nnd  anf  die  inneren  Märkte  schaffen  und  dort  zam 
Verkanf  bringen. 

Denselben  Weg  werden  die  Kaafleute  bei  der  Anrfiilir  von  Waren  nadi 
liuüland,  welche  in  den  oben  besteichneten  Hitfen,  StXdten  und  inneren  M&rkten 

gekauft  sind,  benutzen *. 

Sie  haben  auch  das  Kccht,  nach  der  Stadt  Tsmi-tscliu,  dem  iiiiLitrsten 
Grenzpunkt  für  die  russischen  Karawanen,  zu  kuuiinen  ood  genietien  dort 
alle  fflr  den  mssitchen  HandelsTerkehr  in  Tien-tain  gewShrten  Rechte. 

Art.  16.  Die  Bestimmung  de«  Zolles  fflr  jede  Teesorte  nach  ihrem  Werte 
erfolgt  nach  Einvernehmen  der  chlneeisehen  R^emng  mit  dem  memschen 
(iesandh  n  in  Peking  spiit^^stens  innerhalb  eines  Jahres  vom  Tage  des  Ann- 
tiiiu>chcs  der  Ratifikation  dieses  Vertrages. 

Art.  17.  Zur  Beseitigung  von  MiBvciständnis.sen  wird  hinsichtlirh  der 
Anwendung  des  Art.  10  des  Vertrajares  von  Pt  kinj:  vom  .Jahre  IHlüi  Utütimmt, 
daß  die  Bestimmung  des  bezeichneten  Artikeiä  über  die  Ahndung  für  gestohlenee 
oder  Aber  die  Orense  getriebenes  Vieh  in  dem  Sinne  zn  Terstehen  ist.  dafi 
bei  Entdeckung  der  an  dem  'Diebstahl  oder  dem  Forttreiben  des  Viehes 
Schuldigen  von  ihnen  der  wirkliche  Wert  des  nicht  nuHckgegebenen  Viehes 
beigetrieben  wird.  Es  versteht  sieh  von  selbst,  daß  im  Falle  der  Zahlniiirs- 
unfähigkeit  des  Schaldigeii  die  Ortsbebürde  nicht  haftbar  gemacht  werden 
kann. 
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g)  Vorschriften  für  den  Hände  Isvprkehr  zu  Lande.  (Er- 
ginzuDg  Zürn  vorstehenden  Vertrag,  ratifiziert  am  4.  August  1881) : 

Art.  1.  Aii  fl'-r  flri  Tizc  hoiilr  r  Sta.iti  n  ist  auf  ein«-m  Raum  von  fiSnfzig 
Werst  hundert  chniciji^ic'lie  Li)  muh  der  cint  ii  und  nach  der  anderen  iiiehtnng 
der  unbeächränktc'  uud  zollfreie  Handelsverkehr  zwischen  russischen  und 
dünerisebeB  Untertanen  gestattet. 

Art  2.  RnsBisdie  Untertanen,  welche  zu  Handelszwecken  nach  der 
Uungulei  oder  nacb  Fx  /irken  sich  begeben,  welche  an  dem  nOrdlichen  nnd 
j^tiillii  lit  ri  Abhang  des  Thian-schan  liegen,  können  die  (ivonr.o  mir  nn  be- 
»timruten  in  dem  beigefütrten  Verzeichnis  a«f«reführt<  n  I'miktt  ii  iil>erschreitcn. 

.Sie  müssen  mit  Legitimationsscheinen  der  russischen  Behörden  in  rnssi- 
•cber  and  chinesischer  Sprache  mit  mongolischer  oder  tatarischer  L  bersctzong 
TciMhen  sein.  In  dem  chinesischen  Text  dieser  Sdidne  IcSnnen  der  Name 
des  Besitsere  der  Waren  oder  des  Vorstehers  der  Karawane»  die  Art  der 
Waren  und  die  Zahl  der  Kolli  und  des  Lastviehes  anch  in  mongolischer  oder 
tatarischer  Sprache  anir' ft  hf-n  sein 

Die  Scheine  sind  heim  Eintritt  in  chinesisches  Gebiet  b»  i  di  r  nächsten 
chinesischen  Grenzwache  zur  diesbezüglichen  Yermerkung  vorzulegen. 

Ohne  Bescheinigung  betroffene  KÜfteiite  Itttmieii  der  lAch^n  msdsehen 
GrensbebQrde  od«r  dem  inständigen  Konsul  snr  strengen  Bestrafung  sugerflhrt 
werden. 

„Der  Verlust  des  Legitimationsscheins  ist  der  Ortsbehörde  und  dem  nächsten 
nissisrhcn  Knnsnl  bohnfs  Erlangung  eines  zeitweiligen  Passierscheins  zu  melden. 
Die  Waren,  welche  nach  der  Mongolei  und  in  die  am  Thian-schan  gelegenen 
Bezirke  gebracht,  dort  aber  nicht  verkauft  wurden  sind,  können  in  die  btüdte 
Tien'tdn  und  Tun-tsdion  xnm  Yerkanfe  daselbst  oder  xnm  wdteren  Trans- 
port nach  Ohina  gebracht  werden*. 

Hinsichtlich  der  Erhebung  der  Abgaben  für  diese  Waren,  der  Erteilung 
Ton  Transportscheinen  für  dieselbeti  und  der  ander«  n  zollamtliclien  Formali- 
täten sind  di»'  narhstehendi^n  \'orsrhriftrn  zu  bofoli/cn. 

Art.  3.  iiusäische  Kaulieute,  welche  aus  Kjachta  nnd  dem  tiebic  t(  von 
Kertsddulc'nnch  Tien-tsin  Waren  bringen,  müssen  ihren  Weg  Uber  Kaigan, 
Don-ba  und  Tun-tschon  nebmfln.  Denselben  Weg  müssen  anch  die  Waren» 
tnasporte  von  der  russischen  QrensO  Über  Kobdo  und  Kni-hua-tschen  naeh 
Tien-tsin  nehmen. 

Für  die  W;in>?itr;Mi.sporte  müssen  rlie  Kauflcutc  von  den  mssi!?rhpn  Be- 
hörden mit  Bescheinigungen,  welche  von  den  zuständiuen  rhinesisrhen  Hfhörden 
l>eglaubigt  werden,  unter  Angabe  in  rassischer  uud  chinesiseher  Sprache  des 
Hamens  des  Besitners  der  WareUf  der  Kolliaahl  und  der  Warenart  versehen  sdn. 

Diese  Bescheinigungen  werden  auf  den  Zollimtstn  vorgdcgt  nnd  naeh 
UTcrzUglicher  Revision  mit  diesbezüglichen  Vermerken  msdien. 

Wenn  bei  der  Zollrevision  die  Emballage  geöffnet  wird,  so  bat  das 
^^liamt  die  Nenherstellnng  der  Emballage  an  besorgen  nnd  dies  in  der  Be- 
scheinigung zu  vermerken. 
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Die  Zollrevi$?t«M  dait  nic-lit  luilir  ab  2  Stunden  dauern. 

Die  Bescheinigung  muß  innerhalb  sechs  Monate  beim  Zollamt  vuu  Tien- 
tein  war  Vernichtniiff  eingereicht  werden.  Ist  diese  Frist  nicht  ansreicbend, 
60  mn6  hiervon  rechtzeitig  der  chinesischen  BehSrde  Meldung  gemacht  werden. 
Der  YttlttSt  cinor  Bescheinigung  niuU  gleichfalls  der  Ausstellungsbehörd«'  zur 
Erlangung  eines  Duplikats  t^t  nu  lili  t  wordrn.  zcitw«  ilige  Passiersrln  im»  werden 
von  den  näch-sten  Zollämtern  erteilt.  Wegen  unrichtiger  bei  dieser  Gelegen- 
heit gemacht«!!  Angaben  erfolgt  Bestrafung  gemäß  Art.  8. 

Art.  4.  Russische  Kaufleutc,  welche  in  Kaigan  mitgebrachte  Waren 
verkaufen  wollen,  mttsaen  dies  Innerhalb  5  Tage  der  OrtsbdiSrde  meiden, 
welche  nach  Entrichtung  des  vollen  Binfuhrsotles  einen  Erlanbnissdiein  hiem 
erteilt. 

Art.  5.  Von  Waren,  welche  russisclu  Kauflpiite  auf  dem  Landwege  ans 
Kußland  nach  Tien-tsin  einfuhren,  ist  i-in  KiiitiilirzoU  in  Höhe  von  zwei 
Dritteln  des  vollen  tarifmäßigen  Zolles  ssu  entrichten. 

Waren,  weUihe  ans  Rnflland  nach  Taoa-tscboa  eingeführt  werden,  nnter^ 
liegen  in  dieser  Stadt  der  Entrichtnng  eines  Zolles  in  dar  f  Qr  die  in  Tien-tsin 
elngelOhrten  Warm  bestimmten  Höhe,  unterliegen  auch  den  fQr  diesen  Hafen 
gegebenen  Bestimmungen 

Art.  fi.  Wenn  in  K;ilgan  znrUrkgplasspne  Waren,  für  welche  der  Ein- 
fuhrzoll entricht<'t  ist.  dort  nicht  verkauft  sinil,  können  sie  nach  Tun-tschoa 
oder  Tien-tsin  gebracht  werden,  wobei  ein  neuer  Zoll  nicht  erhüben  wird, 
vielmehr  ein  Drittel  des  in  Kaigau  entrichteten  Einfuhrzolles  zurückerstattet 
wird,  worüber  das  Zollamt  dne  Bescheinigung  erteilt.  Li  Kaigan  anrfldt- 
gelassene  Waren»  fir  welche  der  Binfohisoil  entrichtet  ist,  können  auf  die 
inneren  Märkte  nadi  dm  allgemeinen  fUr  den  ausländischen  Handel  in  China 
geltenden  Bestimmungen  nach  Entrichtung  des  Transitzolles  (des  halben  tarif- 
mäßigen) gebracht  werden.  Solche  W^irentransporte  mHssen  \on  Passier- 
scheinen begleitet  sein,  welche  auf  allen  Zullämtern  und  an  den  Barrieren 
unterw^  Yotsniegen  sind,  da  andemblls  anl  toi  su  passierenden  Zollämtern 
Zolli  an  den  Barrieren  aber  Ll-kin  su  entrichten  ist 

Art.  7.  Ans  Rnfilaod  nadi  Tsou^tschoa  eingefdhrte  Waren  können  nach 
den  inneren  Märkten  gemäB  dem  Art  9  dieser  VorsdiEiltMi  geschafft  werden. 

Art.  8.  Wenn  bei  der  Zollrevision  in  Tien-tsin  sich  ergibt,  daß  den 
Kolli  W  uen  entnommen  und  Itueh  andere  ersetzt  sind,  oder  daß  die  Anzahl 
der  Kolli  (abgesehen  von  den  m  Kalg;in  zurückgelassenen i  weniger  als  die 
in  der  Bescheinigung  angegeben  i^t,  so  werden  alle  V\  arcu  konfisziert. 

Tkx  Ktmfidcation  unterliegen  nldit  die  nntsrw^  beieUdigten  und  um* 
gepackten  Kolli,  wenn  dies  durch  die  nichste  Zollbehörde  bescheinigt  ist 

Der  Konfiskation  unterliegen  auch  die  Waren,  von  denen  ein  Teil  unter* 
wegs  vorkauft  ist  Sind  die  Waren  auf  Nebenwegen  transportiert  worden, 
um  eine  Revision  auf  den  Zollanitern  auf  dem  im  Art.  bezeichneten  Weiie 
zu  Vermeiden,  so  hat  der  Besitzer  der  W  aren  den  vollen  Einfuhrzoll  zu  ent- 
richten. 
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,Sind  die  oben  anpregebenen  Vorschriften  von  den  Fahrleuten  ohne  Wissen 
nn<1  Rftf  ilitmns  des  Warenhf'sitzors  verletzt,  so  werden  die  Zollämter  dies 
bei  Ik-äiiiiirniing  der  Strafe  l>ei  lit  ksichtigen  Diese  ßestimmnng  bezieht  si<  h 
aaäschlicßUch  auf  die  Orte,  darch  welche  der  russische  Landhandelsweg  grht 
und  darf  nidit  aal  Hftfen  oder  auf  daa  Innere  des  Landes  angewei^  wordoi'. 
Im  Falle  einer  Konfiskation  kann  der  Kaufmann  seine  Waren  dnrdi  Erlegnng 
des  tazmAfifgen  Werte«  einlösen. 

Art.  9.  ,Bei  der  Ansfnhr  sololu  r  Wan  n  aus  Tii  u-tsin  anf  dem  Seewege 
in  einen  anderen  für  den  ausländischen  Handel  offenen  chinesischen  Hafen, 
welche  ans  Rußland  auf  dem  Landwepe  jrebrarht  sind,  erhebt  das  Zollamt  in 
Tien-tsin  ein  Drittel  des  vollen  taiifmäDi^Mi  Zoll»  s  als  Ei{/än7,nng  der  bereits 
entrichteten  zwei  Drittel.  In  einem  anderen  Hafen  wertlen  für  diese  Waren 
kdnerld  Ahgaben  mehr  entrichtet'. 

Für  die  ans  Tien^tsin  oder  ans  anderen  H&fen  in  die  inneren  lUrkte 
eingeführten  Waren  wird  der  Tranaitxoll  (die  HBlfte  des  tarifmäffigen)  erhohen. 

Art.  10.  .Chinesische  Waren,  welche  masische  Kanflente  aus  Tien-tein 
nach  Rnßland  ausfuhren,  müssen  ttber  Kaigan  anf  dem  im  Art.  3  beaeichneten 
W^c  transportiert  werden. 

B<  i  dl  r  Ansfnhr  wird  für  die  Waren  der  volle  AnsfuhrTioll  i  ihoben. 
Für  die  in  Tien-tsin  geltauften  Waren  jedoch,  die  wieder  eingeführt  werden, 
ebenso  fOr  die  Waren,  die  in  dnem  anderen  Hafen  gekauft  nnd  nach  Rnfiland 
transito  über  Tioi-tsin  versendet  werden,  wird  ein  Zoll  nicht  erhöhen»  MI« 
eine  Bescheinjgnng  über  bereits  erfolgte  ZoUberichtignng  vorliegt,  nnd  der  in 
Tien-tsin  erhobene  Uferzoll  wird  zurückerstattet,  wenn  die  Wiederansfnbr  der 
mit  dies«  in  Zoll  bezahlten  Waren  nach  RoBiaad  innerhalb  eines  Jahres  nach 
seiner  Bezahlung  erfoljjft. 

Der  Warentrausport  nach  KuLiland  muLi  von  tiner  vun  dein  inssischen 
Konsul  erteilten  Bescheinigung  begleitet  sein,  die,  in  russischer  und  chinesi- 
scher  Sprache  lautend,  den  Namen  des  Bedtsers  der  Waren,  die  Kollisafal 
nnd  die  Art  der  Waren  angibt,  vom  Zollamt  beglaubigt  ist  nnd  bei  der 
Revision  in  den  ZollJbntem  untttwegs  vorgelei^  wird*. 

Die  weiteren  Bestimmungen  der  Art.  3  und  8  finden  auch  hier  Anwendung. 

Die  ans  Sou-tscheon  njuh  Rußland  exportierten  chinesischen  Waren, 
weldie  rnssisrhe  Kiuifleute  in  du-,  i  -  ladt  gekauft  oder  dahin  ans  den  innen  ii 
Markten  zur  Ausiubr  nach  KuLiand  gebracht  haben,  unterliegen  eiueui  Zoll 
in  der  für  die  aus  Tien-tsin  ez]iortierten  Waren  bestimmten  Höhe  und  gemäß 
den  fOr  dieson  Hafen  gegebenen  Yorsehriften. 

Art.  11.  FOr  in  Tnn^tschon  gekaufte  Waren  wird  bd  ihrer  Ausfuhr 
nach  Rullland  anf  dem  Landwege  der  volle  tarilm&fiige  Anafnhraoll  erhoben. 

Für  in  Kaigan  gekaufte  Waren  wird  i  der« n  Ausfuhr  nadi  Rußland 
in  dieser  Stadt  die  Hälfte  des  tarifmäßigen  Zolles  erhüben. 

Für  Waren,  welcl»*  nissische  Kanflente  anf  den  inneren  Märkten  pjekanft 
und  nach  Tnn-tsrlioii  tum  Kaigan  zwv  Ansfiilir  na(  Ii  KuLdatid  jrelira(  ht  haben, 
wird  nach  den  allgemeinen  Bestimmungen  noch  der  Transitzoll  entrichtet. 
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Di.  Ziillhrh*irden  der  ubon  bezeichneten  Städte  erteilen  narh  cIt  Zoll- 
berichtiganu  riiu  I'fsrheini-rurig  zum  Transporte  der  Waren,  Kur  die  ans 
Tun-tschou  uUä^tfühiUii  Waren  erteilt  diese  Bescheinigung  das  Zullaiut  is 
Dun-ba,  In  der  Be&chemigong  muß  das  Verbot  des  Verkaufs  der  Ware 
unterwegs  angegeben  «ein.  Die  Begtimmnngen  des  Art.  3  greifen  mmIi  Met  Fiats. 

Art  12.  Von  anslftadieclien  nnch  Rußland  auf  dem  Landwege  ans 
Tten^tstn,  Tan>tschon,  Kalga  und  Tsia*yu*lronan  (äeu^tsdieon)  «xportierka 
Waren  werden  Abgaben  nicht  erhoben,  wenn  eine  Bescheinigung  Ober  Entrichtung 
des  Einfuhr-  und  Transitzolls  votm  l.  crt  uini:  ist  nur  der  EinfulnioU  entricktet» 
so  muß  der  Tran«;it/r(»Il  lunh  ilciu  l  aril  noch  iiafhirez;ihlt  werden. 

Art.  IH.  NOn  den  Wunii.  wclrln-  rn.«isi,s(  lR'  Kuuflpntp  in  China  ein- 
führen und  von  da  wieder  ausfülireii.  werden  die  ZullubgaUn  in  (ieoiätiheit 
des  allgemeinen  Tarifs  für  den  Aoälandshandel  in  China  und  nach  dem  E^ 
gftninngstaril  fttr  rassische  Waren  vom  Jahre  1662  erhoben  werden. 

Von  den  weder  in  dem  dnen  noch  in  dem  anderen  Tarif  angirflllirtai 
Waren  wird  ein  Zoll  Ton  5%  des  Wertes  erhoben  wnrdeo. 

Art.  14.  Folgende  Gegenstände  kSnnen  zollfrei  eingeführt  und  Aus- 
geführt werden:  Gold  und  SüImi  in  Barren,  anslämli.srhe  Münzen  ftl!t*r  Art. 
Mehl,  Sa<ro,  Zwirbrirk,  Fleisch  iitul  Gemfls*-  in  Konserven.  K;i.sc.  Niiturbiini  r 
Konfektf,  auijländi.st  KUidti,  Juwelieni Zeugnisse,  Silberwuixu.  i'arfuiueriro 
und  Seife  aller  Art,  Holzkohle,  Holz,  Lichter  ausländischen  FabrUcats,  Mf- 
iSndiacher  Tabak  und  Zigarren,  Wein,  Bier,  Spirituosen.  Lebensmittd  vad 
die  Yerschiedenen  Gegenstände,  die  im  Haushalt  und  auf  Schiffen  gdwandA 
werden,  Reisegepäck.  Kanzleibcdarfsartikel.  Teppichfabriinte,  MesserwaM, 
analftndische  Arzneimittel.  Glas  und  Kristall. 

Bei  Vorstmflnng  dieser  Gegenstände  jedoch  aus  den  in  diesem  Retrlenient 
benannten  .^tadtcii  nach  den  inneren  Märkten  wird  ein  Traissitzull  m'WI^  i"^' 
dea  Wertes  erlioben  werden.  Reisegeiat,  (iuld  und  »Silber  m  lianen  nnd 
audändiscbe  MOnsen  unterliegen  auch  diesem  Zoll  nicht 

Art  15.  Folgende  Gegenstände  sind  Ton  der  Bin-  und  Aosfohr  s» 
geschlossen  und  unterliegen  als  Kontrebande  der  Konflslcation:  Polver, 
ArtOIeriemnnition,  Kanonen.  Gewehre.  Karabiner,  Pistolen  und  alle  Peuo^ 
wallen,  militärische  Gerlte,  Salz.  Opium. 

Russische,  nach  China  reisendr  Untertanen  können  zu  ihr^m  Schutar 
je  ein  (lewehr  od«  i  «  int  l'istoie  mit  sich  führen,  worüber  in  ihren  LegitimaüoDS- 
scheiuen  ein  Vermerk  sein  muö. 

Die  Einfuhr  von  Salpeter,  Schwefel  nnd  Blei  dnreh  mssisehe  Cntertaacs 
kann  nur  mit  besonderer  Oenehmigmig  der  chinesischen  BehGrdoi  erMpes. 
An  chlnesis«^  Untertanen  könnea  diese  Gegenstände  nur  yerkauft  werdia. 
wenn  sie  eine  Erlaubnis  hierzu  halK>n. 

Die  Anvfuhr  von  Reis  und  chinesis»  lu  n  KupfermQnxen  ist  mbot»- 
Die  Einfiilir  von  Reis  nnd  aller  On-alien  ist  zoUfrH. 

Art.  Ui.  .iiussisclien  Kaufieuten  ist  es  veibuttu.  Waixn  chinesiscbef 
Kaufleute  unter  dem  ^^cheine,  als  wären  diese  ihr  Eigen tunu  j^u  transporlieies*. 
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h)  Vereinbarung  betr.  die  Mandschurei,  unterzeichnet  zu 
Peking  am  26.  März  1902: 

Alt.  2.  Die  chinesische  Begiernng  veipflichtet  sich,  die  Bestimniiuigen 

des  mit  der  msBisch-chinesischen  Bank  am  27.  August  1896  geschlussenen 
Vertrages  strenge  t  inziibaltcn.  und  ip  müß  Art.  5  diesos  Vertratresi  die  Ei<)»*n- 
hnhn  niul  die  lui  tlnsclhrn  hedienstcton  l'tr.soiirii  mit  allrii  Mitteln  zu 
schützen,  ebenso  gewahrkii.i<.t  sie  die  Sicherheit  aller  russisi  hen  Unt4jrtanun 
und  deren  Anstalten  und  Unternehmungen  in  der  Mandschurei. 

Art.  4.  Die  rassische  Regierung  gibt  die  seit  Septmber  1900  von 
den  rassisdien  Truppen  hesetsten  Eisenbahnlinien  Sban<bai>Icwan— inkau  — 
Sinmingting  an  dii-  Eigentflmer  derselben  zurUck. 

In  Anbetracht  dieses  ümstandes  verpflichtet  sich  die  chinesische  Rogii  rung: 

1  den  etwa  nötipen  Schutz  dieser  Eisenliahnlinien  zu  gewähren,  keiner 
frciudea  M;u  lit  zu  gestatten,  die  Kisenbahnlinieii  zu  besetzen,  oder  an  ilu'em 
Schutz,  ihrer  Erbauung,  oder  an  ilurem  Betriebe  sich  zu  beteiligen; 

ä.  da0  d«r  Ansbao  und  der  Betrieb  cUeser  Linfen  In  GemKfiheit  der 
Yereinbarang  svisdien  Rnfiland  and  England  vom  16.  April  1899  and  des 
Tertragea  Tom  28.  September  1896  mit  der  privaten  Gesdlsdiaft»  betrdfend 
die  Anleihe  zum  Zwecke  des  Ausbaues  der  gedachten  Linien,  und  unter  Ein- 
halt nn*^  der  von  dieser  Gesellschaft  übernommenen  Verpflicbtungon,  nämlich 
die  Linie  Sluin-hui-kwan— Inkau — Sinmingting  weder  in  Besitz  su  nehmen 
noch  darüber  auf  irgend  eine  Weise  zu  verfügen,  erfolgen  soll; 

S,  daß  eine  etwaige  Fortsetzung  der  Eisenbahnlinien  in  der  südlichen 
Haadsehnrei,  die  Anlegung  von  Zweigtinien,  die  Erbauung  einer  Brttcke  in 
Inlcaa  oder  die  Verlegung  des  hier  Torbajidenen  Endpunktes  der  Eisenbahn 
nldit  ohne  vorgftngige  Yer^barung  mit  der  russische  Regierung  ausfuhrt 
werden  wird. 

Di(  Bestimmungen  aller  früheren  Verträ'ie  zwischen  HuUland  und  China 
bleiben  in  Kraft,  soweit  sie  nicht  durch  diese  Vereinbarung  abgeändert  sind. 

4.  Korea. 

Der  mit  Korea  ge.schlo6sene  Vertrag  vom  26.  Juni  1884 
ist  gleichfalls  als  ein  im  wesentlichen  einseitiger  anzusehen, 
da  er  fast  ausschließlich  Bestimmungen  enthält,  welche  den 
russischen  Untertanen  die  Bewegungs-  und  Handelsfreiheit 
sichert,  gegen  welche  die  kaum  nennenswerten  Konzessionen 
Rußlands  gamicht  in  Betracht  kommen.  Inhaltlich  und  der 
Form  nach  nähert  sich  der  Vertrag  mit  Korea  deigenigen 
Bußlands  mit  China  vom  2./14.  November  1860  und  vom  12./24. 
Februar  1881.  Bis  sind  die  wesentlich  selben  Bestimmungen 
dort  wie  hier,  welche  den  russischen  Untertanen  in  Korea  in 
den  für  den  europäischen  Handel  offenen  Häfen  und  S^ten 
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freien  Handels-  und  Gewerbehetrieb  sirlicrn.  Insbesondere  gilr 
das  von  dem  zollfreien  Handelsverkehr  in  dem  Bereich  von 
100  koreanischer  Li  cn.  50  Werst)  auf  beiden  Seiten  der 
russisch-koreanischen  Grenze,  wo  auch  der  Verkehr  einem  Paß- 
zwang nicht  untersteht.  Auch  in  Korea  sind  die  russischen 
Untertanen  ausschließlich  imtor  die  Jurisdiktion  ihrer  Konsuln 
gestellt;  jede  civil-  wie  strafrechtliche  Verfolgung  eines  Russen 
in  Korea  gehört  zu  den  amtlichen  Fnnktionen  des  russischen 
Konsuls.  Hierher  gehört  auch  die  Strafverfolgung  wegen  Zoll- 
vergehen. Bei  Beschlagnahme  konfiszierter  Kontrebande  hat 
die  Siegelung  der  beschlagnahmten  Ware  durch  den  russischen 
Konsul  in  Gemeinschaft  mit  der  koreanischen  Behörde  zu  er- 
folgen, worauf  die  Ware  im  flc^xahrsam  der  letzteren  bis  zur 
Entscheidung  des  Falles  durch  die  russische  Knnsulatsbehörde 
verbleibt.  Der  Besitzer  der  Ware  kann  dieselbe  schon  vor 
Entscheidung  gegen  Hinterlegung  des  Wertes  derselben  erhalten 
(Art.     2  ond  4  des  Vertrages). 

Zu  allen  civil-  und  strafrechtlichen  Gerichtsverbaiidlungen 
kann  die  Behörde  der  klagenden  Partei  einen  Beamten  delegieren, 
der  Zeugen  laden,  vernehmen  und  konfrontieren  und  Rechts- 
mittel gegen  die  Entscheidungen  des  Gerichts  einlegen  kann. 

Russisches  Besitztum  oder  ein  russisches  Schilf  darf  von 
koreanischen  Beamten  nur  mit  Zustimmung  des  russischen 
Konsulats  oder  des  Eigentümers  bezw.  dessen  Vertreters  be- 
treten werden  (Art.  2  und  3  a.  a.  0.). 

Folgende  Häfen  werden  vom  Inkrafttreten  dieses  Vertrages 
für  den  russischen  Handel  geöffnet:  Tschemulpo,  Jouantschsn 
(oder  Gensan)  Fouschan  (oder  Fonsan)  und,  falls  letzterer  Hafen 
als  unbequem  sich  erweist^  ein  anderer  Ort  in  der  Nähe,  ferner 
die  Städte :  S6ul  und  Jan-houartsin  oder  ein  bequemerer  Ort  in 
der  Umgebung. 

In  den  bezeichneten  Orten  stehen  den  russischen  Untertanen 
freier  Handels-  und  Gewerbebetrieb,  gottesdienstliche  Ver- 
richtungen  und  das  Recht  zu,  unbewegliches  Eigentum  zu  be- 
sitzen, wobei  sie  nur  diejenigen  Grundabgaben  zu  entrichten 
haben,  welche  von  der  russischen  Konsulatsbehörde  in  (Gemein- 
schaft mit  den  Ortsbehörden  festgesetzt  sind.  Außerlialb  dieser 
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Orte  aber  ist  den  russischen  Untertanen  ebenfalls  liniiiobiliar- 
besitz  gestattet,  die  Grundabgaben  indessen  haben  sie  hier  nach 
Bestimmung  allein  der  koreanisclien  Hehörden  zu  entrichten. 
Auch  sonst  sind  für  die  Russen  nur  die  Munizipal-,  Polizei- 
und  andere  Vorschriften  verbindlich,  welche  von  der  Orts-  und 
der  Konsulatsbehörde  zusammen  festgesetzt  sind  (Art.  3  und  4 
a.  a.  0.).  Des  Weiteren  sind  ans  dem  Vertrage  folgende  Be^ 
Stimmungen  zu  entnelimen: 

Axt.  5.  Im  FftUe  der  Wiederftushiir  V4»n  Waren,  für  welche  der  Zoll 

schon  entrichtet  ist,  inncrliuU)  13  koreanischer  Monate  nach  der  Einfahr  wird 
der  Zoll  zurflckgesahlt,  lalla  die  itnprttiigUclie  Verpackang  der  Ware  iinTer> 
sebrt  ist. 

Wfrdi'ii  koreanische  Erzeuj^iüsse  von  einem  ilaffii  in  einen  anderen  oin- 
geführt,  so  wird  der  dafür  entrichtete  Ausfuhrzoll  zurückvergiit»  t,  und  zwar 
im  Aasfuhrhaien,  bei  Vorlegung  einer  Zollbescheinigung  darüber,  daü  die 
fraglichen  Qflgeostttnde  am  Bestimmungsorte  eingetroffen  sind,  oder  beim 
aoareiobendea  NMihweiB  des  Yerlnstes  dieser  Bescheinigiuig  bei  Scbiffbmch. 

Alle  durch  rossiscbe  Untertans  in  Korea  eingeführten  Waren,  fflr  welche 
der  tari&nifiige  Zoll  entrichtet  ist,  können  in  jeden  aml«  rt  n  offenen  koreanischen 
Hafen  und  in  das  Innert-  des  Landes  übergeführt  werden,  ohne  irgend  einer 
anderen  Abgabe  oder  einein  T^r'ihoW  zu  unterliegen.  £benao  ist  die  Aoahlhr 
von  koreanischen  ETzeui^Miisseu  vullbtändig  zollfrei. 

Die  kureanische  Regierung  und  koreanische  Untertanen  mit  Zastimmang 
ihrer  Regierung  können  rassische  Kauffahrteischiffe  zum  Transporte  von 
Warm  und  Peisontm  nach  nicht  offenen  koreanischen  Häfen  mieten. 

Im  Falle  der  begründeten  Besorgnis  eines  Mangels  an  Getreide  kann 
der  Kaiaor  von  Korea  die  Getreideaasfnhr  zeitweilig,  und  so  lange  die  Be- 
sorgnis begründet  ist,  aus  einigen  oder  allen  Häfen  verbieten.  Dieses  Verbot 
ist  für  die  russischen  Untertanen  in  Korea  einen  Monat  nach  der  amtlichen 
Benachrichtigung  des  russischen  Konsuls  hiervon  in  dem  betreffenden  Uafen 
verbindlich. 

Die  russischen  Kauffahrteischiffe  haben  eine  Tonntiigtbühr  von  .iit  mexi- 
kanischen Cents  pro  Registertonne  zu  zahlen.  Die  einmalige  Entrichtung 
dieser  Gebfihr  berechtigt  zun  Besuch  aller  offenen  koreanisdien  H&fen  wlfchrend 
der  Dauer  von  4  Monaten  ohne  Entrichtui^  Irgend  welcher  weiterer  Abgaben. 

Diese  (Gebühr  wird  zur  Errichtung  von  Leudlttürnien,  zur  Anbringung  von 
Baken  und  Boicn  nnd  dergl.  Zwecken  verwendet.  Die  zum  Verladen  nnd 
Löschen  verwendeten  Kähne  zahlen  keinerlei  Tonnenirt  Ider. 

Art.  ü.  Die  Einfuhr  oder  die  versuchte  Einfuhr  von  W  aren  in  einen 
für  den  Handel  nicht  offenen  Hafen  zieht  die  Konrtskatiun  der  Ware  um! 
ei^e  Geldstrafe  in  Höhe  des  doppelten  Wertes  der  Ware  nach  sich.  Die  an 
solcher  Kontrebande  beteiligten  Rnswn  kOnnen  die  koreaniscben  OrtAdiördm 
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festnehmen  und  an  den  nächsten  nissischen  Konsul  zur  A.hni  u-i\{in^  abliefern, 
während  sie  die  beachlagn&bmte  Ware  bis  sur  Beendigung  des  VeriAhreos 
zurückbehalten. 

Der  Art.  7  sichert  Hilfeleistung  iui  Falle  des  Schiffbruchs  oder  der 
Strandnng  eine«  Scbiflb  an  den  Kflaten  Koreas  für  flchiff,  Ladung  und 
Mannschaft  sa.  Die  Kesten  fttr  Rettang  nnd  Bergung  des  Schilb  md  dsr 

LadnnjBT  hat  der  Schiffsci^rntiiniiT  der  koreanischen  Behörde  zu  erstatten. 

Russische  Kauffahrteischiffe,  welche  dun  h  I  Unwetter.  Mangel  an  Lebens- 
mitteln, H*  i/niatrrial  oder  Trinkwasser  einen  nicht  offenen  koreanischen  H  if  n 
anznlanff  II  m-zwiintfcn  sititl,  können  daselbst  gegen  Bezahlung  die  nötigen 
Reparaturen  vurueliiiun  und  die  erforderlichen  Vorräte  einkauien. 

Art.  9.  Die  koreanisohe  Regierung  wird  den  nusisdwn  BdOrdcn  ui 
tJntertanen  bei  der  Dingnng  koreanischer  Untertanen  als  Lehrer,  Übersetser, 
Diener  usw.  keinerlei  Hindernis  entgegensetsen.  Bbiwso  wird  die  Dingnng 
russischer  Untertanen  dorch  koreanische  Behörden  sn  allor  Art  gesetslickn 
Beschäftigungen  in  keiner  Weise  tjfhindrrt  werden 

Den  Untertanen  beider  i^taat»  ii.  die  sich  nach  dem  einen  odi  r  andern 
Lande  behufs  Erlernung  der  Sprache,  der  Literatur,  der  Gesetze,  von  Kün»tco 
oder  der  Industrie  oder  zu  gelehrten  Forschungen  begeben,  wird  jede  laöglick 
Mitwirkung  erwiesen  werden. 

Reglement,  nach  welchem  (1(*r  Handelsbetrieb  der  russisches 

K  nifleute  in  Korea  zu  erfolgen  hat. 
(Ergänzung  zuiii  vurstehenden  Vertrag,  ratifiziert  am  2.  April  1885». 

I.  Von  der  Ankunft  und  Abfahrt  der  Schiffe. 

Innerhalb  24  Stunden  (Sonn-  und  Feiertage  nicht  mitgerechnet^  nach 
Ankunft  eines  russischen  Kauffahrteisc  hiffs  in  einem  koreanischen  Hafen  hat 
der  Schiffer  der  Zollbehörde  eine  Bescheinigunjf  darüber  vorzulegen,  daß  allt 
Schiffspapiere  dem  Konsulat  Übergeben  sind,  und  gleichzeitig  eine  Dcklaritieii 
dnznveiclien,  in  der  angegeben  sind:  der  Name  des  Schiffs  und  des  Hsfcm, 
Ton  welchem  es  gekommen  ist,  der  Name  des  Schiffers,  die  Ansah!  nnd,  veaa 
verlangt  wird,  die  Namen  der  Passagiere,  der  Rauminhalt  des  Schiffs  nsd 
die  Zahl  der  Bemannnng.   Außerdem  hat  der  Schiffer  beim  Zollamt  eine  \on 
ihm  unterschrieberie  Heklaration  ührv  *lic  Ware  unter  Ansrabe  der  Kcnnfirben 
der  Waren,  der  Zaiil  *li  i  Kolli  und  ilm  s  Inhalts  -    wie  es  im  Konnossauit^nt 
geschieht    -  und  des  Empfängers  einzureiefien.   Hierauf  erhält  er  vom  Zollamt 
eine  Bescheinigung  Ober  die  Berechtigung,  die  Ware  ansanladsn,  die  er  d« 
fttr  sein  Schiff  bestimmten  Anfsichtsheamten  Toneigen  mnfi.  Oluie  diese 
scheinignng  ist  das  Öffn^  der  Lnken  bei  einer  Strafe  bis  sn  100  swo- 
kanischer  Dollars  verliott  n.   (Art.  r 

Ein  etwaiger  Fehler  in  der  Deklaration  der  Waren  kann  innorhalb 
21  Stunden  (Sonn-  und  Feiertage  nicht  mitgerechnet)  straflos  berichtJfft 
werden;  jede  Änderung  oder  Ere^änzung  der  Deklaration  nach  dieser  Friit 
zieht  eine  Strafe  von  je  ü  me.\ikanischer  Dollars  nach  sich.    (^Art.  2}. 
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Wenn  der  Schiffer  innerhalb  der  kstiiumten  Zeit  die  Deklarationen  und 
Erklärungen  nicht  einreicht,  so  verfällt  er  für  jede  24  Stunden  Uber  die  Frist 
hinaus  einer  Strafe  von  öi)  mcxikauischer  Dullart».   (Art.  3). 

Ein  nuBMches  Schiff,  welches,  obne  die  Luken  zu  flSiien,  wenigw  »le 
48  Stunden  (8onn>  und  FWteitage  nicht  mttgerecbtet)  im  Hafen  bldfat,  oder 
infolge  von  ünwettw  oder  zur  Einnahme  von  Lebensmitteln  in  den  Hafen 
eingeht,  hat  Deklaratiimmi  ond  SrklKrungen  nicht  abzugeben  und  Tonnengelder 
nicht  zu  zahlen,  wenn  es  Waren  wedor  iinfladot  imh  aii.'^lad^^t,    ('Art.  4i. 

Beim  Verlassen  des  Uafons  iiat  der  Schiffi-r  eine  Deklaration  ilher  die 
auszuführenden  Waren  mit  denselben  Angabt;u  wie  diu  Deklaration  über  die 
eingeführten  Waren  einzureichen.  Das  Zollamt  erteilt  ihm  dann  einen  £r- 
laaboiasdiein  mir  Abfahrt  und  gibt  ihm  die  KoBanlatsbeacheinigung  Aber 
den  Emp&ng  der  8chiIbdokam«ite  sarttck.  Nach  A.l^be  dieser  Fapiere  b<rim 
Konsulat  erhält  er  die  Sehiffadokumente  wie  ]  i     lArt.  5). 

VerläUt  das  Schiff  den  Hafen,  ohne  diese  Vorschriften  beobachtet  zu 
bal>en.  ao  verfällt  der  Schiffer  einer  Strafe  bis  zu  2Üf)  meNik  inischer  Dollars. 

Russische  Dampfer  können  sich  beim  Zollamt  an  demselben  Tage  zur 
Einfahrt  in  den  ilufen  und  zum  Verlassen  desselben  eintragen  lassen;  von 
ihnen  ndrd  nnr  eine  Deklaration  fir  die  Waren  wfoidert,  wdiehe  ausgeladen 
4ider  anf  ein  anderes  Schiff  nmgeladen  werden,  nm  nach  einem  anderen  Btdoa 
sn  fahren.  (Art  6  n.  7). 

n.  Vom  Ansiaden  und  Verladen  der  Waren  und  Entrichtung  des  Zolles. 

Der  Empfänger  von  Waren  muß.  wenn  er  diese  ans  Land  bringen  will, 
eine  von  ihm  unterschriebene  Deklaration  mit  der  Anffal3e  des  Namens  der 
die  Deklaratiiin  abgebenden  Persun.  des  Schiffü.  auf  dein  dii'  Waren  ange- 
kommen sind,  der  Kennzeichen  und  der  Zahl  der  Kolli  und  der  Art  und  des 
Pr^aet  der  darin  entliaHenen  Warai  hfim  Zollamt  einrd^en.  Das  ZoHamt 
kann  die  Binrdehang  Fakturen  aber  die  eingeführten  Waren  Torlangen; 
falls  diese  nieht  Torgelegt,  oder  eine  beftiedigawle  Erklämng  Uber  die  Orllnde 
ihres  Fehlens  nicht  abgegeben  wird,  kann  der  Besitzer  der  Waren  die  Er- 
laubnis zum  Ausladen  der  Waren  nur  nach  Entrichtung  des  doppelten  Zoll- 
betrages  erhalten.  Nach  V<>rleiruiii>;  der  Fakturen  wird  der  auf  diese  Weise 
zu  viel  gezahlte  Zoll  zuriiektiötatti  t.     Art.  1». 

Wenn  der  Wert  dei  nach  dem  Werte  zu  verzollenden  Waren  nach 
Ansicht  der  Zollbehörde  von  dem  Empfänger  oder  dem  Absender  derselben 
unrichtig  angegeben  ist^  so  kann  sie  die  Entrichtung  des  Zolles  nach  dem 
▼on  dem  Taxator  des  Zollamts  ermittelten  Werte  verlangen.  Widerspricht 
4em  der  Besitzer  der  Waren,  so  hat  er  dem  Zollamt  binnen  24  Stunden 
^Sonn-  und  Feiertage  nicht  mitjjeri''«  hnet  die  riründe  seines  Widerspruchs 
anzuzeigen  und  gleichzeitig  st  iiu  rseits  einen  Taxator  zu  bestellen  und  den 
ao  durch  erneute  Abschätzung  ermittelten  Wert  dem  Zollamt  mitzuteilen. 
Der  Vorsteher  des  Zollamtes  kann  dann  die  Waren  zum  Preise  des  durch 
Mi  Nenabschfttsnng  erml^elten  Wertes  unter  Zuschlag  von  5^/o  erstehen,  In 
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welchem  Falle  der  Betrag  binnen  6  Tagen  an  den  Besitzer  der  Waren  zu 
Mhlen  ist  (Art.  3). 

Fttr  die  beflchidigteii  Wbmh  tritt  eine  ZollennäSiginig  eu.  StrdtigkeiteD 
in  diesem  Falle  werden  in  der  im  Tontehenden  Alirats  angegebenen  Weise 
entechi«  den    (Art.  4). 

Alk'  zur  Ansfnhr  hestimintf»n  Waren  werden  vor  ihn  r  Vcrladiin^r  dem 
Zollamt  vorgt'^i'igt.  Die  tichriftliche  Deklaration  darüber  umi>  augtbeu :  den 
Namen  des  Schiffs,  aal  welches  die  Waren  verladen  werden,  die  Anzahl  der 
Kolli  mit  ihrwi  Kemmdclien,  der  Menge,  der  Art  und  dem  Preise  der  darin 
entfanltenen  Waren.  Der  Absmder  hat  durch  seine  Unterschrift  die  Richtig- 
keit seiner  Angaben  zu  bescheinigen.   (Art.  5). 

Die  Rückzahlang  von  znviel  t?ezahlten  Abgaben  kann  nur  binnen 
510  Tagen  nach  der  Zalilini^/  ve  rlangt  werden,  ebenso  kann  anch  nur  in  dieser 
Zeit  eine  Nachzahinng  de»  zu  wenig  Gezahlten  verlangt  werden.    (Art.  7). 

Eine  Dddaratimi  beim  Zollmnt  wird  nicht  eingereicht :  f  Or  Vorrftte  der 
Sdiilfer,  der  Mannschaft  vnd  der  Passagiere  und  für  das  GejAdc  der  letstereur 
weldies  jedemeit  nach  Besichtigung  ans  Land  oder  an  Bord  gebracht  werden 
kann.  (Art  8). 

Reparat  11  rbrdiirftige  Schiffe  könnf-n  zu  diesem  Zwerke  ihre  Waren  ab- 
laden. oTin*  Entriditung  von  .\bgaben ;  die  abgeladtueu  Waren  bleiben  nnter 
Aufsicht  der  kureaniscben  Dohurde ;  alle  Kosten  für  Abladaug,  Aufbewahrung 
asw.  hat  der  Schüler  zn  tragen.  Wird  etwas  davon  verkauft,  so  ist  der 
tarifmiftige  Zoll  dafttr  zu  entrichte.  (Art.  9). 

Die  Umladung  von  Waren  von  einem  ScMffe  auf  ein  anderes  darf  nor 
mit  Oatehmignng  der  ZollbehOide  vorgenommen  werden.  (Art.  10). 

III.  Von  der  zollamtlichen  Beaufsichtigung. 

Die  Zollbehörde  kann  auf  die  in  koreanische  Häffii  rinpchenden  russi- 
schen Kauffahrteischiffe  ihr»  Ktaintm  cnt.'^cmlcn,  denen  (l«r  Zutritt  zu  n!l''h 
Räumen  des  ischlffs,  wo  Ladung  sich  behndet,  zu  gewähren  ist;  sie  sind 
h&fMi  aufranefamen  und  können  du  be^iiemes  Unterkommen  heanspnicliNi. 

Für  die  Zeit  vom  Sonnenuntergang  bis  S<mnenaafgang  und  über  Sonn« 
und  Feiertage  können  die  koreanischen  Zollbeamten  an  die  Laken  und 
Durchgänge  aller  Schiffsräume,  in  denen  Ladung  untergebracht  ist,  Schlösser 
oder  Sicfiel  anlegen,  deren  unerlaubte  Verletzung  eine  Strafe  bis  100  mexi- 
kanischer Dollars  für  die  Schuldij^n  n  nutl  den  Hrhiffer  narh  sich  zieht 

Wenn  ein  rusifischer  Untertan  Waren,  ohne  sie  beiut  Zollamt  wie  oben 
angegeben,  an  deUaritten,  aufladet  oder  abladet,  oder  dies  m  tnn  versm^t^ 
oder  wenn  in  den  Kolli  verbotene  oder  in  den  Deklarationen  nicht  angegebene 
Waren  vorgefunden  werden,  so  wird  von  ilun  der  doppelte  Zollbetrag  erhoben, 
und  die  Waren  werden  konfisziert. 

Wer  einf>  iinrirbtip;?  Deklaration  in  der  Absicht,  die  koreanische  Zoll- 
behörde zu  schädigen,  abgicbt,  verfällt  einer  Strafe  bis  JfUÜ  mexikanischer 
Dollars. 
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Jido  Vorlt'tznns?  der  oben  ange^»^b«»npn  Vorschriften,  die  mit  fippr  be- 
sonderen öirafe  nicht  bedroht  i9t,  wird  mit  einer  Strafe  bis  lÜU  mexikaniächer 
Dollars  geahndet. 

lY.  Zum  Tarif  t): 

Für  den  Verkauf  eines  ftttsländlBchen  SegelMshills  in  Korea  wird  eine 
Steoer  von  25  mexikanischen  Zents  pro  Tonne,  and  einet  Dampfers  eine  solche 

von  dO  Zents  pro  Tf)nne  erhoben. 

Villi  Jer  Einfuhr  ausgeschlossen  sind: 

1.  aller  Axt  nachgemachte  Muuzeu; 

2.  Opium,  anfler  fttr  medizinisclie  Zwecke; 

S.  Fenerwatfen  und  Kriegsbedarbartikel  wie:  schwere  und  FeldgeeditttM 
Kugeln,  Kartouchen  mit  Pulver.  Patronen,  Piken,  Lanxen,  Dynamit  und  andere 

Explosionskörper : 
Anmerkung: 

Die  koreanischen  Behörden  werden  zur  Einfuhr  von  Waffen,  Feuer- 
waffen und  Munition  zum  Zwecke  der  Jagd  oder  des  Selbstschutzes  be- 
sondere Erlaubnis  erteilen,  wenn  ein  ausreichender  Nachweis  geführt  wird, 
daß  dadurch  das  bestehende  Verbot  nicht  verletzt  werden  wird. 

4.  OeiUaehte  Drogerien  und  Medikamente. 

Y.  Die  Auiftthr. 

1.  Zollfrei  werden  durchgelassen: 

ai  Rt-isi  LTepäck : 

b)  Reitit",  CnAd  miJ  Silber  in  Barren; 

et  aller  Art  silberne  und  goldene  Münzen; 

d)  Muster  von  nicht  großem  Unfang: 

e)  Gewächse,  Bäume  und  Striiucher. 

2.  Pflr  alle  oben  nicht  angefahrte  Oegenst&ude  wird  ein  Zoll  von  5  o/o 
des  Wertes  erhoben. 

3.  Die  Ausfuhr  von  rotem  Oirseng  ist  verboten. 

Anmerkungen  st  um  laril 

1.  Bei  Bestimmung  des  Weit*  s  der  eingelührten  Waren  werden  ihr  Wert 
am  Hf'rst<:'IhinLC-><'rto  und  die  Frarht-.  Versicherumrs-  unrl  andere  Kosten  in 
Berücksichiigung  gezogen.  Der  \S  crt  der  Ausfuhrartikel  wird  nach  üiieqi 
K&rictpreise  bestimmt 

2.  Die  Abgaben  kOnnen  in  .  mexikanische  Dollars  oder  in  gif bemen 
Japanischen  Yens  entrichtet  werden. 

3.  Die  Einftthrz(>lle  nach  dem  Werte  g«  niiili  dem  gegenwärtigen  Tarif 
können  künftig  nach  Vereinbarung  beider  Vertragsstaaten  in  feste  usogewandelt 
werden. 


)  der  1^6  Positionen  aufweist. 
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Aus  den  Bestimtnangen  für  den  Handelsverkehr  mit  Korea  aaf 
Landwegen,  getroffen  xn  Söul  »m  8.  August  1888  sind  folgende 

hervorsnlieben. 

Art.  1.  Anfier  den  fOr  den  msiiscben  Handel  offenen  ffilfen :  Tschemulpo, 

(icnsan,  Fnsan  und  den  StAdkn  Söul  und  Yan-khoua-tsin  (oder  einer  andern 
Stadt  in  der  Hübe)  kann  in  der  Stadt  Keng^kbong  Handel  betrieben  werden. 

Anmorkun((: 

Wenn  iSöul  für  den  ausländischen  Handel  geschlossen  werden  sollte, 
wird  ancb  Rnfllaad  kein  Reebt  baben,  in  dieser  Stadt  Handel  an  treiben. 

Art  ö.  Poigmde  Waren  kdnnen  aoUfrel  anf  dem  Landwege  in  Korea 
eingefflhrt  nnd  an^fdohit  werden:  Reisegep&ck,  Oefltigel  aHer  Art  wie  Httluiery 

Enten,  Gänse,  landwirtschaftliche  Geräte,  reines  Gold  nnd  Silber  (Goldstattl^ 
ist  Iiifr  nicht  einbegriffi  n  .  ullf  r  Art  goldene  nnd  Hilliernc  Münzen,  wissen- 
schaftliche Inetrumentc,  wie  physikalische,  inatlkiuatische,  meteoroloirische, 
chinirgische  und  das  Zubehör  dazu,  Bücher,  Atlanten,  geographische  Karten, 
Typen  für  die  Bncbdrockerei,  Modelle  aller  Art,  Haster  in  nicbt  grofier  Menge 
Ton  Bzonplaren,  Qenllse,  Flrttdite,  Gewftchse,  Blnme,  Strttncber  aller  Art, 
Fiscbe.  Feuerspritsen,  Verpacknngsmaterial,  wie  S&cke,  Matten  nnd  Bindfaden. 

Folgende  Gegenstände  sind  zur  Einfuhr  vfibntcn  und  unterliegen  im 
Betn'ttinfrsfallc  der  Konfiskation:  (tpinm,  nachgemachte  DroL'oric-  und  Apotheker- 
waren, Waßeri,  Feuerwaffen  uiul  Kriegsmunition,  wie:  ^<h\MTf  und  Feld- 
geschütze, Kugeln  und  hohle  Geschosse,  aller  Art  Feuerwaffen,  KartUMhen 
mit  Pulver  nnd  Patronen,  aller  Art  blanke  Wallen,  SpieAe,  Piken,  Salpeter, 
gewttbnlicibes  und  ExplosionspnlTer,  Dynamit  nnd  andere  Explosionsstoffe. 

Anßer  den  oben  bezeichnet (  ti  CJi  ir<  nstÄndcn  ist  die  Einfuhr  von  Getreide- 
spiritus in  Roftland  and  die  Ansfulur  des  roten  Jen-schen  (Qixseng)  in  Korea 
verboten. 

Anmerkung: 

Kussische  Untertanen,  die  in  Korea  reisen,  können  zu  ihrem  Schatz 
fe  dne  Waffe  mit  sich  führen,  ein  Gewehr  oder  dne  Pistole,  was  alier  im 
Legitimationsschein  angegeben  sein  muß. 

Art.  7  Rnssischr-  und  koreanische  Küstenfahrzeuge  werden  denTonmyn- 
Tsian  frei  befahren.  Hi  hufs  Regulierung  des  Verkehrs  zwischen  den  beiden 
Ufern  und  der  iSchiffahrt  auf  dem  Flusse  werden  von  den  zuständigen  Be- 
bürden  beid«  Staaten  demnlcbst  Voncbziften  fttr  die  Sdiilffsbrt  nnd  die  Flnlk 
poUad  ausgearbeitet  werden. 

(Die  Art.  2—4  and  6  nnd  8  entspredien  ihrem  Inhalte  naeb  ToUstlndig 
dsB  Art.  3—6  des  Haaptverttages  vom  24.  Jnni  1884.) 

5.  Buchara. 

Im  modernen  enropaischen  Sinne  sind  die  beiden  Verträge 
Raßlands  mit  dem  Khanat  Buchara  vom  11.  Mai  1868  und  yom 
28.  September  1873  gehalten.  Da  der  letztere  auch  den  wesent- 
lichen Inhalt  des  erst  erwähnten  Vertrages  anführt,  so  wird 
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nachstehend  nur  dieser  seinem  handelsrechtlichen  Teile  nach 

wiedergegeben. 

Freu  nd  Schafts  Ter  trag  iwischen  Rnßland  und  Buchara  in  Schaar 

vom  88.  September  1S73. 

Art.  2.  ,Mit  der  Abtrennnnp  dos  rrohton  Vfem  des  Arnn-Darj:i  vom 
Khan;it  Chiva  gehen  alle  Knrawiuitiiwt^ff.  welche  von  l>ii(h;ira  nach  iS'orden 
in  ruä^i:$(ljc  Besitzungen  führen,  aasschlietilich  durch  bucharisches  und  russi- 
sches Gebiet.* 

Art  3.  .An!  demjenigen  Teile  des  ElQSses  Ama-Darja,  welcher  dem 
Emir  ron  Buchara  gehört^  wird  den  ruaiichen  Dampfern  und  anderen  russi- 
schen Fahrzeugen,  privaten  wie  st-aaUidlfB,  hreie  Fahrt  auf  dm  Flnsse  in 
gleicher  Weise  wie  bnrliarischen  Fahrzeniren  gewährt.'' 

Art  4.  .Tn  den  Ortschaften  a?i  den  hin  harischtii  Ufern  des  Flusses 
Ama-Darja  haben  Hussen,  wo  es  ihiuu  iti»twendig  und  angemessen  erscheint, 
das  Recht»  Hftfto  nnd  Lagerr&ume  fftr  Waren  anzulegen.  Über  die  ▼oUsUindig 
nngeifthrdete  Erhaltung  dieser  HftSen  und  Lagerrtnme  au  wadien,  ttbemimmt 
die  hncharische  Regierung.  Die  Gendnnignng  der  fflr  die  Hfiien  gewihltra 
Pl&tzc  erfolgt  durch  die  höhere  russische  Regierungsgewalt  in  Mittelasien. 

Art.  ,.\llc  St;i<Ur-  nnd  Dürfev  des  Khanuth  Burliara  sind  für  den 
russischen  Jlatult  l  offen.  Itussische  Kaulleute  und  russisriie  Karawanen  können 
im  ganzen  Khanat  frei  umberreisen  und  genießen  den  besonderen  Schulz  der 
OrtshehSrden.  Fttr  die  Stehetheit  der  rastischen  Kanwanoi  innerhalb  des 
bndiarisehen  Gebietes  ist  die  bodiariscbe  Begiemng  verantwortlich/ 

Art  6.  ,Von  allen  russischen  Kaofleut^n  ;^ehörenden  Waren  ohne  Aus- 
nahme, welche  ans  nissisdien  Gebieten  nach  Buchara  odt  r  von  Buchara  nach 
Kutilaiid  fjehen,  werdt  Ti  in  liiichara  zwei  und  ein  halb  Prozent  von  dem  Werte 
der  Ware  erhoben  werticn,  in  gleicher  Weise  wie  auch  in  dem  Uebiete  Turkestan 
ein  Vierxigsiel  erhoben  wird.  Auüer  diesem  Ziakett  i^ZoU)  werden  keinerlei 
andere  rasitstiche  Z9lle  erhob<»i  werdra." 

Art?.  «Den  mssiBeben  Kanfleuten  stdit  das  Recht  der  solUreien 
Dorchfahr  ihrer  Waren  durch  buchariscbes  Gebiet  in  alle  benachbarte 
LAader  tn." 

Art.  H.  ,Den  russischen  Kanflt  uti"Ti  wird  es  gestattet  sein,  in  bucha« 
rischen  Städten,  wo  es  notwendig  Hein  wird,  ihre  Karawanserails  zu  besitzen, 
we  sie  anasddisAlich  thrs  Waren  niederlegen  können.  Dasselbe  Recht  wird 
auch  den  bacharischen  Kanfleuten  in  den  Städten  des  Gebietes  Torkestan 
suBtehmi.* 

Art.  9.  , Behufs  Überwachung  des  ordnungsmäßigen  Handelsbetriebes 
und  der  gcset7:mäBigf'n  Erhebung  der  Abgaben,  wie  auch  zum  Zwecke  des 
Verkehr.s  mit  den  Orts  beb«  irden  in  Handelsangelcgcnheiten  steht  den  russischen 
iCaufleuten  üaü  iiecht  zu,  in  allen  buch&riscben  Städten  Handelsagenten  za 
haben.  Dieses  Recht  steht  auch  den  hachanschen  Kaoflenten  in  den  Städten 
des  GeMetes  Turkestan  an.* 
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Art  10  .Zwischen  russischen  und  Inn  li.u  isdien  Untertanen  eingegangene 
Handeisverbindlichkeitcn  mfi^sen  %'on  der  einen  wie  von  d*T  3nd»»rw  f'artei 
heilig  und  unverbrüchlich  erfüllt  werden.  Die  bucharische  Regieiuiig  verspricht 
ftlwr  die  redliehe  Erfailmig  aller  HandeUgeschäfte  und  die  gewisaenhaftc 
Pahrung  der  Haitdelsangelegenlieiteh  Überhaupt  tu  wachen.' 

Art  II.  .Den  mwiBchen  Untertanen  stdit  in  gleicher  Weise  wie  den 
bucharischf  n  das  Recht  «a,  aaf  hnebarischem  Gebiet  die  verschiedenen  Ge- 
werbe und  Handwerke,  w<'lrhe  von  dem  Scharigat  zugelassen  sind,  zu  be- 
treiben, ebenso  wie  das  aiicli  dpn  hnrharischen  IJntertanf  r.  niif  rtissisrbeui 
Ciebiet  hinsichtlich  der  nach  den  russischen  Geoetzen  erlaubuni  Gewerbe  und 
Handwerke  gestattet  ist." 

Art.  12.  ^Den  maBiaehen  Untertanen  wird  das  Recht  gewährt^  im  Khan*t 
nnbewegliches  Vermögen  su  besitaen,  d.  h.  Hftafler,  Girten  und  Äcker  an 
kaufen.  Dieses  Vermögen  wird  mit  einer  Grund8t<juer  belebt  in  gleicher  Weise 
wie  das  Vermögen  der  hiirharischen  Unt  rtaiien.  DasHell»e  R<»cht  wfTd'  n  auch 
die  hurharlschen  Untertanen  im  (Jebiet*?  de»  russischen  Reiches  genielien." 

Art.  13.  ^Russische  Untcrtaucu  kommen  in  bucbarischci»  Gebiet  auf 
Grand  der  ihnen  von  der  rusBiscben  Behörde  shr  freien  Fahrt  nach  dem  Aiw- 
lande  erteilten  Biliets;  sie  haben  daa  Recht,  im  gansen  Khanat  frei  umher 
m  reisen  und  genießen  den  besonderen  Schttts  der  bucharischen  Behörden.' 

Art.  17.  .Ans  Hochachtung  vor  dem  Kaiser  von  RuUland  und  zum 
größpfpn  Ruhm  Sr.  Kaiserlichen  Majosfät  hat  der  erlauchte  Kniit^  Soif7 
Mouzaphar  tlt-u  lieachluß  «jefaüt.  im  Giliirt«-  \on  Buchara  wird  m  i-  nim  au 
für  ewige  Zeiten  der  schimplliche  Handel  mit  Menschen,  der  den  Gesetzen  der 
Menacheniiebe  widerspricht,  abgeschafft.  In  Gemttttbeit  dieaea  Beschlasaea  ver- 
aimdet  Said  MwMaphar  sofort  stoeagste  Anordnung  in  diesem  Sinne  an  alle 
seine  Bega;  in  die  bucharischen  Grerust.idrr  ali^r,  wohin  aua  den  benachbarten 
Lflndern  Sklaven  zum  Verkaufe  an  bucharische  Untertanen  gebracht  werden, 
wird  außer  der  gedachten  Anordnnrjr  '*l)er  Abschaffting  de.8  Sklavenhandels 
auch  noch  ein  Befehl  dahin  geschickt,  daü.  wenn  di m  Bff«>h!e  des  Emirs  zu- 
wider Skaven  dorthin  gebracht  werden,  diese  ihren  Hem  ti  weggenommen  und 
unTersttglicb  in  Freiheit  gesetst  werden.*  - 

Durch  Verordnung  des  Finanzminiaters  vom  Januar  lÖCK)  iat  die  sollfreie 
Einfuhr  folgender  Ijebonsmittel  und  Haushaltüngsgcgenstiinde  in  tiai-s- 
kaspische  Gebiet  und  il.is  Khanat  Buchara  gestatt/t't:  aller  Art  Getreide,  Mehl, 
frisrh'^s  Gemüse  und  Fni'  liti».  tVisrh*^  Berrt  n  aller  .\rt  Kutterkräut<?r,  stiUr 
und  saure  Mil^'h  friischcr  und  g*^  !ruv  knet.t.i  l^uaik.  liammelfett  and  -bMeiHcb, 
aller  Art  Uau.si,a!lugel,  Eier.  Wild,  Hornvieh,  Schafe,  Ziegen,  Pferde,  Esel, 
Haaltiere,  Kameele,  Holamaterialien,  Hohtkohle  und  Hols. 

Die  Einfuhr  der  genannten  G^enst&nde  ist  Uber  alle  Posten  der  mittel- 
asiatischen  (irenze  nach  voraufgegangener  äußerer  Beaichtigung  snlilaaig.  Be^ 
fniileii  <]i  h  daniütt  r  zollpflichtige  CJegenstände.  so  müssep  sIp  unU'T  ücJUunt- 
Uchcr  Autsicht  nach  dem  niUshsteii  Grenzzollamt  geschafft  werden**).  *•< 

^)  Vollständige  Oesctaeasammlung  19i)3  Nr.  12. 
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6.  Chiwa. 

Chiwa  war  im  Jahre  1873  von  Rußland  vollständig  erobert 
und  von  russischen  Truppen  besetzt.  Eine  Annexion  hat  zwar 
nicht  stattgefunden,  indessen  ist  der  Friedensvertrag  mit  diesem 
Khanat  vom  12.  August  1873  wie  mit  einem  Vasallenstaat 
geschlossen,  den  russischen  Untertanen  sind  so  wesentliche  Rechte 
eingeräumt,  daß  die  Einheimischen  vor  den  Russen  iu  privat- 
rechtlicher  Beziehuii«^  in  Iceiner  Hinsicht  ein  Vorrecht  haben. 
Es  sollen  hier  lediglich  die  markanten  Art.  Ö,  11,  15  und  17 
inhaltlich  wiedergegeben  werden: 

Art.  Ö.  Den  msstschen  Schiffen  und  Damf^fem  ist  der  freie  und  anS' 
scblieftliche  Verlcehr  anf  dem  Flosse  Amn-Darja  eingerttiiiut;  chiwanische  und 
bncharische  Schiffe  können  ein  solches  Recht  nur  mit  besonderer  Oenebmigung 
der  russischen  höheren  Verwaltungsbehörde  in  Mittelasien  ausQben. 

Art  11.  Die  russischen  Kaußcute  krjunrn  in  rit  t  Stadt  Chiwa  und  in  den 
ntnl«  it'ii  Miidkri  il.  s  Khanats  ihre  Agenten  vKarawa?i-Baschii  zum  Zwecke  des  Ver- 
kehrs mit  den  Ortsbeliürdcii  und  zur  Beaufsichtigung  der  Handeiäbetriebe  haben. 

Art.  15.  Die  Beschwerden  und  Ansprüche  von  Chiwanern  gegen  russische 
Untertanen,  selbst  gegen  diejenigen,  die  sich  im  Innern  des  Landes  befinden., 
sind  an  die  nftehste  russische  Behörde  cur  Prohing  nnd  Erledigung  abzugeben. 

Art.  17.  Die  am  12.  des  veri^angenen  Monats  Juni  plublizi-  tto  Be- 
kanntmachung des  Khans  Uber  Aufhebung  der  Sklaverei  und  die  Beseitigung 
des  Men'?rhf'nhandpls  für  ewitre  Zf'it«'Ti  bleibt  in  voller  Wirksamkeit,  tind  die 
Ht'^Mrrmm  des  Kliaris  ist  vtipilichtet,  mit  allen  ihr  zu  Gebote  ärchendcn 
Mitteln  die  strenge  und  gewissenhafte  AusfUhiuug  dieser  Bestimmungen  /u 
Uberwachen. 

Eine  Wiedergabe  des  weiteren  Inhalts  des  gedachten 
Friedensvertrages  erübrigt  .sicli ;  die  russischen  Untertanen  haben, 

wie  erwälint,  in  diesem  Khanat  sämtliche  Rechte  wie  in  iluem 
Hei^lat^i.staate. 

III. 

Die  Vereinbarungen  handelsrechtlicher  Natur,  welche  Ruß- 
land  mit  mehreren  kleinen  außereuropäischen  Staaten  geschlossen 
hat:  mit  Brasilien  (vom  22.  September  184(ij  (7.  Juli  1847),  mit 
Venezuela  (vom  12.  Oktober  1857)  mit  Hawaii  (vom  7;/19.  Juni 
18(i9).  mit  dem  Kongo  (vom  24.  Juni,  5.  Februar  1885  und  vom 
20.  bVbniar  1885)  und  init  Siam  (vom  11.  Juni  1869)  weichen 
in  <l»'r  Furm  und  im  Inhalte  wistMitlicIi  von  den  bisher  enirterten 
Handelsverträgen  ab;  sie  beschranken  sicii  in  kurzen  „Noten* 
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oder  , Deklarationen'*  den  8taatsnnfrt'lir»rijren  der  einen  Vertriq^ 
macht  im  Gebiete  der  anderen  die  Re<  litt*  der  meistbe^nstigten 
Nation  zuzusichern.  Hierher  zu  zählen  ist  auch  die  Berliner 
Kongoakte  vom  26.  Febmar  1885,  an  welcher  Rußland  als 
Signatarmacbt  beteiligt  ist. 

Die  wesentlichen  Bestimmungen  dergedachten Vereinbarungen 
sind  nachstehend  in  chronologischer  Folge  wiedergegeben. 

1.  Brasilien. 

1.  Note  des  Baron  de  CaffHe^  Ministers  der  Answartigen 
Angelegenheiten  8r.  Majestät  des  Kaisers  von  Brasilien,  ge- 
richtet an  den  rassischen  Minister  d.  d.  Rio  de  Janeiro,  den 
22.  September  1846: 

yDef  Unteneichnete  bfttte  die  Ehre  usw. 

In  dem  an  den  Vorgänger  des  Unterzeichneten  gerichteten  Schreiben 
orwUhnt  Hi  rr  )h'  Lomonossoff  des  von  seinem  erhabenen  Souverain  an  den 
Hegi<  ri mit  II  Si  ii;it  uiit«'rm  19.  Juni  1845  gerichteten  Ukases  und  erklärt,  d«6 
»eine  Regierung  bereit  sein  wird,  die  brasilianischen  Schilfe  in  die  Zahl  der- 
jenigen anfonneliinen,  welclie  der  $  5  des  erwähnten  Ukaees  von  der  Anvendong 
der  erflcbwerendoi  Beetimninngen  ansschlieBt,  sobnld  er  die  «mtliclie  Yer> 
dcberong  ei]ia1t«n  haben  wird,  daU  die  brasilianische  Häfen  anlaufenden  Schifl« 
unter  rnssisrher  Flagge  nicht  in  höheri'm  Maße  als  t  inlicimische  Fahrzeuge 
belastet  w«  rden  sollen,  sowohl  hinsichtlich  drr  SrliiR;ihit sahgaben  l  Anker-, 
Tonnen-,  iiafen-  und  anderen  Abgaben^  als  auch  hinsichtlich  der  Zollabgaben 
fttr  die  darin  verladenen  Waren. 

Der  Ünterzetchnete  hat  den  Inhalt  der  Note  des  Herrn  de  Lamomt$off 
dem  Herrn  Ftnanzminister  cur  Kenntnis  gebracht  und  beehrt  sidi  mitxntdlcn, 
dafi  der  genannte  Minister  ihm  erklärt  hat.  daß  rassische  Schiffe  and  die 
darauf  hrfindlichen  Waren  an  dir  brasilianischen  Zollämt4.*r  kdn*  holi«rpn 
Abgahi  II  /u  (  Tit richten  haben,  als  diejenigen  der  meistbegünstigten  Nalioneii 
und  daü  sie  selbst  in  gleicher  Weise  wie  einheimische  Fahntengt  behandelt 
werden  Bollen  hinsicbtUch  der  Ankergelder  und  der  Zollabgaben  für  die 
WareOi  die  sie  fahren,  wenn  sie  anfierhalb  des  Beiches  konunen  —  datt  folge- 
richtig  Brasilien  ridi  bereits  in  d«  Ansnahme  befinde,  welche  §  5  des  v 
wälinten  Ukases.  am  Schiffe  dieser  Herknnft  and  die  auf  denselben  verladenen 
Wftrr  n  auf  demselben  gleichen  FnBe  wie  einheimische  Fahrsenge  nnd  ScbÜb- 
laduiigen  zu  behandeln,  jtnlasse  "* 

2.  Note  des  Herrn  Saturn i na,  .Mirii.-^tt  rs  der  Auswärtigen 
Aii^^elcgt  iiliuiteii,  an  den  russischen  Ueschäftstäger  d.  d.  Rio  de 
Janeiro,  den  7.  Juli  1847 : 

,Der  Unterzeichnete  hat  die  Ehre  mitzuteilen,  daü  Seine  Majestät,  der 
Kaiser  von  Rußland  die  nötigen  Befehle  au  sämtlichi?  ZolUimtcr  in  den  UilfeB 
des  Beiches  gegeben  hat.  kflnfUghbi  brasillanisdie  Scbille  in  die  ZsU  dc^ 
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jadgen  anfznnehmen,  welche  kraft  des  Ukases  vom  19.  Jnni  1845  in  Hu  Bland 
von  allen  Ergänzangst arifen  sowohl  hinsiclitlith  der  S(hifTfahrtsa)»^aben  als 
HiKh  hinsichtlich  der  Zölle  befreit  sind.  Infolge  dieser  amtlichen  Mitteilung 
ratuiziert  der  üntorzeichnete  die  von  «vintm  Vorgänger  gegebene  Erklärung, 
daß  rassische  Schiffe  in  brasilianischen  Uäfen  den  brasilianischen  Schiffen 
gleicligesfcellt  seia  aollen,  nicht  allein  bineiehtliclt  der  Schifffafartfabgaben,  »endeni 
ancb  hinsicbtlieh  der  Einfnhr»  und  AasiohrzSIle  fttr  die  Waren,  die  auf  den 
SchÜlen  verladen  sind,  bei  ihrem  Anlanfen  wie  bei  ihrem  Verlassen  (des  Hafens), 
nnd  versichert  dem  Herrn  de  Freytag- Jjoringhotcn,  dali  die  Behandlung  der 
mssisclion  Srhiffo  auf  diese  Art  so  lan^e  fortdauern  wird,  al«  f^i'-  brasilianisrh(*n 
KahrTitMi^'r  auf  demselben  FuÜe  der  Glcirlihoit  werden  behandelt  werden,  nnd  .so 
lange  es  den  beiderseitigen  Regierungen  belieben  wird,  bei  diesem  System  der 
Gegenseitigkeit  zu  verharren,  von  welcbem  aelbatverstSadlich  keine  der  beiden 
Parteien  abgebm  wird,  ebne  vorber  innerbalb  einer  angemceeenen  Flnst  d«r  anderen 
von  der  Anfbebiuig  der  gegenseitigen  Vereinbamng  Kenntnis  g^eben  an  haben.* 

2.  Yenezuela. 

Zirkular  des  Zolldepartements  (Handelsdepaitements)  vom 

12.  Oktober  1857: 

Von  der  Oleichstelinng  der  venesolanisdien  Schiffe  mit  den  mssiadien  in 
wasiBdi^  HSlen  hinsiciitlicb  der  Entrichtung  der  Schilfs-  nnd  anderer  Abgaben. 

,Das  Z<dlr<'H8ort  des  Departements  für  den  innem  Handel  hringt  zur 
Kenntnis  nnd  Befolgang  durch  die  znständl^en  Stellen,  daß  kraft  des  vom  Herrn 
(}ehilf*»n  des  Ministers  der  .Kuswärtifien  Angelegenheiten  dmi  Herrn  Finanz- 
minister  mitgeteilten  Alli  ihurhsti  n  Befehls  vom  9.  des  verliussenen  Februar, 
die  venezolanischen  .Sciußc  in  unberen  ilüfen  hinsichtlich  der  Entrichtung  der 
SeUfl^  nnd  Zollabgaben  kttnftigbin  den  rassiseben  Schilfen  gleichanstellen 
sind,  da  nach  der  lUtteilang  des  lOnisteiinms  der  Auswirtigen  Angelegen- 
hdtcp  die  venezolanische  Regierung  bekannt  gegeben  hat,  daß  in  den  Hifen 
dieser  Republik  d(  r  russischen  Flagge  hinsirhtlirh  der  Entrichtung  der  Abgaben 
vdUige  01ei(hh<  it  mit  der  einheimischen  Flagge  gewährt  ist." 

3.  Hawaii. 

Handels-  und  Schiffahrtskonvention,  geschlossen  zwischen 
BuBland  und  dem  Königreicli  Hawaii  am  7./19.  Juni  1869: 

Art.  1.  , Zwischen  Rußland  und  dem  Königreich  Hawaii  wird  beiderseitige 
Freiheit  im  Handels-  und  Seesrhifffahrtsverkelir  herrschen". 

Art.  2.  „Die  Untertanen  Sr.  Majestät  des  Kai'=^<"rs  von  Kußland  und 
diejenigen  Sr.  Majestät  des  Königs  der  Hawaii'schen  Inseln  werden  gegenseitig 
gleich  der  meistbegünstigten  Nation  behandelt  werden". 

Art  3.  ^Hierbei  versteht  es  sieh  indessen,  daft  die  oben  dargelegten 
Bastimwwmgen  die  Unsiehtlieh  des  Handels,  des  Oewerbebetriebes  nnd  der 
Fsliid  in  dem  einen  und  dem  anderen  Staate  geltenden  Gesetze.  Bestimmungen 
nnd  besonderen  Vorschriften,  welche  anf  alle  AoslAnder  fll)erhanpt  Anwendung 
finden,  in  iceiner  Weise  berOhren". 
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Art.  5.  .Kalls  ein  russisches  Schiff  an  den  K.Uäten  des  Koiiifireicba  H  t\\  aii. 
oder  ein  hawaii  sche»  an  den  KilsUm  Huülandä  Schiffbruch  erleidet,  weidm 
die  OrtabehSmtoi  eüieift  Ml^n  Schilf  Jed«  Hilfe  uiid  jede  Hitwltlniiig  bei 
der  Rettung  desselben  und  »einer  Ladung  und  der  Auebindignng  an  den  Be- 
rechtigten erweisen'. 

4.  Slam. 

Deklaration  betreffend  die  gegenseitige  Einräumung  der 
Bechte  der  meistbegünstigten  Nation  an  beiderseitige  Unter 
taneUf  geschlossen  zwischen  Rußland  und  Slam  zu  Bangkok  am 
11.  Juni  1899: 

„In  allem,  was  sich  auf  die  Juriadilction,  den  Handel  und  die  Seesdiilf» 
fahrt  bezieht,  werden  die  russischen  Unt^rtaneu  in  Siam  und  die  siamesischen 
in  RiiBIiiiid  von  nun  an  bis  zum  Ahl.iuf  dieses  Vertragjes  all*  Rechte  and 
Vorrecht.'  ijonifBon  wrUh.-  d»»n  Untertanen  andprer  Mächte  durch  bestehende 
oder  küiiltii;  ttwa  abzuschlieUende  Verträge  eingeräumt  werden''. 

5.  Kongo. 

a,  Deklaratinii  vom  2  4.  Januar  (5.  Februari  issö 

Art.  1.  ^Die  internationale  Kontjogesellschaft  verpflichttt  ^^i<•ll.  von 
keinerlei  Waren  oder  Handelsartikeln,  die  in  ihre  gegenwariigeti  oder 
künftigen  Beritsangen  unmittelbar  oder  im  TramitTerkehr  eingeführt  werden, 
irgrad  einen  Zoll  su  erheben.  Die  Zollfreiheit  erstreckt  sich  hanpta&cUidl 
auf  die  Waren  und  Handelsartikel,  welche  auf  den  um  die  StromschneUfln 
des  Kongoflusses  i^cebauten  Wegen  transportiert  werden  V 

Art  "2  .Dir  riissisrhfn  l'^ntcrtanen  haben  das  R»>rht,  sich  auf  allen 
der  ( icstllscliatt  L,'<h'<riyrii  Läinhrcicn  anzusiedeln:  sie  ti>'niiij(i'.  «Ue  Rechte 
der  meistbegünstigten  Natiun.  einschlieÜltch  dt-r  Eiuhtiiuüschen.  sowohl  hin- 
sichtlich des  Schutses  ihrer  Person  und  ihres  Vermögens,  als  auch  hinsichtlieh 
der  Freiheit  ihres  OlaubmisbekenntnissMi,  der  Verfolgung  und  des  Sdiolses 
ihrt'r  Rechte  und  des  Handels.  Gewerl>ebetriebs  uiil  (!<  r  Seeschi  ff  fahrt.  Ins* 
besondere  sind  sie  berechtiL't,  auf  dem  (lebiete  der  Geselisf  li.iff  Ländereien 
und  Gebäude  zu  kaufen  zu  verkaufen  und  zu  mieten,  Handel  und  Küsteuschifl- 
fahrt  unter  russistlui  Klagge  zu  treiben \ 

Axt.  3.  Die  Gesellschaft  verpflichtet  sich,  keinerlei  Vorrechte  den  An* 
geh5rigen  einer  anderen  Nation  su  gewähren,  ohne  diese  Vorrechte  "unver- 
zttglieh  auch  auf  die  Angdiffrigen  des  russischen  Reiches  aussudehnen.  *  - 

b.  Sclilußakte  der  Berliner- Afrikanischen  Konferenz  .v.qi^ 
26.  Februar  1885: 

Art.  1.  Der  Handel  aller  Nationen  wird  die  volle  Freiheit  genieOen. 

Art.  2.  Alle  Flaggen  ohne  Unterschied  dar  Nationalität  wesdeit.nih 
Küstenland  des  obenbesdchneten  Gebietes  zu  den  daselbst  ins  Meer  luündeodeb 
Flüssen,  zu  allen  Gewässern  des  Kongo  und  zu  seinen  Zuflüssen,  einscblieÜUcii 
der  Hee,  zu  allen  an  den  Ufern  dieser  Wasser  liegenden  Häfen  sowi«'>aS 
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allen  künftig  zur  Verbiiulung  d*  r  WasKprwrfrp  und  der  See  innerhalb  des  olx  n 
unter  Ziffer  1  bezeichnet*"n  Gebats  (twa  ti  bauten  Kanälen  freien  Zutritt 
haben.  Sie  können  jede  Art  von  Wartnt ransport  unternehmen  and  der 
KtlBteiuwhifffabrt  auf  den  Flflssen  nnd  auf  dem  Meer  obliegen,  ebenso  der 
nti£iclii9falirt  gleich  den  EinbeimiHchMi. 

Art.  3.  Waren  jeder  Herkunft,  welche  in  dieses  GeMet,  gleichviel 
anter  welcher  Flagge,  auf  dem  See-,  FluÜ-  oder  Landwege  gebracht  werden, 
haben  keine  ander»  n  ^Is  iliojenigen  Abgaben  zn  cntrirhten  welche  als  billige 
EntRrhändigiinf{(  ii  für  Aiifw-rndimtren  im  Iiiti  nssi'  des  Handelsverkehrs  er- 
hoben werden  künneii,  und  denen  daher  gleichmabig  die  Einheimischen  wie 
die  Amlinder  jeder  NationaUtM  nnterliegen  mflssen. 

Jede  Abwelehaog  Yon  dieser  Bevtimmiing  sowohl  hinsichtlich  der  Fahr- 
lenge  wie  der  Waren  ist  untersagt. 

Art  4.  Die  in  dieses  Gebiet  eingpfilhrtm  Wan  n  hleiben  vom  Einfulir- 
und  Transitzoll  frei.  Die  Mächte  behalten  sich  vor,  nach  20  Jahren  zu 
prüfen,  ob  die  Zollfreiheit  beizubehalten  ist  oder  nicht. 

Art.  ö.  Jede  Macht,  welche  jetzt  oder  künftig  Uoheitsrechte  in  diesem 
Territorinm  aiuflhl>  darf  daselbst  hinsichtlich  des  Handele  weder  Monopole 
nodh  Privitegien  «nlassen. 

Ausländer  ohne  Unterschied  genießen  daselbst  hinsichtlidb  ihrer  per- 
sönlif  lii  Ti  and  Vermögensrerhtr,  des  Erwerbs  und  des  Übergangs  von  bewt^ir- 
lithctu  oder  unbeweg'Uchetn  l'^ii;entnm  nnd  ihrer  Gewerbebetriebe  denselben 
Schutz  und  dieselben  Rechte  wie  die  Kinheimischen. 


Tabelle  der  gegenwärtig  in  Geltung  befindlichen 
UandelsverträgeBußlands  mit  auswärtigenStaaten. 


A  II hattg. 


Ifame  des  Staates. 


Datum  des  Abschlnsses  Geltongedaner. 
(1(8  Handelsvertrages. 

9.  Juni  18.58.  Kin  Jahr  nach  Kündigting. 

22.  September  184«/  lihne  Zeilbestimmung. 
7.  JuU  1847. 

11.  Mai  1866. 

28.  September  1873.  «  « 

14.  Juli  1897.  Bis  81.  Dezrmber  1903. 

2b.  Juli  18Ö1.  Ohne  ZeitbeBtimmong. 

16.  Mai  1858.  ,  , 

1.  Juni  1858.  ,  i"  . 
2714.  November  1800.  Ohne  Zeitbestimmung. 
12724.  Febmar  1681.  ,  ^ 

26.  März  19(V2.  ,  , 

12.  Aufrnst  1873. 

2,  Märs  lä^.  Ein  Jahr  nach  Kündigung. 


1.  Belgien. 

2.  Brasilien. 


3.  Bocbara. 


n 


4.  Bulgarien, 
ö.  China. 


a 


a 


5.  China. 


6  Chiwn. 
7.  Dänemark. 
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Name  des  Staates. 

Datum  do.s  Ahschlusaes 

des  liandebvertrages. 

8.  DeutscliUuid. 

10.  Pebraar  1894. 

9.  England. 

12.  Januar  1859. 

10.  Frankreicli. 

1.  April  1H74. 

r 

17  Juni  1893. 

11.  Griechenland. 

24.  Juni  \H'y.). 

12.  Hawei. 

19.  Juni  1«Ö9. 

IH.  Japan. 

7.  Mar  1895. 

14.  Italien. 

28.  September  1863. 

15.  Kongo. 

24.  Januar 

» 

(:').  Februar)  188.'). 

26.  F.MiiiiMr  1885. 

lö.  Korea. 

25.  Juni  1884. 

17.  Niederlande. 

13.  September  1846. 

18.  Österreich-Ungarn. 

14.  September  1860. 

18.  Hai  1894. 

19.  Penden. 

10.  Februar  1828. 

27.  Oktober  1901. 

20.  Peru 

4  1«  Mai  1874. 

21.  Portii[,'ai. 

9.  Juli  1H95. 

22.  Schweden-Norwegen. 

8.  Mai  1«38. 

23.  Schweiz. 

26.  Desember  1872. 

24.  Siam. 

ll.Jwü  1899. 

25.  Serbien. 

15.  Oktober  189a 

26.  Tlirkei. 

10.  Juni  1774. 

10.  Jnni  178:^. 

» 

2.  SeptomVr  lS2i». 

18./3(K  Marz  i8;">ü. 

» 

22.  Januar/ 

3.  Februar  1862. 

27. Januar 

» 

S  Februar  1879. 

27.  Venezuela. 

12.  Oktober  1857. 

2b.  Vereinigte  Staaten 

von  Amerika. 

lÜ.  Februar  1828. 

Geltungsdaaer. 

Bis  31.  Deiember  190B. 
Bin  Jahr  nach  Kttndigung. 


»       9  n 


Bis  17.  Juni  1911. 

Bin  Jabr  nacb  Ktndigung. 

Ohne  Zeitbestimmung. 


Ein  Jahr  nacb  KOndigiuig. 

Bis  31.  Desember  1908. 
Ohne  Zeitbeslimmang. 

Ein  Tahr  nach  Rttndigung. 

Bis  21.  April  1901. 

Ein  Jalir  nacb  Kündigung. 

Ohne  Zeitbeatinunung. 
Bin  Jahr  nach  Kündigung. 
Ohne  Zettheetimmung. 


Bin  Jahr  nach  Kflndignng. 
Ohne  Zeitbestimmung. 

Ein  Jahr  nach  Kündigung. 
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über  die  Form  der  im  Auslande  errichteten  Rechtsakte 
nach  der  russischen  Gesetzgebung  und  Gerichtspraxis.^) 

Von  Dr.  Ijeo  Cliallandeil,  Professor  der  Rechte  an  der  üuivcrsität 

Dorpat  iJurjew). 

L 

Die  Frage  von  der  Form  der  im  Auslande  geschlossenen 
Akte  und  Rechtsgeschäfte  ist,  vom  praktischen  Standpunkt  aus, 
eine  der  wichtigsten  und  zugleich  eine  der  am  besten  bearbeiteten 
des  internationalen  Frivatrechts.  Schon  bei  den  Statutaren  nahm 
sie  eine  bevorzugte  Stellung  ein  und  auch  in  neuer  und  neuester 
Zelt  bildet  sie  ein  mit  Vorliebe  behandeltes  Thema  der  Inter- 
nationalisten. 

Trotz  alled(Mii  ist  auch  jt'tzt  iioc  h  den  Zweifeln  und  Wider- 
sprüchen in  dieser  Frage  kein  Ende  abzusehen. 

Naeli  der  allgemein  herrs(  lienden  Doktrin  wird  die  Form 
von  Akten  und  Rechtsgeschäften  von  dem  Gesetz  des  Ortes 
bestimmt,  wo  sie  errichtet  worden  sind.  Locus  rcfiit  a<  fiun. 
Dieses  Prinzip,  dessen  Ursprun«i:  in  da,*?  Xlll.  Jahrhundert 
reiclit-).  wird  zu  einem  völkerrechtlichen  Axiom  erhoben,  nach 
dem  sich  nlle  Kulturvölker  richten  oder  zum  mindesten  richten 
sollten.  Hier  ist  es  aber,  genau  genommen,  auch  schon  zu  Ende 
mit  der  Übereinstimmung,  denn  es  braucht  nur  die  Frage  be- 
rührt zu  werden  von  der  inneren  Begründung  dieser  Regel,  den 
Grenzen  ihrer  Anwendbarkeit  und  sogar  dem  genauen  Sinn 
derselben,  so  entsteht  sofort  eine  allgemeine  Uneinigkeit  und  es 
werden  die  extremsten  und  widersprechendsten  Ansichten  laut. 
Wie  nachteilig  eine  derartige  Unbestimmtheit  der  Doktrin  für 

»)  V^l,  Ztscli  XIV  29  ff. 

ßuzzaii,  L'autotiiä  delle  legge  utranie/e  talalive  alla  forma 
dsgli  mi  eifrili,  1894,  S.  lOff. 
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die  n«'ri<iits|iraAis  sein  mnß,  verstoht  sich  vcii  selber.  Ohne 
eine  feste  und  sichere  Stütze  ist  letztere  allzuhäutitr  g^ezwnn^en 
ii/i  Dunkeln  zn  tappen  oder,  dnrch  irgend  welclie  Miiiip-cl  d- r 
Doktrin  irre^^eleitet,  dem  8inn  nnd  dem  (leist  der  jH.sitivtii 
(iesetz^-^ehini^  im  Namen  einer  im  gegebenen  Moment  herrschenden 
Doktrin  (iewalt  anzntnn. 

Denen,  die  im  Aphorismns  Locus  regit  actum  einen  der 
(irnndpfeiler  des  modernen  Rechtsbewußtseins  sehen,  bietet  die 
Frage  von  der  inneren  juristischen  Begründung  dieser  Maxime 
große  Schwierigkeiten. 

Wie  bekannt  unterschied  die  Statutentheorie  in  einem  jeden 
Rechtsverhältois  die  Person,  die  Sache  und  die  Handlung.  Nach 
dieser  Theorie  unterliegt  die  Person  der  lex  domicilii,  die  Sache 
der  /«r  rei  sitae,  die  Handlung  dem  Gesetze  des  (trtes,  an 
welchem  sie  voi^nommen  wird.  Diese  bis  zum  zweiten  Drittel 
des  vorigen  Jahrhunderts  herrschende  Theorie  konnte  jedoch  der 
neuesten  wi.ssens(  liaftlichen  Kritik  nicht  standtialten.  Wächter 
und  Sa  vi gn ff  haben  ihr  den  Todesstoß  gegeben  und  seitdem 
ist  die  hier  angeführte  Begründung  der  Formel  Locus  regit 
actum  der  Vergessenheit  anheim  gefallen. 

Nach  einer  vielfach  vertretenen  Ansicht  emaniert  die  Unter- 
ordnung der  formalen  Seite  eines  Rechtsverhältnisses  dem  Orts- 
gesetze aus  der  präsumierten  Unterordnung  der  Parteien  diesem 
Gesetze.  Doch  ist  diese  Erklärung  nur  in  den  Fällen  anwendbar, 
wo  die  Kontrahenten  verschiedener  Nationalität  sind,  denn  so- 
bald sie  Angehörige  eines  nnd  desselben  Staates  sind,  ist  es  viel 
naheliegender  anzunehmen,  daß  sie  beim  Abschluß  ihres  Ge* 
schäfts  ihr  heimisches,  ihnen  am  besten  bekanntes  Gesetz  im 
Auge  hatten. 

Noch  baltloser  ist  die  Ansicht  derer,  die  die  Regel  Locus 
regit  actum  aus  dem,  ihrer  Meinung  nach,  unbestreitbaren 
Grundsatz  ableiten,  daß  eine  jede  Person  inbetreif  ihrer  Hand- 
lungen den  Gesetzen  des  Staates  unterliegt,  in  dessen  Grenzen 
sie  dieselben  vornimmt.   Eine  solche  Argumentation  beweistr 

Eine  «'ingelu ndi  Kritik  der  Ansichten  verschiedener  Autoren  siehe  bei 
Buüsati,  op.  cit..  cup.  II;  v.Bar,  Theorie  und  Praxis  des  iniernatto- 
nalen  Privatrechts,  J,  S.  337  Ef.  , 
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wie  ü,  Bar  richtig  bemerkt,  zu  viel  und  ist  deshalb  ihre  Be- 
deutung gleich  Null,  nach  der  Kegel  —  gut  prouve  frop  ne 
prouce  rien.  Denn  falls  eine  derartige  Motivierung  wirklich 
stichhaltig  sein  sollte,  mä6te  dem  Gesetz  des  Orts  der  Yomahme 

einer  Handlung  (also  einem  zufälligen  Element)  eine  universale 
Bedeutung  verliehen  werden  und  es,  sozusagen,  zum  Kckstein 
der  gesamten  Lelire  von  den  Oesetzkollisionen  j^eiiiacht  werden. 
Aber  weder  die  Doktrin  nocii  auch  die  Praxis  haben  je  etwas 
derartiges  verlangt. 

Ebensowenig  überzeugend  sind  auch  diejenigen  Theorien, 
welrhe  sich  auf  die  Natur  der  Dinge'),  dem  natürliclien  Sinn 
der  (iesetze.  dem  inneren  (ieist  der  die  Funn  der  Reclitsakte 
betreffenden  Bestinnnungen  usw.  gründen.  Die  Kegel  Locufi 
reffit  actum  ist  mit  nichten  eine  „natürliche"  und  „notwendige", 
im  Gegenteil,  indem  sie  das  Band  zwischen  Wesen  und  Form 
eines  Rechtsverliältnisses  zerstrirt,  vergewaltigt  sie  in  einem 
gewissen  Grade  die  juristische  Logik.  Genau  genommen  wäre 
nur  die  Formel  vollkommen  konsequent  und  „natürlich",  die 
ein  Rechtsverhältnis  in  seinem  ganzen  Umfange  faßte,  dasselbe 
einem  Gesetz,  einem  Bechtsnormensystem  unterordnend. 
Diesen  Standpunkt  vertritt  mit  Bestimmtheit  die  neueste  Schule 
des  internationalen  Privatrechts  in  Deutschland.  Schon  o.  Bar^) 
hat  darauf  hingewiesen,  dafi  „die  Form  eines  Rechtsgeschäfts 
eine  der  Voraussetzungen  des  letzteren  ist  und  daher  nach  dem- 
selben Rechte  beurteilt  werden  muß,  dem  das  Rechtsgeschäft 
überhaupt  unterliegt*^,  i^e^e^^d^r^^r^)  behauptet  kategorisch, 
daß  „die  Rechtsgeschäfte  sind  nur  Durchbruchspunkte  fOr  Rechts- 
verhältnisse oder  für  Änderungen  an  Rechtsverhältnissen,  die 
Form  ist  nur  ein  Element  des  Rechtsgeschäfts.  Aus  diesem 
Zu.saninienhang  folgt:  die  Furm  eines  Rechtsgescliäft^s  wird 
dnrcli  dasselbe  örtliche  Recht  bestimmt,  dem  das  zu  gründende, 
abziiaiitUrnde  oder  aufzuhebende  Rechtsverhältnis  unterliegt/ 

1)  Vgl.  s.  B.  Weiß,  Traiii  iMorique  et  pratique  de  droit  inter- 
naiiondlpriti,  m,  1896,  p.  103:  „itmt  tPabord  il  porait  a  priori  natmrei 
de  diclarer  voiaHe  Umt  aeie  qui  eatiafaii  Mtit  condiHone  de  forme,  etc." 

2»  Op.  cit.,  I,  341. 

»)  Pandekten,  I,  1893,  8. 170.  ' 
Zeiteduift  f.  IntMn.  Priv»t-  tt.  Öffiratl.  Recht.  XIV.  21 
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Denselben  Standpunkt  vertreten  Niemeyer^  Neumarin-\, 
Zitelmann^)  und  einige  andere.  Dieser  neuen  Richtung  ist 
rs  gelungen,  auch  in  der  Kommission  zur  Ausarbeitunp  eine» 
Bürgerlichen  Gesetzbnches  für  das  Deutsche  Reicli  den  Sieg 
davonzutragen.  Wie  bekannt,  bestimmt  §  11  des  Einführung^' 
gesetzes:  „Die  Form  e^n(^s  Recht.sgeschäft.s  bestimmt  sich  nach 
den  Gesetzen^  welche  für  da«  den  Gegenstand  des  Rechtsgeschäfts 
bildende  Rechtsverhältnis  maßgebend  sind.  £s  genügt  jedoch 
die  Beobachtung  der  Gesetze  des  Orts,  an  dem  das  Rechtsgeschäft 
vorgenommen  wird.*^  Auf  diese  Weise  wird  hier  der  Regel 
Locm  regit  actum  eine  bloB  subsidiäre  Bedeutung  gegeben.  Im 
Prinzip  wird  sowohl  die  Form  als  auch  das  Wesen  eines  Rechts- 
geschäfts von  ein  und  derselben  Norm  bestimmt,  doch  genügt  es, 
wenn  die  Form  eines  Rechtsgeschäfts  den  Vorschriften  der  Gesetz- 
gebung des  Orts  entspricht,  an  dem  dasselbe  vorgenommen  ist. 

Eine  derartige  Stellung  dieser  Frage  stimmt  am  besten  mit 
der  juristischen  Logik  Qberein  und  weist  der  Formel  Locus 
regit  actum  den  ihrer  Bestimmung  nach  am  meisten  zukommenden 
Platz  an,  nämlich  die  Erleichterung  des  internationalen  Verkehrs. 
Wie  es  schon  Savigny*)  glänzend  bewiesen  hat,  beruht  der 
ganze  Wert  der  Formel  tatsächlich  in  den  aus  ihr  hervor- 
gehenden praktischen  Folgerungen. 

Ausländer  sind  beim  Errichten  von  Akten  und  Rechts- 
geschäften in  einem  fremden  Staate  meistens  fiberhaupt  der 
Möglichkeit  beranbt,  die  von  ihrer  heimischen  Gesetzgebung 
hierbei  vorgeschriebenen  Formalitäten  zu  beobachten.  Falls  das 
nationale  Gesetz  von  einer  Person  die  gerichtliche  Präsentation 
eines  Testaments  verlangt,  das  Ortsgest  tz  abi  r  diestii  Modus  niclit 
kennt,  so  wäre  die  betreffende  IN  rson  überhaupt  nicht  imstande, 
in  diesem  Staart^  letztwillige  Verfügungen  zu  treilen.  Ebenso 
könnten  Angehörige  eines  dieCiviltramiiig  vorschreibenden  Staates 
keine  Ehen  in  Ländern  eingehen,  die  bloß  die  kirchliche  Form 

>)  Vorschläge  und  JUaierialien  9ur  Xodiftkatiou  «hs  interu, 
Prieaireehts,  lUSb.  §  11. 

2)  Internatiottnhs  Privat  recht,  1896.  S.  68. 
.    ■»)  InternatiunaU^  Pricatnihf.  II,  imi  S.  143. 
*)  Üystem,  VUl.  §  381;  vgl.  v.Bar,  op.  cit.,  Ö.  34üff. 
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der  Eheschiieöung  anerkennen.  Auf  diese  Weise  waren  Aus- 
länder in  der  Ausübung  vieler  we,vpTitlirher  Rechte  behindert, 
was  einen  liöchst  ungrnnstigen  Einfluß  auf  den  internationalen 
Verkehr  ausüben  würde.  Zur  Verhütung  solch  unerwünschter 
Erscheinungen  erkennen  die  Kulturstaaten  seit  altersher  die 
Crültigkeit  von  Akten  und  Rechtsgeschäften  an,  die  außerhalb  ihrer 
Grenzen  in  Übereinstimmung  mit  den  Qrtsgesetzen  vorgenommen 
sind.  Die  meisten  Staaten  haben  außerdem  eine  diesbezügliche 
Bestimmung  in  ihre  positive  Gesetzgebung  aufgenommen.  Doch 
ist  auch  der  Fall  denkbar,  daß  in  irgend  einem  Staate  diese 
Regel  auf  Grand  eines  Gewohnheitsrechtes  beobachtet  wird. 
Daraus  folgt  aber  noch  lange  nicht,  daß  das  Prinzip  Locus 
regit  (tdum  selbst  den  Charakter  einer  völkerrechtlichen  Ge> 
wohnheitsnorm  besitzt.  Ein  derartiger  Standpunkt,  der  jedoch 
als  communis  opinio  doctorum  angesehen  werden  kann^),  stellt 
eine  vollkommene  Vermischung  zweier  Begriffe  vor,  nämlich  der 
Begriffe  —  iiiiiirrechtliche  und  völkerrechtliche  Gewöhn heit. 

Unter  einer  völkerrechtlichen  Gewohiilieit,  im  waliren  Sinne 
des  Wortes,  kann  und  iiiuIj  nur  eine  solche  unge.st*l»riebene 
Rf'cht.snoi-in  verstanden  wrrdc!).  welclu*  zwei  oder  mehrere 
t^taaten  verltin<let.  Subjektr  ilt>  \  (»Ikei  ti  (  Ins  sind  selbstiindige 
politisclu' Orfranisuien  —  und  nur  sie;  deshalb  bilden  in  einen» 
jeden  völkerrechtlichen  Rechtsverhältnis  Staaten  die  beiden  Pule 
desselben.-i  Wo  ein  Staat  dieses  oder  jenes  Postulat  des  Völker- 
rechts erfüllt,  hat  er  solches  kraft  einer  rechtlichen  Verpflich- 
tung zu  tun,  wobei  den  übrigen  Gliedern  der  Völkergemeinschaft 
(Staaten)  das  Recht  gesichert  sein  muß  auf  ein  bestimmtes 
Benehmen  dieses  einen  Staates.  Auf  diese  Weise  sind  viele 
(lesetze,  administrative  Verordnungen  usw.  bloß  Redexe  einer 
internationalen  Norm:  der  Staat  muß  solche  Gtesetze  erlassen 
um  die  Erfüllung  einer  internationalen  Verpflichtung  zu  gewähr- 
leisten.   Hinter  der  Vorschrift  des  inneren  Rechts  steht  In 

*)  Siehe  r.  Bar,  op.  cit  .  S.  340ff .  F.  r.  Martens,  Völkerrecht 
(mssisch).  II,  §  78.  Derselben  Ansicht  ist  im  Grande  genommen  auch  Bum- 
zati,  op.  cit  .  p.  79. 

Vgl.  meine  Abbandlui^  ^Das  völkerrechtliche  Mechtsterhallnui'* 
im  „Archiv  für  öffenÜ,  Jiechft  1901,  S.  676 ff. 

21* 
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solcliem  Falle  ein  Überstaatlicher  Imperativ;  dabei  ist  JedocU 
der  Inhalt  dieser  beiden  Normen  seinem  Wesen  nach  Identisch. 

Doch  gibt  das  bloße  Faktum,  daß  mehreren  Staaten  ihrem 
Inhalte  nach  gleiche  legislative  (oder  gewobnheitsrechtliche) 
Bestimmungen  gemein  sind,  an  und  für  sich  noch  keinen  ge- 
nügenden Anlaß,  In  solchem  Falle  das  Vorhandensein  einer 
Korm  des  Völkerrechts  vorauszusetzen.  Eine  solche  Bestimmung 
kann  ihrer  Inneren  Zweckmäßigkeit  wegen  akzeptiert  sein,  als 
die  am  meisten  der  ökonomischen,  politischen  und  moralischen 
Entwicklung  eines  bestimmten  Volkes  in  einem  gegebenen  Mo- 
ment entsprechende.  Erwägu ngen  der  Zweckdienlichkeit  bew  ogen 
In  diesem  Falle  den  Staat,  eine  derartige  Bestimmung  zu  er- 
lassen, nicht  aber  unterwarf  er  sich  einer  auf  ihm  lastenden 
Verpflichtung.  Deshalb  wird  auch  keiner  die  Verletzung  einer 
solchen  Norm  für  eine  laesio  ßtHs  ansehen,  d.  h.  für  eine  Ver- 
letzung eines   Uberstaatlichen  Rechts,   das  für  alle  Staaten, 
unaliliängig  von  ihrem  Wollen  oder  Nichtwollen.  zwingend  wäre. 
So  z.  B.  erben  in  den  meisten  Kulturländern  nach  dun  Tode 
der  Filtern  dii'  KiiuU  i,  falls  jedoch  ein  Staat  diese  Ordnung 
Huflit  hon  sollte  und,  die  Deszendenten  bei  Seite  la>>nHl,  die 
SciTt'iiliiiien  zur  Erhfolot*  berictV.  kriiuitr  kein  anderes  IMitglied 
der  Vtilkergemeinschaft  dagegen  protestieren,  sich  hierbei  auf  eine 
Verletzung  seines  Rechts  berufend.   Hinter  dt  i-  N'urni  des  inneren 
ReclitxS  steht  in  diesem  Falle  keine  ülarstuatliche  Norm. 

Wenden  wir  uns  wieder  zni-  Regel  Lonts  regit  attutn. 
Wäre  diese  Regel  eine  völkerrechtliche  Norm,  so  hätte  sie  a)  in 
allen  oder  wenigstens  in  den  meisten  Staaten  den  gleiflic!!  \\\- 
\\:\\X  lind  b)  würde  ein  Abweichen  von  ihr  für  eine  laeaa)  jttrUt 
angesehen  werden. 

Äff  n)  Alle  Stnati  n  erkennen  dem  (Jesetze  des  Orts  des 
Zustandekommens  eines  Tu  «  lifsirfsi  liiitts  eine  bestimmte  Bedeu- 
tnng  zu  —  djus  unterliegt  keinem  Zweifel.  Doch  ist  die  Be- 
deutung dieser  Reg^l,  ilir  Sinn  und  ihre  innere  Natur  sehr 
verschieden.^)   So  verlaugt  eine  Reihe  von  Staaten,  daß  Akte 

Das  legiskUve  Uaterul  ist  sa  finden  bei  Ni^meyer,  Vorschlag» 
und  Materialien,  S.  17—80  und  bei  HeumanH,  IniemeU,  Pritatreeki^ 
S.  194-m 
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miil  luH  htsgtschatU',  was  ihre  Form  Jinbctriftt.  den  (Jesetzen 
iks  Landes  zw  i'nts])rtM"lH'n  liabcii.  in  dessen  (ireiizcn  sie  {»e- 
stlilossen  sind.  Diesen  Standiumkr  vertreten  z.  H.  die  tiesetz- 
gelmnjjen  der  8cliweizer  Kantone  Aarj^an  il847),  Bern  (1824), 
I.nzern  (IHHl).  Solutlmrn  (1841).  Unteiwalden  MSfi^s.  Wallis 
{l8ä:i),  da.s  liadisclie  und  das  PmilÜM  lu'  Landreclit,  das  Ar- 
gentinische (.Jesetzbiicli  (ISTli  imd  eiiii«:f  andere. 

Kine  zweite  (  Jruppe  l)ilden  die  Staaten,  in  dt  iit  ii  d»  r  Ort 
des  Znstandekommens  einer  Abmaelinnj^  dem  Ort  ihrer  Ertiilliing 
gleichjjfestellt  wird.  So  bestimmt  Art.  XX XVI  des  Liv.-Ksth.-Knr- 
ländischen  l*rivatrechtis,  T.  III:  ^In  Betreff  der  !'\»nn  der  Hechts- 
^'eschäfte  können  ebensowohl  die  Vorschritten  für  denjenigfen  Jnri.s- 
diktionsbezirk  beobachtet  werden,  in  welchem  das  Rechtsgeschäft 
in  Wirksamkeit  treten  soll,  als  auch  die  Gesetze  des  Ortes,  an 
welchem  das  Rechtsgeschäft  vorgenommen  wird."  Analoge 
Bestimmungen  finden  wir  im  .Mexikanischen  Cötfigo  cid!  i  lHll)^ 
im  Sächsischen  Bürgerlichen  (Jcsetzbuch  1 180:^),  im  ( Jesetzbnch  des 
Kantons  Freiburg  ( 1890)  und  einigen  anderen.  Bisweilen  wird  den 
Parteien  die  Wald  zwischen  ihrem  Nationalgesetz  und  dem  Oesetz 
des  Orts  der  Erfüllung  eines  Rechtsgeschäfts  überlassen,  w  ie  z.  B. 
im  italienischen  Gesetzbuch  (1865)  und  dem  Japanischen  vom 
Jahre  1890,  usw.  In  anderen  wieder  ist  eine  Alternative  gegeben 
zwischen  der  kx  loci  coniracfus  und  der  lex  fori  —  hierher 
gehört  der  Civilkodex  des  Kantons  Zürich  (1854)  und  das 
Montenegrinische  Gesetzbuch  (1888).  Endlich  enthält  noch  der 
amerikanische  Code  of  State  Georgia  folgende  originelle  Be- 
Stimmung:  „I%e  oalidätf,  form  and  effects  of  aU  writings  or 
amtract  aredetermined  by  tkelaws  ofthe  place  where  executed. 
When  such  writing  or  contract  is  intended  to  have  effect 
in  this  State,  it  must  be  executed  in  conformity  tho 
the  laws  of  this  State,  exepting  wills  of  perstmalty  of 
persans  domtcHed  in  anolher  State  ör  cotmfry." 

Demnach  hat  ein  Recht.sgeschäft,  das  im  Gebiet  dieses 
Staates  zu  vollziehen  ist,  der  lokalen  Gesetzgebung  zu  ent^ 
sprechen.  Eine  analoge,  dem  Prinzip  Loctts  regit  actum  direkt 
widersprechende  Bestimmung,  finden  wir  im  Chilenischen  Gesetz- 
buch von  1855. 
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Aus  dieser  kurzen  Ül)ersicht  der  positiven  GesetÄg:el)ungen 
sehen  wir,  daß  v»  isdiiedene  Staaten  auch  verschiedene  Kor- 
derunpen  für  die  Anerkennung:  im  Auslande  geschlossener  Akte 
und  Rechtj;ge$chäfte  aufstellen.  Die  einen  setzen  das  Prinzip 
Locus  regit  actum  an  erster  Stelle,  während  andere  ihm  in  ihren 
Gesetzgebungen  nur  einen  untergeordneten  Platz  einräumen.  Der 
eine  Staat  verlangt  ausdrücklich,  daß  ein  Rechtsgeschäft  dem 
Gesetz  des  Orts  seiner  Erfüllung  entspricht,  ein  anderer  dagegen 
solches  bloß  gestattet  usw.  Es  ist  Idar,  daß  alle  diese  ungleichen 
Bestimmungen  keine  gemeinsame  Quelle  haben  können  und  nicht 
den  Reflex  einer  Norm  höherer  Ordnung  vorstellen.  Selbständig 
sind  sie  entstanden  und  existieren  auch  so. 

Ad  b).  Das  charakteristische  Merkmal  einer  Gewohnheits- 
nonn, wie  einer  jeden  Rechtsnorm  überhaupt,  ist,  daß  ein 
Jeglicher  durch  sie  verpflichteter  und  sie  anerkennender  Subjekt 
den  Anspruch  erbebt  auf  Befolgung  dieser  Norm  von  Seiten 
aller  anderen  Subjekte.  Die  Verletzung  einer  Gewohnheiisnorm 
ist  deshalb  eine  ebensolche  laesio  Juris  wie  die  Verletzung 
eines  positiven  Gesetzes. 

Falls  also  die  Regel  Locus  regit  actum  eine  internationale 
gewohnheitsrechtlicbe  Norm  wäre,  würde  sich  ein  jeder  Staat, 
der  in  seiner  inneren  Gresetzgebung  diese  Regel  nicht  durch- 
führte, einer  chronischen  Nichterfüllunof  seiner  Verpflichtungren 
schuldig  inaclien ;  die  Übrigren  Staaten  ]>ätten  das  Recht  dag:es:en 
zu  protestieren  und  Retoi*sionsmaßreo:eln  anzuwenden.  In  \Viri<- 
lichkeit  sehen  wir  jedoch,  daß  in  der  Fragre  von  der  Form 
der  Rechtsgeschäfte  die  Staaten  sich  ausschliesslich  nach  ihirin 
Ermessen  richten  und  hiirbei  die  Wirkuiigsspliiiri'  der  h'.v  hei 
actus  bald  erweitern,  bald  auls  äußerste  eiiisclii linken.  So 
z.  B.  wird  die  Form  der  Ehe  in  den  meisten  KnlnustiKiti  n 
nach  der  Regel  Locks  n-fjif  ncfnin  hrstimmt.  In  Kusslaiid  da- 
frt's:»'!!  verlanpren  .sowohl  dt  i'  ( u'st'tztrt'luT  als  auch  die  sfericht- 
liclie  iiiul  administrative  Praxis  von  den  An^vliiu-ifren  dieses 
Staates  beim  Eingilicn  oinor  Ehe  die  rxoliaciitung  der  von 
den  russischen  Gesetzten  voiut  schriebenL'H  Formalitäten.  De  lege 
ferenda  ist  ein  solcher  Standpunkt  möglicherweise  nicht  zu 
billigen,  aber  wer  würde  wohl  behaupten  wollen,  daß  Ruß- 
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land  in  die^jeni  Falle  seine  iuternationale  Verpflichtungen 
verletze  ? 

Die  juristische  Maxime  Locus  regit  actum  ist  ein  Prinzip 
des  inneren  Privatrechts.  Ein  jeder  Staat  bedient  sich  ihrer  so 
Tiel  er  es  am  zweckmäßigsten  hält.  Jeder  von  ihnen  hat  das 
Recht  dieses  Prinzip  anznerkennen  oder  nicht  und  tut  es  auf 
seine  eigene  Art  und  Weise. 

Daraus  folgft.  ciiif  jt^iirliche  Gesetzgebung:  ein  s|)t'z"k'lles 
und  selbständigfes  Studium  und  ein  ivlares  Erki  nrn  ii  iliici'  t  vpischeu 
Sonderheiten  erfordert.  Die  „Theorif"  ist  niclit  inisiaride  die 
Lücken  des  positiven  K'  lits  zu  ergänzen;  was  für  den  Staat  A 
oder  eiiu^  (Inipiie  von  Staaten  pfilt.  ist  für  den  Staat  B  mög^licher- 
weise  überhaupt  nicht  anwendbar,  indem  es  dem  (ieist  und  dem 
Sinn  seiner  Gesetzgebung  widerspricht.  Damit  wollen  wir  aber 
nicht  gesagt  haben,  daß  beim  Studium  irgend  eines  Normen- 
systems die  allgemeinen  Daten  der  Wissenschaft  und  die  Praxis 
der  anderen  Länder  vollständig  beiseite  gelassen  werden 
könnten;  wir  sind  im  Gegenteil  vollkommen  von  der  Frucht- 
losigkeit aller  solcher  Forschungen  Überzeugt,  die  ohne  eine 
wirklich  wissenschaftliche  Analyse  der  juristischen  Begriffe 
auszukommen  suchen;  aber  wir  protestieren  gegen  die  auf  dem 
Gebiete  des  internationalen  Privatrechts  leider  allzuliäufig  an- 
gewandte Methode,  die  in  einer  Substitnlerung  voreiliger  Yer^ 
allgemelnerungen  und  teilweise  auf  unkontrollierbare  quasi- 
wissenschaftliche  Thesen  an  Stelle  eines  Studium  der  positiven 
Wirklichkeit  besteht.  Ebenso  erkennen  wir  ^uch  die  hervor- 
ragende Bedeutung  der  Praxis  ausländischer  Gerichtsinstanzen 
an.  doch  hat  sie  in  unseren  Augen  nur  imperio  rationis  Wert, 
niclit  aber  ratione  imperll. 

In  folgendem  werden  wir  ausschließlich  die  russische 
Gesetzgebung  behandeln  und  versuclien,  den  Standpunkt  deräell)en 
in  der  Frage  von  der  Form  im  Ausland»'  'jtNoiiiossener  Akte 
und  Reclitsgesciiäfte  darzustellen,  zugleicli  mit  einer  Analyse 
der  vorhandenen  Gerichtspraxis,  soweit  letztere  uns  zugäng- 
lich war. 
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Die  ersten  einigermaßen  klaren  uml  präzisen  Bestimnnmgen 
über  die  formale  Seite  im  Auslande  geschlossener  Akte  und 

RechtvSp-eschäfte  erscheinen  in  der  russischen  Gesetzgebung  nicht 
vor  dem  Anfang  des  XIX.  Jahrhunderts.  Zweifelsohne  sind 
ausländische  (Jesetze  auch  schon  bedeutend  friilitr  von  ru.ssischen 
(Jerichten  angewandt  wurden'),  jedoeli  vvst  zur  Zeit  der  Vor- 
arlieiten  des  „Sn  od  Sakonoiv  iSaiiiuilung  der  geltenden  (iesetze 
des  Russischen  Reichs)  ist  man  zum  erstenmal  direkt  und  mit 
Be\vuljt.sein  an  diese  Frage  herangetreten. 

Die  Entwürfe  zu  einem  Civilgesetzbuch  ans  den  Jahren 
1809  und  1H14  enthalten  eine  ganze  Reihe  Artikel,  die  im 
Auslande  ges(  hiu.^st'ue  Akte  und  Rechtsgeschäfte  betreffen.  Diesen 
Entwüi  fen  ist  es  zwar  nicht  beschieden  gt'wesen.  positives  (Jesetz 
zu  wei-(ien :  trotzdem  lial»eii  sie  zweifelsolme  einen  bedeutenden 
F^influB  auf  die  spätere  ( iesetzgebnng  ausgeübt.  Es  sei  uns 
daher  gestattet  bei  ihnen  etwas  liinger  zu  verweilen. 

Kin  ziendich  umtanKreielies  Kapitel  (V)  im  ersten  Teil  des 
Entwurfs  von  1814  war  betitelt;  „Tber  Civilstandszeugni.^i.se."' 
§  104,  der  von  der  Geburt,  Eheschließung  und  Tod  eines  russi.sciien 
I^ntertans  im  Auslande  handelt,  bestimmt:  »Russischen  Unter- 
tam>n  in  fremden  Staaten  ausgestellte  Tivilstandszeugni.sse  sind 
aU  gültig  anzusehen,  wenn  sie  nach  den  in  diesen  Staaten 
vorgescliriebenen  Regeln  und  Formen  errichtet  sind 
und,  nach  der  Heimkehr  dieser  Personen  nach  Russland,  im 
Laufe  eines  .Talires  in  gehöriger  Weise  vorgestellt  und  in  die 
betreffenden  Civilstandsregister  eingetragen  sind.*  Wie  man 
Itier  sieht,  wird  die  Formel  Locua  regit  actum  in  ihrer  ganzen 
Reinheit  angenommen. 

Weiter,  im  Kapitel  IV,  sind  die  für  die  Gesetzlichkeit 
ehelicher  Verbindungen  obligatorischen  Bedingungen  angeführt. 
Die  §§  168—170  handeln  von  im  Auslande  geschlossenen  Ehen 
russischer  Untertanen  und  bestimmen  fOr  solche  F&Ue:  1.  Daft 
solche  Ehen  dieselben  ^Attrihnte**  haben  müssen,  wie  die  in 

^}  Siehe  meine  Abhandlung  .Über  die  Anwendung  ausländischer 
GeseUe  durch  rutaische  G^richt^eMräen"  im  „Archiv  für  itffenttkhes 
Recht",  m&. 
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Rußland  geschlossenen,  mit  Ausnahme  des  Aufgebots  und  der 
Eintragung  ins  Eheregister,  2.  daß  das  Aufgebot  in  solchen 
Fällen  nach  den  Gesetzen  des  Landes  zu  geschehen  hat,  wo 
sich  die  Napturienten  befinden  und  B.  daß  solche  Ehen,  unter 
VorBtelliing  der  betreffenden,  im  ausländischen  Staate  gebräuclw 
lieben  Zeugnisse,  nicbt  später  als  in  Jabresfrist  nach  der  Bück- 
kebr  eines  mssiscben  Untertans  in  sein  Vaterland  in  die  Ehe- 
matrikeln  eingetragen  seien. 

Der  zweite  Teil  des  Entwurfs  von  1814  war  dem  Sachen- 
recht überhaupt  und  dem  Erbrecht  im  speziellen  gewidmet. 
Laut  §  314  „hat  ein  russischer  Untertan  das  Recht  im  Aus- 
lande ein  Testament  nach  den  Gesetzen  des  Landes  zu  errichten, 
in  dessen  Gebiet  es  niedergeschrieben  wurde,''  wobei  (nach 
§  315)  „ein  im  Auslande  errichtetes  Testament,  das  ein  in 
Rußland  befindliches  Vermögen  betrifft,  nicht  anders  vollzogen 
werden  kann,  als  nddi  der  Vorstellung  eines  solchen  Testaments 
zur  Bestätigung  derjenigen  (iericlitsbehörde,  in  deren  Jurisdiktions- 
kreis entweder  das  Domizil  des  Testators  oder  das  im  Testament 
en^'ähnte  Eigentum  sich  betirulen." 

Endlich  enthält  der  dritte  Teil  des  Entwurfs  („Von  den 
Verträgen'')  einen  ParagrayilieTi  i80),  welclier  lautet:  „Im 
Auslande  geschlossene  Vertrage,  falls  sie  nacli  den  (iesetzen 
des  Landes  geschlossen  sind,  in  dessen  (irenzen  sie  nieder- 
geschrieben wurden,  und  in  der  gesetzlichen  Frist  den  russischen 
(ierichtsbehörden  vorgestellt  sind,  bewahren  ihre  gesetzliche 
Kraft  mit  den  in  den  ^  22  und  23  des  1.  Teils  angeführten 
Einschränkungen*^^). 


\'  Dköe  Taragraphen  handeln  von  der  Xiistandi^iki  it  nnsliindisrhor  Reclifs- 
geschäfte  russischer  Gerichtsbehörden.  Verträge  die  von  Ausiaudern  außerhalb 
RafflandB  eingegangen  worden  sind,  nntezliegen  (.nach  §  22)  nur  in  f<^(Miden  swel 
FUlen  der  Entscbeidnng  rnasischer  Oeridite:  1)  wenn  du  Objekt  soldier  Becht«- 
geschähe  sieb  gnnx  oder  Mch  nor  teilwdae  in  BaDlnnd  befindet  nnd  2)  wenn 
beide  Parteien  wOnschen,  daß  ihr  Streit  in  Rußland  entschieden  werde. 
^  23:  , Verpflichtungen,  welche  zwischen  Anslüudeni.  die  sich  in  Rußland 
anfhalten.  und  russischen  Untertanen  tinf^e^anj;!  n  wurtlen  sind,  werden  aber 
in  ailen  Fällen  von  den  nissischen  Ikhürden  entschieden,  unabhängig  davon, 
wo  Bie  zustande  gekommen  sein  mögen.* 
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Wie  aus  den  an<?pf»ibi*ten  Parii^»ri3iphen  zw  » rst  lit  ii  ist,  ent- 
hielt der  Entwurf  vom  .lahrp  1H14  keine  nllu*Mm*iiie  Ke^-el  in 
bt'ziiji:  auf  alle  außerhalli  Hiiljlanii  vorircniuiun»*!!*'  Rfclitsakte 
überhaupt,  sondern  dieselben  waim  in  einzelne  Uruppen  ijft^tt'ilt, 
wobei  für  jede  dirsi  r  (Jruppen  ent.sprechende  Weisuuf^eu  tre- 
{?egel)en  waren.  Diese  zweifelsohne  i)lanmii(jij2:e  und  die  wirk- 
liche Absicht  des  (Jesetzgebers  voll  und  bestimmt  ausdrückende 
Methode  ist  in  der  Folj^e  vollkommen  aufgej^eben  worden,  und 
das  heutige  russische  Recht  stellt  nur  wenig  untereinander  in 
Einklang  gebrachte  Bestimmungen  vor  und  ist  weit  entfernt 
von  dem  verhältnismäßig  harmonij<chen  System,  das  eine 
vorteilhafte  £igentümlic]ikeit  des  Entwurfs  von  1H14  war. 

indem  wir  zur  geltenden  russischen  Gesetzgebung  über- 
gehen, müssen  wir  zu  allererst  konstatieren,  daß  auch  sie 
keine  allgemeine,  allumfassende  Regel  enthält.  Im  (Jegen- 
t(  il,  bei  ihrem  kasuistischen  Cliarakter  enthält  sie  in  einer 
Reihe  von  Artikeln ,  verstreut  in  den  einzelnen  Bänden 
des  Swod  Sakmaw,  Bestimmungen,  welche  diese  Frage  je 
nach  der  Kategorie  der  Verhältnisse  selbständig  regulieren. 
Deshalb  ist  ein  Inferieren  von  einer  Kategorie  auf  die  andere 
vollkommen  ausgeschlossen.  Ebensowenig  kann  man  in  Rußland 
die  Bixistenz  einer  allgemeinen  gewohnheitsrechtlichen  Norm 
(wie  z.  B.  in  Frankreich)  annehmeUf  welche  imstande  wäre, 
die  Lücken  des  geschriebenen  Gesetzes  ausznffiUen  und  konsequent 
ein  bestimmtes  Prinzip  dnrcliznlühren.  Ein  Gewohnheitsrecht 
wird  niemals  präsumiert,  sondern  ist  Jedesmal  zu  beweisen. 
Es  stehen  uns  jedoch  keinerlei  positive  Daten  zur  Verfügung, 
die  das  Vorhandensein  einer  solchen  obligatorischen  Gewohn- 
heit bestätigen  könnten. 

Eine  Klassifikation  der  geltenden  Qesetzbestimmungen 
ergiebt,  daß  $ie  drei  Kategorien  von  Rechtsgeschäften  be- 
treffen: 1)  Rechtsgeschäfte  und  Verträge  im  engeren  Sinne  des 
Wortes,  2)  Akte,  die  vor  den  Konsuln  und  diplomatischen 
Vertretern  vorgenommen  werden  und  3)  im  Auslande  errichtete 
Testamente. 

Betrachten  wir  diese  drei  Gruppen  der  Reihe  nach. 
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ni. 

Von  ^Akten  und  Verträgen"  handelt  Art.  707  der  CPO, 
welcher  lautet: 

»Im  Auslande  ireschlossene  Verträge  und  Akte  wtrdpn 
jiacli  den  (feseUt'ii  des  Staates  beurteilt,  in  dessen  (j lenzen 
sie  zustande  {reltommen  sind,  und  werden  für  gültip:  angesehen, 
wenn  das  ilmt  ii  zujrnmde  liegende  Rechtsgeschäft  nicht  ^^e^en 
die  öffpntlidic  Ordnung  verstößt  und  nach  den  (Jesetzeu  des 
Russischen  Reiches  nicht  verboten  ist." 

Es  kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  dieser  Artikel 
sich  sowohl  auf  das  Wesen  als  auch  auf  die  Form  aus- 
ländischer Rechtsgeschäfte  bezieht.^)  Art.  707  CPO  sanktioniert 
die  Regel  Locus  regit  actum  dabei  in  der  Weise,  daß  sowohl 
die  innere  als  auch  die  äußere  Seite  eines  solchen  Aktes  einem 
Ciesetz  als  ilireni  Wirkungsstatut  unterworfen  werden.  In 
diesem  Falle  bleibt  das  Reditsverhältnis  ungeteilt  und  unter- 
liegt in  seinem  ganzen  Umfang  der  Gesetzgebung  des  Orts 
seines  Zustandekommens. 

Indem  Art.  707  CPO  Form  und  Inhalt  eines  Rechts- 
geschäfts so  eng  miteinander  verbindet,  bestimmt  er  damit,  daß 
die  Form  eines  Aktes  sich  nur  in  dem  Falle  nach  dem  Gesetz 
des  Orts  seines  Zustandekommens  zu  richten  hat,  wenn  das 
ausländische  und  nicht  das  russische  Gesetz  Wirknngsstatut 
ist.  Unterliegt  dagegen  ein  Rechtsverhältnis  der  russischen 
Gesetzgebung,  so  sind  -die  Vorschriften  desselben  auch  auf  die 
formale  Seite  eines  solchen  Rechtsgeschäfts  anzuwenden. 

Nehmen  wir  diese  allgemeinen  Thesen  etwas  genauer  durch. 
Rechtsgeschäfte  und  Verträge,  von  denen  Art.  707  CPO 
handelt,  können  sowohl  von  Ausländern  als  auch  von  Russen 
geschlossen  werden.  Im  ersten  l'^ille  ist  die  Regel  Locus 
regit  actum  unbedingt  obligatoriscli.     Die  Kontrahenten 

^)  Siehe  die  Entecheidung  des  CirillEBamtionsdepartemente  des  Rnniadien 
Senats  vom  Jahre  1890,  No.  IS:  „Nach  dem  Sinne  des  Art.  707  CPO  sind  im 
Auslände  geschlossene  Verträge  und  Rechtsgeschäfte  nadi  den  Oeaetsen  des 

Staates,  wo  sie  errichtet  sind,  in  ihrem  ganzen  Umfange  zu  l)eurt«nen,  sowohl 
was  (lio  Fitnn  ihror  Errichtung,  als  au^h  die  den  Parteien  durch  sie  auf- 
erlösten  VcrpÜichtungeu  und  Rechte  anbetrifft*. 
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liHhen  sich  nach  dom  Ortsgesetz  zu  ric]it<»n  und  koniuii  in 
ktMiit'iti  Falle  >i(  h  der  Formen  des  nissischen  Rechts  bedienen. 
Andererseit.s  kann  alnnlas  ausländische  (lest  t/  die  Kontrahtuteu 
auf  ihr  nationales  oder  überhaupt  irgend  ein  anderrs  Rprht 
verweisen.  Nelimen  wir  an  zwei  Italiener  scliiu  bi  n  in 
Frankreich  ein  Rechtsf^^cschiift  ab.  tU'ssen  Erfüllung  in  Rußland 
zu  erfolgen  hat.  DüriVn  nun  diese  Personen  hierbei  die 
italienischen  Rechtsfonnen  anwenden  und  wird  ein  derarti<:ts 
Rechtsgeschäft  von  den  rassischen  Gerichten  für  gültig  angesehen 
werden  ? 

Unserer  Ansicht  nach  ist  diese  Frage  im  positiven  Sinne 
zn  entscheiden.  Art.  707  CPO  verlangt  nicht  prinzipiell, 
dalj  nissische  (ierichtsinstan/'cn  die  Form  eines  Rechtsgeschäfts 
stets  und  in  allen  Fällen  nacli  der  lex  loci  zu  beurteilen  haben. 
Im  (Gegenteil,  der  wörtliche  Sinn  dieses  Artikels  läßt  keinen 
Zweifel  daran  aufkommen,  daß  die  entscheidende  Bedeutung 
dem  Wirkungsstatut  ^)  —  in  unserem  Beispiel  dem  französischen 
Gesetz  —  gegeben  wird.  Diesem  letzteren  kommt  es  auch  zu, 
die  Bedingungen  zn  bestimmen,  die  es  für  die  (jültigkeit  eines 
Rechtsgeschäfts  für  notwendig  erachtet.  Falls  es  eine  obliga- 
torische Beobachtung  der  lokalen  (d.  h.  französischen)  Form 
vorschreibt,  so  sind  auch  die  rassischen  Gerichte  dadurch 
gebunden.  Andeierseits,  falls  es  Rechtsgeschäfte  für  gültig 
anerkennt,  die  nach  anderen  Formen  abgeschlossen  sind,  haben 
auch  die  rassischen  Gerichtsbehdrden  diesem  Beispiel  zu  folgen. 
Widrigenfalls  würden  sie  der  lex  loci  Eigenschaften  beilegen, 
die  ihr  nicht  zukommen,  und  damit  eine  Verletzung  dieses 
Gesetzes  zulassen. 

Dieser  Charakter  des  Art.  707  CPO  ist  auch  beim 
Beurteilen  von  Rechtsgeschäften  im  Auge  zu  behalten,  die  im 
Auslande  von  rassischen  Reichsangehdrigen  vorgenommen  werden. 
Hier  sind  folgende  Fälle  möglich. 


'  i  Mit  anderen  Worten.  Art.  707  ist  nicht  eine  Kollisionsnorm  im  engen 
.Sinn  des  Wortes,  sondern  ein  mutpripllrcrhtlirher  Verwcisungssatz.  l'b«  i  d^n 
Unterschied  dieser  beiden  Begrifle  siehe  Zttelmauu,  luietn.  Privat  recht, 
I,  2hl  fi. 
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Erstens.  Die  Kontrahenten  sind  ein  Rcilitsoreschäft  ein- 
gegan»2:rn.  für  das  die  nissische  Gesetzgt'l)iiii<;  uiclit  die  Hrob- 
aihtung  irgend  welcher  bestimmter  Form  vorsclireibt.  Wenn 
das  russische  Gesetz  ein  Rechtsjreschäft  für  ffültiqr  ansieht, 
nn;iMiiii!^ig  in  welcher  Form  dasselbe  vorgeiionniii'ii  wonh^ii  ist,  so 
liabtü  die  Brstininiiuigen  der  lex  loci  «rar  keine  Hi'deutunf?. 
Die  Rejrel  Locus  regit  actum  ist  in  sdlclicin  Falh-  überhaupt 
niclit  anwendbar.^)  So  z.  B.  ist  eine  in  Kraakreicli  entgegen 
Art.  9H1  Code  Cinf'^  vnllzoprene  Schenkung  einer  beweglichen 
Sache  von  den  russisehen  (ierichten  für  gültig  anzusehen. 

Zweitens.  Russische  Untertanen  haben  ein  lv'eehrsi:esch:it't 
aboeschlcssen,  für  welches  das  russische  Gesetz  die  Bedbachtung 
tiner  l)estiunnteu  Form  vorsclireibt.  Dieses  ist  der  normale 
Fall,  den  der  (Jesetzgeber  im  Auge  hat,  wenn  er  diese  nder 
jene  Regeln  autstellt  und,  im  spezielleu,  die  Maxime  Locm 
regit  actum  sanktioniert. 

Die  hierbei  vom  Gesetz  aufgestellten  Requisiten  bestehen 
entweder  darin,  daß  der  Gesetzgeber  das  Beobachten  besonderer 
Formalitäten  (als  da  sind:  Aussprechen  gewisser  Worte, 
Anwesenheit  von  Zeugen  usw.)  oder  schriftliche  Form  für 
elD  Rechtsgeschäft  vorschreibt.  Die  schriftliche  Form  kann 
ihrerseits  eine  authentische  (gerichtliche,  notarielle)  oder  eine 
private  sein.  Diese  Unterschiede  haben  in  der  Sphäre  des 
interinitionalen  Privatrechts  eine  sehr  wesentliche  Bedeutung. 

Betrachten  wir  zuerst  den  Fall,  wo  es  sich  um  ein 
Rechtsgeschäft  handelt,  für  welches  das  russische  (iesetz  keine 
schriftliche  Form  verlangt.  Da  Art.  707  CPO  die  Form 
eines  Vertrags  von  der  hx  lad  actus  abhängig  macht,  so 
kommt  dieser  letzteren  auch  die  Entscheidung  der  Frage  zu, 
welche  Formalität  hierbei  zu  beobachten  ist.  Wenn  in  einem 
Lande  bei  der  Vornahme  eines  gewissen  Rechtsgeschäfts  ein 
Hmzuziehen  der  staatlichen  Behörden  notwendig  ist,  werden 
sich  russische  Untertanen  jedenfalls  dieser  Vorschrift  fügen 

'   \^^\.  Neumati  II ,  Iiitani.  Pi  inid  rdti,  S.  tW. 

-)  „Tum  acte»  portant  donation  eiitte  vifa  setont  pattaea  devant 
noiair€8  äaua  la  forme  ordinnire  de«  cotttmts  et  il  en  reeiera  minute 
tous  peine  de  nutWS". 
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müssen.  Widrigenfalls  ist  ihr  Vertrag  in  Rußland  für  unpültigr 
anzusehen,  da  Art.  707  keineswegrs  den  Kontrahenten  die  Wahl 
zwischen  diesem  und  jenem  (besetz  überläßt.  Obgleich  aber 
Art.  707  die  Frage  der  Form  hierbei  ausschliesslich  der  lex  loci 
actus  iiberliiljt,  gibt  er  ilir  zugleich  die  Möglichkeit  der  Regel 
Locftfi!  regit  actum  diese  oder  jene  Nuance  zu  verleihen. 

Wenu  also  das  lokale  (Jesetz  Ausländern  gestattet,  die 
Formalitäten  ilirer  nationalen  (Jesetzgebung  anzuwenden,  künnen 
die  Kontrahenten  sich  dtrscllicii  bcditfuii.  Wo  aber  die 
lejt  fori  actus  die  Beobachtung  einer  Ickalt  ii  Fdiin  verlangt, 
unabliängig  von  der  Person,  die  ein  solclies  Kt*(  htisgeschäft 
vornimmt,  —  da  muß  ein  jegliches  Abweichen  vom  Ortsstatut 
für  den  bctrcftendcn  Akt  die  Nullität  desselben  russischen 
(ierichteii  gegenüber  zur  Folge  hal»en.  lu  diesem  Sinne,  uüd 
nur  in  diesem,  kann  man  von  ciiuiii  fakultativen  (^harakter 
der  in  Art.  707  CPO  ausgedrückten  Regel  sprechen;  diese  • 
Fakultativität  hängt  gänzlicli  vom  Ortsgesetz  ab. 

Wenden  wir  uns  nun  zu  den  Heclitsgeschäften  und  Ver- 
trägen, für  die  da«  msbische  (besetz  eine  schriftliche  Form 
vorschreibt. 

IV. 

Nach  der  allgemeinen  Regel  können  russische  Untertanen 
im  Auslande  sich  beim  Abschließen  von  Verträgen  entweder 
der  lokalen  oder  ihrer  heimischen  Rechtsformen  bedienen.  In 
letzterem  Falle,  vorgesehen  in  Art.  911—915  B.  X  T.  1  Swod 
SakonoWj  übernehmen  die  Konsuln  und  die  diplomatischen 
Vertreter  die  Rolle  der  Kotare,  wobei  als  Wirkungsstatut  das 
ruBsiscbe  Gesetz  fungiert.  Nach  ihm  wird  das  Rechtsgeschäft 
in  seinem  ganzen  Umfang  beurteilt,  sowohl  was  die  Form  als 
anch  was  den  Inhalt  desselben  betrifft.  Rechtsgeschäfte,  wo  es 
sich  um  in  Rußland  liegende  Immobilien  handelt,  sind  un- 
bedingt vor  dem  Konsul  vorzunehmen.  Auf  diesen  l^os 
von  Rechtsakten  werden  wir  noch  später  znrttckkororoen. 

Dagegen  bei  der  ersten  der  hier  angeftthrten  Alteniativen, 
d.  h.  wenn  russische  Untertanen  sich  der  lex  loci  adus  bedient 
haben,  erscheint  wiederum  Art.  707  CPO  als  bestimmende 
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Norm.  Mit  anderen  Worten,  dem  Ortsgesetz  konunt  es  zu,  die 
Form,  in  der  ein  Rechtsgeschäft  vorzunehmen  ist,  zu  hestlmmen. 
Verlangt  die  lea>  loci  bei  einem  Rechtsgeschäft  die  Anwesenheit 
eines  Notars,  so  verliert  ein  Jeder  mit  Übertretung  dieser  Vor- 
schrift errichtete  Akt  Jegliche  Bedeutung.  Ebenso  haben,  wenn 
nach  dem  Ortsgesetz  gestattet  ist,  eine  mündliche  Form  anzu- 
wenden, die  russischen  Gerichte  nicht  das  Recht,  einen  solchen 
Akt  blofi  wegen  Nichtbeachtung  der  schriftlichen  Form  zu 
annullieren.  Aber  auch  hier,  wie  in  den  im  vorigen 
Kapitel  angeführten  Fällen,  kann  der  Regel  Loats  reffit  actum 
vom  Wirknngsstatnt  ein  fakultativer  Charakter  verliehen  werden. 
So  z.  B.  sind  in  Frankreich  die  s(»genannten  Actes  sous  seing 
prive  in  gewissen  Fällen  nacli  einer  bestimmten  Form  vor- 
zunehmen (CWe  Civil,  art.  1322—1326);  zugleich  küniien 
Ausländer,  nach  einer  seit  alt-ersher  geltenden  gewohnheits- 
rrrhtlirhen  Nonn,  sicli  in  diesen  Fällen  der  Formen  ihrer 
iiationüleii  (iest-tz^t  bun^:'  licilienen.  Darmn  könnte  z.  B.  ein 
Russe  in  Frankreich  l  in  Schuldhrief  nach  den  Vorschriften  deü 
russischen  Civilrechts  ausstclk  ii. 

Das  ist  da,s  allgemeine  Scluina.  Indem  das  rnssische 
(iesetz  sowohl  das  Wesen  als  auch  die  Form  im  Auslande  ab- 
geschlossener Rechtsgescliäfte  demselben  Wirkungsstatut  unter- 
wirft, äberläßt  es  damit  der  lex  loci,  den  Inhalt  der  Regel 
Locus  reffit  actum  zu  bestiiiiTnon.  Von  diesem  Grundprinzip 
läßt  jedoch  das  geltende  nissische  Recht  eine  recht  wesentliche 
Abweichung  zu,  sobald  es  sich  um  schriftliche  Akte  handelt. 
Wir  meinen  hier  Art.  242  der  HPO  und  Art  464  GPO. 

Der  erste  dieser  Artikel  bestimmt:  „Wird  ein  Rechtsakt 
in  einem  auslandischen  Staat  abgeschlossen  und  vollzogen  nach 
der  daselbst  gebräuchlichen  und  nicht  nach  der  in  Rufiland 
für  derartige  Akte  angenommenen  Form,  so  ist  ein  solcher 
Rechtsakt  doch  für  göltig  anzusehen,  falls  gegen  die  Echtheit 
dMelben  keine  Beweise  vorgestellt  werden.^ 

Dem  Wesen  nach  völlig  analog  ist  Art.  464  GPO,  welcher 
lautet:  „Akte,  die  in  einem  fremden  Staate  nach  den  dort 
geltenden  Gesetzen  vorgenommen  sind,  werden,  selbst  wenn  sie 
nicht  den  in  Rußland  für  derartige   Akte  vorgeschriebenen 
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Forriieii  entspivM^lion.  für  gültig  augeselieu,  fallii  ihre  Echtheit 
nicht  widtM'lo'rt  wird.'' 

Dabei  können,  laut  Art.  4^5  CPO.  ,in  einem  fremden 
►Staate  errichtete  Akte  nicht  anders  zur  Oeltendniachunjr  vni- 
gestellt  werden,  als  verseilen  mit  einer  Bescheinigimg  (Kr 
russischen  (Jesandschaft,  Mission  oder  Konsulatsbehörde.  dalS 
diese  Akte  wirklicli  nach  den  Gesetzen  des  betreffenden  fremden 
Staates  vollzogen  sind." 

Daß  diese  Artikel  sich  spezioll  auf  si  liriftliche  Akte  be- 
ziehen,  zeigt  sowohl  ihr  Wortlaut  als  auch  der  Platz,  den  sie 
in  den  russischen  prozessualen  (Jesetzbüchern  einnehmen. 
Art.  242  gehört  ins  Vlll.  Kapitel  der  HPO,  welches  betitelt 
ist:  -Von  schriftlichen  Akten  und  Dokniiienten  überliaiipt", 
Art.  464  CPO  bildet  einen  integralen  Teil  desjenigen  Ahse  linirts 
der  CPOf  der  die  Aufschrift  trägt:  „Von  schriftiiclien  Beweis^ 
mitteln''. 

Derselben  Ansicht  scheint  auch  die  russische  Gerichts* 
praxis  zu  sein. 

Art.  464  CPO  hat  (wie  es  vom  Senat  ganz  richtig  erkannt 
worden  ist)^)  einen  ausschliefllich  prozessualen  Charakter,  indem 
er  den  Wert  im  Auslande  errichteter  schriftlicher  Akte  he- 
stimmt,  die  als  Beweismittel  russischen  Gerichtsinstanzen  vor- 
gelegt werden.  Der  Gesetzgeber  verlangt  von  ihnen  bloß  eins: 
nämlich,  daß  sie  den  von  der  fesp  loci  vorgeschriebenen 
Formen  entsprechen;  damit  aber  erkennt  er  ihre  Gültigkeit 
auch  da  an,  wo  dieses  Wirkungsstatut  die  Beobachtung  irgend 
einer  anderen  Form  gestattet. 

Nehmen  wir  an,  daß  als  Beweis  für  ein  Rechtageschäft, 
das  nach  französischem  Recht  zu  beurteilen  ist,  ein  in  Deutsch- 
land ausgefertigtes  Dokument  vorgestellt  wird:  die  Frage 
von  der  formellen  Richtigkeit  eines  solchen  Akts  ist  nach 
dem  deutschen  Gesetz  zu  entscheiden,  unabhängig  von  den 
Bestimmungen  des  französischen  Rechts.  In  praxi  findet 
Art.  464  CPO  hauptsächlich  in  den  Fällen  Anwendung,  wo 


Siehe  die  Entscheidung  des  CivilkaäsationsdeparteiuenU  dcä  Svtiats 
im  Kalle  Fanjung.  1075,  No.  74H. 
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das  ruKsisrIit'  (Jesetz  Wii  kiuifisstutut  ist.  Die  SucJie  ist 
iiäinlicli  die.  daß  Personen,  dit'  im  Auslände  ein  Rerhtsjrescliäft 
vni'iu'liirH'ii,  es  vollkommen  den  russischen  (lisetzen  unterordnen 
können,  falls  die  KrfüUung  dessellten  in  IJiiBland  zu  erfolgfen 
hat.  Wirknnprsstatnt  wird  in  diesem  Falle  das  russische  (le.setz 
sein.  Trotzdem  muß  die  P'orni  eines  Kecht-sgeschäfts,  sobald 
sie  in  irgend  einem  Akt  iliren  Ausdruck  gefunden  bat,  in 
Übereinstimmung  mir  der  Le.r  loci  beurteilt  werden. 

Hiermit  ist  aber  die  Bedeutung  unseres  Artikels  bei  weitem 
noch  nicht  erschöpft.  Oft  genug,  bei  diesen  oder  jenen  Rechts- 
akten, ist  überhaupt  ein  Wirkungsstatut  nicht  vorhanden.  In 
diese  Kategorie  gehören  die  verschiedenen  von  Behörden,  Amts- 
personen usw.  ausgestellten  Bescheinigungen,  als  da  sind  — 
(jeburts-,  Tauf-,  Ehezeugnisse  u.  a.  m.  Beim  Vorstellen  solcher 
Dokumente  kann  nur  davon  die  Rede  sein,  ob  sie  von 
kompetenten  Personen  oder  Behörden  ausgefertigt  sind.  Ist 
dieses  festgestellt,  so  ist  es  ganz  gleichgültig,  welches  Gesetz 
das  der  gerichtlichen  Beurteilung  unterliegende  Rechtsverhältnis 
bestimmt.  Indem  es  diese  Fälle  im  Auge  hat,  stellt  das 
russische  Oesetz  auch  die  Regel  auf,  wonach  schriftliche  Akte 
(Dokumente),  die  als  Beweismittel  vorgestellt  werden,  formell 
als  solche  anerkannt  werden,  falls  sie  den  Vorschriften  der 
lew  loi  i  entsprechen. 

So  stellt  sich,  in  den  Hauptzügen,  das  Verhältnis  zwis(  hen 
Art.  4ti4  )ind  707  ('PO  dar.  Der  erste  jribt  eine  allfjiemrine  Xnrni: 
Die  Form  von  Akten  wird  nach  dem  Wirkungs.statut  lieurteilt. 
Der  zweite  ergänzt  diesen  Satz:  in  den  Fällen,  wo  ein  in  eitu'in 
Staate  vorgenommener  Herhtsakt  nach  den  desttzen  eines 
anderen  Staates  zu  beurteilen  ist,  oder  wo  kein  Wirkuuf^-^sstatut 
vorhanden  ist,  genügt  die  Ileobachtung  der  lokalen  Form,  wenn 
es  sich  um  einen  schriftlichen  Akt  handelt.^)  Diese  beiden 
Artikel  decken  sich  also  nicht,  wie  solches  die  ni.ssische 
<ierichtspraxis  anzunehmen  scheint  Jeder  von  ihnen  hat  seinen 
bestimmten  Zweck  und  seine  besondere  Funktion. 


1)  Wie  man  sieht,  kommt  die  nusiKhe  Gesetigebaiig  dem  SjBtem  des 
BOB  ziemlich  nalie. 
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Die  j^rößten  Scliwierigkeiten  hat  stets  die  Anwendung 
des  An.  465  CPO  liervorgerutVn .  welrlier  hestimnit.  daß 
iiii  Auslände  errichtete  Akte  in  Hußlaotl  nirlit  anders  vor- 
zustellen sind,  als  mit  cii  u'in  Zertifikat  des  russisdicii  Konsulats 
(Botschaft  oder  Mission)  verseilen,  welches  bescluinifft.  daß 
sie  tatsäclilich  in  Übereinstimmung  mit  der  Regel  Locus  regit 
actum  vor??eiiounnen  sind. 

Krstcns  ist  hier  zu  lu  nu  i  kt  n,  daß  dieser  Artikel  vor  den 
Konnnerzgerichten  keine  Anwendung  finden  kann.  Diese  Be- 
hörden ha!>en  sich  strikt  nach  Alt.  24*i  HPO  zu  rii^liteii.  ohne 
zu  verlangen,  daß  ein  ausländisclier  Akt  mit  ir{j-eiul  welclieii 
Zertifikaten  versehen  sei.  Wv  t'iiizige.  so  zu  say'eii  sekundäre 
Forderung,  die  die  russisclie  Hl'Ü  hierbei  stellt.  I)esteht  darin, 
daß  in  fremden  Sprachen  abgefaßte  Akte  und  Dokumente  da.s 
Kommerz^ericht  nicht  anders  anzunehmen  hat,  als  mit  einer 
russischen  Übersetzung  derselben,  die  von  besonderen  am  Gericht 
angestellten  Translatoren  geprüft  worden  ist  (Art.  241).^) 


1)  Eine  analuge  ßestimmimg  finden  wir  im  Art.  161  B.  XVI.  T.  % 
Sicod  SakoHoic,  Ausgalw  von  1892;  .In  frenidt-n  .Spnichen  sreschrielMne 
Akte  und  Dokumente  werden  vom  Gorirht  nicht  anders  als  mit  einer  russi- 
stüen  i'TwTfptziinj^  versehen  anir»'iiuiniiu  n  *  Der  Zwwk  dieses  Arukela  ist 
ein  rein  liakaliücher.  In  der  früliereii  l  aasung  (B.  XVI.  T.  2,  Stcod  Sakittuftc 
Art  3051,  Anqgftbe  yoo  I84S)  liieB  es,  daß  analändische  Dokumente  mit  rtu»- 
sehen  Übetsetsungen  Torzustellen  sind,  die  auf  Stempelpapier  desselben 
Wertes  geschrieben  sein  müssen.  \V(  Iches  für  die  Orij^inalak^c 
vorgesohrif  Im  n  ist  Noch  deutlicher  tritt  dieser  Zweck  zum  VorsclM'in 
in  der  Verordinmg  vom  2.  Mai  1823  (Vollständige  Sammhintr  der  Gesetze  dt'S 
Russischen  Reichs.  No.  21)447 1.  die  dem  Art.  HOöl  zugrunde  liegt:  .Insületn 
—  lesen  wir  da  -  ,  durch  Allerhöchsten  Befehl  vom  24.  Nov.  1821,  Art.  38, 
34  Qod 35 namentUdiirerordnet  ist:  jegliche  roa Privatpersonen  vorgebracbte 
Bittgeniche,  Anioigenf  B^likationen  und  Oberhaupt  Jeglicher  Art  Bolsn^^ 
ond  Akfr.  die  dner  gerichtlichen  Beurteilung  unterliegen,  sind  auf  bestimmte* 
durch  erwähnten  Befehl  vortr*  s«  In  i-  benem  Stempelpapior  711  srhrciben  ns^'- 
so  sind  auf  Grund  dief^es  ;iu(  ii  i  bersetzungen  von  in  fn  imlen  öpracbe» 
faßten  Dokumenten  und  anderen  Papieren  von  den  Bittstellern  auf  SttuP^'" 
papier  desselben  Wertes  vorzostellen,  vie  da«  Mr  die  Petitionai  «elh*^  ^ 
stimmte  ist."  Vgl.  „Vollständige  Sammlang  der  Oesetae'^.  84.  Kov.  1^** 
No.  28814,  Art.  4. 
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Hierin  die  Fordenmg  einer  Eorroboration  eines  solchen 
Akts  von  selten  der  russischen  Konsularen  oder  diplomatischen 
Vertreter  zu  sehen,  ist  ganz  unmöglich,  da  Ja  eine  solche 
Übersetzung  von  einem  Jeden  gemacht  werden  kann  und  an 
und  für  sich  nicht  im  mindesten  die  Korrektheit  des  betreffen- 
den Akts  vom  Standpunkt  der  Ort^setze  garantiert.  So  wurde 
4iese  Frage  in  fr&heren  Zeiten  auch  entschieden.  Als  Beispiel 
kann  man  die  Senatsentscheidungen  vom  18.  und  19.  Juli  1857 
ansehen.*) 

In  den  letzten  Jahren  hat  jedoch  die  l^raxis  dieser  Frage 
gffreiiiilier  einen  anderen  Standpunkt  eingenoiinneii  und  vei  langt 
jetzt  auch  von  selten  der  Konnnerzgerichte  die  Heohaclitung 
des  Artikel  465  CPO.  In  dieser  Hinsiclit  ist  l)i'inerkt  unwert 
die  Entsclieidung  des  St.  Petersburger  Kuimnerzirericlits  vom 
20.  Januar  1901  in  Sachen  der  Ural-WoIgaschenMetalluryi^sdK'n 
Gesellschaft.  Der  Anwalt  der  einen  Pnrtei  berief  sich  darauf, 
daß  die  von  einigen  Vertretern  der  Kreditoren  vorgestellten 
(im  Auslande  ausgefertigten)  Vollmachten  nicht  mit  den  niitigen 
Bescheinigungen  versehen  waren,  wie  solche  Art.  465  CPO  vor- 
schreibt, und  deshalb  für  ungültig  angesehen  werden  müßten. 
Biesen  Standpunlct  erkannte  das  Kommerzgericht  als  voll- 
kommen richtig  an  und  auch  der  Senat  schloß  sich  dieser  Ent- 
scheidung an. 

Eine  derartige  Interpretation  des  Art.  465  ist  jedoch  ganz 
wiUkürlich.  Die  Prozeßordnung  von  1864  konnte  nicht  die 
Gerichtsordnung  ändern,  die  schon  lange  vordem  speziell  für  die 
Kommerzgerichte  festgesetzt  worden  ist.  Deshalb  ist  es  auch 
nicht  angängig,  wie  solches  auch  vom  Senat  selber  mehrfach 
anerkannt  worden  ist,  die  Lttcken  in  der  HPO  mit  Hülfe  der 
Artikel  der  CPO  zu  ergänzen. 

Die  zweite  Frage,  die  Art.  465  CPO  hervorruft  ist  die: 
bezieht  sich  dieser  Artikel  auf  alle  schriftlichen  Akte  oder  bloß 
auf  bestimmte? 

Diese  Frage  ist  vom  Senat  im  Falle  Ehlers  (1868,  No.  865) 
einer  eingehenden  Untersuchung  unterzogen  worden.    Da  die 

>  Siehe  .Sammlnnir  von  Senatsentachetdungen,  hergestellt  aui  Aller- 
höchsten  ikfebl-  B.  1,  1064,  lio.  571,  572. 

22» 
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Knts(  licidiinp  d<'sselb(  ii  ;uit  die  «spätere  nerichtspraxis  v<*n  maß- 
^'ebe?idem  Einfluß  war,  so  wollen  wir  sie  etwas  genauer  be- 
traclir.n. 

1  )t'i' T\prhtsanwalt  der  österreicliisclien  Untcrt.'inin  Efucrihu 
Eiiler.s  prast'iitierte  zur  Zahlung:  zwei  auf  den  Naiueii  iliips 
minderjiihrippn   Enkels  Paul  Ehlers  ausgestellte  iStliuldbritte 
und  stellte  unter  anderem  auch  zwei   Aktp  der  PreÜburgcr 
Waisenkommission  vor,  die  bezeugten,  daß  genannte  Enierika 
Elllers  zur  Tutorin  ihres  Enkels  Pr////  ernannt  ist  und  die  Voll- 
macht besitzt  auf  (inind  von  Schuldbriefen  Gelder  zugunsten 
des  ihrer  Obhut  anvertrauten  Minderjährigen  einzntreiben  IH* 
Echtheit  dieser  beiden  Akte  war  von  der  Russischen  Botschatt 
in  Wien  bescheinigt,  doch  besaßen  sie  nirlit  das  von  Art.  4t»5 
vorgeschriebene  Zertifikat,  daß  sie  wirklich  nach  den  öster- 
reichischen Gesetzen  errichtet  waren.     Daraufhin  behauptete 
der  Bevollmächtigte  des  Beklagten,  daß  das  russische  Gericht 
diese  Akte  für  ungültig  und  jeglicher  Bedeutung  entbehrend 
anzu.^ehen  liat.    Die  Sache  gelangte  endlich  vor  den  Senat 
wrl(licr  entschied:    ..Unter  dem  Wort  Akt  verstehen  die  rus- 
sischen Gesetze  ein  Jegliches  schriftliches^  die  Existenz  eines 
bestimmten  Rechts  bezeugendes  Dokument*^.    Auf  diese  Weise 
werden  nach  russischem  Recht  alle  schriftlicben,  znr  Be- 
glaubigung von  Rechten  dienenden  Dokumente  in  drei  Haupt- 
gmppen  geteilt,  nämlich  —  Akte  die  Vermögensrechte  betreffen, 
(notarielle  und  private),  >-  Standesakte  und  Akte  der  Behörden. 
Dieses  wird  durch  verschiedene  Artikel  des  Stcad  Safconour^ 
B.  IX,  B.  X,  T.  1  und  B.  XI,  unbedingt  bestätigt,  unter  anderem 
auch  von  Art.  319  B.  X,  T.  2,  der,  obgleich  seit  der  Ver- 
öffentlichung der  Prozeßordnung  von  1864  für  die  neuen  Ge- 
riclitsinstitutionen  aufgehoben,  doch  in  Betracht  gezogen  werden 
kann,  wenn  es  sich  darum  handelt,  die  Juristische  Bedeutung 
nach  russischem  Recht  des  Wortes  Akt  festzostellen,  das  in 
den  neuen  Prozessualgesetzbüchern  diese  Definition  gefunden 
hat.    Außerdem  zählt  Art.  319  B.  X,  T.  2,  Sicod  Sakonow 
nur  solche  Akte  auf,  von  denen  auch  in  den  anderen  Bänden 
des  Swod  Schönow  die  Rede  ist.    Daraus  folgt,  daß  unter 
dem  Worte  Akt  die  russischen  Gesetze  nicht  nur  Dokumente, 
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die  Vermögensrechte  befestigen,  verstehen,  sondern  auch  Be- 
jscheinigongen  und  Zeugnisse,  die  von  Behörden  ausgestellt 
werden.  Andererseits  überzeugt  jedoch  eine  genauere  Betrachtung 
der  von  schriftlichen  Beweismitteln  handelnden  Artikel  der 
€P0,  daß  Art.  464  nnd  465  derselben  vorzfiglich  solche  Akte 
im  Äuge  haben,  mit  deren  Hülfe  Vermögensrechte  erworben 
und  befestigt  werden,  d.  h.  allerlei  Rechtsgeschäfte,  durch  die 
bestimmte  dvilrechtliche  Verhältnisse  geschaffen  werden.  Zu 
diesem  Schluß  bringt  einen  sowohl  der  Platz,  den  Art.  464 
und  465  in  der  OPO  einnehmen,  als  auch  eine  Veigleichung 
dieser  Artikel  mit  den  ihnen  nah  verbundenen  Art.  707  und 
708  desselben  Kodex.  In  der  Tat,  Art.  464  und  465  folgen 
unmittelbar  auf  Art.  457 — 463  CPO,  in  denen  die  Rede  von 
der  Bedeutung  notarieller  und  privater  Akte  ist.  wähi'end  in 
Art.  707  lind  708  CPO  direkt  «gesagt  wird,  dalj  im  Au>hiiide 
nach  Ireiuden  Gesetzen  errichtete  Akte  und  Verträ<jre  nach  den 
iiejsetzen  des  Staates  beurteilt  werden,  in  dessen  d lenzen  sie 
errichtet  worden  sind.  Unter  dem  Ausdruck  Erriclitung 
eines  Aktes  versteht  aijer  die  iii>  isclie  Gesetzgebung  die 
Bescheinigung  eines  civilen  Recht >ir«  srliafts.  das  bestimmte  von 
<ler  ftftVntliehen  (iewalt  festgesetzte  Hechte  legalisiert  ;  wogegen 
Akte  der  Regierungsbehörden,  als  da  sind  —  Zertitikate,  Ver- 
fügungen, Vorschriften  usw.  nicht  errichtet,  sondern  aus- 
gfefertigt,  erlassen  und  vollzogen  werden.  Daraus  folgt 
augenscheinlich  (?),  daß  Art.  4f)5  und  707  CPO  die  vom  Her- 
richten von  Akten  und  Verträgen  handeln,  darunter  keine 
behördlichen  Akte  verstehen,  sondern  nur  .solche  Ueclits- 
geschäfte  und  Verträge,  die  unter  Mitwirlcung  der  öflfentlichen 
^Iewalt  bestimmte  Rechte  legalisieren."  ^) 

Die  ganze  Unhaltbariceit  .dieser  kfinstlichen  Argumentation 
ßpringt  in  die  Augen,  Nach  der  Ansicht  des  Senats  bezieht 
sich  Art.  465  CPO  aus  dem  Grunde  nicht  auf  behördliche  AIcte, 
weil  letztere  nicht  errichtet,  sondern  rollzogen  werden, 
doch  überzeugt  uns  eine  genauere  Analyse  der  Bestimmungen 


^1  Eine  analoge  Motivierung  tiuiei  sich  in  der  SenatsentscUeidung  vom 
Jabre  1888,  No.  19. 
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dieses  Artikels,  daß  aiirli  er,  iiulctn  er  von  im  Auslände  errich- 
teten Akten  spricht,  den  Ausdruck  vollzogen  gebraucht:  „im 
Auslände  errichtete  Akte  kr»nT!en  nicht  anders  vorgestellt  werden, 
als  mit  BesTheinigun«ien  versehen  .  .  .,  daß  sie  wirklich  nach 
den  (Jesetzen  des  betreffenden  Staates  vollzogen  sind.'"  Ks 
ist  klar,  die  Tennini  y.errichti'n"  und  „vollziehen"  werden  von 
der  nissischen  Gesetzgebung  als  Synoninia  benutzt  und  die 
Verschiedenheit  des  Ausdrucks  bedingt  noch  nicht  eine  Ver- 
schiedenheit der  juristisclien  Konstruktion. 

Und  docl)  ist  die  Anschauimg  des  Senats  bis  zo  einem  ge- 
wissen (rrade  richtig. 

Die  Sache  ist  nämlich  die,  daß  die  Bescheinigung  eines 
Aktes  durch  einen  russischen  Vertreter  im  Auslande  nicht  den 
Charakter  einer  Korroboration  oder  Visierung  trägt.  Das  Visieren 
ausländischer  Akte  in  russischen  Konsulaten  wird  von  Art  \Hb 
und  916  B.  X,  T.  1  Swod  Sakcmw  nonnieit,  wobei  in  einigen 
Fällen,  wie  wir  weiter  unten  sehen  werden,  diese  Prozedur 
tatsächlich  unbedingt  notwendig  ist.  Art.  465  CPO  bat  nur  die 
Legalisation  eines  Aktes  im  Auge,  d.  h.  die  Bezeugung,  daß 
ein  Akt  wirklich  Ton  den  Behörden  oder  Personen  errichtet  ist, 
von  denen  er  ausgeht.  Die  Aufgabe  dieses  Artikels  besteht 
vorherrschend  darin,  ein  Vorstellen  von  Dokumenten  zu  ver- 
hüten, deren  Echtheit  von  den  russischen  Gerichten  nicht  veri- 
fiziert werden  kann.  Die  Pflicht  einer  solchen  Prüfung  wird 
den  diplomatischen  und  konsularen  Vertretern  auferlegt,  die 
allein  hierin  kompetent  sind  wegen  ihrer  N&he  zu  den  staat- 
lichen Organen  des  Landes,  in  welchem  ein  bestimmter  Akt 
errichtet  ist.>)  In  den  Füllen,  wo  ein  Akt  von  bestimmten 
Behörden  oder  öffentlichen  Vertrauenspersonen  (z.  B. 
Notaren)  ausgeht,  kann  und  muß  sich  die  RoDe  des  Kon- 
suls ausschließlich  auf  die  Legalisation  des  Akts  beschränken. 
Sowohl  die  Behörden  als  auch  die  Notare  eines  jeden  Staates 
handeln  stets  und  in  allen  Fällen  nach  den  Gesetzen  ihres  Landes. 
Deshalb  ist  ein  jedes  von  staatlichen  Organen  ansgesteUte» 

In  den  Hesf tzj^fbungon  drr  mrtstrn  Knltnrstaatt  n  ist  die  Verpflich- 
tung, Fvt'i'htsakt»  zu  viyiifrf'Ti.  den  Koii8»lar^»lirjrdtn  auferlegt;  in  Frankreicii^ 
z.  B.  basiert  i»if  aui  einer  Ordonnance  vom  Jahre  1681. 
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Dokument,  was  seine  fonnale  Seite  anbetrifft,  als  nach  den 
lokalen  Gesetzen  vollzogen  anzosehen.  Keinerlei  andere  (iesetze 
können  von  diesen  Organen  angewandt  werden  und  eine  Jegliche 
Abweichung  davon  wäre  von  ihrer  Seite  eine  strafbare  Rechts- 
verletznng.  Die  Forderung  einer  konsularen  Bescheinigung,  daß 
ein  Akt  ^tatsächlich  nach  den  Gesetzen  des  betreffenden  Staates 
vollzogen  ist'',  kann  sich  deshalb  keineswegs  auf  solche 
Dokumente  beziehen,  die  unter  Mitwirkung  staatlicher 
Organe  errichtet  sind.  Weder  Konsuln  noch  diplomatische 
Agenten  sind  kompetent,  die  Handlungen  dieser  Behörden  zu 
prüfen.  Gleich  den  russischen  Gerichtsinstanzen  haben  sie  ihnen 
dasselbe  Vertrauen  entgegenzubringen,  welches  diesen  Behörden 
von  ihrer  nationalen  Gesetzgebung  erwiesen  wird.^) 

Das  hier  gesagt«  zeigt,  unserer  Ansicht  nach,  deutlicli  genug, 
daß  der  vom  Senat  zwischen  einzelnen  Akten  und  Rechtsgeschäften 
^feraachte  Unterschied  zum  grolk-n  Teil  ein  künstlicher  ist.  Es 
liaiidt  it  sich  hier  niciit  um  „Akte  der  Behörden  einerseits,  und 
andererseits  um  „Akte,  die  ein  Fest^stellen  gewisser  Rechte  unter 
Miuui  kung  einer  ofientlichen  (lewalt  zu  ihrem  ( H-trensUinde 
lialu  ii",  sondern  bloß  um  den  rnterscliied  zwiselü  n  Akten,  an 
denen  staatliche  ( )rgane  oder  ülientliche  Vertraiieuspersonen 
teilgenommen  liaben  und  Akten,  die  sozusaj-en  nicht  aus  den 
Händen  privater  Personen  heraus<:ekouimen  sind,  mit  anderen 
Worten  um  den  Unt^rädüed  zwit>chen  authentischen  und 
privaten  Akten. 

Was  diese  letzteren  betrifft,  so  kann  ihnen  gegenüber  die 
Rolle  des  Konsuls  sich  augenscheinlich  nicht  auf  ein  bloßes 
L^alisieren  derselben  beschränken.  Die  Gesetzgebung  eines 
Staates,  in  dem  ein  Rechtsgeschäft  vorgenommen  ist,  kann 
möglicher  Weise  verlangen,  daß  ein  derartiger  Akt  oder  Vertrag 
nicht  anders  als  vor  dem  Notar,  im  Gericht  usw.  voigenommen 
werde.  Nach  Art.  707  und  464  CPO  kann  die  Beweiskraft 
eines  ausländischen  Akts  nur  in  dem  Falle  anerkannt  werden, 
wenn  er  den  Gesetzen  des  Orts  entspricht,  an  dem  er  errichtet 
ist.   Da  aber  das  russische  Gericht  natürlich  nicht  die  Gesetze 


0  \gh  V.  Batf  Theorie  und  Praxis,  II,  3729. 
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der  ganzen  Welt  kennen  kann,  kommen  ilim  in  solchen  Fällen 
die  diploinatis(  Iii  n  Yerti*eter  zu  Hülfe.  In  betreff  eines  jeden 
Dokiimonts,  bei  dem  ein  Zweifel  denkbar  wäre,  bezeiig'en  sie, 
nach  dem  Ortgg^setze  das  fragliche  Rechtsgeschäft  in 
dieser  seiner  Form  vorg:enninTn(»n  werden  konnte,  d.  h. 
konkret  p^esprochen,  keiner  Mitwirkung:  staatlicher  ()i*gane 
bedurfte.  In  solchen  Fällen  ist  eine  derartige  ßescbeini<;ung: 
k<»mpetenter  Personen,  die  schon  ex  professo  mit  der  lokalen 
Ordnung  vertraut  sein  müssen,  nicht  nur  nützlich,  sondern  auch 
direkt  notwendig,  da  widrigenfalls  die  Vorschrift  Art.  464 
CFO  bestandig  umgangen  würde  und  die  verschiedensten 
Akte,  entgegen  den  Ortsgesetzen,  in  privater  Form  vorgenommen 
würden,  wobei  die  russischen  Gerichte  solchen  Mißbr&uchen 
gegenüber  de  facto  in  den  meisten  Fällen  machtlos  wären. 

Auf  diese  Weu^e  ist  unserer  Ansicht  nach  die  I^egalisation 
eines  Aktes  in  jedem  Falle  erforderlich,  dagegen  eine  spezielle 
Bestätigung,  dafi  solch  ein  Akt  den  Gesetzen  des  Staates  ent- 
spricht, wo  er  vorgenommen  ist,  nur  da  am  Platz,  wo  es  sich 
um  einen  privaten  (nicht  authentischen)  Akt  handelt. 

Ziemlich  nah  an  diesen  von  uns  vertretenen  Standpunkt 
gelangte  der  Senat  in  seiner  Entscheidung  in  Sachen  der 
Moskauer  BeUitditHngsgesellachaft  (1870,  No.  1780).  Von  den 
russischen  Gerichtsbehörden  war  ein  im  Auslande  ausgestellter 
notarieller  Akt  angenommen,  der  zwar  im  russischen  Konsulat 
visiert  war,  aber  keine  Bescheinigung  besaß,  daß  er  den  Orts- 
gesetzen entspricht.  Der  Senat  erkannte,  daß,  „falls  dieser  Akt 
entgegen  den  englischen  Gesetzen  errichtet  wäre,  das  ru-ssische 
Konsulat  ihn  nicht  mit  seiner  Bescheinigung  versehen  hätte,  d» 
ihm  das  (Jesetz,  wonacli  eine  solche  Bescheinigung  verlangt 
wird,  bi'kaniit  ist."  Wörtlich  verstanden  ist  eine  solche  Argu- 
mentation dir  russischen  Ka.ssationsinstanz  natürlich  weniff 
übcrztMiKviid ;  aber  hinter  ihr  verbir<>t  sicli  i\vY  wichtige  ( icdaiiki., 
dali  russische  Vertreter  nicht  konijx'tt'iit  sind,  Hainiiniifrcn  aus- 
ländischer Behörden  auf  ihre  (jtsctzlichkeit  hin  zu  i)riif«  ji 

Diese  Entscheidung  scheint  ohne  jeglichen  EiiitiuU  aut  die 
spätere  (iericlitspraxis  gebliehen  zu  .sein,  zum  mindesten  auf  die 
des  Senats.    Im  Jalire  1881  (^No.  97}  stellte  sich  dasselbe  wieder 
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auf  seinen  früheren  Standpunkt,  von  dem  es  seitdem  ancli  nicht 
wieder  abgekommen  ist  (Vgl.  die  BIntscheidung  vom  Jatire  1888, 
No.  19.) 

Es  fragt  sich  nun,  welche  Bedeutung  hat  das  Vorhandensein 
der  im  Art.  465  OPO  erwähnten  Bescheinigung. 

Im  Jahre  1874  (Fall  Zirbel,  No.  857)  sprach  sich  der  Senat 
dahin  aus,  daß  einem  Akt,  dem  eine  solche  Bescheinigung  fehlt, 
die  Bedeutung  eines  authentischen  Akts  nicht  zuerkannt  werden 
kann  und  daß  solch  ein  Akt  keinen  Anspruch  hat  aiü  die  im 
Art.  457  und  451)  CVO  und  Art.  66  Notariatsordnun":  erwähnten 
Vorrechte.  l)n(  h  ist  nacli  der  Ansicht  der  iiissisclu  ri  Ka^sations- 
instanz  aus  diesen  Artikeln  nielit  die  Folprerung  zu  ziehen,  daß 
j>olche  Akte  wegen  I'\'lilens  einer  Be.sclieuiigung  selber  für  un- 
gültig anzuseilen  sind;  im  (Jegenteil,  nach  der  im  Art.  460 
ausgedriiekteti  allgemeinen  Regel,  bewahit  ein  Akt.  der  als 
authentischer  nicht  anerkannt  worden  ist,  die  Bedeutung  eines 
priviiten.  Daraus  folgt,  daß  ein  im  Auslände  errichteter  aber 
nicht  nach  Art.  465  CPO  bescheinigter  Akt  zu  den  privaten 
Akten  zu  zählen  ist,  deren  Kraft  und  Bedeutung  Art.  4ö8  OVO 
bestimmt.  ^) 

Diese  hier  angeführte  Senatsentscheidung  ist  unserer  Ansicht 
nach  grundfalsch,  und  zwar  in  doppelter  Hinsicht. 

Erstens  geht  der  Senat  augenscheinlich  von  der  Voraus- 
setzung aus,  daS  die  Wahl  zwischen  der  authentischen  oder 
privaten  Form  eines  Rechtsgeschäfts  der  interessierten  Person 
freigestellt  ist,  die  sich  hierbei  auch  der  Bestimmungen  der 
russischen  Gesetzgebung  bedienen  kann.  Tatsächlich  stellt  sich 
diese  Frage  ganz  anders.  Vom  Gesetz  des  Vomahmeorts  eines 
Akts  oder  Rechtsgeschäfts  hängt  es  ab,  die  Form  zu  bestimmen, 
welche  iu  gegebenem  Falle  anzuwenden  ist.  Es  versteht  sich 
hierbei  von  selber,  daß  die  authentische  Form  der  Vornahme  eines 
Rechtsgeschäfts  nie  und  nirgend  die  Nullität  desselben  zur  Folge 
haben  kann,  —  aber  die  Anwendung  einer  privaten  Form  in 
den  Fällen,  wo  die  fe.r  loci  z.  I>  die  Mitwirkung  eines  Notai-s 
verlangt,  kann  und  muti  eine  tür  die  Parteien  höchst  unerwüiusclite 
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Hchwächunpr  s  Akts,  bihweiieii  die  tutale  Nullität  (lt  s>t  lhtü 
nach  sich  ziriicn.  Da  aber  Art.  464  CPO  dit-  Vorm  t-'mo  Akts 
der  fejc  loci  unterordnet,  so  hat  von  ihr  auch  die  Knts< iu  iiliiiiir 
der  Fraqre  abzuhängen,  in  w  1  c  Ii  c  r  Form  —  authentischer  oder 
privater  —  ein  Rerlits*res(  lictft  vorzunehmen  sei.  Deshalb  haben 
in  denjenigen  Fäih  n.  wo  das  russische  (iesetz  für  einen  privatpn 
Akt  die  Beobaclitung  überhaupt  ii^end  einer  Form  vorsclmiht 
(z.  B.  beim  Ausstellen  einer  privaten  Schuldverschreibung,  Art. 
2036,  B.X,  T.  1,  Swod  Sakximw),  die  interessierten  Personen,  falls 
sie  sich  nicht  der  russischen  Gresetze  bedienen  wollen,  sich  nach 
den  lokalen  Gesetzen  zn  richten.  Wenn  also  ein  russischer 
Untertan  ohne  Mitwirkunp:  di  r  öffentlichen  Gewalt  eine  Schuld- 
verschreibung in  einem  Lande  ausstellt,  wo  daä  (iesetz  für 
derlei  Akte  nur  die  authentische  Form  zuläßt,  so  ist  ein  solcher 
Schuldbrief  für  total  ungültig  anzusehen,  nicht  aber,  sozusagen, 
als  bloß  aus  der  Reihe  der  authentischen  in  die  der  privaten 
Akte  übergeführt. 

Andererseits  ist  der  Sinn  und  die  Bedeutung  einer  solchen 
Konsulatsbescheinigung  vom  Senat  ganz  folsch  interpretiert 
worden.  Dieselbe  kommt  nicht  im  mindesten  der  Vorstellaug 
eines  Akts  zur  gerichtlichen  Bestätigung  gleich  und  ist  deshalb 
überhaupt  nicht  imstande,  den  inneren  Wert  eines  Akts  zn 
erhöhen  und  ihm  den  Charakter  eines  authentischen  zu  ver- 
leihen. 

Deshalb  kann  auch  ein  Fehlen  der  im  Art.  465  erwähnten 
Bescheinigung  nur  folgende  Bedeutung  haben. 

Alle  Akte,  für  die  das  russische  Gesetz  Irgend  eine  be- 
stimmte Form  vorschreibt,  müssen  unbedingt  ein  Visum  des 
russischen  Konsuls  haben,  wogegen  eine  Bescheinigung,  daB 
ein  Rechtsgeschäft  der  formalen  Seite  der  lex  loci  entspricht, 
nur  dann  unnötig  ist,  wo  der  Akt  unter  Mitwirkung  der  Ort&- 
gewalt  (Staatliche  Behörden,  Notare  usw.)  vollzogen  ist;  in  allen 
übrigen  Fällen  ist  eine  solche  Bescheinigung  notwendig,  da  sie 
den  niRsischen  Gerichtsbehörden  als  Bürgschaft  dient,  daß  die 
Regel  Locus  regit  actum  beobachtet  worden  ist.  Das  Fehlen 
einer  solchen  Bescheinigung  hat  zur  Folge  keine  bloße  capitis 
Uimiuutio  üls  Aktes,  sondern  die  totale  Nullität  desselben,  da 
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ja  ein  solcher  Akt  in  einer  Form  vorgenommen  sein  kann,  die 
▼om  lokalen  Gesetz  direkt  verboten  ist.^) 

VL 

Bevor  wir  uns  zn  den  Bechtsgeschäften  wenden,  die  vor 
den  Konsuln  und  diplomatischen  Vertretern  vorgenommen  werden, 
erlauben  wir  uns,  bei  einigen  speziellen  Fragen  etwas  linger 
zn  verweilen,  die  eine  weitere  Entwicklung  der  im  vorherigen 
Kapitel  behandelten  allgemeinen  Grundsätze  darstellen. 

1.  Kollisionen  zwischen  den  in  Bußland  in  verschiedenen 
Gebieten  geltenden  Sondergesetzen  werden  nach  der  allgemeinen 
Begel  nach  denselben  Prinzipien  entschieden,  wie  Konflikte 
zwischen  russischen  und  ausländischen  Normen.^)  Deshalb  sind 
die  Bestimmungen  der  Art.  464  und  707  CPO  ebenso  auf  Akte 
und  Jä'i  htsge^chäfte  anwentibar,  die  in  den  Ostseeprovinzen,  im 
Zarentum  Polen,  im  Kaukasus  und  in  dem  Teil  der  Provinz 
Bessarabien  geschlossen  werden,  der  nach  dem  Berliner  Traktat 
von  1878  dem  Russischen  Reieli  einverleibt  worden  ist.^)  Eine 
Ausnahmestellung  nimmt  Finnland  ein,  für  das  besondere  Regeln 
existieren  (B.  X,  T,  1  Swod  Sokomw,  Anhang  zum  Art.  708, 
Annierkiinrr  3). 

Selbstverständlich  findet  die  Bestimmnnpr  Art.  4H5  CTO  keine 
Anwendung  bei  Kollisionen  solcher  Sondergesetzgebungen. ^) 

2.  £s  unterliegt  keinem  Zweifel,  daß  auch  solche  Akte, 
die  nach  bestimmten  lokalen  Gebräuchen  errichtet  sind,  in 

^)  Im  Jahre  1881  entschied  der  Senat,  dafi  in  dem  Falle,  wo  ein  im 
Anehmde  Ton  einer  Amtapenon  ansgefertigtea,  aller  mit  keinor  Konenlata- 
bescheini^ng  versehener  Akt  ToriKeetellt  wird,  das  Gericht,  falls  es  bei  der 

Anwdulang  ausländischer  Gesetze  auf  Schwierigkeiten  stoßen  sollte,  laut 
Art.  TOfH'PO  den  Ministor  (ks  Außtrn  bitten  kann,  dir  botrofTonde  ausländische 
Regii-rang  um  ein  Gniaclitm  in  difs«  r  Frajie  anzngchcn.  Diese  Entscheidung 
steht  jedoch  im  iiircki*:ii  jücrspriKb  zu  dtr  vom  Senat  mehrfach  ausge- 
drSekten  Ansicht,  daß  das  Gericht  von  sich  aus  keinerlei  Erkundigungen  and 
NacbforBelnuigen  anstellt  Vgl.  s.  B.  die  Bntscheidiuigen  1886,  No.  79,  1870, 
No.  1780  n.  a. 

'}  Vgl.  die  EnUicheidung  des  Senats  vom  Jahre  1884,  No.  140. 

^  }{i<  r  g(  It<  II.  wie  nnliingst  vom  Senat  entschieden  ist  (1895,  No.  78), 

die  rumänischen  C  ivil^resetze. 

*)  Entscheidungen  des  Senat«  von  18«0,  No.  120,  Iböl,  No.  l»a. 
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den  Aiiffpii  nissisclicr  Oprirlitsinstanzeii  rfclitsfrülTiu-  sein  müssi'n. 
Die  Form  verseliicdi  iu  r  Rrdits^^i  srhäfto,  speziell  in  der  ihindels- 
sphäre,  wird  häutig  nicht  vom  ^eschriehenen  Recht,  sondern  von 
gewohnheitsrechtlichen  Normen  re«i:uliert.  Der  Zweck  der  Regel 
Locus  reyit  avium  nnd  im  speziellen  der  Art.  4(U  und  707  der 
russischea  CPO  besteht  aber  gerade  dariiK  den  internationalen 
Verkehr  soviel  als  möglich  zu  erleiclitern.  Deshalb  ist  in  solchen 
Fällen  eine  erweiterte  Tnteri)retation  dieser  Artikel  am  Platz. M 

3.  Der  Begriff  der  „Form''  eines  Rechtsgeschäfts  wird  nach 
dem  (Jesetz  bestimmt,  woldics  das  pregebene  Verhältnis  be- 
herrscht.-) Wenn  deshalb  ein  Zweifel  möglich  ist,  woran! 
(d.  h.  zur  inneren  oder  äußeren  Seite  eines  Rechtsgeschäfts) 
sich  diese  oder  jene  Forderimg  bezieht,  kommt  die  Entscheidung 
dieser  Frage  dem  Statut  zu,  dessen  Vorschriften  beim  Errichten 
dieses  Rechtsgeschäfts  befolgt  waren  oder  weiden  mußten. 
Nehmen  wir  ein  Beispiel.  Laut  §  4506  der  Gesetzsammlung 
für  die  OstseeproTinzen,  T.  3  ist  die  Bürgschaft  yon  Personen 
Weiblichen  Geschlechts  nur  dann  rechtsgültig,  wenn  sie  beim 
Eingehen  einer  solchen  Verpflichtung  die  bestimmte  Erldäning 
ablegen,  daß  die  rechtlichen  Folgen  derselben  ihnen  genau 
bekannt  sind  und  wenn  sie  des  ihnen  in  dieser  Beziehung 
gewährten  Vorrechtes  entsagen  ^  in  Kurland  sogar'  unter 
Eidesform.  Stellen  wir  uns  nun  den  Fall  vor,  daß  ein  russisches 
Gericht  ein  Rechtsgeschäft  zu  beurteilen  hat,  dlM  von  einer 
Russin  aus  den  Gentraiprovinzen  in  Kurland  ohne  Beobachtung 
dieser  Bedingung  vorgenommen  ist;  hat  nun  das  Gericht  dieses 
Rechtsgeschäft  für  ungültig  anzusehen,  wegen  Verletzung  eines 
formalen  Requisits,  oder  muß  es,  in  der  Annahme,  daß  die 
Frage  von. der  Bürgschaft  die  persönliche  Handlungsfähigkeit 
betrifft,  ein  solches  Rechtsgeschäft  als  gültig  und  nach  dem 
Ortsbrauch  vorgenommen  anerkennen? 

Die  Antwort  auf  diese  Frage  kann  nur  vom  Standpunkt 
eines  bestimmten  Normensystems  gegeben  werden  —  nämlich 
desjenigen,  dem  die  Form  des  Rechtsgescliäfts  oder  Vertia^> 

Entsrlit  iilung  des  .Senats  von  18*^1,  No.  J)7. 
'-I  Vul    r.  Bar.  op.  cit.  I,  HoO:  Zi  fei  manu.  op.  cit.  Ii.  -läA  ftr, 
Niemeyer,  Das  iiiteru.  Privatrecbt  dus  BGB.  8.  III. 
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anterworfen  ist.  Deshalb  ist  in  unserem  Beispiel  nur  das 
knrlandische  Gesetz  kompetent  Sinn  und  Bedeutung  des  §  4506 
festzustellen ;  rechnet  es  die  erwähnte  Bedingung  zu  den  formalen 
Requisiten  der  Bürgschaft,  so  ist  das  Rechtsgeschäft  null  und 
nichtig,  weil  es  nicht  in  Übereinstimmung  mit  Art.  707  CPO 
yorgenommen  ist.  Bezieht  sich  dagegen  die  Vorschrift  des 
$  4506  auf  die  Handlungsfähigkeit  der  Frauen,  so  ist  das 
Rechtsgeschäft  ffir  gfiltig  anzusehen,  da  nach  der  allgemein 
angenommenen  Praxis  die  Handlungsfähigkeit  einer  Person  vom 
nationalen  und  nicht  vom  lokalen  Gesetz  bestimmt  wird.^) 

4.  Pji'dcntcnde  Schw  icriirkeiten  bietet  die  Fra^e  von  (1(  n 
/'ji/rr  n/js('//ft's  <r<'S(  liloss('ii  11  Rechts^reschäften.  Nach  der  all- 
geiiU'iutii  Regel  kommt  die  entschiidcnde  liedeutun^r  dem 
Wirkunjrsstatnt  zu;  ihm  muß  auch  das  Recht  überlassen  werden, 
zu  bestiniineii,  in  weh  her  speziellen  Form  ein  Reciits<r('srhäft 
vorzunehmen  ist.'^  Tatsächlich  wird  in  den  meisten  Fällen  das 
(iesetz  des  Orts  der  Erfüllung  eines  solchen  Rechts<?eschäfts 
"Wirkungsstatut  sein.  In  dem  Falle,  wo  es  sich  um  einen 
Vertrag  liandelt,  durch  den  nur  dem  einen  der  Kontraheuten 
eine  Verpflichtung  auferlegt  wird  (z.  B.  bei  einer  Schenkung), 
liat,  nach  der  richtigen  Ansicht,  die  lex  personalis  des  ver- 
pflichteten Subjekts  die  Form  eines  solchen  Akts  zu  bestimmen.'*) 

ö.  Nach  Art.  1274  ff.  CPO  unterliegen  Entscheidungen  von 
Gerichtsbehörden  solcher  Staaten,  die  mit  Rußland  keine  be- 
sondere Konvention  eingegangen  sind,  nicht  der  Vollstreckung 
in  Rußland.  Aber  die  Entscheidung  eines  ausländischen 
Arbitragegerichts  muß,  wie  solches  vom  Senat  ganz  richtig 
anerkannt  worden  ist,^)  für  die  Kontrahenten  volle  Beweiskraft 
haben,  wenn  diese  Entscheidung  laut  Bescheinigung  des  örtlichen 


'i  Siehe  die  Eiitbcluidung  des  Civilkassationsdipammints  von  1<>81, 
No.  183. 

^)  V.  Bar,  a.  a.0.,  niiiuiit  an,  daß  fflr  die  Oflltigkeit  eines  Reckte- 
geechäfts  die  Beobacbtong  der  lex  domicilii  keider  Kontrakmten  ntftig  ist. 
In  proiti  wftre  aber  diese  Regel  Überhaupt  bftafig  nicht  erfttllbar. 

3)  r.  Bar,  a.  a.  0..  :-i62. 

^1  Diesi»  in  Her  Thrnrir  strittiir»'  Frairc  rnft  st  it  flcr  Entscheidung  des 
Senats  im  Falle  Schipou:  [XHÜt.  No.  62j  keinerlei  ZwtiftI  mehr  hervor. 
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russischen  Konsulats  nach  den  (iesetzen  und  Bräuchen  de« 
betreffenden  fremden  Staates  gefällt  ist  und  dabei  auf  Gmod 
einer  gegenseitigen  Übereinkanft  der  Kontrahenten  diesem 
Gericht  alle  mdglieherweise  aus  ihrem  Vertrage  entstebendeo 
Streitigkeiten  zu  unterbreiten.^) 

6.  In  der  Literatur  des  internationalen  Privatrechts  findet 
man  noch  bis  heute  die  sehr  verbreitete  Ansicht,  daß  im  Aus- 
lände m  fraudem  legis  äomesiicae  vorgenommene  Rechts- 
geschäfte fUr  ungültig  anzusehen  sind,  selbst  wenn  alle  Vor- 
schriften des  loicalen  Gesetzes  erfüllt  worden  sind.^  Auch  das 
rassische  Becht  enthält  einen  Artikel,  der  auf  den  ersten  Blick 
einen  auf  den  Gedanken  bringen  kann,  als  ob  auch  in  Rißlaiid 
der  (jesetzgeber  den  angeführten  Standpunkt  teilt.  Da«  ist 
Art.  1529  B.  X,  T.  1,  Sirod  Sahouoiv,  laut  welchem  ein 
Vertrag  un<?ültig  und  niclitig  ist,  wenn  der  liewegtrnmd  bei 
diesem  Akte  die  Krreiehuiig  eines  vom  russischen  Gesetz  v>t- 
botenen  Ziels  ist,  so  z.  B.  in  dem  Falle,  wo  ein  Vt  rti.12 
darauf  gerichtet  ist.  einer  Privatperson  vs  i<ierrerhtlich  ein  ilirem 
Stande  nach  nicht  zukuniniendes  Uetlit  zu  verleilien. 

Docli  scheinen  uns  absolut  keine  (iründe  vorzuliesren. 
diesem  Artikel  die  Bedeutung  einer  KoUisionsnorm  beizulegen. 
Man  kann  sogar  mit  Bestimmtheit  behaupten,  daß  er  gjr  iii*  ht 
die  Form  außerhalb  Rußlands  vorgenommener  KechtÄgeschattc 
im  Auge  hat,  denn  sonst  würde  er  den  ruäsiächen  (lericliten 
solche  Verpflichtungen  auferlegen,  denen  zu  genügen  letztere  voll- 
kommen nicht  imstande  wären.  In  der  Tat,  in  jedem  einzebien 
Falle  hätten  sie  die  verborgenen  Absichten  der  Kontrahenteo 
zu  erforschen  und  auf  diese  Weise  ihnen  absolut  nicht  zo- 
kommende  polizei-inquisitorische  Funktionen  zu  übernehmen. 
In  den  meisten  Fällen  wäre  das  eine  ganz  unnütze  Mühe,  denn 
praktisch  wäre  es  wohl  kaum  möglich,  die  Grenze  zu  besämmen. 
die  ein  Vornehmen  eines  Rechtsgeschäfts  nach  dem  Ortsbranch 
von  einer  Vornahme  desselben  nach  dem  russischen  Gesetz 
scheidet.    Deshalb  verwirft  auch  die  neueste  Literatur  mit 

V)  Siehe  die  Entscheidung  des  Gerichtsdepartements  de«  Senat«  vom 
12.  Januar  ISHU.  No.  157. 

2)  iSiebe  z.  B.  F.  v.  Martens,  Völkerrecht  (russisch;  IL  §  78. 
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immer  größerer  Bestimmtheit  ein  derartig  enges  Begrenzen  der 
Begel  Locus  reffU  ac^umS) 

VIL 

Wie  wir  schon  mehrfach  erwähnt  haben,  können  russische 
Untertanen  während  ihres  Aufenthalts  im  Auslände  die  Hülfe 
der  diplomatischen  und  konsularen  Vertreter  ihren  Staates  in 
Anspruch  nehmen  und  in  ihrem  Beisein  diese  oder  Jene  Akte 
und  Rechtsgeschäfte  nach  den  Vorschriften  ihres  nationalen 
Rechts  vornehmen.  Die  russischen  Konsuln  vertreten  in  solchen 
Fällen  die  Notare  und  richten  sich  dabei  naturlich  nach  den 
Gesetzen  itires  Staates.^  Bei  gewissen  Rechtsgeschäften  ist 
eine  derartige  Mitwirkung  des  Konsulats  oder  einer  an  deren 
Stelle  tretenden  entsprechenden  Behörde  unbedingt  notwendig. 
Hierher  gehören: 

a)  Akte,  die  von  Militärpersonen  während  des  Krieges 
vorgenommen  werden;  kompetent  sind  in  solchen  Fällen  die 
liegimentijkorainandeure  (B.  X,  T.  1,  Art.  911,  Swod  Sakonow). 

b)  Akte,  die  vom  Schiffspersonal  an  Bord  während  der 
Kampagne  vorgeiKumni'u  werden;  solclie  Akte  werden  vom 
Schiffssekretär  geschrieben  und  ins  ScliiffsprutukuU  eingetragen 
(a.  a.  ()  Art.  912). 

(•)  Akte,  die  von  Amtspers(»in'ii  ausgrestellt  werden,  dit*  zum 
(Jefol^v  fiiit'r  Botschaft  gehören;  sulche  Akte  werden  von  den 
Botschaftern  bescheinigt  (a.  a.  0.  Art.  i'U). 

d)  Jegliche  Akte,  die  in  Rußlaiul  liejrendes  Immobil 
betreffen.  Dabei  muß  ein  solcher  Akt,  um  die  Kraft  eines 
authentisclien  zu  erlangen,  dem  zuständigen  Notariatsarciiiv 
vorgestellt  werden  im  Laufe  eines  halben  Jalires,  gerechnet 
von  dem  Tage,  wo  entweder  die  einen  solchen  Akt  ausgestellte 
Person  nach  Rußland  zurückgekehrt  ist,  oder  der  betreffende 
Akt  selbst  zur  Bestätigung  nach  Rußland  geschickt  worden  ist. 

>)  Siehe  9.  Bar,  tk.%.0.,mn.;  Weiß,  Tratte,  IH.  110 If. 

^  Art  2  KootnlMordnttng  (B.  XI,  T.  2,  Steod  Sakonow,  Aug.  1893) 
—  .Der  Kooml  bescheinii^t  die  (Gültigkeit  aller  von  russischen  t^ntrrrnnen 
in  seinem  Bezirk  errichteten  Akte."  Vgl.  Art.  !)14  B.  X.  T  1  Smxi  Sako- 
notc,  Bctreffn  der  diplomaliacheu  Vertreter  siehe  Anmerkung  1  zu  Art.  2 
KonsularordnuDg. 
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Mit  Aiisii;i)iiiic  (liovfT  Fülle  ist  es  dtii  iiitereshicrtiii 
TtTsujuMi  trf'i<4e.st(41t.  sich  t-ütwvikr  dtr  lokalen  oder  ilirtr 
iintionnlfji  Fennen  zu  bedienen.  Wird  aber  ein  Akt  dder  Hechts- 
p^scliiitt  beim  Konsul  vorgenouiinen,  so  ist  einerseits  strts  das 
russische  (Jesetz  Wirknngsstatut,  andererseits  können  aus- 
schließlich nissische  Staatsantrehörige ,  nicht  aber  Ausländer, 
von  diesem  Reclite  (Jebrauch  machen.') 

Der  erste  dieser  beiden  Sätze  kann  wohl  kaum  irgend 
wek'iie  Zweifel  wachrufen.  Art.  16  Konsularordnnng  bestininit 
kategorisch:  ,Der  Konsul  bestätigt  mit  seiner  Unterschrift 
lind  dem  Konsnlarsiegel  alle  Dokumente,  die  in  seinem  Bezirk 
errichtet  oder  ihm  vorgestellt  werden  und  die  in  Rußland 
ihre  Rechtskraft  erhalten  sollen."  Deshalb  könnte 
ein  Rechtsgeschäft,  des.sen  Vollziehung  in  Frankin  idi  zu  ge- 
srlnlien  hätte  (z.  B.  die  Ausstellung  einer  Vollmacht  auf 
Füljrung  eines  Prozesses),  unter  keiner  Bedingung  vor  dem 
russischen  Vertreter  in  Paris  voi^enommen  werden.  Zu  einem 
entgegengesetzten  Schluß  kdnnte  man  nnr  nnter  der  Voraus- 
setzung gelangen,  daß  dieses  Rechtsgeschäft  nicht  in  Frankreich, 
sondern  in  Rußland  vorgenommen  ist,  d.  h.  mit  anderen  Worten, 
wenn  man  seine  Zuflucht  zu  der  Fiktion  der  EzterritorialitSt 
nimmt.  Aber  sowohl  die  Theorie  als  auch  die  Praxis  erkennen 
schon  lange  keine  derartige  Konstruktion  der  Exterritorialität 
an,  welche  das  vom  diplomatischen  Vertreter  eines  fremden 
Staates  eingenommene  Lokal  mit  dem  Territorium  dieses  Staates 
identifiziert.  Andererseits  muß  auch  bemerkt  werden,  daß  auf 
jeden  Fall  Konsulate  in  keinem  christlichen  Staate  das  Vorrecht 
der  Exterritorialität  genießen.  Deshalb  können  Rechtsgeschäfte, 
die  vor  russischen  diplomatischen  Vertretern,  geschweige  vor 
russischen  Konsuln,  vorgenommen  werden,  unter  keiner  Be- 
dingung als  in  Rußland  geschlossen  angesehen  werden.'-)  Es 
sind  ebensolche  „ausländische"  Rechtsgeschäfte  wie  alle  anderen; 

^}  El  ventebt  dcb  von  selber,  daß  es  tich  hier  nur  um  civfireditliche 
Akte  handelt.  Dagegen  solche  Aktv.  wie  das  Ansstdl^i  vw  2^rtifikat<>n. 
T.*  >:a]i.si<  rf  n  vun  r^ntersohriften.  Visieren  von  PüBseil,  kOnnen  die  Koniolo 
ijjitürlich  aiidi  AiiHlinHlcrn  trcff  riiilwr  vornehmeii. 

»j  Vgl.  r.  Jiar,  op,  oii..  1.  HöU,  M). 
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aber  das  Gesetz  stellt  für.  sie  besondere  Bedingungen  auf  und 
ihre  Gältigkeit  wird  nicht  von  der  Beobachtung  der  lokalen 
Form  abhängig  gemacht. 

Ebenso  wie  der  Gesetzgeber  die  Gültigkeit  dieses  oder 
jenes  Rechtsgeschäfts  oder  einer  ganzen  Gruppe  derselben  un- 
gestört anerkennen  kann,  unabhängig  yon  der  Form  in  der  sie 
vorgenommen  sind,  ebenso  kann  ihn  nichts  hindern,  Akte,  bei 
deren  Vornahme  seine  Vertreter  teilgenommen  haben,  fOr  authen- 
tische zu  erklären.  Man  kann  sich  sogar  den  Fall  vorstellen, 
daß  ein  Staat  seinen  Untertanen  direkt  verbieten  vrfbtle,  sich 
der  lokalen  Formen  zu  bedienen,  und  verlangen  würde,  daß 
überhaupt  ein  jedes  Kechtsgeschäft  von  seinen  Konsuln  be^laiibi^t 
werde.  Andererseits  vermag:  kein  Staat  vom  ( )rtsgfesetzgeber 
eine  Anerkenniuig  dergleichen  Rechtsgeschäfte  verhiiigeii.  lud 
es  unterliegt  nicht  dem  geringsten  Zweifel,  daß  in  den  Augm 
dif'ses  letzteren.  Rechtsgescliätte,  die  vor  ausländischen  KonMiln 
ge-sclilossen  wurden,  ungültig  sind  und  jI-  solche  im  Lande  ilnvr 
Vornahme  keinen  Rechtijschutz  r  iiielieu  kuiuien.  Daraus  erkläit 
sich  auch,  warum  Art.  IH  der  Konsularordnung  als  notwendige 
Bedingung  füi'  die  Anerkennung  eines  ausländischen  Akts  die 
Forderung  stellt,  daß  dieser  Akt  für  Rußland  bestimmt  sei. 
Die  >[itwirkung  russischer  Konsulate  an  Rechtsgeschäften,  deren 
Erfüllung  im  Auslande  zu  geschehen  hat,  hätte  den  Charakter 
einer  direkten  Verletzung  der  Uoheitsrecbte  des  lokalen  Staats. 

Ans  demselben  Grunde  muß  anerkannt  werden,  daß  die 
Funktionen  der  Konsuln  sich  ausschließlich  auf  solche  Fälle 
beschränken,  wo  russische  Untertanen  an  einem  Rechtsgeschäft 
beteiligt  sind.  Nur  auf  sie  kann  sich  im  Auslande  die  Macht 
des  russischen  Gesetzgebers  erstrecken.  Ausländem,  in  ihrer 
Heimat  Vorschriften  zu  machen  —  das  kann  das  russische 
Gesetz  nicht;  ebensowenig  wie  es  die  Formen  bestimmen  kann, 
in  denen  sie  ihre  Rechtsgeschäfte  vorzunehmen  haben. 

Außer  in  Rußland  ruft  dieser  Standpunkt  nirgendwo, 
weder  in  der  Theorie  noch  in  der  Praxis,  irgendwelche  Zweifel 


>i  Siehe  r.  Bat  f  a.  a.  0.;  Weiß,  Traitä  theorique  et  pratique, 
ni.  251  ff 

Zeitschrift  f.  Int«m.  Privat-  vu  Offentl.  Kecht.  XIV.  23 


Digitized  by  Google 


338 


ChftllMideB, 


wacli.  Iiier  aber  sclitint  v'uw  andero  Anschauung  zu  gelten. 
Wenigstens  hat  der  Senat  im  Falle  Ehlers  (1868,  No.  855)  die 
(Jültigkeit  einer  Vollmacht  anerkannt,  die  in  Stuttgart  von 
einer  österreichischen  Untertanin  einem  nissischen  Rechtsanwalt 
ausgestellt  und  von  der  russischen  Botschaft  in  Württemberg  be- 
glaubigt war.  Zur  Bekräftigung  seiner  Ansicht  berief  sich  der 
»Senat  auf  den  oben  erwähnten  Art.  der  Konsularordnung  und 
Art.  786  des  Ministerial-Reglements  (Swod  Sakonow,  S.  I.  T.  2, 
Ausg.  1892),  laut  welchem  die  Aufgabe  des  Ministeriam  des 
Äußeren  unter  anderem  darin  besteht.  Ausländem  bei  der 
Geltendmachung:  ihrer  gesetzlichen  Forderungen  behülflich 
zu  sein.  Der  erste  dieser  Artikel  erwähnt  mit  keinem  Wort 
der  Ausländer,  und  was  den  zweiten  anbelan^,  so  bat  er  bloß 
die  verschiedenen  Ausländem  zu  erweisenden  Dienste,  Rechts- 
hülfe usw.  im  Auge,  und  bezieht  sich  absolut  nicht  auf  die 
Vornahme  von  Rechtsgeschäften  im  Auslande.  Deshalb  kann 
man  kühn  behaupten,  daß  der  erwähnten  Senatsentscheidung 
ein  Mißverständnis  zugrunde  liegt;  und  es  wäre  höchst 
wünschenswert,  daß  diese  Frage  einer  neuen  allseitigen  Unter- 
suchnng  von  der  höchsten  russischen  Kassationsinstanz  unter- 
zogen würde. 

Die  Frage  von  den  Testaroenten  ist  speziell  in  Art.  1077 
bis  1079  B.  X,  T.  1  Swod  Sakonow  vorgesehen.  Laut  dem 
ersten  dieser  Artikel  kann  ein  russischer  Untertan  ein  privates 
Testament  errichten  nach  den  Gebräuchen  des  Landes,  wo  es 
geschrieben  wird,  unter  der  Bedingung,  daß  ein  solches  Testament, 
nach  den  Vorschriften  derKonsularordnung,  der  russischen  Mission 
oder  Konsulat  zur  Beglaubigung  (Jawka")  vorgestellt  werde. 
Hierbei  vertritt,  auch  Art.  1078,  eine  solche  Beglaubigung  im 
Auslande  errichteter  Testamente  von  seiten  der  rassischen 
Mission  oder  des  Konsulats  für  sie  die  notarielle  Form,  und 
wird  solchen  Testamenten,  falls  sie  in  vorgeschriebener  Weise 
beglaubigt  worden  sind,  die  Bedeutung  authiiitischer  Dokumente 
zuerkannt.  Endlich  verlangt  noch  Art.  lOl^h  iImIj  ausländische 
Te^itameiite  eiiiweder  nach  dem  Orte  der  Ln^v  des  Nachlasses 


Digitized  by  Google 


über  die  Form  der  Im  Ausland»  eiricbteten  R«clitaakte  etc.  339 

o<1er  nach  dem  letzten  Wohnort  des  Testators  in  Rußland  dem 
Bezirksgericht  zur  endgflltlKen  Bestätigung  vorzustelldi  sind.^) 

Diese  Artikel  sanktionieren,  wie  ersichtlich,  die  Regel 
Locus  regit  actum  und  geben  ihr  einen  fakultativen  Charakter. 
Trotzdem  unterscheiden  sie  sich  ihrem  Wesen  nach  bedeutend 
von  Art.  464  und  707  CPO%  und  das  in  doppelter  Hinsicht. 

1)  Art.  464  CPO  hat  überhaupt  jegliche  Akte  im  Auge 
(mit  einziger  Ausnahme  der  Akte  die  in  Rußland  sich  befindende 
Immobilien  betreffen),  einerlei  in  welcher  Form  —  privater 
oder  authentischer  —  sie  vorgenommen  sind,  wobei  die  Kraft 
eines  solchen  Akts  von  dem  Gesetz  des  Vomahmeorts  desselben 
abhängig  gemacht  wird.  Art.  1077  bezieht  sich  aber  bloß  auf 
private  Testamente.  Mit  anderen  Worten,  falls  ein  russischer 
Untertan  sich  der  Inkaleii  Fürin  l)edient  hat,  kaiui  seine  letzte 
Willensrinßrning  nur  den  Charakter  eines  nirhtauthentisdien 
Testaiii 'iits  iiahen.  Hierbei  ist  es  ganz  einerlei  wie  die  lokale 
Form  ist,  d.  h.  ob  ein  Testament  vor  dem  Notar,  oder  vor  dem 
(iericht  nsw.  erru  lirct  vvonb^i  ist  nnd  \veh:he  Kraft  es  vom 
Standpunkt  der  leu  ioci  besitzt.  Ks  ^ieiit  nur  ein  .Mittel  ein 
solches  Testament  in  ein  autlient  isches  zu  verwandeln,  naniiieli 
die  Begl anbi^ning  desselben  in  der  russischen  Mission  (»der 
Konsulat  (Art.  1078  B.  X,  T.  1,  Swod  Sakonow).  An  und  für  sieh 
ist  solches  aber  nicht  obligatorisch.  Der  Senat,  der  früher 
eine  andere  Ansicht  vertrat  (Entscheidung  vom  Jahre  187;'), 
No.  749)  hat  im  Jahre  1882  (Entscheidung  No.  130)  im  l^UI 
KeranowM  ganz  richtig  anerkannt,  daß  nur  für  authentisciie 
Akte  ein  Vorstellen  derselben  im  russischen  Konsulat  obligatorisch 
sei  (Art.914und  915  B.  X,T.  If^eMN^SteAvnim?);  da  aber  das  Gesetz 
dem  Testator  die  Wahl  zwischen  authentischer  oder  privater 
Form  des  Testaments  freistellt,  so  folgt  daraus,  nach  der  Ansicht 

1)  Wab  Tesumente  anbetrifft,  die  während  des  Krieges  oder  am  Bord 
errichtet  smd,  so  sind  daran!  besllgllche  Bestimnrangen  in  Artt.  1071—1073 
B.  X,  T.  1»  Swa  Soktmcw  enthalten.  Ihrem  Wesen  nach  lallen  sie  mit 
Art.  911  nnd  912  B.  X,  T.  1,  SwwJ  Sakttnow  zusammen. 

■•^t  Dieser  Umstand  ist  von  großi-r  Wichtigkeit,  da  bei  einer  Interpretation 
der  Artikel,  die  speziell  Testamente  Intrt  ffen,  hierbei  die  Möirlirhkoit  aus- 
jreschlosscJi  ist.  dii  Lücken  dieser  Artikel  mechanisch  mit  den  Artikeln  der 
GPO  zu  ergänzen.    Vgl.  die  Senatuentucbddung  vom  Jahre  187.'>,  No.  74tf. 

2a* 
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des  Senats,  dalj  für  im  Auslaiuit'  emclitete  Testaiut^ute  t-iiie  Be- 
glaubigung (Irrsflben  im  K(•Il.^^dat  nidit  übligatoriscli  ist.  Dieser 
Schluß  ist  die  lofrisrlie  Folge  von  Art.  1077  H  X,  T.  1.  Stcod 
Sakonoii',  der  vom  Rechte  russischer  Untertain  ii  liainb  lt  im  Aus- 
lande sich  der  privaten  Form  btiin  Errichten  von  Ttstammten 
zu  bi  dit  iii  ii.  wäre  nun  stetes  und  in  allen  Fällen  eine  sob  he 
Beglaubigung  eines  Testaments  durchs  Konsulat  obligatorisch, 
so  müßtf  ein  jedes  Testament  unbedingt  der  Verwandlung  in 
ein  autlit  Iii  is(  lies  unterliegen  —  das  aber  wünb-  im  direkten 
Widersprucii  zu  der  im  .\rt.  1077  B.  X,  T.  1,  iiwod  Sakonow 
enthaltenen  Regel  stehen. 

2)  Sowohl  Art.  464  ai.s  aiu  li  707  (M^)  haben  die  Fälle  im 
Auge,  wo  ein  Akt  oder  Vcrti  ag  st  ine  gesetzlii  he  Kraft  sclion 
vor  der  Vorstellung  desselben  zur  Beglaubigung  der  russischen 
(Jerichtsbehörden  erhalten  hat.  Wogegen  ein  Testament,  das 
in  Rußland  und  nach  den  russischen  (Jesetzen  zur  Vollziehung 
zu  gelangen  hat,  seine  Gültigkeit  nur  von  dem  Momente  seiner 
Anerkennung  durch  da.s  russische  (iericht  erhält.  Deshalb 
können  und  müssen  letztere  die  Bestätigung  solchen  Willens- 
äiißi rnngen  versagen,  die  von  der  russischen  Gesetzgebung 
überhaupt  nicht  zugelassen  werden. 

Aus  diesem  (i runde  sind  mündliche  Verfugungen  für  den 
Todesfall,  die  im  Auslande  gemacht  wurden,  wie  solches  vom 
»Senat  im  Jahre  1875  (No.  749)  ganz  richtig  anerkannt  worden 
ist,  für  den  russischen  (Gesetzgeber  vollkommen  niclitig.  -) 

Das  ist,  ganz  kurz  gefaßt,  das  Verhältnis  zwischen  den  Artikeln 
des  B.  X  Swod  Sakonow^  die  von  ausländischen  Testamenten 
handeln  und  den  Bestimmungen  der  russischen  CPO,  die  sich 
auf  im  Auslande  vorgenommene  Akte  beziehen.  Soweit  diese 
beiden  Nonnenkategorien  nicht  aus  verschiedenen  Voraussetzungen 
ausgehen  und  nicht  so  zu  sagen,  Reflexe  verschiedener  Pdnzipe 
sind,  erg&nzen  sie  sich  gegenseitig;  es  unterliegt  deshalb  keinem 
Zweifel,  daß  z.  B.  Art.  465  CPO  auch  auf  ausländische  Testa- 
mente Bezug  hat**) 

Vi  Vgl.  r.  Bar,  a.  a.  0..  8ö;i 

-\  B.  X.  T.  1.  Stovd  SakoHotc,  Art.  10-^3:  ^Müodliche  Teat«iU6Qte  .  .  . 
haben  keine  Kraft'. 

^  Sielie  dl«  BntBcheidttiig  dea  Cirilkamtionsdepartements  von  1882,  No.  150. 
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Die  Wirksamkeit  ausländischer  ehegerictitiicher  Urteile 

In  Ungarn. 

Vun  Dr.  luiflor  Ni'llwartX»  Regit iu)iKbkoii;£il)iht  in  ^ai-ujevo. 

1. 

Der  nngarische  StaatKangfehörige  </.  W,  heiratete  im  Jahre 
1H90  in  Tirol  die  deutsche  Reichf;angehörig:e  A.  Sek,  Später 
übersiedelten  die  Eheleute  nach  Berlin  und  wohnten  dort  mehrere 
Jahre.  Über  Klage  der  Ehegattin  wurde  die  Ehe  vom  Liand- 
gerichte  in  Berlin  im  Jahre  1896  rechtskrüftig  geschieden.  Die 
geschiedene  Klägerin  hat  sodann  im  Deutschen  Reiche  eine  neue 
Ehe  geschlossen. 

Der  geschiedene  Ehemann  wollte  nach  erfolgter  Eheschei- 
dung in  Ungarn  eine  neue  Ehe  schließen  und  unter  Vorlage 
des  rechtskräftigen  Scheidungsurteiles  des  Landgerichtes  in  Berlin 
verlangte  er  von  dem  MatrikelfQhrer  in  Budapest  das  Aufgebot 
der  Ehe.  Dieser  hat  ihn  aber  mit  der  Begründunp^  abjrew  iesen, 
daß  in  Elieprozessen  mifrarischer  Staatsangehöriger  —  die  reichs- 
deutsrhe  A.  iSW/.  ist  durrli  ihre  Verelieliehuiifi  mir  W.  wnga- 
risehe  Staatsangehörig«'  geworden,  J;  n  (JA  187U  L  -  nnr  die 
rrteile  der  zust;iti(li;^(  u  nn^arisi  hen  (Jerichte  wirksam  sind 
(ij  114  des  nnpirisciu  ?i  Khegesetzes,  (iA  XXXL  lK<J4i.  Trotz 
des  Urtfiks  dis  Luiulgtrichtes  in  Berlin  inüssc  ilaliei-  die  von 
/  W.  mit  A.  Sf'h,  preschlossene  Elie  vom  Stami punkte  des 
lu^rari sehen  Rechtes  als  noch  zu  Recht  bestehend  betraclitet 
werden. 

J.  W.  ülxrn'irhte  hieranf  beim  I\  (Jerichtshofe  HmiajHst 
die  Scheidnngskla^ie  nnd  stellte  das  l'co»  Inm :  t  s  sei  unter  Be- 
stellung eines  Vei-teidigers  des  Kln  1  mhUs  'rcimin  z»ir  Ver- 
handlnnjr  der  Sticit.saclie  zu  licsTimmrii.  zu  (Icmscllicii  seine 
gewesene,  von  dem  Landgerichte  in  Berlin  geschiedene  Ehegattin 
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ZU  laden  und  entsprerliciid  der  Analo^-ir  des  Falles  nach  Durch- 
führiiiiir  des  im  i;  142  des  uiigarisclieii  Ehe^^esetzes  uunaierten 
Verfahrens  durch  Urteil  zu  erkeiuieii :  die  Wirksamkeit  de:» 
Urteih^s  des  Larid«ierirlites  Berlin  wird  auch  auf  ihn  (den  Kläger) 
ausgedehnt  und  die  Ehe  aucli  in  bezug  auf  ihn  (den  Kläger)  als 
aufgelöst  erklärt. 

Der  K.  (4ei  i(  Insliof  Hu(lai)est  stellte  die  Klaire  ohne  Kiu- 
vernahnu*  der  Interessenten  dem  Klä<rer  mit  der  Krlpdip:img 
zurück:  daß  das  J.and<rerieht  in  P>erlin  im  Scheidungsprozesse 
ungai-ischer  Staatsangeiiitriger  zn  urteilen  nicht  zuständig  war. 
weil  die  deutsche  Reirlisaupelionge  A.  Sc/l  durch  ihi*e  Verelu'- 
lichung  mit  dem  Kläger  ungarische  Staatsl)[irgerin  geworden  ist. 

Diese  FiUtscheidung  des  K,  üerichtsliofes  Budapest  \<t  nn- 
zweifelliaft  ein  /(ttt  r  pas  gewesen.  Eine  Klaji'e  darf  im  Sinne 
der  ungarischen  CIH)  ((tA  LIV  1868)  a  limine  nur  aus  foigendeu 
Gründen  zurückgewiesen  werden: 

1 .  wegen  mangelnder  sachlicher  Zuständigkeit  des  Ueridites 
(§  8  lit.  a). 

2.  wegen  mangelnder  Prozeßfähigkeit  einer  Partei  (i^  8  lit.  b). 

3.  wegen  Unznlässigkeit  der  prorof/aiw  fori  53). 

Ist  in  diesen  Füllen  eine  Zurückweisung  a  litnine  nicht 
erfolgt,  wird  das  Verfahren  nichtig  39  lit.  b,  c,  i  der  Novelle 
zur  CPO  (JA  LIX  1881).  Diese  Nicbtigkeitsgründe  sind  ab- 
soluter Katur  (Juri^  publici)  und  sind  von  Amts  wegen  selbst 
dann  zu  berücksichtigen,  wenn  sie  die  appellierende  Partei  in 
der  Appellation  nicht  ausdrücklich  bezeichnet  hat  (§  89  vor- 
letzter Absatz  a.  a.  0.). 

Keiner  dieser  Fälle  ist  vorgelegen.  Die  sachliche  Zu- 
ständigkeit  des  K.  Gerichtshofes  ist  unzweifelhaft  begründet 
gewesen  (§  136  des  Ehegesetzes),  die  örtliche  Zuständigkeit 
mußte  durch  ein  der  Klage  beizuschließendes  lokalbehördliches 
Zeugnis,  daß  die  Eheleute  ihren  letzten  gemeinschaftlichenWohnsitz 
in  Budapest  gehabt  haben  (§  36  CPO),  nachgewiesen  werden  (§  64 
CPO  «Der  Kläger  hat  alle  erforderlichen  Beweismittel  beizu- 
bringen ),  widrigenfalls  dem  Klüger  unter  Festsetzung  einer  kurzen 
Präklusivfrist  die  Klage  zur  Verbesserung  zurückzustellen  war 
(§§  17  und  215  GA  XYIII  1893).    Die  Abweisung  a  limine 
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war  dalier  im  (  iesetze  iiiclit  bef^ründt't,  es  wäre  vielinelir  unter 
Ladung:  der  Interessenten  Termin  zur  Verluiiidliin«i:  zu  hestiimneii 
gewesen  und  diese  Verhandlnnpr  hätte  zum  (iegenstaude  die 
Erörterung  der  Frage  haben  niüjssen : 

1.  ob  das  Landgericht  in  Berlin  zur  ScUeiduug  der  £be 
znständig  war  und  ira  bejahenden  Falle 

2.  ob  die  Ausdehnung  des  Urteils  des  Landgerichts  auf  den 
Kliiger  auf  (irund  der  analogen  Anwendung  des  §  142  des 
nngarischen  Ehegesetzes  statthaft  Lst  oder  niclit.  §  142  des 
nigrischen  Ehegesetzes  laatet:  «Wenn  die  Ehe  vor  dem 
Inslebentreten  des  gegenwärtigen  Gesetzes^)  nur 
bezdglich  des  einen  Ehegenossen  aulgelost  wurde,  kann  der 
Andere  Ebeteil  verlangen,  da6  die  Wirksamkeit  des  Urteils, 
durch  welches  die  Auflösung  der  Ehe  ausgesprochen  wurde, 
auch  auf  ihn  ausgedehnt  werde." 

Was  die  erstere  Frage  anbelangt,  so  unterliegt  es  keinem 
Zweifel,  daß  das  liandgericht  in  Berlin  nach  der  CPO  ffir  das 
Deutsehe  Beich,  wie  sie  vor  der  Fassung  des  Gesetzes  vom 
17.  Mai  1898  in  Geltung  stand,  zur  Entscheidung  zuständig 
«rewesen  ist  (4;  568,  das  Urteil  des  Landgerichts  datiert,  wie 
oben  iTwähnt  wurde,  aus  dem  Jalire  1896).  Aber  nach  dem 
iingari.schen  Rechte  war  es  nicht  zuständig?,  weil  in  Khe- 
streitigkeiten  ungarisciier  .Staatsangehöriger  nur  die  ungarischen 
(ierichte  zur  Judikatur  zuständig  sind  (ji  114  des  ungarischen 
Ehecfesetzes).  in  Statnsfra<2:en  ungarisciier  Staatsangehöriger 
iiusl;iniliM  )ie  l'rteile  nicht  vdllstreckt  werden  können  (§  5  GA 
LX  l^.sl  i.  Scheidungsnrteih'  betretten  aber  den  persönlichen 
Statns.-)  Die  Znstilndigkeit  des  ausländischen  (fericlites  hat 
das  ungarische  Gericht  unzweifelhaft  nicht  nach  den  für  das 
Äusländisclie,  sondern  für  das  ungarische  Gericht  nialj^rebliclien 
Gesetzen  zu  beurteilen  und  es  ist  nicht  nur  eine  ganz  aus  der 


*i  Das  ungarisch!  Elu  j^csetz  ist  am  1.  Oktoher  lH9.j  in  Wirksamkeit 
getreten.  Vgl.  die  V  des  K  nng.  Ministerpräsidenten  vom  2!J.  Juni  1SH5 
Zahl  2i^iü  (zar  selben  Zeit  auch  in  der  ätadt  und  im  Bezirke  Fiume,  vj^l. 
V.  des  Miuisterprääidenten  vom  29.  Juni  1895  Zahl  2022). 

^  fibenso  die  Innstfaisehe  Pnsis,  rgl.  die  Anmerkang  auf  S.  1(N), 
Jahrg.  1904  dieser  Zeitschrift. 
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Luft  gegriffene,  sondern  aiub  mit  (Um  positiven  ungarischen 
Hechte  in  Widerspruch  stcliciKli'  l>(*haui)tun«i.  wenn  Kiiorr 
die  Ansicht  vertritt*),  daß  das  ungarische  Gericht  die  Zu- 
ständigkeit des  ausländischen  (Jeriehtes  stets  nach  den  für  das 
ausländische  (iericlit  maßgeblichen  (Jesrtzt  n  zu  henrteikii  hat. 
(icnide  das  (iegenteil  verfügt  i;  ."5  lir  c  der  ungarischen 
Kxeciiti(»ii>nrdnung  ((tA  LX  1881),  welcher  verfügt,  daß  bei 
Voll.strt  (  kling  ausländischer  Ihteile  unter  anderen  auch  zu 
jiriifeii  ist,  oh  gemäß  den  Bestimmungen  dieses  (d  h.  des 
ungarischen)  (iesetzes  über  die  Zuständigkeit  der  (lericlitL' 
irgend  ein  (iericht  des  Staates,  in  dessi  n  (lebiet  das  zu  voll- 
streckende Krkenntnis  gefällt  oder  der  zu  vollstreckende  Ver- 
gleich geschlossen  wurde,  znstaiulig  war. 

Oer  K.  (Gerichtshof  hätte  also  die  mit  dem  Urteil  des  Land- 
gerichtes Berlin  Itelegtt'  Klage  nacli  durchgeführter  Verhand- 
lung aus  dem  (Jrnmle  abweisen  müssen,  weil  die  Unzuständigkeit 
des  Landgerichtes  in  Berlin  in  vorliegendem  Falle  offenbar  ist, 
weshalb  dem  Urteile  desselben  die  Wirksamkeit  in  Ungarn  ver- 
sagt werden  muß  (§  114  des  ung.  Ehegesetzes,  3  lit.  c  und 
5  der  Rxecutionsordnung).  Somit  wäre  für  den  (fericbtshof 
anch  die  i^otwendigkeit  entfallen,  sich  in  die  Erörtening  der 
Frage  einzulassen,  ob  die  Wirksamkeit  des  Urteiles  auf  (irund 
der  analogen  Anwendimg  des  ^  142  des  ungarischen  Ehegesetzes 
anch  auf  den  Kläger  ausgedehnt  werden  könne. 

Teil  will  aber  der  Erörterung  der  Frage,  ob  die  Wirksam- 
keit des  Urteiles  des  Landgerichtes  Berlin  auf  Grund  der 
analogen  Anwendung  des  §  142  des  ungai  isdien  Ehegesetzes  ' 
anch  auf  den  Kläger  hätte  ausgedehnt  und  die  Ehe  auf  dieser 
Grundlage  gelöst  werden  können,  nicht  aus  dem  Wege  gehen 


*)  JoffiudomdMyi  XSaöuy  1898,  No.  13.  S.  UNK 

^  Die  Frage  iat  aeit  g  606  der  deotBchen  CPO.  letxter  Abwti  (in  der 

H^snnK  des  (iesotzcs  vom  17.  Mai  1898)  nicht  mehr  von  Belang  für  da» 
Deutsche  Reidi.  wohl  aber  für  österroich.  digsoi  (rorichte  in  P^hpstreitiskeiteii 
ansliindlMchcr  Staatsantjehriii«:«  r  die  tierichlsbarkcit  inisiil»i  n.  ohne  Rücksicht 
darauf,  ob  ihre  Zuständigkeit  auch  nach  den  (iesetzen  des  ausUuulischen 
8tnate«  begrOndet  itt  oder  nicht.  \'gl.  meinen  Artikel  , Kollisionen  xttiBchen 
tfrtern'ichischem  und  ungariBchem  Elierefhte''.  Ztach.  XIV  137  ff. 
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Ohne  jede  Begrundnng  spricht  sich  Knorr  ffir  die  Möglich- 
keit der  analogen  Anwendung  des  §  142  des  Ehegesetzes  ans 
Der  Motivenbericht  zum  §  137  des  Begierungsentwurfs  (—  §  114 
des  Ehegesetzes)  sagt  zwar,  es  sei  nicht  ausgeschlossen,  daß 
das  ungarische  Gericht,  die  durch  ausländische  Gerichte  in 
ESiestreitigkeiten  ungarischer  Staatsangehöriger  gefällten  Urteile 
—  nach  vorangegangenem,  besonders  zu  regelndem  Verfahren  — 
unter  gewißen  Voraussetzungen  fQr  wirksam  erklären,  gleichsam 
nostrifizieren  könne.  Weil  aber  —  setzt  der  Motivenbericlit  fort  — 
diese  Nostrifikation  die  Urteile  der  ausländisclien  (  Jerichte  den- 
jenigen (irr  inländischen  Gerichte  gleichstellt,  so  hat  sich  von 
<li«sem  (iesichtspunktr  uns  nicht  nutwemliji"  riwiesen,  in  den 
i;  1H7  eine  besondere  Bestimiiiimg  aufzunrlinien -).  Der  Sinn 
dieser  Kede  ist  zwar  sehr  dunkel,  hierin  stinmu'  ich  mit  Knorr 
überein,  aber  die  Tati>ache,  dal]  diese  im  Motivenberichte  ge- 
iiuijcrtc  Ansiclit  im  (Jesetze  nirgends  zum  Ausdrucke  gelangt 
ist,  ^stellt  aulier  Frage.  Aber  auch  die  Kntstchun<rs{i'eschirhte 
des  sj  142  spricht  {i"e<ren  die  analojic  Anwendung  desselben  für 
den  vorliegenden  Fall.  >;  142  des  Khegesetzes  war  im  Regienings- 
entwurfe  nicht  enthalten,  sondern  entstand  iin  Jnstizausschusse 
des  Abgeonlnetenhauses.  Der  Bericht  des  Jnstizausschusses 
<S.  25)  hebt  ansdrücklich  hervor,  daß  die  Anfnahine  dieses 
Paragraphen  deshalb  notwendig  war,  weil  nach  dem  bisherigen 
Eherechte  die  Ehe  auch  auf  die  Weise  gelöst  werden  konnte,  daß 
das  Eheband  nur  in  Bezug  auf  den  einen  Teil  an^elöst  wurde,  in 
Bezug  auf  den  anderen  Teil  aber  auch  weiter  zu  Recht  bestand  % 
Durch  die  Aufnahme  des  §  142  wollte  der  Justizausschuß  Jenen 
Bfaegenoflsen,  für  welche  das  Band  der  Ehe  nach  dem  bisherigen 
Eherechte  noch  zu  Recht  bestand,  während  der  andere  Ehe- 
geführte  schon  l&ngst  geschieden,  vielleicht  sogar  wiederver- 
heiratet war,  die  Möglichkeit  bieten,  bei  den  Civilgerichten  zu 
erwirken,  daß  die  Wirksamkeit  der  Scheidung  auch  auf  dieselben 

»)  a.  «.  o.  &  K«. 

Motirenbericht.  Btsonderer  Teil  8. 
^  meine  Abhandlung  ,Die  geschichtliche  Entwicklnnn  des  nngari- 

hchvn  Hherechtes''  in  d«n  Wiener  „Juriatincken  BlatterW,  Jahrgang  lötf4, 

Jio.  14,  i>.  ölK 
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aus^nMlt'liiit  wprd»\  Auf  diese  ganz  spezieilen  Tatl>estiiii<ie.  welche 
iit  der  {ganzen  zivilisierten  Wilt  kein  Analojron  aiitztiweisen 
liaben,  ist  der  jj  142  gemünzt  worden,  eine  transitorisclie  Be- 
stimmung, die  nach  kurzer  Zeit  den  folgenden  (Tenerationen 
nur  im  Lichte  der  Rechtsgeschichte  verständlich  sein  wird, 
üaß  diese  für  eine  (iruppe  ganz  spezieller  Tatbestände  ge- 
schaffene transitorisclie  Bestimmung  über  ihren  Bereich  hinaus 
keine  analoge  Anwendoilg  duldet,  bedarf  wolü  nach  dieser  Dar- 
Ktellung  keiner  weiteren  Beweisführung.  Xur  noch  folgende, 
den  speziellen  Tatbestand  des     192  betreffende  Tatsachen,  seien 
hen'orgehoben,  und  zwar,  daß  im  Falle  des     142  stets  bot 
der  nichtgeschiedene  Teil  ad  causam  legitimiert  ist,  niemals 
der  bereits  geschiedene  Ehegenos.se wärhrend  in  unserem  be- 
sprochenem Falle  beide  Teile  legitimiert  erscheinen,  ferner  daß 
im  Verfahren  nach  §  142  die  Frage  des  Verschuldens  außer 
Betracht  bleibt,  während  sonst  bei  jeder  anderweitigen  Auflösung 
der  Ehe  Uber  diese  Frage  entschieden  werden  ma&%  ^ 

Ii. 

§  141  des  ungarischen  Ebegesetzes  lautet:  „Wenn  nach 
den  früheren  Rechtsnormen  die  Ehegenossen  auf  Grund  solcher 
Tatsachen,  welche  nach  dem  gegenwärtigen  Gesetze  einen 
Scheidungsgrund  bilden,  rechtskräftig  von  Tisch  und«  Bett 
getrennt  wurden,  so  kann  unter  den  im  g  107  enthaltenen 
Bedingungen  Jeder  Ehegenosse  verlangen,  da6  der  Richter  das 
Urteil  betreifend  die  Trennung  von  Tisch  und  Bett  in  ein 
Scheidungsurteil  umwandle. 

Auf  Grund  dieser  gesetzlichen  Bestimmung  haben  aus- 
ländische Staatsangehörige,  welche  von  den  Gerichten  ihrer 
Heimat  von  Tisch  und  Bett  getrennt  wurden,  nach  erfolgter 
Erlangung  der  ungarischen  Staatsangehörigkeit  den  Veisiich 


^)  Demtelben  du  Recht  xu  g«wMiren,  bieBe  in  besag  auf  den  anderen 
Teil  OewisMMtwang  Oben. 

y0.  §  H'y  Eliegt'setzes  und  Reiner.  Magyar  hdsnssäyi  jog  Un- 
garisches Ehercrht).  Bu  l  ipt-st  TH)4,  .S  M7.  Dali  im  Filh-  il.  s  audi 
die  B*'stt^!lnnir  eines  Verteidii{eis  di  t  Kli<  zwecklos  wäre,  ist  sclbstvtirstÄnd- 
lich  (Kurie  Tii^yil  18i)ü  JogtiidutnäHifi  Ki>zh»ny  1897  Nu.  41). 
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geitt«uiht,  bei  den  ungarijsclieit  Gerichten  die  Umwandlung  des 
ausländischen  Trennungsurteils  in  ein  Scheidungsurteü  zu  er- 
wirken, nachdem  zwei  Jahre  seit  der  Rechtskraft  des  aus- 
ländischen Trennnngsurteils  verstrichen  waren  (§  107  des 
Ehegesetzes). 

Dieser  Versuch  stützte  sich  auf  folgende  Stelle  im  Motiven- 
berichte zum  §  138  des  Begierungsentwurfes  des  Eliegesetzes 
(=  §  115  des  Eliegesetzes). 

,Bei  der  Verfügung  des  zweiten  Absatzes  dieses  Paia- 
graphen  (=  §  115  Absatz  2  des  Ehegesetzesi  war  der  (tesichts- 
piiiikt  maßgebend,  daß  d-di>  angarisclie  (iericiit.  falls  die 
A'oraus.st'tzuiigen  des  §  130  (=  §  107  des  Ehegi'srrzrs)  obwalten, 
(las  Trennnngsurteil  von  Tisch  und  Bett  in  ein  Scheidungsurteü 
iimwuiidi'lii  kann." 

„Auf  (Jnuid  di's  §  130  (=  vj  107  des  Eliege.setzt's'i  — 
dii'st-n  raia^n'ai)lieii  an  und  für  sich  genommen  —  köniitr  ahcr 
das  ungarische  (Jericlit  nur  das  durch  da^  ungarische  (k'ru  lit 
gelallte  Trennungsuiteil  in  ein  Scheidungsurtiil  uuiwandehi, 
nicht  aber  das  Urteil  eines  ausländischen  Gerichtes." 

^Vermöge  des  prinzipiellen  Standpunktes  des  Entwurfes 
in  Ansehung  der  Separation  muß  in  bezug  auf  naturalisierte 
ungarische  Eheleute,  deren  Trennung  durch  das  ausländische 
Gericht  wegen  einer  Tatsache  erfolgt  ist,  welche  nach  dem 
nngariscben  Gesetze  einen  Scheidungsgrund  abgibt,  ermöglicht 
werden,  daB  das  Trennnngsurteil  des  ausländischen  Gerichtes 
im  Inlande  in  ein  Scheidungsurteü  umgewandelt  werde,  weshalb 
die  Verfügung  des  zweiten  Absatzes  des  §  138  (=  §  115 
Absatz  2  des  Ehegesetzes)  vollständig  begründet  ist.^ 

Auf  Grund  dieser  Stelle  des  Motivenberichtes  wurde  gefolgert, 
daß  der  iweite  Absatz  des  $  115  Ehegesetzes  die  Bestimmung 
des  §  107  auch  auf  ausländische  Trennungsurteile  ausgedehnt 
hätte.  Es  sei  daher  mit  dem  Gesetze  vereinbar,  daß  auch  aus- 
ländische Trennnngsurteile,  sofern  die  Vorausetzuugen  des  §  107 
obwalten,  durch  die  ungarischen  Gerichte  auf  Grund  der  analogen 
Anwendung  des  §  141  Ehegesetzes  in  Scheidungsurteile  um- 
gewandelt werden  können. 

^)  Motitenäerickt,  Besonderer  Teil.  Ö.  ^iM. 
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Diese  sowolil  in  unserer  l-iteratnr ')  als  auch  in  der  Judi- 
katur (Irr  K.  Kurie-)  vertretene  Ansiebt,  daß  nacli  Ablauf  der 
in  §  107  Eliegresetzes  nonnieiien  zweijährigen  Frist  die  rm- 
wandlung  aiu  li  eines  ausländischen  reclitskräftigen  Trennung:s- 
urteiles  in  ein  8cheidung8urteil  durch  das  ungarische  (rericht 
erfolgen  könne,  und  zwar  auf  Grund  der  analog:en  Anwendung 
des  {5  141  fibegesetzes,  wofern  weniprstens  der  Sclieidungswerber 
die  ungarische  Staatsangehörigkeit  erlangt  hat^  ist  aber  in 
nnserem  Ehegesetze  gewiß  nicht  begründet.   Diese  gegenteilige 
Meinung  wird  einerseits  durch  die  Tatsache  bewiesen,  daß 
§  115  auf  §  141  gar  nicht  verweist,  was  der  Gesetzgeber, 
wfirde  er  die  analoge  Anwendung  des  §  141  auch  im  Falle  des 
§  115  gewollt  haben,  sicherlich  nicht  unterlassen  hätte,  anderer- 
seits  dnrch  die  Stellung  des  §  141  im  Schlußkapitel  des  Ehe- 
gesetzes, welcher  die  transitorischen  Bestimmungen  enthält,  die 
infolge  des  Inslebentretens  des  neuen  Ehegesetzes  notwendig 
geworden  sind").  Eine  solche  transitorische  Bestimmung  enthält 
auch  §  141  des  Ehegesetzes.  Jenen  katholischen  Eheleuten 
ungarischer  Staatsangehörigkeit,  welche  vor  dem  Inslebentreten 
des  neuen  Ehegesetzes  durch  die  katholischen  geistlichen  Ehe- 
gerichte Ungarns,  von  Tisch  und  Bett  getrennt  worden  sind, 
soll  die  Möglichkeit  geboten  werden,  falls  die  Voraussetzungen 
des  §  107  Ehegesetzes  obwalten  (d.  h.  zwei  Jahre  seit  der 
Rechtskraft  des  Trennnngsnrteiles  verflossen  sind),  die  Ver- 
wandlung des  Trennungsurteiles  in  ein  Scheidnngsnrteil  bei  den 
(Mvilgerichten  zu  erwirken.  Diese  Bestlmniuii<>:  des    141  war 
deshalb  notwendig,  weil  das  Kanonische  Recht  drei  Arten  der 
Trenmuifir  von  Tiscli  und  Bett  kennt  —  die  dauernde  (inuuer- 
währende),  die  auf  unbestinimte  und  bestimmte  Zeit  —  da« 
neue  ungarische  Ehegesetz,  aber  die  Institution  der  Separation 


Vgl.  dieselbe  bei  LeHgytl  im  „Joifiudamänifi  Kö^onff"  lyü&j 

No.  91,  s.  -m. 

->  VkI.  (Uc  KntMliridungioi  löKiH.  18512  und  18517,  daurm)!  aWi  die 
Entfeclu  idunuen  1«2!M.  ir,  KKi,  1HÖ18.   (Die  Alle(|riernBg  der  Zahlen  nach  der 

Kamiiiliinj;  von  Mut  kit.s,  2.  Aufla^^f  i 

'>  Mottrettbet  ußit  a.  a.  ü..  S.  254. 
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mit  diesen  Abarten  nicht  akzeptiert  hat.')  Schon  aus  der  Ent- 
stehiiDgs- Geschichte  des  §  141  ^elit  also  henror,  daß  der 
Gesetzgeber  bei  dieser  gesetzlichen  Bestimmung  an  Trennungs- 
urteile  ausländischer  Gerichte  gamicbt  gedacht  hat.  sondern 
nur  vorübergehende  heimische  Rechtsverhältnisse  regeln  wollte, 
welche  ihre  Entstehung  in  der  Tatsache  fanden,  daß  vor  dem 
Inslebentieten  des  neuen  Shegesetzes  die  Judikatur  in  Ehe- 
angelegenheiten der  ungarländischen  Katholiken  den  katholischen 
geistlichen  Gerichten  zustand^).  Was  aber  die  obzitierte  Stelle 
des  Motivenberichtes  anbelangt,  so  beweist  schon  der  Wortlaut 
des  zweiten  Absatzes  des  §  116  Ehegesetzes,  das  die  in  der 
zitierten  Stelle  des  Motivenberichtes  preäußerte  Ansicht,  im  Ge- 
setze keinen  Ausdruck  «gefunden  hat.  Der  zweite  Absatz  <U'.s 
4;?  115  sagt:  ..Wenn  das  ausländische  < Jcriclit  die  Treiinune:  von 
Tisch  lind  Bett  vor  Krlangun^i^  dcrunt^arischeii  Stiiatsanjjehi>ri;^k('it 
ausg:e.sj)rochen  liat.  kann  das  ung:arisc]i(*  de  rieht  die  Klie 
auflösen,  wenn  die  Trennung  we^en  einer  solchen  TaLsd(  lie 
rrfolpt  ist,  auf  Grund  deren  die  Ehe  auch  nacli  dem  j?ef?en- 
wärti*4eii  (besetze  aufgelöst  werden  kann."  Das  (iesetz  sn<»t 
also  khir  und  dentlieli.  .,kann  das  nTitr;n'iselie  (lericlit  die 
Ehe  auflösen.  •  verfügt  aber  nicht,  wie  im  Falle  des  §  141, 
daß  das  Trennungsurteil  in  ein  Scheidungsurteil  unigewandelt 
werden  könne.  Bei  dieser  Diskrepanz  zwischen  (lesetz  und 
Motivenbericht  kann  selbstverständlich  der  Motivenbencht  nicht 
in  Betracht  gezogen  werden.^ 

Diejenigen  Schriftsteller,  welche  die  Ansicht  veitreten,  daß 
im  Falle  des  zweiten  Absatzes  des  §  llö,  wofern  die  Voraus- 
setzungen des  §  107  obwalten,  das  ungarische  Gericht  das 
rechtskraftige  ausländische  Trennungsurteil  auf  Grund  des 
g  141  in  ein  Scheidungsurteil  umwandeln  könne,  müssen  auch 
folgerichtig  behaupten,  daß  in  diesem  Falle  das  ungarische 
Gericht  nur  zu  prfifen  habe,  ob  die  Tatsache,  welche  das  aus^ 
ländische  Gericht  die  Trennung  von  Tisch  und  Bett  zu  verfügen 

i|  8.  25^)  des  MoliceHberUhti's  zum  §  161  des  Regierangaentwarfes 

des  Eheifpsetres  (—      141  Ehr-trcsetz) 

-I  Auf  Grund  stautlu  hei  Anerkeunuiiif.  vj?l.  g  CFO  iGA  LLV  m>% 
•\  Uuger,  Syatem,  1.  Bd.,  S.  83.  Note  28. 
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veranlaßt  hat,  nach  dem  nng'arischfn  Ehegesetze  einen 
Scheidungsgmmd  bilde  oder  nicht.')  Hieraus  folgt,  daß  von 
einer  nenerlichen  Trennung  von  Tisch  und  Bett  abzusehen  ist, 
auch  wenn  sie  nach  dem  nngarischen  Ehegesetze  zu  verfügen 
wäre,  weil  dieselbe  von  dem  (Berichte  der  früheren  Heimat 
verfügt  wurde'-),  daß  auch  über  die  Frage  des  Verschulden:« 
nicht  zu  entscheiden  sei,  weil  auch  in  dieser  Frage  die  Ent- 
scheidung dt  s  ausländischen  Trennungsurteils  akzeptiert  werden 
müsse  ^)  und  schließlich,  daß  die  Geltendmachung  des  Klage- 
rechts auf  Grund  des  Absatzes  2  des  §  115  an  keine  Yr^i 
gebunden  sei^),  welche  letztere  Annahme  im  Falle  des  §  141 
tatsächlich  zutrifft,  wie  die  oben  daigestellte  Entstehungs- 
geschichte des  §  141  unwiderleglich  beweist. 

Diejenigen  Schriftsteller  aber,  welche  die  entgegengesetzte 
Meinung  vertreten^),  behaupten  mit  Recht,  daß  das  ungarische 
Ehegesetz  die  Tatsache,  daß  naturalisierte  ungarische  Staats- 
angehörige durch  das  Gericht  ihrer  früheren  Heimat  von  Tisch 
und  Bett  getarennt  worden  sind,  nur  insofern  berücksichtigt  hat, 
daß  es  auf  Grund  Jener  Tatsachen,  vermjjge  deren  das  Gericht 
der  früheren  Heimat  die  Trennung  von  Tisch  und  Bett  aus- 
gesprochen hat,  die  Scheidung  durch  das  ungarische  Gericht 
zuläßt,  falls  die  Voraussetzungen  des  §  115  Absatz  2  Öes 
Ellegesetzes  obwalten,  d.  h.  die  Tatsache,  welche  die  Trennung  ver- 
anlaßt hat,  nach  dem  ungarischen  Ehegesetze  ein  Scheidungsgrond 
ist.  Von  einer  Umwandlung  des  ausländischen  Trennungsnrteiles 
durch  das  ungarische  Gericht  in  ein  Scheidnngsurteil  könne 
keine  Rede  sein.  Die  Gründe  für  diese  richtige  Meinung  ^ 
bereits  oben  angeführt  worden.  Aus  denselben  folgt,  daß  ^ 
IScheidungsverfahren  im  Falle  des  zweiten  Absatzes  des  §11^ 

Szladitf!   im  Mug^ar  Jogi  LeJtikon  Ton  Mdrkus,  1.  Bd.. 
Budapest  18i>8.  S.  887.  I  in  f. 

Kiirio  1KH(K).  17556  ün  der  Sammlun^£  von  Mdrkus,  2.  Aufl^i:'^ 
Die  letztere  Entficheidung  beruft  sich  einfach  anf  den  entatandcnen  tMM  A^'- 
S)  Kurie  No.   18519.   18515  in  der  Sammlung  von  Mdrk»'^ 
2.  Anilage. 

^1  Kurie  Nr.  18514  h.  i  ^fnrku.^. 

■':  7*07//  im  „Jogfudom/in^  KöMiöny"  IWUtf  Mo.  1,  S.  4 — 5, 
ebendaselbst  likiü  No.  40—43. 
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allen  jenen  Rechtsnormen  unterworfen  ist,  welche  für  die 
lieidungsprozf  ssp  im  allgemeinen  gelten.  Das  ansländische 
Treiiniingsiirt(  il  bildet  eine  öffentliche  Urkunde,  deren  tat- 
sächliche Feststellungen  das  ungarische  Geriebt  vermöge 
der  Vorschrift  des  zweiten  Absatzes  des  g  115  zu  akzeptieren 
gebunden  ist.  Kur  soweit  ist  das  ansländische  Trennungsarteil 
f8r  den  inländischen  Rechtsbereich  wirksam,  aber  auch  nicht 
einen  Schritt  weiter.  Hieraus  folgt, 

1.  daß  das  ungarische  Gericht  ganz  unabhängig  davon, 
ob  die  Trennung  von  Tisch  und  Bett  durch  das  ausländische 
Gericht  bereits  verfügt  wurde-,  die  Trennung  von  Tisch  und 
Bett  auch  im  Falle  der  Klage  auf  Grand  des  §  115  Absatzes  2 
zu  verfügen  hat,  wenn  sie  na«h  dem  ungarischen  Ehegesetz 
verfügt  werden  muß  (§g  98  und  99  Ehegesetz),  weil  für  das 
ungarische  Gericht  nur  die  tatsächlichen  Feststellungen  des 
aittiländischen  Trennungsurteiles  maßgebend  sind^) 

2)  daß  auch  über  die  Frage  des  Verschuldens,  wie  in  jedem 
anderen  Scheidungsprozesse  (§  65  Ehegesetz),  entschieden 
werden  muß,  weil  das  ungarische  Gericht,  wie  oben  angefahrt 
wurde,  nur  an  die  tat^hlichen  Feststellnngen  des  ausländischen 
Trennungsurteiles  gebunden  ist,  die  Entscheidung  über  die 
Frage  des  Verschuldens  aber  keifte  tatsächliche  Feststellung, 
sondern  nur  eine  aus  den  tatsächlichen  Feststellnngen  abgeleitete 
Schlußfolgerung  ist,  weshalb  das  ungarische  (Jericlit  bei  der 
Entscheidung  über  die  Frage  des  Verscbublens  von  der  im 
ausländischen  Trennungsurteil  zum  Ausdiuck  ;^i.lujij;ten  Meiuimg 
nicht  iU  pendiert '-) ; 

H.  schließlich,  (hit]  das  Klagerecht  auf  (Jrund  des  zweiten 
Absatzes  des  t;  llö  zeitlich  ebenso  begrenzt  ist,  wie  jedes 
andere  Klagerecht,  welches  die  Siht  idiing  der  Klie  bezweckt. 
I  »1-  K'echt  beginnt  selbstverständlich  mit  (ieiii  Tage  der  Ki  langung 
dt  i  (ingarischen  Staatsangehörigkeit,  an  diesem  Ta^-^t'  kann  der 
naturalisierte   Staatiiangehürige   auf   (jruud  des       Uö  die 


<)  So  aacb  richtig  Ligetkuti  in  ,,Jogiudvmdnyi  Közlöuy*  18U9. 
No.  2^\.  S.  206. 

^;  Ebenso  mit  Recht  Leng  gel  a.  a.  0. 
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Scliei(lung:skla<)re  bei  dem  ung^ariscUeü  üerichte  anbringen,  au 
diesem  Tage  ist  actio  nata. 

Diese  letztere  Meinung:  steht  auch  im  vollen  Einklan«?  mit 
der  Souveränität  der  inländischen  Judikatur,  welche  auch  durdi 
die  Vorschrift  des  zweiten  Absatzes  des  §  115,  gemäß  welcher 
die  tatsächlichen  Fest*»tellungen  des  ausländischen  (iericlites  für 
&di&  ungarische  Gericht  maßgebend  sind,  niclit  alterieit  erscheint, 
weil  diejenigen  Tat.sachen,  welche  das  ausländische  Trennunir-- 
urteil  festgestellt  hat,  in  den  meisten  Phallen  sich  im  Auslände 
ereignet  haben  werden.  Dieselben  neuerlich  zu  erheben,  wurde 
nur  ganz  überflüssige  Requisitionen  veranlassen. 

UI. 

Obgleich  §  114  des  ungarischen  Ehegesetze»  die  Bestimmung 
enthält,  daß  in  Eheprozessen  ungarischer  Staatsangehöriger  nur 
die  Urteile  der  ungarischen  Gerichte  wirksam  sind,  so  ist  es 
doch  nicht  ansgeschlossen,  daß  auch  außer  dem  im  vorigen 
Abschnitte  besprochenen  Falle  des  §  115  des  Ehegesetzes  ge- 
wisse Tatsachen,  welche  bereits  in  einem  vor  auslandischen 
Gerichten  anhängig  gewesenen,  ungarische  Staatsangehörige 
betreifenden  eheprozessualen  Verfahren  festgestellt  worden  sind, 
auch  in  dem  Verfahren  vor  den  ungarischen  Gerichten  berück- 
sichtigt werden  müssen.  Das  vor  ausländischen  Gerichten  in 
Ehestreitigkeiten  ungarischer  Staatsangehöriger  eingeleitete 
Verfahren  kann  aber  eine  nach  dem  ungarischen  Eh^gesetze 
laufende  Verjährungsfrist  weder  hemmen  noch  unteibrechen. 
Dies  ergiebt  sich  als  naturgemäße  Folge  aus  der  Vorschrift  des 
§  119  des  Ehegesetzes.    Zur  Illustration  diene  folgender  Fall. 

Die  siebzehnjährige  ledige  in  Wien  wohnhaft  gewesene 
W.  M.  heiratete  zu  Wien  am  2.  Mai  1897  den  gleichfalls  in 
Witii  ansässigen  M.  G.  Am  16.  Oktober  1897  verließ  sie 
ihren  Manu  uiul  Ix'frehrte  beim  K,  K.  Landesgerichte  in  Wien 
die  UngültigkeitstTkl  inmg  ihrer  VAw  auf  (irund  des  4?  60  des 
österreichischen  allgi. meinen  büi^crlichen  (Jesetzbuiht^.  Dem 
Klagebegehi*en  wurde  in  allen  Instanzen  stattgegeben,  weil  die 
Sachverständigen  mit  sclttnir  i'bcreinstimmung  erklärten, 
Jf.G.  seischon  vorder  Elieschlieliunginipoteutgewesen  und  Klägerin 
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trotz  des  fünfundhalbinonatlicheu  Zusammenlebens  niclit  defloriert. 
Als  die  Klägerin  in  Unfrarn  eine  neue  Ehe  schließen  wollte, 
stellte  sich  ans  den  beigebrachten  Standesurknnden  heraus,  daU 
«owohl  sie  als  auch  M,  G  nnpfarische  Staatsangehörige  sind, 
weshalb  der  nngarische  Matrikelführer  da«  Aufgebot  und  die 
Eheschließung  mit  der  Begrandnng  verweigerte,  daß  in  Ehe- 
8treitigkeiten  ungarischer  Staatsangehöriger  gemäß  §  114  des 
nngarischen  Ehegesetzes  nur  die  Urteile  der  ungarischen 
Gerichte  wirksam  sind.  W,  M,  erhob  nun  vor  dem  K.  Gerichts- 
hofe in  Budapest  gegen  M,  G,  am  27.  Januar  1899  sub  Zahl  3160 
die  Anfechtungsklage  auf  Grund  des  §  54  lit.  c  des  ungarischen 
Ehegesetzes.  Die  bezogene  Gesetzesstelle  lautet  wie  folgt: 
„Eine  Ehe  kann  angefochten  werden  wegen  Irrtums:  wenn  der 
eine  Ehegenosse  bereits  zur  Zeit  der  Eheschließung  dauernd 
nnfüliig  war,  die  eheliche  Pflicht  zn  leisten  und  der  andere 
Klupitte  dies  weder  wußte  noch  aus  den  ünistäuden  folgern 
konnte/ 

Sowohl  der  K.  (ierichtslict  in  Kudapt  st  (Uiteil  vom  22.  Mai 

1900,  Zahl  8IOH1  als  ancli  die  zweite  Instanz  (Ä'.  Taft  l.  lUulapest, 
l'rteil  vom  25.  St'iitciiilicr  lltOO.  Zalil  öö*.»?)  weisen  die  Klage 
nls  verspätet   iiherreiclit  zurück,    weil   diescllie    im  Snuic  des 

.')7  des  II  Gesetzes  binnen  .lahrosii  ist  eiiizuliriii^cii  gewesen 
wäre,  die  Frist  von  dt  in  Ta^e  ^enclinet,  an  welchem  die 
Kläjrerin  den  Irrtum  erkannt  hat,  die  Frist  aber  nach  dieser 
Berechnung  vei-striclicn  sei  und  weil  gemaJi  {;  114  des  Ehe- 
Gesetzes  in  Ehestreitigkeiten  ungarischer  Staatsangehöriger  nur 
die  Urteile  ungarischer  (leridite  wirksam  sind,  weshalb  das 
vor  dem  ausländischen  (i  erichte  anhängig  gemachte 
Verfahren  die  im  Inlande  laufende  Verjährungs- 
frist nicht  unterbricht. 

Die  Richtigkeit  dieser  letzteren  Behauptung  steht  außer 
Frage.  Die  K.  Kurie  hat  aber  nichtsdestoweniger  die  Urteile 
der  beiden  Untergerichte  aufgehoben  (Urteil  vom  27.  Februar 

1901,  Zahl  7183/1900),  nicht  etwa  deshalb,  als  wenn  die  Be- 
gründung derselben  irrig  gewesen  wäre,  sondern  aus  dem  Grunde, 
weil  die  beiden  Untergerichte  in  Ansehung  der  Berechnung  der 
einjährigen  Frist  des  §  57  Ehegesetzes  gefehlt  haben.  Die 

ZtitBchrift  f.  Inttm.  Fnvat-  n.  Öffenll.  Recht.   XIV.  '.^4 
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K.  Kurie  erklärte,  dali  das  Anfeclitiiii^rsn  i  lit  der  Kläjrerin  auf 
(inind  des  54,  lit.  c,  fremäß  57  niclit  als  erloschen  be- 
traclitet  werden  köniu'.  Ks  sei  wohl  rirhti^r,  daß  Klä<:erin  aus 
diT  Tatsarho.  daß  der  Hcklaji:!»'  wähn^id  d<\s-  Itis  zum  IH.  Ok- 
tober 1897  furtfijvsftzU'ii  tdit'lirhen  ZusamiUfiik-bens  dir  idiidichr 
Pflicht  nicht  pfcltdstct  hat.  mit  (irund  folgern  konnti*.  Hrklairtci 
sei  zur  Leistung  der  ehelirlicn  Pflicht  unfähi;^.  daß  alur  Hf- 
kla^tcr  hierzu  auch  schon  zur  Zeit  der  Ehesrhließun*:  dauernd 
unfähig'  gewesen  ist.  liiervon  konnte  die  Kl-iirerin  in  einer 
jeden  Zweif»  1  ausschließenden  Weise  erst  zu  der  Zeit  sichere 
Kenntniß  erlangt  haben,  als  diese  Tatsache  in  dem  wegen  Un- 
giltigkeitserklärung  der  Ehe  vor  dem  K.  K.  Landesgericht  Wien 
aiüiängig  geraachten  Prozesse  nach  wiederholter  Untersuchung 
beider  Streitteile  durch  ärztliche  Sacliverständige  in  dem  Urteile 
der  ersten,  beziehungsweise  zweiten  Instanz  {äe  30.  September 
1898,  Zahl  75)  festgestellt  wurde.  Von  dieser  Zeit  beginne 
die  einjährige  Frist  des  §  57  des  Bhegesetzes  zu  laufen  und 
weil  seit  dieser  Zeit  ein  Jahr  noch  nicht  abgelaufen  sei, 
mußten  die  Urteile  der  beiden  Untergerichte  aufgehoben  und 
der  K.  Gerichtshof .  Budapest  zur  meritorischen  Entscheidung 
über  die  Klage  angewiesen  werden.  (Jogif$damänifi  IGfslöny 
1901  No.  17,  Beilage  No.  277). 
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Behandlung  deutscher  Nachlässe  In  der  Schweiz,  , 
mshesendere  Im  Kanton  ZOrteh. 

Von  Professor  Dr.  Caesar  BamuieM  (Freibnig  in  der  Schweis). 

In  der  Sch w  e iz  wo h 1 1 1 1 1  za  1 1 1  r e  i  c h e  A  ni^eböri^e  des  D  e  u  t  s  (  1 1  e  ii 
Reichs  luid  uaiiientlich  ist  dies  der  Fall  für  die  Stadt  Zürich, 
in  der  liei  einer  Bevölkerung  von  etwa  lÜöOOO  Köpfen  über 
30  000  Angehörige  des  Deutschen  Reichs  gezählt  werden. 
Die  Frap^en.  wie  die  Veriassenschaft  solcher  deutscher  Heichs- 
aiigeh(ii'i<reii  im  Kanton  Zürich  zu  behandein  ist,  wer  sie  beerbt, 
was  der  Frau,  was  den  Kindern  zufällt,  namentlich  ob  dies 
der  Beurteilung  nach  dem  Rechte  des  Staates  Zürich  oder 
jenem  des  Deutschen  Reichs  (BGB)  untersteht,  kommen  in 
Zürich  daher  gar  oft  zur  Elrörterung. 

Einige  Mitteilungen  über  diese  Fragen  werden  daher  in  dieser 
Zeitschrift  am  Platze  sein^). 

Handelt  es  sich  um  eine  Intestaterbfolge,  so  greift  in 
betreff  der  Regelung  der  Beerbung  das  gesetzliche  Erbrecht 
des  Kantons  Zurieb  Platz,  genuLß  Art.  22  des  Schweiz.  Bundes- 
gesetzes, betr.  die  civilrechtlichen  Verhältnisse  der  Nieder- 
gelassenen und  Aufenthalter,  vom  25.  Juni  1891:  denn  das  ge- 
setzliche Erbrecht  des  letzten  Wohnortes  hat  hiemach  Geltung 
—  und  gemäß  Art.  32  dieses  Bundesgesetzes,  wonach  dasselbe 
auch  auf  die  Ausländer  in  der  Schweiz  (NichtSchweizer)  ent- 
sprechende Anwendung  zu  finden  hat  und  bis  heute  kein 
Staatsvertrag  des  Deutschen  Reichs  mit  dem  Kanton  Zflrich 
oder  der  Schweiz  besteht,  der  andere  Bestimmungen  trifft  (Art.  34 
des  Bnndesgesetzes).    Mithin  greift  eben  in  Ermangelung  eines 

•i  Vergl.  Friedrich  Schlatter ,  „Die  Behandlunf^  der  Verlassen- 
schaftcn  dpr  dontsrhen  Reichsan«^fhf5ri^en  itü  Kanton  Zürich  und  die  Rechts- 
«tellung  der  Witwen.-  Zttrich  (Albert  Müllerj  IJWÜ. 
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s  »If  hon  Staatsvortrapes  der  Art.  24  des  Einfülinuifrsjresetzes  zum 
P.(;B  nicht  Platz,  der  bestimmt,  daß  der  Deutsche  im  Aj^ 
lande  nach  deutschen  Gesetzen  beerbt  wird. 

Hat  der  verstorbene  Shemann  Nachkommen  hinter- 
lassen  bei  testamentslosero  Abscheiden,  so  kommt  du: 
Züricher  (iesetz  in  Betreff  der  Ansprüche  der  Witwe  an 
den  Nachlaß  in  der  Weise  zur  Anwendung,  daß  sie  znnäclist 
ihr  Weibergut  zurückerhält  Hierfür  steht  ihr  zur  Hälfte 
des  Betrags  das  Vorzugsrecht  zu,  Ausbezahlung  vor  den  Gläubigen 
zu  erhalten,  während  für  die  andere  Hälfte  sie  mit  diesen  in 
gleichen  Rechten  steht.  Das,  was  nach  Auszahlung  des  Weibe^ 
gut»  und  der  laufenden  Schulden  des  Erblassers  und  der  Be- 
erdigungskosten übrig: bleibt,  erscheint  al*?  die  ^.reine  Verlassen- 
schaft/  In  diese  erben  die  Kinder  (und  nicht  die  Witwt) 
nach  Kopfteilen.  Befinden  sidi  Lu  ;:r'iis<li;itteii  in  <ltr  Mas>t- 
und  wd  iU  n  sie  von  den  Söhnen  ühi  rnuunnen,  so  erlialr»  ii  die- 
selben einen  Vorteil  iu  der  Berecimung  des  Überiiaii!uepreise>. 
802  Zürich.  (JB. 

Ich  bemerke  hii  r  iiueh;  die  Größe  drs  \Vi'iln'ri:iiT>  (d.  Ii. 
die  Ansprüche  dtr  Witwe)  hänget  von  dem  gesetzlirli»  n  oder 
vertra^'*smäßifren  Güterrecht  :ih.  das  durch  den  Elit'a!'>Hihii> 
zwist  heil  den  Khefjratten  beg^ründet  worden  ist,  es  gih  niitliin 
das  Prinzip  der  Unwandelbarkeit,  das  übrigens  heute  h>' 
überall  angenoraraen  ist  und  die  (iröße  des  Weiberguts  variieit 
je  nach  dem  in  jenem  Zeitpunkt  Platz  greifenden  gesetzlichen 
oder  vertra^rsmäßigen  Güterrecht  —  wenn  z.  B.  der  erste  Ehe 
wolinsitz  im  Kanton  Zürich  ist,  so  hat  die  Frau,  was  ihr  ge- 
setzliches Güterrecht  angeht^  einen  Anspruch  auf  Heraus^al  r 
ihres  eingebrachten  Kapitalvermögens,  §  899,  Zürich.  GB,  da' 
nach  dem  Rechte  Zürichs  weder  wachsen  noch  schwinden  soU. 
da  der  Mann  den  Zinsengenuß  während  der  Ehe  hat  und  nar 
für  den  Kapitalbetrag  verhaftet  ist,  §  593  und  §  609  Zürich  üB: 
nehmen  wir  dagegen  an,  daß  die  Eheleute  ihren  ersten  ehelichen 
Wohnsitz  im  Gebiete  des  franzosischen  Rechts  hatten  und  mitbi» 
gesetzlich  in  partikulärer  Gütergemeinschaft  leben  (welche> 
Güterrecht  sie  fortsetzen,  wenn  sie  im  Laufe  der  Ehe  Wohnsitz 
im  Kanton  Zürich  nehmen,  Art.  19  des  Schweiz.  BG  vom  25.  Juni 
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1891),  so  ist  die  Größe  des  beim  Tode  des  Mannes  auszaschei Men- 
den Weiberguts  die  Hälfte  des  jetzt  vorhandenen  gemeinschaft- 
lichen Vermögens. 

Abgesehen  von  ihrem  Anspruch  auf  das  Weibergut  hat 
aber  auch  noch  die  Witwe  aus  dem  Nachlasse  bestimmte  erb- 
rechtliche Ansprüche  kraft  Gesetzes,  so:  Zum  Voraus  einen 
Anspruch  auf  den  Hausrat  des  Verstorbenen,  Jedoch  mit  der 
^laßnahme,  daß,  wenn  der  Hausrat  ein  Viertel  der  reinen  Ver- 
l&ssenschaft  übersteigt,  die  Witwe  ilir  Recht  auf  den  Hausrat 
uur  gegen  Ersatz  des  Mehrwerts  beanspruchen  kann,  §  900 
Zürich.  G6;  femer  die  Statutarportion,  mit  anderen  Worten 
nach  ihrer  Wahl  entweder  die  Nutznießung  an  der  Hälfte  der 
übrigen  reinen  Verlassenscliaft  narh  \Ve<rnaliiiU'  des  Hausrats 
oder  ein  Achtel  derselben  zu  eigen  (bei  Wiederverehelichung 
sinkt  die  Nutznießung  auf  die  Hälfte,  das  als  Eigentum  ge- 
wählte Achtel  aber  mindert  sich  nicht),  901  a  Züricli.  (üH; 
endlich  bekununi  div  Witwe,  wenn  und  solanjrn  ihr  die  Pfle«-«* 
und  Erziehunf^  der  ininderjabrif^en  Kinder  des  verstorbiMieii 
Mannes  (und  zwar  auf  ihre  Kost'Mi)  von  der  Vormundschafts- 
behörde überlassen  wird,  an  deren  KrbtfMlpn  die  Nutznießung, 
bis  alle  Kinder  volljährig  oder  doch  ausgerüstet  sind,  902 
Zürich.  GB.  Wir  ersehen  hieraus,  daß  für  die  Witwe  gut  ge- 
sorut  ist.  was  freilich  dann  weniger  zutrifft,  wenn  volljährige 
iHh'V  iiist  volljährige  Kinder  da  sind,  in  welchen  Fällen  nur 
dureli  letztwillige  Verfügung,  sei  es  Testament  oder  £rbvertrag, 
die  Lage  der  Witwe  verbessert  werden  kann. 

Sind  neben  der  Witwe  statt  Nachkommen  des  Mannes 
entferntere  Verwandte  desselben  gesetzlich  zur  Erbschaft 
berufen,  so  bleiben  die  dargelegten  Verhältnisse  die  gleichen, 
nur  wird  die  Statutarportion  gröfier.  Sind  so  Verwandte 
der  elterlichen  Parentel  des  Erblassers  berufen,  so  steht  der 
Witwe  die  Wahl  zu  zwischen  einem  Viertel  der  nach  Zu- 
sclieidung  des  Voraus  (siehe  oben)  verbleibenden  übrigen  reinen 
Verlassenschaft  und  der  Nutznießung  an  der  ganzen  reinen  Ver- 
lassenschaft (g  901  Zürich.  GH);  sind  dagegen  Verwandte  der 
großelterlichen  Parentel  des  Mannes  Erben,  so  beträgt  die 
«Statutarportion  die  Hälfte  der  übrigen  reinen  Verlassenschaft 
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zu  fiticn  und  dazu  die  Niitznit  ijurip:  an  der  anderen  Hiilttt-  und 
sind  endlich  die  Erben  der  urgroßelterlichen  Partiitel  be- 
rufen, so  bekommt  die  Witwe  drei  Viertel  der  reinen  Ver- 
lassenschaft als  Eigentum  und  an  dem  Rest  hat  sie  die  >k'utz- 
nießung  als  Statutarportion  anzusprechen. 

Das  Gesetz  bat  also  recht  ausreichend  für  die  Witwe  ge- 
sorgt, wenn  der  Erblasser  entferntere  Verwandte  binterlafit  — 
dies  ist  aber  nicht  der  Fall,  wenn  neigen  der  Witwe  Kinder 
(Nachkommen)  oder  Eltern  oder  Geschwister  des  Mannes  als 
gesetzliche  £rben  berafen  sind.  Hier  muß  durch  testamentarische 
Anordnung  geholfen  werden  (wovon  sp&ter). 

Anhang.  Die  gesetzlichen  Erben,  d.  h.  die  Eihen  im 
Falle  gesetzlichen  Erbrechts,  sind  nach  Zfirich'schem 
Recht  in  der  Regel  befugt,  den  Nachlaß  ohne  Mitwirknng 
der  Behörden  in  ihren  Besitz  zu  nehmen.  Es  findet  also 
hier  nicht,  wie  in  Deutschland  in  jedem  Erbfalle,  soweit 
ein  BedOr&iis  besteht,  von  Amts  wegen  die  Sicherung  des  Nach- 
lasses  statt  —§  1960  BOB  —  und  dem  Zfirich'schen  Recht  ist 
auch  das  deutsche  Feststellungsverfahren  auf  Antrag  unbekannt. 
Xur  a  u  s  n  a  h  m  s  w  v  i  s  c  soll  in  Zürich  gerichtliche  1  nvt  ntari- 
tarisit  riuig  und  Siegtlung  stattfinden  —  wenn  es  die  l^mstände 
heisrljpri,  z.  R.  wenn  die  Rcclitswohltat  des  ö.  iFUtiitauJ 
nacli^M'siuiit  worden  ist,  t'enuT  wenn  durch  den  Tod  ein 
VornuindschafLsfall  eintritt  (bei  Minderjährigkeit  der  Kinder». 
§  92.0  Ziirch.  CR. 

Wenn  nach  i\vm  Tod  des  Vaters  die  deutsche  Familie 
nach  Deut  sc  Iii  and  übersiedelt,  so  wird  von  Bestellungeines 
Vormunds,  nicht  aber  von  der  Inventarisierung  abgesehen. 
Nach  eidgenössischem  Recht  ist  eben  die  Vormundschaft  da  zu 
bestelleoi,  wo  der  zu  Bevormundende  wohnt,  vgl.  Art.  10  des 
Rnndosg.  vom  25.  Juni  1891.  Vgl.  auch  Art.  23  des  E(i  zum 
B(iR  und  Baraeetti,  Das  internationale  Frivatrecht  im  BGB^ 
8.  92  u.  ff. 

Als  ein  Fall  amtlicher  Mitwirkung  in  Zürich  ist  auch  noch 
der  anzuführen:  Wenn  jemand  stirbt,  dessen  Erben  nicht  oder 
nur  teilweise  im  Kanton  Zürich  wohnen,  so  hat  zum  Schutze  der 
Erben  der  Civilstandesbeamte  die  Verpflichtung,  dem  Waisenamt 
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imverzüglieb  hiervon  Anzeige  zu  maclien,  worauf  solches  sofort 
Siegf'I  Hnznle^en  und  dem  Bezirksg:eric)it  Mitteilung  zu  machen 
hat.  (Amtlioho  Sammlung  der  Beschlüsse  und  Verordnungen 
der  Stadt  Zürich  IV  390.) 

Stirbt  der  Erblasser  mit  Hinterlassung  eines  Testaments, 
80  werfen  sich  vor  allem  zwei  Fragen  auf  —  die  Frage: 
welchen  Inhalt  muß  das  Testament  haben?  und  die:  in  welcher 

Form  ist  es  zu  errichten,  um  es  gejtrcn  Anjrriffe  derjenigen  zu 
«cbützen.  die  mit  seinein  In  Ii  alt  ni(  lit  cinvrrst;nulen  sind? 

In  betreff  des  Inhalts  gibt  Art.  22  des  sdiweiz.  Bundesg. 
es  dem  ausliindi seilen  Testator  anlieim,  nach  seiner  freien 
Wahl  nach  Züricher  oder  ausländischem,  hier  also  nach 
deutschem  Kecht  zu  testieren. 

Tut  er  daa  eine  oder  das  andere,  so  kann  er  das  oben 
geschilderte  gesetzliche  Züricher  Erbrecht  der  Witwe 
erweitern.  Er  ist  darin  Jedoch  nicht  unbeschränkt: 
Denn  der  Pflichtteil  seiner  Erben  (über  dessen  Art  und 
Größe  nach  dem  Rechte  Zürichs  ist  §  970  Zürich.  GB  zu 
vergleichen)  darf  nicht  gesell miileit  werden  (es  gibt  hiervon 
als  einzige  Ausnahme  den  Fall  der  Enterbung  -  Voraus- 
setzung derselben:  wirklicher,  zudem  im  Testament  an- 
geführter Knt('rl>nnji's<ii'nn(l.  der  na(  lilier  hvi  dir  Teilung  von 
dem  sich  daiaut  litruienden  bewiesen  werden  iuuIj).  Der 
zulässige  Inhalt  des  Testamentii  nacii  Züricher  Recht  ergibt 
sicli  aus  {5  97.')  Zürich.  (iB. 

Will  nun  der  Deutsche  nach  deutschem  Recht  testieren 
(und  er  kann  dies,  wie  wir  dargelegt  haben),  so  kann  er  sich 
damit  begnfigen,  daß  er  in  seinem  Testament  ausspricht,  die 
Beerbung  solle  nach  den  Bestimmungen  des  BOB  geschehen. 
Allein  statt  einer  solchen  allgemeinen  Fassung  seines  letzten 
Willens  kann  er  auch  unter  Anwendung  des  deutschen  Rechts 
(d.  h.  des  Rechts  des  BGB)  nach  Maßgabe  desselben  testieren. 
Wie  man  mir  mitgeteilt  hat,  fallen  fast  alle  von  eingewanderten 
Deutschen  errichteten  Testamente  unter  die  letztere  Gruppe. 
Erklärt  der  Testator  aber  einfach  da.s  B(iB  I)eut,schlands  für 
maßgebend,  so  greifen  dessen  i^e.stimmungen  voll  und  ganz 
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Platz,  soweit  sie  hier  in  Betraclit  kommen,  also  iiuibesondere  die 
2303  Satz  2,  1981  Abs.  2,  1640,  1692  H(JB. 

Nun  tra»t  es  sieh,  ob  der  deutsclie  Erblasser  noch  ein 
mehreres  als  die  Erbfolge  (hiermit  ist  nicht  das  gesetzliclie 
Erbrecht  gemeint,  sondern  bloß  die  Berufun«:  zur  Erbfolge 
oder  der  Anfall  der  Erbschaft)  nach  deutschem  Hecht  in  seinem 
Testament  anordnen  kann.  Diese  Fra^e  ist  durchaus  zu 
verneinen.  Jede  Anordnung,  die  darüber  hinausgeht,  bleibt 
dem  ( iesetze  des  Doniizils  unterworfen;  so  z. B.  die  Eröffntnifr 
des  Naciilasses,  der  F^rwerb  und  die  Bedingungen  der  Ausschla- 
gung der  Erbschaft,  die  Haftung  der  (eingesetzten)  Erben  für 
die  Schulden  der  Erbschaft  usw. 

Siehe  jedoch  auch  Art.  24  Abs.  2  des  Ed  zum  HGR, 
wonach  die  Erben  sich  in  betreff  der  Nachlaßschuldenhaftung 
nicht  blo6  auf  das  deutsche  Recht,  sondern  auch  auf  die  am 
Domizil  des  Erblassers  geltenden  Gesetze  berufen  dürfen,  mit^ 
hin  selbst  vor  dem  deutschen  Gerichte.  Vgl.  über  den  Grund 
der  recht  praktischen  Bestimmung  des  angezogenen  Art.  24 
BaraxetH,  das  internationale  Privatrecht  usw.,  S.  104, 
105—108. 

Soviel  über  den  Inhalt  des  Testaments.  Anlangend  die 
Frage  nach  der  Form  des  Testaments,  in  welcher  es  zu 
errichten  ist,  um  es  p:e<ren  die  Angriffe  derer,  die  mit  seinem 
Inhalt  nicht  zufrieden  sind,  zu  sichern,  so  ist  hierfür  das 
eidgenössische  Recht,  und  zwar  Art.  24  des  Bundesgesetzes 
vom  25.  Juni  1891  maßgebend. 

Hiemach  sind  alle  letetwilligen  Verfügungen,  ErbvertrSge 
und  Schenkungen  auf  den  Todesfall  in  Ansehung  ihrer  Form 
gültig,  wenn  sie  dem  Reclit  des  Errichtunjrsorts  oder  Wohnsitzes 
zur  Zeit  der  Errichtunj?  des  Aktes  oder  zur  Zeit  des  Al)h»hens 
des  Erblassers  oder  demjenigen  seines  Heimatlandes  i seiner 
kx  originis)  entsprechen  \  iiher  Art.  24  des  Schweiz. 
Bundesges.  die  zutrefteiidcii  Ausfuhrungen  Bader's,  üjus 
Bundesges.  betr.  die  privatici  litlichen  Verhältnisse  di-r  Nieder- 
gelassenen und  AiitVntlialtrr.  zu  Art.  24. 

Folglich  gelten  autli  di»'  voi»  Deutschen  früher  in 
Deutschland  errichteten  Testamente,  falls  sie  in  den  Formen 
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errichtet  wurden,  die  in  Deutschland  am  Orte  der  Errichtung 
gelten,  in  der  Schweiz  als  formell  gültige  Testamente  —  sie 
bedürfen  ans  dem  Grund  der  Übersiedelung  des  Testators  in 
die  Schweiz  keiner  neuen  Form,  d.  h.  keiner  nochmaligen 
Einrichtung. 

Und  auch  der  Inhalt  dieser  älteren  Testamente  ^Wt  in 
der  Schweiz,  ohne  daß  er  einer  Ergänzung  bedarf,  vorausjjesetzt 
da  Ii  in  solchen  Testamenten  nach  dem  Recht  des  Heiniat- 
staates  testiert  worden  ist.  Art.  „'J  tlcs  liundespfes.  Hat  die 
Errichtung  vor  dem  1.  Januar  lUÜÜ,  also  vor  der  Eiutiilirunfl: 
des  B(tB  in  Deutschland  st^ittgefundeii.  so  ist  jenes  Recht  das 
frühere  heini;itli(  he  Landesn  cht  des  Testators,  geschaii  sie  nach 
«lies.  III  Z('iti>uukt»  das  deutsche  BGB.  Art.  214  des  E(« 
zum  UüB 

Will  von  (  iiiciii  I )  ('  II  r  s  c  Ii  c  n  in  der  Scliwfiz  testiert  werden, 
so  genügt  jede  der  iii  Art.  24  des  Schweiz.  Bundesges.  erwälinte 
Fonuvorschrift  zur  formellen  Gültigiceit  des  letzten  Willens, 
mithin  auch  das,  was  z.  B.  das  deutscht'  RGB  in  betreff  der 
Form  vorschreibt.   Siehe  §  2281  des  BCiH. 

Die  Testierfähigkeit  bestimmt  sich  nach  Art.  7  Satz  4 
des  Schweiz.  Bundesges.,  d.  h.  nacli  dem  Rechte  des  Wohnsitzes 
zur  Zeit  der  Errichtung  des  letzten  Willens.  Nach  dem  (lesetze 
Zürichs  wird  erheischt:  Mündigkeit  —  vollendetes  16,  Altera- 
Jahr^  übereinstimmend  mit  dem  deutschen  Recht,  §  2229  des 
B(iB;  Personen  unter  Vormundschaft  bedürfen  der  Zustimmung 
des  Vormunds  nicht,  es  wäre  denn,  daß  sie  wegen  Verschwendung 
entmündigt  (bevormundet)  sind,  während  nach  deutschem  Recht 
der  wegen  Verschwendung  Bevormundete  auch  mit  Zustimmung 
deft  Vormundes  nicht  letztwillig  verfügen  kann.  §  2229 
Satz  3  des  BGB. 

War  das  Testament  in  Deutschland  gemaciit,  so  mußte  der 
Testator  nach  dem  deutsclien,  damals  geltenden  Gesetze  die 
Testierfähigkeit  besessen  haben.    Art.  2ir>  EG  zum  BGB. 


Digitized  by  Google 


Das  Prinzip  der  „woiilerworbenon  Rechte'  im  inter 
nationalen  unil  intertemperalen  PHvatrecMe. 

Von  Dr.  BoliB»  Cdln. 

Die  (lesetze  können  sich  ztitlicli,  sio  können  sich  örtlich 
anilern;  nennen  wir  beides  .Statutenwechsel'',  so  ergribt  stich 
die  Frage:  welche  Wirkung  nht  dieser  Wechsel  ;nif  vorliaiuleiit 
Rechtsverhältnisse V  Die  Antwort  lantef.  es  kommt  auf  die 
Art  der  geänderten  Reciitsiioriu  an:  betrifft  sie  den  .Enverb 
der  Hechte'',  so  bleibt  jener  Weeliscl  im  I^rinzip  einflulilü>, 
betriftt  sie  das  ^Dasein  der  Reclite"*,  so  gilt  das  (legenteil. 

Dies  etwa  ist  der  Inhalt  des  Begriffs  «Statutenwerh<f'l". 
wie  er  lieute  geläufig  ist:  eine  dem  internationalen  und  inter- 
temporalen  Rechte  gemeinsame  Eigentümlichkeit.  Die  Fra^e. 
wie  weit  diese  (jemeinscbaft  reicht,  bildet  den  (iegenstand  der 
folgenden  Bemerkungen;  ihr  näherer  Zweck  ist,  darzutun, 
daß  jene  Gemeinschaft,  soweit  sie  existiert,  nicht  eine  Folge  der 
Kigenart  des  internationalen  und  intertemporalen  Hechtes  ist, 
vielmehr  ans  dem  allgemeinen  Privatrechte  sich  ergibt;  ihr  ent- 
fernterer Zweck,  darzutnn,  daS  die  Verwandtschaft  der  beides 
genannten  Disziplinen  überhaupt  nur  eine  scheinbare  ist. 

L 

Die  Einteilung  der  Rechtsnormen  in  solche,  welche  des 
Erwerb  von  Rechten  betreifen,  und  solche,  welche  das  Daseis 
der  Rechte  betreffen,  oder  sagen  wir  mit  Zitelmann  kdrzer: 
die   Unterscheidung   zwischen   wohlerworbenen  Rechten  uihI 

(unselbständigem  reclitliclicn  Kij^enschaften  hat  seit  Saviyny 
die  (;ruii(llugi'  jener  Disziplin  «icbildet,  welcher  neuerdings  von 
y\  ff  öfter  der  Name  _intt*rteiijporales  Rechf  gegeben  wonUn  i>t 
J)er  Ton  ruht  entscliieden  auf  den  wohlerworbenen  Rechten:  tldiii 
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das  subjektive  Recht  ist  im  Grunde  nichts  anderes  als  eine 
rechtliche  Sigenschaft  seines  Subjektes,  und  zwar  eine  besonders 
qualifizierte  Eigenschaft;  nnd  in  dieser  Qualifikation  liegt  der 
Unterschied  von  den  rechtlichen  Eigenschaften  gewöhnlicher 
Art.  Die  Frage,  welche  fast  ausschließlich  das  intertemporale 
Recht  ausmacht,  lautet  deshalb  weniger:  ins  quaesüum  oder 
rechtliche  Eigenschaft?  als  vielmehr:  ins  quaesitum  oder  nicht? 

Ich  habe  hier  nicht  zu  untersuchen,  was  iH,s  quaesitum 
ist,  was  nicht.  Diese  Fragre  läßt  sicli  überhaupt  nicht 
aprioristisch  beantworten,  man  müßte  denn  ein  N'aturrecht 
annehmen;  sie  läßt  sich  nur  beantworten  auf  Grund  einer 
bestimmten  vorhandenen  Kechtsordnungr :  sie  betrifft  die  Aus- 
legung dieser  KeclitsorUjiunp::  Auslegung:  ist  der  eigentliclie 
Gegenstand  des  intertemporalen  Rechtes,  und  die  sog.  transi- 
torisclien  Vorschritten  steilen  zum  größten  Teile  gesetzliehe 
Ausl i  ^iingsregeln  dar.  Daraus  ergibt  sich  zugleich  die  Un- 
,^elbstundigkeit  des  intertomporalen  Rechtes,  seine  Abhängigkeit 
von  einer  bestimmten  materiellen  Rechtsordnung. 

Der  Ausdruck  quaesitum'^ ^  „wohlerworbenes  Recht'' 
bezw.  sein  Gebrauch  in  unserem  tendenziösen  Sinne  ist  älter 
als  die  beiden  Disziplinen,  die  sich  seit  Savigny  seiner 
bemächtigt  haben.  Er  spielte  zur  Zeit  des  Absolutismus  eine 
nicht  unbedeutende  Rolle  in  dem  Kampfe  der  Stände  und 
Untertanen  mit  der  Regierung  nm  die  Grenzen  ihrer  beider- 
seitigen Rechte;  auch  damals  dentete  er,  wie  heute,  nichts 
anderes  an,  als  daß  die  Anerkennung  des  „Wohlerworbenen^ 
ans  dem  Begriffe  des  Staates  als  eines  Verbandes  zum  Zwecke 
der  Rechtsordnung  sich  ergebe,  daß  die  prinzipielle  Vereinigung 
der  Jura  guaeaita  das  Gegenteil  der  Ordnung,  mithin  das 
Gegenteil  des  Staates  selbst  bedeute.  Daher  lautet  der  Grundsatz 
des  mtertemporalen  Rechtes,  wenn  man  das  neue  Recht  zum 
Ausgangspunkt  macht:  Beurteilung  der  Vergangenheit  nach 
dem  alten  Rechte,  keine  rückwirkende  Kraft  des  neuen  Rechtes. 

Man  spricht  von  altem  und  neuem  Recht;  man  hüte  sich, 
dabei  an  reine  Zeitbestimmungen  zu  denken  und  jenen  (iegensatz 
zu  ult  iiiitiziereu  mit  dem  (iegensatze  :  vergangenes  und  gegen- 
wärtiges Recht.    Auch  das  nicht  beseitigte  alte  Recht  ist 
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gejrenwärti^es  Recht :  sein  liölieres  Alter  unterscheidet  es  einzig 
von  dem  neuen  Reclite.  So  berechtigt  der  Ausdruck  _rii  1; 
wirkende  Kraft  de^i  neuen  Rechtes"  seil»  mag,  jso  wenig:  zu- 
treffend wttrde  es  sein,  von  einer  ^Nachwirkung  des  alter» 
Rechtes'*  zu  sprechen.  Das  alte  Kecht  besteht,  soweit  seine 
(jeltung  unter  der  Herrschaft  des  neuen  Rechts  anerkannt  ist. 
neben  dem  neuen  Rechte  fort,  qualitativ  un<reschmälert,  beschränkt 
nur  hinsichtlich  der  Subjekti'  und  Objekte,  eine  Beschränk uiig 
freilich,  welcher  das  alte  Recht  in  einen  Zustand  versetzt  der 
mit  dem  Absterben  von  Organismen  sich  am  ehesten  ver< 
gleichen  läßt. 

Das  alte  Recht  besteht  neben  dem  neuen  fort,  weno 
es  sich  um  wohlerworbene  Rechte  handelt.  So  wenigstens 
der  Grundsatz.  Der  Gesetzgeber  kann  Ausnahmen  schaffen, 
ja  er  wird  je  nach  Tendenz  und  Inhalt  des  neuen  Rechtes 
Ausnahmen  schaffen  mttssen.  Daß  solche  notwendige  Aus^ 
nahmen  nicht  eine  Verletzung  des  Grundsatzes,  vielmehr 
eine  heilsame  Modifikation  seiner  unter  Umständen  zu  schroffen 
Konseqnenzen  sind,  bedarf  keiner  weiteren  ErGrtemng.  Die 
Grenzen  des  Notwendigen  oder  Nicht-Notwendigen  und  damit 
der  Berechtigung  der  Ausnahmen  zu  finden,  ist  eine  Aufgabe, 
zu  deren  Losung  weniger  der  Jurist  als  der  Rechtspolttiker 
berufen  ist. 

Enthalten  die  transitorischen  Vorschriften  solche  Ausnahmen, 
versagt  der  Gesetzgeber  dem  Rechtserwerbe  seine  Anerkennung, 
so  zerfällt  das  wohlerworbene  Recht;  es  hört  nicht  bloß  auf 
zu  wirken,  es  ruht  nicht  nur,  sondern  es  erlischt;  ein 
neuer  Akt  der  Staatsgewalt  kann  das  unter^eo:angene  Rectit 
wieder  herstellen,  aber  nicht  im  eigentlichen  Sinne  wieder 
aufleben  lassen.  Denn  die  Anordnung  der  Rückwirkung  des 
neuen  Rechtes  bedeutet  nicht  das,  was  man  wohl  Suspension 
der  (Jesetze  nennt  -  t  iofcntlich  wird  nur  die  Wirksamkeit  der 
(lesetze  betroffen  — ,  wenngleich  an  sich  eine  blotJ  vorüber- 
geheiult'  Suspension  denkbar  wäre:  iiUein  «lies  ist  rt't:clni;iiiii»' 
nicht  der  Zweck  der  transitorischen  (ie.setze.  wenigsten-'  ilmn 
nicht,  wenn  sie  die  Überlt  itung  in  ein  Recht  vennitteln  sullt  u, 
das  ab»  Hitlma  ratio  wenn  auch  niclit  zu  ewiger,  su  doch  zu 
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unbestimmt  zeitlicher  tind  nicht  nur  provisorischer  Geltung 
bemfen  ist. 

Das  alte  Recht  besteht  neben  dem  neuen  Recht  fort  für  einen 
bestimmten  Kreis  von  Rechtsverhältnissen,  welche  vor  dem  Eintritt 
dets  neuen  Rechtes  entstanden  sind :  dies  ist  der  Inhalt  des  Prinzips 
der  jma  quaesita,  und  dieser  Inhalt  ist  ein  materiellrechtlicher. 
Materiellrechtlicher  Natur  ist  überhaupt  das  gesamte  inter- 
temporale Privatrecht,  denn  seine  Verweisungssätze  sanktionieren 
entweder  das  ^alte*'  oder  das  ^neue*^  Recht  und  zwar  als  gegen- 
wärtip-  ^reitendes  materielles  Recht:  sie  betreffen  niclit  die 
Kompetenz  konkurrierender  (iesetzfreber.  denn  der  (iesetzgeber 
des  altcji  und  neuen  Keeiitcs  i.st  iiiei>;  liunier  derselbe;  sollten 
«bei  ilii*  staatsrechtlieheu  Vei liäliiu.sse  einen  Wechsel  der 
^^esetz«:»  lieiiden  Faktoren  Imben  eintreten  hi.süen.  so  ist  deiiiKM-ii 
die  K^tiiipetenzlrnp^e  j:e«:t  ii^iamislos,  weil  die  frühere  g"eset^- 
pebemle  Macht  nicht  mehr  existiert  und  keine  üubjektiven  Rechte 
mehr  vt  rleihen  nnd  i  i  hHlten  kann. 

I)i(s  ist  in  «^n'olkn  Unirissen  die  Charakteristik  des  inter- 
teiu|ioralen  Prinzipei»  der  wohlerworbenen  Rechte. 

II. 

Auch  das  intt  rnationalrechtliche  I*rinzip  der  wohlerworbenen 
Recht<'  bernlit  anf  dem  CJedanken,  daß  seine  Verneinung  einen  Zn- 
stand der  Unordnung  schaffen  müsse.  Im  interteroporalen  Rechte 
aber  war  jener  Grundsatz  eine  logische  Konsequenz,  aus  dem 
Begriffe  des  Staates  selbst  hergeleitet,  und  seine  Ausnahmen 
waren  wirkliche  Ausnahmen.  Im  internationalen  Rechte  ist 
das  Prinzip  gewissermaßen  Prinzip  und  Ausnahme  zugleich: 
Prinzip,  wenn  und  soweit  man  ein  ,»Etwas,  das  über  den 
Einzeltstaat  hinausgeht  (so  Jellinek)^  anerkennt;  Ausnahme 
vom  Standpunkte  des  Staates  und  seiner  Allmacht  aus;  also  ein 
völkerrechtliches  Prinzip  und  staatsrechtliche  Ausnahme,  und 
beides  zugleich  als  eine  Folge  der  Un Vollkommenheit  des  Völker- 
rechts nnd  seiner  anarchischen  Natur  (cf.  Jellirtek,  „Das 
Recht  (tes  modenwn  Staates",  1900,  F.d.  I.  8.  341 1. 

Der  Kinzel>taat  ist  s(»uverän:  nieniiiiul  kMiiu  ihm  gebieten, 
einen  H^chtserwerb  anznerkennen;  wenn  er  ilin  aber  anerkennt,  so 
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gresrliit  liT  >•>;  Iii«  hr.  um  lotrisch  iiiul  konsequent  zu  sein,  auch  nicht 
mit  Rrick>i(  lit  aiit  irgend  eine  Zwangsmacht,  sondern  weil  diese 
Anerkennung  allein  einen  geordneten  internationalen  Verkehr 
ermöglicht,  und  weil  ein  solcher  Verkehr  dem  Interesse  des  aner- 
kf^nnr  nden  Staates  entspricht :  denn  die  Aiierkeiuiiiiig  des  fremden 
Hechtes  ist  Bedingung  der  Aiu  rkennnng  des  eigenen  Rechtes 
durch  die  anderen  Staaten;  und  nur  unter  dem  Vorbehalt  dieser 
Gegenseitigkeit  erfolgt  die  Anerkennung  des  fremden  Rechtes. 

Das  Prinzip  der  fura  quaesiia  im  intertemporalen  Rechte 
ist  ein  Prinzip  des  materiellen  Rechtes;  dasjenige  des  ^nte^ 
nationalen  Rechtes  ist  formaler  Natur.  Die  intemationalpriTat- 
rechtliche  Fragestellung  im  allgemeinen  lautet:  welcher  Staat 
ist  im  vorliegenden  Kollisionsfalle  zur  Gesetzgebung  bemfen? 
Der  Statutenwechsel  veranlaßt  die  Vorfrage :  welcher  Zeitpankt 
ist  maßgebend  für  die  Bestimmung  des  Statutes?  Die  Antwort 
auf  diese  Vorfrage  lautet,  dem  Prinz  ipe  der  wohlerworbenen 
Rechte  enti>prechend :  derjenige  Zeitpunkt,  in  welchem  die  be- 
hauptete Rechtswirkuiin'  einj?etreten  sein  soll.  Behauptet  z.  B. 
jemand,  an  einer  Sache  \\  uhrt'nd  sie  sich  im  ( iehiite  di's  Staates  A 
befand,  Eigentum  erworben  zii  liaben,  niul  gelangt  die  ^Sacbe 
in  (las  (iebiet  des  Staates  B,  so  entsdieidet  das  Recht  des 
Staates  A  als  Sachstatut  zur  Zeit  des  Eintrittes  der  behaupteten 
Kecht>\virknng^  darüber,  welches  die  Voranssetzungen  des 
Eigentinnserwerbes  sind,  und  ob  sie  erfüllt  sind. 

Man  sieht,  daß  jenes  Prinzip  im  internationalen  Rechte 
lediglich  die  Bestimmung  der  Zeit  betrifft:  „Welciier  Zeitpunkt 
ist  maßgebend  für  die  Bestimmung  des  Statutes?"  während  im 
iutertemporalen  Reclite  der  Zeitpunkt  des  Entstehens  des  wohl- 
erw(>rbenen  Rechtes  Nebensache,  die  Expansivkraft  des  neuen, 
das  Fortdauern  (der  Untergehen  des  alten  Rechtes  die  Haupt- 
sache ist:  «läßt  das  neue  Recht  den  vor  ihm  eingetretenen 
Rechtserwerb  bestehen  oder  untergehen?''  Den  Ausdruck  „woiil- 
erworbenes  Statut^  kann  ich  nicht  billigen:  er  Ist  zutreffend, 
wenn  man  das  vielbedeutende  Wort  „Statut^  in  dem  zutreffen- 
den Sinne  gebraucht;  die  Parallele  mit  dem  intertempoialen 
iusqmesitum  als  einem  wirklichen  subjektiven  Rechte  kann 
aber  nur  Mißgriffen  Vorschub  leisten. 
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DaÄ  unter  der  Herrschaft  des  alten  Gesetzes  entstandene 
Recht  erlischt,  wenn  das  neue  Gesetz  es  nicht  anerkennt:  so 
die  inU^rtemporale  Regel.  Anders  im  internationalen  Reclite: 
das  nach  irgend  einem  Statute  irgend  t  ininal  begi-ündete  Reclit 
dauert  fort,  bis  es  sein  natürliches  juristisches  Ende  findet;  der 
Wechsel  des  Statutes  hat  allenfalls  ein  Ruhen  seiner  Wirkungen 
zur  Folge,  nie  aber  den  Untergang  des  Rechtes  selbst;  ein 
abermaliger  Statutenwechsel  vermag  dem  Rechte  seine  frühere 
W^irksamkeit  zurückzugeben:  das  Pfandrecht,  ohne  Besitz  in 
einem  Staate  erworben,  dessen  Rechtsordnung  dieses  Erfordernis 
nicht  aufstellt,  ruht,  wenn  die  Pfandsache  in  das  Gebiet  eines 
Staates  gelangt,  der  zur  Fortdauer  des  Pfandrechtes  Besitz  ver- 
langt, und  lebt  unter  der  Herrschaft  eines  neuen  Statutes,  dem 
Jene  Voraussetzung  fremd  ist,  wieder  zu  voller  Wirksamkeit  auf. 

Man  spricht  im  internationalen  Rechte  von  Statutenwechsel ; 
im  intertemporalen  Rechte  ist  dieser  Ausdruck  weniger  ge- 
bräuchli(  h :  und  doch  wäre  er  hier  angebracht,  dort  ist  er  es 
nicht,  denn  er  bezeichnet  nur  einen  Teil  dessen,  was  er  bcsug»  n 
will,  und  dazu  den  \veiii<icr  wi*.sentliclien  Teil.  „Statiitcii- 
kuiikurrenz"  dürfte  für  das  internationale  RccIit  ^ oizuzkIilü 
sein.  Auch  in  dem  iiiterteinporalen  Falle  könnte  man  sich 
versuclit  fiihieii.  vnn  einer  Konkurrenz  der  btatuteu  zu  reden; 
aber  diese  Konkurrenz  wäre  eine  exklusive:  das  eine  Statut 
sc'nliri'it  das  andere  aus  (entweder  altes  oder  neues  Recht),  und 
der  Ausdnick  exklusive  Konkurrenz  scheint  mir  zu  paradox. 
Im  internationalen  Falle  dagegen  liegt  eine  wahre  Konkarrenz 
der  Statuten  vor,  eine  Konkurrenz  niünüch  des  ersten  Wirkungs- 
statutes einerseits  mit  dem  jeweiligen  späteren  Wirkungsstatut 
andererseits;  und  zwar  ist  diese  Konkurrenz  eine  kumulative; 
die  Beantwortung  der  aus  dieser  Konkurrenz  sich  ergebenden 
Fragen  ist  dieselbe  wie  In  den  anderen  intemationalrechtUchen 
F&llen  dieser  Art  (z.  B.  bei  gegenseitigen  Vertragen):  beide 
Statuten  müssen  das  behauptete  Recht  und  seine  Wirkungen 
anerkennen;  anderenfalls:  Ruhen  oder  geminderte  Wirksamkeit. 
Die  Eigentümlichkeit  unserer  Konkurrenz  besteht  in  der  Stabilität 
des  ersten  Wirkungsstatutes,  welches  außerdem  das  Maximum 
der  Rechtswirknngen  angiebt:  was  unter  dem  ersten  Wirkungs- 
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Ktatüte  niclit  entstande  n  ist,  kann  niclit  melir  durcli  ein  späten s 
Statut  begründet  werden :  die  späteren  Statuten  dagegen  wecbtiebi 
und  l()sen  einander  ab,  und  nur  mit  Bezug  auf  sie  kann  man 
von  „»Statutenwechsel*^  reden. 

III. 

Aus  diesen  kurzen  Andeutnngen  ersieht  man,  da6  das  Prinzip 
der  iura  quaesita  und  der  Statutenweehsel  im  internationalen 
und  intertemporalen  Rechte  so  wenig  mit  einander  gemein 
haben,  wie  formales  und  materielles  Recht  überhaupt  mit  em- 
ander  gemein  haben  können;  daß  insbesondere  internationale» 
IH-ivatrecht  und  allgemeines  Privatrecht  sich  nicht  zu  einander 
verhalten  wie  intertemporales  Recht  und  allgemeines  Privatrecht  : 
daß  selbst  die  Gleichung  ^intemationalrechtlicher  Statutenwechsel 
bezw.  diesbezügliches  Recht:  internationales  Privatrecht''  — 
,jnterteniporales  Recht:  allgemeines  Privatrecbt"  eine  un- 
riclitijre  ist. 

Im  (ii  uüdii  handelt  es  sich  eben  um  dnr(  haus  verschieden? 
I>inge.  Nur  eine  Frapre  ist  scheinbar  beiden  Diszii'liii«  n  ge- 
meinsam: ..wohlt  1  w  (ii  ln  iics  Hecht  oder  rechtliche  Eip  nst  haft  ?" 
und  eine  Keeht.stol^t'.  ..liiei'  Kiniin!".  des  StatntenwechseUi. 
nieht.  *  Allein  was  ein  wüliUrworbeiits  Keclit,  was  eine  rpcht- 
iiciie  P^igenscliaft  ist,  darüber  gibt  das  formale  international- 
Privatreclit  keinen  Aufschluß,  das  ist  Sache  des  materiellen 
Rechtes;  und  wenn  das  materielle  Recht  sagt,  daß  nicht  ein 
im  quaesitum,  sondern  nur  eine  reclitliche  I^igenschaft  vorliegt, 
daiin  kann  ein  internationalrechtlicher  Statutenwechsel  über- 
haupt nicht  mehr  in  Frage  kommen. 

Aliein  wie  alle  Untersuchungen  über  die  Natur  der  subjek- 
tiven Rechte  und  des  Privatrechtes  überhaupt  dem  internationalen 
Privatrechte  zugute  kommen  und  fttr  das  angewandte  illte^ 
nationale  Privatrecht  sogar  unentbehrlich  sind  (ich  verweise 
auf  Zitelmauns  Werk),  so  kommen  auch  alle  Üntersuchnngen 
auf  dem  Gebiete  des  intertemporalen  Rechtes  dem  internationalen 
Rechte  mittelbar  zu  statten. 

In  diesem  beschränkten  Sinne  mag  man  international^ 
und  intertemporales  Recht  Schwesterdisziplinen  nennen.  Aufle^ 
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ordentlich  Yerhängiiisvoll  aber  mu6  es  für  das  inteniationale 
Priyatrecht  werden,  wenn  man  S&tze  des  materiellen  transi- 
torischen  Rechtes  bei  internationalen  KoUisionsfällen  und  bei 
reinen  internationalrechtlichen  Fragen  analog  zur  Anwendung 
bringt,  ein  Yerfahreü,  das  sich  heute  freilich  einer  nicht  geringen 
Beliebtheit  erfreut,  offenbar  liervorgerufen  durch  die  manijelhafte 
gesetzliche  Regehing  des  internationalen  Privatrechtes  und  das 
<|uautitatiYe  Übergewicht  der  trausitorischen  Normen. 
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über  den  Rechtszustand  der  Republik  San  Marino.^) 

Von  dMtone  tevAlievl»  Commissario  della  Legge  in  San  Muiao. 

Wenig  gekannt,  auch  in  Italien,  ist  die  inmitten  der  Halb- 
insel gelegene  kleine  aber  blühende  Republik  San  Marino  und 
meist  denkt  man  sie  sich  als  ein  Gebiet,  welches  zwar  eine 
besondere  Regierung  hat,  aber  sonst  rechtlich  von  dem  Übrigen 
Italien  sich  nicht  unterscheidet 

In  Wahrheit  ist  San  Marino,  welches  seinen  klassischen 
Schilderer  in  Fattori  gefunden  hat  und  das  sich  rQhmen  kann, 
den  Gegenstand  einer  der  besten  Schriften  unseres  größten 
Poeten,  Carducci,  zu  bilden,  ausgezeichnet  durch  die  stolze 
Selbständigkeit  seines  Staatswesens.  Es  hat  sich  niemals  der 
Herrschaft  der  Mächtigen  gebeugt  und  wiederholt  gegenüber 
feindlichen  Drohungen  seine  Freiheit  und  Unabhängigkeit  be- 
wahrt, selbst  im  Kampf  mit  unbarmherzigen  Kolossen,  welche 
imstande  schienen,  es  zwischen  zwei  Fingern  zu  zerdrücken. 

Daß  die  Republik  solchen  Stiiriiien  widerstehen,  in  Stolz 
und  Glück  gedeihen,  die  Freiheit  bewahren  konnte,  beneidet 

Aas  der  neueren  Literatur  über  San  Marino  sei  hervorgeboben : 

Fattori,  La  repullha  di  San  Marino.    Firenze  1875. 

R r HC ,  S.  Marin,  ses  ifistitutfons.  sotf  li/sfoire.  Paris  (DentuJ  IST»! 

Giannini,  La  veritii  sulla  osfi/uzione  di  San  Marino  e  suiia 
leyislazione  attuale  delln  Republica.   Napoli  1896. 
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und  bewundert,  immer  aber  unantastbar,  das  ist  nicht  Zufall, 
sondern  ein  Kennzeichen  innerer  Beständigkeit  und  —  dies  ist  kein 
Paradoxon  —  des  organischen  Fortschrittes,  welcher  gegründet 
ist  auf  die  Weisheit  der  Staatsverwaltuiig  und  den  Torscbauenden 
Geist  der  Gesetzgebung. 

Wir,  die  wir  seit  noch  nicht  langer  Zeit  in  diesem  ver- 
zanberten  Erdenwinkel  leben,  unter  dem  Berggipfel  des  Titane, 
abwechselnd  angelächelt  von  der  Sonne  und  gepeitscht  von  den 
Winden,  welche  die  jahrhundertalte  Kraft  des  Berges  heiaus- 
zntordem  scheinen,  wir  fühlen  uns  mit  eigenartiger  J^iebe  )iin- 
gfzogen  zu  der voriieluneii  und  reizvollen  KepiiMik  und  möchten, 
soweit  es  in  einer  kurzen  Abhaudlunji  inö<rlie}i  ist,  dem  Leser- 
kreis dieser  Zeitschrift  schildern,  welche  Kechtszustände  in 
San  .Marinn  bestehen. 

Tin  Pala&zo  Fublico^  dem  Palast  des  „Consiglio  Prin- 
cipe e  Sovrano",  fdessen  (Jebäude  im  Jalire  181)4  mit  einem 
Kostenaufwand  von  300  000  Lire  fertiggestellt  ist>  werden  als 
Bestandteil  des  Staatsarchives  eifersüchtig  gehütet  die  „iStatiita"^ 
sieben  an  dn-  Zahl.  Obwolii  Grund  zu  der  Annahme  vorhanden 
ist,  daß  es  Statuten  von  San  Marino  seit  I2n']  ^nlit,  trägt  das 
älteste  erhaltene  Statut  die  Jalireszniil  1295.  Die  letzten  Sta- 
tuten wurden  in  Rimini  im  Jahre  1600  publiziert.^)  Im  Jahre 
1830  wurde  zu  Forli  ein  Neudruck  veranstaltet.-)  Endlich 
erschien  1894  zu  Florenz  eine  Ausgabe'^)  (mit  italienischer 
Übersetzung)  von  dem  Professor  Fattori,  dem  schon  erwähnten 
kla^ischen  Historiker  der  Bepublik.  Die  jüngste  Ausgabe 
beündet  sich  in  der  ausgezeichneten  amtlichen  BaccoUa  deUe 
leggi  e  decreU,  welche  von  dem  früheren  CkmmUsario  deUa 
lAgge,  Advokat  7*.  C  Giannini  und  dem  früheren  Ft&cit- 
ratore  fiscale,  jetzigen  R^gente,  Advokat  Menetto  BonelU 
(dm  di  CasUUo  X9a0)  besorgt  ist. 

Die  Statuten  schließen  sich  größtenteils  an  das  römische 
Recht  an  und  bilden  in  Verbindung  mit  anderen  Gesetzen 

statuta.  (leere fa,  u)  ilinamenta  illustrissimae  reipiMicae  OC per- 

petuae  libertatis  terrae  S.  Marini.    Rimini  IROO. 

^1  Leyes  statutue  teipublUue  ^atuti  Marini.    Forli  1434, 
*)  Leges  sstaiutae  reipublicae  S.  Marini.   Firenze  1895. 
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netteren  Datums  das  Civilrecht  des  Staates,  welcher  also  keine 
civilrechtliche  Kodifikation  besitzt.  Es  ist  früher  im  Auftrage 
des  Constgllo  Principe  ein  von  dem  Professor  Giuseppe 
Brini  verfaßter  Entwurf  eines  Civilkodex^)  vorgelegt.  Aber 
die  Liebe  zum  Hergebrachten,  zu  den  Scbulüberliefemngen,  die 
Gewöhnung  an  das  „diritto  commune''  fiberwogen,  und  das 
Werk  des  tüchtigen  Juristen  ist  Buchstabe  geblieben. 

Nachstehend  sollen  die  wichtigsten  in  positiver  Geltung 
stehenden  Rechtsvorschriften,  in  sachlicher  Anordnung,  kurz 
mitgeteilt  werden. 

I.  Staatsangel)öri;;rkeit.  Fremdenrecht. 

Ein  Grest'tz  über  die  Einwanderung  bestimmt,  daß  die 
Staatsangehörigkeit  nur  durch  Verfügung  des  Qmaiglio 
Savrano  (Versammlung  von  60  teils  adeligen,  teils  bürgerlichen 
lebenslänglich  gewählten,  durch  Kooptation  ergänzten  Mitgliedern) 
erworben  wird.  In  Rubrik  73  des  2.  Titels  der  Statuten  ist  be- 
stimmt, daß  man  lediglich  durch  fortgesetzten  Aufenthalt  im 
Staatsgebiet,  selbst  wenn  solcher  100  Jahre  dauert,  nicht  Bürger 
werden  kann.  Der  Fremde  genießt  dieselben  bürgerlichen  Rechte 
wie  die  Staatsbürger,  abgesehen  davon,  daß  er  sich  nicht 
länger  als  4  Monate  ohne  Erlaubnis  des  QmsigUo  im  Staats- 
gebiet aufhalten  und  von  Todeswegen  kein  Immobiliareigentum 
im  Gebiete  der  Republik  erwerben  darf. 

Im  Falle  der  Verheiratung  mit  einem  Ausländer  kann 
die  Frau  Immobilien  nicht  in  der  Weise  als  Aussteuer  ein- 
bringen, daß  für  die  Grundstücke  ein  Schätzungspreis  ange- 
setzt wird  und  sie  dem  Manne  tradiert  werden,  womit  der 
Mann  sie  kaufen  würde.  Dagegen  können  Immobilien  ohne 
Schätzung  Gegenstand  der  Aussteuer  bilden,  weil  die  ohne 
Schätzung  gegebene  Aussteuer  der  Frau  verbleibt. 

Wer  Gnmdstücke  mit  der  erforderlichen  Genehmigung  er- 
werben sollte,  wird  besonderen  hohen  Abgaben  unterworfen. 

Die  ins  Ausland  verziehenden  Bürger  künnen  ihre  Staatsange- 
hörigkeit behalten,  und  haben  nur  ihre  Wohnsitzverkguiiy;  dein 

1)  O.  Brini,  Schema  del  CotUee  dviU  rtdaiio  per  la  BepiMiie& 
di  Sa»  Marino.  Bologna  1898. 
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Staatssekretariat  des  Innern  anzuzeigen.  Als  Büiger  gelten  die- 
jenigen, welche  in  die  Standesregister  als  solche  eingezeichnet 
werden,  sei  es  von  Gebnrtswegen,  sei  es  kraft  Naturalisation. 

Eine  Bürgerin  yon  San  Marino,  welche  einen  Ausländer  hei- 
ratet, folgt  zwar  den  Gesetzen  des  Mannes ;  aber  soweit  das  eigene 
Recht  ihr  günstiger  ist,  z.  B.  bezüglich  des  Abschlusses  von 
VertrSgen  und  bezüglich  des  Eigentums,  kann  sie  sich  auf  die 
StaatsangehSrigkeit  von  San  Marino  berufen. 

IT.  Personen-  und  Painilienrecht. 

Die  (i rotijährigkeit  tritt  mit  dem  vollendeten  20.  Lebens- 
jahre ein. 

Die  Eheschließung  kann  von  allen  Großjähri«ren  ohne 
irgend  eine  Genehmigung  abgesrhlossen  werden  und  tindet  in 
der  kirchlichen  Form  der  katholischen  Beligion  statt,  welche 
Staatsreligion  ist. 

Wer  von  einer  Ehefrau  geboren  ist,  gilt  als  legitimes 
Kind  des  Ehemannes. 

Es  gibt  keinen  besonderen  Standesbeamten.  Die 
Pfarrer  fülirin  Geburts-,  Ehe-  und  Sterberegister  und 
zt  igtn  di(  l^iiitragungen  allmonatlich  dem  Staatijsekretariat  des 
Innern  an. 

Wie  im  römisclun  Ketlit  ist  der  Solin  der  v itterlichen 
(Jewalt  bis  zum  Tode  des  Vaters  oder  bis  zur  Einanziputioii 
unterworfen.  Er  kann  aber  iiadi  ci  reichter  ( irolijahrigkeit  mit 
jedem  Anderen  jedes  Geschäft  und  jede  Verpflichtung  eingehen, 
klagen  und  verklagt  werden.  Der  Vater  kann  nur  dann  aas 
den  Geschäften  des  Sohnes  konkurrierend  in  Anspruch  genommen 
werden,  wenn  er  Vorteil  davon  erlangt  hat. 

Der  Vater  kann  durch  Testament  einen  Vormund  ernennen; 
ist  dies  nicht  geschehen,  so  ist  die  Mutter  gesetzliche  Vor- 
münderm;  in  ihrer  Ermangelung  ernennen  die  jtRegaenW  aus 
der  Zahl  der  Verwandten  einen  Vormund,  und  erst  dann,  wenn 
kein  noch  so  entfernter  Verwandter  vorhanden  ist,  wird  von 
ihnen  die  Vormundschaft  einer  anderen  Person  oder  mehreren 
übertragen  (ttttda  daiiva). 
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Personen  unter  2ö  Jalnen  weiden  Kuratoren  gegeben, 
wenn  sie  ilir  Vermöf?en  schlecht  verwalten. 

VormiirulHr  und  Kuratoren  dürfen  bei  Vermeidung  der 
Nichtigkeit  des  Geschäftes  die  Veräußerung  und  Belastung  von 
Grundstücken  nur  unter  der  Autorisation  der  „BeggenW^  und 
der  Zustimmung:  zweier  Verwandten  genehmigen. 

Minderjährige  Frauen  unterliegen  der  Vormundschaft  wie 
Männer.  Sind  sie  großjährig,  so  können  sie  sich  bis  Höhe 
von  50  Lire  vor  dem  „  Conciliatore*'  verpflichten,  jedoch  nur 
soweit  es  sich  nicht  um  „bmi  eoe^radotaU"  handelt  In  der- 
selben Beschränkung  können  sie  Wechselverbindlichkeiten  ein- 
gehen, wenn  sie  Handelsfrauen  sind.  Ehefrauen  bedürfen 
stets  der  ehemännlichen  Autorisation,  ausgenommen  wenn  sie 
gesetzlich  getrennt  sind,  wenn  der  Mann  ständig  abwesend, 
wegen  Verschwendung  interdiziert  oder  zu  einjährigem  Gefängnis 
verurteilt  ist 

Es  gibt  keinen  Familienrat  wie  in  Italien.  Aber  der 
Commissario  della  L^ffe  unter  Zuziehung  von  zwei  Ver- 
wandten oder  Verschwägerten  oder,  in  Ermangelung  solcher, 
unter  Zuziehung  von  zwei  Mitgliedern  des  Consiglio  dei  XII 
(ein  kleiner  Rat,  aus  dem  Schoß  des  Consiglio  Socrano  gebildet, 
der  die  dritte  Instanz  der  Gerichtsbarkeit  bildet)  kann  die 
Greschäfte  des  Minderjährigen  autorisieren,  nachdem  sie  in  der 
Assistenz  der  bezeichneten  Verwandten  bezw.  Ratsmitglieder 
geschlossen  und  von  diesen  mit  der  Erklärung  des  „favorerofe'* 
ausgestattet  sind. 

Juristische  Personen sind  unfiihig,  Inunobilien  ohne 
(ienehmigung  der  Resrirrnng  zu  veruul'u  rn  oder  zu  I)elasten. 
Ohne  solche  Genehmigung  sind  die  betreftVnden  Reclitsgesehätte 
unheilbar  nichtig. 

III.  Erbrecht. 

Die  Intestat-Erbfolge  ist  derart  geregelt,  daß  in  den 
Nachlaß  der  Ascendenten  von  Mutter.sseite  und  denjenigen  der 
Kollateralen  die  männlichen  und  die  weiblichen  Verwandten 


■)  Vj^l.  Giannini,  Note  9Ulla  sitututione  giuridiea  delle  9Qcieiä 
atraniere.   Firenze  1901. 
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zu  gleichen  Teilen  succedieren,  dagegen  vom  Nachlaß  der  väter- 
lich enAscendenten  weibliche  Personen  ausgeschlossen  sind, 
wenn  sie  eine  Ansstruer  {dotej  erhalten  haben.  War  dir  Aus- 
steuer geringer  als  die  j,par0iane  legUUma"^  so  hat  die  Frau 
einen  Eigänzungsansprnch. 

Der  überlebende  £hemann  hat  Anspruch  auf  V»,  unter  Um- 
ständen auf  ^4  der  Aussteuer.  Die  Witwe  kann  Kleidung  und 
Unterhalt  aus  dem  Nachlaß  des  Mannes  beanspruchen. 

Alle  Testamentsformen  sind  zugelassen,  auch  die 
nunkupativen.  Nur  gewisse  kanonische  Formen  sind  aus- 
geschlossen. 

IV.  Vermögensrecht. 
Im  Falle  der  Schadenszufügung  dnrch  Tiere  darf 
das  Tier  getötet  werden,  wenn  es  bei  der  Schadenszufügung 
üelbst  betroffen  wird. 

Jeder  Nachbar  kann  von  dem  anderen  verlangen,  daß 
er  die  Kosten  der  Errichtung  und  der  Reparatur  einer  Mauer 
mit  ihm  teilt,  welche  die  Kachbargrundstttcke  trennt.  Gegen 
BSnfschftdigung  kann  Jeder  das  Betreten  des  Nachbargrund- 
stückes verlangen,  wenn  dies  der  Kultur  des  eigenen  Grund- 
stückes und  dem  Aufeammeln  der  Früchte  dient 

Was  den  Schutz  des  geistigen  Eigentums  betrifft,  so 
besteht  ein  Staats  vertrag  mit  Italien,  welcher  den  wechsel- 
seitigen Schutz  gegen  Mißbrauch  von  Werken  der  Industrie, 
Kunst,  von  Mustern,  Modellen,  Fabrik-  und  Handelsmarken  regelt. 

Bei  allen  Rechtsgeschäften  sind  Bedingungin, 
welche  auf  das  nackte  Wollen  des  Verpflichteten  gestellt  sind, 
nichtig.  —  Bei  unbefristeten  Obligationen  kann  der  Richter 
dem  Schuldner  eine  Frist  setzen.  Der  solidarische  Älit- 
schuldner  kann  sich  an  den  Mitschuldner  halten,  oder  genauer: 
jeder  Mitschuldner  liaftet  für  seintn  Teil.  —  Die  Rechtspraxis 
hat  festgestellt,  dau  Kunventiu  n aistrafen  um  M-rfallen. 
nachdem  eine  vom  Richter  behufs  Erfüllung  der  iiaiiptobli^ation 
gestellte  Frist  fruchtlos  verstrichen  ist.  Daun  aber  hiuIj  der 
Rückständige  doppeltes  Strafgeld  („doppia  caparra")  zahlen 
und  schuldet  außerdem  die  Hauptleistung.  —  Hinsichtlich  der 
Auslegung  der  Rechtsgeschäfte  muß  der  wirkliche  Wille 
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der  Beteiligten,  im  Zweifel  das  Wahrscheinlichste,  äußerstenfalls 
das  Möglichste  zu  gnmde  gelept  werden. 

Wer  ungerecht  etwas  vor  (  ierirht  fordert,  was  er  bereits 
erhalten  hat,  muß  den  Wert  halb  an  den  Verklagten»  halb 
an  die  Staatsk.issp  zahlen. 

Um  den  Schuldner  in  Verzug  zu  setzen,  kann  man  sich 
schriftlicher  oder  mündlicher  Mahnung  durch  einen  öffentlichen 
Beamten  oder  eines  einfachen  Eriefes  oder  aach  einer  Vor« 
ladnng  vor  die  CapUani  Reggmti  bedienen. 

Schenkungen  im  Werte  tob  mehr  als  öOO  aurei  (etwa 
2500  Lire)  müssen,  nm  gQltig  zn  sein,  in  das  Register  der 
Gerichtskanzlei  eingetragen  und  in  einer  beglaubigten  Abschrift 
daselbst  deponiert  werden. —  Wenn  der  Vater  Schenkungen 
an  den  Sohn  bei  der  Emanzipation  nicht  widerruft,  sind  sie 
gültig,  ebenso  wenn  er  sonst  sie  nicht  vor  dem  Tode  widerruft. 
Der  Wideiraf  macht  sie  ungültig.  —  Schenkungen  zwischen 
£  begatten  In  geringem  Werte  sind  zugelassen  und  unwider- 
ruflich inter  vivas;  sind  sie,  im  Verhältnis  zu  der  YenoSgens- 
lage  der  Fran,  von  einem  erheblichen  Werte,  so  haben  sie  Wirkung 
tempore*';  mit  der  Auflösung  der  Ehe  muß  die  Schenkung 
dem  Manne  oder  seinen  Erben  zurückgegeben  werden. 

Der  Verkauf  mit  Wiederkaufsrecht  ist  nur  erlaubt 
nach  Festsetzung  eines  Sch&tzungspreises  durch  zwei  jjirM 
mri**  und  nach  Erteilung  der  richterlichen  Erlaubnis  durch 
besonderes  Dekret  —  Wer  auf  dem  Markt  oder  unter  öffent- 
lichem Glauben  kauft,  erwirbt  immer  in  gutem  Glauben  oder 
es  gilt  wenigstens  die  Frilsumtlon  des  guten  Glaubens  und  der 
K&ufer  braucht  das  Gekaufte  dem  Eigentümer  nur  gegea  Er- 
stattung des  Kaufpreises  herauszugeben. 

Aus  Gründen  des  öffentlichen  Nutzens  kann  Zwangs- 
verkauf stattfinden. 

Redhibitorische  Mängel  beim  Vieh  kauf  sind:  Mangel  der 
Zahmheit,  Arbeitsunfähigkeit,  Krankheit.  Bei  weiblichem  Vieh 
kann  die  Gewährleistung  auch  auf  die  IVaehtburkeit  eistreckt 
werden. 

Der  Erwerber  ist  an  die  seitens  des  Veräußerers  abge- 

Kchlo.s8ene  Verniit'tung  nicht  gebunden,  unbeschadet  der  Ent- 
schädigungsptliclit  des  Vermieters. 
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Emphytense  kann  nur  mit  ausdräcklicher  Genebmigimg 
des  ConsigUo  Principe  begründet  werden. 

Wenn  bei  der  Werk  verdingung  das  Werk  durch  Schnld 
des  Liefemngspflicbtigen  nicbt  geleistet  wird,  mnfi  letzterer 
zahlen,  was  er  bei  dem  Geschäft  sonst  gewonnen  haben  würde, 
wenn  dnrch  Schuld  des  Empfangsberechtigten,  so  muß  dieser 
den  vereinbarten  oder  Ablieben  Preis  zahlen. 

Wenn  ein  Dienstbote  den  Dienst  ungerechtfertigt  vor 
Ablauf  der  vereinbarten  Dienstzeit  verläßt,  so  verliert  er  das 
Viertel  des  empfangenen  Dienstlohnes.  Wenn  die  Schuld  auf 
Seiten  der  Dienstherrschaft  liegt,  muß  diese  ein  Viertel  des 
Dienstlohns  zahlen.^) 

V.  Civilprozeß.«) 

Während  der  italienische  Civilprozeß  ein  verwickelter  Or- 
ganismus voll  unnutzer  Förmlichkeiten,  gespickt  mit  unheilbaren 
Nichtigkeiten,  ist,  charakterisiert  sich  der  Civilprozeß  von  San 
Marino  durch  eine  rudimentäre  Gradheit,  verbunden  mit  unbe^ 
streitbarer  I<ogik,  so  daß  er  in  seiner  scheinbaren  Unordnung 
und  mit  seiner  äußeren  Dürftigkeit  sicher  den  Vorzug  vor  all 
den  ausstudierten  Kunstwerken  der  modernen  Prozeßordnungen 
verdient. 

Das  Prozeßrecht  der  Statuten  ist  keine  blinde  Rückkehr 
zum  römischen  Recht,  sondern  trägt  den  Bedürfnissen  der 
Zeit  Rechnung.  Dem  kanonischen  Recht  entspricht  die  Er- 
hebung der  Klage  durch  schriftliches  Protokoll.  Der  Kicliter 
hat,  pro  aequitate,  große  MaclitvuUkommenheiten  bei  der  In- 
struktion des  Prozesses. 

Es  güL  das  System  des  freien  Zeugenbeweises. 

))  Uber  di«  Judikatur  IdnsichUicb  der  Werkmiete  gibt  eine  Sdirift 
Ton  T.  C.  Giannini:  GiuHsprüdeMMa  Mnmarinw  (Hodma  1901) 
wertvolle  AusküTift 

Mitteilungen  beruhen  hwonders  auf  (Um  vortrefflirlien  Buch 
des  Proie»6orä  Advokat  Ca m 6 «r/o  Ramponi:  Leyiiflaxione  attuaic  di 
San  Marim. 

*)  Vgl.  Oianninif  Sommario  di  procedura  giudigiaria  eivite  e 
commerdale  sanmarines«  (Firense  1901)  nnd  Covalieri  in  der  GoMuetta 
Ferrarw  1904  No.  79. 
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Hinsichtlich  des  Versänmn  is  verfall  rens  leimt  sich  das 
Recht  von  San  Marino  an  ^  330  der  neuen  deutschen  Civil- 
prozeßordnung  an. 

Nicht iilv  iten  gibt  es  nur  in  sehr  greringer  Zahl  und  fast 
alle  sind  lieillmr.  Das  Verfahren  ist  streng  kontradiktorisch; 
sein  Lauf  wird  durch  Inzidentpunkte  nicht  aufgehalten,  Richter 
und  Parteien  sind  absolut  verpflichtet,  iu  einer  bestimmten  Zalil 
von  Verhandlungsterminen  rlon  Prozeß  zu  Ende  zu  bringen.  Es 
gilt  der  Grundsatz  stracker  Exekution;  der  (Tliiubiger,  welcher 
sein  Recht  durch  Urkunden,  dffentUcbe  oder  j[)hvate,  insbesondere 
durch  Nötariatsakt  oder  Testament  zn  beweisen  vermag,  kann 
exekutorisch  klagen.  Der  Richter  kann  eine  Frist  von  5  Tagen 
zur  Klagebeantwortung  anberaumen;  nach  deren  fruchtlosem 
Verlauf  muß  der  Richter  fixekutionsdekret  gegen  das  Yermfigen 
und  die  Person  des  Schuldners  erlassen,  welche  letztere  der 
Verhaftung  unterliegt.  Ein  summarischer  ProzeB  sine  sirepitu 
et  sine  figura  judicii. 

Die  ordentliche  Verjährungsfrist  beträgt  30  Jahre;  sie 
gilt  auch  für  Jahresleistungen  und  Zinsen.  Daneben  bestehen 
kürzere  Verjährungsfristen,  z.  B.  von  2  Jahren  (Klagen  des 
locatore  d^opera  auf  Zahlung  des  Preises,  der  Dienstboten 
auf  Lohnzahlung)  6  Monaten  (Forderungen  gegen  den  Staat). 

VI.  l^^re  1  vv  iiiige  Gerichtsbarke  it. 

Was  die  frei  willigt.'  ( i  t.M-i  chtsbarke  it  betrifft,  so  hat  der 
Minderj jUiri{iP  oder  dt'sseu  Vcrtretpr  sich  beliufs  ilrr  .Auturi- 
sienmg  von  Reclitsgescliiit'ten  an  ticii  Conimissario  ih'lhi  R»'- 
jmbblica  zu  wenden,  welclier  das  ^decrelo  di  (wfor/'^^tf^iot/t'" 
erlaßt,  wenn  zwei  Verwandte  o(Ur  Verschwäjrertf.  oder  in  Er- 
mangelung solcher  zwei  Mitglieder  des  Rates  der  Zwölfe  sicli 
dafür  ei'kläreQ. 

VII.  Gerichtsverfassung. 

Das  Richteramt  ist,  wie  in  der  s])ätesten  Zeit  des  röniis(  hen 
Prozesses,  in  der  Hauptsache  eiuLin  uinzigvn  Hichter  iilirrtrairen, 
dem  CotHtHtssario  deVa  Lcffqe.  Als  solcher  wird  iiblitlier 
Weise  ein  gelehrter  Ricliter  aus  dem  Auslände  ernannt,  in  dessea 
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Person  eine  Anzahl  von  bestimmten  Erfordernissen  zusammen- 
treffen muB. 

Das  t^giudimo  d*appeil&*  liegt  ebenfalls  nur  in  der  Hand 
eines  Richters  (jetzt  des  Senators  Bonacci).  Die  Kassations- 
instanz wird  durch  den  Rat  der  Zwölfe  gebildet.  Der  Vertreter 
des  Klägers  und  derjenige  des  Beklagten  reichen  in  versiegelten 
T^msrhlägen  eine  Liste  der  ihnen  erwünschtt  u  Advokaten  ico/f- 
lidcnfi.preferifh  uiul  iUm-  nicht  erwünschten  {diffidenti^  scartati) 
ein,  d.  h.  ein  Verzeichnis  answärtijSfer  Juristen,  welche  mit  dem 
Revisionsvertalnvn  betraut  werden  sollen.  Die  Zwölf  wählen 
nach  üftiiung  der  Umschlüge  zwei  ;ius  der  Zahl  der  Vorge- 
sclilajrenen  als  Rieliter.  woniiitrlich  sülche,  welche  in  den  beiden 
Lisrt  ii  als  co}>fi(h>nf>  stehen,  nötigenfalls  aber  beliebige  ihnen 
genü^^eiul  erscheinende. 

Der  ..Gindice  Cofic/Iiafon'"  hat  die  Aufgabe,  die  vor 
ihm  erscheinenden  Parteien  möglichst  zu  vergleiclien  und 
über  Streitigkeiten  zu  entscheiden,  deren  Wert  nicht  mehr  als 
50  Lire  beträgt,  Für  das  Verfahren  vor  ihm  bestehen  besondere 
Vorschriften. 

VIII.  Landwirtschaftsrecht. 

Von  großer  Wichtigkeit  ist  das  „Statuto  Agrario^ })  Es 
wurde  in  Rimini  im  Jahre  1813  erlassen,  als  Gesetz  aber  erst 
in  den  Jahren  1814  und  1817  bestätigt.  Es  ist  das  Werk  von 
DomeuicoMengozjsi  und  eine  Originalschöpfung  von  höchstem 
Interesse.  Der  erste  Teil  friht  in  einer  Verbiiulnng  von  Prosa 
und  Versen  mit  klassischer  Einfachheit  Voi-schriften  für  den 
Betrieb  der  Landwirtschaft  in  den  verschiedenen  Zeiten  des 
Jahres.  [Eine  ausführlichere  Abhandlung  darüber  aus  meiner 
Feder  findet  sich  im  laufenden  Jahrgang  des  ^yRivista  di  scietuie 

Der  zweite  Teil  ist  eine  Kodifilcation  des  landwirt- 
schaftlichen Privatrechts  —  ohne  Vorbild,  —  welche 
insbesondere  die  Beziehungen  der  Eigentümer  und  P&chter  regelt. 


Vgl.  Caculiei  i ,  Gli  »tatuti  ayrari  di  S.  Marino.    Toiino  lUt4. 
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IX.  Wechselrecht. 
Im  Jahre  1882  wurde  nach  dem  Typus  des  deutschen 
Wechselrechts  eine  Wechselordnung  erliuBsen.^) 

X.  Internationales  Recht. 

Aus  dem  Gebiete  des  internationalen  Rechts  sind  be- 
merkenswert die  Post-  nnd  Telegraphenkonvention  und 
eine  Nachbarkonvention  mit  Italien'^),  Ausliefernnpfs- 
vertriige  mit  Großbritannien,  Belgien  und  den  Nieder- 
landen (1903). 

Die  Gerichte  sind  Kiniieimischen  und  Aiisliinderii  gleich- 
mäßig zugänglicli.  Ausiiiuder  erhalten  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen Annenrecht.  Ausliiudische  Urteile  bedürfen,  um  vull- 
streckliar  zu  sein,  einer,  je  nacli  der  Sachlage  gewährten  oder 
vertagten  Auiurisation  des  Cotnmissario  della  Legge. ^)  Poli- 
tische Flüclitlinge  haben  Asylrecht.  Gemeine  Verbrecht  r  können 
ausgeliefert  werden.  Ein  Bürger  von  San  Marino  wird  niemals 
ausgeliefert,  sondern  geeignetenfalls  in  San  Marino  selbst  zur 
Verantwortung  gezogen. 

XI.  Straf  recht. 

Das  trotz  seiner  Lücken  sehr  gute  Strafgesetzbuch^) 
der  i^epublik  ist  ein  Werk  des  großen  italienischen  Juristen 
Zitppetta ,  welcher  sieli  das  Verdienst  erworben  hat,  in  diesem 
1865  in  Kraft  geti-etenen  Gesetzbuch  dem  italienischen  Straf- 
gesetzbuch vom  Jahre  1889  in  vielen  Stücken  vorangeeilt  zu 
sein.  Einige  Keate,  welche  in  Italien  von  Amtswegen  verfolgt 
werden,  wie  z.  B.  der  einfache  Betrug,  werden  als  Prtvatdelikte 

1)  Coät^  emmHßrio  dfUa  Jiepubblica  di  San  Marino.  San  Ma- 
rino 1883.  Vgl  darflber  Qiannini  in  «Xa  legge''  1896  I  719  nnd 
Cavalieri,  Diritto  cambiario  sanmarineee.   Roma  1904.  Jiaßger, 

Commerciale  No.  8  p.  170. 

2i  CoTtrenzione  di  huon  rieinato  e  di  amicizia  conclusa  il 
1'7  Marz»  1S7J  fra  In  HcpubhUca  di  S.  Marin»  e  S.  M.  Yittorio 
Kmanucle  II  Re  d'Italia.    Fircnze  ltJ72. 

^)  Vgl.  Daguinlm  Joumat  de  droU  imiämatioma prM X\l  7W. 

*)  Codice  penaie  della  Sepubbliea  di  San  Marino.  FteSMO  1865. 
V^:).  r.  Liszt,  Die  Strafgewtigebmig  der  Gegenwart.  Berlin  1894  I  606  ff., 
F(i  nti.  Deila  legisloMione  penaie  de  la  JRipublique  de  San  Marino. 
Jmola  1878. 
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behandelt.  iDteressant  ist  das  absolute  Verbot  des  Waffentrag eiis, 
(las  niemand  beachtet  und  das  aucli  die  Gerichte  nicht  verfolgen. 
Jedermann  geht  ohne  besondere  Erlaubnis  mit  Doppelflinte  oder 
Büchse  durch  die  Straßen  und  über  Land. 

Xn.  Strafprozeß. 

Eine  Strafprozeßordnung^)  ist  1878  veröffentlicht  Für 
die  meisten  Strafsachen  ist  der  Commissario  della  Legge  zu- 
ständig, welcher  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  allein  und  im  Wege 
eines  summarischen  Yerfohrens  erkennt.  Aber  auch  in  den 
schwereren  Fällen,  in  denen  er  nicht  erkennt,  ist  er  der  Unter- 
suchungsrichter. Erkennend  ist  dann  in  erster  Instanz  ein  in 
Rom  residierender  Richter  (jetzt  Commendatore  Kambojj  in 
zweiter  Instanz  ein  italienischer  Senator  (jetzt  Sanacct^.  Das 
Verfahren  ist  schriftlich.^ 

XIII.  Neuere  Ei nzel«resetze. 

Von  den  Gesetzen  der  neuesten  Zeit  betieften  einigre  Fragen 
des  Prozeßrechtes,  z.  B.  die  Icostenfreie  Verteidigung, 
die  Beschlagnahme  des  Lohnes,  das  Verfahren  vor  dem 
Conciliatore.  Die  hervorragendste  Bedeutung  hat  das  Hyiio- 
tliekejiJieset z,  welclies  naeli  dem  Vor])ild  des  IS.  Titels  des 
Code  Nnpol('n)i  gearbeitet  ist.  Im  Jalirt'  IS'.H)  erseliien  pin 
Gesetz  über  Strafregister,  1901  ein  solrlies  iiitrr  die  Treinuing 
des  Katasters  von  dem  Hypotli»  kenregister.  Andeiv  er- 
wähnenswerte Hesptze  sind  diejenigen  über  die  Einwanderung 
der  Fremden,  über  die  Jagd,  ein  Preßgesetz  und  eine 
Gefängnisordnung.   

Die  vorstehende  Skizze  des  bestehenden  Rechtes  kann 
nicht  den  Anspruch  wissenschaftlicher  Vertiefung  erheben.  Der 
Verfasser  hofft  aber,  daß  sie  sich  nützlich  erweist,  indem  sie  zum 
ersten  Male  in  Deutschland  die  Vorzfige  des  Volkes  von  San 
Marino,  seines  freien  Bodens  nnd  seines  friedliebenden  Staats- 
wesens beleuchtet.  —  Parva  donms  sed  apta  mihi, 

Codice  di  procedura  jpenaie  per  la  üepubölica  di  San  Marino. 
Pua  1878. 

*)  Über  die  Refocmbediirftigkelt  dee  Straf-  und  StimfpteieOfechteB  a. 
Cavalieri,  JiivUta petutle poaitiva,  1904  Piaa.  J>ella  rifarme passibiU 
net  Cöd,  penaU  e  di  procedura  aoHmarineae. 
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Die  Seekabel  in  Kriege. 

Von  Dr.  phil.  Rldiard  Heiinig  (Ingenieur  in  Berliu;. 

Als  am  5.  August  1858  die  Legnng  des  transatlantischen 
Kabels  zwischen  England  nnd  Amerika  glücklich  vollendet  war, 
das  allerdings  nur  wenige  Wochen  richtig  funktionierte  nnd 
schon  am  1.  September  desselben  Jahres  dauernd  unbrauchbar 
wurde,  sprach  der  Präsident  der  Vereinigten  Staaten,  Buchanm, 
in  seinem  Glückwunschtelegramm  an  die  Königin  Viktoria  den 
Wunsch  aus,  „alle  gesitteten  Völker  möchten  aus  freiem  Antrieb 
und  gemeinschaftlich  erklären,  daß  der  elektrische  Telegraph 
jederzeit  als  neutral  angesehen  werden  solle,  damit  die  ihm 
anvertrauten  Botschaften  auf  dem  Wege  nach  ihrem  Bestimmungs- 
ort, selbst  bei  Feindseligkeiten,  geheiligt  seien.*^  Aus  diesem 
Wunsche,  von  dessen  Verwirklichung  auch  der  eigentliche  Vater 
der  ersten  transatlantischen  Kabel,  der  unermüdliche,  zu  immer 
neuen  Opfern  bereite  CyruaW,  FiM  zeitlebens  träumte,  sprachen 
die  Interessen  und  Hoffnungen  der  Handelswelt,  welche  das  neu 
gewonn^e,  wunderbare  Verirehrsmittel  für  alle  Zukunft  gesichert 
wissen  wollten  gegen  alle  Wechselfälle  der  politischen  KonsteUa- 
tionen  und  Verwickelungen.  Ein  Mann,  der  in  erster  Linie 
Militär  und  Stratege  war,  hätte  nicht  so  gesprochen ;  ein  solcher 
würde  wohl  eher  den  Standpunkt  eingenommen  haben,  den  der 
britische  Admiral  Fisher  auf  dem  Haager  Kongreß  vertrat,  als 
liiau  übir  den  internationalen  Schutz  der  Kabel  diskutierte: 
wenn  es  das  Wohl  Englands  {gebiete,  schere  er  sicli  den  Teufel 
um  internationale  Abmachungen !  Tatsächlich  ist  die  Neutralität 
und  Unverletzlichkeit  der  großen  Seekabel  bis  heute  noch  nicht 
erreicht  worden,  weil  das  militärische  Interesse  sie  für  den 
Fall  des  Krieges  unmöglicli  anerkennen  kann,  und  heutzutage 
ist  man  sugar  von  jenem  Ziel  weiter  entfernt  denn  je  zuvor, 
denn  alle  großen  Nationen  wetteifern  darin,  sich  rein  nationale 
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Überseekabel  zu  schaffen,  welche  im  Frieden*  wie  iro  Kriege 
dem  eignen  Volke  ein  sicherer  Besitz  und  der  eigenen  Regierung 
ein  wertvolles,  unschätzbares  Hilfsmittel  sind. 

Die  ungeheure  strategische  Bedeutung  gesicherter  nationaler 
Uberseekabel  trat  zuerst  im  spanisch-^amerikanischen  Kriege  im 
Jahre  1898  zur  Evidenz  hervor;  der  Verlauf  des  Krieges  wäjre 
fiicherlichj  der  Ausgang  vielleicht  ein  völlig  andrer  gewesen, 
wenn  Spanien  eine  gesicherte  telegraphische  Verbindung  mit 
seinen  KolonieTi  in  Amerika  und  Asien  besaß  und  nicht  auf 
englische,  traiizösische  und  aiiKrikanische  Kabel  angewiesen 
war,  um  die  Verbindung  zwischen  dem  Mutterlande  und  den 
Heeres-  und  Flottenfiilirein  in  der  Ferne  aufrecht  zu  erhalten. 
V^or  lSi)8  war  die  Frajjfe.  inwieweit  die  krie^^fiilirenden  Parteien 
berechtigt  seien,  auf  feindlichem  (iebiet  die  Seekaltel  zu  unter- 
breclien  und  zu  zerstören,  welche  oit  neutralen  Staaten  oder 
fremden  Privataesellscliaften  gehörten,  niemals  akut  ^^eworden: 
zwar  sollen  (leraiti<:e  Fälle  gelegentlich  schon  früher  vorfie- 
kommen  sein,   doch   sind  diese   alle  weni<i-  aufgeklärt  und 
liaben  zu  rechtlichen  Ercirternngrn  durchweg  keine  Veranlassung 
gegeben:  Im  deutsch-französischen  Kriege  1870,71  sollen  die 
Deutschen  kleine  K'^bel  zerschnitten  haben,  welche  Punkte  der 
feindlichen  Küste  mit  einander  verbanden;  ebenso  haben  an- 
scheinend 1877  die  Türken  im  Kriege  mit  Rußland  das  englische 
Kabel  Konstantinopel-Odessa  und  die  Engländer  1881  während 
der  Blokade  von  Alexandrien  ein  Kabel  zerschnitten,  und  sicher 
ist  dies  1882  seitens  der  Chilenen  im  Kriege  mit  Peru  mit  dem 
Kabel  einer  englischen  Gesellschaft  geschehen,  welcher  nachher 
auch  eine  Entschädigung  von  Chile  gezahlt  wurde.   (Nach  Dr. 
Bruno  Kraemer:  „Die  unterseeischen  Kabel  in  Kriegs- 
weiten*',  Leipzig  1903  und  Dr.  Fr  an»  Scholz:  ,t^^rieg  und 
Seekabel",  Berlin  1904.)  Doch  sind  alle  diese  Fälle  unzuver- 
lässig oder  belanglos. 

Nur  theoretisch  war  man  also  der  schwierigen  völkerrecht- 
lichen Frage  vor  1898  näher  getreten,  ohne  aber  eine  einheitliche 
Lösung  finden  zu  können ;  es  fehlte  noch  das  Gewohnheitsrecht, 
das  nur  ein  Seekrieg  schaffen  konnte,  und  die  Juristen  waren 
Im  Zweifel,  wie  man  im  Emstfall  die  kollidierenden  Interessen 
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der  Kabelbesitzer,  der  Militärs  und  der  Uandelswelt  gegenein- 
ander abzuwägen  habe.  Der  frühere  Unterstaatssekretär  im 
Reichspostamt  Dr.  Fischer  hatte  schon  1876  die  Frage  vom 
Bechtsstandpunkte  aus  angeschnitten  {Die  TeUtgraphie  und  das 
Völkerrecht,  Leipzig  1876).  Unter  den  mannigfachen  spateren 
theoretischen  Llisungsversuchen  sind  besonders  diejenigen  des 
Pariser  Prof.  RenauU  (1879)  erwähnenswert,  welche  bis  1898 
als  maßgebend  betrachtet  wurden,  und  die  auf  seine  Veranlassung 
voi^nommenen  Untersuchungen  des  InetiM  de  Droit  JfUer' 
iM^^foita/ (1878—1902),  insbesondere  die  Brfisseler  Verhandlungen 
dieser  Institution  vom  22.  und  23.  September  1962.  Alle  prak- 
tischen Versuche  Jedoch,  die  Unverletzlichkeit  der  Kabel  im 
Kriege  durch  internationale  Verträge  zu  regeln,  scheiterten  oder 
hatten  nur  einen  vordbeigehenden,  praktisch  bedeutungslosen 
Erfolg. 

Als  die  Pläne  der  ersten  transatlantischen  Kabel  woU 
schon  lebhaft  die  Gemüter  erregten,  aber  noch  keinen  dauernden 
Erfolg:  gezeitigt  hatten,  schlössen  die  Staaten  Frankreich,  Italien, 
Portugal,  Brasilien  und  Haiti  am  16.  Mai  1864  einen  Vertrag, 
wonach  die  Integrität  einer  von  ihnen  geplanten  Kabelverbindung 
über  den  Ozean  in  jedem  Falle,  auch  im  Kriege,  gewährleistet 
werden  sollte ;  aber  dieser  einzige  Versuch,  die  Neutralität  einei? 
Kabels  sicher  zu  stellen,  hat  keine  Bedeutung  erlangen  ivönnen, 
da  das  geplante  Kabel  nie  zur  Auslulii  iiii^  «rekommen  ist.  Ein 
gliMclier  Versuch  ist  aber  bisher  nicht  wiederhult  worden.  Auf  den 
vt  rsi  hiedenen  internationalen  Telegraphen -Konferenzen  wurde 
zu  wiedprholten  Malen  versucht,  die  Unverlet^zlichkeit  der  See- 
kabel in  Kriegsfällen  zu  garantieren,  so  ISTl  in  Rom,  1874  in 
Brüssel  11  Uli  späterhin  auf  den  Pariser  Kunferenzen.  nachdem 
schon  lht)i*  die  Vereinigten  Staaten  einen  Antraj^:  ^^esttdlt  hatten, 
die  Zerst(>run<(  eines  Kabels  als  Seeriluberei  zu  lipstrafen  und 
auch  im  Krie^j:e  niclit  znzulassrn  Eine  Kiniu^ung  war  jedoch 
nicht  zu  erzielen.  Das  einzige  i^esultat  aller  dieser  Bemühungen 
war  der  am  14.  März  1884  auf  der  Pariser  Telegraphen-Kon- 
ferenz zu  Stande  gekommene  Internationale  Kabelschutzvertrag, 
der  jedorli  nur  die  Stellung  der  Vortragsstaaten  zu  den  Seekabeln 
in  Friedenszeiten  regulierte,  und  in  §  15  ausdrücldich  die 
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Bemerkung  enthielt :  „Es  ist  selbstTerständlich,  daß  die  Bestim- 
mnng^en  des  gegenwärtigen  Vertrags  die  IPreiheit  des  Handelns 
der  Jcriegfflhienden  Mächte  in  Iceiner  Weise  beschranken.* 

Damit  bei  der  Auffassung  dieses  Paragraphen  jeder  Zweifel 
ausgeschlossen  sei,  gab  der  britische  Bevollmächtigte  bei  der 
Unterzeichnung  des  Vertrages  obendrein  noch  folgende,  mehr 
als  deutliche  Erklärung  ab:  „Die  englische  Regierung  versteht 
den  Artikel  15  in  dem  Sinne,  daß  im  Falle  eines  Krieges  die 
Kriegführenden,  auch  wenn  sie  zu  den  Unterzeichnern  des  Ver- 
trags gehönii,  in  Bezu«,^  auf  Unterseekabel  die  Freiheit  des 
Handelns  haben,  als  wnm  der  Vertrag  nicht  btstiindt  /  —  Hatte 
doch  England  sogar  seine  Mitw  ii  knng  an  dem  Zustandekommen 
dieses  bisher  einzigen  iiiteriiati(»iialen  Kal)elschutzvertrages  vuu 
vornlierein  an  die  Ki  diiigung  geknüpft,  daß  die  Aktionsfreiheit 
einer  kriegfülirendt  ji  Macht  durch  das  Übereinkomuitu  nicht 
tangiert  werden  dürfe ' 

Thilit'i  ist  es  bis  auf  den  lieiiTiireii  Ta<r  geblieln-n.  und  aucli 
die  Haager  Konferenz  hat  keine  Änderung  gebracht,  trotzdem 
von  Dänemark  ein  daliingehender  Antrag  eingebracht  wurde: 
der  Versuch  scheiterte,  nachdem  der  Antrag  von  der  Kommission 
bereits  angenommen  war,  an  dem  Widerspruch  der  britischen 
Bevollmächtigten,  welclie  ihrerseits  jede  Neutralitätserklärung 
der  Kabel  aU  unannehmbar  bezeichneten ;  damit  war  aber  auch 
jede  8ondereinigung  zwischen  den  übrigen  Vertragstaaten  wertlos 
geworden,  denn  ausschließlich  gegen  Englands  allmächtige  Vor- 
herrschaft im  Weltkabelverk(>hr  und  gegen  seine  absolut  unan- 
greifbare strategische  Position  im  Falle  eines  Krieges  richtete 
sich  jener  Versuch,  die  Kabel  unter  internationalen  Rechtsschutz 
zu  stellen.  England  würde  seine  gewaltigste  und  gefährlichste 
Waffe  im  Kampf  gegen  jeden  europäischen  Gegner  aus  der 
Hand  geben,  wenn  es  sein  riesiges  Kabelnetz  des  streng  nationalen 
('harakteis  entkleidete  und  seine  absolute  Herrschaft  darüber 
gewissermaßen  mit  anderen  Mächten  teilte. 

Theoretische  Leitsätze  f  är  die  Behandlung  der  Seekabel  in 
Kriegszeiten  hat  zwar  schließlich  das  Institut  de  droit  Inter- 
noHonal  nach  langwierigen  und  sehr  gründlichen  Verhandlungen 
am  23.  September  1902  zum  ßei^chlufi  erhoben,  aber  an  dieses 
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internationale  Dikttiin  hervorragender  VölkerrechtskenDer  ist 
kein  Staat  bisher  gebunden,  keine  Regierung  hat  sie  als  maß- 
gebend und  bindend  anerkannt,  und  selbst  die  Juristen  haben 
Jene  Beschlösse  keineswegs  einstimmig  gefaßt  (selt»8t  Renault 
hat  gegen  die  von  der  Mehrheit  akzeptierte  Formulierung  ge- 
stimmt !)  und  in  jedem  Fall  ist  eine  Reihe  von  bedeutungsvollen 
Fragen  noch  durchaus  nicht  einwandfrei  geklärt.  Um  wie  viel 
weniger  würden  jene  juristischen  Leitsätze  also  gebilligt  worden 
sein,  wenn  die  Juristen  den  Versuch  gemacht  hätten,  „de  con- 
sfilter  les  mUitaires  et  les  marins**^  wie  Renault  es  schon 
1880  bezeichnete. 

Zwar  die  Beschlüsse  Jener  Brüsseler  Konferenz  vom  Sep- 
tember 1902  wurden  zu  einer  Zeit  gefaßt,  als  die  rechtlichen 
Erörterungen  des  Themas  nicht  mehr  ausschließlich  als  Theorien 
in  der  Lnft  schwebten,  denn  durch  den  spanisch-amerikanischen 
Krieg  von  1898  war  eine  bis  dahin  gänzlich  fehlende  Rechtspraxis 
geschaffen,  und  man  konnte  auf  den  damals  geschaffenen  Tat- 
sachen fußen.  Die  Rechtspraxis,  welche  1898  geschaffen  war, 
s|)ieffelte  allerdingrs  schon  ausschließlich  den  strategischen  und 
niilitarischen  (Jeist  ihrer  Urheber  wieder  und  wurde  den 
Bedürfnissen  und  Wünschen  der  Handelswelt  und  der  neutralen 
Interesseiitinkreise  durchaus  nicht  gerecht,  aber  dennocli  waren 
die  ^mUitnires'^  und  die  „nrnriffs^  auf  der  HaatrtM-  Koiittit-nz 
1899  nicht  einmal  zur  Anerkennung  jener  weitgehenden  Ixtdits- 
praxis  zu  bewegen,  und  die  oben  init^reteilte  di'astische  Äußerung 
dt's  riiüflisi  lien  Admirals  Fisher  hatte  in  denkfmrster  Schürfe 
klar^Tt'stf'lU.  daß  die  Iferren  des  Weltkabelverkrhrs  ane)i  nicht 
zu  den  kiciFisten  Keiiisessionen  in  puncto  Kahel-Kriegsreclit 
geneigt  waren  niid  strikt  den  Standpunkt  vertraten,  daß  Macht 
vor  Recht  grlu-.  (Um-  in  diesem  Fall  sich  sogar  dahin  präzisieren 
ließ,  daß  die  Marlit  das  Recht  sei' 

»Somit  i.st  das  1898  er  Verhalten  der  Amerikaner  den  feind- 
lichen und  den  neutralen  Kabeln  gt  ijcniilter  ganz  gewiß  noch 
nicht  als  Vorbild  und  Maßstab  für  künftige  Seekriege  zu  lie- 
trachten;  dennoch  aber  verlohnt  es,  die  damalige  Stellungnahiiu' 
der  Union  zur  Frage  des  Kabelrechts  einer  näheren  Betrachtung 
zu  unterziehen,  da  der  Krieg  von  1898  seit  den  Tagen  des 
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Srimkrieges  der  bedeutendste  und  lehneichste  Seekrieg  ist 
und  in  geradezu  typischer  Weise  die  Wichtigkeit  der  Be- 
herrschung der  Seekabellinien  vor  Angen  führt,  ein  richtiger 
j,war  of  eo(d  and  cahkSf**  wie  die  Amerikaner  (Squier:  ^The 
infiumce  of  submarine  cabiea  upon  mÜUar^  and  naml  supre- 
nmcyf  in  ^Proceedktgs  ofihe  ü,  S.  Naval  InamiOe^  voi,  XXVI, 
4.  19(H>)  ihn  selber  bezeichneten.  In  wie  hohem  Maße  er  diese 
Bezeichnung  verdiente,  beweist  die  Tatsache,  daß  zwei  in 
Madrid  aufgegebene  Telegramme  des  spanischen  Marineministers 
Berm^  an  den  Höchstkommandierenden  der  sich  vor  Martinique 
aufhaltenden  spanischen  Flotte,  Cercera,  worin  diesem  Kohleii- 
vorräte  nachgewiesen  wurden  und  die  Erlaubnis  zur  Rüclckehr 
nach  Spanien  erteilt  wurde,  den  Adressaten  nicht  erreichten,  da 
sie  von  den  Ann  rikanern  abirefangen  wurden.  Dadurch  wurde 
aber  die  Eutscheidung  des  Ki  i(>ges  herbeigeführt,  denn  die  Flotte 
Geregas  wäre  gerettet  we  rden,  wenn  jene  Depeschen  unter- 
wegs niclit  verloren  ^ejranj^en  wären,  da  sie  dann  nach  Spanien 
zurückgekehrt  und  nicht  gezwungen  worden  wäre,  sich  in  die 
Mausefalle  von  Santiago  zu  verkri*  rlit  n.  Spanien  hat  ISIIS 
.seine  P^lotte  und  seinen  wiclitij^sten  Kolonialbesitz  geradezu  da- 
durch eingebübt,  daß  es  nicht  rechtzeitig  für  eine  unabliängige 
tplegraphische  Verbindung  Kubas  mit  dem  !\lutterlande  gesollt 
hatte :  sorglos  hatte  es  französische,  englisclie  und  amerikanische 
Kabellinien  benutzt  um  seine  Depeschen  mit  Kuba  zu  wechseln, 
und  als  es  dann  seine  in  fernen  Meeren  kreuzende  Flotte  im  Ems<^ 
fall  dirigieren  und  als  einen  Trumpf  ausspielen  wolltp  da  war 
die  Sehne  zerschnitten,  die  dem  Gliede  den  Befehl  des  Zentral- 
organs übermitteln  sollte.  Heute  schilt  man  wohl  über  die  Kurz- 
sichtigkeit der  spanischen  Begierong  und  findet  solchen  Leichtsinn 
unverzeihlich  —  aber  würden  denn  heute  Deutschland  oder 
Frankreich  oder  Holland  beim  Ausbrnch  eines  Krieges 
mit  England  nicht  in  genau  derselben  Lage  sein,  wie 
damals  Spanien?  Die  Kolonialmacht  Spaniens  ist  ver- 
nichtet worden,  weil  dem  Lande  die  nationalen  Kabel 
fehlten  —  sein  Schicksal  sollte  eine  Warnung  sein! 

Wie  verhielten  sich  nun  die  Amerikaner  zu  den  zahlreichen 
Kabeln,  welche  auf  Kuba  landeten  oder  sonst  dem  Feinde 
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Dienste  zu  leisten  vermochten?  Sie  unterschieden  ö  Arten  von 

Kabeln : 

1.  Ktifl,  deren  beide  Endpunkte  in  Feindesland  liegen, 
2.  B.  die  Kabel  längs  den  Küsten  von  Kuba ; 

2.  Kabel  zwischen  den  im  Kriege  befindlichen  Staaten 
z.  B.  die  4  Kabel  zwischen  Florida  und  Havanna. 

3.  Kabel,  die  den  feindlichen  Staat  mit  einem  neutralen 
verbinden,  z.  B.  die  Kabel  zwischen  Knba  und  Jamaika  oder 
Manila  und  Hongkong. 

4.  Kabel,  die  den  angreifenden  Staat  mit  einem  Nachbar- 
staat des  Feindes  verbinden,  z.  B.  die  Kabel  von  New  York 
nach  Haiti,  wo  Kabel  nach  Kuba  anschließen. 

ö.  Kabel  zwischen  dem  angreifenden  und  einem  neutralen 
Staat,  der  vom  Kriegsschauplatz  weit  entfernt  ist,  z.  B.  die 
Kabel  zwischen  Nordamerika  und  Großbritannien  oder  Frank- 
reich. 

Die  vom  eigenen  Lande  ausgehenden  Kabel  (Pos.  2,  4,  ö> 
brauchte  man  nicht  zu  zerstören,  da  es  leicht  war,  sie  unter 
Kontrolle  zu  nehmen,  so  daß  sie  dem  feindlichen  Staat  ffir  seine 
Kriegsfuhrung  keinesfalls  nutzen  konnten.  Demnach  wurden  die 
Kabel  der  Pos.  2,  4,  5,  sämtlich  nur  einer  militärischen  Zensur 
unterworfen,  die  fär  Pos.  5  naturgemäß  sehr  milde,  für  2  sehr 
streng  gehandhabt  wurde.  Ffir  die  Kabel  der  Pos.  5  beschickten 
sich  die  Maßnahmen  im  wesentlichen  darauf,  daß  der  Telegramm- 
verkehr  unter  militärische  Oberaufsicht  gestellt  wurde  und  daß 
Telegramme  nach  und  von  Spanien  von  der  Beförderung  aus- 
geschlossen waren.  Für  die  Kabel  der  Pos.  4  war  die  Zensur 
etwas  strenger,  insofern  als  aiuii  Telegramme  in  chiffrierter 
oder  verabredeter  Spracht'  für  unzulässig  erklärt  wurden,  mit 
^vwisscn  Aiisnuliim'ii  zw  Gunsten  der  di])lüinatischen  Vertreter 
neutraler  Staaten.  Auf  den  Kabeln  der  Tos.  2  wurden  dagegen 
nur  Privattelegrammp  absolut  unverfänglichen  Inhalts,  selbst- 
verstiiudlich  in  ollt  iier  Sj)rache.  befördert,  sowie  Depest'lien 
der  diplomatischen  YcTtretcr  neutraler  Staaten.  Zur  strikten 
Durchführung  dieser  Maßregel  hob  die  amerikanische  Militäi- 
verwaltnng  die  diiektt'  Tele<iTaphenverl)indunp:  zwisi  iieii  Jackseii- 
ville  im  nördlichen  Florida  und  Havanna  auf  und  besetzte  ani 
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Apiil  1898  die  Telegrraphenanstalt  auf  der  kleinen  Insel 
Key  West,  auf  welcher  die  4  Kabel  zwischen  Point  Rassa  in 
Florida  und  Havanna  eine  Unterbrechnng  erfahren.  Alle  auf 
diesen  Kabeln  beförderten  Telegpramme  unterlagen  aber  nicht 
nur  der  amerikanischen  Zensur  in  Point  Rassa  bezw.  Key  West, 
sondern  auch  einer  spanischen  in  Havanna  selbst.  Demgemäß 
hatten  beide  kriegfährenden  Parteien  eine  Gewähr  dafür,  daß 
die  Kabel  nicht  ihnen  selbst  zum  Schaden  oder  dem  Feinde  zum 
Nutzen  gebraucht  werden  konnten,  und  eine  Zerstörung  erwies 
sich  daher  auf  beiden  Seiten  nicht  als  erforderlich. 

Wohl  aber  richteten  sich  feindliche  Maßnahmen  der  An- 
greifer gegen  die  Kabel  der  Pos.  1  und  3.  Die  ersteren  galten 
natürlich  ohne  weiteres  als  Kriegsmittel  des  Feindes,  gleichviel 
ob  sie  dem  spanischen  Staate  (der  in  Westindien  übrigens  kein 
einziges  eignes  Kabel  besaß)  oder  einer  neutralen  Gesellschaft, 
der  enprlisoheii  ^Citba  Snbtnarine  Telegraph  Companir  ge- 
liürtcii.  und  wurden  dulier  iiacli  Möglichkeit  zerstört.  Die  Kabel 
der  Tuis.  3  galten  zwar  auch  als  Kriegsmittel  des  Feiiideü,  doch 
erkannte  man  an.  daß  man  sie  nicht  allein  deshalb,  weil  ihr 
einer  Endpunkt  auf  feindlichem  Gebiet  liege,  ohne  Not  zer- 
.stt>ren  dürfe.  Daher  bescliriinkte  sich  die  amerikanische  Heeres- 
leitung darauf,  diese  Kabel,  so  weit  sie  in  der  teind liehen 
Machtsphäre  lagen,  unbrauchbar  zu  machen,  ohne  Rücksicht 
auf  die  Eigenschaft  der  Besitzer.  Man  fischte  diese  Kaljel  also 
nicht  etwa  auf  hoher  8ee  auf,  um  sie  zu  zerschneiden,  soiulern 
lediglich  innerhalb  einer  Seemeile  vom  Lande  oder  im  Hereich 
der  spanischen  Batterien.  Vereinzelt  fielen  die  Kabelstationen 
.solclier  Kabel  an  den  Endpunkten  auf  Kuba  und  Porto  Rico  in 
die  Hände  der  Amerikaner;  man  stellte  dann  den  Besitzern, 
neutralen  Kabelgesellschaften  englischer  oder  französischer 
Nationalität,  die  Walü,  ihre  Kabel  entweder  den  WechseUällen 
des  Krieges  zu  Uberlassen  oder  den  Betrieb  unter  strengster 
militärischer  Kontrolle  fortzusetzen.  Sogar  während  der  Be- 
lagerung von  Santiago  wurde  der  j^Compoffnie  franfoiae  des 
cdbles  iil^aphiguea'^  gestattet,  unverfängliche  Telegramme 
unter  militärischer  Kontrolle  nach  der  belagerten  Stadt  zu 
senden. 
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Wie  sehr  die  Aniorikaner  von  voraherein  den  Spaniern  in 
der  Kabelbeherrschnng  überlegen  waren,  geht  am  besten  ans  der 
I*osition  hervor,  in  der  sich  die  beiden  Streitmärlitp  vor  Havanna 
befanden.  £in  Schilf  des  amerikanischen  Blockadegeschwaders 
nahm  eines  der  von  Florida  kommenden  amerikanischen  Kabel 
einfach  an  Bord  und  stellte  so  eine  direkte  Verbindong  mit  der 
Begiemng  in  Washington  her.  Den  Spaniern  in  Havanna  war 
dagegen  der  gewöhnliche  Weg  des  Depeschenverkehis  mit  dem 
Mntterlande  (über  Florida)  von  Anlang  an  abgeschnitten;  die 
Landlinien  von  Havanna  nach  Santiago,  von  wo  ein  franzüsisches 
Kabel  nach  Haiti  nnd  zwei  englische  nach  Jamaika  führten  und 
eine  Verbindung  mit  dem  Mutterlande  ermöglichten,  befanden 
sich  in  den  Händen  der  kubanischen  Aufständischen,  waren 
also  ebenfalls  unbenutzbar.  Somit  blieben  als  einzige  Verbindung 
die  englischen  Kabel,  die  von  Havanna  über  Cienfnegos  nach 
Santiago  liefen  und  hier  Anschluß  an  die  genannten  Verbin- 
dungen nacli  Knropa  fanden.  Als  es  aber  den  Amerikanern 
gvluufxon  war,  die  Kabel  von  Citnfnejrds  durch  einen  küliiien 
Handstreich  direkt  an  der  Küste  und  unter  dem  Feuer  des 
Feindes  aufzntiselien  uml  zu  zerstören,  war  Havanna  tatsächlich 
von  jeder  telefiiupliischen  Kormiiuiiikaiiun  mit  der  Auiienwelt 
vi'Uifr  altpi x  linitten.  Nicht  pinz  ebenso  glücklich  operierten 
die  Aiuenkaner  vor  Santiago.  Auch  hier  machten  sie  die 
größten  Anstrengungen,  um  die  genannten  3  Kabel  nach  Haiti 
und  .Jamaika  auf  dem  Meeresgrunde  aufzufinden  und  dann  zu 
zerschneiden,  aber  es  zeigte  sich,  daß  ein  solclies  Auftiudti<»  von 
Kabeln,  deren  Lajre  unbekannt  ist,  docli  viel  schwieriger  war. 
als  man  voriier  geda(  ht  hatte.  Das  französische  Kabel  Santiago- 
Haiti  tischten  die  Amerikaner  zwar  schließlich,  nach  langen, 
vergeblichen  Bemühungen,  vor  Guantanamo  auf,  zerschnitten  es 
nnd  nahmen  es  dann  selbst  in  Betrieb,  aber  die  nach  Jamaika 
führenden  englischen  Kabel  wurden  nicht  gefunden  und  blieben 
während  des  ganzen  Krieges  in  ungestörtem  Betriebe,  so  iä& 
8anti8^o  dauernd  mit  dem  Mutterlande  in  telegraphisGiiem 
Konnex  war. 

Auf  dem  anderen  Teil  des  Kriegsschauplatzes,  bei  den 
Philippinen,  gelang  es  den  Amerikanern,  die  einzige  telegra- 
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plusche  Verbindiijig.  \v«  lr}!e  Manila  damals  besaß,  zu  zerstören, 
indem  sie  das  der  eii^'^lisrhi'n  y,Eastern  Tt'U'<jraj)Ji  CotHjHuiif" 
gehörige  Kabel  Manila-Hüiigkong  im  fcindliclieji  Meer  auftiscliten 
und  zerschnitten,  so  daß  die  Pbilippiuen  telegiaphiscli  ebenso 
isoliert  waren  wie  Havanna. 

Rechtlich  interessiert  nun  die  Frage,  wie  sich  die  ge- 
schädigten englischen  und  französischen  Kabelgfstllscliaften 
und  ihre  Regierungen  zu  der  Zersclineidung  der  Kaln  l  und  der 
Beschä4jgung  kostbaren,  neutralt  n  Eigentums  stellt)  n  Es  ist 
bemerkenswert,  daß  sie  sämtlich  erklärten,  über  die  Tatsache 
der  Zerscbneidnng^  sich  nicht  beklagen  zu  wollen,  und  daß  sie 
lediglich  eine  Entschädigung  für  die  erlittenen  Beschädigungen 
von  der  amerikanischen  Regierung  verlangten,  nicht  dagegen 
Ifir  den  entgangenen  Gewinn.  Die  Union  verhielt  sich  —  bisher 
wenigstens  —  allen  Ersatzansprüchen  gegenüber  durchaus  ab> 
lehnend,  und  sie  sind  bis  zum  heutigen  Tage  noch  unerledigt.  Die 
„Oäia  Submarine  Telegraph  Ompany"  z.  B.  fordert  eine  Ent^ 
Schädigung  von  8174  &  und  die  Weiterzahlung  der  von  Spanien 
übernommenen  jährlichen  Beihülfe  von  2000  £  seitens  der 
amerikanischen  Regierung,  erreichte  au<di  die  ünterstütznng 
ihres  Verlangens  durch  das  englische  Auswärtige  Amt,  ist  aber 
mit  ihrer  Forderung,  trotzdem  wenigstens  der  amerikanische  Senat 
die  g"eforderte  Entscliädigung  als  einen  „act  of  equity  and 
tomiiir  betrachtete  und  sie  ihr  (h  shalb  zubilligen  wollte,  an 
dem  Widerspruch  des  ajiurikanisclien  Repräsentantenhauses  ge- 
scheitert. Bisher  ist  die  (iesellsc  haft  also  sowohl  der  Entschädi- 
gungssumme wie  des  staatlichen  Zuschusses  seit  fi  Jahren  verlustig 
gegangen.  Nicht  besser  erging  es  den  Ansprüchen  der  „Eastern 
FrUii^ion  Australasia  and  Chhxi  C<»mpauif"'  und  der  „Com- 
pagnie  fran^aise  des  Cähles  teb<jruphiques^"^  welche  Ü12  Jb' 
bezw.  77712  l'  Kntscliädigunjr  forderten. 

Ist  die  Entschädigungsfrage  bisher  also  rechtlich  noch  un- 
geklärt, so  ist  die  Anerkennung  des  Rechtes,  Kabel  zu  zer- 
stören, die  den  feindlichen  mit  einem  neutralen  Staat  verbinden, 
seitens  der  geschädigten  Gesellschaft  höchst  bemerkenswert 
Es  ist  damit  eine  Rechtspraxis  geschaffen  in  einer  Frage, 
deren  rechtliche  Lösung  theoretisch  durchaus  strittig  war  und 
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ziiiM  Teil  noch  ist.  Auf  Gnind  dipsor  Tatsache  enthalt  fl*^nn 
aucli  lier  Brüsseler  BeseliluB  des  Institut  de  droit  intei  uatiomd 
vom  23.  September  1902  die  Restiininnng:,  daß  im  feindlichen 
KüsteniTieer  (=  H  Seemeilen  Vdiii  Lande)  ein  Kabel,  das  den 
feindlichen  iStaat  mit  einem  neutralen  verbindet,  gekappt  werden 
darf,  während  es  auf  neutralem  Gebiet  unverletzlich  Lst: 

„Lb  cäbie  reliant  un  territoire  neutre  au  territoire  d'm 

des  beUig4rants  pettt  toujours  itre  coup^  sur  k 

terrUoire  et  dans  la  mer  territoriale  d^ndant  d'un  terri- 
toire enftemi  fifsqu*  ä  um  distance  de  trois  müles  marins 
de  la  laisse  de  baese-maräe^.  (Annuaire  de  V Institut  de  droit 
internaHonalf  1902,  pag.  332). 

Eine  ähnliche  Re>{timnmn£r  ist,  auflJnmd  eines  CJutachtens 
de>  uiiierikaiiischea  Hr(  lits^n-lehrten  Holland,  in  das  Seekriegs- 
gesetzbuch für  die  Marineoftizirre  der  Vereinigten  Staaten,  den 
am  27.  Juni  HMM)  ver(>fft  ntliihten  „Naval  War  Code'',  auf- 
genommen worden.  Andererseits  wird  von  deutschen  Völker- 
rechtsjnristen  ir.  Bar,  Kraemer)  ein  solches  T^erbt  des  Kriejr- 
führenden  verneint,  während  Renault  und  Scholz  die  Frajje 
offen  Ia.ssen.  Nur  das  Kabelzerschneidungsrecht  innerhalb  der 
Blockade  wird  allgemein  bejaht.  Der  Gegensatz  zwischen  den 
Interessen  der  Militärs  und  denen  der  Handelswelt  ist  also 
noch  keineswegs  detinitiv  beseitigt  und  geklärt  worden,  und 
über  die  von  den  Amerikanern  geschaffene  Rechtspraxis 
sind  bisher  die  Akten  noch  ganz  und  gar  nicht  geschlossen, 
ebensowenig  \\ie  über  die  Ersatzpflicht  der  Kriegführenden 
gegenüber  den  Besitzern  der  zerstörten  oder  geschädigten  Kabel. 
Scholz  hat  zwar  neuerdings  in  seinem  schon  genannten  Werke 
eine  große  Reihe  von  höchst  beachtenswerten  und  jniistisch 
gründlich  durchdachten  Leitsätzen  auch  für  diese  schwierigen 
Fragen  angestellt,  aber  von  einem  positiven,  international  an- 
erkannten Völkerrecht  kann  in  bezug  auf  die  Seekabel  vor- 
läufig  nicht  die  Bede  sein,  und  wenn  es  heute  einem  krieg- 
führenden Staate  einfallen  sollte,  gegen  neutrale  Kabel  noch 
viel  rücksichtsloser  vorzugehen,  als  die  Amerikaner  es  in 
Jahre  1898  taten,  so  würde  eine  Verletzung  des  positiven 
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Völkerrechts  auch  noch  nicht  in  Frage  kommen,  da  die  See- 
kabel eben  im  Kriege  hishcr  faktiscli  rechtlos  sind!  Daß  aber 
etwa  England  im  Falle  eines  Krieges  sich  ganz  gewiß  nicitt 
scheuen  würde,  noch  ungleich  einsctmeidendere  Maßregeln  aU 
die  Amerikaner  zq  treffen,  ist  absolut  unzweifelhaft.  Es  käme 
ihm  im  Kriege  gewiß  nicht  darauf  an,  wenn  es  seinen  Zwecken 
dienlich  wäre,  seine  Herrschaft  Uber  die  Hauptkabel  der  ganzen 
£2rde  in  rücksichtslosester  Weise  auszunutzen  und  nötigenfalls 
selbst  alle  englischen  Kabel  oder  einen  beliebig  großen  Teil 
davon  für  alle  nicht-englischen  Telegramme  zu  sperren  und 
jedes  beliebige  nicht -englische  Kabel  unter  irgend  einem 
Vorwand  unbrauchbar  zu  machen  —  das  Völkerrecht  ver- 
möchte die  britische  Regierung  daran  ebensowenig  zu  hindern 
wie  alle  Proteste  und  alle  bewaffnete  Macht  der  übrigen 
Nationen! 

Wessen  England  fähig  ist,  das  hat  es  im  Burenkiiege  und 
sonst  zu  wiederholten  Malen  bewiesen.  Die  Verträge  mit  den 
englischen  Kahclgcscllschaften,  walire  Muster  genialer,  weit- 
blickender Staatskunst,  sichern  der  britischen  Regierung:  auf 
Verlangen  jederzeit  das  Recht,  die  englisciien,  privaten  Kabel 
so  zu  handhaben,  als  ob  sie  staatliches  Eigentum  wären,  d.  h. 
auf  jeder  beliebigen  Linie  den  Telegraphenverkehr  fast  der 
ganzen  Welt  zu  beaufsielitigen,  der  Zensur  zu  unterwerfen  oder 
auclj  völlig  zu  unterbrechen,  die  Kabel  lediglich  für  die  eignen 
Regierungstelpgramme  zu  l<eimtzen  und  im  Kriege  giinzlich  in 
t'iuene.  militäriselie  Verwaltun'i'  zu  nehmen.  Noch  war  Knglaiul, 
seitdem  es  überseeisclu'  Kabel  gibt,  mit  keinem  euroi)aisc'lien 
Staat  in  einen  Krieg  verwickelt,  aber  sein  autokratisclies  Kabel- 
regiment, selbst  im  Frieden,  haben  die  europäischen  Staaten 
und  speziell  Deutschland  und  Frankreich  schon  oftmals  aufs 
schmerzlichste  empfunden. 

Als  die  französische  Regiening  während  ihres  Konfliktes 
mit  Siara  (1898)  dem  Admiral  Humann  ihr  Ultimatum  zur 
Übermittlung  an  die  siamesische  Regierung  übersandte,  wurde 
der  Text  von  der  englischen  Kabelgesellschaft  narli  London 
gemeldet  und  nicht  eher  nach  Asien  übermittelt,  als  bis  er  das 
Visum  der  britischen  Regierung  hatte,  deren  Interessen  in  aus- 
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^•»sprochenstnn  Oejrensatz  zu  den  franzcsisclicn  standen.  Alm- 
liclif  Erfalmujgen  hatte  die  französisrlie  Retrieruiig  srlioii  1885 
in  iiirem  chinesischen  Feldzuge  jjeniadit  Als  am  (5.  Juni  1894 
der  Sultan  von  Marokko.  Mulni  Ihissun,  plötzlich  starb, 
wurde  dieses  wichti^re  Krci^riiis  den  eni' juiischen  Kontinriital- 
inachten,  vor  allein  dem  zumeist  intert  ssicrtcn  Frankreiili,  so 
limti'e  verlu'iiulic-ht,  l)is  die  britisrlie  Regierung  dt'r  iitMu-n  La^H' 
der  iJingr  gegenüber  die  crinrdci  liehen  Maßnahmen  getroffen 
hatte:  volle  HO  Stunden  lang  wurde  die  Meldung  in  London 
zurückgeiialtoii,  und  das  Kabfl  nach  Tanger  blieb  während 
dieser  Zeit  für  alle  anderen  Depeschen  als  die  der  englischen 
Regierung  gesperrt!  Alle  wichtigen  diplomatischen  Übersee- 
nachrichten  irgend  welcher  europäischen  Staaten  pflegen  in 
London  bekannt  und  publiziert  zu  sein,  bevor  die  Telegramme 
noch  ihre  Adresi^e  erreicht  haben,  wenn  sie  nicht  grade  in 
Oeheimsprache  abgefaßt  sind.  So  wurde  auch  die  £miordung  des 
deutficlien  Gesandten  Frhr.  v.  Ketteier  in  Peking  (18.  Juni  1900) 
erst  am  2.  Juli  nach  Deutschland  gemeldet,  als  sie  bereits  von 
englischen  Zeitungen  publiziert  worden  war !  So  pflegt  England 
schon  in  Friedenszeiten  seine  ungeheure  Übermacht  auszunutzen 
—  wie  würde  es  erst  im  Kriege  mit  einem  europäischen  Gegner 
verfahren ! 

Aber  damit  noch  nicht  genug  1  Auch  sein  Recht,  die  Kabel 
ganz  zu  sperren  und  die  Depeschen  einer  Zensur  zu  unterwerfen, 
nutzt  es  schon  in  Friedenszeiten  rttcksichtslos  aus,  wenn  ihm 
daraus  auch  nur  der  kleinste  Vorteil  zu  erwachsen  vermag. 
Am  28.  Dezember  1895  wurden  plötzlich,  ohne  vorhergegangene 
Ankfindignng,  keine  Telegramme  mehr  von  und  nach  Transvaal 
durch  die  englischen  Kabel  befördert,  und  ak  deutsche  Kaufleute 
sich  darüber  beim  Beichskanzleramt  beschwerten,  konnte  ihnen 
nur  der  wenig  tröstliche  Bescbeid  gegeben  werden,  daß  die 
Reichsregierung  nicht  viel  besser  daran  sei  und  daß  ein  Tele- 
gramm an  die  deutsche  Regierung  von  Fr&toria  bis  Berlin  volle 
17  Stunden  untemv  egs  gewesen,  offenbar  also  in  London  ange- 
halten worden  sei.  Ks  war  die  Zeit  unmittelbar  vor  dem 
Einbrach  Dr.  Jamesons  in  Transvaal,  und  nachdem  dieser 
Überfall  am  1.  Januar  1896  mit  der  Schlacht  von  Krügersdorp 
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ein  unrühmliches  Ende  gefunden  hatte,  blieben  die  nach  Süd- 
afrika führenden  Kabel  gar  eine  volle  Woche  lang  für  alle 
nicht-englischen  Telegramme  gesperrt! 

Am  weitesten  aber  ging  das  Verhalten  der  britischen  Regierung 
beim  Beginn  des  Bnrenkrieges.  Am  18.  Oktober  1899  wurde 
plötzlich  über  alle  nach  Sfid-  und  OstaMka  gehenden  Depeschen 
eine  Militarzensnr  in  Aden  verhängt:  es  wurden  nur  noch 
unkodierte  Telegramme,  ja  sogar  nur  noch  solche  in  englischer 
Sprache  befördert,  alle  andern  wurden  zurfickgewiesen,  selbst 
dann,  wenn  sie  in  völlig  neutrale  Gegenden  gerichtet  waren, 
die  vom  Kriegsschauplatz  durch  Tansende  von  Kilometern  ge- 
trennt waren,  nach  Madagaskar,  nach  Deutsch- Ostalrika  usw. 
Diese  tyrannische  Willkfir  Englands  in  der  Ausbeutung  seiner 
Kabelmacht  erleuchtete  damals  blitzgleich  die  Situation  und 
öffnete  den  europäischen  Völkern  die  Atigen  über  die  fürchter- 
liche Gefahr,  in  die  sie  im  Fall  eines  Krieges  durch  ihre  voll- 
kommene Abhängifxkeit  von  den  inglisclien  Kabeln  geraten  mußten 
und  die  für  die  Handelswelt  wie  für  dio  strategischen  und 
diplomatischen  .Maßnahmen  in  gleichem  Maße  bestand.  —  Die 
sorglose  Auffassung,  welche  die  deutsche  Regierung  noch  1884 
auf  der  Pariser  Konferenz  von  deii  reclitlichen  Kabelfragen 
liegte,  daß  sie  _wohl  sämtlicli  praktisch  ohne  Aufwand  von 
jnristisciien  Deduktionen  ihre  Lösung  tinden  würden",  war 
iliiif  li  die  Erfahrungen  in  Krieg  und  Frieden  gründlich  ad 
ubstiidum  gefSilirt  worden,  und  seit  jenem  Jahre  1899  ist  denn 
aucli  der  volle  der  T>age  und  die  ungeheure  Wichtigkeit  und 
Schwierigkeit  des  Seekal>elrerlits  überall  deutlieii  erkaunt  worden. 

Seit  jener  Zeit  datieren  auch  die  energischen  Bestrebungen 
der  großen,  Weltpolitik  treibenden  Kontinentalmächte  der  alten 
Welt,  insbesondere  Deutsdiilands,  Frankreichs  und  Hollands, 
das  unerträgliche  englische  KabeQoch  abzuschütteln  und  sich 
ein  eignes  nationales  Netz  von  unabhängigen  und  ge- 
sicherten telegraphischen  Verbindungen  nach  den  wichtigsten 
öbereeeisclien  Punkten  zu  schaffen.  Ist  auch  diesen  Bestrebungen, 
zumal  in  Deutschland,  schon  manch  schönes  Resultat  beschieden 
gewesen,  so  können  doch  Jahrzehnte  vergehen,  ehe  die  gemein- 
samen Bemühungen  der  nicht-englischen  Mächte  wirklich  dahin 
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gefiiliit  Iialx'ii.  dalj  iiuiii  daran  dtiikfii  kann,  dw  t-nglisclien 
Kabt'llH'i^t'niuniv  mit  Erfola:  die  Spitze  zn  tdi-ten.  So  lauge 
Engfland  seine  nhennai  ht  im  Wrltkalielvfrkfhr  mit  der  bisln-rit^en 
Rücksiclitslosi^rkcit  w  circi-  ausnntzt.  so  lange  es  selbst  in  Frifib-ns- 
zeiteu  die  Neutralitiit  i\vv  Kabel  so  v<dlijr  iy:nni-i»'i"t.  wie  es  nbeu 
gesciüldert  w  nrde.  und  ausscblieljlicb  und  inianfbi»rlieh  den  streng 
nationalen  ("barakter  seines  aut  dem  Mtfies^^runde  ruhenden, 
großen  T'esitzes  betont,  so  lani^e  kann  und  darf  ancli  das  Stieben 
der  nielit-en^lisclien  (ürotiniäclite.  sieli  unabhanyi;:e,  nationale 
Kabel  zu  scliaft'en,  keinesfalls  zur  Knlie  kommen,  si>  lanire  i>t 
natiirlieli  auch  an  eine  Integrität  und  Neutralität  der  Kabel  im 
Kriegsfall  nicht  zn  denken' 

Der  jre<ien\värtip:e  rnssiseb-japanische  Krieg  ist  anljer  dem 
spanisch- amerikanisclien  von  1HU8  der  einzige,  in  dem  es  zu 
Maßnahmen  der  kriegführenden  Parteien  gegen  die  vom  feind- 
lichen Lande  ausgehenden  Seekabel  gekommen  ist.  Allerdings 
hielten  sich  diese  Maßnahmen  in  sehr  bescheidenen  Grenzen 
und  beschränkten  sich  im  wesentlichen  darauf,  daß  die  Japaner 
die  beiden  von  Port  .Arthur  nach  dem  neutralen  Tschifu  (übinu) 
führenden,  je  ir>4  km  langen,  Kabel  zerschnitten,  wozu  sie  auch 
unzweift  Ibaft  ein  Kecbt  hatten,  da  die  Kabel  Eigentum  der 
russischen  Regierung  waren.  Soni»t  ist  aus  diesem  Kriefre  nur 
erwähnenswert,  daß  die  l)eiden  von  Wladiwostok  nach  Nagasaki 
laufenden,  also  die  feindlichen  Territorien  verbindenden  Kabel 
von  ihrer  l>esitzerin,  der  dänisch-skandinavisch-russischen  „Store 
Nordiske  Telegraf-Selskab^  während  der  Dauer  des  Krieges 
ffir  alle  Depeschen  völlig  gesperrt  sind,  also  überhaupt  nicht 
benutzt  werden,  weil  die  Gesellschalt  hierdurch  am  sichersten 
einer  Zerstörung  ihres  wertvollen  Eigentums  entgehen  wird. 
Das  gleiche  gilt  für  da«  derselben  Gesellschaft  gehörige  Kabel 
Fusan  (Korea)-T8Ushima.  Wäre  der  bisherige  Verlauf  des  Krieges 
ein  wesentlich  anderer  gewesen,  hätte  Bußland  ein  Obergewicht 
zur  See  erlangt,  so  wäre  die  Seekabel&age  vermutlich  erheblich 
komplizierter  geworden,  denn  es  wäre  dann  schwerlich  ohne 
eine  weitergehende  Zerstörung  von  neutralen  Kabeln  durch 
die  Russen,  womöglich  gar  in  neutralen  Gewässern,  abge- 
gangen. 
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S(t  li('t:t  pc^ciiwärtig  die  rechtliche  Sttlluiifi  der  Seekabel 
im  Krieg"i'  also  ikh-Ii  p^ar  sehr  im  Arpen '  Die  iiiannijrfaclien, 
von  juristisclit  r  Seite  aiisfrerraiiopnen  Bemühungen,  die  HUlierst 
Icomplizierte  Materie  rechtlich  klarzustellen,  sind  zwar  äußerst 
dankenswert,  aber  jiraktisrh  bisher  völlig  wirkungslos;  oben- 
drein sind  die  Anschauungen  der  Völkerrechts-Juristen  selbst 
in  mehr  als  einem  Punkte  geteilt  oder  schwanlcend,  und  wenn 
man  die  Militärs  und  die  TT  and  eis  weit  befragen  wollte,  die  ja 
doch  in  einer  so  einschneidenden  Angelegenheit  von  vitalem 
Interesse  schließlich  auch  ein  Wort  mitzureden  haben,  so  wird 
da.s  Votum  der  Juristen  den  einen  viel  zu  enge  Beschränkungen 
auferlegen,  den  andern  viel  zu  weitgehende  Freiheiten  einräumen. 
Die  Kabel  sollen  ja  gleichmäßig  friedlichen  wie  kriegerischen 
Interessen  dienen,  und  somit  ist  es  natürlich,  daß  die  Zwecke 
nnd  Wünsche,  welche  die  Handelswelt  mit  den  Kabeln  verbindet, 
und  diejenigen  der  strategischen  und  politischen  Machthaber  in 
unvereinbarem  Gegensatz  aufeinander  prallen. 

Jedenfalls  ist  soviel  klar  und  wohl  von  allen  Seiten  an- 
erkannt, daß  die  absolute  Unklarheit,  welche  über  die  rechtliche 
Stellung  der  Kabel  in  Kriegszeiten  gegenwärtig  herrscht,  je 
eher  je  lieber  beseitigt  werden  muß.  Eine  internationale,  ver- 
tragliche Festlegung  eines  Kabel-Kriegsrechts  und  eine  Regelung 
der  Entschädigungsfrage  muß  auch  von  militärischer  Seite  nnd 
sogar  von  England  gewünscht  werden,  dessen  Kabelgesellschaften 
die  Unerträglichkeit  der  gegenwärtigen  Situation  im  Anschluß 
an  die  im  Jahre  1898  gemachten  Krfaliruntren  sclunerzlicli  genug 
eniid'unden  haben  werden.  Es  ist  daher  di  iii^^end  zu  wünschen, 
daij  auf  der  näclisten  inti  i  ii.ai(»iialen  Telegraphenkonfereu/.  ilie 
190H  in  Lissabon  statt imden  wird,  trotz  aller  bisher  fehlge- 
schlagenen Versuche  der  Stein  ins  Rollen  gebracht  werde  nnd 
daß  an  der  Hand  des  Brüsseler  Best  hlusses  vom  23.  Sept.  1^H)2, 
der  Stelliin^rnalmie  der  anieriksunselien  l\e<>iernn*^  im  Jahre  ISilS 
und  der  jün^^sten,  besonders  eingehenden  und  vielseiti^-en  Vor- 
schläge des  trefflichen  Werkes  von  Sc/fol^  endlicli  ein  inter- 
nationales 8eekabel-Kriegsrecht  geschaffen  werde! 
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Deutschland. 

Grunäbuchordnung  §§  29,  36.  —  Ein  iialieHtsches  hobh 

graphisches  Testament  genügt  fwM  aum  grundbitchmaßigen 

Nachweis  des  Erbrechtes, 

KG  21, 12.  03  (Eechtsprcvhung  d,  Oberlandeagerüktt  VIII 222). 

,Da  das  liolographiaclie  Testament  In  Italien  ingelaasen,  wenn  es  eigen- 
bftndlg  ge-  nnd  nntenehrieben  und  datiert  ist,  so  hat  andi  der  dentsdi» 
Bicliter  die  Urkunde  als  ein  formrichti^es  Testament^  anch  fttr  die  Zeit  gelten 

zu  lassen,  in  der  im  Inland  holographische  Testamente  nicht  zugelassen  waren. 
Die  weitere  Fra'/p.  oh  dir  Ix  ii;«  Itrarht«'  Urkunde  'hpfflaiibigte  Abschrift  der 
Niederlegunusurkuiide,  ia  welche  düs  Testament  seinem  Wortlaut  nach  Auf- 
nahme gefanden  hat)  für  Grundbucheintragungeu  unmittelbar  braochbar 
erscheint,  ist  Jedoch  nicht  sowohl  nach  italienischem  als  nach  deutschem  Recht, 
nach  der  OrBO  sn  entschetdoiL  HOgen  anch  die  Ansfflhmngen  Aber  die  Bs* 
dentnng  des  hier  in  Betracht  kommenden  Testaments  in  Italien  zutreffend 
sein,  so  bestehen  doch  für  den  deutschen  nrumllttuhriilitf'r  dir  Voisilirift^'n 
des  86  RürBO  über  il^n  Narhwfis  des  Kilin  rhts  im  Cirundlnu  hverkehr  und 
des  §  29  über  die  Beschaffenheit  der  Urkunden,  welche  zur  Grundlage  einer 
Grundbacheintragung  dienen  sollen.  Daraus  ergibt  sich  aber,  daß  fOr  den 
Qmndbnchrerkehr  der  Nachweis  der  testamentarisdien  Erbfolge,  wenn  er 
ansBchlieBlich  dnrdi  eine  letatwillige  Verfigong  gefthit  wnrden  soll,  nor  dnreh 
eine  solche,  welche  in  einer  öffentlichen  Urkunde  errichtet  ist.  gefOhrt  werden 
kann  Darin  wird  für  den  vorliej^enden  Fall  auch  dadnrrh  nicht«  geändert, 
dali  der  Erbfall  vor  19(10  liesrt.  Denn  die  Vorschrift,  dali  zu  Eintrairun^en 
im  Grundbuch,  welche  auf  Grund  urkundlicher  rechtsgefichäftlichcr  Erklaruungen 
erfolgen  soll«»  .  .  .  mir  BrUlrnngen  in  9if«Bllkheii  fJrlnuidai  geeignet  liiid 
(§§  29,  36)  ist  keine  Bestimmong  ans  dem  Erbrecht,  anch  soweit  der  N sdh 
weis  der  Erbfolge  in  Frage  steht,  sie  gehört  Ti^'lir  nur  dem  formellen 
Grundbuchrecht  an.'  lEs  wird  alsdann  verneint,  daß  das  holograpliis<^li'' 
Testament  dadurch,  daß  rs  nach  d.  m  Tode  des  Erblassers  bei  Gericht  hinter- 
legt und  inhaltlich  in  da^  Htuuiirgungsprotokoll  aufgenoounen  sei,  zu  einer 
ü£fcutUchen  Urkunde  geworden  sei.; 
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§  7$  FGG.  —  Arn.  25,  19  EG.  b.  BGB,  —  Abhandlung  des 
NäMasses  eines  Nordamerifcaners.  VornmnäschafUidte 
Fürsorge  für  die  Kinder  des  letzteren}) 

Amisgerieht  Gera  (Datum  nicht  mitgetwUt).  (Bl4tttr  für  Meehtapfiege 
in  Thüringen  und  Anhdii,  Bd.  61,  S.  124.) 

Sdner  Instruktion  eiitq>nx;lieiid  liatte  der  sastindige  StaauhBteunte  d«it 

Amts§^encht  O.  angezeigt,  es  wäre  in  T.  am  .  .  .  der  Kanbnann  ir.  E.  ff. 
mit  Hintorhisgtmjr  vier  mindi  ijühriger  Kinilcr,  ilt-ri'n  'Xamfn  nnd  Geburtstage 
er  aui;;i1j,  virstorbcii ;  die  MiittL-r  der  Kimlrr,  di«-  ebenfalls  in  der  Anzeige 
geuauDt  war,  wäre  noch  am  L»  litn.  Das  Gericht  konstatierte  zu  den  Akten, 
daß  sich  eine  letztwiltige  Verfüguag  des  Erblassers  nicht  in  amtlicher  Ver- 
wahrang  befand  und  erließ  an  die  Witwe  die  Aoffoidernng.  iltrer  in  g  1640 
i.  Y.  mit  §  1686  BQB  geordneten  InTentariBattonspfliobt  zu  genflgen.  Die 
Witwe  Ix'traut«  oinon  Rechtsanwalt  mit  ihrer  Vertretung:  dieser  Uberreichte 
unter  Beifütriiiig  t  im  r  auf  ihn  lautciidt  n  Vollmacht  der  Witwe  dem  T^arhlaO- 
gericht  das  von  ihrem  verstorbfiien  Ehegatten  in  Gemeinschaft  mit  ihr  •  r- 
richtete  wechselseitige  Testament,  dat.  T.  .  .  .  den  27.  9.  1902,  zeigte  aber 
unmittelbar  daraul  dem  Gericht  an,  der  Erblasser  habe  die  deutsche  Staats- 
angehörigkeit längst  aufgegeben  gehabt  und  sei  nordamerikanischer  Staate- 
bfli^er,  also  Analinder  gewesen.  Er  belegte  das  dnich  beigefügte  Zengnisse. 
Das  Gericht  erließ  hieran!  folgenden  Beschluß: 

.Infolge  der  Versicherung  des  Anwalts  der  Witwe  nimmt  man  als 
feststehend  an.  der  EiM^^ser  sei  nordamerikauischer  Staats- 
b  ü  r   ('  r .  nUu  X  u  .s  1  ä  n  d  r  r  gew  esen." 

AU  uutoriäch  wird  ferner  betrachtet,  daß  der  Erblasser  im  Be- 
zirke des  AmtagerichtB  G.  einen  Wohnsitz  gehabt  hat. 

Er  wOrde  hiernach,  wenn  die  Regel  des  a  2b  des  BO  m.  BQB  Fiats 
zu  greifen  h&tte,  nach  nordamerikanischen  Gesetzen  beerbt  werden.  Da  aber 
die  Grundsätze  des  nordamerikanischen  internationalen  Privutrechts  das  Recht 
des  Domizils  für  maBir<'1)ond  erklären  (Kuhlenbeck .  Das  EG  z.  BGB. 
Art  27.  Bemerkung  ti.  rxispiel  l«.  S.  5ö).  so  ist  im  Hinblick  auf  a  27  EG 
Z.  BGB  die  Erbfolge  nach  deutschen  Gesetzen  zu  beun«;ileu. 

Ob  gesetxli«^  Erbfolge  eingetreten,  oder  ob  das  Erbrodit  der  Erben 
durch  letstwitllge  VerfOgung  geregelt  ist,  steht  noch  nickt  fest  Beim  Amts- 
gericht G.  ist  nir  Zeit  des  Todes  des  Erblassers  ein  Testament  des  letzteren 
nidit  Terwahrt  worden :  t  rnt  nach  dem  Tode  ist  von  der  Witwe  ein  solches 
und  zwar  ein  nach  der  Vorschrift  des  J{  2267  BGB  in  holographisrhor  Form 
errichtetes  frcmeinschaftHrhe??  Testament,  das  nicht  nach  §  BGB  in 

amtliche  Verwahrung  geliiuiht  wordeu  war,  an  das  f.  Amtsgericht  in  G.  ab- 
geliefert worden.  Geschehen  ist  diese  Ablieferang  natOrlich  nicht  snr  Ver- 
wnbnng,  sondern  zwecks  ErSffnnng  des  Testaments  nnd  swar  ohne 
Zweifel  hingesehen  auf  die  Bestimmong  in  §  2919  BGB.  Dort  ist  bestimmt: 

1)  Vgl.  Ztsebr.  XI 85,  XIII 21  If.,  loö,  XI 369.  —  Red. 
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.Wer  Hn  Ti^stament.  das  nirlit  in  amilirhe  Verwahrung  gobn^^ht  ist. 
un  Besitze  hat,  ist  verptlichtet.  es  unverxügin  h.  iiarhdeni  er  vf»n  ih  m  Twlt- 
des  Erblassers  Kenntnis  erlangt  hat,  an  das NachlaLigericht  ab/ulietcrn.' 

Es  fragt  sich,  ob  das  Amtsgericht  0.  im  g^gebcoen  FUle  aU 
Nachlaßgericht  an  betrachten  ist  Wenn  in  §  73  des  Reidugesetan 
über  die  Angdegenli«  ift  n  <1(  r  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  normiert  ist.  die 
örtliche  Zuständigkeit  des  NachlaUgerichts  bestimme  sich  nach  dem  Wohnsitze- 
den der  Erblasser  7\n  Zfit  des  Erhfallea  hatte,  so  ist  damit  znvördtr^t  im 
I'rinztp  nicht  unti  rsrliicdcn,  ob  dt  r  Erblasser  Inliindrr  oder  .\ii>l;iiid.  i 
Doch  ist  durch  die  durt  getroffene  Kegelung  der  Krage  nicht  vorgegriiicu.  ob 
und  inwiewdt  überhaupt  die  dentscben  Qericbte  die  Verricbtangen  des  Kack* 
lafigeridits  in  einem  einseinen  Falle,  mag  der  Erblasser  Deutscher  oder  Aas- 
linder  sein,  an  besorgen  baben.  Diese  Frage  Ist  nicht  etwa  dabin  sn  beaat' 
Worten,  daß  stets  dann,  wenn  nach  §  73  a.  a.  0.  ein  örtlich  zuständige;^ 
di'iJtsrhrs  ftorirht  vorhanden  ist.  dieses  auch  die  Vorrichttiniien  dtS  ^'a^bhtl- 
<_'<  richtt  s  zu  iilit  rn»  luiit.  II  lial)e.  V  ielmehr  sind  riu  ksi(  litlidi  dt-r  Au»liirid«r 
iür  deren  Beantwortung  die  Staatsverträge  und  in  deren  Ermangelung  du 
GrandsAtse  des  internationalen  Privatrechts  maßgebend.  Dttartlge  Staats* 
Verträge  aerfallen  in  solche,  die  von  den  Binselst«at«i  abgeschlossen  sind  vaA 
in  solche,  die  das  Reich  hnrbeigefflbrt  bat,  «oxn  im  Prinzip  hervotsabehea 
ist,  dali  die  Vertrage  der  ersteren  Art,  soweit  sie  die  Nachlaßbehandluog 
beiderseitiger  Staatsancböriirer  betroffen,  unberührt  irebliclxn  sind.  Ein 
derartiger  Vertrat;  zwischen  dim  1  ür-t<  ntuin  und  Nordami  rika  existiert  nicht 
Das  Deutsche  Keich  hat  zwar  unter  dem  11,  12.  1H71  mit  den  Vereinigt*« 
Staaten  von  Nor&merika  eine  Konsnlar-Konvention  abgeschlossen  (Bddtt- 
gesetsblatt  1872  No.  13j ;  der  einaige  von  Erbschaften  bändelnde  Art  10  der* 
selben  kann  aber  hier  nicht  in  Frage  kommen.  Hiemacb  entscheiden  die  ia 
dem  EG  a.  BGB  (Art.  24—21).  5),  :U )  enthaltetien.  freilich  vielfach  lückenhafitn 
(Jnmdsätze  dis  internationab  ii  Privatrerbts.  Im  allgeineineii  isr  also  davoa 
Huszugehen.  duU  die  d(  uts(  ht  ii  lierichte  die  Verrichtungen  de* 
N ac h  1  a U g e r i c h t s  auch  in  Beziehung  nuf  den  Nachlaß  von  Ausländ cra 
insoweit  sn  übernehmen  haben,  als  derselbe  sich  im  Inlaude  befindet 
nnd  die  dentscben  Gesetae  daran!  Anwendung  leiden  (cf.  Dormtr, 
Das  Beicbsgesets  vom  17.  6.  1808,  §  73),  nnd  es  wird,  waa  die  Erfiffnoni; 
des  in  der  gi^penw&rtigen  Sache  vorliegenden  Testaments  anlan^.  2260  BGB 
zur  Anwendung  m  kninrnni  haben,  da,  wie  oben  tiemerlct,  die  Erbfolge  nach 
deutschen  Gesetzen  zu  beiirtrüen  ist. 

Hingesehen  auf  den  L  uiütaad,  daß  dieses  Testament  offen  uberrLiriai 
wurden  ist,  das  Gericht  also  von  dessen  Inhalt  hat  Kenntnis  nehmen  köswa 
nnd  tatsichlich  davon  Kenntnis  genommen,  dadnrdi  aber  erfahren  hat,  dsK 
die  Stellnngnabme  der  Kinder  snm  TesUun^t  ibres  verstorbenen  Vatsn  — 
deutschrecbtliche  Grundsätae  als  Ansgangsponkt  angenommen  —  eine  Allgr- 
It  L..  iiheit  ist,  an  deren  Besorgung  ihre  Mutter  als  die  Gewalthaberin  weipfD 
oßinharer  loteressenkolliaion  verhindert  erscheint,  fragt  es  sich  weiter,  vic 
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sieh  h  e  i  (ksst  n  Eröffnung  die  Teilnahme  der  Kinder  des  aasländiachen 
Krblassers  daran  zu    e  8 1  a  1 1  e  n  hat. 

Nun  ist  zwar  da^  Rechläverhäliniä  der  Witwe  zu  ihren 
«beliehen  Kindern  —  Ton  Matter  und  Kindern  wird  man  doch  onbe* 
denkticli  aanehinen  kfinnoi,  daB  de  die  Staataaiigehfirigkeit  ihree  Bhemannes, 
besw.  Vaten,  eines  Auel&nders  teilen  —  nicht  nach  deutschem  Recht, 
sondern  nach  amerikanischen  Gesetzen  zu  beurteilen,  denn  dem 
Art.  10  des  EG  z.  BGB  ge^enflber  war  von  den  Entwürfen  I  und  II  der 
allu'eniiine  Grundsatz  aufgestellt  worden,  daß  das  Rt^chtsverhaltniö  zwisrhen 
den  Eltern  und  einem  ehelichen  Kinde  nach  den  Gesetzen  des  Staates  beurteilt 
werde,  dem  der  Yater  angehört  and  wenn  der  Vater  gettorben  aei,  nach  den 
<}eBeteen  des  Staates,  den  die  Mntter  angehSre  nnd  dieser  Grundsatz  wird 
jtls  das  höhere  der  Vorschrift  des  Art  Iii  Satz  1  zu  Grande  li^ende  Prinsip 
anf  die  in  Art.  19  Satz  1  nicht  entschiedenen  Fälie  anzuwenden  sein.  Gf. 
Planck  EG  z,  BGB  Art.  19,  Anm.  1. 

liei  *ler  Frage  nach  tlt  r  ^irt  der  Beteiligung  der  minderjährigen 
Kinder  des  Erblassers  an  den  die  £rüf  tnung  des  väterlichen  Testaments 
betreffenden  Verhandinngen  kann  das  aber  zuvörderst  nicht  direkt  praktisch 
werden,  denn,  mag  das  Rechtsverhältnis  zwischen  der  Mntter  und  ihren 
niindeqihrigen  Kindern  sein  welches  es  wolle,  zweifellos  wird  unter  allen 
Umstftnden  d«r Fall  vorliegen,  daß  dabei  die  minderjfthrigen  Kinder 
des  Ausländers  der  Fürsorije  bedürfen.  Die  für  eine  di  rartitre 
Sarhlaije  einschlagende  ijesrtzliche  Vursi  hrift  ist  in  Art  2H  des  E(i  z  B(iB 
gegeben  und  hiernach  kann  über  die  minderjährigen  Kinder  des  Erblassers 
eine  Pflegschaft  Tom  Amtfl^exicht  G.  angeordnet  werden,  wenn  die  Ver- 
einigten Staaten  von  Nordamerika,  denen  diese  Kinder  angehören, 
die  Fftrsorge  nicht  ttbernehmen.  ,Im  L  nnd  II.  Entwurf  war  di^ 
Voraussetzung  dahin  bestimmt,  daÜ  der  Staat,  dem  der  Ausländer  angehöre, 
die  Fürsorge  ablehne.  Durch  die  jetzige  Fassung  wird  klargestellt,  daß  es 
einpr  ausdrücklichen  AI)lehnung  nicht  lu-darf  Krförderlich  ist  aber  auch  j<'tzt, 
daß  die  deutsche  Vormundschaftsbehörde  die  Überzeugung  gewinnt,  daU  der  aus- 
ländische Staat  die  Fttrsorge  nicht  ttbemehme.  Das  wird  nor  dann  angenoomieii 
werden  können,  wenn  dem  ansUndischen  Staate  Kenntnis  davon  gegeben  ist^ 
da0  sich  die  Einldtnng  einer  Pflegschaft  notwendig  mache.  Ob,  wenn  dieses 
geschehen  iBt  und  der  ausländische  Staat  sich  passiv  verhält,  hieraus  zu 
folsrern  ist,  daß  er  die  Eürsorge  nicht  übernehme,  ist  eine  nach  den  rm!?tänden 
des  Falles  zu  beurtoih^nde  Tatfrage  Wie  in  der  Denkschrift  zum  Roichs- 
gcsetze  vum  17.  ä.  lSti8  S.  43  anerkannt  ist.  hat  das  Vormundschaftsgehcht 
von  Amtswegen  die  Ermittelungen  zu  ptlegen,  die  erforderlich  sind,  um  fest» 
anstellen,  daß  der  auswArtige  Staat  die  Fttrsorge  nicht  ttbeniinunt*.  Cf. 
Planck  a.  a.  0-,  Art.  23,  Anm.  8,  6. 

Jlaidi  der  vorstehend  bezeichneten  Richtung  wird  also  das  Amtsgetiidlt 
im  pregebcncn  Falle  erst  tätig  werden  müssen,  bevor  es  weitere  Schritte  zum 
Zwecke  der  JSröfinang  des  Testaments  an  die  Kinder  tun  kann.  Einer  einst* 

Zsiteehiift  f.  mten.  Privat- n.  OffMitt.  Beoht.  XIY.  27 
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weiliffon  Pnhlikation  desselben  an  die  Witwf  allein  dürfte  nicht«  entgegen- 
stehen, wenn  sie  von  der  letzteren  ausdriu  kiich  gewünscht  werden  sollte; 
doch  geht  daa  Gericht  im  Uinblick  auf  de»  Umstand,  daß  das  fragliche 
Testament  sich  ofifeD  im  NacMasw  vorgefoiideii  liat,  daron  aas,  de  kftmie 
jetst  Iiis  vat  vre! teras  unterbleiben  i  sollte  die  Witwe  damit  nidit  etnrefstaDden 
sein,  s  »  sieht  man  zuvörderst  weiteren  Erklärungen  entgegen. 

Außer  der  E  r  (i  f !  n  n  n  fr  des  Testaments  ist  nun  und  zwar  so- 
jlieich  von  vornherein  nnd  In  vor  bekannt  war,  daß  eine  letztwilli^e  Ver- 
fügung des  Erblassers  existierte,  die  Bestimmung  des  §  1640  des  B(tB  in 
Frage  gek<namen  nnd  es  bat  das  Yoimondschaftsgericbt  in  der  AuuUune. 
Witwe  nnd  Kinder  des  Erblassers  wftren  Beichsani^rige,  die  für  solche 
Falle  fibliche  Auflage  an  die  Witwe  erlassen.  §  1640  des  BGB  banddt  toii 
der  InTentarisationspflicht  des  Inhabers  der  elterlichen  Gewalt  gegenüber 
Beinen  minderjährigen  ehelichen  Kindern  bei  und  nach  Eintritt  des  Ald»'l>ens 
des  einen  Elternttils  der  letzteren.  Die  Gnindlasre  der  fraglichen  L'ts'  tzIi'lMi 
Bestimmung  bildet  also  das  Rechtsverhältnis  zwischen  dem  eheliciieu  Vater 
(bexw.  der  ebelidien  Mutter)  nnd  seinen  (ihren)  minderjährigen  Kindern.  Hadi 
dieser  Richtung  sind,  wie  obm  ansgefObrt  worden  ist>  im  gegebenen  Falle  die 
nordamerikanischen  Gesetze  maßgebend,  derm  Inhalt  s.  Z.  dem 
Gerichte  nicht  bekannt  ist.  Aus  diesem  Grunde  kann  die  in  der  oben  ho- 
zeirhnf'ten  nicht  zutreffenden  Voraussetznn?  an  die  Witwe  des  Erbhi'ssers 
erlntibeiie  Auflage  z.  Z.  wenigstens  nicht  aufrecht  erhalten  wt  nlen  und  wird  — 
vurbehältlich  etwa  erforderlich  werdender  anderweitor  Vertagung  nach  Fest- 
stellnng  der  einschlagenden  Gmndsfttae  des  ansllndischen  Rechts,  bexw.  fdr 
die  Zeit,  wo  eine  ünBernng  der  anständigen  ansl&ndlschen  Behörde  Torli^en 
wird  —  liiermit  wieder  znrftckgeaogen.' 

^  28  CPO.  —  Der  Gerichtsstand  des  Vermögenff  ist  nicht 

durdi  den  Anspruch  des  Amlätiders  auf  Ersatz  der  Proxeß- 

kosten  im  Fall  semes  Unterliegens  begründet 

OLG  Hamburg  8, 11.  02  (Seuferfs  Archiv  Bd.  ä9  S.  16liJ 

„Der  in  Bremen  w dhnhafte  Kläger  klagte  gegen  eine  in  Newyork  an- 
sihsj^re  Hnndelspesellsc  haf'  v  tr  dem  bremischen  Gericht,  dessen  Znst:indi^k<  it 
rr  iiiif  den  §  2;i  (riiindcte.  indem  er  geltend  machte,  daß  d(T  Reklutr'tJi 
ein  bedingter  Kostenersatzanspruch  gegen  deti  Kläger  für  den  Eall,  dab  dieser 
in  dem  gegenwärtigen  Rechtsstr^t  nnterliegc,  znstehe  nnd  ein  ebeosoldier 
Anspmdi  gegen  dnen  gewissen  Str.  ans  einem  ron  diesem  gegen  den  Be- 
klagten bei  dem  brenüsclien  Gericht  anhängigen  Rechtsstreit  für  den  Kall, 
daß  Sfr.  in  demselben  unterliegen  werde.  Diese  Begründung  der  Zuständig- 
keit des  Cu  richts  wurde  zurttekpewiesen  Bezüglich  des  erstgenannten 
angeblicbi  n  Anspruchs  wird  in  den  Gründen  des  Ber  -Urteils  zunächst  aus- 
geführt, daß  ein  solcher  vor  Zustellung  der  Klage  auch  hIs  , bedingter  Anspruch' 
nicht  bestanden  habe  nnd  anch  schon  nm  deswillen  Yom  K1^^  nicht  wflide 
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gdtend  gemacht  werden  ktfnncn,  weil  er  ja  gerade  behaupte,  dafi  sein  in 
dieBem  Prosesse  verfolgter  Ansprach  hegrlindet  sei,  wlchenlaUs  aber  die 

Prozeßkosten  von  ihm  dem  Gegner  nicht  zn  erstatten  sein  wflrden.  Sodann 

wird  in  den  Gründen  fortgefahren: 

-Aber  anch  anf  den  eventnt  llt  n  Kostt  lu  rsatzansprurh  der  Beklagt*^n  in 
tluiii  \on  Str.  gegen  sie  angestauten  Prüz«'sst'  kann  ikr  (Terichtsstand  des 
Vermögens  nicht  begründet  werden.  Die  Fragt-,  ob  auch  jede  bt-tiingte 
Forderung  gegen  eine  Im  Gerichtsbetirk  ansässige  Person  snr  Begründung 
des  Gerichtsstandes  des  VermOgensbesitxes  ausreiche,  kann,  obwohl  sie  all* 
gemein  bejaht  wird  —  (Vgl.  Gaupp,  CPO.  4.  Aufl.  zu  §  23  unter  le  bei 
N',t(  S;  Struckmann  und  Koehy  8.  Aufl..  Note  H  zu  23;  Seuffert, 
Anhir.  Bd.  hi,  No.  246»  —  namentlich  im  Hinblick  auf  tlk  Fassung  des 

Abs.  2  CPO  zweifelhaft  sein.  Aber  selbst  wenn  man  jrripr  Anwirbt 
folgt,  muß  die  Begründung  des  Gerichtsstandes  aui  die  fiir  den  litklagtcu 
»ns  einem  anhängigen  Prozesse  sich  etwa  ergebenden  Kostenerstattungs- 
Ansprüche  fOr  nnznlisstg  erachtet  werden.  Wie  das  gegenwärtig  «kennende 
Gericht  bereits  in  dem  Beschlüsse  vom  17. 6. 1902  ~  (i.  S.  Cramer,  Weyer 
&  Mülh-r  w.  Kunhardt,  Hans.  Get.-Zty.  19i)2.  Bbl.  No.  142  und  Seuffert^ 
Aiilur,  15(1  r>8  No.  2('»)  —  ausgesprochen  hat.  wird  mit  Erhebung  cintr  Klage 
nur  die  M  ii  l' Ii  c  h  k  e  i  t  irrirfhrn.  daP.  dem  Beklacten  ein  Anspruch  g»'g<'n 
den  Kläger  ei-wachsen  wird,  nicht  aUr  kuuiiut  dadurch  bchon  ein  solcher 
Anspruch,  sei  es  auch  nur  als  bedingter,  zur  Entstehung.  Als  Entstehungs- 
gmnd  fttr  die  Kostenforderang  ist  vielmdir  erst  das  den  Gegner  aum  Kosten» 
ersatxe  verarteilaide,  mindestens  vorläufig  vollstreckbare,  Urteil  anxnsehen. 
Die  vom  Landgericht  und  den  von  ihm  ziti<  i  t«  n  Urteilen  und  Bchriftstellern 
vertretene  Ansicht  würde  in  Verbindung  mit  dem  weiter  vom  Reichsgericbt 
aufgestellten  Satze,  daß  der  Einwand  der  Arglist,  wenn  der  Kläger  selbst  die 
Bedin^nri),'en  des  GerirhtsstÄndes  herl»eiu<'führt  hat,  nicht  zulässig  sei  —  (  Vgl. 
Entsch.  des  KG,  Bd.  16,  S.  393,  Gruchot,  Beitr.,  Bd.  36,  S.  1190),  —  dahin 
fuhren,  dalt  man  Personen,  die  im  Inland  keinen  Gerichtsstand  haben,  in 
Dentoddand  an  jedem  beliebigen  Orte  verklagm  kSnnte.  Man  brauchte  nnr 
kurz  vor  Zustellung  derjenigen  Klage,  die  man  an  jenem  Orte  durchf&hren 
will,  selbst  oder  durch  eine  andre  am  Orte  des  Prozeßgerichts  wohnende 
Person  eine  andere  (freilich  später  wegen  T^nTiuständigkeit  des  Gerichts  nnd 
sachlicher  Unhaltbarkeit  ohne  weiteres  abzuweisende  i  Klage  vor  demsflljen 
Gericht  wegen  des  geringsten  Objektes  zustellen  zu  lasst  n :  dann  hätte  man 
den  „bedingten  Ansprach*^  des  ]Eteklagten  anf  Erstattung  der  Kesten  dieses 
VorprosessM  gesdiaffen,  an  dem  man  den  Beklagten  fttr  den  aweiten  Proaefi 
festhalten  könnte.  Dieses  Ergebnis  kann  nicht  in  der  Absiebt  des  Oeaetz- 
geben  gelegen  haboi.  " 

Anni.  —  Der  Einsender  a.  a.  0.  beuiLikL  dazu :  ,Das  zuletzt  angeführte 
Argument  beweist  zu  viel.  Wer  einen  Aasländer  im  Inlaiide  zu  verklagen 
wünscht,  kann  gegen  ihn  einen  kleinen  fingierten  Anspruch  vor  dem  inländischen 

27* 

r 


Digitized  by  Google 


404 


ReehtoprechuDg:  Deutaehland. 


un/Mstati  liLT'-n  Ooricbt  oinklag^'n  iin  l  sich  ahm'  IJmätäude.  etwa  Jurch  Wr- 
siliiinnisiirTcil,  .il)\vti';»»n  tmd  in  di<'  Kos-rrn  verurteilen  lassen:  od«  r  fr  kinn 
einen  i>ntten  zu  diesem  Manöver  veranlassen.  Dann  liegt  ein.  sogur  unbe- 
dingter^ tnländiacher  Koateneratattungsansprach  des  Ausläuders  vur,  und 
der  Inlinder  hat  seinen  Zweck  erreicht,  wenn  man  der  angefahrten  leich»- 
geriehtliehen  Entscbeidaug  (Entmh.,  Bd.  16,  S.  391)  folgt,  in  welcher  die 
Frage,  oh  gegenüber  der  im  Gerichtsstande  des  ?}  24  (jetzt  ij  23 1  CPO  er- 
hobenen Klage  dio  Einrede  der  Unznst.indiirk'  it  lies  Geriehts.  gegründet  >i  a  ii;f, 
daU  die  Existenz  d"  r  VoransM,  tzuiii:>  n  jrnes  Gerichtsstandes  durch  ein  arg- 
listiges  Verhalten  des  Klugt^rs  berbeigetuhrt  sei,  durchgreife,  verucint  wird. 
Bs  ergibt  sidi  daraus  das  Bedenkliche  und  praktisch  Oefihrliche  des  von 
Reichsgericht  aufgestellten  Qmndsatxes,  welcher  vorkommendenfalls  einer 
Nadiprafang  wert  sein  dürfte. " 

Seefrachtvertrag ,  der  von  einem  Berliner  Haus  fOr  eine 
rtissische  Firma  in  London  mit  einem  Hamburger  Sck^s- 
makler  Über  einen   mn  Hamburg  nach  Eußland  aus- 
guf ahrenden  Transport  abgeschlossen  wird. 

OLG.  15.  3.  i904.  (Koppel /Cellier;  HaHBeaiiseke  GeHchttaeUung  1904 

Haupmatt  S,  JS3J 

Aus  den  Gründen; 

Parteien  haben  mit  einander  einen  .Seefrachtvertrag  geschlossen,  auf 
wel(du»n  KKlü'  rin  n  1  i  s  c  h e s  o'hr  russisches,  der  Bekia>jte  daee^on 
deutsches  liecht  angewendet  wissm  will.  Für  die  Beurteilung  die^wir  Frage 
kunmeu  die  fulgenden  (Jmütände  in  Betracht: 

Die  (mit  der  Klftgerin  nicht  identische)  rnssische  Aktiengesellschaft 
Arthur  Koppel  hatte  nach  Wladiwostock  an  eine  rassische  Behftrde  Bleche 
zu  liefern,  welche  aus  Enurlmd  bezogen  wurden.  Die  Klägerin  —  welche 
ihren  .Sitz  in  Berlin  h.ii  und  deren  Gesellschafter  DtMirsrhe  .sind  —  war  mit 
der  Besorirnng  des  Transportes  beauftragt,  Sie  hat  sii  h  liazu  ihrer  Londoner 
Filiale  bedient,  deren  gesetzliche  Vertreter  identisch  sind  mit  den  Vertretern 
des  Berliner  Stammhausea.  Diese  Filiale  war  wieder  durch  englische  Makler 
vertreten.  Der  Beklagte  —  ein  in  Hamborg  ansSssiger  Deutscher  —  hstte 
das  schwedische  Schiff  „Lisa"  gechartert.  Durch  seine  englischen  Haider 
in  London  bat  er  mit  den  durch  ihre  dortigen  Makler  handelnden  KUgen 
den  Transportvertrag  ahiri  si  lilosson  Wie  schon  dns  Schreiben  vom 
14.  2.  ly(^i  der  beklai^ti.'^rhcn  M;ikl*'r  zeiirt.  war  dem  andern  T(  il  klar, 
daß  der  Beklagte  den  Transpurt  von  liauiburg  mit  der  „Lisa  auszufabreo 
gedachte  und  daß  das  Gut  ron  England  nach  Hamburg  mit  engUseben 
Dampfern  gebracht  werden  sollte.  Der  Inhalt  des  snstande  gokommenen 
Vertrages  ergibt  sich  aus  den  beiden  übereinstimmenden  Dun^onnossemeDten, 
welche  die  beklagtischen  Makler  „For  and  by  authoritg  of  Eug.  Cellier 
.  .  .  OS  agetUe"  geseichnet  haben.    Das  gebrauchte  Formular  in  eogliscber 
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Spiacbe  ist  das  in  Hamlinrg  gedruckte,  mit  dem  Vermerk  ..Hamburg  "  ond 
^Etig.  Cellier,  Stcamship-Äoent,  Hamburg''  vi-rsehen«'  (iMiche  Formular 
des  Beklagten,  welches  dadurch  zum  DnrcbknnTios'^fment  l'* macht  ist.  daß 
oh(n  ein  vorgedruckter  und  handschriftlich  au^ge^ünt('r  fetreilen  auigeklebt 
ifsf  inhalts  dessen  das  Gut  von  der  Klägerin  angenommen  ist  für  den  beaeichneten 
englischen  Dampfer  nach  Hamburg,  woselbst  es  awgeladen  werden  solle  in  die 
,  Lisa*  swecks  Weiterbefördemng  nach  Wladiwostock.  In  Hamburg  ist  das  Out 
in  die  „Lisa"  nmgetaden  worden.  Deren  Kapitän  hat  dem  F»r  klasitt  ri  den 
Dnrchgangskonnossf  nu  ntoTi  p  n  ui  entsprechende  Konnossemente  für  die  Reise 
von  Hamburg  nach  Wladiwostock  gegeben  welche  der  Beklagte  behalUn 
hat.  In  Wl.ifltwostock  ist  das  (int  den  die  Dun  liuimgskonnossemcnten 
Präsentierenden  vuu  der  ..I-.isii  auögeiiefert  worden.  Es  soll  sidl  dann 
herausgestellt  haben,  daß  die  Bleche  durch  darttber  verstautes  Dflngersals 
■chwer  beschädigt  worden  sind.  Die  hierauf  gegründeten  ErsataansprUche 
erhebt  die  Klägerin,  welche  sich  anch  die  Rechte  der  Empfänger  hat  abtreten 
lassen,  gegen  den  Beklagten,  der  sich  in  erster  Linie  darauf  bemft.  diiß  er 
Ünterrerfrachter  sei  und  deshalb  gemäß  HOB  §  662  nicht  in  Anspruch 
genommen  werden  könne. 

Das  B(  riifnnfrsgericht  ist  mit  (km  LG  der  Meinung,  daß  der  See- 
frachtvertrag der  Parteien  dem  deutschen  Rechte  unterstellt  ist  und  dafi 
deshalb  der  %  662  dem  Beklagten  znr  Seite  steht. 

Es  herrscht  kein  Streit  darttber,  daB  Parteien  von  vornherein  wußten, 
daft  sie  beide  in  Deutschland  ansässige  Deutsche  waren.  Kimmt  man  hinzu, 
daü  femer  von  Anfang  an  beabsichtigt  war  daß  der  weitaus  größte  Teil 
der  Reise  von  Hamburg  aus  erfoli'f  n  sollte,  s«.)  duli  sich  der  Transport  von  Eiitiluiid 
nach  Hamburg  in  zwei  anderen  Dainpfern  als  Zureise  darstellte,  so  muß 
angenommen  werden,  daß  die  Parteien  ihr  VertragSTerhiltnis 
dem  ihnen  geläufigen  heimischen  Recht  haben  unterstellen 
wollen,  es  sei  denn.  da6  besondere  Umstände  hervorgetreten  wären,  welche 
die  Anwendung  eines  anderen  Rechts,  insbesondere  des  englischen  oder  des 
russischen,  als  gewollt  erkennen  ließen.  Wenn  klä«r<  risrherseits  hierfllr 
^^elti-nd  gemacht  ist.  daß  der  Vertrag  in  England  durch  Vermittelung 
t-nglisther  Maklor  }:esrhlossen  sei.  so  vermair  das  Bcrufnnfisgericht  beiden 
Umständen  nichts  zugunsten  der  klagerischen  Auffassung  zu  entnehmen. 
Allerdings  hat  man  in  den  Entwarf  II  des  BGB  dnen  $  8366  des  Inbalta 
aufgenommen,  daß  bei  einem  Schuldverhältais,  wie  es  hier  in  Ftage  steht, 
das  Recht  des  Ortes  des  VertragsabseUnsse«  maßgebend  sein  soll,  falls  nicht  den 
Umständen  su  entnehmen  ist.  daß  die  Parteien  ein  anderes  Recht  gewollt  haben. 
Allein  diese  Regel  —  die  schließlich  durch  ihre  Ausnahme  tatsächlich  doch 
wieder  all»  s  auf  die  Umstände  des  einzelnen  Falles  abstellt  —  ist  nicht  zur 
gesetzlichen  Anerkennung  gelangt,  wie  sie  denn  auch  —  jedenfalls  soweit 
es  sich  um  Seefrachtverträge  handelt  —  durchaus  nicht  in  der  deutschen  Recht- 
sprechung Anerkennung  gefunden  hat  (Tgl.  Bosens,  Seerecht  I,  8.  48,  49). 
Ebensowenig  greift  der  im  BOB  §  166  enthaltene  Rechtssats  hier  Plate, 
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well  h.  I  nur  W  illensmängel  um!  ili<  Kenntnis  od^^r  das  KenTif^nmüssen  gewisser 
Umötiimlc  Intrifft.  Vielleicht  würde  aus  dem  j?  U>*>  gefolijert  werden 
können,  duli.  wenn  die  beiderseitigen  englischen  Vertreter  zum  Ausdruck 
gebracht  hätten,  daß  der  Vertrag  dem  englisdien  Recht  nntetstellt  irerdea 
aolle,  die  Parteien  dies  gegen  sich  gelten  laeeen  mttßten.  Derartige  Anhalte 
fehlen  aber:  insbesondere  und  die  Frachtrechnungen  gänzlirh  bedeatongslos. 
Die  Klägerin  will  besonders  verwerten,  daß  die  Durchgangsknnnr.s'jenjfnte 
englisch  verfaüt  sind  nml  .tuch  dit  typische  englische  \V.  iiflimg  „Act  of  O-f-^' 
enthalU'n  (vgl.  aus  der  i'raxis  KG  XI.  No.  21.  XXXiX  No.  19;  Hans.  uUi 
im  Haupihl.  der  Hans.  Ger.-Ztg.,  18^8.  No.  105,  liKK).  No.  Aber 
die  Anwendung  der  englischen  Sprache  in  Konno8«ementeit 
nnd  Charter-Partien  durch  Nichtengl&nder  ist  etwas  so 
allgemein  Qebrättchliches,  dafi  daraas  allein  ffir  die  An> 
wendbarkeit  des  englischen  Reehts  nicht  das  geringste  su 
entnehmen  ist.  Das  wird  im  vorlietrendi m  F»11r  besonders  klar,  wo 
das  ühlirhc  Formular  dos  Bekla^tm  vii  wandt  ist  Dieses,  ausweise  ^Mmi 
Vordrucke  in  erster  Linie  für  Verfrachtungen  von  Hamburg  aus  bestiunntt- 
Furmular,  welches  der  in  Hamburg  ansässige  beklagte  Deutsche  in  Usuburg 
hat  herstellen  lassNi,  ist  In  englischer  Sprache  verfaBt.  DaB  das  Pormnlar 
typische  Miglische  Bedingungen  enthielte,  welche  anxeigten,  da8  englische 
Rechtsan.si  li  iumiLen  es  beherrschten,  wie  die  jyeuaJtij  clau^ ^  die  cef^soi» 
clause,  die  Wendung  „tßie  Queens  cntimiies^'  etc.  trifft  nicht  zu.  Daß  ab»  r, 
wenn  die  englische  Sprache  gewählt  wird,  die  Ablehnniiü  der  Haftunfi  für 
höhere  (iewalt,  Naturereignisse  usw.  in  die  allbLkaniite»  Worte  ».!</  <■; 
God,  tlie  accidents  of  war,  the  perils  of  the  seas"  etc.  gekleidet  wird, 
Ist  etwas  SelbstTerstlindliches  und  Notwendiges.  Daraus  kann  also  nichts 
dafür  entnonunen  werden,  daß  englisches  Recht  den  Frachtrertrag  beherrschen 
sollte.  Die  Vwwcmdung  der  englischen  Sprache  in  solchen  für  den  Welt- 
verkehr bestimmten  Papieren  erklärt  sich  schon  durch  die  unbestreitlian 
Tatsache,  daß  die  englische  Sprache  das  Verständignnffsmittel  im  Weltverkehr 
geworden  ist.  wenigstens  now  i  it  es  sich  um  soererht liehe  Vt^rhälinisse  handelt 
Andererseits  würde  es  auch  aus  inneren  (irüiiden  keinen  Sinn  gehabt  haben, 
einen  von  swel  d^itschen  Kontrahenten  geschlossenen  Vertrag,  ffir  dessen 
Srfttllungim  Bndergebnisse  ein  russischer  Hafen  in  Betradit  stand,  gende 
dem  englischen  Recht  zu  unterstellen.  H&tten  die  beiden  Deutschen  ihr 
deutsches  Recht  unter  sich  nicht  gelten  lassen  wollen,  so  würde  es  niihrr 
gelcgf-n  haben,  dann  das  russische  Recht  als  das  des  Be.stinnunnfT'^hafens  zu 
wählen.  Kill  dahin  gehender  Wille  ist  .ibcr  keinenfalls  zum  erkennbaren  .\ii*drufk 
gekomiaen  und  jedenfalls  unter  den  obli^endeu  Umständen  nicht  zu  ver- 
muten, wi&  denn  auch  Klägerin  sdbst  nicht  behauptet  hat,  daS  das  mmisclie 
Recht  als  maßgebend  gewollt  war,  sondern  dieses  nur  dem  Gerichte  sor 
Wahl  Terstelit  hat.  Andererseits  ist  aber  die  Verwendung  einei 
hamburgischen  Konnossementsformulars  ein  fester  und  deut- 
licher Anhalt  dafttr.  daü  der  Beklagte  sein  heimisches  Reclit 
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ant(t'Windct  winstn  wollte  iintl  iltin  hat  sich  der  andere  Teil 
gefugt,  tiiklürlicber  Weise,  da  tr  auch  ein  neiitsrhor  ist. 

Der  Beklagte  kann  sich  daher  seinem  Vertiag^gcgiiei  gcgeiiüLcr  auf 
den  §  662  des  deutacbeii  BGB  berufen  " 

.Endlich  bat  die  KlKgerin  —  woran!  ihr  Vertreter  allexdinga  in  der 
fienifuTigsinstanz  nicht  anadracirlich  zurückgekommen  ist  —  d^  Klagatispmch 
ans  (iciu  altti.  irptonen  Recht  der  Empfänger  zu  begründen  versucht.  Die 
Kn.pfaii^'tr  hatten  Rechte  allein  aus  den  an  sie  begebenen  Durchgangs- 
konnusseiat'uttjn.  Da  diese  „for  and  by  authority  of  Eug.  Celliei" 
gezeichnet  sind,  erachtet  Klägerin  den  Beklagten  als  durch  die  Zeiclmuiig  und 
Begebung  der  DnrchgangskonnQwemente  persönlich  verhaftet.  Der  Vorder- 
richter bemerkt  hieran,  daß  auf  solche  Rechte  der  Empfing«  an  sich  das 
mssiscbe  Recht  an/.uwenden  wäre  (vgl.  RO  Bd.  XXXIV,  No.  18),  was  al)er 
im  vorliegenden  Falle  von  den  Paittien  ausgeschlossen  sei,  tla  sie  die  An- 
wendung des  deutschen  Rechts  ^'ewollt  hätten.  Das  trifft  nif  lit  zu.  denn  bei 
der  jetzt  zu  erörterten  Klagbinriümlunfr  handelt  es  sich  ni(  ht  danitn.  welches 
Recht  für  die  vertraglichen  Beziehungen  der  Parteien  gilt,  äunderu  duiuui, 
weh^Redite  die  Empfänger  ans  dw  Zeichnung  der  Durchgangskonnossemente 
gegen  den  Beklagten  haben.  Nach  der  herracbenden  deutschen  Praxis  ist  fttr 
aolcfae  Rechte  der  Empfänger  das  Recht  des  Bestimmungsortes  maß- 
gebend, hier  also  das  russische  Recht.  DaB  nach  diesem  Rechte  derjenige, 
welcher  als  .^jjent  ein  Durchjranjrskonnossement  oder  Konnossement  zeichnet, 
ans  soWicr  ZiMdinuni^  persönlich  verhaftet  sei.  ist  klägerischers»  its  nicht 
behauptet  und  ist  auch  nach  dem  Inhalt  der  russischen  Handelsordnung 
(v.  Zwingmaun  1889),  insbesondre  den  Art.  323  Ig.  nicht  anzunehmen. 
Die  vorliegenden  Durchgangskonnossemente  sprechen  von  den  Oumers^  dem 
Master  and  dem  AgetU.  Die  Schlnßklausel  lautot:  „In  Wihte9S  ichereof 
tfie  Master  or  Agent  of  the  said  ship  hos  affirmed  für  BiUs  of 
hailihcf  "  Berürksichtigt  man,  wie  für  den  Beklagten  's  oben)  gezeichnet 
ist  und  daü  er  auf  den  Kormularen  oben  als  Steamship-Agent  bez^'irhnet 
isU  so  mußten  die  Erwerber  dieser  Durchgangskonnossemente  erkennen,  daii 
nie  fftr  die  Reeder  der  in  Betracht  kommenden  Schiffe  von  dem  Beklagten 
als  deren  Agent  geseichnet  waren»  also  der  im  deutschen  HOB  §  64ä,  Abs.  4 
geregelte  Fall  vorlag.  Da6  in  einem  solchoi  Falle  der  aeichneude  Agent 
aus  seiner  Zeichnung  des  Durchgangskonnossements  vom  Empfänger  sollte 
bf-lantft  werden  kfmncn  nnd  das  zwar  in  eim-m  Falle,  wo  —  wie  hier  — 
das  .Schiff  iK'in  Iiihalxr  (K'.s  l)nrrhtranirskonnos8eiu«-nts  das  tiut  atiNLnlii'fort 
hat.  eracht<;t  das  erkennende  (iericht  auch  für  das  russische  K«.i.ht  für 
Aumcesdilossen.  Nach  allem  war  die  Berofnng  der  Klägerin  gegen  das  klag- 
«bweisende  Urteil  des  LG  kostenpflichtig  surttckauweisen,  ohne  daß  es  eines 
Eingehens  aal  die  weitm  Verteidigung  des  Beklagten  bedurft  hKtte,  daß  der 
Inhalt  der  Durchgangskonnossemente,  in>l)i  ^.ondere  der  Freizeichnung  von 
Schäden  für  contact  tcith  or  erajforatton  from  otker  goods  (vergl. 
Hans,  Qer.-Ztg.  181^2  No.  Bä;  ihn  schütze.* 
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Konnossettientsverpfiichtiwfjen  richten  sich  nach  dem  Recht 

des  Erfüllungsortes. 

OLG  Hamburg  21).  2.  04.  (Tlie  Goi  dou  Steam  Shipping  Co.  /  Bachmamn; 
Hanseatische  Gerichtszeitung  1U(}4,  Hanptblatt  S.  121j. 

Am  U.  5.  hat  der  Dampfer  ..Athuni  •  der  khiKcnden  Gesellschaft  eine 
Ladung  Mais  von  Sulina  in  Bremen  angebracht.  Empfänger  der  einzelnen 
gdmant  gelultoicii  Futieai  warai  die  Beklagten,  wekd»  die  iiüt  dw  Klage 
beanspniebten  Frachtbetrtge  schuldig  gewoiden  niid,  ZaUimg  aber  venreigein, 
weil  der  Mais  in  beschädigtem  Zustande  eingetroffen  ist  nnd  der  Rbedcr 
hierfflr  verantwortlich  sei.  Der  Mais  war  feucht,  erbitit  und  teilweise 
derben. 

Das  OLG  pntRpr;icli  der  Klaffe.    In  den  (iriinden  heißt  es: 
..Für  daä  Rtchtäveihuitmi>  der  Parteien  sind  die  Kunnu&semente  malr- 
gelwnd  ' 

..Parteien  sind  bei  ihren  Ansfilhmngen  dsTon  ansg^iangen,  daft 

deutsches  Recht  zur  Anwendung  komme,  was  jedenfalls  auch  insofern 

der  Sachlage  ents-prirht.  als  die  Konnossemente  dnrr>iwe;r  anf  F^ndm  und 
Bremm  lauteten,  in  Diiitschlatul  mithin  liic  Konnosst-nu'ntsverpÜichtung  zu 
erfüllen  war  und  dalier  die  gegenseitigen  Hechtsverhältnisse,  soweit  sie  sich 
anf  die  Ausführung  des  Transportes  beziehen,  nach  deutschem  Recht  be- 
urteilt werden  mflssen." 

Stentpelpflicht  einer  im  Ausland  ausgestellten  Vollmacht, 
von  der  in  einem  intändisdten  ZicangsversteigemnffSPerfahreH 

Gebrauch  gemalt  ist. 

K6  29,  2,  04.  (Preuß,  JMBl  1904  S,  löl.J 

„Zum  Zwecke  der  Aafliebnng  dw  Qemeinschaft  der  Jf.'schen  Erben  wer 
die  Zwaagsrertteigemng  der  ihnen  gehörigen  bezeichneten  OnmdstBeke  ein- 
geleitet worden.  Der  Rechtsanwalt  L.  Uberreidite  zu  den  Zwangsrervteigenuigi- 

akten,  die  ihm  Ton  der  B.er  Lebensversicherungsbank  auf  Gegenseitigkeit  in 
B.  erteilte  Vollmacht,  datiert  B.  den  .30.  H.  1003.  in  welcher  er  zur 
Vertretung  der  Ausstellerin  im  Zwanprsvtrstiiji^erungsverfahrt'n  wt  gin  ihrer 
Hypotheken  von  1478Ö  Mark,  10000  Mark'  und  23000  Mark  bevolimächugt 
war,  und  meldete  diese  Forderungen  nebst  Zinsen  und  Kosten  an.  Der 
Stempel  fflr  diese  Vollmacht  ist  In  Höhe  von  10  Ibrk  vom  Redrtsanwalte  £. 
erfordert  worden.  Er  erachtete  die  Vollmacht  mit  RQcksicht  auf  die  Ent- 
Kh(i(iung  des  RG  vom  15.  4.  1903,  abgedruckt  S.  2W  des  JMRl 
für  stempelfrei.  Das  Amtsgericht  trat  dieser  Anffa^snnir  und  schluiT 
den  angesetzten  Betrag  nieder.  Das  Landgcriciu  wiis  jtdoch  auf  die 
Beschwerde  des  Ersten  Staatganwalu,  sich  den  darin  enthaltenen  Aus- 
fflhrungen  im  wcsentlidien  anschlieCend,  die  Erinnerung  gegen  den  Stempd' 
ansats  znrflck.  £s  erwog,  daß  die  CPO  in  ihrer  jetsi|^  Fkssnng  nicht  mdir 
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wie  fraher  der  §  7d6  eine  Beetimnum^  ttber  die  Anordnaiig  der  Zwangs- 

Vollstreckung  in  ein  Grundstück  enthalte,  und  daß  die  ^tsige  F«föung  des 
DöK  nicht  ni<lir  eine  ficlaihr  für  cini-  solche  Anordminp  vorsehe  Es  ging 
ferner  davon  aus,  daß  iKiK  nur  die  vor  dif  onlrntlichcn  (rcrichte  ge- 
hörigen Rechtssachen,  aui  wtkhe  die  Ci'd.  (ii(  Stro  oder  dit  KO  An- 
wendung finde,  betreffe,  daß  aber  die  Zwangävollstreckung  in  das  unbeweg* 
lidie  Vermögen  durch  ein  besonderes  RdcbsgeBetz  und  das  diese  Zwangs- 
Toltstreckni^  betreifende  Kostenwesen  durch  das  Fr.  OKG  geregelt  werde. 
Das  Landgericht  gelangte  hiemaoh  zu  dem  BrgelHiiSSe,  daB  §  2  des  DOKO 
HTif  die  zum  Gebrauch  im  Zwangsverstcitr»  rungsverfahren  dienende  Vollmacht 
nicht  zutreffe,  und  hielt  deshalb,  weil  auch  §  2i)  Fr.  GKG  nicht  anwendbar 
»ei,  den  Vollmachtstempel  für  verwirkt. 

Die  dagegen  eingelegte  weitere  Beschwerde  ist  nicht  begründet. 

Die  im  Anslaade,  nKmIich  anfierhalb  des  Geltungsbereidis  des  St.  St.  Q 
errichteten  Urkunden  unterliegen  der  Stempelsteuer,  wenn  sie  Geschäfte  be- 
trelfMl,  die  im  Inlandi  zu  erfflllen  sind  '§  2  St.  St.  G.).  Diese  Vorschrift 
regelt,  wie  in  Übereinstimmung  mit  den  Urtiikn  dis  RG  Bd.  46, 
S.  27:^  dr-r  Entschoidnnfrcn  und  .)MB1  für  1;H)3.  8.  230  anzunehmen, 
di<-  St('inptl|itlu'liti|/kcit  der  ausländischen  l'rknndcn  nur  insoweit  als  sie  von 
dem  Inhalte  der  Urkunden  abhängt.  FUr  im  Auslande  von  Ausländem 
eniditete  Urkonden  stellt  auBerdem  §  16  f  St  St.  0.  noch  ein  wdteres  Er- 
fordernis der  Stempelpflichtigkeit  auf,  die  Verstenanng  muß  hiemadi  Tor 
dem  Gebrauche  bewirkt  sein;  daraus  ergibt  sich,  daß  der  Gebrauch  der 
Urkunde  eine  Bedingung  der  Stempelpflicht,  und  die  Urkunde  ohne  den  Gebranch 
firein  Stempel  nicht  nntfrw'orfen  ist.  Im  vorlictr'Ttd*  n  Falle  handelt  es  sich 
um  t  ine  von  einer  Ausländerin  im  .\usland  aus^'« .  t> Ute  Vidlinacht.  von  der 
im  Inlaiide  Gebrauch  gemacht  ist,  denn  sie  ist  in  einem  im  lulunde  schweben- 
den ZwangsTWuteigernngsTerfahren  T«n  im.  BerollBdlditigten  bei  Abgabe 
einer  Erklining  sn  seiner  Legitimation  eingereicht  worden;  nadi  den  Stempel* 
rechtlichen  Vorscbriften  ist  deshalb  der  Vollmachtstempel  aus  der  Tarifstelle 
7H  St.  St.  G.  bewirkt.  Die  Annahme  des  Beschwerdef Uhrers,  daß  dieser 
Stemj.el  durch  §  2.  .\bs  2  des  DGKG  ausfreschlosscn  werde,  ist  unrichtig. 
Nacl)  di(sem  2  sind  I'rkunden  von  denen  im  Verfahren  ndtrauch  gemacht 
wird,  nur  insoweit  einem  Stempei  unterworfen,  als  sie  es  ohne  diesen  Gebrauch 
•ein  würden.  Die  vorliegende  Vollmacht  wurde  altardings  erat  stempelpflichtig 
durch  den  Gebrauch,  aber  die  erwAhnte  Bestimmung  mu6  hier  ander  Betracht 
bleiben,  da  ihr  Anwendungsgebiet  sich  nach  §  1  DGKG  auf  diejenigen  Rechts- 
sachen  beschränkt,  auf  welche  die  Civilprozeßordnung,  die  Strafprozeßordnng 
oder  die  Konknrsordnnng  Anwendung  finden.  Mir  Recht  tritt  das  Land- 
prerk-ht  der  .\ufTassung  entgegen.  duL  auch  für  die  Zwangsversteigerung,  weil 
ine  sich  nach  der  Zivilprozeßordnung  regle,  §  2  Abs.  2  DGKG  Geltung  habe; 
ee  bedarf  in  dieser  Beziehung  nicht  der  vom  Landgerichte  gemachten  Unter- 
icheidnng  swischen  der  Rechtslage  seit  dem  Inkrafttreten  der  Novdle  nur 
CPO  vom  17.  ö.  1898  und  der  frflheren.  Denn  auch  früjicr  war  die  Zwangs- 


Digitized  by  Google 


410 


Bechtaprechung:  Deatschland. 


Vollstreckung  in  das  unbewegliche  \'erniüffen  durch  Zwanjifsversteigt'rung 
wegen  simhos  Zusammenhanges  mit  dem  Liegenschaf tsreehtf"  von  Art  <  P<1 
der  R«'y;i'iuiig  durch  die  Landcsgt  »t  t/.r»  hnn<r  tn»«rlassen  worden.  Die  »»  U»si- 
btäudigen  Vurschrifteu  der  CI'O  besclirankten  sich  in  den  ^§  755  bi&  löi 
a«l  die  Rodung  der  ZttsOndlgkeit  des  VoUstreeknng^ericlits  ud  auf  einige 
BeetimmangeD  Uber  die  Erledigung  ron  Reditsstreitigkeiten,  die  in  dem 
Verfahren  entstehen.  Nachdem  dnreh  das  Oesetz  vom  24.  3.  1897  auch 
die  Zwangsversteigerung  einhf'itlicli  geregelt  ist.  sind  die  früh«;ren  T>5 
und  T.'tC)  :ils  entbehrlich  bi  fsettigt  worden  f  P..  iri  iindang  des  Entwurfs  des  (Je- 
sft/i  s  vom  17.  ö.  18l>8,  Drucifsachen  des  Keiehst;ti:s  Bd.  IX.  No.  61.  S.  IH"!). 
In  JSt>(»  Abs.  1  der  jetzigen  Fassung  der  CPO  ist  die  Zwaugäverstc'tgvruQg 
als  eine  Art  der  Zwangsvollstreckung  in  ein  Qmndstttck  bea^hnet,  wfthread 
das  die  ZvangSTersteigerang  r^lnde  Verfahren  in  die  CFO  keine  Aafnahsie 
gefunden  bat.  Anch  der  Zweck  der  Vorschrift  des  9  2  Abs.  2  DQKG  wider- 
sfi<  it*  t  ihirr  Ausdehnung  auf  die  ZwaiigSTersteigening.  Der  Prasdl  soll 
dadurch  dem  landesgesetsrlirlu  n  Hi  >fi  iKTnner^recht  überhaupt  entzogen  werden. 
Die  Kosten  und  J^trnipilaltuMlicii  hu  lias  Z\v.iiij;svi  ist<iirtTntit!^verfahren  be- 
ruhen aber  ausschlieliiich  auf  iandesgisi  i/liche  VorÄchrihni .  ;iuf  dem  Pr. 
QKO  und  dem  8tStO.  Die  Anwendung  der  das  landesgc^etzUche  Se- 
stenemngsrecht  aaBschliessenden  Vorschrift  auf  das  ZwangsversleigerangaTer- 
lahren  wire  daher  sinnwidrig.  Da  der  Stempel  auch  richtig  Twrcchnet  ist, 
matt  der  weiteren  Beschwerde  der  Erfolg  versagt  werden.^ 

ästerreich. 

Ungültigkeitserklärung  der  in  Ungarn  geschlossenen  CivUeke 
eines  katholisclien  österreidters,  dessen  erste  in  Österrek^ 
katholisch  geschlossene  Ehe  nach  seinem  Übertritt  in  den 
ungarischen  Staatsf^erhand  von  den  ungarischen  Gerichten 

aufgelöst  wurde. 

OGH  JO.  10.  JU(t3  (Z.  ISih'ilj. 

Dr.  Ft'idtHanti  K..  österr.  i^taatsbOrger  und  rüm.-kaih.  Religion.  Iw< 
sich  am  14. 6. 1884  in  Villach  (Kirnten)  mit  der  Anna  B.  nach  riim.*kath. 
Ritas  Terehelicht  and  mit  derselben  bis  1899  —  stets  im  Inlande  —  geoietnssa 
gelebt.  Im  Jahre  19(M>  nahm  Dr.  A'.  seinen  Wohnsitz  in  Ungarn,  wnrde 
ungarischer  Staatsbürger  und  erwirkte  sodann  von  den  ungarischen  Gerichtes 
ein  rrt«il.  womit  sinne  Ehe  mit  der  Antt/f  R  g-mäß  ^  77  des  nng.  UtfUttr 
artikels  XXXI  als  definitiv  nuf^elösl  erklärt  wurde. 

Am  29.  ö.  1^2  schloß  Dr.  K.,  damals  in  Budapest  wohnhaft,  vor  dea 
dortigen  Standesamte  nne  sweite  Ehe  mit  der  Marie  C.^.  eräug.  fieUgisir 
wohnhaft  in  Segganberg  (Steiermark).  Aaeb  Mmrie  C.  war  sdion  reib» 
verehelicht  und  zwar  mit  dem  österr.  Staatsbürger  Hugo  M.,  evang.  Religion; 
doch  wurde  diese  Ehe  seitens  des  Landesgerichtes  in  X.  im  Jahre  19(U  Ar 
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getrennt  erklärt.  Nach  kurzem  Aufenthalte  in  Ungarn  schlugen  Dr.  Ä".  und 
Marie  C.  ihren  Wohnsitz  im  Inlande.  zukfTit  in  Graz.  auf.  iindertf-n  denselben 
iedorh  nach  Einleitung  der  gegenvvfirtiifen  Liitersuchung  di  r  GultiL'lo  it  ihrer 
Ehr  und  halten  sich  gegenwärtig  im  Auslande  auf.  Die  er^iu  Gattiu  I>r.  A'.'s 
doidiziliert  in  Wien. 

Die  Ehe  Dr.  K*%  und  der  Marie  C.  wurde  in  allen  Instanzen  für 
das  Gebiet  der  im  Uaterr.  Belchsrate  vertretenen  Königreiche  und  L&nder  für 
ungflltig  erklärt. 

Entscheid ungsgrilnde  des  ProzeÜgerichtes:  Für  die  Re- 
tirtoilnnir  der  Gültigkeit  der  Eht .  dit  vun  einem  inländischen  Gerichte  nur 
liiiiaicliilich  des  österr.  Staatsgebietes  in  Frage  gezogen  werden  kann,  ist  das 
österr.  Becbt  maßgebend. 

Die  Ehegatten  haben  im  Inlande  ihren  Wohnsits  genommen,  hier  ge- 
meinsam gelebt  und  damit  stillschweigeQd  die  Anerkennung  ihrer  Ehe  als 
einer  rerhtsL^iiltigen  in  Anspruch  genommen. 

Nach  ij  M  iiru!  l  :i.  h.  GR.  ^ind  Rt'chtsf^c.srhäfl* .  die  von  Ausländern  im 
Ausland*  u't  si  h]o-,si  n  wurden,  na<  h  den  hierortigen  Gesetzen  zu  beurteilen, 
wenn  sie  hierlands  rechtliche  Folgen  hervorbringen,  d.  h.  als  rechtsgültig  an- 
erkannt werden  sollen.  Dies  letztere  kann  aber  zweifellos  dann  nicht  der 
Fall  sein,  wenn  das  durch  das  Rechtsgeschäft  begründete  Vorhiltnis  einem 
im  blande  geltenden  zwingenden  Verhot^esetie,  wie  es  der  §  68  a.  b.  OB 
lilnsichrltch  einer  zweifachen  Ehe  aufstellt,  widerstreitet. 

Xurhdom  nun  boidf  Ehcuatteii  bereits  früher  verehelicht  waren,  kann 
ilire  jt  tziir,  Klir  nur  unter  der  Voraussetzung  hirrlands  Anorkennung  finden, 
daß  die  gejjetzniäßige  Auflösung  ihrer  ersten  Ehe  bewiesen  wäre. 

Dieser  Beweis  ist  allerdings  hinsichtlich  der  ersten  Ehe  der  Marie  C, 
mit  Jfugo  M,  geliefert,  weil  diese  beiden  eTai^peliscfier  Konfession  sind  und 
die  Trennung  mit  dem  Erkenntnisse  des  Landesgerichtes  Wi«i  vom  6. 7. 1901 
iremäft  %  115  a.  b.  GB  rechtsgültig  ausgesprochen  wurde. 

Anders  verhält  es  sich  jedoch  mit  der  ersten  Ehe  des  Dr.  Ferdinnt/d 
A'..  wvlrhp  vt>n  ihm  zur  Zeit,  als  er  noch  (ist^^rreirhisrhfr  Staatsbürfft  r  war, 
im  Inlande  geschlossen  wurde.  Das  Band  dieser  Ehe  ist,  nachdem  Dr.  Fer- 
dinand K.  katholischer  Religion  ist  —  und  auch  zur  Zeit  seiner  ersten 
Veiehelichung  war,  gemäß  §  III  a.  b.  GB  nur  durch  den  Tod  eines  Ehegatten 
trainbar  und  demnaehf  da  die  erste  Ehegattin  Anna  K.  noch  am  Leben  ist, 
als  ungelöst  anzusehen. 

Das  Erkenntnis  des  Kgl.  Gerichtshofes  Harmaros  Sziget,  womit  di<  se 
Ehe  nln  aufgelöst  erklärt  worden  ist.  kann  hierlands  nicht  als  wirksam  an- 
erkannt werden,  einerseits  weil  die  Trennbarkeit  der  im  Inlande  geschlossenen 
Ehe  nur  nach  den  hier  geltenden  Gesetzen  beurteilt  werden  kann,  andererseits 
weil  dem  ungarischen  Erkenntnisse  als  einem  Akte  einer  audftndiscben  Staats* 
gewalt  eine  Wirlrang  fliier  den  Bereich  dereelbm  an  sich  nicht  nnkommt  und 
nach  den  Bestimmungen  der  MV  vom  13.  12.  1897,  No.  285,  RGB  über  die 
Exekution  ungarischer  Urteile  im  Inlande  auch  nicht  mittelbar  eingeräumt  ist. 
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Die  erste  Ehr  des  Dr.  Ferdinand  K.  muß  also  als  noch  zu  Ktoln 
stehend  gelten  uinl  <  riziln  si(  h  rliraus,  sowie  aus  dem  im  §  62  a.  b.  Gß 
aufgestellten  GrumlsHtzt;,  dal^  ein  ^umi  nur  mit  einem  Weibe  zu  gleicher 
Zeit  TermUilt  sein  kann,  daS  die  xwdte  Ehe  des  Dr.  Ferdinamd  K.  in 
Geltnngigebiete  des  a.  b.  GB  als  nngflltig  awwmehwi  iat 

Die  vom  Verteidiger  des  Ebebnndes  sitlerten  Hofdekrete  Tom  15. 7. 179ft 
und  vom  28.  1(K  18(»1,  No.  543,  JOS.,  wonach  Bheklagen  von  Ansländcm 
nicht  nach  inländischen  Gesetzen  zu  bearteilai  wilrra,  sind  durch  das  a.  GB 
außer  Wirksamkeit  gesetzt  worden. 

Entscheid  nngsgr  finde  des  Berufungsgerichtes:  Die  An- 
wendnii::  des  ir»  luden  (ungarischen)  Rechtes;  ist  bei  Entscheidung  der  Frage 
der  tiültigkcit  der  Ehe,  um  welche  es  sich  vorliegend  handelt,  deshalb  ana- 
geschtosaen,  weil  die  tqbi  Bemfongswerber  litinten  Bestimmungen  des  im- 
garischen Gesetsesartikel  vom  Jahre  tSlH  für  Ungarn  gelten,  fOr  die  im 
!:(  !(  lisrate  vertretenen  Kttnigreiche  nndLttnder  ist  die  Frage,  ob  fremdes  oder 
einheimisches  R(  ( ht  anzuwenden  ist,  nur  nach  österr.  Rechte  zu  beinleilen. 
Eine  Anwendung  frennKii  Rechtes  muÜ  dann  prinzipiell  ausgeschlossou  sein, 
wenn  ilas  einheimische  Hecht  nach  dem  Wortlaute  and  Sinne  des  Gesetzes 
unbedingte  Geltung  zu  finden  hat. 

Das  a.  b.  GB  hat  den  Grundsatz  des  katholischen  Kirchenrechtes^  dafi 
das  Band  einer  gültigen  Bhe  swischen  kathoUsdien  P^esonen  nar  durch  den 
Tod  des  einen  Ehegatten  getrennt  werden  kann,  im  §  III  reiipiert  tud  im 
%  62  normiert,  daß  ein  Mann  nur  mit  einem  Weibe  und  ein  Weib  nur  mit 
einem  Manne  zu  gleicher  Zeit  veiniählt  .siin  kann.  Eine  diesem  zwingenden 
Verbotsgesetze  zuwiderlaufende,  dem  Gei.st(  de.s  einheimischen  Rechtes  nach, 
unsittlich  erscheinende  Verbindung  anzuerkennen,  ist  dem  österr.  Richter  nicht 
gestattet,  wenn  auch  nach  Zulafi  des  ungarischen  Bechtes  die  Trennung  der 
ersten  Ehe  des  Dr.  K.  ansgeqirodien  wurde,  dn  die  GOltigkeit  dieser  ersten 
Ehe  foaglos  ist. 

Nach  §  37  nnd  4  a.  b.  GB  ist  das  teterr.  Recht  aber  nach  deshalb  an- 

anwenden,  weil  die  in  Ungarn  erfolgte  Eheschließung  des  Dr.  K.  nnd  der 
Marie  C.  in  Österreich  rechtliche  Wirkun^'en  hervorbringen  soll. 

Denn  nicht  nur  haben  Dr.  A".  und  Jfnrif  C.  nach  der  in  l'niiarn  er- 
folgten Eheschließnng  in  t  >st*Treieli.  wo  i^r.  K.  übrigens  aiuh  nach  Inhalt 
des  ProzeÜaktes  einen  Grundbesitz  hat,  ihren  Wohnsitz  genommen,  sondern 
anch  die  erste  Ehegattin  des  Dr.  JT.,  Fraa  Anna  K.  geb.  B.  hat  ihren  Woim- 
sita  in  Österreich,  in  Wien.  Kicht  nor  fttr  sich  beaa^nichen  Dr.  K.  nnd 
Marie  C.  die  Anerkennnng  ihres  Ehestandes,  sondetn  es  soll  dieses  ebdide 
Verhältnis  und  das  demselben  vorausgegangene  Trennungserkenntnis  des 
nngarischen  Gerirhtes  seine  Rechtswirksamkeit  auch  auf  die  erste  in  Wien 
lebende  Gattin  des^  Dr.  K.  und  des  von  diesen  beiden  seinerzeit  in  Österreich 
geschlossenen,  nach  österreichischem  Rechte  noch  heute  gfllUge  EbebOndnis 
erstrecken. 
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wird  mit  Rttcksicht  an!  die  BeTidonaaiufühningeD  nur  folgendes  bemerkt. 
Nachdem  zur  Zeit  der  Ein<rf^innij  der  zweiten  Ehe  seitens  des  Dr.  A'.  mit 
Marie  C.  d.  i.  am  2i).  '3.  i;i02  die  erste  Ehe.  welche  nach  kaTholischem 
Kitas  am  14.  B.  1H84  abKeschlussen  wurde,  nicht  durch  den  Toii  il«  r  Gattin 
Anna  K.,  geb.  B.,  welche  derzeit  in  Wien  lebt,  gelüst  war,  su  stand  der 
erstenrtthnten  EhesdiUeßang  des  Dr.  K.  da«  öffentUchreGhtlidie  Efaehindemii 
des  KathoUziflmaB  nach  %  III  a.  b.  GB  und  retp.  der  $  62  a.  h.  GB  entgegen, 
wonach  ein  Hann  nnr  mit  einem  Weibe  vcnniblt  sein  darf.  Diese  Beetim- 
mnngen  und  nicht  jene  des  angarischen  Rechtes  sind  aber  in  Anwendung  zu 
bringen,  da  zur  Zeit  der  Einleitung  der  Erhebungen  wegen  Ungültigkeit  der 
am  2t).  ö.  11)02  in  nnqrarn  ahtreschlosst  nen  Ehe  Dr.  A'.  und  Marie  C.  als 
Ehegatten  in  Osterreich,  nämlich  in  Graz  ihren  ordentlichen  Wohnsitz  hatten, 
demnach  die  Beditalolgen  der  hierlands  fortgeeetiten  zweifachen  Ehe  tfuch 
daaelbet  existent  wwden  sollten,  und  namentlich  fflr  die  in  Wien  domizilierende 
in  Österreich  angetraute  erste  Gattin  nicht  ohne  Rückwirkung  sein  kSnnea. 

Es  erscheint  aber  zweifellos  unzulässig,  Handlungen,  welche  für  einen 
österr.  Staatsbürger  aus  öffentlichrechtlicben  Orümlen  als  unerlaubt  und 
rechtsun^ziiltiir  erklärt  werden,  wenn  sie  ein  in  <  Österreich  lebender  Ausländer, 
wenngleich  im  Aualande  begangen  hat,  als  eriaubi  und  in  den  im  iieichsratc 
Tertretenden  Königreiche  und  Ländern  rechtswirksam  an  betrachten,  denn  hat 
das  Ssterr.  Gesetz  im  Interesse  der  öSmitlichen  Ordnung  und  der  guten  Sitten 
ein  Verbot  erlassen,  so  sind  demselben  nicht  nnr  die  fisterr.  Staatsbürger, 
sondern  auch  alle  Anslünder,  welche  in  diesem  Staate  leben,  soweit  ihre 
Ha!ullunü:en  hier  von  Wirktmir  sein  sollen  oder  tatsächlich  sind,  unterworfen, 
weil  nur  in  diesem  Falle  ilei  Zweck  des  Verbotsgesetzes  voll  zu  erreiehen 
ist.  Das  Ehehindernis  des  Katholizismus  ist  nun  zwingender  Natur,  derart, 
dafi  in  Österreich  keine  Ehe  gUltig  betrachtet  wwden  kann,  wdcher  dieses 
Hindernis  anhaftet^  sei  es,  dafi  es  sich  nm  In^  oder  Anslftnder,  um  im  In- 
oder  Auslände  gesohloosene  Ehen  handelt,  denn  es  kann  einem  in  Österreich 
lebenden  Ausländer  bezüglich  der  Rechtswirkung  verbotener  Handlungen  nicht 
mehr  Recht  ein^eriinint  sein,  als  einem  Inländer,  vielmehr  rnüs.sen  Verbnts- 
gcsetze  cejren  alle  Inwulmer  •,'ieirhnialjiir  j.'flten  und  in  .\ii\V('niluni^  konuin-n 
(isiche  hierzu  auch  die  in  den  üuterinätanzen  angeführten  S§  4  und  H7  a.  b.  üB). 
Die  persönliche  Fähigkeit,  ein  Rechtsgeschäft  einzugehen,  kommt  bei  Handlangen, 
weldie  überhanpt  gesetzlieh  untersagt  sind,  nicht  in  Betracht.  Ebenso  irrelevant 
ist  die  Tatsache,  daß  Dr.  K.  bei  ungarischen  Gerichten  die  AnfUfsung  seiner 
ersten  Ehe  erwirkt  hat.  weil  diese  Entscheidung  für  ()8terreich  ohne  Rechts- 
wirknnij  ist,  wie  dieses  bereits  im  l'rteile  erster  In.itan/  ans<fefiilirt  wurde. 

Sehlielilieh  ist  hervorzuheben,  daß  die  üngültiiikcii  der  am  2i).  5.  11)02 
in  Ungarn  geschlossenen  Ehe  ohnehin  nur  für  das  Gebiet  der  im  üsterr. 
Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder  ausgesprochen  wurde,  somit 
nnr  insoweit  die  Gültigkeit  der  Ehe  in  dieson  Staatsgebiete  in  Betradit  kommt. 
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Rechtsprechung. 


Nichtanerkennung  eines  deutschen  Urteils,  durch  weiches 
die  Ehe  eines  kaiholiscken  Österreichers  vom  Bande  geschieden 
ist.  Ungültigkeitserklärung  der  van  dem  Ehemann  itoob 
späterem  Übertritt  zum  Protestantismus  eingegangenen  Ehe, 

0GB  10.  4.  1904  (Z.  6399). 

Andreas  A.^  im  Jahre  1866  in  Eger  (Btthmen)  geboren,  daliui  cnstiiidii; 
und  kathotiseher  Religion,  hat  am  27.  3. 1890  mit  Marie  geb.  B..  venK-itwa 
gewesene  C.  evangelisch  -  Intheriscben  Glaubens,  vor  dem  Standesamte  in 
Chemnitz  (Sachsen^  die  Ehe  {^geschlossen.  Diese  Ehe  wnrdc  wegen  Ehebruches 
des  Ehemannes  durch  Urteil  des  K  LG  in  ChemnitE  vnni  7  n.  1H}»5  vouv 
Bande  geschieden.    Die  Ehefrau  hat  im  Jahre  vor  dem  Stuudesauite  in 

ChemnitB  mit  Betmieh  X.  eine  neue  Ehe  geschloMen. 

Andrea»  A.  nahm  Ende  des  Jahres  1901  aeinen  Wohnaits  wieder  in 
Eglr.  meldet«  am  ö.  1.  15)02  seinen  Austritt  aus  der  katholischen  Kirche 
and  seinen  Eintritt  in  die  evaiit(plische  Kirche  an  und  wiiidt-  ain  22.  1.  1SH^2 
In  der  evÄnpolisrhpn  Kirche  zu  Esrer  mit  der  im  Jahre  IWö  zn  Eut 
geborenen  Anna  geb.  Z).,  welche  am  11.  1.  1SMJ2  aus  der  katholischen  Kirche, 
der  sie  seit  ihrer  Gebart  angehört«,  ebenfalls  ausgetreten  und  in  die  evaugelisch- 
Intheriache  Kirche  Angetreten  ist,  —  nach  erangeliachem  Ritus  getraat. 

Dine  Ehe  wnrde  in  allen  Instansen  f Or  nngflitig  erkttrt. 

EntschcidungsgrUnde  des  Prozeßgerichtes:  Für  die  Beurteilung;: 
der  Gültigkeit  der  am  22  1.  lf»f)2  zn  Etrer  zwischen  Andreas  A.  und 
Atnrrr  geh-  D.  nach  evan^'rlist  hi  iii  Kiiii.s  sdilnssene  Ehe  ist  die  Beantwortung 
der  Frage  entscheidend,  ob  die  erste  von  Andreas  A.  mit  Maria  geb.  B., 
venritwet  gewesene  C.  geachloaaene  Ehe  gültig  sei. 

Durch  die  Heiratsarknnde  des  Standesamtes  Ghemnits  vom  4.  2.  19üB 
ist  erwiesen,  daß  dieselben  am  27.  3.  1880  die  Ehe  gesehlosaoi  haben. 

Gemäß  Zuschrift  des  Bürgermeisteramts  Eger  vom  8.  4.  1902  und  das 
Annutszeti^^is  dfssrlhrn  vom  2.')  !(  VM)1.  sdwir  durch  das  Zugeständnis  des 
Andreas  A.  ist  erwiesen,  dati  Andreas  A.  nstfTrcichisi  luT  Staatsbürger  ist. 
Die  Gültigkeit  dieser  Ehe  ist  sonach  gemub  4  a.  b.  üB  nach  dem  österrcicbi* 
sehen  Qeeetie  an  beurteilen  and  au  behandeln. 

Nun  liegt  schon  ein  Ürteil  eines  anstftndisehen  Gerichtes  Aber  die 
OOltigkeit  dieser  Ehe  vor. 

Mit  Urteil  des  K.  LG  Chemnitz  vom  7.  5.  1895  wnrde  nämlich 
dirso  Ehe  dem  Bande  nach  geschieden  und  zwar  wegen  Ehebruch  de» 
Andrean  A.    Dieses  L'rteil  ist  rechtskräftig  gt  \s  (»rdt  ii. 

In  den  Gründen  dieses  Urteiles  wurde  ausdrücklich  hervorgehoben,  daß 
beide  Eheteile  snr  Zeit  ihrer  Ehesehliefinng  österreichische  Untertanen  waicn. 
daß  deshalb  hd  Beurteilnng  dieser  Ehe  das  dsterreldilsehe  Qeseta  aninwenden 
ist.  daß  aber  die  dentsrh,-  CPO  eine  Klage  Auf  dauernde  Scheidung  der  Ehe 
VfiTi  Tisch  und  Bett  nicht  kennt  und  deshalb  na<h  i;  77  des  Gesot/rs  vom 
ti.  2.  Iö7ö  die  Auflösung  der  Ehe  dem  Bande  nach  aasgesprochen  wurde. 
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Dieses  Urteil  Icdnnte  fttr  Österreich  nor  dum  Geltung  haben,  wenn  die 
Vollstreeknng  dieses  Urteiks  nadi  §  79  EO  und  der  Yerordnang  des  Justiz- 
Minlsrterinms  vorn  21.  12.  1809  EolÄssig  wäre.  Nach  §  81.  Abs.  2  und  4  EO 
und  der  zitierten  TMV  ist  aber  die  llewilli«rnn!i  flcr  Vullstrockbarkeit  eines 
in  Deutschland  trt  fällten  Frteilps  zn  versai^tn,  wenn  im  Inlandc  ein«'  Haiul- 
lung  erzwungen  werden  soti.  welche  iiberhaupt  anerlaabt  ist,  wenn  ein  Rechts- 
▼erhättnis  zat  Verwirklidiiing  gelangen  soll,  welehen  itech  äxm  iniliiidiscben 
Oesetze  die  Oflltigkeit  Tcmgt  ist  und  die  Anwkennung  des  deutschen  Urteils 
gegen  den  Zweck  eines  Mersnlande  geltenden  Qesetses  Terstofien  wflrde. 

Nun  kann  alu-r  nach  §  1(19  des  a.  b.  GB  dann,  wenn  ein  Bheteil  wegen 
Ehebruf  lus  strafiwhtlich  für  schuldii/  t  rkannt  wurde,  nur  die  Scheidung  der 
Ehe  von  Tisc  h  und  Bett  ansi^t  simn  In  ii  werden,  das  Band  der  Ehe  bleibt 
aber  aufrecht  bestehen.  Nach  §111  a.  b.  HB  kann  das  Band  einer  gültigen 
Blie  von  Katholiken,  auch  dann^  wenn  an^h  nnr  ein  Teil  nur  Zeit  der 
geschlossenen  Ehe  der  kathoUscben  Religion  zugetan  war,  nur  durch  den 
Tod  des  einen  Ehegatten  gelöst  werden.  Da  die  erste  Ehegattin  Maria 
geb.  B..  verwitwet  gewesene  C,  jetzt  verehelichte  K,y  wie  aus  der  Angabe 
des  Andn'n.s  A.  und  df-m  Einvcrnalnnsprotoknlle  mit  Marin  K.  vom 
4.  1  hl  rvortjcht  und  als  erwieheii  anm  numuien  wird,  noch  am  Leben 
itit,  so  bind  durch  das  Urteil  des  K.  LG  in  Chemnitz  vom  7.  5.  185IÖ 
wesentliche  Grundsätze  des  inländischen  Gesetzes  verletzt  und  es  muß 
deshalb  diesem  Urteile  die  Gttitigkeit  im  Inlands  abgesprochen 
werden. 

Diesi-r  AnnalinK  steht  der  Umstand  keineswegs  entgegen,  daß,  wie  aus 
der  HeiruT^nrkiinflc  lirs  Standesamtes  in  Chemnitz  vom  4.  2.  VMX,\  hr-rvorgeht 
und  als  erwiesen  angenommen  wird,  Maria  geb.  B ,  verwitwet  gewesene  C, 
am  1.  2.  181)8  eine  neue  Ehe  mit  Heinrich  K.  n  icli  i  vangelischem  Ritus 
geschlossen  hat»  die  nach  dem  ausländischen  dentschen  Rechte  gtiltig  ist ; 
denn  einerseits  kann  diese  nachfolgende  Tatsache  auf  die  frfther  zwischen 
ihr  und  Andreas  A.  bestandene  Ehe  keinen  EinUnß  haben,  anderseits 
untersteht  dir  anfrtrhte  Bestand  dieser  Ehe  der  ersten  Ehegattin  des 
Avfh  fffs  A.  mit  Hi  i)n  ich  K  p:ir  nidif  einmal  di  r  Judikatnr  des  inlandischen 
(ferichtes  und  kann  desliall»  aueh  keinen  EinÜuti  haben  auf  die  Entscheidung 
eines  inländischen  Gerichtes,  welches  in  seinen  Entscheidongen  an  inländisches 
Recht  gebunden  ist. 

Da  gemäß  Beschluß  des  K.K.  OLG  Tom  20.  6.  1903  nach  %  97  a.  b.  OB 
für  dieses  frflhere  Ebeband  ein  Verteidiger  zu  bestellen  ist,  wurde  Dr.  JV. 
mit  Beschluß  vom  29.  ä.  15X18  als  Verteidiger  dieses  Ehebandes  bestellt,  da 
das  rrcricht  nach  §  499.  Abs.  2  CPO  an  die  rechtliche  Beurteilung  des 
Berufnnfr^trt'Hrhts  pebnnden  ist.  Wenn  aber  der  Instand  der  ersten  Ehe  zu 
prüfen  und  dariilKr  zu  entscheiden  ist.  mnti  der  Ausspruch  hierüber  in  das 
Enunziat  !»eibat  mit  aufgenommen  werdun,  weil  sonst  dem  Verteidiger  dieses 
Bhebandes  ein  Beschwerderecht  nicht  zustehen  und  seine  Bestellung  dadurch 
illusorisch  sein  wflrde. 
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Es  wurJc  ilrshalb  iirtfilsmäöig  austrf^sprorhpn .  dati  die  zwischen 
And  uns  A  und  diL>  Maria  geb.  B.,  verwitwet  geweseae  C,  gescbltmene 
Ehe  zu  Hecht  besteht. 

Mit  der  Featatellimg  de«  sufreehten  BeatMidea  dfeter  ««ton  £lie  ftltt 
die  QQltigkeit  der  zweiten  swlBchen  Andreas  A.  und  Anna  geb.  D.  am 
23.  1.  1902  zu  Eger  nach  eraogeliachem  Ritne  gesciilo«seiien  Ehe.  Dieser 
Ehe  stand  nämlich  das  Ehehindernis  des  §  62  a.  b.  GB  des  bestehenden  Ehe- 
bandes entgegen,  da  Andreas  A.  iimiur  ihmIi  als  mit  Afnrfa  'j^eh  B., 
verwitwet  gewesene  C.  verheiratet  anzusehtii  ist.  und  er  daher  eine  zweite 
Ehe  nicht  eingeben  durfte.  Für  ihn  kunnte  die  erste  Ehe  nur  durch  dea 
Tod  seinw  enten  Ehegattin,  da  er  als  KathoUir  diese  Elte  gescbloMen  hatte. 
geUtat  werden. 

Wenn  er  auch  nacbtrigUeh.  wie  durch  die  Bestätigung  der  K.  K.  Bozirks- 
bauptinannschaft  in  Eger  vom  ("  1   M'iJ2  und  der  Erklärung  des  evang«  ii>.  Ii  n 
rfarramtes  in  Eger  vom  h.  1.  Uiü2  erwiesen  anc;enonimcn  wurde,  am  .').  1 
seinen  Austritt  aus  der  römisch-kath.  Kirche  angezeigt  und  zur  evangelischen 
Kirche  übergetreten  ist,  so  gilt  für  ihn  immer  noch  gemäß  des  Ministertal- 
Erlasses  vom  14.  7.  1854  das  Ehiehindernis  des  bestehenden  Ebebandes. 
Es  wurde  deAalb  ansgespnieben,  dafi  diese  «weite  Ehe  nngaltig  sei. 
WMin  ein  Widerspruch  darin  hi  steht.  daß  Maria  geb.  B.,  vennitwet 
gewesenen  r   \i\  Dcutsi  bland  eine  zweite  Ehe  mit  TTi'inrich  K.  i:-  ^jrhlnssfn 
bat,  welche  uuaugefuchteu  besteht,  während  die  von  Atidreai^  A  in  i  t-tvrr-'ii  Ii 
mit  Attfia  geb.  J).  geschlossene  Ehe  uugiUUg  erklärt  wird,  truizdetn  »uli 
beide  anf  das,  die  «nte  Ehe  dem  Bande  naeh  anlKtoewte  Urteil  des  U3 
Chemnitx  vom  7.  5.  1895  berafen,  so  erklftrt  sich  dieser  Widersprach  aas  der 
verschiedenen  Oesetagebnng  beider  Staaten  und  kann  deshalb  andi  nicht 
behoben  werden. 

Entscheidungsgrilnde  de«?  Bernf unsrscerirhto'«:  Im  Absätze  III 
ist  das  crstriehterlicbe  Urteil  nicht  angefochten,  weshalb  es  in  dieser  iUchtojig 
nach  §  462  Abs.  l  CPO  unberührt  bleibt. 

Die  lecbtlicbe  Beurteilung,  der  die  vorliegende  Sbttecbtesadie  von  dem 
Proaefigeriehte  erster  Instanz  ontenogen  worden  ist^  moS  aocb  von  dem 
Berufungsgerichte  als  zutrctfend  erkannt  werden.  Als  Amfraan  A.  am 
27.  '^.  1890  vor  dem  Standesamte  in  Chemnitz  mit  Maria  geb.  Ii.,  verwitwet 
gewesene  C  die  Ehe  «rhloß,  \v;ir  er  österreichischer  .^taat.shiirtii  r  und 
katholischer  Religion ;  Andreati  A.  ist  noch  heute  österreichischer  .MaaU- 
biirger,  jedoch  am  5.  1.  1902  zur  evangelischen  Kirche  Ubergetreten.  SdneB 
Wobnait«  hatte  Andreas  A.  aar  Zeit  der  obigen  Bheschließnng  in  Chenuiits. 
Wenn  nnn  aacb  aofolge  der  Bestimsuing  des  §  37  a.  b.  GB  anf  diese  She 
zuvörderst  die  Kegeln  des  an  Chemnitz  in  Sachsen  geltenden  bürgerlichen 
Rechtes  anzuordnen  sind,  so  erleidet  dies  doch  nach  derselben  Gcsctzcssteüe 
die  Einschränkung,  daß  für  den  österreichen  Staatsbürger  die  Vorschrilt  d«s 
g  4  a.  b.  ÜB  uutec  allen  Umständen  zu  beachten  ist.  Uiernach  bleiben  die 
itstoreichischen  Staatsbürger  aooh  ja  Handlungen  nnd  Gescbilteiit  di«  sie 
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anlicr  dem  Staatsgebiete  vornehmen,  an  die  österreicbisclaeu  Gesetze  ge- 
bunden, insoweit  als  ihr«  persönliche  Fähigkeit,  sie  zn  nnternehiuen,  dadurch 
eingeschrUnkt  wizd  und  als  diese  Handlmigen  und  GesebUte  XQgletch  in 
Üsterreicli  rechtliche  Folgen  hervorbringen  sollen.  Nnn  bestimmt  §  1 1 1  a.  h.  GB, 

daß  das  Band  einer  gilltigen  Ehe  zwischen  kath(di8ch«l  Personen  nur  durch 
den  Tod  des  einen  Ehegatten  getrennt  werden  kann:  ebenso  nnauflüslich  ist 
das  Band  der  Ehe.  wenn  aurh  nnr  ein  Teil  schon  zur  Zeit  der  geschlossenen 
Ehe  der  katholischen  Keligiou  zugetan  war. 

Da  Andreas  A.  zur  Zeit  der  Eheschließung  in  Chemnitz  katholischer 
Religion  war,  so  ist  ihm  die  personliche  Fähigkeit,  bei  Lebsseiten  der  ihm 
gttltig  angetianten  Maria  geb.  S.,  verwitwet  gewesene  C  eine  neue  Ehe 
schließen  xa  können,  entzogen.  Für  Andreas  Ä.  als  österreichischer  Staats- 
bürger, der  zur  Zeit  der  obigen  Eheschließung  katholisch  war,  ist  diese 
BechtHfolsre  cinfretreten,  wenn  anch  die  Ehe  im  Auslande  geschlossen  worden 
ist,  indini  durch  das  Eheband  zugleich  im  Inlande  in  privat-  und  «.ffcutürb- 
rechtlicher  Hinsicht  wirksame  Folgen  hervorgebracht  werden.  In  dieser  iliiisicht 
ist  es  ohne  Belang,  daß  mit  dem  Urteil  des  K.  LG  Chemnits  vom  7. 5. 1895 
diese  Ehe  Tom  Bande  geschieden  wurde  und  dieses  Urteil  in  Rechtskraft 
erwachsen  ist.  Nach  §  81  Z  3  EO  darf  ein  ausländisdu  s  Urteil,  das  den 
Personenstand  eines  österreichischen  Staatsbürgers  betrifft,  im  Inlande  nicht 
vollstreckt  werden.  Für  Andreati  A.  als  zur  Ztit  der  Ehe.schlicßnn^ 
kaf hiiliscli  ;.'.  wp8enen  österreichischen  Staatsbflrfrcr  und  fiir  st  in  (istri  r(  i(  hi.sches 
Heiinatlunii  wurde  das  Band  dieser  Ehe  duich  das  obige  Urteil  des  K.  LG 
in  Chonnits  nicht  aufgelöst,  indem  Andreas  A.  an  die  Bestimmung  des 
§  in  a.  b.  GR  gebunden  erseheint.  Maria  geb.  B.,  rerwiwet  gewesene  C.y 
lebt  noch  und  muß  daher  das  P  unl  der  Ehe  zwischen  Andreas  A.  und  ihr, 
das  nur  durch  den  Tod^  eines  der  Ehegatten  lösbar  ist.  als  noch  zn  Recht 
beetebend  anf;(  :;ehen  werden 

Dem  steht  (lurchuus  nicht  entgegen,  daß  Maria  geb.  B..  verwitwet 
g<;we8ene  C,  am  1.  2.  18U8  eine  neue  Ehe  mit  Heinrich  K.  in  Chemnitz 
gesdilossen  hat;  wie  sehe«  das  Prozeßgericht  erster  Instanz  richtig  henrorheht, 
finden  derartige  Widerspräche  in  den  Rechtererhältnissen  ilue  naturgemäße 
B^;rflndnng  in  der  Verschiedenartigkeit  der  bei  nns  nnd  in  Deakachland 
geltenden  Ehetresc tzjr,  buntr  Nach  den  ^§  2:U;.  2b\)  Abs,  2  CPO  und  §  1  der 
JMV  vom  12.  18H7  Kciil  No  2H;',  mnß  daher  nrteilsmäCitr  fist Erstellt 
wrrd'-n.  daß  diese  in  Chemnitz  abgebt  lilnssi  ne  Ehe  des  Andreas  A.  zu  Kcf  lit 
besteht.  Der  Ehe,  die  Andreaa  A.  am  22.  1.  1Ü02  mit  Anna  geb.  D. 
abgeschlossen  hat>  stdit  biemadi  das  Ehehindemis  des  noch  bestehenden 
Ebebandes  nach  §  62  a.  b.  GB.  entg^en  nnd  ist  hierwegen  diese  Ehe 
nngttitig. 

Entscheidnngsgründe    des    Obersten    Gerichtshofes:  Das 

oberlandfsjrrrirhtliche  Komformaturteil  wird  von  dem  Verteidiger  des  Ehe- 
b.indes  zwiscbM)  Andreas  A.  und  Anna  geb.  D.  nnter  .Anrufung  der 
Kevisionsgriuidi  der  Z.  3  und  4  des  §  503  Cl'Ü  angefochten  nnd  beantragt, 
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dasselbe  dahin  abzuiinderu.  daü  die  zwischen  Aitdreas  A.  und  Anna  geb.  D. 
gefehloflseiie  Ehe  als  i^^Ultig  erlrfäit  wird. 

Der  lU-N  idionsgrund  der  Z.  3  des  §  5(33  der  CPO.  ist  nicht  dem  Gtsetie 
gem&6  au^^eführt,  denn  selbst  dann,  wenn  die  in  den  Eatacbeidnng^iründeit 
des  beralnngsgeriehtlichen  UrtdlM  zum  Anadracke  gebracbte  Anibssiuig  der 
Becbtswirkung  des  ürteilcs  des  K.  LG  in  Chemnitz  vum  7.  5.  1895  unrichtig 
wäre,  so  würde  es  sich  ledi^:Uch  um  eine  irrige  RechtsansiHir  und  nicht  um 
eine  tatsächliche  Vorausset  zu  n<i  hnndelii,  denn  der  Bestand  und  der  Inhalt 
deä  oben  bezogenen  Urteiles  wird  in  den  oberlandesgerichtlicheo  Urteilsgründen 
ausdrücklich  anerkannt. 

Der  oberste  Gerichtshof  bat  ultvi  auch  nicht  gefunden .  daß  das 
KfHaformatarteil  des  OLG  auf  einer  unrichtigen  rechtlicben  Brarteiinng  der 
Sacbe  beraben  wfltde. 

Es  steht  fe^,  daB  AMdreat  A.  ösleneiebisdMar  Staatabfixger  war,  als 
er  die  beiden  bier  in  Bede  stebendra  Eben  gescblossen  bat  and,  daß  er  der 

katbolischen  Religion  ««getan  war.  als  er  die  Ehe  mit  der  evangeliscfaen 

Maria  geb.  B.,  verwitwet  gewesene  C,  am  27  "V  1 890  TOr  dem.  Standessmte 
in  Chemnitz  im  Könicreiche  Sat  h^en  geschlossen  hat. 

Bezürrlirh  dieser  Ehe  hat  das  K.  sächsisclio  LG  Chemnitz  mit  dem 
ohhezogi  iicri    l'rtrih»   orkunnt :    .Dir  .im  37  '\  ^psrhlossene  Ehe  der 

Parteien  wird  wegen  Ehebruch  deü  Beklagten  mit  der  öirickerin  Lina  J.  in 
Altenheim  vom  Bande  geschieden." 

Wird  nun  erhoben,  daü  Andreas  A.  schon  zur  Zeit  der  mit  Maria 
geb.  B.t  yerwitwet  gewesene  C,  gescUossMie  Ehe  der  katholischen  Religion 
sngetaa  und  Österreichische  Staatsbttrger  war,  —  so  ergibt  steh  aus  den 

im  §  III  des  a.  b.  OB  nnd  in  dem  ME  vom  14.  7.  1854  No.  193  R6B 
enthaltenen  Bestimmungen,  daß  das  Band  dieser  gfllügen  Ehe  zwischen  den 
obgenannten  Personen  nur  durch  den  Tod  des  einen  Ellegatten  getrennt 

werden  kann. 

DaB  das  vorstehoTid  bezuLTt  TiP  Urteil  des  K.  sächsischen  LG  hierlands  A  h 
in  den  im  Ri  irhsrate  vertitttucu  Königreichen  und  Ländern  der  östei-reicluäcitöu 
Monarchie  nicht  vollzogen  werden  darf,  haben  die  beiden  Untergerichte  in 
ihren  TTrteilsgrttnden  anter  Bemfong  auf  die  Bestimmungen  des  JHE  vom 
81.  12.  1899  und  die  §§  79  nnd  81  Abs.  2,  S  nnd  4  der  BO  nttteM 
ansgeftthrt. 

Das  Band  der  ersten  der  b<  iil»  n  hier  in  Rede  stehenden,  von  Antlnnv^  A 
geschlossenen  Ehen  ist  durch  den  Tod  der  Maria  irob  H..  verwitwtt 
gewiscn-n  r,  nirht  getrennt  gewesen,  als  er  am  21.  1  !'H)-i  in  der 
evan^f«  hn(  ht  n  Kirdic  r.n  Eger  mit  Anna  geb.  D.  nach  evangelischem  Ritas 
getraut  wurde.  —  Diese  zweite  Ehe  wurde  wegen  des  im  §  62  des  a.  b.  OB 
angefahrten  Bhehindemisses  geaiU  §9  M  vad  98  des  a.  b.  OB  mit  Beefet 
fOr  vngOltig  erkürt. 
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ÜUffültwerklärung  der  Meschließung  eines  Österreichers  mii 
einer  ßhin/töain,  deren  in  F^rankreii^  geschlossene  frühere 
Ehe  von  den  franMäsist^en  Gerichten  getrennt  worden  ist, 

O&ff  8,  8.  04.  fZ.  18301  1908). 

Die  zwischen  den  Streitteilen  am  -UJ.  12.  18^3  in  (irubownica  gesclilwtöene 
Ehe  woid«  in  ilten  birtaiisen  für  ungültig  erklärt. 

Orflnde  des  Urteilt  des  Oberaten  Oeiichtaliefea:  Ans  den  Akten 
erfcellt»  dnfi  die  Beklagte  in  Puls  am  9.  10. 1878  mit  N.  eine  Ehe  unter  Be- 

obachtang  der  französischen  Gesetze  and  der  kirchlichen  Bräuche  geschlossen 
bat;  daß  nachher  mit  Urteil  des  Civiljjorichtos  I.  Instanz  dos  Departements 
de  la  Seine  vom  18.  12.  1884  auf  («rund  des  Art.  MIO  Codt'  civil  die  Trennung 
ditser  Ehe  aasgesprochen  wurde;  duü  daiaufhin  am  12.  I8i^8  die  lie- 
klagt«  mit  dem  Kläger  in  der  Pfarrkirche  zu  Qrabownica  in  Oelisien  sich 
wieder  Tnebdiolite;  da6  ihr  erstw  Bhegatte  nur  Zeit  dieser  ihrer  Verehe- 
lichnqg  nm  Lehen  war  nnd  noch  lebt;  daß  sowohl  der  KlSger  als  anch  die 
Beklagte  nnd  Uir  erster  Ehegatte  dem  römisch-katholischen  Qlaultensbekennt- 
nisse  anpohören;  daß  die  Giilti^k(>it  der  zwischen  der  Bfklagton  nnd  ihrem 
ersten  Ehegatten  geschlossenen  Ehe  in  den  bezocfpnen  forteilen  der  französische» 
Gerichte  gar  nicht  in  Frage  gestellt  wurde:  und  dali  auch  durch  die  nun 
gepflogene  Untersuchung  keine  der  GtUtigkeit  dieser  ersten  Ehe  entgegen- 
stdienden  Hindendsae  an  Tage  getreten  sind.  Wird  nnn  erwogen,  daS  naoh 
§  III  a.  h.  OB  eüie  swischen  Kathollk<ni  gültig  gesi^essene  Blie  nur  dnrch 
den  Tod  eines  der  Ehegatten  aol^lfist  wird  nnd  sonst  dem  Bande  nach  un- 
lösbar ist,  —  daher  das  bezogene  Trennungserkenntnis  des  franzfisischcn 
ftfrirhtes  im  Oeltuncsjrebiete  des  a.  b.  ÜB  keine  Reehtswirkung  haben 
kann,  viclmelir  das  Band  der  zwiseheii  der  Beklagten  und  ihrem  ersten 
Ehegatten  geschlossenen  Ehe  als  iort bestehend  angesehen  und  nach  den  62 
nnd  III  a.  h.  OB  als  nn  ahsointes  ^(llsntlich-iechüiches  Bhehindemis  des 
Katholisisnins  erkannt  werden  muH;  wird  weiter  erwogen,  da0  die  Frage 
ttACh  d«r  Oültitzkeit  der  SWischen  dem  Kläger  als  österreichischem  Staate- 
htlrger  und  der  Beklagten  am  'M\  12.  1893  in  der  I'farrkirche  zu  Grahow- 
nica  geschlossenen  Ehe  nach  den  Gnindsätzen  der  Jjsj  4  und  36  a.  b.  OB 
nnr  nach  diesem  Gesetzbuche  zu  beurteilen  ist:  so  kann  dem  Bernftings- 
gericbte  eine  anhcbtige  rechtliche  Beurteilung  der  8ache  nicht  zum  Vorwurfe 
gemacht  weiden,  wenn  es  —  im  Einklänge  mit  dem  Erstgeriohte  ~  die 
zwischen  dem  KlSger  nnd  der  Beklagten  am  90. 12.  1898  tai  Qrahowniea 
geaeUossene  Ehe  nach  den  §9  62  und  III  a.  b.  OB  wegen  des  Bhehinder- 
nisses  des  Katholiiismas  für  nngOltig  erldftrt  hat. 
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Das  Gesetz  vom  24.  4.  1874  (RGBl  No.  49)  (Kuratorengesetz) 
findet  auch  auf  ausländische  Aktiengesellschaften,  welrhe  im 
Sinne  der  Verordnung  vom  29.  11,  18^6  (BGBl  No.  127j 
eum  Geschäftsbetriebe  im  Inlande  atgelassen  umrden,  An- 
wendung, 
OQH  4.  6.  1904  (Z.  30601 

Anf  ADtrag  des  als  Besitsen  Ton  2  Stttck  auf  den  Überbringer  iMitenden 

Pfandbriefen  der  Aktieni^sellBchaft  ^The  Vienner  General-Omnibus  Com- 
pany-Lioiitvd"  ausgewiesenen  A.  hat  dns  Handelsgericht  in  X.  nach 
•  rfolfftc  r  N'crnehinung  der  Repräsentanz  der  genannten  Aktiengesellschaft  in 
üemällheit  der  §§  1—3  des  Gesetzes  vom  24.  4.  1874,  RGBl  No.  4'J  den 
*  Hof-  imd  Oericbtsadvokaten  Dr.  N.  zum  gemeinsamen  Korator  der  Besitaer 
der  Yon  der  genannten  AktimgesellBdiaft  emittierten,  anf  den  bihaber  lauten- 
den Obligationen  ao  dem  Zwecke  bestellt,  nm  die  flllige  Obligationsschald 
per  5<)(X)()  £  fQr  N.  ungesäumt  gegen  die  Gesellschaft  geltend  stt  macben. 
eventuell  im  Wege  einer  friedlichen  Vereinbarung  mit  der  H.  Hschaft.  eine 
Kontrolle  nnd  teilweise  Heiorm  ihrer  (ieschäftsfUhrung  und  liierdurch  eine 
hicheruiig  der  Rechte  der  Obligatiunsbesitzer  zu  bewirken. 

Begrttndnng:  Die  Kompetmia  dieses  Handelsgerichtes  ist  unter  der 
Voranssetsnng  der  gesetslichen  firfotdemisse  dner  Kuratorsbestellong  Aber* 
haopt  darrli  A*-n  Umstand,  dalj  die  Repräsentana  d^  gedachten  ausländischen 
Aktiengesellschaft  im  hiesigen  Handelsregister  eingetragen  ist,  das  Kuratoren- 
gesetz ah<r  fra|frlos  aiirh  anf  Repräsentanzen  ausländischer  Akticnirew!!- 
sehafUii,  wekhc  anders  aU  durch  eine  Repräsentanz  in  (>st<^rreicli  iluc  ia- 
schäfte  nicht  betreiben  und  registriert  werden  können  (kaiserl.  Verordnung 
Tom  29. 11. 1866,  No.  127  RGBl)  anwendbar  ist,  ^  begrOndet  (§  8  des  Oe 
setses  Tom  24. 4.  1974,  RQBl  No.  49).  —  Znr  Bestellung  eines  gemeinssmeQ 
Kurators  für  die  Besitzer  der  beidchneten  Pfandbriefe  der  genannten  aos* 
lilndisrlien  Aktiengesellschaft  liefen  aber  die  gesetzlichen  Voraussetzungen 
vor.  da  die  ['(andbriefe  T»  ils<  hiildvi  rschreilinnfron)  auf  Inhaber  lauten  und 
die  Keclite  der  Besitzer  derstdben,  da  die  Geltendmachung  der  ans  den  HanU- 
briefen  vom  38. 1. 1896  und  dem  Pfandvertrage  vom  90. 1. 1696  infolge  der  oii- 
bestrittenermaSen  durch  mehr  als  8  Monate  seit  dem  VeriallBtage  nnler* 
btiebenen  BeaaUnng  der  Konpons  (Zinsen)  herrorgebenden  Bechte  in  Fkage 
komtnt.  durch  den  Mangel  einer  gemeinsamen  Vertretung  immerhin  geiihrdet 
sein  kannten       1  des  Gesetzes  vom  24  4,  1874,  No.  4U  lUiBll 

Die  Bestellung  eines  gimeinsamc  n  Kurators  für  die  Besitzer  der  er- 
wähnten TcUschuldverschreibungen  in  Österreich  nach  dem  österreichisclicu 
Knratorengesetse  ist  dadurch  nicht  ausgeschlossen,  dafi  laut  der  Pfandbriefe 
und  des  Piandvertrages,  worauf  die  Ersteren  Beang  nehmen,  in  Bnglsod 
Kuratoren  (Ti  usteesj  der  Pfandbriefinhaber  bestellt  wnrden ,  da  viehndir 
die  Vertretnng  der  l'fandbriefbesitzer  durch  dieselben  mit  dem  KoratoreD- 
gesetze  vom  24.  4.  1674,  HüHl  Jio.  49  nicht  vereinbar  erscheint. 


Digitized  by  Google 


OsterreiclL 


421 


E«  ist  aber  aacb  unopportim,  den  Vertreter  der  englischen  Kuratoren 
— '  Dr.  Simitnd  W.  —  gtgebcnenfalls  mit  d«m.  Amte  einefl  gemeinrnmen 
Knmters  fOi  die  Beiitser  der  mehiwirthnten  TeÜsdmldvencIkrelbnngeii  su 

betranen,  da  sich  hieraus,  da  er  auch  als  Vertreter  der  Anwalt^firma  D.  d;  E., 
welche  v.n  PfandviTtratrc  als  Vertragsteil  mit  nicht  völlig  den  Rechten  der 
Pfandbricfbe^^itzf  r  kongruenten  Hechten  und  Befugnüeen  erscbeint,  leiciit 
Komplikationen  entstuheu  köoiiten. 

Daß  in  der  Regel  vertragsmäßig  die  Bezahlung  der  Schuldsumme  und 
dw  Züuen  in  London  su  erfolgen  bat,  die  Ansetellang  der  Pfandbriefe  in 
JLondon  erfolgte,  und  letitere  von  der  anelindiechen  Aktiengeeeilscliaft  aelbet 
aasgestellt  sind,  kann  die  KaratorBbestellung  umsow  onii^er  hindern,  als  der 
Pfandvertrag  vom  'M).  l.  189<i.  worauf  sich  die  Pfandbriefe  beziehen,  von 
der  Repräsentanz  der  Gesellschaft  für  Österreich  in  Wien  ausgestellt  ist,  in 
(kitiäclben  die  Realitäten  der  Gesellachaft  rückü.  Repräsentanz  in  Österreich 
verpfändet  worden  und  mehrfach  auf  den  Geschäftsbetrieb  in  Österreich  hin- 
gewiesen wird,  woran«,  aneb  abgesehen  davon,  dafi  die  ausländische  Geaell« 
Schaft  Ja  Überhaupt  ihr  Unternehmen  in  Öaterxeidi  betreibt,  wold  ent- 
nommen werden  kann,  daß  die  Ausgabe  der  fraglichen  Pfandbri^e  (Tdl* 
schuldverschreibnngen)  snm  Zwedce  des  hierläadigen  Gcsch&ftebetcieiws  er< 
folgte. 

Da  die  Repräsentanz  der  Gesellschaft  die  Zahlungssäumnis  bezüglich 
der  fälligen  Kouponä  nicht  in  Abrede  gestellt  hat  und  wohl  nicht  in  Abrede 
stellen  Icann,  und  dieoe  behanptetennaßen  in  dem  minderlebhaflen  Qeechifta- 
lietriebe  in  Östeneieh  ihren  Omnd  hat,  ein  Arrangemoit  nrit  ihven  GhUabigem 
Aber  besser  und  allgemeiner  erfolgen  Icann,  wenn  für  eine  gemeinsame  Ver- 
tretung der  Pfandbriefbesitzer  vorpesorfft  ist,  so  ist  ein  Aufschub  der  Be- 
stellung eines  «gemeinsamen  Kurators  zwecks  weiterer  Äußerung  der  schuid- 
nerischen  Uesellscliaft  weder  geboten,  noch  durch  die  obwaltenden  Umstände 
gerechtfertigt,  weshalb  der  Vertagong^antrag  abgelehnt  wurde. 

Das  Relcarsgerieht  best&tigte  den  erstrichterlichen  fieiehlnd. 

B egrftndnng:  Das  Handelsgeridit  war  anr  Erlassang  der  beantragten 
YerfOgnttg  örtlich  und  sachlich  zuständig. 

Ebenso  wie  inländische  Aktiengesellschaften  und  inlandische  Kommandit- 
gesellschaften mit  Aktien  zur  Krlangung  der  Rechtsfähigkeit  der  staatlichen 
Oenehmiguni;  und  des  Kintragi-s  in  das  Handelsre?fister  l)ediirfen  lArt. 
—  210  —  211  HGB  MV  vum  20.  Ü.  löi)y,  Nu.  170  RGBl  —  Art.  174  —  176  — 
178  RGB  ebenso  wird  nach  iralserl.  V.  vom  29.  11.  1866  No.  137  R6B1 
«ine  avsllndische  AIctiengesellschaft  oder  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien 
nur  dann  als  rechtlich  bestehend  anerkannt  und  zum  gewerbsmäßigen  Betrieb 
im  Inlande  nnter  ihrer  Firma  gleich  den  inländischen  Gesellschaften  der- 
selben Art  zntrelassen,  wenn  sie  die  im  Art.  1  cit.  V.  festgesetste  Be- 
dingungen erfüllt. 

Aach  bei  diesen  Unternehmungen  ist  daher  staatliche  Genehmigung  und 
an  dem  Eintrag  der  Firma  und  zwar  der  Repräsentanz  derselben  notwendig, 
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wenn  sie  im  Inlande  nun  „Oeediiftatetrieb'*  (Veigl  Überschrift  dieser  V. 
nnd  Art  IV  daaellwt)  mg^aesen  werdoi  will. 

Der  Auslftader  soll  im  Mniide  nicht  besser  gestellt  sein,  als  der  In- 
länder selbst. 

Dal3  die  Gegenstandsanir«»l<'er»nhoit  üiitcr  den  (iesclialts betrieb  der  (ie- 
ücllschaft  fällt,  beweist  Punkt  Iii  iit.  u  dvti  allgemeineD  Teiles  des  Statutes, 
dessen  wesentUcher  Inhalt  im  Handelsregister  des  Hsudelsgeiicbtes  Wien  dn« 
getragen  ist. 

Ans  dem  Inhalte  der  kaiserl.  V.,  insbesondere  daraus,  daß  die  Be> 
präscntanz  einer  ausländischen  (tesellschaft  als  Hauptniederlassung  dieser 
Gescllsrhaft  für  den  Bereich  des  Inlandes,  daher  als  vollkommen  selbst itnditre 
Kit  (It  rlasHnng  im  Sinne  des  5J  In  J  N.  bezeichnet  wird,  ist  zu  folirt-ni.  dat* 
hiiibichtiich  der  in  Österreich  in  Iktracht  kommenden  liechtä^phäie  der  Siti 
Oesdlsdmft  im  Andande  gleichgültig  ist;  vem  Stttudpnnkte  des  6steir. 
Bechtes  ist  die  Firma  dar  sdmldneriachen  üntemehmnog  beim  Handels^ 
gericbte  Wien  protokolliert. 

Nach  §  2  des  (losotzes  vom  24.  4.  1874.  No.  40  1\GB]  ist  7Tir  Be- 
Stellung  des  gemeiimuien  Kurators,  wt  un  die  Firma  des  Öchuldncrs  ini  Re- 
gister eines  Handelsgerichtes  eingetragen  ist,  dieser  Gerichtshof  kumpttent. 
gleichgültig  an  welchem  Orte  die  Emission  der  Obligationen  stattfand,  hur- 
dnrch  ist  «ucb  die  Ertliche  ZnstILndigkeit  des  Handdsgeriehtes  in  X  begrOndet. 

Der  Emisstonssweck  ist  gleichgiltig,  die  weitMen  Kompetenibestimmiingen 
des  §  2  cit.  Gesetzes  können  außer  Betracht  bleiben. 

\iirh  Art  VIT  der  kaiserl.  V.  vom  2?).  11.  IHfi.'x  No.  127  R(IR1  sind  die 
Rechte  und  Pllichteii  der  in  Osterreich  zugelassenen  ausliiudischen  Aktien- 
geselUcliaften  nach  den  für  hierländige  Geselhichaften  gleicher  Art  gelten- 
den QeselseQ  uoä  Venwdnungen  n  benrtdlen. 

Dem  «steneidijsdien  btirgerlidien  Redite  ist  eine  Tertiagsn&flige 
Kuratel  fremd. 

Der  Kurator  kann  nur  vom  Gerichte  bestellt  werden. 

Die  dem  Josiah  D.  nnd  Robert  E.  (Sollizitors,  —  beide  unter  den  Re- 
kurrrnten)  v(rira(j;siniiLlijr  ausschließlich  einueräunite  Vertretungskurate!  ist 
fflr  das  Inland  wirkungslos ;  maßgebend  sind  nur  die  zwingenden  Bestimmungen 
des  GesetMS  Tom  84.  4.  1874,  RGBl  No.  48. 

In  dieser  Reditsstdlmig  der  Sollisitors-Firma  und  in  der  Zahlnngs- 
weigemng  der  sdraldneriscben  Gesellschaft  Uegt  die  GefUifdttng  der  Fsr- 
tialisten. 

Die  in  Krapre  stehende  Kapitalsrtlckzahlung  und  Zahlanp  der  NelM?n- 
gebtthren  ist  keineswegs  auf  ein  btusomleres,  zwischen  dem  .\ntragsteUer  und 
der  (lesellschaft  bestehendes  Verhältnis,  sundern  auf  eine  allgemeine  Ver- 
tfigung  dieser  Gesellschaft  snrflehsnftthren,  wdehe  alle  in  der  gleichen  Lage 
befindlichen  Partialisten  und  deren  gemeinsame  Redite  berOhrt 

Die  Vertretung  ihrer  Redite  kann  nur  durch  einen  gemeinsamen 
Kurator  stattfinden. 


Digitized  by  Google 


Österreich. 


423 


Die  Rechte  der  PutuUiBtoi  konnten  getthrdet  werden,  wenn  durch 

den  Mangel  einer  gemeinsamen  gesetzmäßigen  Vertretung  die  Möglichkeit 
einer  richterlichen  Entscheidang  über  die  RUckzHhIungsptlicht.  insoweit  die 
inländische  Rechtssphäre  in  Betracht  knmmt.  ruisgr  srhlnssen  wäre. 

Es  sollen  Rechte  geltend  gtuiachl  wtnitu.  die  aus  dem  Inhalte  dir 
Teilschaldverschreibung  respektive  dt-r  iichuldverschreibung  bfigefügten,  in 
dieser  Riditnng  gültigen  Bedingungen  herrcfrgehen. 

Die  einaelnen  Besitier  könnten  im  Sinne  des  §  9  cit.  Oceeties  ihre  Rechte 
in  dieser  Angelegenheit  gar  nicht  separat  geltend  machen. 

Eine  Le^'itimation  znr  ['rozeßfühmng  hat  das  Kuratelircrirht  nach  dem 
Wortlaute  des  Bescblusses  noch  gamicht  erteilt;  eine  solche  Verfügung 
hatte  wohl  im  8inne  des  Gesetzes  vom  5.  12.  IbTT,  No.  III  RGBl  noch  gar 
nicht  cvfoigen  können. 

Kontrolle  und  Reform  «ollen  mir  den  Gegenstand  einer  friedlichen  Ver> 
einhamng  bilden. 

Der  Oberste  Gerichtahof  änderte  die  untergerichtlichen  Beschlüsse 
nnr  dahin  ab.  daß  er  den  Dr.  iV.  für  die  in  Rede  stellenden  Ohlitrationcn- 
besitzer  als  j_fcnieinsamen  Kurator  zur  Wahrung  ihrer  Kechte  anUlLllich  der 
Unterlassung  der  Einlösung  des  am  1.  U.  IdOS  liillig  gewesenen  Kuupuns 
bestellte;  im  Übrigen  wurde  de»  anflerordentliofaen  Reviiiomrekorsen  keine  . 
Folge  gegeben. 

F>eM:rflndang:  Die  entscheidende  Frage,  ob  das  Oesetx  vom  24.  4. 1874, 

RGBl  VI  auch  auf  ausländische  Aktiengesellschaften  Anwendung  hnde, 
welche  im  »Sinne  der  kaiserl.  V  vom  2f)  11.  IHJo.  RGBl  127  zum  Geschäfts- 
betriebe im  lülande  znirelasst  n  worden  sind,  wurde  im  gegebenen  Falle  von 
den  Untergericbten  mit  Recht  bejaht. 

Wenn  nach  Art  IV  dieser  V.  die  andäadlache  Oeeellschaft  als  Be- 
klagte in  Reehtsstreitigkeiten,  welche  sich  auf  den  inländischen  Oesehftft»- 
betrieb  beziehen  den  österr.  Gerichten  unterworfen  ist.,  so  mnJ)  dies  anch 
filr  die  kurentelsbehürdliche  Gerichtsbarkeit  gelten  und  zwar  um  so  mehr, 
wenn  der  Inlialt  der  beim  Handelsgerichte  in  X.  reiristrierten  Statuten  und 
insbesondere  der  Absatz  3  n  betreffend  die  Aufnahme  von  Darlehen  für 
Geschäftszwecke  und  die  Ausgabe  von  Obligationen  der  Gesellschaft  ins  Auge 
gelaßt  werden. 

Der  Umstand,  daft  nicht  die  Firma  des  Schnldners,  sondern  nnr  deren 
Repräsentanz  in  Osterreich  im  Handelsregister  eingetragen  erscheint,  spricht 

nicht  gegen  die  Anwendbarkeit  des  oben  genannten  (Jesetzes.  weil  diese 
Art  der  Kegistriening  eine  Fulge  der  Bestimmungen  der  Art.  IV  und  VII 
der  kaiserl.  V.  vom  29.  11.  Ibiki,  RGBl  No.  127  ist.  weil  insoweit  der  Be- 
trieb im  Inlands  in  Frage  kommt,  die  Repräsentanz  die  Gesellschaft  selbst 
darstellt  nnd  weil  nach  Art.  VII  der  dt.  kaiserl  V.  die  Rechte  nnd  Flüchten 
der  in  Österreich  mgelassenen  Oesellschaften  nadi  den  für  hierländische  Oe- 
scllscbaften  gleicher  Art  geltenden  Gesetaen  und  Voordnongen  sn  be> 
arteilen  sind. 
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Vuu  diesem  Gesichtspunkte  ist  auch  in  die  Frage,  ob  die  ßestimmun^ 
der  §  37  a.  b.  OB  der  Anwendung  des  KnifttorengeMtie»  im  stebt. 
nicht  einsngehen,  ganz  abgesehen  davon,  daB  es  sich  um  Dihaberpainere 
bandelt,  deren  Besitser  in  der  Regel  nicht  bekannt  sind. 

Der  Umstand,  daß  einzelne  Bestimmungen  des  Kuratoren  Gesetzes  im 
vorliegenden  Falle  keine  AnweTuhiiiL'  finiicn .  schliellt  die  Anwendung  M 
übrigen  IJestjmniiinirpn  dieses  den  .Srhut/  der  B^sitser  der  Teilschnidver- 
Bchreibungcn  bczwtiktuden  Gesetzes  nicht  aus. 

Die  Bdiauptung,  daß  dte  ausgegebenen  Obligationen  wegen  Abgaogij 
einer  UauptdarlehnssdraldTencfarBibtuig  iceine  eigentliche  TrilschnMm' 
sclireibnngen  scäen,  widerlegt  sich  durch  die  Bcstimmnng  des  §  1  des  Kur»- 
torengest  fzr  s,  in  welcher  die  Ausfertigung  einer  s  imtachuldterschreihons: 
nicht  gt  funli  rt  wird  und  wiili  rspricht  die  aufui  st. Ute  Behauptung  auch  diA 
tatsilchliclK'ti  Verhälfntsst  ii  und  dem  Inhalte  der  Schuldvensrhreibnn'ien 

\\  ird  aber  dieses  liesetz  aul  de«  Uegenstandüfall  iur  anwendbar  erklärt, 
SO  ist  der  swischen  der  Unternehmung  und  />.  (t  E.  aus  London  geschlossei» 
Vertrag  dato  Wien  90.  1.  1896.  hi  welchem  letsteren  die  aosschttelSlkbe 
Vertretung  der  Fartialisten  ttbertragen  wird  diesen  gegenttber  wirkungslos, 
da  einerseits  die  Gesellschaft  als  solche  in  ihrer  Sigenschaft  als  SchuMnerio 
die  Partialisten.  welche  ihre  Gläubiger  sind,  zu  vertreten  nicht  legitiinivrt 
war  und  da  andererseits  dir  L'^f  ir*  nständliche  Abmachung  gegen  die  iirinjK«- 
genden  Bestimmungen  des  Kuraiurengcsetzes  verstößt. 

Da  somit,  was  die  Zulässigkeit  der  K.uratorsbest«llung  anbelangt,  die 
VoranesetsuDgen  unt«r  welclien  nach  §  16  des  kaiserl.  Fat  Tom  9.  ^  1<&4. 
ROBl  No.  208  g]eichi5nnige  Beschlüsse  der  Untergerichte  abgOndert  wenko 
kfinnen,  nicht  zntrefto.  konnte  den  Revisionarekursen  keine  Folge  gegeln'n  werden. 

Dagegen  waren  die  untergerichtlichen  Beschlüsse  nach  Zulaß  der  letzt- 
bezeichneten Geset^psstello  insoweit  abzuändern,  als  nv  h  '^  de«?  (J-s^-tz^^ 
vom  24  \.  1874.  Ko.  49  R(iHl  zwar  Anlaß  und  Zweck  der  Kuriitelsl»v,kilunsc 
in  dem  Beschlüsse  auszudrücken,  aber  die  Exemplifikation  der  im  Interesse 
der  Partialisten  vonukehrenden  Haflnahmen  tu  beseitigen  war,  da  die  entr 
richterlich  erteilte  Legitimation  mit  den  Bestimmungen  des  Gesetses  tob 
&  18.  1877,  ROBl  No.  Ul  nicht  im  Einklänge  steht 

Dk  österreichischen  Gerichte  sind  umnstäiulig  für  die  Ah- 

handlniui  des   nur  aus   inisLaiidisvhem  Mobil inrtenniHjtn 
bestoiioiäen  Nachlasses  eines  Ausländers  (Preußenj.  audi 
wenn  der  Verstorbt  ur  sciiioi  ordentlichen  Wohnsitz  i» 

Österreich  hatte. 
OGH  3.  'J.  04  (Z. 
Nach  der  Todesfallsanfnahmc  ist  in  Praiz  am  "iH.  II.  VM>  dr  r  in  Karo- 
linenthal Mühnhaft  gewesene  preußische  Untertan  Rudolf  A.  mit  Hinteriü»iiiig 
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eines  schriftlichen  Tpstamcnt<'s  nnd  eines  heweszlichfii  Nachlasses  «rcstorljen. 
Die  erblasäemche  Witwe  Ahhu  A.  hat  sich  zum  N&clilasse  hediiitrt  liiif  Grund 
des  Testamentes  erbserkUlrt  und  den  Antrag  gestellt,  dal)  die  \'erluiiabhaad- 
Inog  hterUuide  im  Sinne  der  Bestimmmigeii  der  §§  94  nnd  140  deg  Kaiserl. 
Patentes  vom  6. 8. 1864,  ROBI  No.  20B  dardiitefttbit  weide.  In  OemiBheit 
der  Bestiniman«  des  §  140  cit.  Pat.  erging  an  die  Erben,  Vermächtiiisnehraer 
und  (nriiiltiger  des  Erblassers  eine  öffentliche  Aufforderung,  und  die  Schwester 
des  Erblassers.  Avtnhtetfc  A  .  hat  un  das  Bezirksgericht  in  Karolinen thil  eine 
Eingabe  geriehtet.  in  weldu  r  si«'  erklärte,  daß  sie  die  letztwilliirf  Verfügung 
des  Erblasser»  uiu/ustulieti  beabsichtige  und  den  Antrag  ^ttUte,  daß  die  Ver- 
laßakten an  die  auswärtige  Behörde  zur  Verlafiabliandlnng  abgetreten  werden. 
Das  Besirksge rieht  wies  diesen  Antrag  fOr  diesmal  ab. 
BcgrUndong:  Nach  §  140  des  Kais.  Patentes  vom  S).  8.  iaö4,  RGBl 
No.  2(>8  haben  nur  die  Erben  nnd  die  ausländische  Behörde  das  Recht,  die 
Abtretnnij  der  Verlaßnkten  an  diese  Behörde  zn  verlangen.    Die  Antrair- 
stell«  rill  Antoim-tte  A.  ist  jetiuch  im  Sinne  des  Gesetzes  keine  Erbin,  weil 
der  Erblasser  mit  dem,  mit  den  erforderlichen  Förmlichkeiten  errichteten 
schriftlichen  Testamentev  datiert  Kaiolinenthat,  den  2&.  9. 1903,  zu  seiner 
Universalerbin  seine  Gattin  Anna  A.  eingesetzt  hat.  Solange  also  die  Oflltig' 
keit  dieses  Testamentes  nicht  behoben  ist,  mnfi  Anna  A.  als  die  eimige 
Universalerbin  betrachtet  werden  nnd  ist  Antoinette  A.  zu  dem  erwähnten 
Antrage  nicht  le<ritimiert.   Nachdem  anrli  die  anslSindische  Beh-irdf  bislM  v  di«» 
Abtretnn<z  d«'r  \  erlaÜakten  nicht  verlangt  und  die  Fniversalerijuii  Anwi  \ 
laut  Prolukuileü  vom  16.  10.  190H  den  Antrag  gestellt  hat,  daß  die  Voiiuii- 
aUhandlang  hterlands  darchgeftthrt  w«rde,  liegt  keüi  gesetslicher  Grand  Tor, 
die  Akim  an  die  ausländische  Behörde  abratretoi. 

Infolge  Beknrses  iet  Ant&inette  änderte  das  Reknrsgericbt  den 
Beschlnfi  des  ersten  Richters  ab  und  trug  denisel1)on  die  Abtretung  der  Ver- 
laUakten  an  die  xnständige  ausländische  Behörde  behuls  Abhandlang  des 
Nachlasses  anf. 

Begründung:  Nach  ^  23  Kais,  l'atentes  vom  ü.  8.  1854,  RGBl  No.  208 
haben  die  österreichischen  Gerichte  in  Ansehung  des  bewegUohen  Vermttgena 
der  in  dem  Ostetzeiduschen  Staate  oder  im  Anslaode  Terstorbenen  Ausländer, 
wenn  der  Verstorbene  einem  Staate  angehört,  welcher  naeh  gleichen  Grund- 
sätzen sich  benimmt,  was  im  Torliegenden  Fallt  beztiglich  Preußens  zutrifft, 
der  zuständigen  ausländischen  Behörde  des  Krltlassers  fi«>\vnhl  die  Erbschafts- 
verhandlnnsr  als  auch  die  Entschriduiii;  alU  r  '-tn  iti'j'-n  Ki Ii  ui. Sprüche  über- 
lassen, und  sieh  in  d»«r  Retr»  !  darauf  zu  lu  srhrankeir  tur  die  Sicherung  des 
Nachlasses  und  der  Ansprüche  derjeuigeü  Erben  und  Legatare,  wetehe  dster> 
reichische  Untertanen  oder  im  ttsterreidüsehen  Staate  sieh  aufhaltende  Fremde 
sind,  dann  fOr  die  Befriedigung  der  hierländigen  Gläubiger  (§  18»  cit 
Pat.)  zu  sorgen.  Eine  Ausnahme  von  dieser  Bestimmung  findet  in  dem  Falle 
des  §  140  Oit.  Pat.  statt,  wenn  von  den  hierlands  befindlichen  Erben  dai 
Ansueben  gestellt  wiid,  daß  die  Abhandlang  durch  österreichische  Gerichte 
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gepflogen  werde,  imd  wom  iKintliclie  Betdligtea  damit  eimrerrtuien  rind. 
Dieses  EiBvexstiliidiiit  liegt  im  TorUegenden  Falle  nieht  vor;  denn  die  Rekamn- 

tin,  welche  als  Schwester  des  Erblassers  aus  dem  Gesetze  ihre  Ansprüche 
geltend  zu  machen  beabsichtigt,  muß  als  Beteiligte  an  der  Verlasscnschaft 
angesehen  werden;  es  kann  ihr  detnnarh  dir  Legitimation  zu  dem  Antrage 
nicht  abgesprochen  werden,  nmi  tritt  bei  i)irein  Protest«'  ilio  allgemeine  Be- 
stimmung des  §  23  cit,  Tat.  in  Kraft  ;  es  kann  buaach  die  Verltuiäenschaft  des 
Rudolf  A.  als  haunoversclieii  Untertanes  hierlands  nieht  abgehandelt  nnd 
mnfi  dieselbe  dem  soständigeii  aoswirtigen  Qeiidite  tberlassen  werden.  El 
war  demnach  dem  Rekurse  stattangebeo  Qnd  der  angefoohtene  ecstriditerlidie 
Beschluß  im  obigen  Sinne  abzuändern. 

Der  Oberste  (lerichtshof  hat  dem  Revisionsrekurse  der  erblasse- 
rischen Witwe  Anna  A.  keine  Folge  gegeben. 

Begründung:  Nach  dem  Berichte  des  K.  K.  Notars  F.  als  Gerichts- 
kommissars nad  nadi  dw  eigeiini  Angabe  der  erblaaserisehen  Witwe  AMm  JL 
hat  der  Brblasseor  Jtuäolf  A.^  wdcber  prenfliseher  Staatsbflrger  gewesen  ist 
und  seinen  ordcntUohoi  Wuhnsitz  in  Karolinenthal  gehabt  hat»  bierlands  kein 
Vt  rmöy'rn  hinterlassen  nml  fs  besteht  sein  NachlaC  lrdi*r!ifli  aus  etnrm  Depot 
hei  (kr  FiliaU-  dvx  Dresdener  Bank  in  UannovtT  im  bcilauti^jen  liefniir«-  virii 
üOiMM»  Mark  deutscher  Reichswährung.  —  Es  soll  also  im  gegebenen  Falk- 
der  NadilaB  eines  pteoi&Kshen  Staatsbürgers,  wsleh«r  bis  an  seinam  Tode  ia 
dem  5stsfteicliisch<Mi  Staate  seinen  ordentttehen  Wobnsits  gehabt  hat  abge* 
handelt  werden  und  zwar  ein  Nachlaß,  der  ans  einem  nicht  im  Inlande,  sondern 
in  Hannover,  also  im  Auslande  befindlichen  beweglichen  VormOgen  bt  st^Iit. 
Zur  Abhandlung'  der  Vcrlfisücnsrhaft  cin'  s  Ausländers,  welche  nur  aus  einem 
im  Auslände  Whndlicin  n  In-wegUchen  N'crmügen  besteht,  sind  aber  die  «ster- 
reichiscbeu  (ierichtc,  mag  auch  der  verstorbene  Ausländer  im  iuiande  seinen 
ordentlichen  Wohnsitz  gehabt  haben»  nicht  berofen,  weil,  wie  sich  ans  der 
Teztforong  der  §g  88^  84,  187,  138  eit.  Fat.  klar  ergibt,  die  Möglichkeit  der 
Abhandlong  der  Verlassenschaft  eines  Ausländers  rücksichtlich  des  beweglidHB 
Vermögens  desselben  durch  österreichische  Gerichte  überhaupt  nur  dann  eüi- 
treten  kann,  wenn  dips«  s  bewegliche  Vermögen  '  ben  \m  Tnlande  befindlich  i''^- 
Hieran  hat  die  Verordnung  des  K,  K.  Jnstizimnistemuus  vom  '.Ml  in.  I6ö6, 
RUBI.  No.  193  nichts  geändert,  weil  auch  sie  nur  die  Erörterung  der  Be- 
handlung der  in  Preußen  befindlichen  beweglichen  NacUiasc  verstorbener 
fisterrekihisch»  Untertanen  seitens  der  KgL  prenffischen  Gerichte  nnd  die  das 
Grundsätze  der  Gegenseitigkeit  entsprechende  Regelung  dt.s  Vorganges  der 
K.K  Gerichte  bezüglich  der  hierlands  befindlichen  beweglichen  Nachlässe 
verstorbener  preuliisclier  l'ntertanen  zum  (legenstande  hat,  somit  also  auch 
voraussetzt,  daß  das  bewegliche  IS'achlaßvermögen  dieser  preußischen  L  nter- 
tanen,  wenn  rUcksichtlich  desselben  eine  Abhandlung  der  Verlassenschaft  dureb 
die  österreichischen  Gerichte  flhethanpt  dntreten  soll,  im  Inlande  sich  belbMlea 
mnß.  Bei  dieser  Saddage  kommt  dem  fieairfcsgeridite  in  Karolinentbsl  die 
AUtandlnng  der  Verlassenechait  des  Jtudolf  A.  nicht  an  nnd  mnfl  es  den* 
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jenigcn  Personen,  wflclu;  ;iuf  das  in  Hannover  befindlii  he  h(W  (  glj<;he  Nachliiß- 
vermögen  desselben  Erbant>pruche  erlu-iien  zu  künnen  verioeint-n,  überlassen 
bleiben,  uch  an  das  zuständige  aasl&ndisclie  Gciidit  m  wenden.  Ana  dleieB 
Gfflndm  war  dalier  dem  BeTisionerdnurae  keine  Folge  su  gelien. 

Das  im  Auslande  (Deutschland)  erworbene  Pfandrecht  kttun 
seine  Wirkung  in  Österreich  nur  dann  äußern^  wenn  die 
£äcekuti4m  nach  Maßgabe  der  0  79—86  der  Kcekutüms- 
ordnung  in  Österreich  durchgeführt  wurde. 
OQS  7.  4.  04  (Z,  6126). 

Mit  dem  Beschlüsse  des  Kreisgerichtes  in  Brüx  vom  18.  11.  1903  wurde 
dem  .4.  in  Mii^'rln  (Sachsen)  wider  B.  in  Aplerbeck  (\\  <  •plia]( ni  zur  Siche- 
rung der  Forderung  von  1270  Mk.  und  mit  dem  Beschlüsse  vom  2.  12,  IfHÖ 
zur  Hereinbringnng  dieser  Forderung  die  Exekution  mittels  Pfändung  der  dem 
Verpflichteten  B.  gegen  die  C.'sche  Bergverwaltnng  aJN'.-Zeche*  in  Brandau 
(B5bmen)  im  Betrage  von  2057  Hk.  6  Pf.  bewilligt  nnd  mit  dem  Beechlnsae 
des  BesirkegericbteB  in  Katharinabelg  als  Exelnitionsgericbtes  vom  7. 12. 1903 
wurde  zugleich  die  Überweisung  zur  Einziehung  dieser  Forderung  bis  zur 
Höhe  der  vollstreckbaren  Fordening  des  betr*  ibi  lulen  niäuhigers  bewilligt- 
Der  Pfändnntfsbeschluü  wtirdo  dem  Drittschiildiu  r  d.  i.  der  C.  schen  Rerg- 
verwaltung  zu  liänden  des  bevollmäcbti^rton  Bcrgdirektors  D.  am  W.  11.  1^03 
asugestellt.  Am  10.  12.  1903  hat  der  Drittbchuldner  dtii  dun  Verpflichteten 
acbnidigen  Betrag  in  dnem  Einlagebacbe  der  Katbarinaberger  Sparkasse  im 
Sinne  des  §  307  EO  nnd  §  1425  a.  b.  GB  fOr  die  Gl&nbiger  des  B.  beim 
Bxekntionsgerichtc  erlegt,  well  diese  Forderung  nicht  nur  von  .1  .  sondern 
anch  1.  von  di  r  Stadt  X  in  Westphalen'  mit  dt m  Pk  Schlüsse  des  Kgl.  preuß. 
Amtsgerichts  in  Hörde  vom  13.  ß.  IJtOH  zur  }It'reinbrin'_ninL''  des  Anspruches 
von  1070  Mk  .  und  2.  von  A".  in  Sit  itri  ii  mit  dmi  H<  s(  iilu.shc  il<'s><-lben  Ge- 
richtes vom  2.  7.  1903  zur  Heninbringung  seines  Anspruches  von  1166  Mk. 
4  Pf.  gepfttndet  nnd  diesen  Glftnbigem  snr  Binziebnng  Überwiesen  worden 
int,  nnd  weil  außerdem  3.  L.  in  Aplerbeck  das  Guthaben  anf  Qmnd  einer 
angeblichen  außergerichtlichen  Zession  über  12000  Mk.  beansprucht. 

Dem  Ansuchen  des  A.  um  Ausfolgung  des  überwiesenen  Teilbetrages 
aus  dem  vom  Drittschuldner  deponierten  Betrage  hat  das  Exekutionsgericht 
Folge  gegeben  und  die  von  der  Stadt  X.  und  von  K.  gegen  die  Ausfolgung 
des  deponierten  Betrages  an  A.  erhobenen  Widersprüche  als  gesetzlich  unbe- 
grflndet  abgewiesen,  weil  die  angeblicben  Pfandrechte  beider  genannten 
MislftndistAen  Gliabiger  nicht  im  Sinne  des  österveichiaehen  Bedites  begrilndei 
und  dnich  keine  Exekntionsakte  gemäß  der  $9  79*-8ö  der  SO  bewerkstelligt 
wnrden,  und  anf  den  von  der  Stadt  X.  behaupteten  ersten  und  von  A'  be- 
haupteten zweiten  Rang  keine  Rücksicht  frenommen  werden  kann,  naihdira 
die  itlr  A.  alkin  im  Inland«  aal  Grund  inländischer  Exekationstitel  bewilligte 
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Bechtsprechung, 


und  durcbgefüJirte  Exekution  auf  diu  in  Ht'de  stehende  Geldforderung  des 
Verpflichteten  mittele  Pfftndung  und  Überweisung  derselben  rar  Einziehiuig 
hlerUnds  gemAB  der  g$  394.  300  und  30«}  EO  in  erster  Rangordnang  erfolgte 

und  die  von  ausländischen  Gerichten  im  Auslande  auf  Gntnd  «nslftadiidMf 
Exekutionstitel  ohne  Intervention  österreichischer  Gerichte  vorfienomwene 
Exekution  nach  den  p|n*5rhlii;riu:«»n  Bestimmungen  dos  noctzes  vom  27.  ö  1896, 
RüHl  No.  29  nnd       in  ost-  rrcich  gar  nicht  in  Hrtri  hr  kommen  kann 

Den  Rekursen  der  Stadt  X.  und  des  K.  liat  das  Heku rsgerithi  Kolgo 
gegeben,  den  vorgedacbtcu  Beschluß  des  Exekutiunsgeiichtes  aufgebobeu  uad 
demselben  Tmrdnet,  Aber  die  Venrendaug  des  Tom  Drittsehttldner  in  eiosfli 
Spsrkiiasenbaclie  bei  Qeriebt  erlegten  Betrages  im  Sinne  der  3lö  Abs.  2 
und  285  EO  eine  Verteiltmgstagaitznng  anzuberaumen,  bei  derselben  die  ge- 
setzliche Amtsbandlnng  zu  pflegen  und  sodann  einen  neuerlichen  Beschluß 
sa  fassen. 

Begrün  dunsf:  Die  Ansif'ht  des  ersten  Richters,  als  ob  dl*'  vnn  im 
Kgl.  preuß.  Amtsgerichte  in  Hörd«-  auf  Grund  von  ExekuUuiistiti  ln  li*  uiscber 
Gerichte  bewilligten  und  auch  im  Deutscheu  Kuiche  durch  Zust*-ilung  des 
Zahlungsverbotes  an  den  in  I^etttschland  wohnenden  Drittscfanidner  C.  voll» 
zogenen  Exekutionen  aal  den  vom  BeroUmIchtigten  des  Drittschaldners  beut 
hierländischen  Gerichte  erlegten  Forderungsbetrag  vollkommen  ignoriert  werden 
könnten,  i^t  nnrirlitig.  Wenn  ^(hcn  auf  Grund  von  Urteilen  deutscher  Ge- 
riehtf  im  Sinne  d.  s  7!)f!  VA)  und  der  JMV  vom  21  12  1H1>9.  RGBl 
von  den  iüerläudischen  tierichten  die  Exekution  bewilligt  und  vollzogen  werden 
kann,  so  mn8  das  auf  Grund  eines  solchen  Exekutionstitels  von  einem  deutschen 
Gerichte  bewilligte  and  in  Deutschland  im  Sinne  des  §  829  der  CPO  iör  dis 
Deutsche  Reich  erworbene  Pfandrecht  ebenso  respelttiert  werden.  Ist  es 
richtig,  wie  behauptet  wird,  <l;iß  C.  in  Karow  (Mecklenburg*  der  AUeineiiren- 
tUmer  der  .V-Zerhe  in  Brainl.iu  ist  und  daß  ihm  vom  deutschen  Amts^Tichte 
das  Zalilunu'svcrliKt  wir  dii's  tiilwris»-  belegt  worden  ist)  zugestillt  wiinle, 
uud  daß  der  W  erk.sdirektor  J).  lu  Ürandau,  dem  das  hierländisclit*  Zahluiig;'- 
verbot  behändigt  wurde,  nur  der  BeTolImächtigte  des  C.  ist,  so  ist  nicht  nor 
die  vom  Ssterreichischen  Gerichte  bewilligte  nnd  voUsogene  Forderangspfiindnog 
im  Sinne  des  §  294  EO,  sondern  es  sind  auch  die  von  dem  deutschen  Gerichte 
vollzogenen  Korderungspfändungen  im  Sinne  des  5?  H2 der  CI*0  für  ihs 
dontsirhe  Reich  wirksam  und  es  wird  sich  die  Rantriit  lniiiiL.'  ili»  sei  !'f;iniliini.'t  ri 
nach  dem  Zeitpunkt^}  der  Zustellung  des  Zahlungsverbutts  an  den  Drittschuidner 
beziehungsweise  an  den  Bevollmächtigten  desselben  richten.    Da  vom  Dritt- 

E  44' S 

Schuldner  biTL'its  mit  dem  Schriftsatze  -^^-j — die  vom  Kgl.  Amtsgerichte  in 

4 

Hörde  erlasstnin  Exekutionsbewilligungsbeschluasi  diin  Exekutionsii-richte 
vorgelegt  wurden,  und  aus  den  Exekutionsaktea  zu  eatoehmen  war,  dsB 
mehrere  gerichtliche,  untereinander  rUcksiehtlich  ihrer  Wirkung  ToUkoBncn 
koordinierte  Fttndnnfen  des  deponierten  Fordemngsbetrages  vorli^en,  h*tte 
das  Bxekntiottsgerieht  im  Sinn«  des  §  81Ö  und  der  9$  285—287  EO  ttber  dis 
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Vcnvendung  des  deponierten  Rotrajrps  eine  ViTt(  ilunt'str(i.'--atznnp  anziiarrtncn. 
B«i  (litser  Taw^ntznnir  habui  di*  Gläubiger  ihre  Ansprüche  anzumelden  und 
Uie  2UU1  Nachwt-ise  derselben  dienenden  Urkunden,  falls  sich  dieselben  nicht 
idion  bei  Gericht  befinde«  Torsiil<^eii  und  auch  die  sonstigen  fflr  die  Zn- 
weieang  ihrer  Foideningeii  notwendigen  Tataachen  klaranlegen  und  nach* 
raweisoi,  die  fOz  die  Rangordnung  ihrer  Pordemngen  maßgebenden  Cmst&nde 
darantttn,  woran!  der  Richter  einen  iwneriichen  BeBdilnß  an  fassoi  haben  wird. 

Der  OfaerBte  Gerichtshof  hat  dem  Revisionsreknrse  des  A.  Folge 
gesehen  und  in  AhändminL'  s  Tieächluiics  deB  Relmrsgerichtea  jenen  des 
Bxekutionsirt  rirhtes  wiedt  r  !i«  i  tr«  st«  11t. 

B  f  i:  r  ii  imI  Uli  ;  Das  Olijckt.  auf  welches  Exekntinn  jfeführt  wird,  bo- 
tindet  sich  im  Geltung.sgt  biete  der  Extkutionbuidnuiig  vom  27.  5.  18%,  RGBl 
No.  79.  weshalb  auch  nur  nach  Maßgabe  dieser  £0  auf  dasselbe  rechtswirksam 
Ezekntion  gefQhrt  werden  kann.  Mögen  anch  die  Stadtgemeinde  X.  und  JT. 
aaf  Omnd  von  im  Deutschen  Reiche  erworbraen  Exekntionstiteln  in 
Deutschland  auf  dasselbe  Objekt  Exekution  geführt  haben,  so  kann  doch  das 
im  Dcutsrlun  IJcidir  erworbene  Pfandrecht  in  Osterreich  nur  dann  scino 
WirkuuL'  iiuLU  ru.  wenn  die  Exekution  narh  den  §5  79-  80  EO  in  t  >st  *  rn  i«  h 
durchgeführt  wurde,  indem  anch  hei  vürhandtn<  r  R(  zipr«i/,ität  es  den  n.iur- 
rcichischen  Gerichten  obliegt,  bei  ausländischen  Exekutionätiteln  zu  prüfen, 
ob  gewisse  VoransBetznngen  {§  BO)  Torliegen  und  ob  der  Yollstreckbarkeit 
im  Inlande  kein  gesetaliches  Hindernis  entgegensteht  ($  81).  Insolange  dies 
nicht  gescbdien  ist.  kann  auf  Grund  ausländischer  Bxekutionstitel  und  im 
Auslände  vorgenommener  Exekutionsakte  ein  Anspruch  auf  Anerkennung  in 
Österreich  nicht  erhohen  werden.  Da  die  Stadtgemeinde  X.  und  ihre 
Anspru(  lif  nur  auf  »-inen  in  Dputsrhland  erworbenen  E.vekutionstitel  und  auf 
einen  in  Dtutbchland  vorgenonuueneu  Exekutiunsakt  stützen,  ohne  bisher  die 
Hilfe  der  SsteneichiBdien  Gerichte  in  Anspruch  genommen  an  haben,  so  kann 
anch  nicht  behauptet  werden,  da0  ihnen  beattglieh  ihrer  Forderungen  ein 
Vorrecht  vor  der  Forderung  des  ^4.  zusteht.  Es  war  daher  dem  Revisions- 
rekurse stattzugeben,  der  Beschluß  des  Relmrsgerichtes  abzttSadem  und  jener 
des  ersten  Richters  wieder  herzustellen. 


VorausseUtungen  des  Vollzuges  der  von  einem  ungarischen 
Gerichte  bewilligten  Exekutian  in  Österreich. 

OGM  20.  4,  1904  (Ö870J, 

Das  Kgl.  ungarische  Besirksgericht  in  X.  bewilligte  auf  Orund  seines 
reehtskrUtigen  Urteiles  8p.  171/17  ex  1903  mit  Bescheid  vom  Ii».  11. 1908  dem 

Dr.  Emerich  L  in  Y.  Ungarn)  als  Cessionar  des  Arpdd  B.  wider  die 
Firma  Gebrüder  Ji.  in  L.  iMähreni  wegen  149  K.  die  Mobilarexelcutiim  und 
ersuchte  das  Bezirksgericht  in  Z.  um  den  Vollzag  desselbjen. 
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Rechtoprecbang. 


Das  B<'Z  i  r  kny; r  i  c  h  t  iti  Z.  ordnete  den  VuUzug  der  Exekation  an, 
—  das  Rekursgericht  änderte  Jedoch  infolge  Rekurses  der  verpflichteten 
Finna  den  entrichterlicben  BeacUaB  dabin  ab,  da6  es  dm  gegeaatKodlieb» 
Etsachecbreiben  des  nngariacben  Besirksgeriebtea  in  X.  keine  Folge  gab.  — 
Dies  ans  folgenden  Erwäi^uni^en; 

Dff  iinirarisilic  K.\rknti«tii.stit«l  darf  von  dem  inländischen  (itriilite  auf 
Oiiltiukt'it  allerdings  nicht  in  Zweifel  gezopf^n  und  das  Aiiimhen  eines 
kgl.  ungarischen  Gerichtes  um  den  Vollzug  einet  iRwilligUn  Exekution  nur 
im  Abs.  II  (in  finej  der  JMV  vom  13.  12. 1897,  RGBl  No.  285  angefttblten 
Fällen  abgelehnt  worden.  Um  aber  die  Znlftia^keit  der  Bxeication  aal 
Oriind  der  aiüerten  Verordnnng  prftfen  sn  kftnnen,  ist  die  Beibringung  einer 
Äusferti|iun<:  des  ongariacben  Exekutionstitels  erforderüeb  and  es  war  der 
Vnllzntj  li.  1  (iluif  Boihringung  dieser  Frteilsausfertisinng  anir*^snf  hten  Exekntion 
vom  Kxekutiiin.siii  iirlit  iiinsnmehr  nhznlehnen.  als  einerseits  die  ungarischen 
Gerichte  nacli  der  Verordnung  des  Kgl.  ungarischen  Juiitizmimsteriums  vom 
12.  12.  1898,  gehalten  sind,  anf  der  Eixuendung  von  Ausfertigungen  dtf 
ttsterreichischen  Exekutionstitel  an  besteben,  und  die  Resiproiitttt  ein  gleiclws 
Vorgehen  der  österreichischen  Qericbte  geboten  erscheinen  läüt  und  anderseits 
der  Wortlaut  des  Ersachschrrib«>ns  des  Kgl.  ungarischen  Bezirksgericht«»^  in 
Ocsa  di<'  Vermutung  nahe  legt.  duLl  ila.s  recht skräftigr  Urteil  Sp  171  17  ex 
19(J3  gar  nicht  zu  Gunsten  des  lit  tn  ilit  iuit  n  (il;iiil)it:<  is.  Mindern  zu  (iunsten 
seines  ZedenteUf  des  Grafen  xVrpüd  Ii.  lautet,  die  Iiir  einen  solchen  Fall  im 
§  u  EO  Toransgesetste  Nachweise  aber  nicht  beigebraeht  worden  sind. 

Dem  Rekurse  mußte  daher  stattgegeben  and  das  Ersuchen  des  ungarisdnD 
Gerichtes  abgelehnt  werden. 

Der  OGII  hat  dem  Revisionsrckurse  des  Dr.  Enterich  L.  kein»  FoL'*' 
gfLTt'bon  ;  denn  mit  Recht  hat  das  Revisionsgericht  darauf  hinpewieseii,  (i:iü  die 
Fuasuiig  des  Ersuchschrf  iht  MS  des  Kgl.  ungarischen  Bezii ksgerichtes  in  X. 
Grund  zu  der  Annahme  gibt,  daß  nicht  schon  das  der  ExekuUoDsbewUligung 
sogmnde  liegende  Urteil  den  betreibenden  Glftnbiger  als  den  Fordarongs- 
b«editigten  anerkennt  und  A,  die  durch  das  Urteil  liquid  gestellte  Forderung 
des  B.  erst  nach  dem  Urttnle  mittels  Zession  erworben  hat  Zum  mindestes 
ist  PH  zweifelhaft,  ob  dies  nirht  der  Fall  war.  Bezüglich  des  Übergünges  des 
in  I  inciii  K.\(  kutionstitcl  eines  ungarischen  Gerii  litvs  fe.st^estellt«'n  Spruches 
auf  den  in  dem  Exektioustitcl  nicht  genannten  betreibenden  Gläubiger  ist  aber 
d»  IMetrek^Bchen  Gerichten  durch  die^  die  ZwangBVotlstrecknng  aaf  Grund 
ungarischer  Bzekntionstitel  regelnden  Nonnen  die  Kognition  keineswegs 
entzogen.  Es  bat  also  A.,  der  im  Revisiousrt  kuri^c  behauptet,  daß  er  in  dun 
der  Exekutionsbewillignng  zugrunde  liegenden  Urteile  als  Zessionar  des  B. 
anerkannt  worden  sei,  dies  »Inrrh  die  Vorlegung  des  TTrteiles  z\x  erweisen. 
Es  be.stehr  keine  Norm,  die  den  dsterreichischen  Gerichten  zur  Pflicht  macben 
würde,  das  ungarische  Gericht,  von  dem  es  um  einen  Exekutionsvollzug  ersudil 
wurde,  um  die  Behebung  der  der  Anordnung  des  lettteren  entgegenstdiendea 
MSngel  ansngehen. 
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UnmrksamkeUserklärimg  eines  auf  einem  Ratengeschäfte 
beruhenden  ansländischen  {ungarischeu  ]  Ejclufionstitels.  — 
///  Beziehung  auf  Ratengeschäfte  ist  für  den  in  Österreich 
tcohnenden  Käufer  jeder  mssländische  Gerichtsstand  aus- 
geschlossen. 

OOS  18.  5.  04  (Z.  6776). 

Mit  Beschluß  des  Kgl.  ung.  B*;zirksgenchurs  X.  vom  19.  12.  lti<»3  wurde 
der  Firma  August  E.  dt  Co,  in  X.  gegen  Alois  K.  in  Y.  (Böhmen)  zor  Herein- 
bringnng  ihrer  Tollttredcbaren  Fordemng  ans  dem  Urteile  des  genannten 
Qezichtes  Ton  37.  6.  1901  von  124  K  80  h  MO.  die  MobiliacejEekution  be- 
willigt and  das  Bezirksgericht  in  Y.  als  Ezekntiontgericht  nm  unvenrailten 
Vollzug  ersucht. 

In  (l«  r  am  11.  1.  1904  überroh  litcn  Klage  auf  Unw^irksamkeitserklärung 
des  Evrkutiünstitcls  und  1mm  der  Verhandlung  führte  Alois  K.  aus:  das  dem 

E. \ekiitiiiiiiitit<.'l  zu  Gnunii  iu-c^eiuie  Geschäft  sei  ein  Ratengeschäft,  nämlich 
Ankanf  von  zwei  BilUera  gegen  Ratenzahlungen,  das  bewilligende  (ierit  ht  X. 
habe  nie,  aleo  avdi  nicht  im  Momente  der  Klagaflheireichung  und  des  auf 
Grand  deraelhen  darchgefOhrten  VerfohrenSf  seinen  allgemeinen  Qerichtaatand 
gebildet,  noch  habe  er  eich  trotz  richterlicher  Belehrung  in  den  Streit  vor 
demselben  eingelassen,  vielmehr  sei  gegen  ihn  lediglich  Veca&omnisnrteil 
erflossen 

Ks  si'i  s(»hin  das  Kgl.  wwn.  P.fzirk^Jirri icht  X.  zur  Entscheidung  ini  hr- 
treffenden  Streite  nicht  kompetent  gewe.nen,  welche  l  iizuständigkeit  bis  zum 
Yerkaafe  von  Amtswegen  berücksichtigt  werden  müsse.  (9  6  Gesetz  vom 
^7.  4.  1890  No.  70  ROBI). 

Klfigw  beantragt  sohin»  den  geltend  gemachten  Exekotionstitel  ihm 
g«genflher  lllr  nnwirksam  xa  erkllren  und  die  beklagte  Finna  in  den  Ersatz 
der  Kosten  za  verurteilen. 

Beklagte  gesteht  das  tatsächliche  Vorbringen  unter  VMlage  der  zwei 

F.  .  stellscheine  zu  und  wendet  ein.  §  G  cit.  Gesetzes  schließe  nur  den  Gerichts- 
stand des  Vprtra;ics  ans.  von  dem  aber  vorliesiends  keine  Rede  sei,  höchstens 
könnte  mau  vou  dem  uugürischen  Buchgerichtsstande  nprechen. 

Auch  sei  vorliegend  kein  .\nhalt^piinkt  für  die  Anweadiin^  der  55§  86 
uud  bl  Z.  2 — 4  EO.  giL'^lnii    Mk'  beantrai^t  kuülenpdichtige  Klagsabweisung. 
Der  Klage  wurde  in  allen  Instuiizt-ii  stattgegeben. 

tirftnde  der  ersten  Instanz:  Da  von  Seite  der  Beklagten  zugegeben 
wird,  dall  es  sich  vorliegend  am  ein  Rateugcsch&lt  bandelt  und  auch  das 
jmderweit^e  tatsIcUiehft  Vorbringen  der  Klagzseite  niciit  heztritten  wird, 
'  war  gemftB  §  6  Gesetz  vom  27.  4.  1806,  No.  70  ROBI  das  Klagsbegehien 
einem  im  Oeltu^gebiete  genannten  Oesetses  an^Lssigen  Ratenhindler  gegsn- 
fiber  vollkommen  begründet. 


432  Rechtsprechung. 

Da  nun  nach  dem  Priiizipe  der  Resiporzit&t  ein  And&nder  bedttten» 
gleiche«,  nie  aber  besseres  Recbt  Terlangen  kann  wie  der  biUader,  wa&  audi 
der  nngariBche  RatenbSndler  da«  vorgenannte  Qeseta  g^en  aicb  gelten  hssen. 

Grftnde  der  aweiten  Instanz:  Das  angefochtene  Urteil  findet 

in  dem  vom  ersten  Richter  bezogenen  §  (5  des  Gesetzes  vom  17.  4.  189(> 
No.  70  TJGR!.  sowie  in  der  Tendenz  dic^c^  Gesetzes  seine  Begründung.  Dii> 
Behauptung  der  beklagten  Firma,  daß  für  die  Hei?ründung  der  Zuständigkeit 
des  ungarischen  Gerichtes  nicht  der  Gerichtsstand  des  Vertrages,  sondern 
der  Buchgericlitastand  nach  §  35  des  Gesetaartikels  LIV  Tom  J.  1868  maß- 
gebend war  nnd  da0  dieser  totatere  in  dem  §  6  des  dt.  Gesetses  nicht  ans- 
gescblossen  ist,  erscheint  nicht  gedgnet  die  Rechtsanschanung  des  ersten 
Richters  zu  widerlegen,  weil  das  österreichische  Recht  einen  Buchgerirhts- 
staiid  riiclit  kennt  nnd  somit  nicht  in  der  Latre  war.  in  dorn  ^  H  dies'-s  (n- 
setzt'i)  von  deuiselbeu  eine  Erwäliiumsr  zw  machen  und  weil  die  Bestimmung 
des  §  101  J.  N.,  nach  welcher  bei  Klugen  gegen  ungarische  Staatsangehörige 
der  fiuchgerichtsstand  ancb  bei  fisterreichiseben  Gerichten  angerufen  werden 
kannte,  nnr  im  Interesse  der  InUnder  getroffen  wnrde. 

Überdies  wllre  noch  darauf  binsnwdsen,  daß  das  Urtdl  des  ongarischeD 

(ierichtes  andi  im  Hinblicke  auf  di.  Bestimmung  des  §  80  Z  1  EO  hiei- 
lands  einen  Exekutionstitel  niflit  hilden  kann,  weil  das  ungarische  Gericht 
nach  Maßgahr  der  im  Inlande  über  dit  ZnsTändiirkfit  geltenden  Bestimmungen 
zur  Entsthcidiiii^'  der  Streif.sacbe  ni<  lit  bt-nifi  ii  war. 

Gründe  des  Obersten  tierichishofes:  Die  auf  den  Hevisiuu&grutid 
des  §  Ö03  Z.  4  C1*0  gestützte  Revision  der  beklagten  Firma  ist  unbe- 
grflndet. 

Die  Leistung,  nm  die  es  sich  bandelt,  ist  all«dings  die  Zahlung,  aber 
aus  einem  Rattngescbtfte,  weshalb  der  §  6  des  Gesetses  vom  27.  4.  1896. 
No.  70  RGBl  hl«r  Anwendung  findet,  der  nicht  nur  den  Gerichtsstand  des 
Vertrages,  sondern,  wie  aus  dem  .Schlutisatze  der  alinea  1  des  §  6  hervor- 
geht, jedweden  (rtTichtstand  mit  Ausnahmt'  des  Personalgerichtsstandes  des 
Belangten  ausschliebt  und  für  J«.d«.iiiiiUin,  mag  er  In-  oder  Ausländer  seio. 
Geltung  hat,  sobald  er  als  Käufer  im  Geltungsgebiete  dieses  Gesetzes  seinen 
Wohnsits  hat 

Da  der  Kläger  ala  Kftuler  in  Österreidi  wohnt,  to  ist  beaöglicfa  sehier 
in  Besidinng  auf  Ratengeseh&fte  jeder  ansiindische  Gerichtsstand,  also  auch 

der  der  Buchführung  ausgeschlossen  und  es  haben  die  impt-rativen  Bestim- 
mungen des  §  ()  des  Gesetzes  vom  27.  4.  189H.  No.  70  R(iBI  sowie  die  Be- 
stimmungen der  -i  80,  Z  1,  EO  und  g  101  .1.  N.  in  Anwendung  zu  komwen. 

Von  einer  unrichtigen  rechtlichen  Beurteilung  durch  das  Bemfunifs- 
geriebt  ist  daher  keine  Rede  und  es  liegt  der  angerufene  Revisionsgrund  des 
J}  503.  Z.  4,  CPO  nicht  vor. 
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miaßgeblichkeit  der  h'.r  rci  sitae  fiir  die  \Vi(ierrtiflichheft 
(fer  SflK'nJ.nHif  roll  I.it';i('iis(  IkiJ tni . 

(Urteil  der  K.  Kmir  cum  IL',  f.  1U04  'AahL  47J(i' Um:»  „Joytudomä$iyi 
K<,zlouif'  HW4  jYo.  f(i,  lieilnife  Nu.  L'.',S.) 

DtT  iu  Budapest  aiisässiyt  lun  h  bemliii  (Kiuaiit  ii-Slavonien)  zuständige 
Kliger  hat  nsdi  den  Klageaiij^aben  «eiBer  Eliegattin  die  Hälfte  einer  in 
Budapest  gelegenen  Liegenscliafl  gesclienkt,  während  int  Gmndbnche  die  Ein« 
tragnng  enthalten  war.  da6  der  Kläger  die  fragticbe  Liegemchaft  mit  seiner 

Ehegattin  {icmcinstliiiftlirh  (zur  Hiilft«  >  dnnh  Kauf  rrworlx  n  habe,  Kläger 
hfjrrhrtr  dns  Erkenntnis  auf  Zuli^siirkoit  dos  Widerrufes  dieser  SrlnnkimL' 
wfticti  L;r(il».  ii  l  'iifhuikrs  seiner  Klu'frattiii.  wfi!  diese  ilin  treulos  verlassen  iiiul  auch 
einen  Eheijruoh  begangen  hat.  Das  lieelii  de»  Widerrufes  der  f^elienkung  gründet^' 
der  Kläger  auf  §  U48  des  in  Kruutieu-^lavuuicn  in  Geltung  stehenden  erster- 
reichischen  a.  b.  GB,  weil  er  nach  Semlin  zuständig  sei,  folglich  die  materiellen 
Voranssetaningen  der  ISchenkung  sich  nach  seinem  Personalstatut  richten.^) 
Dieses  Personalstatut  sei  das  in  seiner  Heimat  i  Kroatien-Slavonieni  in  Geltung 
«t<'hrn(1«  risferreiehisebe  a  Ii  (ii>.  Die  K.  Kurie  hat  aber  den  Kläger  ans 
drill  (irunde  abgewiesen,  wi  il  im  Sinnr  drs  21  (h^r  !?«'schIüsso  der  .Index- 
kuriHlkonferenz  von»  Jahre  l<s»ll  die  lierhlsv»  vhaltniss«'.  wehlie  Liegensrhaft^^n 
betreffen,  nach  dem  Kechtc  jenes  (iebietes  zu  beurteilen  sind,  iu  welchem  die 
Liegenschaft  gelegen  ist.  Das  Vorhandensein  nnd  die  Widerruflichkeit  der 
in  der  Kl^^  behaupteten  Schenkung  sei  daher  nach  den  Regeln  des  angarischen 
Privatreehtes  zu  beurteilen  Nachdem  aber  der  Kläger  gegenüber  dem 
Widerspruch  der  Beklagten  nicht  nachweisen  konnte,  daß  der  Kall  einer  den 
Ndrincn  des  tiniran.'^rhf  n  r'ri\ atreehtes  rnt^prechendrn  Scbealning  obwalte, 
SU  mubte  aut  Aliw*  t.siiiig  di  r  Klage  erkannt  werden. 

Anni. :  Kine  Kollision  von  l'rivatrechtsnormen  lag  im  besprochenen  Falle 
nicht  vor.  weil  der  iS<  henker  aueh  nach  den  Normen  des  ungarischen  Privatrechtes 
(Ständig«'  Praxis  der  K  Kuriei  zum  Widernife  der  Srlirnkung  wegen  groben 
rndankes  der  l?esrhenkten  berechtigt  erschien.  Weil  alier  di»-  Ausübung  dieses 
Rechtis  selli^tv.  t  standlich  voraussetzt,  daß  eine  Schenkung  obwalt«,  der 
KIülT' r  alx  r  dl  II  Beweis  der  Kxist»'nz  tl»  r  ."^chenkunir  zn  erbringen  Jili  lit  vi  r 
mochte,  so  könnt«  maugelü  des  l>ehau|)teten  Klagegrundes  t Klagefundament) 
auf  Abweisnnir  der  Klage  erkannt  werden,  ohne  daß  es  notwendig  gewesen 
wäre,  dir  if.  re  Fragr  zu  erörtern.  w(  Iches  örtliche  Reiht  für  die  Wi<lcr- 
niHichkcit  der  iSchenknng  maßgeblich  sei.  Schtcarts. 


h  Mitgeteilt  von  Herrn  Dr.  Isidor  Schtoartz^  Regierungskomslplst 

in  Sarajevo. 

2*  Bar,  Theorie  und  Pnuis  den  intern.  Privat  rechts,  2.  Auti.,  2,  Bd., 
8.  tl3.  Zahl  H.  jV^iit,  Datt  inttm.  Cieil-  und  Handelsrechf,  3.  Bd.,  Zttrich 

10(»2.  S.  i».'j.  ITl  Für  die  MaC^reldicbk' tf  des  K.-chtt  s  .!  s  Kntst.  bungsortes 
bezw.  de»  Erfüllungsortes  IJnger,  Sy.s/ctn  /,  .S.  18<>-  \H1  und  .Note  UXl,  vgl. 
ferner  Zisch.,  II.  372-H7Ö,  VI.  92d-i)26. 

Sehteart». 
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Ehelichkeitserklärung  und  Adoption  im  deutschen  inter- 
nationalen Privatrechte. 

Von  Dr.  Clil*!  lilttM*9  Kui  iu  der  iiamburgischen  Juütizverwaitiuig. 

Er  ereignet  sich  nicht  selten,  daß  Deutsche,  die  im  Aus- 
lände mit  Ausländerinnen  außer  der  She  Kinder  erzeugt  haben, 
diese  Kinder  ffir  ehelich  zu  erld&ren  beantragen  oder  die  Be> 
statigung  der  Kindesannahme  naclisuchen,  weil  die  Eheschließung 
zwischen  den  Eltern  mit  Rflcksicht  auf  den  Zwiespalt  der 
Lebensanschauuttgen  untunlich  erscheint  Ober  die  Voraus- 
setzungen, denen  in  solchen  Fällen  entsprochen  sein  muß,  bevor 
^e  Khelichlreitserklärung  oder  die  Bestätigung  ausgesprochen 
werden  kann,  besteht,  wie  in  der  Wissenschaft  vielfacher  Streit, 
80  unter  den  Beteiligten  regelmäßig  die  größte  Unklarheit. 

Wer  an  Fragen  des  deutschen  internationalen  Privatrechts 
herantritt,  wird  sich  vor  anderem  mit  den  Grundgedanken 
dit'St's  Rechtsstoffes  auseinanderzusetzen  liaben.  Freilich  keine 
ganz  einfache  Aufgrabe.  Denn,  gingen  und  gehen  die  Lehr- 
meinuiifit'U  auf  diesem  (ubiete  ohnehin  weit  auseinander,  so 
hat  der  deutsche  Gesetzgeber  nicht  nur  nichts  für  eine  Ver- 
mittelnn^  der  pregenüberstehenden  Meinuiiiri  n  getan,  sondern 
im  (»ogenteil  zur  Versrliäi'fung  der  Gegen-atze,  wie  man  sagen 
darf,  uliiie  Not,  beigetragen.  Unähnlich  allem,  was  die  Kom- 
missionen hisht  r  7U  Tage  gefördert  hatten  und  schon  aus  diosem 
Grunde  der  ilriaiitening  in  besonderem  Maße  bedürftig,  gelangte 
ein  rJesetzentwurf  an  den  Reichstag,  dem,  allem  (jebrauche  zu- 
wider, nicht  ein  Wort  der  Begründung  auf  den  Weg  gegeben 
war,  und  der  zum  Gesetze  erhoben  wurde,  oime  daß  der  Schleier, 
hinter  dem  sich  die  Absichten  des  Gesetzgebers  verbergen,  ge- 
lüftet worden  wäre.  Was  Wunder,  daß  eine  Konjektural- 
kritik  besonderer  Art  ins  Kraut  schießt  und  sich  quot  capUa 
ioi  sensua  ankündigen. 

Z«t|acsliriit  f *  Intan.  FriTttt«  n.  Offmifl.  B«obt.  XTT.  89 
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Die  nachfolgenden  £r5rteningen  bewegen  sich  an!  den 
Boden  der  sogenannten  positiyistischen  Auffassung.^)  Diese 
gebt  bekanntlich  davon  aus:  Intemationales  Privatrecht  ist 

derjenige  Teil  der  inländischen  Rechtsordnung,  in  dem  fest- 
gestellt wird,  welche  der  auf  der  Erde  geltenden  Rechtsord- 
nungen den  Maßstab  für  die  Beurteilung  eines  TatbestandeK 
bilden  soll;  die  Erkenntnisquellen  sind  daher  für  das  iiittr- 
nationak'  Privatrecht  keine  anderen  als  die  für  die  übrigen 
Teile  der  Rechtsordnung  im  allgeiiieiiieii  anerkannten;  ins- 
besondere erscheint  das  im  EG  zum  BGH  zum  offenbaren 
Durchbruch  gelangte  Prinzip  der  Herrschaft  des  Heimatrechts 
zur  analogisclien  Anwendung  ge(>ignet,  während  dit^  totalcu 
Lücken  des  EG  unter  Herücksiclitignng  einmal  der  bislier  in 
Wissenschaft  und  Praxis  gewonneiu'n  (irundsätze  und  sudaiin 
im  Hinblick  auf  die  d(  n  Kulturstaaten  oldiegende,  seit  Savigiiif 
all<i'eincin  als  solche  erkannte  Aufgabe  der  Herstellung  einer 
intei'natiiuialen  Rechtsgleiehheit  auf  dem  Gebiete  des  inter- 
nationalen Privatrechtii  auszufüllen  sein  werden. 2) 

Es  kann  nicht  Zweck  einer  Sonderdarstellung  wie  der  vor- 
liegenden sein,  dies  zu  rechtfertigen.^)    Immerhin  wird  ein 


h  Barazctti  1  P.  R  und  Ztsch.  X  S.  118.  Endemantt,  Lehrh  VIII. 
Aufl.  S.  a»,  Gierke  D.  P.  Jt.  I  S.  20U,  Kahn  bei  Ihering  XXX,  XXXIX, 
XXXX,  Mareuatn  Ztaeh.  Z  S.  257,  KUmeyer  Posüines  I.P.R,  1891, 
Zur  Methodik  des  I.P.E.  1894,  Vorschläge  und  liateriaUeH  Mur  Kadi- 

fikatin,,  des  T  P.  P.  lR!)f),  /.  P.  R.  des  BGB  D.  J.  Ztg.  1898  S.  372. 
Ztscli.  Vir  sm.  Plaitck^G  zum  B(}li  Vuib,  vor  Art.  7  (übrigens  bei 
weit^eliciulrr  Annahme  des  Yerweisungsprinzips) ;  Staudinger  £G  zoin 
BÜB  Art.  7. 

Kammcrgcricht  Ztsch.  XI  S.  95  und  417,  XIII  S.  417  (rgl.  b«i  Böhm 
XIV  8.  118),  Xm  8.  480  und  In  Bspr.  DI  8.  85,  VI  8, 309,  OLG  Dnaden 
Ztflob.  Xn  8. 406,  OLG  Kiel  Ztsch.  XU  8. 409,  OLG  Fnnkfnrt  ZtaolL  ZU  8. 008. 

2)  Nach  dem  schweizerischen  Entwürfe  eines  Civilgcsctzbnches  (Mareueen 
Ztsch.  XI  S.  37,  Barazetti  Ztsch.  XIT  S.  270)  soll  der  Richter,  wenn  das 
(rpspt?.  schweigt,  und  kein  Gewohnhoitsreclit  nachweisbar  ist,  nach  Überliofeninsr 
odt-r  bewährter  Lehre  urteilen  und,  falls  auch  diese  Verweisujig  versagt,  den 
Fall  ao  entscheideii,  wie  wenn  er  ihm  ab  Oewtigeber  gegMiüb«rtUliide. 

*)  Das  Gesagte  gilt  insbesondwe  gegenftber  der  Lebn»  Zitelmmnns 
(I,  JP.  R.),  Ist  sie  avdi  in  ihrer  gISnnenden  Darstellnag  des  Yerhiltniitts 
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W  <»rr  der  Aiisfinaiidersetzuii^"  mit  denjenigen  Lelirnieinungfen 
am  Platze  s  in.  welche  sirli  der  hier  zugrunde  ^eleprten  am 
scliK  II  >ten  gegenübergestellt  haben,  den  sogenannten  Kompetenz- 
theorien. 

Nach  diesen  Tlieorien  ist  der  Gesetzpreber  nur  zuständig, 
die  (irenzen  des  eitrencn  Rechts  gegenüber  dem  ausländischen 
zu  bestimmen,  nicht  zustiindig,  die  Ureuzen  der  ausländischen 
Rechte  untereinander  abzustecken.  Denn  die  Piivatrechts- 
ordnungen  der  Kulturstaaten  sind  einander  koordiniert.  Die 
Auslandsrechte  allein  sind  darüber  zu  befragen,  welches  materielle 
Recht  zur  Anwendung  gebracht  werden  soll,  wenn  feststeht, 
daß  das  eigene  materielle  Recht  nicht  angewendet  sein  will. 
£Irgibt  sich  dabei,  daß  nur  e  i  n  ausländisches  Recht  gelten  will, 
so  ist  dieses  anznwenden.  Ergibt  sich,  daß  mehrere  Rechts- 
Ordnungen  gelten  wollen,  (positiTer  Kompetenzkonflikt),  oder 
ergibt  sich,  daß  mehrere  Bechtsordnnngen  zwar  in  Betracht 
kommen,  aber  die  eine  die  Geltung  dieser,  die  andere  die  Geltung 
einer  anderen -Rechtsordnung  annimmt,  aJso  keine  gelten  will 
(negativer  Kompetenzkonflikt),  so  —  fällt  man  mit  Jenen  Theorien 
folgerichtig  ins  Leere.  Das  deutsche  Recht  ist  nicht  zuständig, 
das  ausländische  liegt  sich  in  den  Haaren.  Die  Kompetenz- 
tbeorien  flüchten  in  dieser  Not  zum  deutschen  Rechte  zurück, 
nicht  ohne  diese  Inkonsequenz  im  Bruderkriege  zu  büßen.  Hier 
scheiden  sich  ihre  Wege.  Die  eine  erklärt:  Im  Konfliktsfalle 
entscheidet  das  internationale  Privatrecht  de^enigen  Staates, 
für  welchen  die  Beziehung  vorliegt,  an  die  das  deutsche  inter- 
nationale Privatrecht  anknüpft.  *)  Die  andere :  Im  Konflikts- 
falle entscheidet  das  insoweit  analog  anzuwendende  deutsche 


Kwischen  Völkerrecht  und  internationalem  Privatrecht  ungeteilter  Arn  rkt  nnnnf< 
wert,  eröffnet  sie  aiirh  in  den  ans  diesem  Verhältnisse  herahgeftihrtcn  Lcit- 
f^iitzcn  verlockende  Ausblicke  in  die  zukünftige  Entwickeliini?  der  Lehre  vom 
iuu-rnation&len  Phvatrecbt,  so  ist  sie  doch  mindcstenti  in  ihrer  Annahme,  daü 
.  die  Lehre  yom  Völkerrecht  icbon  gegenwärtig  in  dar  Lage  sei,  diejenige  Tom 
intematioiialeii  Fiivatndit  intendv  sn  bebnchten,  Ton  aUgemeiaer  An- 
«rkenDimg  weit  entfenit  (ni  Yergl.  Cromet  Sattem  Bd.  I  S.  130). 

*)  Neumann  LP.R.,  Gutachten  zum  24.  deutscheu  Juristentage, 
HMdMUgabe  des  BOB  Verb,  tot  Art.  7  £0,  bd  Qruchot  XL  VI  S.  67. 

89* 
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internationale  Privatrecht,  welches  materielle  Recht  aagewendet 

wenkii  soll. 

Die  Konipetenztliporicn  sollen  ^voU  und  franz  im  Einklänge 
stehen  mit  den  Priiüzipieu,  welche  stets  von  den  berufenen  Ver- 
tretfrii  der  deutschen  auswärtigen  Politik  für  diese  als  mali- 
g'ebend  ))ezeiclinet  worden  sin»i.  niinilich,  daß  das  deutsche  Kelch 
einerspits  Hei-r  im  eigenen  Hause  ist  und  kraft  seiner  Souveränität 
selbständig  seine  An^eletyenheiten  besorgt,  daß  es  hierbei  in 
erstpr  T.inie  die  eigenen  Interessen  walirnimmt  und  für  die  Vor- 
teile, die  es  anderen  Staaten  bietet,  die  entspreehendt-n  (;eg<n- 
leistungen  in  Ansprucli  nimmt,  daß  es  andererseits  aber  aucli 
dieselben  Rechte,  welche  es  für  sich  beansprucht,  den  anderen 
Staaten  zubilligt,  und  sich  nicht,  soweit  nicht  ein  deutsches  In- 
teresse dies  verlangt,  in  deren  Angelegenheiten  mischt"  f'Nen- 
niann  bei  Gruchot  XT.VI  S.  72).  Tm  fJegenteil.  Die  Kom- 
petenztheorien stehen  mit  eben  diesen  Prinzipien  in  unverem- 
barem  Widerspruch.  Indem  das  Deutsche  Reich  bestimmt, 
welches  Recht  in  seinem  Hause  gelten  soll,  nimmt  es  seine 
eigenste  Angelegenheit,  sein  eigenstes  Interesse  wahr;  denn  es 
wurde  eben  nicht  mehr  Herr  im  eigenen  Hause  sein,  w^ollte  e« 
dem  Aaslande  überlassen,  ihm  Vorschriften  darüber  zu  machen, 
welches  Recht  in  seinem  Hausf  ir?  Iten,  in  seinem  Hause  ge- 
sprochen werden  soll.  Freilicli  sc>il  das  Deutsche  Reich  dabei 
nicht  außer  Acht  lassen,  daß  es  nicht  allein  in  der  Welt  steht, 
daß  es  Frieden  mit  dem  Nachbar  halten,  auf  ihn  billige  Rück- 
sicht nehmen,  sich  nicht  „indessen  Angelegenheiten  einmiscluti^ 
darf,  daß  auch  ,.die  Staaten  unter  dei-  Kontrole  der  Lächerlich- 
keit stehen«  (Meili,  J.  C.  u.  ff.E,  Bd.  1  S.  178,  vergl.  auch 
Kahn,  Ztsch.  X  S.  99).  Aber  dieser  „nachbarrechtUcbe*^  Gmnd- 
satz  braucht  doch  nicht  zur  Preisgabe  der  Gesetzgebungs- 
gewalt zu  führen.  Läßt  sich  der  heimische  Gesetzgeber  nur 
daran  genfigen,  yoUkonunene  Kollisionsiiomieii  aa&nstellen,  die 
dem  Stande  der  intemationalpriTatrechtüchett  Wissenschaft  ent- 
sprechen, so  kann  keine  Bede  davon  sein,  daß  er  sich  damit 

')  Schnell,  Ztsch.  V  S.  337,  Ksidel  ebenda  VII  S.  228.  r.  Bar 
ebenda  VUI  S.  178,  Niedner  80.  Votb.  Tor  Art.  7.  Zu  vergl.  RO  IL 
a  182  and  Ztwh.  Xn  S.  467,  458. 
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in  die  Angelegenheiten  fremder  Staaten  einmische,  nnd  daß  das 
Ausland  sich  irgend  beschwert  fühlen  dürfe. 

Das  Mißverständnis,  das  dem  Prinzip  der  Znständigkeits- 
PTOiterung  zugnmde  liegt,  scheint  dieses  zu  sein:  Die  Zu- 
ständigkeit  gegenüber  dem  eigenen  Lande  wird  mit  der  Zu- 
stBOdiglceit  gegenüber  dem  Auslande,  die  Zuständigkeit  nach 
innen  mit  der  Znst&ndigkeit  nach  außen  verwechselt  Es  mag 
sein,  daß  dem  Inlande  dem  Auslande  gegenüber  aus  völker- 
rechtlichen Gründen  das  Becht  oder,  wenn  man  so  sagen  will, 
die  Zuständigkeit  fehlt,  Kollisionsnormen  gewissen  Inhalts  zu 
erlassen,  daß  es  dem  Auslande  gegenüber  die  Pflicht  hat,  bei 
der  Avfetellung  von  Kollisionsnormen  auf  das  Ausland,  auf  das 
ausländische  Recht  gebührende  Rücksicht  zu  nehmen,  diejenige 
Rücicsicht  die  sich  aus  den  kulturellen  und  wirtschaftlichen 
Beziehungen  der  Staaten  zu  einander  einerseits,  dem  Stande 
der  internationalprivatrr(  litlirlien  Wissenschaft  andererseits  er- 
gibt. Aber  dieses  Veiliültiiis  bildet  letliglich  ein  Motiv  für  die 
innere  (Tesetzgebun^ ;  ^jenes  Postulat  ist  nicht  Recht"  (Matth  ia  s, 
Lehrb.  Iii.  Aufl.  S.  öl,  vergrl.  auch  Gierke  a.  a.  ().  S.  lM:J); 
die  innere  Gesetzgebuiifr  selbst  i.st  sonvfrän;  die  Zustiimli<rkeit 
ge^^t  iiüber  den  Rechtsunterworft'iieii  und  insbesondere  pcfrcnübcr 
den  eigenen  Kechtsptiegeorganen  wird  durch  di(*  etwa  niaiigülnde 
Ziii^tiindigkeit  dem  Auslande  prepenüber  nicht  berührt.  —  T^ber- 
dies:  Ist  denn  etwa  der  d(Mitsc'h('  (icst  tzgeber,  indoin  «m-  .die 
Herrschaft  des  dcutsrlu'U  Heriits  gegenüber  dem  ausliimiiscliun 
Hec)jte  bt  stimmt'  nicht  in  der  Lage,  sich  in  Angelegenheiten 
de«  Auslandes  einzumischen?  \) 

Daß  srhließlicli,  wenn  alle  Stränge  reißen,  auch  die 
Kümpetenztlieorien  wieder,  auf  verschiedenen  Wepren,  bei  dem 
deutschen  Kollisionsrechte  Unterschlupf  suchen  müssen,  ist  oben 
aufgezeigt  worden     Die  Probe  auf  das  Exempel  vei'sag't  el)en. 

Die  Kompetenztheorieii  werden  in  besonderer  Weise  von 
Niedner  a.a.O.  verteidiprt.  Zunäclist:  Die  Zuständigkeits- 
1m  stimmun^^en  des  Privatreciits  entsprechen  den  Zuständigkeits- 
vorschriiten  des  Prozeßrechts.  Sie  können  deshalb  auch,  analog, 

Vgl.  zn  den  AnsfDbnnigeti  dM  Texte«  iubemiiidere  Zitetmann 
»■a.U.  Kap.  1. 
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nur  negativ  anordnen,  daß,  soweit  die  deutschen  Gesetze 
nicht  Platz  greifen,  die  ausländischen  Gesetze  Anwendung  finden 
können,  aber  nicht  positiv,  welches  von  den  verschiedeoen 
nunmehr  in  Betracht  kommenden  ausländischen  Gesetzen  gelten 
soll  AUein  der  Greslchtspnnkt  der  Analogie  läfit  hier  im 
Stich  oder  ist  unrichtig  verwertet.  Die  Befehlsgewalt  des 
souveränen  Staates  ist  es,  der  die  Zuständigkeitsbestimmungen 
hier  wie  dort  entspringen.  Die  Befehlsgewalt  endet  an  den 
Marksteinen.  Jenseits  derselben  hat  das  inländische  Recht  niclit 
mehr  zu  bestimmen,  welches  Gericht  welches  Staates  zuständig 
sein  soll,  „analog"  nicht  mehr,  welches  materielle  Recht  gelten, 
insbesondere  von  den  ausländischen  Gerichten  angewendet 
werden  soll.  Diesseits  aber  g^ilt  das  Inländische  Recht,  bat 
dieses  zu  bestimmen,  welches  Gericht  welches  Recht 
sprechen  soll.  Wie  hätte  der  inländische  Gesetzgeber  dazu 
kommen  sollen,  den  ausländischen  Gerichten  Rechtsbefeble  zu 
erteilen,  ihnen  Vorschriften  darQber  zu  machen,  ob  sie  ihre 
Zuständigkeit  annehmen  sollen  oder  nicht?  Läßt  sich  mit  dem- 
selben Recht  die  Frage  stellen :  Wie  hätte  der  deutsche  Gesetz- 
geber dazu  kommen  sollen,  dem  deutschen  Richter  die  Anwemlimjf 
eines  bestimmten  Rechtes  anzubefehlen? 

Alsdann:  Die  Richtigkeit  der  Kompetenztlieorie  soll  .aber 
auch  vor  allem  ein  Vergleich  mit  den  diiiriiauü  aualui;i'ii 
Zustaiidigkeitsbestimmun^en  der  zeitlichen  Wirksamkeit  der 
Gesetze"  ei^eben.  Aueli  diese  besrhr.üiken  sich  darauf,  negativ 
zu  bestimmen,  daß  in  den  l'^illlen,  in  denen  nicht  das  geltende 
Recht  zur  Anwendung  koninit,  das  bisherige  Herlit  niali^etKMid 
sein  soll;  sie  bestimmen  aber  nicht  positiv,  welches  der  ver- 
schiedenen, luögliciierweise  in  Betracht  konniit  iiden,  in  den 
vergangenen  Zeitepochen  in  (Jeltung  gewesenen  (besetze  anzu- 
wenden ist.  Der  Vergleich  geht  indessen  vollständig  feiil. 
r>enii  die  positive  Bestinnuung.  die  Niedner  in  den  inter- 
ti'Hijioralen  Vorschriften  des  EU  vennilit,  ist  da,  ist  frt'ili*  Ii 
niclit  ausdrücklich  wohl  aber  implicite  in  diesen  Vorschrittfu 
ohne  weiteres  enthalten,  indem  diese  heimisches  Hecht  auf- 


^)  Ebenso  schon  früher  v,  Bar,  Ztsch.  YIU  S.  177. 
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l^ht  erhalten.  Die  Beiehlsgewalt  des  Staates  ist  iusoweit 
konsomiert ;  der  Staat  hat  schon  einmal  die  zeitliche  Wirksamkeit 
«eines  Rechts  festgestellt;  es  w&re  widersinnig,  wollte  er  noch 
ein  zweites  Mal  dasselbe  tnn 

Es  ist  ausdrücklich  zuzugeben,  daß  die  Kompetenztbeorien 
in  einer  Beihe  von  Fällen  zn  brauchbaren  Ergebnissen  führen. 
I>ie  Aufgabe,  die  sie  den  Beteiligten,  insbesondere  den  Rechts- 
pflegeorganen  stellen,  ist  zwar  keine  gerade  anziehende :  zunächst 
ist  festzustellen,  ob  das  Rechtsverhältnis  nach  deutschem  KoUi- 
isionsrechte  dem  materiellen  deutschen  Rechte  untersteht;  ist 
dies  zu  verneinen,  so  ist  zu  prüfen,  „welche  verschiedenen 
Auslandsrechte  vermöge  der  vorliegenden  staatlichen  Beziehungs- 
fälle des  Rechtsverhältnisses  möglicherweise  in  Betracht  kommen 
können  ;  alsdann  sind  diese  Rechte  daraufhin  zu  untersuchen, 
ob  sie  ihrerseits  ausdrückliche  oder  stillschweigende  Kollisions- 
iioniUMi  enthalten,  und  festzui^tellen,  ob  diese  Kollisionsnormen 
miteiiiunder  in  Einklanpf  stehen  oder  nicht;  stitniiKU  sie  nicht 
iiberein,  so  ist  der  Kunilikt  nach  der  einen  Ansicht  in  dieser, 
nach  der  anderen  Ansicht  in  anderer  Weise  zu  lösen.  Indessen 
würde  es  darauf  nicht  ankoi inu  ii  können,  wenn  die  Kompetenz- 
tlieorieii  nur  —  man  kann  niclit  sagen  :  deutsches  internationales 
l'rivatrecht  wären,  denn  sie  erklären  ja  die  deutsche  (Jesetz- 
j^tbun^    wenigstens  für  auslandische   Tatbestände   »renide  für 
ink(nni>t  t«  iir.  wohl  aber  wenigstens  —  erkennbar  den  Ausgangs- 
punkt des  deut^schen  internationalen  Privatrechts  bildeten.  Mit 
dem  Nachweise,  daß  dies  der  Fall  sei,  aber  ist  es  übel  bestellt. 
Das  einzige  Wesentliche,  was  für  die  K<)ni])etenztljeorien  vor- 
gebracht werden  kann,  ist,  daß  der  Bundesrat  die  einheitlich 
Vüllkoraraenen  Kollisionsnormen  der  Vorent würfe  zu  einem  Teile 
in  einseitige  Kollisionsnormen  umgewandelt  hat.   Die  energische 
Ablehnung  des  Gesetzgebers,  auch  nur  das  Geringste  darüber 
zu  verlautbaren,  welclie  Motive  ihn  zu  dieser  Änderung  bewogen 
haben,  sollte  schon  aliein  hinreichen,  anzunehmen,  dafi  der 

')  l  berhaupt  ist  bei  jeder  Invergleichstelliiiig  des  int^rtemporalen  und 
des  internationalen  Privatrecbts  größte  Vorsiebt  geboten:  gDie  rechtlichen 
1194  legislatiTeii  G«iidit8pankte  deoken  sicli  bei  den  beiden  IfateHen  nieht*. 
(MHli  A.  ft.  0.  Bd.  I  S.  12»),  8.  auch  Moh9,  ZiMb.  XIV. 8.  6S  f. 


Digitized  by  Google 


442 


Ritter, 


Leitstern  nicht  gerade  eine  l^t  Ihhk  inung  wai",  die  sich  weder 
in  die  Praxis  Eingang  versclialit  hatte,  noch  in  dor  Wissen- 
schaft auf  eine  nennenswerte  Zahl  von  (Uäubigen  hinzuweisen 
in  der  Lage  war,  noch  endlich  in  der  zweiten  Kommission  über 
mehr  als  „eine  Seite",  welche  die  von  der  Mehrheit  als  einem 
^dringenden  praktischen  Bedürfnis"  entspringend  befürwortete 
Regelung  bekämpfen  za  sollen  glaubte,  zu  verfügen  hatte 
(Prot.  VI  S.  4  f.).  Wenn  es  indessen  noch  eines  Gegenbeweises 
bedürfte,  so  würde  er  mit  dem  Hinweise  darauf  als  geführt 
gelten  dürfen,  daß  der  Gesetzgeber  sich  nicht  gescheut  hat,  in 
vier  Fällen  (EG  Art.  7,  11,  17,  21)  vollkommene  K<dlisioiis- 
normen  zn  geben  und  in  einer  Anzahl  fernerer  Fälle  die  An- 
wendung eines  bestimmten  Auslandsrechtes  durch  nnvollständig 
zweiseitige  Kollisionsnormen  (EG  Art  13,  15,  24,  25)  vorzu- 
schreiben. Wenn  Niedner  jene  vier  Fälle  als  Ausnahmen 
bezeichnet,  die  die  Regel  aofzozeigen  geeignet  sind,  und  in  den 
unvollständig  zweiseitigen  Kollisionsnormen  sogar  eine  Be- 
stätigung der  Kompetenztheorte  erblicken  zu  dürfen  meint,  so 
ist  mit  solcher  Argumentation  selbstverständlich  nicht  mehr  zo 
rechtm*  Im  Wesen  der  Kompetenztheorien  liegt  begrfindety 
daß  sie  dem  Gesetzgeber  als  seine  Wiliensmeinung  schon  dami 
nicht  zu  unterstellen  wären,  wenn  dem  EG  auch  nur  eine  einzige 
vollkommene  Kollisionsnorm  verblieben  wäre. 

Auf  das  nicht  minder  umstrittene  Prinzip  der  Rfick-  und 
Weiterverweisung  (EG  Art.  27)  kann  hier  um  so  weniger 
eingegangen  werden,  als  die  Entscheidung  dieser  Frage  ffir 
die  nachfolgenden  Erörterungen  nicht  präjudiziell  ist.  Immerbm 
ist  darauf  hinzuweisen,  daß  Je  nach  der  Stellung  zur  Bfick- 
und  Weiterverweisung  auch  die  fttr  Legitimation  und  Adoptiou 
in  Betracht  kommenden  Kollisionsnormen  ein  verschiedenartiges 
Gepräge  erhalten.  Im  einzelnen  ergibt  sich  das  von  selbst. 

Dasselbe  gilt  von  der  streitigen  Frage,  ob  die  zeitlichen 
Anwendungsnormen  den  örtlichen  vorgehen  oder  umgekehrt.  — 

Art.  22  Abs.  1  EG  bestimmt: 

_Die  LegUiiiiation  eines  unehelichen  Kindes  sowie  die 
Aunuliim  an  Kindes  Statt  bestimmt  sich,  wenn  der  Vater  zur 
Zeit  der  Legitimation  oder  der  Annehmende  zur  Zeit  der 
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Annahme  die  Beichsangehdrigkeit  besitzt,  nach  den  deutschen 
Giesetzen". 

Bei  der  Legitimation  ist  Gegenstand  des  internationar 
listischen  Rechtsgtttenchntzes  eine  Yerftnderang  des  Personen- 
standes, die  Umwandlung  eines  nnehelicben  Kindes  in  ein 
eheliches  Kind  desjenigen,  Ton  dem  es  abstammt,  des  Eizengers. 
Voraussetzung  für  die  Anwendung  der  bezeichneten  KoUi- 
sionsnonn  ist  demnach,  daß  das  Kind,  das  legitimiert  werden 
soll,  unehelich  ist,  und  daß  es  von  denjenigen  abstammt, 
f  ftr  dessen  eheliches  Kind  es  erkUirt  werden  soll.  Die  erste 
dieser  Voraussetzungen  wird  in  Artikel  22  BG  ausdrücklich 
als  solche  bezeichnet^  die  andere  folgt  (übrigens  wie  jene  auch) 
ans  dem  Wesen  des  Bechtsinstituts. 

Darüber,  ob  ein  Kind  ehelich  oder  unehelich  ist,  ent- 
scheidet zunächst  der  Personenstand  der  Mutter.  Ist  und  war 
die  Mutter  nicht  verheiratet,  so  wird  das  Kind  auch  dann  als 
unehelich  zu  betrachten  sein,  wenn  dem  Ileiuiatrechte  der 
^Mutter  das  Keclitsinstitut  der  Ehe  luibelvaiiiit  sein  sollte. 

Uneheliclit  Kinder  gelten  nRch  einzelnen  Rechten  unter 
gewissen  Umstünden  ohne  weiteres,  also  oline  daß  es  des  Hinzu- 
tritts einer  wtitereü  juristisciien  Tatsaclie.  wie  etwa  der 
Le^ritimatioii  oder  Adoption,  hedürfte.  als  ehelich.  Da«  ^^ilt 
im  besundereu  von  den  sogenannten  H  r  a u  t  k  i  n  d  e  r  n.  Würden 
solche  Kinder  nach  >raß^abe  des  deutschen  Kollisionsrechtes 
als  elielich  zu  gelten  liaben,  so  würden  sie  nicht  für  ehelich 
erklärt  werden  können. 

Welches  Recht  über  die  Ehelichkeit  oder  Unehelichkeit 
solcher  Kinder  entscheidet,  darüber  ist  dem  EG  unmittelbar 
nichts  zu  entnehmen.  Man  könnte  daran  denken,  die  aus 
Art.  18  E/Ür  abzuleitende  vollkommene  Kollisonsnorm  zur  Hand 
zu  Tirhmen.  Danach  soll  sich  die  £helic1)keit  eines  Kindes 
nacl)  dem  Heimatrechte  des  Ehemannes  der  Matter  richten. 
Allein  diese  Vorschrift  setzt  das  Bestehen  einer  gültigen  Ehe 
.  Toraus,  an  der  es  eben  im  vorliegenden  Falle  fehlt.  Oder  um- 
gekehrt Art.  21  BG,  dem  die  Vorschrift  zu  entnehmen  sein 
-  würde,  daß  sich  das  Bechtsvethiltnis  zwischen  dem  unehelichen 
Kinde  und  seinem  Erzeuger  nach  dem  Heimatrechte  der  Mutter 
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bcinißt.  Allein  diese  Vorschritt  setzt  voraus,  ilali  das  Kind 
nicht  ehelich  ist  oder  nicht  als  ehelich  gilt,  eine  Voraussetzung, 
über  die  eben  noch  nach  Maßgabe  der  zu  ermittelnden  Kolli- 
sionsnorm  entschieden  werden  soll.  Abzuwei.sen  i.st  auch  lUe 
Meinmig  Plancks  (zu  Art.  21  EG),  der  zufolge  die  Entscheidung 
der  Fratre,  welche  ( M  si  tzt-  für  die  Bechtsst^Uung  der  Brautkinder 
maßgebend  sind,  davon  abhängen  soll,  welchen  Charakter  die 
betreffenden  ausländischen  Vorschriften  liaben.  Denn  un- 
möglich kann  die  rechtliche  Auszeiclinung,  welche  das  aus- 
landisclic  Kerlit  den  Brautkindern  zuteil  werden  zu  lassen  für 
gut  findet,  also  das  ausländische  Recht  selbst  darüber  bestimmend 
sein,  welche  KolUsionsnorro  des  deutschen  Rechts  zur  Anwendung 
zu  bringen  ist. 

£8  bleibt  demnach  nnr  ttbrig  anzuerkennen,  daß  das  Kolli- 
sionsrecht  des  EG  Tersagt,  daß  hier  eine  Liicke  vorliegt,  die 
wie  andere  Lücken,  mit  Hülfe  der  von  der  Wissenschaft  dar- 
gebotenen Mittel  ausgefüllt  werden  muß.  Und  dabei  kann  nicht 
unbemerkt  bleiben,  daß  die  Betrachtung  der  Kollisionsvorschriften 
des  EG  vom  Gesichtspunkte  der  Analogie  aus  eine  Handhabe 
bietet,  die,  so  vorsichtig  sie  auch  anzuwenden  ist,  doch  diejenige 
Entscheidung  herbeizuführen  geeignet  erscheint,  welche  dem 
Zwecke  einer  internationalen  Bechtsgemeinschaft  gerecht  wild. 

Es  kann  nämlich  nicht  verkannt  werden,  daß  die  Kolli- 
sionsvorschriften des  EG,  welche  Voranssetzungen  und  Wirkungen 
der  Ehe  betreffen,  von  dem  höheren,  allgemeineren  Begriffe  einer 
vom  Staate  anerkannten  Gemeinschaft  Geschlechtsfremder  ihren 
Ausgang  nehmen.  Diesem  allgemeineren  Begriffe  aber  unter- 
fällt  nicht  nur  die  in  der  Ehe  ihren  Ausdruck  findende  Lebens- 
gemeinschaft, sondern  auch  diejenige  Geschlechtsgemeinschaft, 
denen  als  eheliche  geltende  Brautkinder  entspringen.  Denn 
welchen  Charakter  die  Rechtsstellung  dieser  Kinder  im  übrigen 
auch  haben  mag,  soviel  ist  «rewiß,  daß  diese  Recht^stellunsr 
auf  eine  vom  Staate  (weniifrleich  nur  in  bestimmter  Bezidiuiig) 
anerkannte  (Jemeinschaft  (juschlechtv-fremder  /ui  tu  klührt.  daß 
das  Verhältnis  der  letzteren  zu  einaiider  als  ein  eheähnliches 
angesehen  wird.  Es  wird  deshalb  die  analoge  Anwendung 
derjenigen  KoUisions normen,  welche  die  Ehe  betreffen,  auf  das 
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derselbeo  Wurzel  entsprossene  Rechtsinstitut  der  „Brautehe" 
wenigstens  insoweit  zuzulassen  sein,  als  die  beiden  Rechts- 
institnten  gemeinsamen  Beziehungen  reichen. 

Demgem&ß  wfirde  zunächst  (selbstverständlich  alles  unter 
dem  Vorbehalt  des  Art.  30  EG)  die  Frage,  ob  ein  derartiges 
besonderes  Gemeinschaftsverhftltnis  eingegangen  ist,  in  Ansehung 
eines  Jeden  der  in  der  Gemeinschaft  Verbundenen  nach  den 
Gesetzen  des  Staates  zu  beurteilen  sein,  dem  er  angehört,  während 
die  Form  der  Gemeinschaftsbegründunfr  sich  gemäß  Art.  11 
Abs.  1,  13  Abs.  1  EG  nach  dem  Heiinatr(  chte  der  Beteiligten 
l)czw.  nach  der  Icjo  loci  actus  würde  richten  müssen  (Art.  18 
Abs.  8  E(j  bleibt  hier  der  Natur  der  Sache  nach  außer  Be- 
tracht). Ebenso  würde  die  Lösung  der  (xemeinschaft  im  all- 
premeinen  nach  dem  Heimatrechte  des  Erzeugers  zu  ])estiuinien 
siMn  (Art.  17  E(J).  Die  Abjstammuug  aus  der  Gemeinschaft 
würde  endlich  nach  dem  Rechte  desjenigen  Staates  beurteilt 
wenh-n  müssen,  dem  (b>r  Erzeuger  zur  Zeit  der  Gei)urt  des 
Ivindes  (oder  falls  er  vor  der  Geburt  des  Kindes  g-estorben  ist, 
zur  Zeit  seines  Todes)  anprehört;  würde  diesem  Rechte  etwa 
das  Rechtsinstitut  der  Brautkinder  unbekannt  sein,  so  würde 
sirli  damit  (wohl  die  .\bstammung  von  der  Mutter  und  dem 
Erzeuger,  aber)  nicht  die  Abstammung  aus  der  besonderen 
(iemeinschaft  erweisen  lassen,  die  Brantkinder  würden  demnach 
als  elieliche  nicht  anzuerkennen,  mithin  legitimationsfähig  sein. 

Ist  oder  war  dagegen  die  Mutter  verheiratet,  so  hängt 
die  Ehelicbkeit  oder  die  Unehelichkeit  des  Kindes  von  der 
(Gültigkeit  und  Dauer  der  Ehe  einerseits,  von  der  Abstammung 
des  Kindes  andererseits  ab. 

Die  Eingehung  der  Ehe  wird  der  Form  nach  durch  das 
Heimatrecht  der  Eheschließenden  oder  durch  die  lex  loci  actus 
(Art.  U  EG,  Ausnahme:  Art.  13  Abs.  3  EG),  im  flbrigen  durch 
das  Heimatrecht  der  Eheschliefieaden  (Art.  13  Abs.  1  EG)  regiert. 

Ist  die  Ehe  nngfiltig,  so  soll  nach  Niemeyer  (I.P.R, 
des  BGB  S.  156)  gemäß  Art.  19  EG  (Kollisionsnorm  für  das 
Rechtsverhältnis  zwischen  Eltern  und  ehelichen  Kindern)  das 
Heimatrecht  des  Ehemannes  darüber  entscheiden,  ob  die  in  der 
Putativehe  erzeugten  Kinder,  die  sogenannten  Putativkinder, 
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als  solche  oder  schlechthin  oder  garnicht  die  Rechtsstellung^ 
ehelicher  Kinder  haben.  Allein  Art.  19  EG  setzt  voraus,  daß 
die  Frage  der  Elielichkeit  oder  llnehelichkeit  des  Kiinies  fn-rcits 
im  Siuüe  der  ersteren  Alternative  entschieden  ist  (zu  viitrl. 
Art.  18  EG  und  Zitelmann  a.  a.  0.  1  S.  208,  209)  und  kann 
daher  nicht  selbst  die  KoUisionsnorin  für  jene  Frage  bilden. 
Dieser  Frage  —  welches  Recht  die  Recktsstellung:  des  Putativ- 
kindes  bestimmt  -  läßt  sich  vielmehr  nur  aut  demselben  Wege 
beikommen,  wie  dies  oben  bezüglicli  der  Braiitkinder  versucht 
worden  ist.  Demgemäß  würde  die  Frapre,  ol)  eine  ungültige 
Ehe,  der  Schein  einer  Ehe  (zu  vergl.  BGB  §  1699  Abs.  2)  oder 
aber  lediglich  ein  Konkubinat  vorliegt,  nach  dem  Heiniatreclite 
der  Ehescbließenden  bezw.  der  lex  loci  actus,  die  Frage  der 
Abstammung  ans  der  Putativehe  dagegen  nach  dem  Rechte 
desjenigen  Staates  zu  beurteilen  sein,  dem  der  PutatiTehemann 
zur  Zeit  der  Geburt  des  Kindes  (oder  falls  er  vor  der  Geburt 
des  Kindes  gestorben  ist«  zur  Zeit  seines  Todes)  angehört.  Würde 
dem  Heimatrechte  eines  der  Nupturienten  das  Bechtsiustitut 
der  Putativehe  unbekannt  sein  oder  wfirden  nach  dem  Heimat- 
rechte  eines  der  Nupturienten  die  Putativkinder  etwa  deshalb 
als  unehelich  gelten,  well  auch  nur  einer  der  Ehegatten  die 
Ungültigkeit  der  Bhe  gekannt  hat,  oder  würde  auch  nur  nach 
denjenigen  Rechte,  welches  über  die  Abstammung  des  Kindes 
aus  der  Putativehe  entscheidet,  das  Putativkind  als  unehelich 
gelten,  so  wurde  das  Kind  in  Deutschland  als  unehelich  gelten 
mflssen,  mithin  legitimiert  werden  können. 

Der  Einfluß  des  Todes  auf  den  Bestand  der  Ehe  bietet 
zu  Bemerkungen  keinen  Anlaß.  Ober  den  Einfluß  der  Todes- 
erklärung entscheidet  im  allgemeinen  das  Heimatrecht  des 
Verschollenen  (EG  Art.  9).  FQr  die  Ehescheidung  ist  im  all- 
gemeinen das  Recht  des  Staates  maßgebend,  dem  der  Ehemann 
zur  Zeit  der  Klage  angehört  (EG  Art.  17). 

Die  eheliche  Abstammung  des  Kindes  wird  nach  dem  Rechte 
desjenigen  Staates  beurteilt,  welchem  der  Ehemann  zur  Zeit 
der  Geburt  des  Kindes  (oder  falls  er  vor  der  Geburt  gestorben 
ist,  zur  Zeit  seines  Todes)  angehört  ivergl.  EG  Art.  18). 
Dieses  Recht  entjscheidet  also  insbesondere  darüber,  ob  ein  Kiud 
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was  der  (gültigen)  Ehe  hen^orgegangen  ist,  oder  als  aus  ihr 
hervorgegangen  zu  gelten  hat  (zu  vergl.  BGB  §§  1591  inOO), 
oder  ob  die  (gültige)  Ehe  das  Kind  als  ein  eheliches  nicht 
(nicht  mehr)  erkennen  läßt,  das  Kind  also  nnehelioh  ist  oder 
als  nnehelioh  zu  gelten  hat  nnd  damit  legitimiert,  insbesondere 
ffir  ehelich  erklart  werden  kann. 

Darnber,  ob  ein  Kind  ehelich  oder  nnehelicb  ist,  od^r 
als  ehelich  oder  unehelich  gilt,  entscheidet  aber  auch  eine  etwa 
erfolgte  Legitimation  oder  Adoption.  Darfiber,  welche  Wir- 
kungen Legitimation  und  Adoption  auf  die  Shelichkeit  und 
Unehelichkeit  des  Kindes  haben,  entscheidet  wieder  die  Kollisions- 
norm  des  Art.  22  EG  (zu  vergl.  Planck  BGB  §  1719  Z.  1). 

Steht  sonach  fest,  daß  das  Kind  ein  uneheliches  ist,  so 
liegt  es  weiter  im  Wesen  der  Legitimation  und  ist  für  die 
Anwendung  des  Art.  22  EG  fernere  Voraussetzung,  daß  das 
uneheliche  Kind  von  demjenigen  abstamnit.  für  dessen  ehe- 
liches Kind  es  erklärt  werden  soll.  Der,  wcnifjstens  im  deutsehen 
Rechte  (R(iB  1735)  aiis<(('S])roclu'n(',  Orundsatz,  daij  der 
Manrrcl  der  Ahstaniniung  du-  Wirkungen  der  P^helichkeits- 
erklärung,  iiaclidem  diese  einmal  wenn  auch  zu  Unrecht,  erfolgt 
ist.  nnheriihrt  läßt,  hat  auf  die  Richtigkeit  des  Gesagten  selbst- 
verständlich keinen  Kinfluli  (zu  vergl.  KG  in  Rechtspr.  III 
ö.  «ö  und  lu'i  Ztscli,  Xlll  8.  417). 

\if')PPifer  n.  P.  R.  S.  If)«  f will  bei  der  Legitimation 
durch  nachtolfrende  Ehe  die  Abstammung  des  Kindes  von  dem 
Ehemanne  mit  demjenigen  Rechte  messen,  welches  über  die 
Legitimation  entscheidet,  also  (nach  EG  Art.  22  Abs.  1)  mit 
dem  Rechte  desjenigen  Staates,  dem  der  Ehemann  zur  Zeit 
der  Elheschließung  angehört.  Es  wird  seiner  Meinung  ent- 
sprechen, daß  im  vorliegenden  Falle  das  Recht  desjenigen 
Staates  den  Ausschlag  gebe,  dem  der  Antragsteller  zur  Zeit  der 
Ehelichkeitserklärung  angehört  (ebenso  iY(?fimafiif,  £G  Art.  21 
Z.  4).  Das  wird  indessen  eben  deshalb  nicht  zutreffen,  weil, 
wie  schon  bemerkt,  Voraussetzung  für  die  Anwendbarlceit  des 
Art.  22  EG  ist,  (einmal  daß  das  Kind  unehelich  ist,  und  zum 
andern),  daB  das  Kind  von  dem  Antragsteller  abstammt,  und 
weil  demnach  Art.  22  nicht  selbst  (für  die  Unehelichkeit  und) 
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für  die  Abstammung  des  Kindels  Kollisionsnorm  sein  kann. 
Art.  19  E(i  verhält  sich  über  die  Rechtsbeziehungen  zwischen 
Eltern  und  ehelichen  Kindern:  die  Kollisionsnorm  für  die  elu- 
liche  Abstammung  (als  Vorau-ssetzung  für  die  Anwendung  des 
Art.  19)  ist  in  Art.  18  EG  gegeben. 

Zu  demselben  Kr^t  lmisse  fülirt  eine  andere  Ervväjrunff. 
Art.  22  Kli  Ixstinimt  nicht,  daß  über  die  Legitimation  diLs 
Hiimatrecht  des  Ehemannes  oder  des  Antragstellers, 
sondciii.  wie  Nie  nieder  a.a.O.  S.  158  zutreffend  formuliert, 
dalj  da.s  Heiniatreclit  des  Vater.s  tiitscheide.  Nach  den  genannten 
Schriftstt  Iii  rn  s(dl  also  das  Hciinatrecht  des  Vaters  dafür 
maßgebend  sein,  wer  als  Vater  des  zu  legitimierenden  Kindes 
anzusehen  ist  —  ein  off«'nbar  unmöy:liehes  Verfahren. 

Es  seheuit,  daß  diese  Srlirift'^tpller  zu  ihrer  Ansicht  mit 
durch  die  eigenartige  Behandlung  vt  i mlaßt  w^orden  sind,  welche 
das  RGB  der  Frage  der  unehelicin-n  Al)staniinuni;  liat  an- 
^n-deiiieii  lassen.  Wäiu'end  das  BGB  die  eheliche  Abstainiimrifr 
in  iliren  Voraussetzungen  einheitlich  geregelt  hat  (§§  ir)91  ft.j, 
läßt  es  bezüglich  der  unehelichen  Abstanii  nn^''  ein  (ileidies 
vermissen.  Es  bestimmt,  wer  ;)ls  Vater  im  Sinne  der  1708 — 1716 
(Unterhaitsptiicht  gegenüber  Mutter  und  Kind)  gilt  (§§  1717.  1718). 
wer  als  Vater  eines  durch  nachfolgende  Ehe  zu  legitimierenden 
Kindes  anzusehen  ist  (§  1720),  aber  nicht,  wer  als  Vater  eines 
für  ehelich  zu  erklärenden  Kindes  gilt  (§§  1723,  1725). 
Andererseits  ist  die  Vorschrift,  nach  welcher  unter  gewissen 
Umständen  der  Ehemann  als  Vater  des  durch  die  Ehe  zu  le^' 
timierenden  Kindes  gilt,  in  den  Unterabschnitt  über  die  „Legi- 
timation durch  nachfolgende  Ehe"  eingestellt.  Aber  dieser 
Umstand  darf  nicht  darüber  hinwegtäuschen^  daß  die  Fragen, 
nach  welchem  Rechte  (Enehelichkeit  und)  Abstammung  zu  be- 
urteilen sind,  sich  als  Vorfragen  darstellen,  die  erledigt  sein 
wollen,  bevor  gemä£  Art.  22  EG  das  für  das  fragliche  Rechts- 
verhältnis maßgebende  Becht  ermittelt  werden  kann. 

Vielinebr  ist  zuzugeben,  daß  das  EG  auch  in  dieser  Be- 
ziehung eine  Lficke  aufweist  (ebenso  Niedner  Art.  21  Z.  B, 
22  Z.  4).  Bas  £6  enthält  in  Art.  18  eine  KoUisionsnorm  fOr 
die  Frage  der  ehelichen  Abstammung,  für  die  der  an- 
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ehelichen  Abstammunii  oine  solche  ausdrückliche  Vorschrift 
ZQ  geben,  bat  der  Gest  tzgcber.  vielleicht  eben  deshalb,  weil 
dieser  Gegenstand  aach  im  BGB  nicht  einheitlich  geordnet  ist, 
versäumt. 

Nichtsdestoweniger  wird  man  dem  EG  unmittelbar  die 
zutreffende  Kollisionsnorm  für  die  Frage  der  unehelichen  Ab- 
stammung entnehmen  dürfen.  Niedner  a.  a.  0.  weist  auf  den 
Znsammenhang  der  Art.  21  und  208  EG  hin  und  leitet  aus 
ihm  seine  Ansicht  her,  daß  die  in  Art  21  ausgesprochene  • 
Kollisionsnonn  (Unterhaltspflicht  des  Vaters  gegenflbei'  dem  un- 
ehelichen Kinde)  auch  über  die  ^Präjndicialfrage*^  der  Vater- 
schaft entscheide.  Das  mag  dahinstehen.  Jedenfalls  wird 
folgende  Überlegung  zu  dem  gleichen  Ergebnisse  fflhren. 

Die  zweite  Kommission  stimmte  einer  (vollkommenen) 
Kollisionsnonn  zu,  der  zufolge  die  Unterhaltspflicht  des  un- 
ehelichen Vaters  nach  dem  Rechte  des  Staates  sich  richten 
sollte,  dem  die  Mutter  zur  Zeit  der  Geburt  des  Kindes  angehörte 
(Prot.  VI  S.  68).  Eine  Vorschrift,  die  dem  zweiten  Halbsatze 
des  Art.  21  EG  entsprochen  hätte  (Ausschluß  weitergehender 
Ansprüche,  als  nach  den  deutschen  Gesetzen  begründet  sind), 
wurde  damals  noch  nicht  in  Erwägung  gezogen.  Dabei  war 
man  nicht  zwcifflliaft,  daij  auch  die  Zulassung  der  ejrceptio 
pUirium  conaimheniiuiu  nach  dein  Heiiuatrechte  der  Mutter 
zu  lustiiiimen  sei;  fraglich  seinen  allein,  ob  diese  Einrede  auf 
(Inind  der  Vorbehaltsklfin«el  des  jetzi}2:eri  Art.  30  EG  selbst 
dami  zuzulassen  sein  intKlite,  wenn  das  Heiniatrecht  der  Mutter 
sie  au>scliließt.  Tn  dieser  letzteren  Beziehung  wurden  sieh  ent- 
gegenstehende Ansichten  vertreten.  Diese  Meinungsverschieden- 
lieit  nicht  zu  verewigen,  wird  der  später  dem  Art.  21  hinzti- 
gefügte  Halhsatz  haben  bezwecken  wollen.  Im  Jxeii  hstage 
gestellte  Anträge  auf  Streichung  dieses  Satzes  wurden  altgelehnt, 
um  die  Möglichkeit  der  Geltendmachung  der  ercpptio  plurium 
vor  deutschen  Gerichten  sicher  zu  stellen.  Nun  bedeutet  aber 
die  exceptio  plurium  coftcumbentium  nichts  anderes  als  der 
Einwand,  daß  der  Verklagte  nicht  Vater  sei  oder  nicht  als 
Vater  gelten  wolle  und  deshalb  nicht  unterhaltspflichtig  sei. 
Und  daraus  folgt,  daß  Kommission,  Bundesrat  und  Reichstag 


Digitized  by  Google 


450 


Ritter, 


gicK  hei  weise  die  Frage  der  Vaterschaft,  der  unehelichen  Ab- 
stammunpr  von  dem  Rechte  desjenig-en  Staates  haben  belierrscht 
wissen  wollen,  ilcin  die  Mutter  zur  Zeit  der  (ieburt  des  Kiiiiii> 
aiitrehört.  Allerdings  zunächst  nur  im  Sinne  des  Art.  21.  Aber 
es  kann  docli  nicht  außer  acht  bleiben,  daß  die  für  Art.  21 
gefnnd^Mie  Kollisionsnitrni  nirht  etwa  ausdrücklich  in  diespm 
Artikel  ausgesprochen  uiui  deshalb  in  ihrer  Anwendung  aui"  iliü 
zu  beschränken  ist.  dal.'»  er  vielmehr  eine  für  die  Anwendnnjr 
des  Art.  21  die  Vuraiissetzunsi:  bildende  l^Yage  beantwortet  und 
deshalb  einen  der  Ausdehnung  wohl  fähifren  Obersatz  daistellt 
Und  es  leuchtet  andererseits  ein,  daß  es  wenig  zweckmäßig  und 
kaum  „immanent  richtig*  sein  würde,  wollte  man  für  die  Frage 
der  außerehelichen  Abstammung  mehrere  verschiedene  Kollisions- 
normen aufstellen  Niedner  a.  a.  O  Art.  22  Z.  4).  Endlich 
darf  noch  darauf  aufmerksam  gemacht  werden,  daß  Art.  22  £G 
schon  deshalb  kaum  als  Sitz  der  aber  die  uneheliche  Abstammung 
entscheidenden  Kollisionsnorm  erscheinen  kann,  weil  er  nicht 
nur  für  die  Le^^ntimation  sondern  auch  für  die  Adoption,  bei 
der  die  uneheliche  Abstammung  keine  Rolle  spielt,  die  Kollision»' 
norm  enthält 

Bevor  also  an  die  Ansmittelung  des  nach  Art.  22  EG 
für  die  Ehelichkeitserklärung  mafigebenden  Rechts  herangetreten 
werden  kann,  ist  nach  den  bezfiglichen  Kollisionsnormen  und 
den  demgemäß  in  Betracht  kommenden  Rechtsordnungen  die 
Unehelichkeit  des  zu  legitimierenden  Kindes  und  die  Vater- 
schaft des  Antragstellers  festzustellen. 

Alles  weitere  soll  sich,  wenn  der  Vater  Reichsangeh&riger 
ist,  gemäß  Art.  22  Abs.  1  EGr  nach  deutschem  Rechte  richten. 
Das  gilt  von  der  Ehelichkeitaerklärong  selbst,  ihren  Voraus- 
setzungen, ihren  Wirkungen,  der  Anfechtbarkeit  gewisser,  ihr 
zugrunde  liegender  Rechtshandlungen  (BGB  §  1731). 

Von  den  Wirkungen  ist  hier  nicht  die  Rede.  Ebensowenig 
von  der  Anfechtbarkeit  der  bezeichneten  Rechtshandlungen. 
Die  Erklärung  selbst  bietet  kein  Interesse.  Von  den  sonstigen 
Voraussetzungen  ist  die  erste  die,  daß  das  uneheliche  Kind  nicht 
in  Blutschande  «rzeugt  sein  darf  (BOB  §  1732).  Ferner  setst 
die  Ehelichkeitserklärung  voraus: 
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Den  ^cbUicta  oder  notariell  benrknndeten  (BGB  §  1730) 
Antrag  des  Taten  (BOB  §  1723),  der  die  Erklärang  enthalten 
muß,  dafi  der  Vater  das  Kind  als  das  seinige  anerkenne 
(BGB  §  1726)  nnd  gemäß  §  1729  Abs.  1  BGB  der  Zastimniung 
des  gesetsliehen  Vertreters  bedarf;  die  Binwillignng  des  Kindes 
oder  die  Zostimmmig  oder  die  Einwilligung  seines  gesetzlichen 
Vertreters  gemäß  8§  1726,  1728  Abs.  2,  1729  Abs.  2  BGB;  die 
Einwilligung  der  Mutter  des  Kindes  nnd  der  Fran  des  Vaters 
gemäß  §§  1726,  1727  BGB;  BrteUung  der  Einwilli^aiiig  überaU 
in  gerichtlich  oder  notariell  benrknndeter  Form  (BGB  §  1730) 
gegenttber  dem  Vater  oder  der  Behörde,  bei  welcher  der  Antrag 
einzureichen  ist  (BGB  g  1726  Abs.  2);  Genehmigung  des  Vor- 
mundschaftsgerichts zu  dem  Antrage  und  zur  Einwilligung: 
gemäß  §§  1728  Abs.  2,  1729  Abs.  1  u.  2  BGB.  Die  Zurücknahme 
der  Einwilligung  ist  unstatthaft  (HOB  172^  Abs.  2).  Das 
Kind  muß  bis  zur  Ehelichkeitserklärung  leben  (BGB  §  1788 
Abs.  l).  Der  Tod  des  Vaters  liindert  nicht,  wenn  der  Antrag' 
eingereicht  oder  Notar  oder  Gericht  mit  der  Einreichung  betraut 
ist  UiGB  §  1783  Abs.  2  u.  3). 

Diese  Voraussetzungen  bieten  zu  folgenden  Eröiterungen 
Yeranlassungf. 

Zunächst  gelien  die  Meinuntren  darüber  auseinander,  welche 
Rechtsordnung  fiii'  die  Entsciieidung  der  Fi-age  maßfrebend  ist, 
ob  die  p]inwill!giingf  des  Kindes  oder  Angehöriger  des  Kindes 
Vor  (iKsi  tznntr  der  Ehelichkeitserklärung  ist,  und  welche  Be- 
teiligten einzuwilligen  haben. 

Art.  22  Eil  enthalt  nämlich  in  Abs.  2  die  Bestimmung: 
„Gehört  der  Vater  oder  der  Annehmende  einem  fremden 
Staate  an,  während  das  Kind  die  Reichsangeliörigkeit  bevsitzt, 
.«<o  ist  die  Legitimation  oder  die  Annahme  unwirksam,  wenn 
die  nach  den  deutschen  Gesetzen  erforderliche  Einwilligung 
des  Kindes  oder  eines  Dritten,  zu  dem  das  Kind  in  einem 
familienrechtlichcn  Verhältnisse  steht,  nicht  erfolgt  ist". 
Diese  Vorschrift  hatte  im  zweiten  Gebhard'&chen  Entwürfe 
(§  14  Abs.  1)  einen  anderen  Wortlaut  (Prot.  VI  S.  10): 

„Die  Legitimation  eines .  unehelichen  Kindes  wird  be- 
urteilt (in  Ansehung  des  Vatera  nach  den  Gesetzen  des  Staates, 
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welchem  der  Vater,)  in  Ansehung  des  Kindes  nach  den 
Gesetzen  d^s  Staates,  welchem  das  Kind  zur  Zeit  der 
Tjegitimation  angehört." 
und  lautete  im  Kommissionsentwurfe  (§  2253  Abs.  1): 

(„Die  Legitimation  eines  uneheliclien  Kindes  wird  nach 
den  Gesetzen  des  Staates  beurteilt,  welchem  der  Vater  zur 
Zeit  der  Legitimation  angehört.)  Das  Erfordernis  der  Ein- 
willigung des  Kindes  oder  der  Einwilligung  Dritt» ,  zq 
denen  das  Kind  in  einem  familienrechtlichen  Verhältnisse 
steht,  bestimmt  sich  nach  den  Gesetzen  des  Staates,  welchem 
das  Kind  zur  Zeit  der  Legitimation  angehorf*. 
Es  scheint  allgemeine  Meinung  zu  sein,  daß  aus  Art.  22 
Abs.  1  EG  eine  vollkommene  Kollisionsnorm  abzuleiten  ist,  der 
zufolge  über  die  Legitimation  im  allgemeinen  das  Heimatrecht 
des  Vaters  entscheidet  Die  Frage  ist  nun  die,  ob  auch  dem 
zweiten  Absätze  des  Art.  22  EG  eine  vollkommene  (alsdann 
den  Abs.  1  allgemein  einschrSnkende)  Kollisionsnorm  des  Inhalts 
zu  entnehmen  ist,  daß  die  Einwilligung  der  Beteiligten  sich 
allgemein  nach  dem  Heimatrechte  des  Kindes  richtet^),  oder 
ob  Art.  22  Abs.  2  zu  jenen  „Exklusivsätzen'  zu  rechnen  ist, 
welche,  im  Sinne  des  Art.  30  EG,  lediglich  bestimmt,  dem 
deutschen  Bechte  ausnahmsweise  zu  Einfluß  zu  verhelfen,  eine 
Ausdehnung  im  Wege  der  Analogie  nicht  zulassen^.  Würde 
die  Frage  im  Sinne  der  ersteren  Alternative  zu  beantworten 
sein,  so  würde,  wenn  der  Vater  Deutscher  ist,  darüber,  ol)  und 
von  wem  die  Ein\villis:ung:  zu  erteilen  ist,  das  Heimatrecht  des 
Kindes,  iin  andern  Falle  da;^  deutsche  Recht  zu  entscheiden  liabeu. 

"Nfan  wird  der  Auffassung,  die  in  An.  2-2  Abs.  2  EG  eine 
einseitige  Kollisionsnorni  erblickt,  die  zur  vollkommenen  erweitert 
wenlen  darf,  und  die  aus  Art.  22  Abs.  1  abzuleitende  voU- 
koniinene  Kollisinnsnonn  einschränkt  oder  richtiger  ergänzt, 
den  Vorzug  geben  müssen.    Denn  sie  allein  wird  mit  der 

1}  Niemeyer  LP.S,  S.  104  a.  158,  Niedner  a.  a.  0.  Art.  22  Z.  3^ 
LG  Colmar  im  ^eeht"  1901  S.  99. 

>)  Baraeetii  a.a.O.  8  92.  Coaack  Lehrh.  §§  331,  Kuhlenbeck 
Art.  22,  Neumann  Art.  22  u.  bei  Oruchot  XLVI  S  74  f.,  Opet  Yw 
wandscbaftsrecht  S.  52.  Planck  Art  23,  KO  in  Aechtspr.  III  S.  S5. 


Digitized  by  Google 


Bbetidtkätaerldlr.  n.  Adopti«ii  im  deatoehen  inten.  PriTatrachte.  453 


Geschichte  des  Gesetzes,  mit  den  Prinzipien  des  deutschen 
internationaleii  Privatrechts  und  mit  den  Grundsätzen  der 
Gesetzesanslegang  in  Einklang  zu  bringen  sein« 

Das  Verhältnis  der  beiden  in  Art.  22  enthaltenen  Vor- 
schriften ist  dem  äußeren  Anscheine  nacb  dasjenige  von  Regel 
und  Ausnahme.  Ausnalimevorschriften  aber  sind  nicht  ausdehnend 
aoszulegen.  Also  scheint  von  den  Grundsätzen  der  Gesetzes- 
Interpretation  aus  diejenige  Meinung  den  Vorrang  zu  verdienen, 
weiche  in  Abs.  2  Art.  22,  dem  Wortlaut  gemäfi,  lediglich  eine 
zugunsten  deutscher  Kinder,  deutseben  Bechts  bestimmte  Aus- 
nahme erblickt. 

Solche  Überlegung  wäre  indessen  yerfehlt.  Denn  eben- 
dieselbe Meinung  steht  ja  nicht  an,  die  einseitige  Kollisionsnonn 
des  ersten  Absatzes  im  Wege  der  Analogie  zur  vollkommenen 
zn  erweitern,  und  gerät  deshalb  gerade  mit  den  Grundsätzen 
dt  1  log"isclien  Interpretatiun  in  Widerspruch,  indem  sie  der  ein- 
seitigen KoUisionsnorni  des  zweiten  Absatzes  die  entsprechende 
Brweiterungsfahigkeit  abspricht. 

Sieht  man  näher  zu,  so  ergibt  sich  überdeni.  daß  dieses 
Verliältnis  v(>n  Repfel  und  Ausnahme  nur  vom  Standpunkt  der- 
jenigen angtüuHiiiien  werden  kann,  welche  in  dem  zweiten 
Absätze  einen  Exklusivsatz  zugunsten  des  deutschen  Reclits 
sehen  zn  müssen  glauben,  während  nach  der  hier  vertretenen 
Meinung  in  den  Vorschriften  der  beiden  Absätze  zwei  einander 
zu  einer  einzigen  voUkorameuen  KoUisionsnorni  ergänzende 
Bestimmungen  zu  finden  sind.  Wird  sich  dies  als  richtig  er- 
weisen, so  wird  daraus  zu  folgern  sein,  daß,  da  die  hier  be- 
kämpfte Ansicht  die  in  Abs.  2  enthaltene  Vorschrift  als  Aus- 
OAbme  von  der  im  ersten  Absätze  ausgesprochenen  Regel  be- 
zeichnet und  nach  allgemeinen  Auslegungsgrundsätzen  Ausnahmen 
nicht  vermutet  werden,  ihr  die  Aufgabe  zufällt,  den  schlüssigen 
Nachweis  zu  führen,  daß  die  beiden  Vorschriften  sich  zu  einander 
wie  Regel  und  Ausnahme  yerhalten,  daß  Abs.  2  mithm  nicht 
analogiscb  ausgedehnt  werden  darf. 

«Die  Eingebung  der  Ehe  wird  ....  in  Ansehung  eines 
Jeden  der  Verlobten  nach  den  Gesetzen  des  Staates  beurteilt, 
dem  er  angehört*^  (Art  13  Abs.  l  EG).  Niemand  wird  auf  den 
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(Jedanken  verfallen,  in  diesem  Satze  des  deutschen  internationalen 
Privatrechts  etwa  eine  Regel  (die  Eingebung  der  Ehe  wird  nach 
dem  Heiraatrechte  des  Mannes  beurteilt)  und  eine  Ausnahme  (die 
in  Ansehung  der  Frau  in  Betracht  kommenden  Voraussetzungen 
werden  dagegen  durch  das  Heimatrecht  der  Frau  bestimmt)  zu 
erblicken  oder  gar  in  zwei  einander  gegenseitig  durchdringende 
Regeln  und  Ausnahmen  aufzulösen.  Die  intemationalprivat- 
rechtUche  Regelung  ist  hier  die,  daß  die  kumulative  Anwendung 
mehrerer  Rechtsordnungen  auf  ein  einheitliches  Rechtsverhältnis 
angeordnet  wird.  Davon,  daß  die  eine  Rechtsordnung  der 
Regel  gem&ß,  die  andere  ausnahmsweise  zur  Anwendung  zu 
bringen  wäre,  kann  keine  Rede  sein.  Ganz  dasselbe  aber  muß 
von  der  intemationalprivatrechtlichen  Regelung  der  hier  in  Frage 
stehenden  familienrechtlichen  Verhältnisse  gelten,  wenn  die  hier 
vertretene  Meinung  die  richtige  ist*  Nach  dieser  Meinung  sind 
gem&ß  Art,  22  kumulativ  die  im  Heimatstaate  des  Vaters  und 
die  im  Heimatstaate  des  Kindes  geltenden  Rechtsordnungen  der 
Beurteilung  des  Rechtsfalles  zugrunde  zu  legen,  und  zwar  in 
Ansehung  der  Einwilligung  des  Kindes  oder  dritter  Angehöriger 
das  Heimatrecht  des  Kindes,  im  übrigen  dasjenige  des  Vaters. 
Die  Auflösung  der  in  Art.  22  enthaltenen  einheitlichen  Kollisions- 
norm in  zwei  Absätze  findet  ihre  glaubhafte  Erklärung  darin^ 
daß  sich  Abs.  1  auf  Legitimation  durch  Ehelichkeitserklärung 
und  nachfolgende  Ehe,  Abs.  2  dagegen  lediglich  auf  die 
Legitimation  durch  Ehelichkeitserklärung  bezieht.  Von  der 
Anwendung  der  beiden  in  Betracht  kommenden  Rechtsordnungen 
als  von  einer  regelmäßigen  und  einer  ausnahmsweisen  zu 
sprechen,  wäre  also,  vom  Standpunkt  der  hier  vertretenen 
Meinung,  irreführend. 

Anders  nach  der  entgegengesetzten  Auffassung.  Nach  dieser 
soll  die  Begründung  des  durch  die  Legitimation  vermittelten 
familienrechtlichen  Verhältnisses  lediglich  nach  einer  Rechts- 
ordnung, dem  Heimatrechte  des  Vaters,  beurteilt  werden.  Durch 
diese  Rechtsordnung  wird  auch  das  Erfordernis  der  Binwilligun{{^ 
des  Kindes  und  dritter  Angehöriger  bestimmt.  Nur  in  dem 
Falle,  in  dem  das  Kind  die  Reicbsan^ehörigkeit  besitzt,  soll 
nicht  das  Heimatreclit  des  Vaters  über  dieses  Erfordernis  ent- 
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scheiden,  sondern  —  ausnahmsweise  —  das  deutsche  Recht. 
Diese  Meinnng  muß  also,  wenn  sie  auf  Beachtung  Anspnich 
machen  will,  den  schlüssigen  Nachweis  erbringen,  daß  Art.  22 
Abs.  2  als  Ausnahme  von  der  Regel  zu  betrachten  int,  nach 
der  das  Heimatrecht  des  Vaters  die  Legitimation  regiert,  und 
2\var  muß  dies  Verlangen  mit  um  so  größerem  Nacluli  uck  ge- 
stellt werden,  als  Abs.  2  sich  nach  dieser  Meinung  im  inter- 
nationalprivatrechtliclien  Sinne  als  Bxklusivsatz  darstellen  würde, 
von  einem  Gesetzgeber  aber,  der  sich  seiner  An^gabe,  bei  der 
Herbeiführung  einer  internationalen  Bechtsgemeinschaft  mit- 
zuwirken, bewußt  ist,  nicht  yorausgesetzt  werden  kann,  daß  er 
ohne  Not,  besonders  ohne  daß  die  Anwendung  des  ausländischen ' 
Oesetzes  gegen  die  gnten  Sitten  oder  gegen  den  Zweck  eines 
deutschen  Gesetzes  verstoßen  würde  (EG  Art.  30),  die  Außer- 
achtlassung des  ausländischen  Gesetzes  und  die  Anwendung  des 
eigenen  Rechts  vorschreibt. 

Diesen  Nachweis  hat  man,  soviel  sich  sehen  läßt,  bereits 
mit  Rücksicht  darauf  als  geffthrt  gelten  lassen,  daß  der  Gesetz- 
geber aus  der  vollkommenen  Kollisionsnorm  der  Vorentwfirfe 
die  einseitige  des  Abs.  2  gemacht  hat.  „Die  Ersetzung  dieser 
V(>rsclirift  'der  V(ireiitwiirfe)  durch  die  bescliränktere  Vorschrift 
de>j  Art.  22  Abs.  2  laßt  keine  andere  Deutung  zu,  als  daß  von 
d»M'  in  Abs.  1  aut'ofestellten  Regel  der  Anwendung  deutscher  (le- 
svtZL-  in  den  dort  bezeichneten  Fällen  eine  Ausnahme  zugunsten 
ausländischer  (besetze  auch  für  den  Fall  nicht  stattfinden  soll, 
daß  das  Kind  einem  fremden  Staate  angehölt "  [Planck  Art.  22 
7j.  7).  Da>?  ist  index^tu  kauin  ein  Nachweis,  sondern  eine  des 
Beweises  erst  Itedürftige  Bebau|)tung.  Und  diese  Behanptun<!: 
wird  nlme  weiteres  mit  dem  Hinweis  darauf  als  widerlegt  an- 
gesehen werden  dürfen,  daß  doch  der  einen  einseitigen  Kollisions- 
norm  billig  sein  muß,  was  der  anderen  recht  ist,  daß  also 
a  priori  auch  die  einseitige  Kollisionsnorm  des  Abs.  2  zur 
vollkommenen  muß  erweitert  werden  können,  wenn  man  alle 
übrigen  einseitigen  Kollisionsnormen  (mit  Ausnahme  der  ofifenbar 
exklusiven,  wie  der  Art.  18  Abs.  3,  16  Abs.  2  u.  a.  m.),  wenn 
man  besonders  die  Vorschrift  des  Art.  22  Abs.  1  für  auadehnungs- 
fähig  hält. 
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Man  hätte  sich  mit  mehr  (irn?i(1  auf  die  Rntwickelungs- 
geschirhtp  des  deutschen  internatiuualen  Privati-echts  und  auf 
den  Worthiut  des  Gesetzes,  mit  einem  Schein  des  Keclit* 
auch  auf  den  Gesichtspunkt  der  Zweckmäßigkeit  stützen 
könn'-Ti 

Zur  Zeit  der  Eiitsteliunp  des  neuen  burjrerlichen  Rpeltts 
überwog  die  Meinung,  daß  das  Ileimatrecht  des  Vaters  über  die 
Legitimation  entscheide  {Niemeyer  Vorschläge  u.  Mai.  S.  22ä). 
^ Korrekterweise müsse  sie  ^  on  dem  Personalstatut  des  Vaters 
wie  des  Kindes  abhängen;  „allein  davon  wird  häiifip:  Umgang 
genommen''  {Meili  a.  a.  0.  §  88).  Das  Institut  de  droit 
international  hatte  1888  dafür  gehalten,  daß  die  Legitimation 
durch  nachfolgende  Khe  von  dem  Heimatrecht  des  Vaters  rep-iert 
werden  müsse  {Meili  a.  a.  0.);  die  Haager  Staatenkonterenz 
von  1894  nahm  diesen  (irundsatz  auf  ;  der  Niemet/er^che  Ent- 
wurf {  Vorschläge  u.  Mal.  S.  225,  279)  stellte  sicii  für  die 
Legitimation  durch  nachfolgende  £he  wie  für  diejenige  per 
rescriptunt  principis  mit  beachtenswerten  Gründen  auf  den- 
selben Boden.  Die  Gebhardschen  Entwürfe  ließen  im  Gegen- 
satze hierzu  das  Recht  des  Heimatstaates  einerseits  des  Vaters 
andererseits  des  Kindes  entscheiden.  Die  zweite  Konnnission 
tat  wieder  einen  Schritt  zurück:  in  einem  und  demselben  Ab- 
sätze heißt  es  (s.  oben):  „Die  Legitimation  ....  wird  nach  den 
Gesetzen  des  Staates  beurteilt,  welchem  der  Vater  ....  angehört. 
Das  Erfordernis  der  Einwilligung  . . .  bestimmt  sich  nach  den 
Gesetzen  des  Staates,  welchem  das  Kind  angehört."  Im  Anschluß 
hieran  könnte  wohl  gesagt  werden,  der  Gesetzgeber  habe,  ludern 
er  in  einem  besonderen  Abs.  I  lediglich  das  Heimatrecht  des 
Vaters  fOr  maßgebend  erkläre,  ersichtlich  auch  den  letzten 
Schritt  zurücktun  und  zur  communis  opinio  zurückkehren 
wollen.  Und  solche  Beweisführung  könnte  durch  den  Hinweis 
auf  den  Wortlaut  des  zweiten  Absatzes  gestfitzt  werden.  Dieser 
deutet  in  der  Tat  i^uf  die  «Tendenz  der  Exklusivität^^  hin 
(Niemeyer  I.  P,  E,  S.  104).  Statt  der  gewählten,  langatmigen, 
der  MiBdeutung  ausgesetzen  Fassung  hätte,  im  Anschluß  an  das 
Vorbild  des  Kommissionsentwurfs,  gesagt  sein  können:  «Das 
Erfordernis  der  Einwilligung  des  Kindes  oder  Dritter  . . ,  be- 
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stimmt  sich,  wenn  das  Kind  zur  Zeit  der  Legitimation  die 
Reicbsangebdiigkeit  besitzt,  nacb  den  deutschen  Gesetzen.^ 

Möglich,  daß  der  Bundesrat  der  herrschenden  Meinung  hat 
eine  Konzession  machen  woUen;  möglich,  daß  er,  um  dieser 
Absicht  Ausdruck  zu  geben,  sich  der  Fassung  bedient  hat,  die 
Gesetz  geworden  ist.  Das  kann  aber  angesichts  der  Tatsache, 
daß  die  Motive  der  (iesetzgebung  im  Dunkeln  liegen,  gewiß 
iiiilit  (1(11  Ausschlag  geben.  Um  so  wpniprer,  als  jene  Absicht 
zwar  iiirijilich,  aber  nicht  wahrsclicinlidi  ist.  Denn  es  kann 
doch  mangels  ii-gi-nd  eines  sticliliaiti^rcn  Gruiiües  vuii  vuriiehereiii 
nicht  angenommen  wenleii.  daß  der  ( itsetzgeber  den  ausländischen 
Kiiiiii'in  die  Rerücksichrijrini^  ihres  lifciinatrechts  halx'  versagen 
Wullen,  während  er  sie  den  deutsctu'n  Kindern  verlieilien  zu 
müssen  glaubte;  es  kann  dies  bosorHlers  deshalb  nicht  ange- 
iiMiiiiiH^n  werden,  weil  die  zweite  Kuuimission  die.  offenbar  wohl 
!>('<iirün<!»'t«',  .Meinung  ausgesprochen  hatte,  die  lierücksiclitigung 
de.s  H(  iiii;itrechles  des  deutselien  Kindes  sei  zum  Schutze  des 
letzteren  .unentbehrlich^  und  müsse  „der  (Gerechtigkeit  halber** 
aoch  auf  ausländische  Kinder  erstreckt  werden  (l'rot.  VI  S.  65). 
Da  hätte  doch  der  (Gesetzgeber  deutlicher  sprechen  müssen, 
wenn  er  von  der  „Gerechtigkeit"  hätte  abweichen  wollen,  zumal 
den  (irundsätzen  des  internationalen  Privatrechts  «korrekter- 
weise'' (nämlich  wi  il  es  sich  um  die  Begründung  eines  familien- 
rechtlichen Verhältnisses  zwischen  mehreren  Personen  mit  weit- 
tragenden Rechtswirkungen  handelt)  allein  einer  Regelung  ent- 
spricht, bei  der,  wie  bei  der  Eingehung  einer  Ehe,  das  Heimat- 
recht beider  Teile  zu  Worte  kommt. 

Sonach  verbliebe  nur  der  Gerichtspunkt  der  Zweckmäßig- 
keit. Von  diesem  aus  hätte  der  Gesetzgeber  erwägen  können: 
£8  gibt  eine  Reihe  von  Staaten,  auch  von  Kulturstaaten,  denen 
das  Rechtsinstitut  der  Legitimation  unbekannt  ist;  würde  das 
Erfordernis  der  Einwilligung  nach  dem  Heimatrechte  des  Kindes 
zu  beurteilen  sein  und  das  Kind  einem  jener  Staaten  angehören, 
so  würde  die  Legitimation  nicht  zu  erreichen  oder  die  herbei- 
geführte ungültig  sein.  Denn  von  der  Einwilligung  des  Kindes 
oder  dritter  Angeiiöriger,  von  dieser  ^zum  Schutze  des  zu 
legitimierenden  ....  Kindes  unentbehrlichen^  Voraussetzung 
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der  Legitimation  soll  nur  abgesehen  werden  dürfen,  wenn,  was 
bei  Rechten,  denen  das  Institnt  der  BheUchkeitserkl&ning  bekannt 
ist,  kaum  vorkommen  wird  (zu  veigl.  Not.  89  11),  das 
Heimatrecht  des  Kindes  die  SinwilUgfung  für  entbehrlich  erklart. 
Von  denjenigen  Rechten  aber,  welche  das  Institut  der  Legiti- 
mation überhaupt  nicht  kennen,  lilfit  sich  doch  unmöglich  be- 
haupten, daß  sie  die  Einwilligung  des  Kindes  oder  dritter  An- 
gehöriger nicht  erfordern. 

Zugegeben,  daß  diese  Erw  ägung  berechtigt  wäre,  so  würde 
sie  doch  allein,  ohne  daß  weitere  Anhaltspunkte  gegeben  wären, 
selbstverständlich  nicht  ausreichen,  den  der  hier  bekämpften 
Meinung  obliegenden  Nachweis  zu  erbringen.  Aber  jene  Er- 
wägung wird  auch  nur  in  dem  Sinne  als  berechtigt  anerkannt 
werden  können,  als  nicht  wegzuleugnen  ist,  daß  die  Handhabung 
einer  Kollisionsnorm  um  so  einfacher  oder,  richtiger  gesa^rt, 
bequemer  ist,  je  geringer  die  Zahl  der  Rechtsordnungen  i.st,  deren 
Berücksichtigung  sie  verlangt.  Darüber  hinaus  wird  ihr  alle 
Bedeutung  abgesprochen  werden  dürfen.  Wird  das  Erfordernis 
der  Kinwillißiing  von  dem  Heimatrechte  des  Kindes  abhängig 
gemacht,  so  kann  es  allerdings  vorkommen,  daß  die  Anwendung 
der  Kollisionsnorm  insoweit  ins  Leere  greift,  als  su  uinnii^ilich 
zu  sein  scheint,  weil  diesem  Rechte  das  Institut  der  Legitimation 
unbekannt  ist.  Wie  in  einem  solchen  Falle  die  Parteien  zu 
verfahren  haben,  um  sich  darüber  schlüssij^:  zu  machen,  oh  die 
Legitimation  statthaft  ist,  bezw.  welche  Rechtsordnung  für  <his 
Erfordernis  der  Einwilligung  maßgebend  ist.  wie  entsprecljeiid 
das  für  die  Ert^ilunp:  der  Kheliclikeitserklürung  zuständijre 
Organ,  wie  endlich  der  Richter  oder  Verw  altuiigs-  hesondei*s 
Standesbeamte,  der  die  Wirksamkeit  der  Ehelit  likeitserklärung 
zu  prüfen  hat,  darauf  i.st  eine  einlieitliche  Antwort  nicht  möglich. 
Sie  liän^t  vichtielir  von  dem  Charakter  derjenigen  RechtsoiihiiniK 
ab,  die  nach  der  deutschen  Kollisionsnorm  über  das  Erfordernis 
der  Einwilligung  zu  entsclieiden  hat. 

>föfrlich  ist,  daij  diese  Rechtsordnunp:  das  iiechtsiiistirut 
der  Legitimation  sich  zwar  nicht  zu  eigen  gemacht  hat.  daß 
sie  aber,  sei  es  in  ihrem  materiellen  Rechte,  sei  es  in  ihren 
Kollisionsnormeu,  erkennen  läßt,  daß  sie  auf  das  Erfordernis 
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der  Kinw  illigung  kein  (rewicltt  legt,  vielnielir  die  Legitimation 
anerkennt,  wenn  sie  dem  Heimatrechte  des  Vaters  entspricht. 
Dieser  Fall  scheint  dem  Redaktor  des  den  allgemeinen  Teil 
bt'trefFenden  Entwurfs  1  vor  Augen  gewesen  zu  sein,  der  nach 
den  Protokollen  der  zweiten  Kommission  (VI  S.  65)  zugestanden 
hat,  daß,  wenn  ein  Staat  das  Institut  der  Legitimation  nicht 
kenne,  darin  nicht  notwendig  der  Aussprach  liege,  daß  seine 
Angehörigen  sich  nicht  von  Angehörigen  fremder  Staaten 
legitimieren  lassen  dürften.  In  einem  solchen  Falle  wird  nichts 
im  Wege  sein,  das  deutsche  Recht  anzuwenden  (vgl.  Art.  27 
E(J  und  Niemeyer  J.P.B.  S.  158). 

Möglich  ist  weiter,  daß  das  Heimatrecht  des  Kindes  er- 
kennen läfit,  daß  es  das  Institut  der  Legitimation  perhorresziert, 
einer  Legitimation  von  Inländern  also  die  Anerkennung  versagt. 
Anch  in  diesem  Falle  wflrde  lediglich  das  deutsche  Becht  zn 
( «runde  zu  legen  sein.  Denn  die  Berficksichtigung  des  Heimat^ 
ivchts  wurde  hier  gegen  den  Zweck  des  deutschen  Rechts  ver- 
stoßen. Die  Vorbehaltsklausel  des  Art.  BO  EG.  spricht  aller- 
dings lediglich  von  der  ,  Anwendung  eines  auslftadischen  Ge- 
setzes"*, die  ausgeschlossen  sein  soll,  wenn  sie  dem  Zwecke 
einen  deutschen  Gesetzes  zuwider  ist.  Aber  es  ist  nicht  be- 
stritten, daß  der  Rechtssatz,  der  nicht  angewendet  bleiben  soll, 
nicht  als  solcher  in  der  fremden  Gesetzgebung  ausdrücklich 
ausgesprochen  sein  niul.'».  es  genügt,  daß  er  ans  der  Rechtsordnung 
altgeleitet  werden  kann  \  7.itelni  u  u  n  a.  a.  0.  S.  322),  und  ebenso 
wenig  ist  streitig,  daß  die  Nichtanwendung  der  fremden  Gesetze 
in  ( im  iH  Falle,  wie  dem  vorliegenden,  die  Anwendung  des 
ilrur-clu'u  Rechts  liedcutet.  Richtig  ist  femer  zwar,  daß  die 
V'-rwiM-Hichkeit  fremden  Kerlits  oder  eines  fremden  Reclits.stand- 
]iiinktcs  nirlit  ohne  schwerwiegende  (iründe  angenomiiie?!  werden 
tlart.  daß  blnße  riitcrsehiede  der  sozialen  oder  ethischen  An- 
s<  lianuugen  niclit  liiureichen,  eine  Ablehnung  des  ausländischen 
Ii  ('lits  zu  rechtfertigen,  „welche  nur  als  Abwehr  der  stärksten 
(•egensätze  für  seltene  Fälle  gutzuheißen  isf*  {Niemeifer, 
VorsrhUige  u.  Mal.  S.  70),  daß  solche  Ablehnung  vielmehr  nur 
ciiinn  zulässig  ersfbeint,  wenn  sie  durch  rechtspolitische  (Je- 
sichtspunkte  gefordert  wird,  deren  Berechtigung  der  „inländischen 
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Rechtsanschaunng  zweifellos  erscheint,  sei  es,  weil  sie  in  der 
einheimischen  Kechtsordnung  zum  Ansdmck  gelcommen  sind, 
sei  es,  weil  sie  in  dem  ethischen  Gesamtbewnßtsein  gegeben 
sind**  {Nietneyer,  I.P.B.,  8.  96).  Diese  letztere  Voraus- 
setzung aber  wird  hier  vorliegen.  Denn  das  Bechtsinstitut  der 
Legitimation,  das  den  Weg  zur  Sühne  zu  ebnen,  einem  Bechts- 
vertiftltnisse  den  Makel  unsittlichen  Ursprungs  zu  nehmen 
bezweckt,  nimmt  in  der  ethischen  Gresamtanschauung  des 
deutschen  Volkes  und  damit  in  der  deutschen  Rechtsordnong 
einen  Platz  ein,  von  dem  es  durch  die  Willkür  ausländischen 
Rechts  nicht  verdrängt  werden  darf.  So  wenig  wie  eine  Rechts- 
ordnung im  allgemeinen  Anspruch  auf  Ik'achtuug  erheben  dürfte, 
die  das  Institut  der  Ehe  pcrhorresziert,  so  wenig  kann  eiiu' 
Rechtsordnung  Beriick:3ichtignng  verlangen,  die  von  der  Lej^i- 
timation  nichts  wissen  will. 

Möglich  ist  endlicli,  daß  das  Heiniatrecht  des  Kindti.  das 
Rechtsinstitut  der  Lefjitimation  deshall)  nicht  kennt,  weil  die 
Rechtspolitik  des  KintUsstaates  an  diesem  Institut  kein  Interesse 
nimmt.  Diese  Gleicligültigkeit  kann  eine  bewuüte,  kann  aber 
auch  eine  unbewußte  .sein. 

Re wußte  (tleicligültigkeit  wird  refrelmäßig  nur  in  eiueiii 
Kalturstuate  voik  iiimen.  Lehnt  ein  solcher  das  Institut  der 
Lejritimation,  ohne  es  zu  mißbilligen,  ab,  so  ist  das  ein  Stand- 
punkt, der  zwischen  offener  Mißbilli^rung  nrui  Hückverweisun? 
die  >fitte  hält.  Findet  also  in  diesen  beiden  Fällen  deutsches 
Recht  Anwenduu};.  so  muß  dasselbe  für  den  Fall  angenommen 
werden,  daß  der  Heiniatstaat  des  Kindes  sich  dem  Institut 
ih  r  T  efritimation  gegenüber  gleichgültig  verhält,  und  es  kann 
dahingestellt  Ideihen,  ob  dieses  Ergebnis  herbeiznfiiliren  die 
induktive  oder  die  deduktive  Beweisführung  die  richtigere  ist. 
Das  deutsche  Recht  selbst  kann  als  Beispiel  dienen.  Ihm  ist 
die  legitimatio per  festamertfitm  ebenso  unbekannt  wie  diejenige 
pi'r  tmncupationem.  Aber  weder  ist  im  deutschen  Rechte  aus- 
gesprochen, daß  eine  derartige  dem  ausländischen  Rechte  ent- 
sprechende Legitimation  anerkannt  werden  soll,  noch  läßt  das 
deutsehe  Kecht  erkennen,  daß  es  diese  Legitimationsarten 
perborresziert.  —  Diese  sind  dem  deutschen  Rechte  eben  einfach 
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.fremd"  (Mot.  IV,  S.  918,  938).  Die  im  ausländischen  Rechte 
ziipela^isene  Legitimation  eines  deutschen  Kindes  u  uide,  sofern 
(ias  ausländische  Recht  nicht  etwa  seinen  KoUisioiisiioriuen 
zufolge  auis  dem  Verhalten  des  deutschen  Rechts  ahweichende 
Konsequenzen  zieht,  rechtswirksam  sein,  obwolil  das  deutsche 
Recht  dabei  keine  IJf  riK  ksi(  hti<,mn?  hätte  linden  können,  und 
zwar  auch  in  Deutschland,  da  Problbitivsätze  nicht  im  Wege 
stehen. 

Oder  aber  die  von  dem  Heimatstaate  des  Kindes  an  den 
Tag  gelegte  Gleichgültigkeit  ist  eine  unbewußte:  das  wüi'de 
bedeuten,  daß  die  in  Betracht  kommende  Rechtsordnung  noch 
nicht  zu  den  grundlegenden  Ausgangspunkten  der  Rechtsordnungen 
Yon  Kultar8taa4»n  TOigedrungen  ist  —  ein  gerade  für  die  vor- 
liegende Betrachtung  praktisch  bedentsamer  Fall.  Auch  in 
diesem  Falle  wird  deutsches  Recht  anzuwenden  sein.  Zu  den 
vorhin  erörterten  (i  runden,  auf  die  lediglich  zu  verweisen  ist» 
kommt  hier  noch  folgendes  hinzn« 

Ein  von  Niemeyer  (Vorschläge  u,  Mai.  8.  273)  formu- 
lierter Gesetzesvorscblag  wollte  deutsches  Recht  exklusiv  dann 
angewendet  wissen,  wenn  das  an  und  für  sich  zur  Anwendung 
bestimmte  Becht  „auf  einer  so  niedrigen  Sntwickelungsstufe 
steht,  daß  seine  Anwendung  im  Inlande  nicht  angemessen  er- 
scheint". Der  Aufnahme  einer  derartigen  Yorbehaltsklausel 
bedurfte  es  indessen  nicht,  weil  jener  Satz  die  selbstverstftndliehe 
Voraussetzung  allen  internationalen  Privatrechts  enthält.  Damit 
soll  freilich  nicht  ausgesprochen  sein,  daß  das  in  der  Ent- 
wiekelung  zurückgebliebene  Recht  Überhaupt  nicht  anzuwenden 
ist;  aber  es  Ist  doch  soviel  klargestellt,  daß  das  anslSndische 
Recht,  soweit  es  zu  Rechtseinriebtungen,  zu  denen  Kultnrstaaten 
Stellung  zu  nehmen  für  Pflicht  halten,  noch  nicht  vorgedrungen 
ist,  und  sofern  es  mit  deutschem  Rechte  kollidiert.,  diesem 
weichen  nniß  (zu  vergl.  Zitelmann  a.  a.  O.  1  Ö.  167,  v.  Bar 
im  Archiv  für  öffentL  Recht  XV  S.  14). 

Die  vorstehenden  Erörternnfirn  geiien  im  allj^emeinen  davon 
aus,  daß  das  Heimatrecht  des  Vaters  das  deut^clie  ist.  Auf 
den  Fall,  daß  auch  der  Vater  Ausländer  ist,  werden  indessen 
die  gefundenen  Ergebniä^e  im  wesentlichen  übertragen  werden 
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können.  Eines  näheren  Eingrehens  hierauf  wird  es  nicht  be- 
dürfen, zumal  die  Frage,  die  zu  diesen  Krörteruneren  Anlafi 
jregehcii  li;it,  dies  nicht  erfordert.  Würd*',  nur  dies  wird  lier\or- 
zuliclii  n  sein,  das  Heimatreeht  des  Vaters  das  Kechtsinstitut 
der  Klu'Iiehkt  itserklarung"  nicht  kennen,  das  Heimatreeht  des 
Kindts  da^regfen,  was  ühri«r('iis  kaum  vorkommen  wird,  die 
Mittel  zur  Herbeifiiliruii«if  dt'rsellu'n  an  die  Hand  gtbi-n  iz.  Ii. 
iiu  (Jeg*ensatz  zn  dem  deutschen  Rechte  bestimmen,  daß  die 
Eheliehkeit.serklariuig  dem  Staate  zustehe,  dem  das  Kind  nn- 
gehörei.  so  würde  die  l.rfritimation  vom  StandpunkTt'  dtr 
deutschen  Jicclitsordnung  nicht  zu  Iterücksiclitigen  sein.  Würde 
das  lieimatrec  lit  des  Vaters  das  Heciitiiinstilut  der  Legitimation 
periiorreszieren.  so  würde  dtursthes  Recht  an  die  Stelle  treten, 
die  T^epfitimatidii  ;tls(i  nicht  anzuerkennen  sein,  weil  nach  diesem 
Hechte  nur  der  HeimaUstaat  des  Vaters  für  die  Hrteilung  der 
Ehelichkeitserklärung  zuständig  ist  Würde  umgekehrt  das 
Heimati'eclit  des  VattM's  auf  nichtdeutsches  Heclit,  etwa  auf  das 
Heimatrecht  des  Kindes,  verweisen,  so  würde,  da  das  deutsche 
internationale  Privatrecht  solche  Vorweisung  richtiger  Ansicht 
nach  nicht  beachtef.  das  materielle  Heimatrecht  des  Vaters 
abei-  vers'igt.  die  dem  ivindesrechte  entsprechende  Ehelichkeits- 
erklärung nicht  zu  berücksichtigen  sein.  Würde  sich  das 
Heimatrecht  des  Vaters  der  Legitimation  gegenüber  bewußt 
gleichgültig  verhalten,  so  würde  dasselbe  der  Fall  sein,  und 
würde  das  Heimatrecht  des  Vaters  auf  so  niedriger  Entwicke- 
Inngsstufe  stehen,  daß  es  aus  diesem  Grunde  die  Legitimation 
nicht  kennt,  so  würde  wieder  deutsches  Kecbt  zur  Anwendung 
kommen  müssen  und,  da  nach  diesem  der  Heimatstaat  des 
Vatei-s  für  ehelich  zu  erklären  hat,  der  Ehelich keitserkl&rong 
die  Anerkennung  vorzuenthalten  sein.  Dieses  allerdings  negative 
Ergebnis  ist  Jedoch  nichts  Auffallendes,  sondern  die  Folge  der 
hier  vertretenen  Ansicht  über  die  (irundlagen  des  internationalen 
Privatrechts.  Dieselbe  Folge  würde  auch  dann  eintreten,  wenn 
beide  Rechtsordnungen,  die  des  Vaters  und  die  des  Kindes,  die 
JBhelichkeitserklärung  nicht  nur  kennen,  sondern  auch,  eine  jede 
für  sich,  die  Erteilnng  der  Erklärung  in  Ansprach  nehmen  und 
der  Heimatstaat  des  Kindes  die  BhelichkeitserkSrnng  ansspricht 
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Hieran  ändert  nichts,  daß  die  beiden  Rechtsordnungen  etwa 
darüber  einverstanden  sind,  diesen  Konflikt  im  Sinne  der  An- 
erkennung der  Legitimation  zn  lösen.  Man  mag  dies  Ergebnis 
mißbilligen,  ohne  sich  doch  der  Erkenntnis  za  verschließen, 
daß  es  ani  einem  Gebiete,  wie  dem  des  internationalen  Frivat- 
rechts,  genug  ist,  größere  Unebenheiten  za  vermeiden. 

Wörde  flbrigens  das  Heimatrecht  des  Vaters  die  Ehelich- 
keitserklirong  zwar  kennen,  aber  allgemein  den  Heimatstaat 
des  Kindes  für  zuständig  erklären,  die  Ehelichkeitserklärong 
zu  erteilen,  so  würde  solche  Erteilung:  selbstverständlich  auch 
der  hier  vertretenen  Auffassung  nach  anzuerkennen  sein. 

Dasselbe  Recht,  welches  über  daK  Erfordernis  der  Ein- 
willicuig:  überhaupt  entscheidet,  muß  selbstverständlich  aucli 
darüber  entscheiden,  welche  An^ehörij^en  des  Kindes einwilligunprs- 
herechtigt  sind,  und  wem  gegenüber  (zu  vergl.  BGB  §  172b, 
Abs.  2)  die  Einwillig^ung  zu  erklären  ist. 

Das  Ergebnis  ist  demnach:  Soll  ein  Kind  tür  das  eheliche 
KiiKl  eines  deutschen  Vaters  erklärt  werden,  so  entscheidet 
dariitu  r.  oh  das  Kind  und  Angehörige  des  Kindes  die  Kiii- 
willigiingzu  erteilen  haben,  und  wem  gegenüber  die  Einwilligung 
zu  erklären  ist,  das  Heimatrecht  des  Kindes,  das  deutsche 
T\echt  ausnahmsweise  dann,  wenn  das  Heimatreciit  des  Kindes 
dai»  Rechtsinstitnt  der  Etielichkeitserklärung  nicht  kennt. 

Die  allgemeine  Rechtsfähigkeit  der  zur  Einwilli- 
gung Berechtigten  richtet  sich  nach  deutschem  Rechte  (zu  vgL 
Art.  30  EG),  die  besondere  nach  dem  für  das  Heehts- 
verbältnis  ttberhanpt  maßgebenden  Rechte,  im  vorliegenden  Falle 
also  in  Ansehong  des  Kindes  nnd  Angehöriger  des  Kindes 
gemäß  Art.  22  Abs.  2  nach  dem  Heimatrechte,  im  übrigen 
gemäß  Art.  22  Abs.  1  nach  denjenigen  des  Vaters.  Die 
(reschäftsl&higkeit  der  Einwilligongsberechtigten  bestimmt 
sich  nach  deren  Heimatrecbte  (Art.  7  Abs.  1  BG).  Fraglich 
mag  dagegen  sein,  nach  welchem  Rechte  za  entscheiden  ist,  ob 
es  ZOT  Einwilligung  der  Beteiligten  der  vormnndschafts* 
gerichtlichen  Genehmigung  bedarf. 

Planck^  der,  wie  gesagt,  in  Art  22  Abs.  2.  einen  Bzklnsiv- 
Satz  zu  Gunsten  des  deutschen  Rechts  erblickt,  über  die  Legiti- 
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mation  aiislHntiischcr  Kinder  also  lediglich  das  Heiiiiatrecht 
des  Vaters  entsclieideu  lassen  will,  lehrt,  daü,  wenn  es  sich 
um  die  Legitimation  eines  deutschen  Kindes  Imndelp.  das  Er- 
fordernis der  vormundschaftsgerichtlichen  (lenehniigung  nach 
deutschem  Rechte  zu  beurteilen  sei.  weil  auch  dasjenip'  'l»! 
Einwilligung  ausnahmsweise  durcli  das  deutsche  Reclit  bestimmt 
werde.  Daraus  würde  als  seine  Meinung  zu  folgern  sein,  daß 
im  Regelfalle,  wenn  es  sich  also  um  die  Le«ritimation  eines 
ausländischen  Kindes  handelt  und  gemäß  Art.  22  Abs.  1  aus- 
schließlich das  Heimatrecht  des  Vaters  über  die  Legitimation 
entscheidet,  nach  diesem  Rechte  auch  festzustellen  ist,  ob  die 
EinwilUgUDg  der  Beteiligten  der  vormundschaftsgerichtlicheD 
Genehmigung  bedarf.  Dieser  Ansicht  würde  indessen  auch  vom 
Standpunkt  der  Planck'schtn.  liier  bekämpften,  Qmndaaffassiing 
aus  niclit  beigetreten  werden  können. 

Vorab  ist  offenbar,  daß  das  f^ebnis  nur  mäßig  befriedigen 
könnte.  Würde  nämlich,  angenommen  daß  es  sich  um  die 
Legitimation  eines  ausländischen  Kindes  durch  einen  deutschen 
Vater  handelt,  das  Erfordernis  der  vormundschaftsgerichtlichen 
Genehmigung  nach  deutschem  Rechte  zu  beurteilen  sein,  so 
müßte  das  Gleiche  für  die  Herbeiführung  der  Grenehmigiuig 
gelten,  da  das  materielle  Vormundschaftsrecht  eben  nur  Ton 
den  diesem  Bechte  unterworfenen  Vormundschaftsgericbten  ge- 
handhabt  werden  kann  (zu  veigl.  Art.  23  EG).  Die  Genehmigmig 
würde  also  von  einem  deutschen  Yormundschaftsgerichte  erteilt 
werden  müssen.  Die  Herfoeiftthnmg  solcher  Genehmigung  alier 
würde  den  erheblichsten  Schwierigkeiten  begegnen.  Die  Eonsolar- 
gerichtsbarkeit (Ges.  vom  7.  4.  1900  S§  2,  7  Z.  2)  würde  im 
allgemeinen  versagen,  da  es  sich  um  vormundschaftsgerichtliche 
Handlungen  für  fremde  Kinder  handeln  wurde.  Zwar  würde 
(freilich  nicht  ein  Vormund,  wohl  aber)  ein  Pfleger  für  das 
fremde  und  abwesende  Kind  bestellt  werden  können  (FGG 
§  37  Abs.  2)  und  alsdann  das  Yormundschaftsgericht  audi  lor 
die  Genehmigung  örtlich  zuständig  sein  (FGG  §  43  Abs.  2). 
Allein  die  sachliche  Zust&ndigkeit  würde  voraussetzen,  dafi  das 
fremde  Kind  nach  seinem  Heimatrechte  der  Fürsorge  bedarf« 
der  fremde  Staat  aber  die  Fürsorge  nicht  übernimmt  (EG  Art.  23). 
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Auch  würde  vor  Einleitung  der  Pflegschaft  festzustellen  sein, 
daß  in  dem  Gerichtsbezirke  das  Bedürfnis  der  Fttnorge  hervor- 
getreten ist  (FG6  §  37  Abs.  2).  Würde  zwar  das  Kind  in 
Deutschland  Wohnsitz  oder  Aufenthalt  erhalten,  so  würde  für 
die  örtliche  Zuständigkeit  des  Yormondschaftsgerichts  zur  Ein- 
leitung der  Yormundschaft  durch  YGG  §  36  einwandfrei  gesorgt 
sein;  die  sachliche  Zuständigkeit  wflrde  sich  dagegen  nach  wie 
vor  durch  Art.  23  EG  bestimmen  und  nur  dann  gegeben  sein, 
wenn  etwa  das  Heimatrecht  des  Kindes  (wie  z.  B.  das  schweizer- 
ische Recht)  dem  Domizilprinzip  anhinge. 

Die  Ansicht  der  zweiten  Kommission  war:  DaB  auch  die 
etwa  erforderliche  Zustimmung  des  Yormundes  und  die  Ge- 
nehmigung des  Yormundschaftsgerichts  nach  dem  Heimatrechte 
des  Kindes  zu  beurteilen  sei,  bedürfe  nicht  der  Erwähnung,  da 
das  Gesetz,  welches  für  die  Geschäftsfähigkeit  maßgebend  sei, 
auch  im  Punkte  der  WillenserpfUuziing  entsclieide  (Prot.  VI  8.  <)ö). 
Dem  ist  im  Ergebnisse,  vveim  auch  nicht  in  der  Begründung 
beizutreten.  Es  handelt  sich  hier  nicht  um  die  Grenzen  der 
Gesrhaftsfähigkeit,  sondern  um  die  Grenzen  der  vormundschafts- 
gerichtlichen Aufsicht  und  Fürsorge,  also  um  eine  Frage  des 
materiellen  VorTiiundschaftsrechts.  Allein  auch  für  dieses  ist 
die  Staatsaii^'^i  liorigkeit  des  Pfleglings  als  Maßstab  für  die 
Kechtsanwendung  anzuerkennen  (zu  vergl.  Art.  23  EG,  K(i  in 
Rechtspr.  VT  R.  309  und  bei  Bö  hm  XIU  S.  420,  Haager  Abkom- 
men zur  Regelung  der  Vormundschaft  über  Minderjährige  vom 
12.  6.  1902  Art.  1).  Das  Heimatrecht  des  Einwilligungsbe- 
rechtigten entscheidet  also  darüber,  ob  zu  der  Einwilligung 
die  vormnndschaftsgerichtliche  Genehmigung  hinzutreten  muß, 
und  da  zur  Erteilung  der  vom  Heimatrechte  erforderten 
vormundschaftsgerichtlichen  Genehmigung  auch  nor  die  zur 
Yormundschaftsführung  berufenen  heimischen  Behörden  zuständig 
sein  können,  so  ist  die  Zuständigkeit  deutscher  Vormnndschafts- 
gerichte  schon  aus  diesem  Grunde  ausgeschlossen  —  Rück- 
Terweisnng  auf  das  deutsche  Becht  hier,  wie  QheraU,  vorbehalten 
(zu  yergL  Schweiz.  Gres.  vom  25.  6. 1891  Art.  28). 

Alles  dieses  gilt  nicht  nur  von  der  Einwilligung  des  Kindes 
und  Angehöriger  des  Kindes,  sondern  auch  von  der  Einwilligung 
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der  Anjrehörigen,  besonders  der  Frau,  des  Vatfi^^,  deren  i.s 
etwa  nach  dem  Heimatrechte  des  Vaters  bedarf  (B(iB  {J  172() 
Abs.  1  Satz  2).  Sollte  das  Heimatrecht  des  EinwiUigungis^ 
berechtigten  das  Bechtsinstitut  der  Ehelichkeitserkläniii^  nicht 
kenneu,  so  wurde,  wofür  auf  die  Auseinandersetzunpren  auf 
S.  457  verwieaen  werden  kann,  insoweit  deutsches  Recht  ent- 
scheiden müssen.  Das  würde  auch  keine  besonderen  Schwierip- 
koiten  machen,  weil  in  diesem  Falle  die  Voraussetzungen  für 
die  Einrichtung  einer  Vormundschaft  oder  Pflegscliaft  gemäß 
Art.  23  EG  gegeben  sein  würden,  nämlich  anzunehmen  sein 
würde,  daß  die  Beteiligten  nach  dem  maßgebenden,  d.  h.  na^ii 
dem  an  die  Stelle  des  ausländischen  tretenden  deutschen  Rechtt* 
der  Fürsorge  bedürfen,  und  der  ausländische  Staat  die  Für- 
sorge nicht  übernimmt 

Ist  hiemach  also  regelmäßig  das  Heimatrecht  des  Einwilli- 
gungsberechtigten für  das  Erfordernis  der  vonnundschaftsgericht- 
liehen  Genebmignng  maßgebend,  so  wird  dies  Ergebnis  auch 
nicht  elwa  dadurch  in  Frage  gestellt,  daß  nach  Art.  22  E(i 
die  Legitimation  durch  das  Heimatrecht  des  Vaters  und  dt»- 
jenige  des  Kindes  beherrscht  wird,  und  das  Erfordernis  der 
vormundachaftsgerichtlichen  Genehmigung  (wenigstens  im  deut- 
schen Rechte)  in  der  Lehre  von  der  L^timation  vorgetragen 
wird.  Denn  es  kann  nicht  zweifelhaft  sein,  daß  es  sich  hier 
nicht  nm  eine  der  Legitimationslehre  eigene  Vorsclirift  handelt, 
sondern  um  eine  solche,  die,  den  Vorschriften  der  §§  1819  ff.  BGB 
inhaltlich  ebenbflrtig,  gleich  diesen  dem  materiellen  Vonnnnd- 
schaftsrechte  angehört  und  deshalb  auch  den  für  die  Anwendung 
dieser  Vorschriften  bestimmten  Kollisionsnonnen  folgen  muß. 
Darüber,  ob  die  Genehmigung  des  Vormundschaftsgerichts  vor 
der  Erklärung  der  Einwilligung  erteilt  sein  muß  (zu  vet^, 
BGB  §§  1831,  1643),  entscheidet  gleichfalls  das  maßgebende 
Vormundschaftsrecht 

Die  zu  dem  Antrage  des  Vaters  etwa  erforderliche  vor« 
mundschaftqgericlitliche  Genehmigung  (zu  veigl.  BOB  §  1729 
Abs.  1)  ist,  wenigstens  ffir  den  Fall  einer  Legitimation  durch 
einen  deutschen  Vater,  ohne  Interesse,  da,  welche  Kollisions- 
nonn auch  entscheidet«  immer  deutsches  Recht  maßgebend  ist 
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l'bor  dir  Form  des  Antrages  und  der  Einwilligungs- 
erklurujigen  ist  folgendes  zu  bemerken. 

Die  Form  eines  Rechtsfreschäfts  bcsliinmt  sich  in  rrster 
Linie  nach  der  für  das  betreffende  Rechtsverhältnis  niaßpfebenden 
Rechtsordnung  (Art.  11  Abs.  1  Satz  1  Danach  würde  es  im 

vorliegenden  Falle  der  gerichtlichen  oder  nrttnri eilen  Beurkundung 
des  Antrages  bedürfen  (BGB  §  1730).  Diese  Beurkundung  wird 
sich  regelmäßig  erreichen  lassen,  da  die  Konsuln  dort,  wo  KoD' 
sulargerichtsbarkeit  nicht  ausgeübt  wird,  zur  n  )tariellen  Beur- 
kundung'- befugt  sind  (Ges.  vom  8.  11.  1867  §  16  Abs.  1), 

Für  die  Form  eines  Rechtsgeschäfts  genügt  indessen  die 
Beobachtung  der  lew  loci  actus  (Art.  11  Abs.  1  Satz  2  £6). 
Der  Antrag  ist  eine  empfangsbedürftige  Willenserklärung.  Es 
entscheiden  deshalb  die  Gesetze  desjenigen  Ortes,  an  dem  die 
Erklärung  „abgegeben*^,  d.  h.  von  selten  des  Antragstellers  alles 
geschehen  ist,  was  erforderlich  ist,  damit  der  Antrag  der  für 
die  Entgegennahme  derartiger  Anträge  zuständigen  Behörde 
zugeht  (zu  veigl.  BGB  §  130). 

Nach  Niemeyer  (L  P.  iS.  S.  159,  ebenso  Staudinger- 
Wagner  Art  22  Z.  5  und  Kuhlenbeck  Art.  22  Z.  Ö)  soll 
,mit  der  ausschließlichen  Kompetenz  der  deutschen  Behörden 
insoweit  auch  die  ausschließliche  Maßgeblidikeit  der  deutschen 
FormTorschriften  und  somit  die  Nichtanwendbarkeit  des  Art.  11 
S.  2  EG  gegeben"  sein.  Nur  die  Modalitäten  der  gerichtlichen 
oder  notariellen  Beurkundung  müssen  sich  natürlich  jiacli  der 
lejc  loci  actus  richten/*  DavS  erscheint  widerspruchsvoll.  Es 
ließe  sich  liören,  wenn  erklärt  würcU',  das  Verfahrensrecht 
müsse  sich,  wie  ubi  i  liaiipt,  so  ancli  hier  nach  der  lex  fori 
richten  nnd  deshalb  für  die  Anbringung  des  Antrages  die  deutliche 
Pormvorsclirift  gewahrt  sein.  Aber  auch  diese  Ansicht  würde 
mit  dem  Wesen  des  Antrages  und  der  Vorschrift  des  Art.  11 
8.  2  EG  nicht  in  Kinklang  zu  bringen  sein.  Auch  die  .Melirheit 
der  zweiten  Xommissiun  hielt  dafür,  daß,  wenn  die  lex  loci 
actus  Jiier  überhaupt  niclit  maßgebend  sein  sollte,  dies  aus- 
drücklicli  ansgt  sj »rochen  werden  müsse.  Die  Vorentwürfc  sprachen 
dies  in  der  Tat  aus  und  bestimmten,  daß  die  für  die  Erklärungen 
der  Beteiligten  erforderliche  Form  sich  aussclüieüiich  nach  dem 
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Heiniatrechte  des  V.uers  richten  solle.  Dem  Gesetze  ist  eine 
solc'iic  Vorsclirift  indessuii  fremd. 

Das  Gesa^^tc  «rilt  anch  von  der  mit  dem  Antrage  zu  ver- 
bindenden Anerkennnnj^serklärnnp:  des  Vaters.  nWt  i-ndlidi  ancli 
von  den  Erklärungen  Irr  zur  Rinwillij^iingr  P.t  i  -  (  lit  i^'-ten.  mit  Aib- 
nahme  indessen  wiederum  derjenigen  des  und  der  An- 

jfeliörigen  des  Kiiules  (abw.  herrsrh.  Ans.).  Da  die  Keciitsurdnunsr. 
w  ei  ehe  für  das  den  Gegenstand  der  Einwilligung  bildende  Re(  lits- 
verliiiltiiis  maßf^ebend  ist,  nach  Art.  22  Af>s.  2  EG  das  Heimat- 
recht  des  Kindes  ist.  so  cntsclicidet  aucli  (nl'wpicliend  von  den 
Vorentwürfen,  s.  oben)  in  erster  Liine  dieses,  lu  zweiter  die  lex 
loci  actus  über  die  Form  der  KinwiUigung.  Nur  wenn  das  Hi  iinat- 
recht  des  Kindes  ans  den  oben  erörterten  (iründen  dem  deutsclien 
Rechte  Platz  zu  ni  ichen  hat,  entscheidet  in  erster  Reibe  dieses. 
Dazu  kommt  in  Betracht,  daß  die  deutschen  Konsuln  aucli  zur 
notariellen  Beurkundung  der  Einwilligungserklärungen  von  Aus- 
ländern befugt  sein  werden,  weil  diese  empfangsbedürftigen 
Willenserklärungen  im  Sinne  des  Gesetzes  vom  8.  11.  1867 
als  Rechtsgeschäfte,  welche  Reiclisangehörige  «mit  J^Yemden 
schließen",  werden  angeriehen  werden  dürfen. 

Ol)  es  zn  dem  Antrage  des  Vatt  rs  oder  zu  der  Einwilligung 
d(  s  Beteiligten  der  Zustimmung  des  gesetzlichen  Vertreters 
bedarf  (zu  veigl.  BGB  §§  1729,  107),  und  ob,  wenn  dies  der 
Fall  sein  sollte,  die  Zustimmung  yor  der  Antragstellun^  oder 
vor  der  Erklärung  der  Einwilligung  erteilt  sein  maß  (zn  vergl. 
BfiB  §  III),  endlich  wem  gegenüber  die  Zustimmung  zu  erteilen 
ist  (zu  verpfl.  BOB  i;  182  Abs.  1\  bestimmt  sich  nach  dem  für 
die  Gescliäftsfähigkeit  der  Beteiligten  maßgebenden  Rechte. 
Für  die  Fonn  der  Zustimmung  gilt  das  oben  von  der  Form 
der  Einwilligang  Gesagte  (zu  vergl.  BGB  §  182  Abs.  2). 

Die  EhelichkeitserklAmng  ist  nach  deutschem  Rechte 
Gnadensache.  Sie  kann  versagt  werden,  auch  wenn  alle  vom 
Rechte  erforderten  Voranssetznngen  vorliegen  (BGB  §  1734). 
Mit  Rücksicht  hierauf,  mit  Rücksicht  femer  auf  die  weittragenden 
privatrechtlichen  und  staatsrechtlichen  Wirkungen  der  £he- 
licbkeitserklfirong  und  mit  Rücksicht  endlich  auf  die  Zweifel- 
haftigkeit  der  überwiegenden  Mehrzahl  der  in  Betracht  zu 
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ziehendes  Fragen  des  internatiosalen  Brivatrechts  kann  es  nicht 
fehlen,  daß  die  für  die  BhelichkeitserkläTang  zust&ndige  Instanz 
im  allgemeinen  geneigt  sein  wird,  den  Nachweis,  daß  jene 
Voraossetasongen  yorliegen,  in  einer  Form  zu  verlangen,  welche 
die  Wirksamkeit  der  Bhelichkeitserklänmg  anßer  Frage  stellt. 
Im  besonderen  aber  wird  sie  sich  von  der  Erwägung  leiten 
lassen  dürfen,  daß  nach  deutschem  Rechte  (BGB  §  1735)  auf 
die  Wirksamkeit  der  Bheliehkeitserkl&rang  ohne  Einfluß  ist, 
daß  etwa  der  Antragsteller  nicht  der  Vater  des  Kindes  oder 
etwa  mit  Unrecht  angenommen  ist,  daß  die  Mutter  des  Kindes 
oder  die  Fran  des  Vaters  zur  Abgabe  der  nach  dem  maß- 
gebenden Rechte  erforderlichen  Einwilligungserklärung  (wegen 
unbekannten  Aufenthalt«  oder  aus  anderen  Gründen)  nicht  heran- 
gezogen werden  kann,  und  daß  etwa  mit  Unrecht  der  Mangel 
dieser  Erklärungen  als  unbeachtlich  behandelt  worden  ist  (BGB 
^  1726  Abs.  3). 

Der  in  der  Praxis  rcuelmüßig  wiederkehrende  Kall  ist  nun 
der,  daß  ein  ge.sclialt>iähiger,  unverheirateter,  im  Auslande 
ansässiger,  reichsaiirrehöritrer  Vater  ein  ausländisches,  geschäfts- 
unfähiges oder  in  der  ( Jeschäftsfähigkeit  beschränktes  Kind  bei 
Lebzeiten  der  ausländischen  Mutter  für  ehelieh  zu  erklären 
beantragt,  l'nter  Berücksichtigung  der  oben  erörterten  Gesichts- 
punkte würde  in  einem  solchen  Falle  regelmäßig  zu  er- 
fordern sein: 

1.  Antrag  und  Anerkennungserklärung  gegenüber  der  zu- 
ständigen Behiu'ile , 

2.  Nachweis,  daß  et>  sich  um  t  in  uneheliches,  von  dem  Antrag- 
steUer  abstammendes  Kind  handelt;  bei  der  Frage  der 
Abstammung  ist  der  Umstand,  daß  der  Mangel  der  Vater- 
schaft die  Einwilligung  nicht  unwirksam  macht,  gebührend 
zu  berücksichtigen; 

3.  Einwilligung  der  auf  selten  des  Kindes  nach  Maßgabe  des 
Kindesrechts  (wenn  diesem  die  Legitimation  unbekannt  ist, 
nach  Maßgabe  des  deutschen  Rechts)  Berechtigten; 

4.  Zustimmung  des  gesetzlichen  Vertreters  zur  Einwilligung 
gemäß  dem  für  die  Geschäftsfähigkeit  der  Einwilligungs- 
berechtigten maßgebenden  Hechte; 

81* 
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5.  vormundschaftsgrerichtliche  Genehmigung  zur  Einwilligung 
nach  Maßgabe  des  Heimatrechtes  der  Beteiligten  (wenn 
diesem  die  Legitimation  unbekannt  ist«  nach  Mafigabe  des 
deutschen  Rechts); 

6.  bezüglich  der  Form: 

der  Antrag  tunlichst  in  gerichtlicher  oder  notarieller 

Bcurkinultingr; 

die  Eiiiwilligungserklürnngen  gemäß  dem  Heimat- 
rechte  des  Kindes  (wenn  diesem  die  Legitimation  mi- 
bekannt  sein  sollte,  tunlichst  gemftß  dem  deutschen  Rechti  )  ; 

Zustimmung  des  gesetzlichen  Vertreters  2U  den  Ein- 
wiUlgangBerkl&rungen  gemäß  den  für  die  Form  dieser 
geltenden  Grundsätzen. 
Anders  als  die  Ebelichkeitserkl&mng  kann  die  Bestätigung 
einer  Annahme  an  Kindes  Statt  nicht  verweigert  werden, 
wenn  gesetzliche  Hindernisse  nicht  entgegenstehen.  Das  über 
die  Bestätigung  verfügende  Gericht  wird  daher  gegebenenfalls 
nicht  umhin  können,  sich  über  die  strittigen  Fragen,  die  hier 
der  Hauptsache  nach  den  oben  erörterten  gleichen,  schlüssig 
zu  machen. 

Da^enige,  worin  BhelichkeitserklSrung  und  Adoption  von 
«inander  abweichen,  bietet  zu  besonderen  Bemerkungen  keinen 
Anlaß.  Die  gleichmäßige  Behandlung  der  beiden  Rechtsinstitute 
im  deutschen  Rechte,  die  nicht  Zufall  ist  (Prot.  VI  S.  64),  gfi- 
stattet  vielmehr,  auf  die  obigen  Ausführungen  zu  verweisen. 
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Bemer  Ohereinkommen  über   den  EiseftbahnfracMverkehr 
14. 10.  90.  —  RemsibüiUU  seiner  Bestimmungen, 

BO  26. 2.  04  (VI  318/03;  Kaiser  Ferdinanda-NordbahnfSi.) 

Ans  den  Grttnden: 

,Die  Klägerin  hatte  laut  Vertrags  vom  16.  Dezember  1899  

bis  znm  'H.  12.  IfKJO  vnn  tlfr  J.'er  Steinkohlengewerkschaft  in  Galizien  fort- 
laufend Kohlen,  und  zwar  im  Minimum  fördertäglich  5  Waggons  Stiick-  und 
lü  Waggons  Kleinkohle,  zu  bestimmten  Preisen  franko  Station  Szcz.  geliefert 
m  er]Hilt«iL  DI«  Zeclie  d«r  QvwerkidiAft  igfe  durch  tim  SeUepplMhii  mit  der 
Station  8»ni.  Terlnniden ;  Ton  da  ans  mußten  die  KoUen  auf  der  Bahnlinie 
der  Beklagten  befördert  werden;  bia  tum  8.  1.  1900  wurden  die  Kohlen- 
sendnngen  von  der  Beklagten  befördert.  Als  infolge  eines  Ende  1899  uus- 
»;<*brocheTien  Streikes  der  Kohlenarbeiter  in  (Österreich  Kohlennot  entstanden 
war,  wies  die  Direktion  der  Beklugtcu  am  8.  und  12.  1.  lüOO  ihre  Stationen 
an.  keine  Kohlen  mehr  mit  ihren  Wagen  nach  Bußlaud  oder  Deutschland  zu 
verladen.  Daa  Verbot  wurde  der  Oewerkachaft  mitgeteilt,  die  Qireraeita  davon 
die  KUgerin  benachrichtigte.  Remonstrationen  blieben  erfolgloa;  aadi  daa 
^taterreichischc  Blaenbahnministerium  erließ  unter  dem  80. 1.  1900  eine  tele- 
graphische  Weisung  an  die  Eisenbahndirektionen,  worin  wegen  des  Kohlen- 
n»angel8  im  Inlande  dringend  empfohlen  wurde,  den  für  den  Auslandsverkehr 
zur  Verwendung  stehenden  Park  inlilndiscber  Wagen  tunlichst  zu  reduzieren. 
So  blieben  vom  12.  1.  bia  anm  81.  3.  1900  die  KeUenHeternngen  an  die 
Klägerin  ans. 

Die  Klägerin  ist  mit  ihrem  Entschädigungsanapnidie  gegen  die  J.'er 
Oewerkschaft  rechtskräftig  aligewiesen  wcirden ;  sie  nimmt  wegen  ihres  Schadens 
jetzt  die  Beklagte  in  Anspruch.  di(  ihre  gesetzliche  Transportpflicht  aus 
Art.  ü  deü  internationalen  Übereinkoniiaeus  Ui>er  den  Eii^eubahnfrachtverkehr 
vom  14. 10.  1890  verletzt  habe.  Der  Klageanspruch  ist  von  dem  angegangenen, 
Semlil  S  CfO  atillaobweigend .vereinbarten  Gerichte,  dem  LO  an  Brealaa, 
dem  Grande  nadi  fflr  gereehtiortigt  erklirt,  die  Bemfang  der  Beklagten 
dnrch  daa  angefochtene  ürteil  zurückgewiesen  worden. 

Der  gegen  dieaea  Urteil  eingelegten  Aeviaion  war  der  Erfolg  m  vetaagvn. 
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Der  Art.  5  4es  iBtaniAti<nnleii  ÜbofdiikoiiiiiMiM  fib«f  d«i  Ebenlnin- 
iiMhtverkelir  vom  14.  10.  1890  statuiert  die  Yeipllidlitiiiig  aller  in  das 

Übereinkommen  einbezogenen  Eisenbahnen,  zu  denen  die  Beklagte  i^ehirt. 
die  Beförderung  von  Gütern  im  internationalen  Verkelir  unter  näher  bezeich- 
neten Voriiussotznngt'ii  zn  übernehmen.  .Jede  Zuwiderhandlnnfr  u'cirfn  <\k 
BeHtimjnuugeii  ditses  Artikels",  heißt  cy  in  Abs.  4  des  Art.  ö.  ^begründet 
den  Anspruch  auf  Ersatz  des  dadurch  entstandenen  Schadens". 

Ob  der  die  Aktivlcgitimation  des  Kllgers  betreffenden  und  von  der 
Revision  in  erster  Linie  angefocbtenen  Ausftthrung  des  Bemfongsgeridits: 
daraus,  daß  es  sich  hier  um  eine  der  Eisenbahn  auferlegte  gesetzliche  Pflirht 
handle,  fol^^e.  daß  jeder  durch  eine  Verletzting  dieser  Pflicht  von  Schad-n 
iktrnffene  gegenüber  der  Eisenbahn,  die  die  Verktzmiir  hejjaugeii  bai. 
iichadensersatzberechtigt  sei,  für  die  das  Berufungsgericht  zu  ITnrecht  sich 
anf  Eger'8  Kommentar  sam  intetuational^  Übereinkomme  benift  — 
Bgcr  spridit  S.  88  aoBärttckliob  von  der  Beweiapfficht  des  Abemders.  den 
er  aneh  S.  474  Anm.  144  als  die  ans  Art.  5  zur  Klage  berecbtigte  PeraMi 
anführt  — ,  aus  irgendeinem  Gesichtspunkte  möchte  beigetreten  werden  können, 
muß  dahin  jfestelU  bleiben.  Denn  das  Reichssreri'-ht  sieht  sirh  im  iregebenen 
Falle  durch  die  ^  ö4i*,  582  CPO  gehindert,  du  Auslegung,  die  in  tlieser  und 
den  anderen  streitigen  Fragen  des  vorliegenden  Reichsstreitea  das  internationale 
ÜbminkommMi  dmch  das  Benilangsgericht  gefunden  hat,  nadisnprOfto. 

Das  internationale  übereinicoromen  vom  14.  10.  1880  bat  do  ein* 
heitliches  Eisenbahnfrachtrecht  für  den  internationalen  VtMkelir  in  .tll-n  in 
(fem  Übereinkommen  beteiligten  Staaten  geschaffen  Diese  Einheitlichkeit  ist 
aber  nur  eine  niaterielle  üechtsgteichheit.  keine  formelle  Keehtseinheif  sie 
ist  nur  dadurch  entstanden,  daü  ein  jeder  der  beteiligten  Staaten  filr  sein 
Gebiet  den  Inbtlt  des  Übereinkommens  zum  Gesets  erhoben  hat,  wie  denn 
anoh  infolge  der  alldnigen  Sonverinetftt  Jedes  Staates  auf  seinem  Skstt»' 
gebiete  in  anderer  Weise  ein  einheitlidies  Bedit  für  mehrere  i$taateo  nisht 
geschaffen  werden  kann.  Würde  im  segebenen  Falle  Am  internationale 
Übereinkommen  als  in  dem  Gebiete  des  Deutschen  Reiebes  ^reitendes  Recht 
zur  Anwendung  kunimen,  so  würde  <  s.  da  es  nach  ifi  iLter  Ratifikaticn 
im  KQBl  (1892  S.  7U3)  verkündet  wurden  ist.  einem  Üeichsgesttze 
gleichanstellen  nnd  als  solches  dei  ReWaioa  zugänglich  sein.  (Vgl.  Entadi. 
des  RO's  in  Civils.  Bd.  40  S.  109,  insbes.  S.  112).  Ebenso  ist  aber  gfwiS, 
dsß,  wMin  eine  Norm  des  Übereh^ommens  ersichtlich  nnr  deshalb  anf  ein» 
gegebenen  Pechtsfall  für  anwendbar  erachtet  werden  kann,  weil  dieses  rxtiph 
im  Auslande  Geltung  hat,  die  inhaltliehe  Übereinstimmung  der  Rechte  nichts 
an  der  Kechtslage  ändern  kann,  daü  das  internationale  t'l>ereinkuuitnt'u  j^I<< 
ansllndiscbes  Recht  sn  behandeln  ist,  und  datt  daher  auf  seine  Verkcnoung 
oder  amiehtige  Aoslegong  die  Revision  nach  Haßgabe  der  deutschen  Oearti» 
($§  649,  668  CPO)  nicht  gestlltat  werden  kann. 

Im  vorliegenden  Rechtsstreite  hat  sich  nun  der  gesamte  den  Klaganspruch 
erzeugende  Tatbestand  im  Auslande  abgespielt.  Die  in  Österreich  domisiiitrrte 
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J.'cr  Suinkühlcngewcrkachaft  hat  der  ebenlalls  in  Osuneicli  duaiizilierten 
£ekla|^t«n,  der  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn,  da»  Vertragsangebot  gemacht, 
den  Transport  tob  Oatem  von  ibrer  in  Österreich  belegenen  Station  Szcz. 
nach  dem  Anslaade  so  flhemdunen;  die  Belclagte  bat  das  Angebot  abgelehnt 
und  soll  dadurch  der  Verletzung  des  Art.  5  des  internationalen  Übereino 
koinmons  sich  schuldig  gema'  lit  liibon.   Es  ist  eine  deliktsähnlic  lu-  ())ili<rntinn. 
ein  ein  Srhnbivorhältnis  bciinindeutler  gesetzlich«-!-  Tatbestand  in  Frai:.-.  für 
den.  wie  für  die  unerlaubte  Handlung,  nach  den  für  das  Deutsche  Reich  auch 
nach  dem  Inkrafttreten  des  BGB,  dessen  Einführungbgesctz  in  Axt.  12  den 
Gegenstand  nur  nnTollstindig  geregelt  hat  und  hat  regeln  wolleoi  gdt<»ideii 
Iformen  des  I.  P.  R's.  das  Becbt  snr  Anwendung  kommt,  in  dem  der  sam 
Jv-hadensersatz  verpflichtende  Tatbestand  sich  verwirklichte.    \'gl.  Entsch. 
d.  s  R(  ,  s  in  Civils.  Bd.  7  S.  :^7-4,  Bd.  19  S.  382.  Bd.  29  S.       Bd.  87  S.  179, 
Bd.  4«  S.  112;  Bolze,  Pra.xi8  des  RG  Bd.  5  No.  30,  Bd.  7  No.  26,  Bd.  19 
No.  13.  Bd.  2(J  No.  7.    Der  Rechtszwang  zur  Eingehung  eines  Transport- 
vertrages richtet  sich,  wie  der  erkennende  Senat  in  seinem  Urteile  vom 
11.  4.  1901  (Bntscb.  des  RG*s  in  Civils.  Bd.  4»  S.  114)  ausgesprochen  hat, 
naeta  dem  Beebte  des  Ortes,  von  dem  aus  d^  Transportunteindimer  seine 
Frachtgeschäfte  betrei1)t.    Eine  Eisenbahn  betreibt  ihre  FhMbtgeschäfte  von 
allen  ihren  Stationen,  und  diejenige  Station,  wo  sie  einen  Transportvertrag 
einzugehen  sich  weigert,  ist  der  Ort  der  Verletzung  der  ihr  auferlegten 
gesetzlichen  Verpflichtung;  nach  dem  Kechto  dieses  Ortes,  im  gegebenen  Falle 
der  Station  Szcz.,  ist  daher  auch  der  aus  der  Verweigerung  sich  ergebende 
SelMdsBsemtatsnsprach  gegen  sie  an  beurteilen. 

Allerdings  machte  nun  die  materidle  Übereinstimmung  der  Rechte  die 
Beantwortung  der  Frage,  welches  Staates  Recht  nach  den  Grundsiitzen  des 
I.  r.  R.  auf  den  vorgelegten  Tatbestand  Anwendung  zu  finden  habe,  für  die 
Vorinstanzen  in  der  Hauptsache  überflflssi^ ;  die  Frage  konnte  aber  trotzdem 
für  die  in  dem  internationalen  Übeniiikuuimen  ausdrücklich  oder  still- 
ichweigend  der  Ergänzung  durch  das  sonst  geltende  Landesrecht  überlassenea 
Punktet  im  gegebenen  Falle  fttr  die  swlsdieii  den  Parteien  stccitigen  Umstlnde 
des  eigen«!  Verschuldens  des  Verletaten  und  der  von  der  Beklagten  geltend 
gemaohten  höheren  Gewalt,  deren  Unrlmale  das  Übereinkommen  nidit  bestimmt 
hat,  und  die  in  jedem  einzelnen  Falle  nach  Uafigabe  des  jeweils  zur  Au- 
wendiint?  kommenden  Landesrechts  (vgl.  Kger,  a.  a.  O  .S.  82»  tw  linden 
Sinei,  nicht  umgangen  werden.  Das  (iericht  der  erst^^-ii  Instanz  hat  in  den 
(iründen  seines  Urteils  zutreffend  ausgeführt,  daü.  da  Szcz.  als  Weigerungsort 
bestimmend  fflr  das  ansuwendende  Recht  sei,  der  Tatbestand  des  Rechts- 
streites an  sich  dem  ttsterreiebiscben  Recht  unterliege;  es  hat  also  das 
Obereinkommen  nur  Anwendung  gebracht,  weil  es  auch  in  Österreich  Qesets 
iet,  und  es  hat  ebenso  fttr  die  Fra^e  der  höheren  Gewalt  auf  das  österreichische 
Recht  Bezug  genommen.  In  den  Eutscheidunusp-ilnden  des  Berufungsgerichts 
findet  sich  ein  ausdrücklicher  .Ausspruch  über  das  anzuwendende  örtliche 
Recht  nicht;   es  ist  aber   dtn  Ausführungen   des  LG  nicht  entgegen- 
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getreten,  und  es  muß  aiigcuoinmen  werden,  daß  es  sich  auf  denselben  ^^^aü^J• 
pnnkt  gestellt  and,  indem  es  bei  doi  Avsfahrangen  Ober  den  Binw^nd  der 
Mberen  Gewalt  unter  Bemfong  anf  den  Kommentar  von  Bger  das  L«knilet* 

recht  fUr  deren  Merkmale  als  maßgehend  hingestellt  hat.  gleich  dem  ersten 
"Richter  das  östcrrci^hisrhr  Recht  im  Antje  irehabt  hat.  wi<-  difs  <Ur  Sa.chla2f 
entspricht.  Daun  li:it  (  s  .ib<  r  nnch  das  int**rnatioriak  (  hci  einküuuiien  selbst 
als  österreichisches  Hecht  zur  Anwendung  gebracht.  Da  das  angeI(K!ht€Bi; 
Urteil  daher  In  der  Anwendung  der  Nonnen  des  I.  P.  R.  selbst  einen  Redtts- 
irrtnm  nicht  aufweist,  mnflte  die  ReTision  an  den  549,  562  CPO  selkritera, 
nach  denen  fdr  die  Auslegung  des  Inhalts  des  ausländischen  G(>set2es  die 
Entscheidung  des  Bminngsgeriehts  fflr  das  ReTisionsgericht  bindend  ist*. . . . 

Haftung  der  deatsc/fa/  Reichspost  für  Beraubutu/  ntftsischer 

Sendungen.    Deutscli-russische  Übereinkunft  lö.  6.  97. 
OLG  Hamburg (S.  'J.  1004  (Hauseat.  Gerichtszeitung  1904 HaupmattSM). 

Die  Klilgi^riii  hat  am  14  12  l!Hil  mit  (kr  Post  ein  Wertpaket,  f-nt- 
haltend  11  Barren  Feingold,  an  die  Russische  Handels-  nnd  Industriebank 
nacii  Moskau  abgesendet.  Nachdem  das  Wertpaket  iu  Muskau  emgetroSen 
war,  hat  sich  herausgestellt,  dafi  das  Paknt  rtatt  11  Banen  Feingold  vid- 
mehr  ffln!  Bsnen  Blei  enthielt.  Am  80. 18. 1901  hat  die  Kligerin  bei  der 
hiesigen  Post  nnerst  Nachfrage  angestellt.  Die  Klägerin  h;it  von  der  Be- 
klafTtt^n  Erstattung  des  t  ilittenen  Schadens  verlangt.  Nachdem  die  Beklatrt«^ 
nach  Ablauf  eines  Jahres  seit  dem  Ä>.  \2.  W^Yl  den  verlangten  Schadenfs^r- 
satz  nicht  geleistet  hatte,  hat  die  Klägerin  im  Jannar  19Ü8  Klt^e  auf 
Zahlung  des  Wertes  der  verlorenen  Barren  mit  i366ü,tiö  Mk.  nebst  5  Froieut 
Zinsen  rem  80. 18. 1901  erhoben. 

Streitig  sind  nur  nooh  die  Zinsen  auf  die  graiannte  Summe  vom  80. 18.  VM 
bis  zum  20.  12.  1902. 

Diesen  Anq^ruch  iiatte  da»  \A'x  Hamborg  abgewiesen. 

Aus  den  Gründen : 
Nach  §  6  des  fdeut«clu'ii  ■  Reichspostgesetzes  hiit  im  aligemt  iifi! 
die  Postverw&ltung  dem  Absender  far  den  Verlust  und  die  Beschädigung 
eines  in  gehOffger  Weise  dogelielertai  Wertpaketes  Briatt  tu  leisten.  Die 
Verbindlichkeit  der  PsstTerwaltnng  nur  Ersatsleistnng  nt  ansgeseblossm, 
wenn  der  Verlust  oder  die  Beschftdignng  sich  auf  einer  answlrtigen  Re- 
förd<  riiniisanstiilt  rrfitmet  hat,  für  wolrho  die  PoHt Verwaltung  nicht  durch 
Konvention  die  Ersatzleistung  ausdrücklich  übernommeu  hat.  Im  vorliefrenden 
Falle  8t«ht  als  unter  den  Parteien  gegenwärtig  unstreitig  fest,  daß  em  von 
der  Klägerin  in  Hamburg  in  gehöriger  Weise  eingeliefertes  Wertpaket  nickt 
an  die  Adreasatin  unTersehrt  abgeliefert  worden  ist  und  daft  Jenes  Wert' 
paket  in  BaBland  beraubt  worden  ist.  Ss  war  danaoh  des  weitsrsn,-  ds  ik 
Beklagte  an  sich  nicht  hestritten  hat,  daß  ihr  eine  BrsatsplUdlt  bezflglicb 
des  Wertes  der  Sendung  obliege,  als  unter  den  Parteien  g^enwirtig  an* 
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ätreitig  um!  (leingeniüi>  unter  den  Parteien  feststehend  aiutusehen,  daü  die 
Benuibuug  sich  auf  der  rassischen  Post  ereignet  hat. 

Bine  Konvention,  nadi  welcber  die  denteche  Fostvefwalttuig  gegebenen 
Falls  EiMte  xn  leiBtoa  hat,  beetdit  xwiaehen  dem  Deatwhen  Rricbe  und 
Rußland  in  der  Übereinkonft  betreffend  den  AuätuuKch  von  Postpaketen  vom 
15.  H.  185)7.  Durcli  diese  f'bcreinkunft  ist  die  der  dcutsclu  ii  Postvorwaltiintc 
Im  Falle  des  Verlustes  der  Hi-raulrnng  (»der  der  Beschädigung  eines  mit  di  r 
T*ost  von  Deutschland  nach  iiuuland  gesandten  Wertpaketos  dem  Absender 
gegenflber  obliegende  Bnntspdiaht  in  für  das  Bechtsverhiltnia  swiachen  dem 
Absende  und  der  dentschen  PoslTorwaltang  maBgebender  Weise  geregelt. 
X  icli  Art.  13  Ziff  I  der  bezeichneten  ('bereinkunft  baty  wenn  ein  Postpaket 
v<  rl<)r<»n  geht,  beraubt  oder  beschädigt  wird  den  Fall  der  höheren  (Icwalt 
niis}j;ciiüramen  —  der  Absender  Anspruch  auf  einen  dem  wirklichen  Betra</e 
des  Verlastes,  der  Berauliuiig  oder  Beöchätiigung  entsprechenden  Ersatz,  so- 
fern nicht  der  Schaden  durch  die  Schuld  oder  Fahrlässigkeit  des  Absenders 
oder  dnrdi  die  natfirUcbe  Besehaffenheit  des  Gates  berbeigeftthit  wird.  Nacb 
Art.  13  Ziff.  3  jener  Übereinkunft  vom  16. 6. 1897  liegt  die  Verpilichtnng 
xor  Zablung  des  Ersatzbetrages  derjenigen  Vowaltong  ob,  welcher  die  Auf- 
ir;ibo:mstalt  angehört  und  ist  dieser  Verwaltung  vorbehalten,  ihren  Anspruch 
^«•trrii  die  verantwortliche  Verwaltung,  das  hpJßt  gegen  diejenifjr.  auf  deren 
(tcbiet  oder  in  deren  Betriebe  der  Verlust,  die  Beraubuug  uder  die  Be- 
schädigung stattgelondtti  hat»  geltend  la  maoben.  ITaeh  Art  18  Ziff.  5  der 
vorbeseieluieten  Oberdttkonlt  soll  die  Zahlung  des  Brsafaibetrages  dnieh  die 
Verwaltung  des  Anfgabegebietes  soliald  als  ml^Ueh  und  spätestens  innerhalb 
eines  .Jahres,  vom  Tairr  der  N.ichfrasfc  ab  K^rechnet.  stattfinden.  In  Art  13 
untor  Ziff  4  und  Ziff.  ö.  der  bezeichneten  (ibereinkunft  huden  sich  ferner  die 
fdigenden  iedigiich  auf  das  Verhältnis  der  beteiligten  Verwaltungen  unter- 
einander 1>exagUchen  hier  interessierenden  Bestinunungen : 

»Bis  snm  Nachweise  des  CisgenteUs  lisgt  die  YerantworÜiehkeit  der^ 
jenigen  Verwaltnng  ob,  welche  das  Paket  nnbeanstandet  ttbemommen  bat 
tiiul  weder  dessen  Aushändigung  an  den  Empfänger  noch  eintretenden  Falles 
die  vorschriftsmäßitie  Weitersendung  an  die  folgende  Verwaltung  nachweisen 
kann.*  —  .Die  verantwortlirlie  Verwaltung  ist  verptln  hu-t.  der  Ver\valtung 
den  Aufgabegcbietä  den  vuu  derselben  gezahlten  Ersatzbctrag  ohne  Verzug 
ZU  ersuttm.''  ,Die  Aufgabeverwaltung  ist  berechtigt,  dra  Absender  für 
Reebnung  der  Vermlttdungs*  oder  der  BestimmnngiTOTraltang  in  aitsehidigen, 
wenn  diese,  nachdem  die  Sache  ordnun^^smäßig  anliftugig  gemacht  wordw  ist, 
ein  .Jahr  hat  verstreichen  las'^en  ohne  ihr  VnV^f  r.n  geben." 

Die  Be.stimmung  in  Art.  lU  Ziff.  ö  der  vorbezeichneten  I  bereinkunft, 
daü  die  Zahlung  des  Ers&tzbetrages  sobald  als  möglich  erfolgen  soll,  ist  nacb 
alledem  dahin  sn  yerstefaen,  daO  die  Zahlung  erfolgen  soll,  sobald  klargestellt 
ist.  da6  ein  Tatbestand  vorli^,  hei  dessen  Yorbandenadn  nadt  Art  13 
Ziff.  1  und  Ziff.  3  der  voibeaeiehneten  llbereinkunft  don  Absender  ein  Aif- 
spmeli  auf  Ersats  snsteht. 
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Vorliegenden  Falles  streiten  die  Parteien  ciarut>er,  ob  di«  Jieklagt«* 
schon  TOT  iwa  90. 12. 1908  ▼erpiUdttet  geweaen  ist,  dar  Kligsrin  den  Sm^ 
betrag  m  xahlen,  besw.  ob,  wie  die  Kligerin  Termeittt^  die  Beklagte  sdioB 

Tom  20.  12.  1901  an  znr  Zahlung  des  Ersat^betratrcs  verpflichtet  war.  5adk 
dem  vor8t^>hend  Ausirofiilirton  kommt  es  für  Hif  Entsrlioidun^'  rliesps  Rprhts- 
stcitt  s  diiniiif  an,  ob  schon  vor  dt-m  2<i.  12.  IÜ02  für  die  Beklagte  klaif/tstolH 
;:cvvoi>cn  int,  dal^  ein  Tatbebtand  vorlag,  Wi  dessen  Vorhandensein  der  Klägerin, 
als  der  Absenderin  des  in  Rede  stehenden  Wertpaketes,  mu^  den  Begtimmnogcn 
des  Art  IS  ontor  Ziff.  1  und  Ziff.  3  der  vorbeieichnetsii  Übereinkiuilt  eis 
Anepnieh  auf  Braats  gegen  die  Beklagte  sostand. 

Das  Bernfangsgericht  hat  auf  Grund  der  gesamten  Umstände  des  Fallei 
die  ('berzcugung  gewonnen,  daß  für  dir  Beklagte  nicht  vor  dorn  20.  12.  1902 
klargestellt  gewesen  ist.  daß  das  in  Hede  stehende  \\'<'rtp!ik»'t  aaf  A^t 
deutschen  oder  russischen  Fust  beraubt  wurden  sei.  Es  war  danarh  uu2u- 
nehmen,  daS  die  Beklagte  nicht  T^flichtet  gewesen  ist,  der  Klägerin  sebon 
Yor  dem  20. 12. 1902  den  Btsatsbetrag  wa  sablen.  Die  Fordenmg  der  Kligerin 
auf  Zahlung  von  Zinsen  für  die  Zeit  vom  20. 12. 190t  bis  nun  90. 18. 1902 
erschien  daher  unbegrandet. 

Von  Seiten  der  Beklagten  ist  die  Auffassung  vertreten  worden,  dab  nach 
Mabgabe  §  12  des  Postgesetzes  überhaupt  eine  Verpflichtung  der  Postver- 
waltnng,  in  Filkn  des  Yerin^sa  oder  Beschädigung  einer  Sendung  irgendwie 
Zinsen  m  laUen,  niobt  als  bestdieiid  anraerfcennen  sei.  BetninBii* 
geridit  bat  diese  Aa^Msnng  der  Beklagten  nicht  fur  riditig  erachtet  Wenn 
die  Postverwaltung  zur  Ersatzleistung  wegen  Verlustes  eines  Paketes  m* 
pflichtet  ist  und  mit  dor  Erfül]nn<i  ihrer  Verptliehtuni;  im  Verzuge  ist.  so  ist 
sie  verpflichtet,  Verzugszinsen  zu  zahlen  urui  so  kann  sii  -irh  gef^eniiher  der 
Forderung  auf  Zahlung  von  Verzugszinsen  nicht  etwa  mit  Recht  auf  die 
fiestinunnng  des  Gcsetses  berufen,  naob  wdofaer  gegen  die  FMtYcrwahvog 
ein  Anspruch  wegen  eiasa  inroh  den  Verlust  einer  Sendung  entstandeoes 
mittelbaren  Schadens  oder  entgangenen  Gewinnes  nicht  stattfindet.  Wäre 
die  Beklagte  mit  der  Zahlung  dos  Ersatzbetrages  seit  dem  20  12  1901  im 
Verzuge  gewesen,  so  würde  das  hier  erörterte  von  der  Beklagten  ^r<llenii 
gemachte  Argument  nicht  geeignet  gewesen  sein,  die  klägehsche  Ziuaen* 
forderung,  Aber  die  in  der  BemfnngiinstaBi  geütitlmi  ist.  als  nnbegrttadet 
erscbeinen  au  lassen. 

Art.  10  EG  g.  BGB  betHfft  nicht  ausländische  Handels- 
gesellschaften, ^) 
OLG  Hamburg  23.3.19t)4  (ReckUprechungäerOberlandetgerickUIX'Jyi. 

Aus  den  Gründen: 
Das  Einführungsgesetz  z.  BGB  will  die  Frage,  wann  au^läniÜMht'S 
Rticht  anzuwenden  ist,  nicht  erschöpfend  regeln,  bonden  nur  einzelne  Fra^eü 

»)  Vgl.  Ztsch.  XIV  103,  64,  69. 
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entscheiden  und  die  Entscheidung  im  übrigen  den  Uericiiten  überlassen.  Die 
Gerichte  werden  üch,  soweit  das  deutsche  Bedit  keine  Anhaltspunkte  gibt 
io  «ntcr  Linie  danach  n  lichten  haben,  was  ihnen  ab  das  Yentlndige  er- 
ichcint  Das  BQ  ergibt  insoweit  nnr,  daft  das  dentache  Recht  eine  Anwotdbarkeit 

des  ausländischen  Rechts  grundsätzlich  nicht  verneint.  Sieht  man  zunächst 
vom  Art.  10  ab,  so  wiirdo  hicrnaoli  anch  ohne  ausdrückliche  Bestinirnnrig 
unbedenklich  davon  ausjie^ani^en  werden  können,  daü  das  deutsche  Recht  die 
Existenz  ausländischer  Persuueuvereinigungen,  welche  als  solche  Rechte  haben 
(also  rechtsfähig  sind),  anerkannt  ond  die  Frage,  ob  eine  derartige  Vereinigung 
vorliegt,  nach  d«n  andlndiBehen  Recht  beortdlt  sehen  will.  Bei  den  heutigen 
Verkehrsverhältnissen  kann  nicht  nur  in  den  rechtlichen  Besiehangen  zwiscb» 
Ausländern  oder  zwischen  Ansliindern  und  Inländern,  sondern  auch  in  solrlicii 
zwischen  Inländern  jederzeit  ak  Tatbei^tandsmoment  in  Betracht  koiumeii, 
daß  eine  ausländische  Vereinigung  als  solche  ein  Recht  (oder  eine  Verbind- 
lidikeit)  hat  oder  gehabt  hat  Di«  anslindisohe  Vereinigung  kann  steh  natnr* 
gemftB  nur  nadi  KaUgabe  der  Gesetie  ihres  Landes  gebildet  nnd  nnr  nach 
deren  Bestimmungen  die  RechafiUiigkttit  »langt  haben.  Es  würde  sn  be- 
fremdlichen  Ergebnissen  führen,  wenn  der  deutsche  Richter  die  Frage  nach 
ilirer  Rechtsfähigkeit  trotzdem  nach  M  ilj^rabe  der  deutschen  Oosotzo  beurteilte 
und  die  Rechtsfähigkeit  nur  dann  anerkennte,  wenn  die  ausländische  Pcrson^n- 
vereinigung  zufällig  auch  nach  deutscliem  Rechte  rechtsfähig  wäre.  Es  wäie 
andi  nicht  angängig,  die  Frage  etwa  danadi  an  entsdieiden,  ob  die  Ver- 
eiaigang  den  wesentlichen  Merkmalen  einer  Pom  des  deutsdien  Rechts  ent- 
spriehe.  Einerseits  könnten  sich  anch  dann  befremdliche  Ergebnisse  heraus- 
stellen Andrerseits  würde  es  an  jedem  Anhalt  dafllr  fehlen,  welche  Be- 
stiiximungcn  des  deutschen  Rechts  wesentliche  and  welche  unwesentliche  Merk- 
maie der  betretenden  Form  darstellten.  (An  sich  wäre  davon  auszugehen, 
daß  der  Geistsgeber  jede  Besdnininng,  welche  der  FtoteiwOllrilr  keinen  Raum 
Ufit,  iOr  wesentlich  erachtet.)  Der  Art.  10  stellt  sich  demgegentlher,  woranf 
auch  die  Fassung  hindeutet,  als  eine  Sondervorsduift  dar.  Ihre  Tragweite 
hängt  davon  ab,  was  unter  einem  .Verein,  der  die  Rechtsfähigkeit  im  Inlande 
nurnnrh  den  Vorschriften  der     ^1.      B(rU  erlangen  kannte",  zu  verstehen  ist. 

l>ogiuatisch  mag  es  statthaft  sein,  die  sämtlichen  Formen  der  Handels- 
gesellschaften des  deutschen  Rechts  (^offene  Handels-,  K.ummandit-,  Ues.  m.  b.  H., 
Aktien-  nnd  KommaaditgesellsGhaft  anf  Aktien)  oder  wenigstens  die  lotsten 
drei  Arten  als  Vereine  nnd  als  jnristische  Fereonen  m  beseielinen.  Es  kcmmt 
nicht  darauf  an,  was  dogmatisch  richtig  ist,  sondern  lediglich  auf  den  Sprach- 
gcbratjrh  der  Reichsgesetze.  Dieser  aber  unterscheidet  zwischen  i  rechtsfähigen) 
Vereinen  und  juristischen  l'ersonen  einerseits  und  Handelsgesellschaften  andrer- 
seits. Letztere  nennt  er  nicht  Vereine  und  nicht  juristische  Personen;  vgl. 
X.  B.  RGBl  1897  &  881  (HOB  §  6),  Ö.  463  (Auswandererges.  §  3  b),  18U6 
B.  413  (CFO  §  88),  S.  660  (KO  ]»  808,  809—818),  1908  8. 807  (Sseuaans- 
ordnnng  §  120).  Wenn  der  Art  10  von  Verehien  spricht,  so  sind  sonadi 
UandelsgMeUschaften  nicht  mit  getroHen. 
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Nach  d«r  rcdiUUäieii  ötnikiiir  der  vendiiedeiieii  Fonneo .  warfen  skh 
keine  Herknuile  finden  lassen,  welche  den  flftmdiclMni  Formen  der  Handels» 

gesellschafton  (.^eineinsain  wären  und  gleichzeitig  einen  Untenchicd  von  dm 
re<htsfilhigen  Vereinen  des  BGB  begründen   künnt«n.     Die  Reiclistrtsitxe 
nrnnen  offenbar  dipictiitreii  Firmen  von  Vereini(?ungen  Handel^L'fseüsrJiafT^-n, 
welche  bitii  nach  den  ailgeiiieinen  Vorschritten  des  Handelsrechte  bilden,  wobei 
unt«r  UandeUrecht  diejenigen  Gesetze  zu  verstehen  sein  werden,  wclcle.«  aus- 
Bchliefilicti  oder  vorzugswdee  die  Verhältnisse  des  HnndelsTerkehrs  xa  ngda 
bestimmt  sind.  Handelt  es  sich  um  anslfindiaehe  Per8onenTer«mignncr<^.  w 
muß  die  UnteradM^nng  nach  dem  gleich«!  Merkmal  getroffen  werden.  An- 
lAndischo  Pcisoi!<'nvereinignn£jen.  welche  sich  nach  den  allgf-nu  ini  n  ]''^omrn 
doK  ansländisclifii  Handelsrechts  ;fil)ildet  haben,  fallen  derngeiniib  nicht  iii;t>T 
den  Begriff  der  Vereine,  von  denen  der  Art.  10  spricht,   ivlagt  wie  Iikt  »-ine 
in  den  Vereinigten  Staaten  donüiilierte  Bisenbainigesellschaft,  so  Uiegt  kdn 
Orand  vor,  an  besweifeln,  daß  sie  im  Sinne  der  vorstdienden  Bemerlnngen 
nach  dem  Rechte  ihres  Sitzes  eine  rechtsfähige  Handelsgesellschaft  ist.  Das 
(leridit  hat  daher  keinen  AnlaÜ.  gegen  ihre  Rechtsfähiirkiit  BcilcnkeB  lu 
hegen  und  den  Besitz  der  Parteifähigkeit  von  Amts  wegen  zu  priif«;n  .  .  . 

Kan/v('rfr(((/.  Ifa  ßf/rbNc/ifcctf  ff  es  Redl  f  es  des  Erfüll  iinysortes, 
Griüidsätse  zur  Bestimmiint/  des  Erfülluttgsortes, 

»  RG  16.  fi.  03  (II  rt4H>02  JJO.) 

Laut  Vertra'4e?4  vom  1  H.Ii« »1  kaufte  die  zti  Meilbmnn  niedergelasspnp 
Klägerin  vun  dem  zu  N.  i^.  iu  .^^chweden  wolineiideii  Beklajrteii  eine  Partit' 
Bretter,  welche  dieser  an  seinem  Wohnorte  N.  8.  «ier  ivlägerin  zu  liefern  hatt«. 
Die  Bretter  wnrdoi  von  N.  S.  nach  Heilbnon  befSrdert.  Nach  ihrer  Ankauft 
daadbst  stellte  die  Kligerin  die  Bretter  dem  Beklagten  wegen  angeblicher 
Mängel  zur  Verfttgong.  Nachdem  die  Klägerin  auf  Grund  eines  vor  dieser 
Mängelrüge  von  ihr  ausgestellten  Wechsels  die  \\  are  bezahlt  liatte.  erhob  sie 
gegfn  den  Beklagten  bei  dem  Landgericht«  zn  lieilliroiiii  Klage  mit  dem 
Antrag,  denselben  fdr  schuldig  zu  erklären,  die  ihr  gelieferten  —  unbestrittener* 
maßen  an  H^bronn  gelagerten  —  Bretter  auriickzimehmen  and  ihr  die 
Summe  von  II  aso,41  Uk.  (nttnüieh  den  Betrag  des  KanfpreiBes  mit  7  681,48  Kk^ 
and  8638>93  Mk.  für  Fracht,  Versichemngs-  und  Lagerkosten)  nebst  Zimeo 
zu  bezahlen.  Die  Zuständigkeit  des  angerufenen  Gerichts  wurde  mit  der 
Behauptung  begründet,  daf]  die  \'erpflichtung  der  Wandelung  in  Heilbronn 
zu  erfiillen  sei.  und  das  der  Beklagte  Vermögen  in  dem  Bezirke  dieses 
Qerichtä  besitze. 

Der  Beklagte  beantragte  Abwetonag  der  Klage,  indem  et  die  Bisrede 
der  örtlichen  CTntaatindigkeit  des  Landgerichts  Hmlbronn  vorachtttite,  da  er 

in  Schweden  wohne  und  in  Heilbronn  kein  Vermögen  besitze. 

Das  I^andgericht  wies  die  Klage  ab.  indem  es  seine  Zastlndigjceit  so- 
wohl aus  §  29,  als  auch  aus  %  23  GPO  verneinte. 
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Auf  die  liiTnfnnfr  <h'T  Klägerin  vrrwarf  das  Oberlandcsgericht  die  Ein- 
rede der  örtlirhi'ii  rn/ubiändigkeit  und  verwies  die  Sache  zur  weiteren  Ver- 
handlung an  (itrirlit  erster  Instant  zurück,  indem  es  dieses  als  Gericht 
des  Erfüllungsortes  für  zuständig  erachtete. 

Die  gegen  dieses  Urtdl  eingelegte  RevMea  wurde  snrSdcgewieeen  aas 
folgenden  Or finden: 

,Das  Berufungsgericht  hat  zunächst  geprüft,  noch  welchem  örtlichen 
Rechte  in  materieller  Beziehung  die  mittelst  der  Klage  geltend  gemachten 
angeblichen  Voniflichtnngcn  des  Beklagten  zu  hcurteilen  sind,  und  es  ist 
gcmäü  den  von  ihm  als  maüfjehebend  emcht^ten  Grundsätzen  des  inter- 
nationalen Privatrechtes  zu  dem  Ergebnis  gelangt,  dali,  da  keine  Anhalts- 
panfcte  für  dns  Vorhandensein  eines  Yertragswitlens  der  Parteien, 
ihr  VertragsTerhiltnls  einem  bestimmten  Örtlichen  Rechte  sn 
nnterstellen,  rorUgen,  die  Regel  Platn  greife,  wonach  sich  die 
rechtlichen  Wirkungen  obligatorischer  Verträge  nach  dem  Er- 
füll n  n  prs  o  rte  bo  s  t  i  nnn  te  n.  Das  Beruftintrs^rtTi»  ht  bat  (lanii  weiter  ausgeführt : 
da  bei  zweiseitigen  Wnirä^^''!  drr  Erfiilluiiüsort  für  jtdtn  der  bi  lden  Kontra- 
henten ein  verschiedener  sein  könne,  so  könnten  auch  die  iMjiderseitigen  Ver- 
pflichtungen je  einem  anderen  Rechte  unterstellt  sein,  and  dies  treffe  auch 
besttgUch  der  ursprünglichen,  durch  den  streitige  Kaafvertrag  selbst 
begrflndeten  Verbindlichkeiten  der  beiden  ProaeBparteien  an.  Wftrde  aber 
dann,  wenn  ilii-  Klägerin  auf  Bezahlung  des  fraglichen  Kan^rdses  rerklagt 
wäre,  die  Bercrliti^ninji;  der  Wandelungseinrede,  also  die  Frage,  ob  und  unter 
wclcbcn  V(jrausset2ungen  die  Klägerin  wegen  mangelhafter  Beschaffenheit  der 
Ware  Ikdreiuni.'  von  der  Kauipreisschuld  verlangen  könne,  nach  deutschem 
Rechte  zu  beurteilen  sein,  so  müsse  daa  deutsche  Recht  auch  für  die  Ent- 
scheidung darüber  maßgebend  sein,  oh  die  Klägerin  den  hennhlten  Kaufpreis 
Burflflkfordem  und  Zahlung  der  ihr  durch  den  Transport  erwachsenen  Kosten 
Terlangen,  und  ob  sie  die  Rücknahme  der  Ware  fordern  könne,  (iegenliber 
diesen  Ausführungen  hat  der  RevisionsKlii}^'t  r  gerügt,  daß  das  Berufungs- 
gericht die  Frage,  wo  der  Erfüll nuL^^  u  t  di  s  iV  kla<itt  n  für  dio  von  der 
Kläcerin   geltend   gemachten  Wandciiiiiusanspriicln-   .sei.    mit    I  ii  recht  auf 
Grund  des  deutschen,  und  nicht  auf  Grund  des  schwedischen  Kechtä  beurteilt 
habe.   Diese  Rüge  ist  nnbegrUndet.  Im  Falle  der  Wandelung,  d.  h.  der 
RQckg&ngigmachnng  eines  Kaufs  wegen  eines  Mangels  der  verkauften  Sache, 
besteht  der  hanptsftchlidwte  der  dem  Kftufer  hieraus  erwachsenden  Ansprüche 
darin,  dnfi  seine  durch  den  Kaufvertrag  begründete  wesentlichste  Ver- 
pflirbtung,  nämlich  den  Kaufpreis  zu  zahlen,  aufgehoben  werde,  sei  es 
bchlechthin.  d.  h.  ohne  Regründuni»  einer  entsitrtclK  ndfn  npsrenverpllichtung 
des  Verkäufers,  —  wenn  namlich  der  Kauiprcih  uoch  nicht  bezahlt  ist,  — 
sei  es  mit  der  im  Falle  der  bereits  erfolgten  Zahlung  desselben  eintretenden 
weiteren  Rechtsfolge,  daß  zugleich  der  Verkäufer  nur  Znrttckerstattung  des 
empfangenen  Kaufpreises  verpflichtet  wird  (TgL  §|  462,  467  346  BOB). 
Dieser  Wandelungsanspruch  ist  aber  trotz  des  verschiedenen  Inhaltes,  den  er 
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in  ili'iii  i'inen  und  dem  anderen  der  hervorgehobciu  ii  Falle  haben  kann,  seinem 
Rechtsgrunde  and  seiner  ganzen  rechtlichen  Nato r  nach  ein  einheitlicher 
Anspradi.  Br  kumi  d*ber.  »la  mI  dem  Kiaffwtcage  selbst,  nicht  »her  auf 
dem  zofftlligw  Umgtuide,  ob  der  Kral^reis  bordta  besaUt  ist»  od«t  nicbt 
bernbend,  in  beiden  F&Uen  nur  einem  einheitlichen  Rechte  nntentellt 
sein,  nnd  zwar  demjenigen,  nach  welchem  sich  die  hierbei  in 
FrasTP  stehende  Verpflichtung  des  Käufers  zur  Bezalilung 
des  K  a  u  f  p  re  i  se fi  richtet,  deren  Aufhebung  für  die  Zukunft  wier  für 
die  Vergangenheit  mit  der  Geltendmachung  dieses  Anspruchs  huuptsächlicb 
bexweckt  vixd ;  demi  es  gebt  nicbt  an,  diesen  einhcitUchen  Ansprndi  je  nacb 
dem  mfiUligen  Umstände,  ob  die  ZaUnng  des  Kaufpreises  bereits  erfolgt  ist, 
oder  nicht,  nach  zwei  verschiedenen  Ctt  s*  tztrc^bungen  za  lienrteOen.  Davellie 
gilt  auch  von  den  mit  il<  in  erörterten  Hauptaii.spriuhc  znsainmenh  an  senden 
und  daraus  abgeleit<>ten  NelieiiansprÜchen  des  Kaufer»,  als  welche  im  gegebenen 
Falle  die  Furdernngen  auf  Zurücknahme  der  Ware  und  auf  lelrsatx  der  Fracht, 
der  Versicherungs-  und  Lagerkosten  anmuebm  sind.  Weiiii  also  nacb  den 
obigen,  von  dem  ReTiaionskllger  insoweit  nicht  angefocbtenen  nnd  anch  reclit- 
licb  nidit  va  Iwanstandenden  Aasftthningen  des  Berufungsgerichts  in  Er- 
mangelung eines  abweichenden  Vertmeswillens  der  Parteien  die  Ver- 
pflirhtnna:  des  Käufers  zur  Zahlun?  des  Kanfpreises  im  all- 
meinen  nach  dem  Rechte  des  nach  §  209  BüB  hierfür  trej^ebenen  Er- 
füllungsortes zu  beurteilen  ist,  so  muß  dies  auch  von  den  sich  wt^entlich  auf 
diese  Zablnng^flicbt  besiebenden  Wandelangsansprilelien  des  Kftnfers 
gelten  (vgl.  Bntscb.  des  BQ  in  Givils.  Bd.  46  S.  195).  Da  aber  nach  der 
weiteren,  rechtlich  cinwandsfreieti  Feststdlnng  des  Berufungsgerichtes  die 
Klägerin  ihre  Zahlunfrspflicht  in  Heitbrnnn  zn  erfUllen  hatte,  und  deui^jemäß 
diese  Ptlirht  ikk  h  deutschem  Rechte  zu  beurteilen  ist.  so  muß  das  nämliche 
auch  von  den  streitigen  WandelungsansprUcben  im  ganzen  gelten,  ohne  Kflck- 
sicht  daran!,  vo  diese  im  dmelnai  an  erffllla  sind  (vgl.  Bntsdi.  des  BG  in 
Civils.  Bd.  46  8.  Ift5  nnd  Bd.  49  S.  76). 

In  Ansehung  der  weiteren,  für  die  gerichtliche  Zuständigkeit  direkt  in 
Betracht  kommenden  Frage,  wo  der  Beklagte,  die  den  Gegenstand 
der  Klaffe  bildenden  Verpflirhtnnt^en  zu  erfflUen  hat,  ist  in  dem  Be- 
rufuii-zsurteile  im  wesenilielien  fulgtndes  ausgeführt.  Nach  den  TTmstÄnden 
des  Falles,  bczw.  der  Natur  des  in  Rede  stehenden  Schuldverhältiasäcä  nei 
dieses  in  Heilbronn  sn  ertOllen.  Pfir  den  Fall  nftmlich,  dafl  das  die  Vorana- 
setsang  der  Klagansprflcbe  bildoide,  mit  diesen  stitlsdiweigend  gestellte 
Wandelungsverlangen  der  Klägerin  überhaupt  begründet  sein  sollte,  seien 
nach  dem  gemäß  §  iC>l  BHR  zur  Anwemlnnff  ixelanirenden  Vor  "briftcn  über 
das  vertragsmäßige  Rückirittsrecht  die  i^arteien  auf  (rrund  des  §  H4i)  BGB 
verpflichtet,  einander  die  empfangenen  Leistungen  zurückzugewähren,  und 
zwar  seien  nach  §  348  BGB  diese  Verpflichtangen  Zug  um  Zug  sn  erfQllen. 
Demnacb  sei  im  Falle  der  Berechtigang  des  Wandelnngsbegehrens  die  Sllgeiin 
verpflichtet)  dem  Beklagten  die  Bretter  snrQcksngeben,  nnd  sei  dieser  nnr 
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ge^en  gldchzcilii^o,  Zug  um  Zn<j  erfolgende  I  Ih  rt^alK-  dt  r  Bn  ftiT  zur  liiick- 
mtattung  des  Kaufpreises  und  zur  Befriedigung  der  Nebentorderungcn  der 
Klägerin  verbunden.  AndreneUs  eei  aber  an«di  letstere  nicht  verpflichtet, 
die  Bretter  don  Bekh^n  anssnfolgen,  wenn  sie  nicht  Zog  nm  Zog  dagegen 
Zahlung  erhalte,  wie  sie  dies  verlange.  Nun  braacbe  aber  die  Klägerin  für 
die  WiederherstvlUing  des  lksitzes  des  Bt  k!apten  an  den  Brettern  in  keiner 
Weise  tätig  zu  werd»'n.  Sif  sei  nicht  virptlichtet.  diesclbt-n  von  Ueitbrumi 
aus.  wohin  sie  als  an  den  bitz  der  klägerischen  Firma  uatli  dem  selbstver- 
ständlicbeii  Inhalt«  des  Vertrags  gebracht  wurden  seien,  nach  dem  Verlade- 
plats  oder  naeh  dem  Orte  der  Handelsniedwlaaenng  des  Bdclagten  xarQckxn- 
sendcn.  Da  sie  andrerseits  nicht  gehalten  sei,  die  Bretter  ans  ib^m  fiesitxe 
in  Heillironii  zn  entlassen,  wenn  ihr  nicht  der  Beklagte  Zug  um  Zug  hier- 
gegen Zahlung'  It  istc,  s^o  folge  daraus.  daU  der  Beklaßt«-  diese  Zahlung  an  die 
Klägerin  in  IK-iUnonTi  zu  leisten  habe.  Ileillndnu.  als  der  Lagerort  der 
Bretter,  sei  uU-r  für  den  Beklagten  auch  der  Erfüllungsort  bimichtlich  der 
weiter  geltend  gemachten  Yerpflichtting  zttr  Zorflcknahue  der  Ware. 

Der  Rerisionsklttger  hat  Iiiergegen  geltoid  gemacht :  die  f  Or  die  gemein- 
rechtliche  actio  tedhibitoria  entwickelten  Rechtsgrundsätze  könnten  auf  die 
Wandt  Iii n><sklage  des  BGB  auch  nicht  analog  zur  Anwendung  komm»  n.  Nach 
4ii7.  H4ti^S48.  Hö()— 354,  3öfi  BOB  sei  die  Sache  nicht  andere  zu  beur- 
teilen, als  wenn  die  Parteien  vertragsmäüig  ein  RQcktrittsrecht  vt^rabredet, 
und  die  Klägerin  von  letzterem  Oebraach  gemacht  hfttte.  Aus  §  34ti  BOB 
folge  nicht,  daß,  wenn  der  K&nfer  eine  Ldstni^;  vom  Yerkftofer  fordere,  die 
nach  der  allgemeinen  Regel  des  $  209  BOB  an  dessen  Wohnsitz  zu  erfallen 
sei.  für  diese  L>eistung  ErftUIungsort  ein  anderer  Ort,  nämlich  der  sei,  der 
für  die  von  dein  Käufer  zu  erfüllende  Verpflichtung  in  Frage  kommen  könnte 
Vielmehr  werde  durch  den  Riicktiilt.  bezw.  dn-  Wandelung  der  ganze  Vertrag 
hinfullig,  als  wenn  er  gar  nicht  geschlosäeu  wäre.  Der  Umstand,  daü  die 
Ware  sich  nidit  mehr  an  dem  Orte  befinde,  wo  die  Veipfllehtung  zur  Liefnong 
derselben  erfttUt  sei,  gehe  sn  Lasten  des  ZurdcktretoidMi.  Die  KUkgerin  sei 
daher  im  Falle  der  Wandelung  verpflichtet,  die  Ware  dem  Beklagten  dort 
zurückzn geben,  wo  sie  dieselbe  empfangen  habe.  d.  h.  am  Niederlassungsorte 
des  Beklagten,  und  könne  deshalb  auch  nicht  verlangen,  dnü  dieser  si  nn- 
Verpflichtung  zur  IlUckgewähr  des  Kaufpreises  da  erfülle,  wo  die  Ware  i>ich 
beilüde.  Auch  iKese  Besdhweide  ist  nnbegrilndet. 

Znnüchst  ist  die  Behanptnng,  dafi  gemftB  §  467  BGB  im  FUle  der 
Wandelung  die  Sache  nicht  anders  zu  beurteilen  sei.  als  wenn  die  Parteien 
Vertragsmäßig  ein  Rücktrittsrecht  vereinbart,  und  die  Klägerin  von  diesem 
Rechte  Gebrauch  gemacht  hatt* .  nicht  dnrchweir  zutreffend  :  denn  vor  allem 
ist  in  ^  4R7  BOB  nur  eine  .entsprechende"  Anwendung  einzelner 
für  das  vertragsuiäijige  Küektrittsrccbt  geltender  Bestimmungen  auf  die 
Wandelung  vorgesdirieben,  woraos  sich  sur  G«sflge  ergibt,  daß  der  Geaets- 
geber  die  ganx  gleichm&ßige  Anwoidbarkeit  aller  für  das  vertrags- 
nUige  Rfloktiittsrecht  geltenden  Bestbnmongen  nicht  hat  vorschreiben  wollen. 
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Was  insbesondere  die  in  >}  4G7  a.  a.  0.  für  ciiti;])!-!  »  lu  nd  anwpndhar  erklärten 
Bestimmungen  der  §  346  iSatzes  l  und  §  H4H  Satzes  1  BGB  betrifft.  — 
wonadi  die  PUrteien,  wenn  der  Rttcktiitt  erfolgt,  Terpflichtet  sind,  einander 
die  erapiangenen  Leistungen  sorttclmigewlliren,  und  «war  Zog  mn  Zug.  — 
so  eigibt  sich  aus  der  erwSllDten  Vorschrift  über  die  entsprechende  An- 
wrndnnjr  dieser  Bestimmungen,  daß  br i  deren  Anwenduntr  die  besondere  recht- 
liche Natur  des  W'andehm^srechts  maÖgein  iKl  ist.  fVirl.  iiaiaentlich  die  Motive 
zu  §  467  B(iB,  in  welchen  besonders  auf  die  Eit;eritümlichkeiten  des  durch 
die  Wandelnng  vollzogenen  Rücktrittes  gegenüber  dem  vertrags- 
m&ftigen  RttcktrittHrecbte  bingewieeen  ist.  In  dieser  Hinsicht  ist  aber  für 
die  hier  zu  entscheidende  Frage,  wo  die  gem&ft  der  |§  467, 346  nnd  348  BOB 
durch  die  Wandelung  begrflndeten  Verpflichtungen  der  Parteien,  einander  die 
empfanjrpTifTi  Leistungen  zurückzugewähren  zu  erfüllen  sind,  herrorzuhel)?«. 
daü  das  Heeht  des  Käufers.  Wandelung  zn  verlangen  durch  einen  Mangel 
der  Kauisaclie,  den  der  Verkäuft-r  zu  vertreten  bat.  begründet 
wird  m  BOB),  nnd  das  flbcrdles  aus  der  Yoraclirift  des  $  467  Sataes  2  BQB. 
wonach  im  Falle  der  Wandelung  der  Verklnfer  den  Käufer  auch  die 
Vertragskosten  zu  ersetzen  hat,  ein  bedeutsamer  Anbaltspudct  für  den 
Umfang  der  gerad«»  im  Falle  der  WandchiTiLr  drn  Käiifrr  oblie«jondfn 
Rilrkgewährpflicht  zu  entnehmen  ist,  wie  dies  unten  noch  näher  dargelegt 
werden  soll. 

Wenn  aber  hiernach  im  Hinblick  auf  diese  rechtlichen  EigentSmlichiiriten 
des  WandelttiigsanqpnichB  Ton  einer  Frtlfang  der  Frage,  wo  im  Falle  der 
Ausübung  eines  Tertragsmft6igen  ROoktrittsrechtes  Im  8wm  des  §  316 

BGB  die  empfangenen  Leistungen  zurückzugewähren  sind,  abgesehen  nnd 
unmittelbar  in  die  Prilfnntr  der  Frape  cinizetreten  worden  kann,  wie  sich  dies 
im  Vh\]p  der  WaTnieliuiij:  eines  Kaufs  verinii>je  der  Ijcsonderen  Natnr  d($ 
Waiidciuugauuüprucbb  verhülL,  su  kommt  es  vor  allem  darauf  an.  zu  bestiuimcn. 
welche  der  streitigen  Verpflichtungen  als  fSr  die  Bntinamung  des  Gerichts- 
standes f  Qr  die  ganae  Wandelnngsklage  maBgebend  aunsslKn  ist  Die  gegen- 
wärtige Kln^rc  ist  gerichtet  1.  auf  Znrttcknahme  der  von  dem  Beklagten 
der  Klägerin  i^elicfertcn.  unbestrittenermaßen  zur  Zeit  der  Kla<5cerhebung  in 
lleilbronn  hctimllii  iien  W  aren,  2.  auf  Zuriickerstattunor  des  für  diese  Wann 
von  der  Klägerin  bezahlten  Kaufpreises,  3.  auf  Ersatz  der  von  der  Kli^erin 
auf  dieselben  gemachten  Verwendungen.  Von  diesen  Klaganträgen  ist  nar 
der  zweite  als  für  die  goicbtlicbe  Znstftndigkeit  hinsichtlieh  der  gansen 
Klage  ma^ebend  anzusehen ;  denn  dieser  Antrag  betrifft  die  dem  Verldinf^r 
im  Fallt  der  Wandelung  eines  bereits  vollzogenen  Kaufs  obliegende  Haupt- 
verpniehtnnjr.  welche  die  Zurückzahlung  des  ihm  von  dem  Käufer  ent- 
richteten Kaufpreises  sich  darstellt  —  (ebenso  wie  In-i  der  vertraf/s^tuiüßjn 
Abwickelung  eines  Kaufgeschäftes  die  Zahlung  des  Kaufpreises  durch  den 
Käufer  als  dessen  Hauptverpfltchtung  zn  betrachten  ist,  vgl.  Entsch.  des 
RG  in  Civils.  Bd.  63  8. 164)  — ,  während  die  beiden  anderen  Klageiorderangen 
nebensifichliche  Verpflichtungen  des  Beklagtm  xnm  Gegenstand  habtfi.  Der 
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KrfilllojigBort  für  die  klaiieweise  geltend  gemachte  Tlaiiptverljindlichkeit  des 
Beklagten  aus  der  Wandelung  ist  aber  auch  in  betreff  der  erwähnten  Neben- 
verbindlichkdten  desselben  maßgebend,  wenigst^^ns  s(»vreit  es  sich  um  dir  hier 
in  Frage  stehende  Anwendung  des  §  29  CPO  handelt  (vgl.  Kntsch.  des  KG 
in  CiTils.  Bd.  15  S,  435). 

Es  kommt  »lao  weiter  dwanf  an,  wo  im  gegebenm  FaUe  die  im  Falle 
der  Wanddong  dtttretende  Yerpffiditoiig  des  Beklagten  aar  Zarackerstattmfg 
des  Kaal^)rdJ9e8  m  erfOllen  ist  In  dieser  Hinsicht  ist  aber  fttr  das  fr^fliche» 
nnter  der  Herrschaft  des  BOB  gcsrhlosscTio  Rechtsgeschäft  nach  obigen  Aus- 
ftlhrnntroTi  die  Vorschrift  des  2<i!)  lUiH  inaBirt-bcnd.  Da  riii  Ort  für  dif 
fruLTlifhc  Riickiifwähr  vrrtrii;^licli  iiiclit  be.stiinnir  ist,  so  kommt  es  imrh  diesem 
§  wie  das  ikrufungsgericht  richtig  hcrvorL^tdiolK-n  bat.  weiter  darauf  an, 
ob  ein  solcher  Leistungsort  etwa  aus  der  Natur  deä  Schuld  Verhältnisses  oder 
aas  sonstigeil  UmsfcXoden  sn  entnekmen  ist.  Wenn  nun,  wie  im  Torliegenden 
Falle,  ein  Kanfrertrag,  bezilglioh  dessen  ein  Wandelongsanspnich  begrttndet 
ist.  schon  beiderseits  erfallt  ist  und  somit  nach  §§  467,  MG  und  348  BGB 
infolge  der  Wandelung  die  beiderseitigen  Leistungen  Zug  um  Zug  zurück- 
zugewähren sind,  so  ist  auf  Oriirid  des  hiermit  fflr  die  HflcktTPwähr  ge- 
gebenen Schuldverhältnisses  in  der  Regel  als  gern»  iiKsjimor  Erfüllungsort 
für  diese  beiderseitigen  Verpflichtungen  der  Parteien  derjenige  Ort  anzusehen, 
an  dem  der  Kftnfer  dem  Yerkftnto  die  gdcanfte  Saehe  aurfiekingeben  bat, 
indem  insbesondere  ancb  der  VerkKnfer,  vm  die  Sacke  gegen  Znrtlekaakinng 
des  empfangenen  Kanfpreises  surflcksnerkalten»  —  woran  er  ja  in  der  Regel 
eh)  Interesse  bat,  —  darauf  bingcwiesen  ist,  den  Kaufpreis  Zug  um  Zug  an 
dem  Orte  rurürkznorstatten.  an  welrhcm  der  KiiuftT  die  Sache  ihm  zurlirk- 
rTijjowühren  liat.  \V;ts  nWv  die  weitere  Krage  betrifft,  wo  in  solchen  1^'ällen 
dl  r  Kiiafer  dem  Verkäufer  die  Sache  zurückzugewähren  hat,  so  wird  zwar 
das  Wandelangsrecht  von  dem  allgemeinen  Grundsatze  beherrscht,  daü  durch 
die  Vollsielrang  der  Wandelttng  die  gegenseitige  Verpflicbtong  der  Parteien 
entstebt,  einander  in  den  Stand  surflcksaTersetsen,  wie  wenn  der  Kauf  nickt 
geschlossen  wire;  soweit  es  sich  aberbierbei  um  die  Rückgabe  der  gekauften 
Sache  handelt,  ist  aus  diesem  Grundsatze  nicht  die  Verpflichtung  des  Käufers 
herzukitcn.  die  Sache  auf  seine  Koston  an  den  Ort  zurückzubHncfc'n.  an  dein 
dpf  Vt;rkäufer  sie  ihm  übergeben  hat;  denn  zunächst  wftrde  damit  dem  Käufer 
eine  Mehrleistung  aufgebürdet,  die  Uber  den  Rahmen  der  in  §  S4b  BGB  be- 
sUmmten  Rttckgewährpflickt  kinausgcht.  Diese  Pflicbt  des  Kttnfeis  begreift 
nimlick  sckon  nadi  dem  Wortlaute  des  Gesetses,  das  nnr  Ton  einem  ZnrQck« 
gew Akren  der  empfai^enen  Leistungen  spricbt,  nar  soleke  Handinngen  in 
sich,  durch  welche  derselbe  sich  des  Kaafgegenskandes  entinflert  und  angleick 
den  Verkäufer  in  die  Laue  versetzt,  darftber  zu  verfüsren.  Diesen  Erfordor- 
nissen  wird  aber  durch  die  Rückgabe  der  Sa(Mie  an  dem  Orte,  an  dem  sie 
sich  dem  Vertrage  gemäß  befindet,  genügt.  Wollte*  man  mit  dem  Hcvisions- 
kläger  den  die  Wandelung  verlangenden  Käufer  für  verpflichtet  halten,  die 
Saeiie  dortkin  Terbringen  sn  lassen,  wo  er  sie  empfangen  bat,  und  sie  dort 
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ziinu  kzutii'bcn.  so  würde  wegen  der  für  ihn  damit  verbundenen  Kosten  in 
der  Hegel  seine  Lage  eine  weit  uugüiutigere  sein,  als  wenn  er  den  Kauf 
nicht  gesdüom«!!  htttte.  Diet  kraii  »ber  niclit  dj«  AMoht  im  GmAw  lein, 
da  ja  nidit  KAnfer,  tondeni  d«r  Verklafer  dnidi  Lieferang  eiaer  numgel- 
haften  Sache  die  Wandelung  verschnldet  hat,  and  somit  aneh  dem  IcCtleRD 
die  durch  den  Abschluß  und  die  Wandelung  des  Vertrages  entstandenen 
Kosten  zur  Last  fallen  müssen  fvpl.  die  Motiv«'  zu  §  -^«^'^  BOB.  4*20  lis 
Entwurfe-s  I  i.  Dieftom  ( irinidsatze,  der  in  AiiHiliuiig  der  cigciit liehen  Vertfag»- 
kobtc'n  durch  g  467  Sau  2  B(iB  ausdrücklich  anerkannt  ist,  entspricht  ti 
aher»  im  Fkllo  der  Wandeliuig  dm  Kftafer  kfline  Verpfiiohtiiiig  nur  ZuiUdi- 
■endung  der  Ware  an  den  Liefernngaort  derselben,  womit  ja  in  der  RegA 
erhebliche  Kosten  verbunden  sind,  aufzuerlegen. 

Überdies  läßt  sich  auch  aus  den  Vorscliriften  des  §  269  BGB  nicht 
herleiten,  daß  die  Verpflichtung  des  Käufers  %ur  KQckgewähr  der  gekauften 
Sache  gerade  an  dem  Orte  der  Lieferang  derselben  zu  erfüllen  ist  Vielmehr 
sprechen  gegen  die  Annahme  eines  solchen  Erminngsortes  sowohl  die  beieiU 
erörterte  Natur  des  sieh  ans  der  Wandeinng  ergebenden  SohnldTerbiltniBaei» 
als  auch  sonstige  Umstände,  namentlich  bei  beidecseitigen  Handelskinfen  die 
in  der  Regel  vorhandene  Interesse  der  beiden  Vertragschließenden.   Das  in 
dieser  Hinsicht  bestehende;'  Interesse  des  Käufers,  seine  Rück{?ewährpflifht  »n 
df  m  Ort(>  zu  erfüllen,  au  dem  sich  die  gekaufte  öuche  zur  Zeit  der  Wandelung 
infolge  des  Vertrages  befindet,  ist  oben  bereits  hervorgehoben.   Aber  auch 
der  Vericftnfer  hat  Tidfnch,  namentlich  bd  HandeiskAnien,  anl  Qmnd  denn 
die  terkanften  Waren  onf  wmte  Entfernungen  versandt  worden  sind,  im 
Falle  der  V,  ni  Iclnng  ein  Interesse  daran,  daß  ihm  dieselben  nicht  an  dem 
ursprünglichen  Liefcninj»sorte.  sondern  an  dem  Orte,  wo  sie  sieh  zur  Zeit 
der  Wandelung'  biliiule-n.  zurückgegeben  werden,  da  infolm'  dvr  i  lji'rsi-iuluiig 
der  Wert  der  W  ;uen  an  dem  letzteren  Orte  ein  höherer  als  am  Lieferunffs- 
orte  an  sein  pflegt,  diese  WertserMbnng  aber  im  Falle  d«r  Btkdpiuidung  an 
den  letateren  Ort  wegfallen  wttrde.  Es  entspridit  aber  der  Voisehrift  dm 
§  26U  BGB,  wonaob  der  Erfüllangsort  auch  aus  den  Umständen  entnommen 
werden  kann,  wenn  bei  Bestimmung  desselben  für  die  aus  der  Wandelung 
entstehenden  beiderseitigen  Vcrpflichttinpen  auch  das  bei  T'beTsondnnfjskiufen 
unter  Kaufleuten  ja  in  der  Regel  vorhandene'  Interesse,  daß  gerade  an  dem 
Orte,  wo  die  zarUckzugew&hr^de  Sache  sich  auf  Grund  des  Vertrages  he- 
findet,  diese  Veqiflichtnngen  erflUlt  werden,  als  mallgebend  erachtet  wird. 
Im  Falle  eines  etwaigen  Widerstreites  dw  beiderseitigen  Istwessen  mnfi  ab« 
im  Hinblick  anl  die  bereits  erörterte  Rechtslage  der  beiden  Vertragsparteien 
das  n'L'f'hnSöif?  vorhandene-  Intore-sse'  des  Käufers  daran,  daß  er  seine  Rück- 
gcwährpflicht  da  erfülle,  wo  sich  die  Ware  zur  Ze  it  iler  Wandelung  infolgt; 
des  Vertrages  befindet,  in  dieser  Frage  den  Ausschlag  gegen. 

Da6  die  seither  eittrterte  Anlhussung  den  Yorsehiiften  des  BOB  ent- 
spricht, ist  auch  aus  dessen  Entstehrngsgesdncbte  an  entnehmen.  Die 
Verpflichtung  des  Verkftnfers,  im  Falle  der  Wandelang  die  Ware  an  dcot 
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Ort«  /.urückzimelnDen,  an  dem  sie  sich  nach  dem  Vertrage  befand,  war  nämlirh 
in  ilein  früheren  prenßischcn  und  jiemeinen  Rechte,  aus  wt-lchen  die  Griintl- 
sätze  Uber  die  Wandelung  liauptsärhlich  in  das  BOB  übernommen  worden  sind 
(Vgl.  die  Motive  zu  iftf  4ä^».  4^2  Hu.  H4(),  MH  ßCiB  und  die  Denkschrift 
ä.  60 — 62),  allgeiuem  auurkauni  ^vgl.  z.  B.  KntBch.  dea  Rü  in  Civil».  Bd.  20 
6.36011.,  Bd.  60  8.  872;  Qruchoi,  SeitrOg«  Bd.  84  &  1148^  Bd.  37 
S.  1210;  S0Ufferf,  Archiv  Bd.  52  8.  274;  Jurist.  Wochsnsehr.  t.  1900 
8.  151  No.  5;  »JDa»  Beeht*  v.  1900  S.  440).  Im  flbrigen  bietet  aber  die 
EDtRtehnngsß:eschichte  des  BGB  keinen  Anhalt  für  die  Annahme,  da£  die 
ffesetz^rbetiden  Faktoren  in  betreff  des  hier  in  Rede  stehenden  Pankt^s  von 
dem  nach  dem  alten  Hechte  gegebenen  Rechteznstande  b%ben  abweichen 
wollen.*'  .  .  . 

Kauf  vertrag.  Maß^eblichkeit  des  Rechtes  des  Erf  tiUmigsortes. 

OLG  Mamburg  J5.  4.  04  (Hauff ^  Vor tmann;  Hanseatische  Gerichts^ 

zeitutig.  Hauptblutt  1904.    S.  14fn. 

Klägerin  hat  von  dt  r  Beklagfteii  .'iöOOO  kg  reines  Bienenwachs  c// Reval 
;.'e;:rn  I)reimonat8tratt<'  der  Beklagten  auf  eine  erste  Hitniburger  Bank  ak- 
zeptivrbar  gegen  Kuunosscmeut,  Faktura  und  Ai^öckuiaaz- Pulize  gelcauft. 
Aar  Qnmd  dieeea  Vertrages  bat  die  Beklagte  Wachs  nacb  Beral  TraMbifft. 
Beaafalang  der  Faktora  ist  abiedegemiS  in  Hamburg  ditreli  Akiepte  gegen 
l£onD<Mroementc  etc.  erfolgt. 

In  Reval  hat  Klägerin  dvrch  ihre  Spediteure  Gerhard  dt  Hey  die  per 
Dampfer  „Oeuuna"  iMvjekommenen  Partien  und  von  den  später  per  Dampfer 
^Johanna  Ölßner"  angekuninienen  öo  Sack  Sack  verzollen  und  nach  Moskau 
weiter  befördern  lassen.  Dieser  Weiteriransport  hat  von  der  Ankunft  in 
Reral  bis  cor  Ansliefemng  in  Moskau  etwa  14  Tage  in  Anspruch  genommen. 
In  Xeakan  hat  Klägerin  die  Ware  nnterancht  und  Terfilecht  befanden.  Sie 
hat  alsdann  mit  Depeaehe  nnd  Brief  vom  6./19.  ICftn  190S  moniert. 

Klägerin  fordert»  weil  ihr  nicht  «reines  Bienenwacbs*  geliefert  sei, 
Schadensersat/,  wegen  Niehterfüllung. 

Die  Beklagte  hat  in  erster  Linie  geltend  gemacht,  daß  die  Mängelrüge 
verspätet  sei.  weil  sie  schon  unverzüglich  nach  Ankunft  der  War«  in  Reval 
habe  erfolgen  müssen. 

Orflnde:  Die  Frage,  ob  der  XJigerin  in  Ansehung  der  streitigen  Ware 
eine  dem  g  377  HOB  entsprechende  fiittgepilicht  oblag,  hingt  anntchst  Yon 
der  Anwendbarkeit  des  deutschen  Bechtes  flberhanpt  ab.  Diese  Anw^dbarkeit 
ist  aber  vorU^nd  nicht  sn  bezweifeln.  Es  handelt  sidi  dal>ei  nm  die  recht- 
liche Wirkung  eines  obligatorischen  Vertrages  und  zwar,  wie  im  Gegensatz 
zu  der  Entsch.  des  KüllU  Bd  lö  8.  212  mit  der  herrschenden  Judikatur  au- 
zanebmen  ist,  um  eine  Frage  der  ErfUllungsplUcht  des  Käufers,  welche  sich 
nach  dem  am  firfflllnngsort  des  K&ofers  geltenden  Rechte  entscheidet  (vgl. 
Seuffcrt's  Archiv  Bd.  66  No.  dl ;  Bäm.  Qer.-Ztg.  Uptbl.  1900  No.  29,  1902 
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No  5*11.  Erfüllungsort  für  Klü^'crin  war  aber  vorliegend  Hantburg,  weil  hier 
(U-r  Käufer  Zug  um  Zug  %u  leii>tt>ii.  nämlich  in  Uambnrg  gegen  Konnossement 
ein  in  Humbarg  xaUbares  Akzept  xn  geben  hatte.  Die  ZaUangtpÜelit 
der  Klftgmn  tmd  damit  ihre  Hauptlefetangspflidit  aus  dem  Kanfvertiage  wer 
d&'lurcli  in  Hambarg  lokalisiert  (vgl.  RG  Entsch.  vom  19.  6.  1900  Hans.  Ger  - 
Zff/  Hpti.l  \m9  !¥)  vom  21. 10.  1899,  ebenda  1900  Wo.  3,  Hamb.  OLG  IV 
vom  IH.  ö.  19U2.  ebenda  1902  Nn.  Hm. 

Diese  Grundsiltze  stehen  auch  mit  der  in  der  Jurist.  Wochenathrift 
1903  Beil.  11  sub  216  abgedruckten  RO-Entscb.  nicht  in  Widersprach,  wäl 
es  uch  Torliegrad  um  die  Wfiidignng  dner  Bcbon  dwcb  das  Kaofgeeehift 
selbst,  nicht  erst  dnroh  den  Wandlangsspnudi  begrtndeten  Verpflichtnng 
handelt. 

FUr  die  Frage,  ob  mangels  rechtzeitijrer  Mängelrüge  die  streitige  Ware 
als  gcnehnugt  zu  gelten  hat,  kommt  daher  (iciitscheM  Handelsrecht,  dagegen 
weder  russisches  Gesetz,  noch  irgendwelche  russische  Handelsusaace  in  Iklracbt. 

Zu  Unrecht  sucht  Klägerin  der  Anwendnng  des  S  377  mit  dem  Einwände 
an  beg^en,  das  verfillsehtes  Bienenwachs  im  Vefhftttiiii  an  dem  Begriff 
^.reines  P>ii  ti*  nwachs"  ein  nach  §  378  HGB  an  behandelttdes  aliud  darstelle. 
Dil-  Zu  Sicherung,  daß  zu  licfirndes  Wachs  .reines  Bionenwachs*  sein  solle, 
kuiui.  ohne  dem  Sprachgebrauch  Zwang  anzutun,  nur  im  Simu'  der  Zusicheniiiif 
einer  Kigenschaft,  nämlich  derjenigen  der  Unverfälscbtheit,  des  Fehlens  von 
Zaafttzen  anderer  Uerkunit  verstanden  werden. 

KMgerin  war  daher  Terpflichtet^  die  Ware  vnTentllgllch  nach  der  Ab* 
lielemng  dmch  die  Beklagte,  soweit  dies  nach  ordnwigsmlfiigem  QceeUÜto- 
gange  tunlich  war.  zu  untersnehen  und  von  dem  vorgefondenen  Mangel  nn- 
verzUglirh  Mitteilunr:  za  machen,  wenn  die  Ware  nicht  nach  g  377  HOB  ala 
genehmigt  gelten  sollt« 

Ablieferungsort  im  Sinne  des  §  377  war  unzweifelhaft  Heval.  Hier 
war  die  berdts  in  Hamburg  in  die  reditib^  Verfügungsgewalt  der  Kligerio 
tibergegaagene  Ware  für  diese  grdfbar  geworden.  Hier  ist  sie  in  deren  tat» 
s&chliche  Vofflgnngsgewalt  gelangt,  denn  hier  hat  Ellgerin  durch  Venelhuig 
und  Weiterversand  über  die  Ware  verfügt. 

Die  unstreififT  erst  etwa  14  T;ur<'  nach  Entlöschung  in  Reval  ab  Moskau 
erfolgte  MiingelHUzeige  wäre  nur  tlaiin  noch  im  Sinne  des  §  377  als  recht- 
zeitige zu  erachten,  wenn  die  Erstattung  einer  solchen  Anzeige  von  Reval 
aus  nach  ordnnngsmttfligem  Geschäftsgang  untunlich  gewesMi  wixe. 

Dieser  Begriff  des  ordnungsmIBigen  Gesehlltsganges  wird  aber  von 
Klägerin  ersichÜich  verkannt,  wenn  sie  die  üsancen  oder  tatsächlichen  Ge^ 
pflnirenheiten  des  russisrhon  Hamids  dafür  ansschlajrgebend  hält.  Nicht  (Iw 
in  Rußland  übliche,  sondern  der  .  o  r  d  n  u  n  ti s  lu  ä  13  i  ^e  *  QeschSftstfaag 
ist  maUgcblich.  Diese  Ordnungsmäiiigkeit  bestimmt  sich  durch  die  (irenzen, 
die  der  durch  deutsches  Recht  dem  Kftuler  gegenüber  dem  Yerkiufer  auf- 
erlegten Anaeigepllicht  durch  ywnünftige  Gestaltung  der  eigenen  Gescbtiia- 
gebahmng  geaogen  werden.  Diese  hat  sich  nach  den  konkreten  Umstiaden 
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d«s  Falk  s  und  iiacli  Zweckmäßigkeitsrüi  k^if  Ilten,  nicht  abtr  nach  dem  Ver- 
halten anderer  zu  richten.  Wie  die  Rügeptliclit  »elbbt  die  Interessen  des 
Verkftaf ers  aa  l»aldigcr  MMstaricbt,  ao  toll  die  Berttdcsieiitigung  des  .ordnungS' 
nifiigeD  GesehftitagMigM*  die  etwa  kollidierenden  IntexeBWii  im  Geech&fts- 
Wttiebe  desKftnfere  wabren.  Dieser  Oeech&ftBbetrieb  soll  nicht  unbillig 
dadurch  gestört  werden,  daß  zam  Nachteil  des  Käufers  andere  Geschäfte 
desselht-n  ßorado  liinter  diesem  im  Interesse  des  Yerkilaiers  ihm  obliegenden 
sorficktreten  müssen. 

Dafür  nun,  daü  ein  „Stürzen"  der  Ware  in  liivai,  üelbst  wenn  es  die 
unumgänglich  notwendige  Voraussetzung  der  Ausübung  des  Bügerechts  ge- 
weecn  wire,  ndt  dwartigan  nnbilligen  Folgen  fOr  den  Ge8dAftsl>etrieb  der 
Kligerin  Terbonden  gewesen  wire,  liegt  nicht  das  mindeste  vor.  Ebenso- 
wenig hat  Kligerin  natttrlieh  darzutun  vermocht,  daß  ein  Stttraen  der  Ware 
überhaupt  unmöglich  gewesen  sei.  Ob  es  gerade  vor  der  Verzollung  nicht 
flbUcb  oder  selbst  nicht  erreichbar  ist.  ist  nicht  von  ent-scheidender  Bedeutung. 

Es  ist  hiemach  für  die  Entscheidung  gleichgültig,  ob.  wie  Klägerin 
behauptet,  das  .Stürzen'  bei  Wachs  nach  deutscher  Usance  als  zu  einer 
ordnnngsml^gen  Untenachnng  gehörig  erachtet  wird. 

Im  ttbi^n  aber  ist  die  Tnnlichkeit  einer  Untenachnng  in  einem  bee- 
hafmi  wie  Reral  für  jede  Ware  an  Teimnten  nnd  es  ist  Sache  des  Kiniers, 
das  Gegenteil  für  jeden  kmikreten  Fall  darmiton.  Selbst  wenn  aber  in  Reval 
rs«»nHchkciten.  denen  die  zyr  Untersuchung  von  Wa«hs  erfordei  lirlio  Sach- 
kunde zur  Verfügung  stände,  nicht  vorhanden  wären,  so  würde  daraus  eine 
objektive  üntunlichkeit  der  Untersuchung  noch  nicht  folgen.  Klä^'erin  müLlte 
solchenfalls  weiter  dartun,  warum  sie  nicht  aus  Moskau  oder  vielleiclit  dem 
nahen  Petersburg  jemand  anr  Untersnchang  hätte  nach  Reval  beordern 
können.  Waren  die  damit  verbondenen  Unbequemlichkeiten  nnd  Kosten  fOr 
Klägerin  von  ^'roßcr  Bedeutung,  so  hätte  sie  bei  Abschluß  des  Kaufvertrages 
Gelegenheit  gehabt,  sich  das  Recht  der  Untersuchung  in  Moskau  vertrags- 
mäßig r.n  sichern.  Ohne  solche  Vcrcinhaning  konnte  B{>klagte  nach  Treu 
und  (ihiulien  damit  rechnen,  daü  Klägerin  in  Reval  die  Ablieferung  ent^egcn- 
nebnien  werde  und  konnte  und  mußte  es  der  Klägerin  überlassen,  wie  sie 
die  Our  obliegende  Untetsuchnng  au  bewirken  gedenke.  DaS  etwa  die  ein- 
saitige Beatimmmig  des  Untersmdrangsortes  dnteh  KlI^gNin  auf  dem  still- 
sebwelgenden  Einverständnis  der  Partelen  beruht  bitte,  kann  nach  Sachlage 
om  so  weniger  angenommen  werden,  als  über  den  Weitertransport  der  Ware 
ab  Reval  unter  den  Parteien  gar  nichts  feststand  und  es  der  Klägerin  völlig 
fr(  istand  die  Ware  direkt  von  Reval  nach  irgend  einem  kleinen  BinnenplaU 
zu  dirijiieren. 

Klägerin  scheint  nun  aber  Uberhaupt  nur  behaupten  zu  wollen,  daß 
eine  chemische  Analyse  des  Wachses  In  Reval  nicht  an  beschaffen  war. 
Einer  solchem  bedurfte  es  aber  voriiegend  nicht  Allerdings  hat  der  KInfer 
einen  Anspmdi  darauf,  die  Ware  einer  ordnnngsmiBigen  Untarsuchung 
SU  nntcrzielien.  Der  Begriff  der  OrdnungsmftBIgkelt  nnd  damit  der  Umfang 
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Dafür  war  uur  dk  Angabe,  dab.  nicht  in  wrklit-m  Grade  dk  Ware  Ter- 
tttoebt  Ml,  erMefttdi,  denn  KliReiin  temaebte  nck  aodi  nida  «Ulaic 
zn  nuKben,  ob  tie  Tom  Kaof  svrtektfeten  wolle  oder  nIdUL  INe  FMlmn 

Hind  atK'f  aasdrficklicli  einig  darüber,  daß  vorliegend  dk  Tatsache  der  Vcr- 
f&lscbanj^  «ofort  mit  \i]'>lj>:n  Aiiirt  n  <i]m*-  rln-nii-*  Ii«-  T'ntf-r«uchang  er^nnl^r 

K]ige.rin  hif  s'  hlieüli«~h  wu  h  h<h.iajit»t.  daE  nurh  <lpnti«rh*tii  Handel?' 
gi-hraucb  beim  Verkauf  von  Wachs  t*i/  deutac-heii  Hafen  der  Käufer  nirht 
Yerpflichtet  sei,  die  W«re  im  Aiünuiftdttfen  ni  natenodien,  Bonden  berecktift 
sei,  die  Dntenodnuig  In  seinem  Donüiil  Tocnindnnen,  nncbdem  er  die  Wut 
»cfanellmöglicbsl  vom  AnknnftsbAfea  abgenommeii  und  in  sein  Dominl  bkbe 
befördern  lasHt^n 

F«  hrdarf  xhor  keiner  Bewetsfinfnahmr  bit  rühcr,  d.  iin  Hv]h<t  wpnn  «okb« 
IjHanre  l»«jstaiide.  >,'i  wiirdo  sie  doch  mhaltluli  elK'ii  nur  ;iiif  (ien  bcson't'T^D 
Fall  des  WacUshandeU  nach  dem  deatscheii  Biuneitlamle  zu  l>eziehen  und  für 
den  hier  ttreitigen  Fnll  einer  Lleferang  nacb  RnSlnod  Iceineswegs  ohne  weitef» 
msflgeblidi  sein. 

Verantwortlichkeit   der  Bhederei  für  Schaden  aus  rom 
Kapitän  verschuldeter  falscher  Datierung  des  Konnossements 
(lern  Inhaber  des  Konnossements  gegenüber.  —  Welchem 
Reckt  untersteht  dieser  Anspruch  ? 

OLG  Samburg  10. 12. 08  (Hübtckf  Compaania  CmtabHea  de  Nategacm»; 
Hanaealiaehe  Oerichtsweitung,  Hauptblatt  1904  S.  165). 

Am  23,  IV.  11X12  hat  der  Kläger  von  der  Finna  Fillmer  <£■  Hoffmeister 
in  Brailft  80f)  Tons  Gorste  von  dar  Donau  nnd/oder  SttU&a  mit  dtt  Bedingung 
fCeicnaft:  ,JbaiB  of  Ladimg  to  he  dated  September  nete  etj/le  amti  et$rremter'. 

Ibm  sind  am  12.  10.  1902  Konnossemente  des  spanischen  Dampfers 
,DurHTi<;n''  üIkt  2«.'»  Tons,  dutirrt  .Braila.  Scptcinh.T  1002'  präs.ii!irrt 
worden,  worauf  er  den  bedungenen  Kaufpreis  abzüglirli  \  cruuslairtrr  Ftarht 
Ixzfthlt  hat.  Am  25.  10.  1»(»2  haben  Fillmer  d:  Ho  ff  meiste  r  ihre  Zahlungen 
eingestellt.  Brat  nachher  behauptet  Kläger  erfahren  zu  haben,  daß  die  Kos- 
nostementsdatiemng  f  niscb  war»  da  der  Dampfer  «Dnrango*  <ffst  am  10.  III.  1908 
in  Braila  so  laden  begonnen  habe.  Mit  der  angestellten  Klage  bat  er  ^ 
Hhederei  des  Dampfers  ^Dorango'  belangt  nnd  zwar  auf  Ersatz  des  vun 
Filhncr  <f  Hoffmri^f'  t  nicht  wiedor  zu  prlantjenden  Kaufpreises  und  auf 
d«'ii  ihm  entgangeneu  (imvinn  Kliiut  r  In  hauptot.  \v;ir«'  tjr  durch  die  Vwr- 
dHtii-rung  nicht  getäuscht  worden,  !*o  hältt*  et  die^  Ansprüche  Fillmer  4 
Haffmeiaier  noch  vor  d«n  85.10.  IVOS  erfolgreieb. geltend  maoben  kSoaeB, 
weil  diese  in  Hamborg  bei  der  Warenkreditanstalt  noch  ein  Qutiiaben  gdmbt 
hlitten. 
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Das  OLO  erkannte  dali  der  Anspruch  auf  Ersatz  des  ikhadens.  den 
KlÄg«;r  infolge  seines  Vertrauens  auf  die  Richtigkeit  des  Datums  des  Kon- 
iMMttnnita  «rlitten  habe,  dem  Grunde  nsch  gerechtfertigt  mL 

Ans  den  Orflnden:  Bevor  auf  die  ebisdiieii  fiinwendiuigen  der  Be- 
VlagteD  ebniigeheii  ist,  mafi  die  VorInge  erledigt  werdoD,  ob  die  Klage  auf 
«inen  Vertrag  oder  nur  auf  auBcrkontraktliches  Verschulden 
jf^stiltzt  wird  nm  je  naolidcni  das  eine  oder  andere  der  Fall  ist  n-ich 
•welchem  örtlichen  Recht  der  Streitfall  zu  beurteilen  ist.  In  letzterer  Hinsicht 
liegt  die  Sache  einfacher  al»  in  ersterer.  Denn  wenn  Beklagte  für  auUer- 
kontraktlicbes  Vefschalden  des  Kapitäns  de  la  Quintana  bei  der  Datierung 
dci  KoanoHeroetite  elnrtehon  soll,  so  kann  das  Versclmldai  selbet  nur  nach 
dem  forum  detieH  eommisHf  also  nach  dem  Ortsredit  in  ftalla,  den 
rumänischen  Recht,  and  die  Frage,  ob  und  wie  weit  die  Rhederei  fOr 
ihren  Kapitän  zu  haften  hat,  nur  nach  dem  spanischen  Recht,  als  dem  in  der 
Heimat  des  .Schiffes  geltenden  beurt-eilt  werden.  Wenn  dapepon  die  ErfillluniT 
des  Frachtvertrages,  das  Einstehen  der  Hhederfj  für  das  bei  der  Konuusscinents- 
ausstellnng  Versprochene  in  Frage  kuumt,  su  wäre  das  Recht  am  KrfüUungsurt 
(Hamburg)  also  das  deutsche  Recht  maiSgebeiMl.  (OLG  Hptbl.  1894  No.  10, 
RG  daselbst  iro.96,  Bntsch.  Bd.  Bi  No.  18  S.74  f.,  Böhmes  ZeiUehHfi  V 

a  391). 

Ob  nach  jenen  auswärtigen  Rechten  sich  eine  Haftung  der  Rhederei 
für  dif  unrichtige  Datierum^  des  Konnossements  wflrde  annehmen  lassen,  ist 
überaus  zweifelhaft,  bedarf  aber  keiner  EntseheidunK-  weil  dies  Ciericht  ver- 
tragliche Haftung  der  Beklagten  annimmt  und  darauf  das  deutsche  Hecht 
fttr  anwendbar  hält: 

Der  Atissteller  eines  Konnossements  vetplUchtet  sieh  jedem  dritten 
legitimierten  Konnossementsempflbiger  gegenflber  sa  der  ans  dem  Inhalte  der 
Vrknnde  sich  ergehendoi  Leistung,  er  tritt  also  in  ein  Vertragsveiiiftltnls 
zn  einer  Ungewissen,  ihm  noch  unbekunntvn  Person  und  nicht  etwa  nur  t\x 
demjenigen,  fieni  er  das  unterzeichnete  Konnossement  (ibergil>t.  Wäre  letzteres 
richtig  und  erwürbe  der  spätere  legitimierte  Kuunossementsiiihaber  sein  Hecht 
nur  durch  Übertragung  der  Rechte  des  ersten  Nehmers,  dann  ließe  sich  im 
▼orliegenden  lUle  Iceine  Haftung  der  Beklagten  konstmieren,  weil  Ftllmer  d 
JiofftmMer  gann  (Aenhar  den  Kapitin  das«  angestiftet  haben,  das  Kon« 
nossement  vorzudatieren,  nm  dem  Kllger  ein  Septemberkonnossement  anbieten 
zu  können.  Wer  fraudia  particeps  ist,  hat  kein  Recht  aus  der  Schuld  des 
juidem  und  kann  »  s  also  auch  nicht  auf  seine  Nachmänner  übertragen.  ' 

Aber  ein  Kunnossemont  n'ihi  dem  leptiniierten  Empfänger  selbständige 
vuu  der  Rechtsstellung  des  Befrachters  unabhängige  Rechte  gegen  den  Aus- 
steller nnd  die  Rhedeiei.  (RG  Bntach.  Bd.  34  No,  18  8.  74,  Seuffe  rt  Bd.  60 
No.  264.  HpibL  1804  No.  95). 

Bs  fragt  sich  aber  weiter,  ob  Klftger  dieses  gegen  die  Beklagt«  einmal 
erworbene  Recht  daduch  wieder  eingebüßt  hat,  daß  er  nachträglich  Kon- 
nossement and  Ware  seiner  Verkinferin  Fillmer  db  HoffmeisUtr  wieder  inr 
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Yerfflgofig  stellte.  Beklagte  deduiert»  dadnicb  sei  der  nun  KomioiwiiieDt*- 

erwerb  erforderliche  Begebungsvertrag  rückgängig  gemacht  und  nichtig  ^fe- 
worden.  Kläger  stehe  also  ganz  <«o  (!a.  als  sei  er  niemals  ]Loiiiia«Mmeiit»> 
empfäager  gewesen     Da.s  ist  aher  unrichtig. 

Allerdings  enthalt  die  Zurückweisung  des  angebot«ueii  Konnossements, 
wdche  am  17. 11. 1902  anch  der  Vertxctariii  der  Beklagten  angezeigt  wurde, 
einen  Versiebt  auf  die  iUnpdeiatiing  des  KonnceaementsaiiMteUets  anf  die 
AnBliefemng  rlcr  darin  bezeichneten  Ware.  Aber  sie  beseitigt  nicht  etwaige 
schon  vorlier  durcli  das  Verfraj^sverhültin'.s  Ixdingte  Verpflirhtnneen  dos  Au«- 
stellera  und  zu  diesen  gehört  das  Einstehen  für  die  Wahrheit  seiner  Erkliirunsren. 
Durch  die  Unterzeichnung  bat  der  Aussteller  jedem  ihm  noch  unbekannten 
späleren  legitimierten  Konnooementaenrerber  gegenüber  sieb  Tertni^icb 
YerpHiebtet^  niebt  nur  ttbwhanpt  aiusnlidem,  was  er  empfangen  bat.  aoodem 
andi  so  auszuliefern,  wie  er  beselieinigt  bat.  Ist  das  unmöglich,  so  baftet 
er  nach  BGB  §  307  auf  Schadenersatz  und  zwar  auf  das  negative  Ver- 
tragsinteresse. Hier,  wie  in  anderen  Fällen,  wo  die  gemeinrechtliche 
Theorie  'vgl  W  i  n  d  ftrh  e  id- Kipp  II.  S  'MYl^)  die  Haftung  auf  dies  In- 
teresse anerkennt,  hat  man  wohl  von  dem  Einstehen  für  eine  „culpa  in 
eontrahmäo**  gesprochen,  Kotive  snm  BGB  I,  8. 195,  ein  BegriS.  den  dae 
BGB  nicbt  anl^nommen  bat.  Er  ist  abw  insefem  beieichnend,  ab  es  eicb 
in  lolcben  Fillen  nicht  um  die  Hauptleistung  bandelt,  sondern  um  das  Interesse 
des  andern  in  den  Vertrag  Eintretenden  daran,  nicht  getäuscht  tm  werden: 
sei  es  nun  über  das  Znstandekommen  (»«k  r  über  die  Erfüllung  des  Vertrages. 
Wer  einen  Vertrag  ä<  hlieJÜt,  haftet  also  ganz  abgesehen  von  der  UaapUeiBt4ing 
(ricbtiger  Erfüllung)  dem  andnen  K<ttitrahenten  aneb  dafttr,  daB  diceet  i^cM 
dvrdi  falscbe  Angaben  in  den  Qlanben  versetat  wird,  die  ricbtige  Erfnilang 
SU  «lialten,  wAbrend  er  tatsächlich  etwas  unrichtiges  erhält.  Dieses  Recht 
des  Gegenkontrahenten  erlischt  mit  der  Zurückweisung  des  Unrichtigen  als 
ErfQllnnx  und  es  bleibt  also  auch  dem  KonnossementsempfilTijfer  ge^ren  den 
Aussteller  trotz  Zurückweisung  der  auf  da:»  Konnossement  angebotenen  Ware. 

Bescheinigt  hatte  der  Kapitän:  die  Gerste  am  8U.  0.  1902  erhalten 
so  baben.  War  das  nnrichtig,  so  konnte  er  diese  Ladung  nicbt  als  September* 
ladnng  ansUelem,  seine  Hanpttastnng  war  nnmOglicb  und  w  ist  nacb 
BGB  §  3()7:  zum  Ersätze  des  Schadens  verpflichtet,  den  der  andere  Teil 
dadurch  erleidet,  daß  er  auf  Gültigkeit  des  V^rtra^jes  vertraut.  DaÜ  hier 
von  „Gültigkeit"  statt  von  Erfüllbarkeit  gespruchtti  wird,  erklärt  sich  daraus, 
daü  nach  §  M)^  ein  auf  Unmögliches  gerichteter  Vertrag  nichtig  ist.  äelb&t 
die  Nicbtigkeit  sddießt  also  das  Einsteben  fflr  negatives  V^rttagsinteresse 
niebt  aus.  Es  kann  non  dabingestellt  bleiben,  ob  bier  in  jeder  Besidiang 
§1  ä06  und  307  BGB  zutrifft,  jedenfalls  erscheint  eine  analoge  Anwendung 
unbedenklich.  Was  der  Kapitän  als  Erfüllung  seiner  Verpfliehtuni;  antict. 
schien  infol{je  seiner  Konnossementszeirhnuiig  es  zu  sein  und  veranlaiJte  den 
Kläger,  den  Kaufpreis  an  FiUmei  d  Hoffmeiater  zu  zahlen.  Als  sich 
herausstellte,  daß  das  Angebotene  in  Wahrheit  keine  Erfüllung  war  (weder 
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des  Verkäufers  noch  des  Konnossements  verpflichteten)  konnte  er  ei>  zurück- 
wdi»  und  den  SebideD  eneUt  TexUuigen,  d^  er  dudi  Y&inmn  mil  die 
Briailni^  erlitten  bette. 

Die  Motive  zam  fiGB  flberliefien  ee  sowohl  bei  der  culpa  in  Con- 
trahendo /,  S.  195  wie  bfiin  negativen  Vertragsinteressc  infolge  f'ninö^Iich- 
k«it  IT.  8.  17?>  absirhtlicli  der  WiBsenschaft,  ob  solrlic  IfaftnnL'  als  wü  ün- 
t:riaiibtc  Handlung  oder  auf  rechtsgeschäftliche  Fllichl  zuriu  kzuiiihrun  sei. 
Dies  Gericht  entscheidet  sich  aus  vorstehenden  Griinden  für  letztere  Kon- 
•tmktlon  und  wendet  daher  das  den  Vertrag  beherrecheiide  Orterecbt  des  Br- 
fminBgeortes  daianl  an.  Frellloh  IcOnnte  die  Frage  «utrtdben,  ob,  wenn  ancfa 
die  Haaptrerflichtong  beim  Frachtvertrage  und  der  Ronnossementszeichnnng 
im  Bestimmun^^shafon  zu  erfüllen  ist,  nicht  dennoch  die  Pflicht  aus  wahr- 
heitswidrigen Erklärungen  nach  anderem  Ortsrerht  m  beurteilen  wäre. 
Diese  Frage  wäre  schwierig  zu  bcaatworten,  wenn  es  sich  um  i>ufortige  Zu- 
rttdnretsung  des  Koonoeewoents  und  Fordemng  Ton  Sdiaden  gegen  den 
duaelbe  unrichtig  Anntellenden  baadette,  vieUeiciit  bevor  daa  Sohill  den 
B<  ätimmnngshafen  erreicht  hfttte.  AndeiB  hier,  wo  im  Yertraaen  anf  dae 
Datnm  erst  als  Erfüllung  an^jcnoinineTi  war  und  dann  erst  nejj:atives  Vrr- 
tragsinterease  gefordert  wurde.  In  diesem  Fall  muli  das  Recht  am  Kr- 
füUuugsort  auch  darüber  eutächeideu,  ob  und  in  wie  weit  der  Aussteller 
(der  ICapitfta  und  seine  Rbederei)  für  die  Wahrheit  Üuer  Brkl&rung  dem 
durch  icheinbare  Erffllhing  Getinsohten  haften. 

Dafür,  dafi  nach  denteohem  Reobt  der  Kapitia  fOr  die  Riehtigkclt  des 
Datums  seines  Konnossements  haftet,  daß  er  auch  haften  wJrde,  wenn  er  die 
Antifflhrung  des  Datums  den  Abladern  überlassen  habt-n  sollte  und  daß  für 
iK-ine  Schuld  auch  seine  Hhederci  einzustehen  hat.  fieniij^t  es  auf  die  zu- 
treffende Begründung  des  LG  zu  verweiüeu,  zumal  dagegen  in  dieser,  iustaiiz 
anc^  niebts  Torgebracht  ist.  Hiniofttgt  mag  nor  werden,  daS  nach  den 
Erklftmngen  in  dieser  bistaas  der  Kapittn  de  la  QuimtoMa  idbst  gesetalieber 
Vertreter  der  beklagtischen  Rbederei  ist,  diese  also  eine  Haftung  fQr  dent 
selben  gewiS  nicht  ablehnen  darf. 

§  328  CPO  —  Vollstreckungsurteü  aus  Urteilen  des 
schweiaerischen  Bundesgerichla.  V  GegenseiUgkeü  im  Kanton 

Bern  fUM  verkiHrgt 

OLG  Colmar  4.  B.  04.  (Jteehitpr.  d.  'Oberlandesseriehte  IX  107.) 

Die  Klage  auf  Zulässigkeitserklärung  der  Zwangsvollstreckung  aus  dem 
Urteile  des  Scbwelser  Bnndesg<»idits  wnrde  abgewiesen. 

Orflnde:  Das  VoIlstieckungsnrteU  hat  die  Secbtaknft  des  auUbjMllnhfia 
Urteils  snr  Voranssetsnng.    In  Rechtskraft  aber  ist  nicht  das  Urteil  des 


Vgl.  Ztsch.  Xm.  410. 
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Betner  Appellations-  und  Kassationsbofes,  sondern  das  des  Buudesgerichts 
«rwacbaen.  Seine  Bntscheicinng,  und  nicht  etira  auf  Orand  ihrer  der  ent- 
icbädende  Teil  des  Braier  GeridM»  i>t  mter  den  Fartden  teehten»  geworden. 

Die  yollstreckbarkeitserklämog  elnee  Urteils  des  ednreliaieAen  Bandes- 
(forichta  ist  aber  nur  dann  zulässig,  wenn  in  der  Eidgenossensrbaft  und  nicht 
nur  in  dem  Kantone,  dessen  Hrt^il  der  NarhprHfuntr  des  Bimdesgerichta 
unterbreitet  war,  die  Gegenseitigkeit  verbürgt  ist.  licuu  (.t egensei tigkeit 
besteht  nur  dann,  wenn  das  Recht  desjenigen  Staates,  aus  dessen  Jnstliholidt 
das  so  Toilstieckende  Urteil  erllossen  ist,  die  Reehtskraft  der  Urteile  deatsdier 
Gerichte  in  gleicher  Weise  anerkennt,  wie  umgekehrt  das  deutsclie  Recht  die 
Rechtskraft  i4iisrarulis(  her  Urteile.  Da  nun  aber  das  Urteil  des  Kundesgerichts 
ein  Akt  der  Reehtshoheit  dfs  Bundes  ist.  so  muß  das  Hecht  der  FUdgenossen- 
schaft  oder  wenigstens,  da  es  im  Resultate  auf  das  gleiche  hinauskommt,  das 
Reoht  der  slmtUchen  JKantone  der  Eidgenossenschaft  die  Gegenseitigkeit 
▼Mbfltgen. 

Zwischen  dem  Dentechen  Reich  und  der  Schweis  besteht  aber  weder 
eine  Vereinbarung  Über  die  gegenseitige  Vollstreckung  von  Urteilen  noch 
hat  sich  eine  allfremf^ine  Übung  in  dieser  Hinsicht  gebildet,  noch  ist  in 
sämtliclien  Kantonen  der  Schweiz  die  Gegenseitigkeit  verliiirgt.  Die  Voraus- 
setzung des  g  338  ist  also  nicht  gegeben.  Daraus,  dali  in  Fallen  der  vor» 
liegendtti  Art  die  simtUohen  Kantone  das  Urteil  eines  dentsdten  Oefifibta 
Tollstrecken  würden,  kOnnte  aaf  VerhIIrgmng  der  Gegenseitigkeit  nicht 
geschlossen  werden;  denn  diese  verlangt  beg^llsaUig  nicht  nor  die  An- 
erkennung in  einxelnen  besonders  frelugerten  Fallen,  sondern  gleiche  An- 
erkennung der  Rechtskraft  silnitlicher  deutscher  Gerichte,  wie  uurli  lier 
Rechtsstreit  gelagert  gewesen  sein  mag,  soweit  nicht  §  32^  die  Anerkennung 
ansMiUiiBt. 

Wollte  man  aber  anch  im  Hinblick  datanf,  daB  hier  die  Bntscheidang 

des  Bundesgerichts  gegen  ein  Urteil  des  Kantons  Bern  angerufen  wurde  aal 
CS  sich  insoweit  nh  das  l'rteil  des  obersten  Gerichts  filr  diesen  Kanton  dar- 
stellt, die  Verbiirgrung  der  ( Jegenseitiirkeit  im  Kantone  Bern  als  genüsfpnd 
ansehen,  ao  wäre  die  Klage  demnach  ebenfalls  unbegründet.  Denn  auch  im 
Kantone  I3ern  fehlt  es  an  der  Verbilrgrung  der  Gegenseitigkeit.  Wihrend 
nibnlich  nach  den  Vorschriften  der  dratschen  ProsefigesetM  das  VoUstreckongs- 
nrtell  ohne  weitere  PrQfang  der  QesetmUiglcett  der  Entscheidung  in  erlassen 
ist,  stellt  das  Recht  des  Kantons  Bern  die  ZttllSSigkeit  der  Vollstreckung 
ausländischer  Gerichte  vollständig  in  das  Ermessen  des  Appellationsgerichta, 
indem  es  ihm  die  Entscheidung  üi>er  die  Zulässigkeit  des  Vollziehun<?sver- 
fahrens  überträgt  (§  388  des  Berner  CPG).  Hiernach  mangelt  es  aber 
an  ^en  wesentlichen  Erfordernisse  für  die  Gegensdt^kelt  Denn  diese  liegt 
nar  dann  wenn  das  Recht  des  fremdoi  Staates  in  gleicher  An^ennusg 
der  Rechtskraft  der  Urteile  deutscher  Gerichte  eine  weitergehende  PrflfUig 
ihrer  Gesetzmäßigkeit,  als  im  §  328  vorgesehen  ist,  weder  von  Amts  wegeil 
erfordert  noch  durch  Zulassung  von  Einreden  herbeisafObren  gestattet.  Das 
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BerntT  Recht  setzt  aber  dein  Gerichte  in  dieser  Beziehung'  ktiiurlt  i  (  Jrenzen, 
sondern  ühcrliSßt  das  Maß  der  Narhprfifnng  vollstüiult''  dem  ticlittrHchen 
Ermessen,  bktet  also  keinerlei  (icwiilir  du^e^en,  diiLl  sah  die  Prilfuiiii  iiirht 
weiter  erstreckt  als  gemäß  §  '.i2H  zugelaaiien  ist.  Wenn  sich  nun  auch  beim 
Berner  A|»pdlatioiisliofe  alt  dem  fflr  dM  YoUstteckungsverfolueii  snatiDdigen 
Qeridite  tatsKchlieh  die  Übung  gebildet  baboi  flollte,  die  VollBtiecknng  rechts- 
kräftiger Urteile  deutscher  Gerichte  von  keinen  anderen  Bedingungen  ab- 
hängig zu  machen  als  von  dm^enigen  des  §  828,  so  steht  doch  eine  der- 
artiire  l'bung  keineswegs  einer  Verbürgrung  der  Gegenseitigkeit  gleich. 
Denn  jene  Übung  beruht  auf  keinerlei  Rechtsgrand  sät /.cn ;  das  Gericht  kann 
von  ihr  vielmehr  jederzeit  ganz  oder  teilweise  abgehen. 

Der  Berner  Appellationshof  hat  nun  zwar  eine  Erklärung  dahin  erlassen, 
,,daB  er  die  in  seine  Rompetena  lallende  Bewilligung  der  VoUstcecknng  von 
Zivilarteilen  anslftndischer  Oeridite  regelmißig  ohne  Prttfnng  der  matetiellen 
Richtigkeit  derselben  erteilt,  wenn  1.  die  Zuständigkeit  des  urteilenden  Ge- 
richts auUer  Zwcift  l  .stobt.  2.  die  Rechtskraft  des  Urteils  von  der  kompetenten 
Behörde  bescheiniijt  ist,  i  keine  Verstöße  gegen  Fundamentulsätze  des 
ProzeÜrechts.  wit-  z,  B.  die  tjLstattun^:  des  richterlichen  Gehörs,  zutage  liegen, 
4.  die  Kntächeidang,  deren  Vulblreckung  begehrt  wird,  keiner  im  liiesigen 
Staatsgebiete  geltenden  swingenden  Rechtsnorm  widetspricht,  5.  wenn  nicht 
bekannt  ist,  da6  Oegenrecht  nicht  gehalten  wird  (vgl.  Spr0ng,  Berner 
VPG  8  388  Anm.  18). 

Als  bindende  Deklaration  kann  aber  diese  Erklärung  nicht  aufgefaßt 
werden     Überdies  alnr  st»lit  sie  der  Annahme  der  Verbürgrung  der  Gegen- 
seitii^keit  darum  ents^cgfu.  weil  der  Appellationshof  die  Prüfung  der  materiplleu 
Ilichtigkeit  der  ausländischen  Urteile  auch  beim  Zutreffen  der  Bedingungen 
nnter  l  bis  5  nicht  ansschlieBt,  sond^  sich  aasdrttcktich  Torbdiftlt,  ind^ 
es  in  der  Erklttmng  heifit  ,regelmllftig  ohne  Prttlang  der  materiellen  Richtig- 
keif.  Diese  Möglichkeit  der  Nachprüfung  nimmt  aber  der  Gegenseitigkeit 
die  erforderliche  Sicherheit  und  damit  das  Erfordernis  der  Verbttrgtheit. 
Aber  auch  die  Bedingungen  der  Erkliining  dtcken  sich  nicht  mit  denjenigen 
des  S  828,  sondern  eröffnen  der  Nachprüfung:  >An  weitans  umfassenderes 
(icbiet.    Denn  wühtt.itü  geiuäü  §  828  eine  Nachprüfung  der  (ieseUiuäiiigkeit 
des  i'rozeü Verfahrens  ausgeschlossen  ist  und  nur  die  Gesetzmäßigkeit  der 
Zostellnng  nnter  Umständen  der  Prafong  anterliegt.  soll  gemäfi  No.  3  «der 
Brkl&mng  eine  NachprOfang  des  auswärtigen  Urteils  w^en  etwaiger  VerstÖOe 
gegen  die  Fundamentalsiitze  des  Pro ^.cß rechte;  stattfinden",  eine  Bestimmung, 
die  mehr  oder  weniger  das  ganze  Verfahren  der  Kritik  des  Gerichts  unter- 
breitet;  und  während  nach     838  ^  die  .\nerkennung  nur  dann  ausgesrhlosscn 
ist.  wenn  sie  gegen  ii<ii  Zweck  eiius  dtutschen  Gesetzes  verstoßen  würde, 
ist  sie  nach  Nu.  4  der  Erklärang  schon  dann  ausgeschlossen,  wenn  die  Ent- 
srheidnng  einer  zwingenden  Rechtsnorm  des  Bemischen  Rechts  widerspricht. 
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England. 

Nichtamrkefmung  eines  im  Ausland  (Frankreich)  gesdilosse^ 
nen,  nach  darügem  Recht  gültigen  Vertrages,  wegeti  Ver- 
letgung  van  f,e89ential  principe  of  justice  and  morality.'^ 

Court  of  Appeal  1904  (Kaufmann.  Geraon;  L  K  B.  r,ui.  73  L.  d.  K.  B. 
320,  a  A.  Juridical  Review  XVI  226 ;  Laie  Quateriy  Mevietc  XX  227). 

Der  Court  of  Appeal  hat  das  Ztsch.  XTV  177  mitgeteilte  Urteil  dea 
Hiyh  Court,  K  B  D.,  abgeändert,  und  den  Vertrag  anf  welchem  die  Klage 
gestutzt  war,  für  unwirksam  erklärt,  weil  er  „essenttal  prinvtple  of  Justice 
anä  moroUtv"  Terletse. 

Anm.:  Für  den  Tatbestand  s.  Ztsch.  XIV  177.  —  In  der  Law  Quateriy 
Revieto  a.  a.  0.  wird  die  Entscheidung  des  Court  of  Appeal  angegrif!»  n  uiit 
dem  Bemerken:  „Frenck  ciciluation  and  morality  are  as  hiyh  an  our 
owH."  Anficrdem  wird  hingewiesen  auf  eine  Entscheidung  des  Court  of 
E.rchrquer  'Santos'Illi.lK»'  8  C  R.  N.  861,  2J)  L.  J,  C.  P  :U8j  aus  (lern  Jahre 
1H60.  welche  den  in  Brat^ilien  zu  erfüllenden  Verkauf  eines  Sklaven  für 
gültig  erklärte.  —  In  der  Juridical  Rettiew  a.  a.  0.  wird  daa  Urteil  iin 
Ergebnis  gebilligt,  die  B^rttndnng  aber  aagegrUlen. 

Red. 

Schottischer  Ehevertrag,  gültig  nach  schottischem  Hecht,  kann 

in  England  niM  wegen  Verstoßes  g^en  fpubUe  poHcy^  als 

ungültig  behandelt  werden. 

Ctmrt  of  Appeal  1904  {msgeratd/FUMgerafä;  I.  Ck,  B73,  73  L.  J.  Ck. 
430,  CA:  Lato  Quateriy  Retieto  XX  225 ;  Juridieal  Review  XVI 224J. 

Der  Court  of  Appeal  hat  das  Ztsch.  XIV  176  mitgeteilte  Urteil  des 
Court  of  Chancery  abgeändert,  indem  es  den  in  der  Überschrift  beveicbneten 

Qrandsatz  vertrat 

Anm.:  Wegen  des  Tatbestandes  s.  Ztsch.  XIV  176.  In  der  Juridical 
Reeiew  a.  a.  0.  wird  das  Urteil  ansführlich  erörtert.  —  In  der  Law  Quateriy 
Review  a  a.  0.  wmlen  IJedrnkcn  gegen  den  Standpunkt  fft  s  Court  of  Appeal 
geltend  gemacht,  zugleich  aber  wird  hervorgehoben,  liaii  die  Entscheidung  den 
Versag  bat,  einen  KonflUrt  mit  der  Bcbottiscben  Jndilcator  sn  vermeiden. 

Red. 

Frankreich. 

Nichtanerken n  tt ncf  der  Gerichtsstandsfähigkeit  eines  deutschen 
Brauerei'Syndikates.  —  Nichtgewährung  des  Schutees  gegen 
unlauteren  Wettbewerb  gegenüber  üeutsdten, 

Tributml  de  commerce  de  Lyon        fj:i  (Pachorr  und  Oeu.iWiuekler; 

J.  XXXI  129). 

Ein  Miincliener  Brauereisyndikat  kla^rtr  wcfrcn  des  GeVirauchfs  der 
Bezeichnungen  .Steinbräu  München"  und  „Biire  de  Munich"  seitens  des 
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Beklagten  (Franzose)  für  französisches  Bier  auf  L'iit^rlassung  und  Schadent» 
ersatz.  —  Die  Klago  wnr-lt-  ruis  fnltrenden  Orümlcn  absjewirspn : 

1.  Das  kla<r«^ii(lf  S\iitlikat  sei  in  Fraakieich  nicht  j>;irti'ifiihi«j.  Di«' 
Dekrete  vom  'M.  ö.  IHöl  und  vuui  IH.  12.  1866  fänden  auf  es  keine  Auwendung, 
d»  da*  Syndikat  niclit  sni  d«ii  „soeiäiäs  anonjftnea  et  he  auiree  aeeocioHons 
cunmercUUes,  induetriellee  ou  flnan^iree"  gehöre«  «af  welche  sich  die 
Dekrete  bezieben. 

2.  Der  Schutz  gegen  unlauteren  Wettbewerb  könne  Deutschen  nicht 
gewährt  werden,  weil  das  deutsche  Gesetz  27.5.96  (RGB  18JW  S  14")  ij  U; 
geiner^rit«!  den  Schutz  der  Ausländer  von  der  Fpstst4*llnng  der  (lewiiln  ur^ 
ent^precltenden  .Schutzes  im  Ausland  und  der  Bekanntmachung  der  Feststellung 
im  Reicbsgesetsblatt  abbingig  macbe,  and  toMie  BakaimtiiiMhttBg  besiglich 
Frankreicha  nicht  vorliege,  eben  daram  Dentaehe  sidi  nicht  aaf  Ast  11  des 
Fmakforter  Beedens  und  die  diplomatiBdie  Brklftmng  8. 10. 1878  bemlen 
könnten,  worin  lediglich  das  Prinzip  der  —  im  gegebenen  Fialle  nicht  be- 
stellenden —  Qegenaeitigkeit  anfgesteilt  sei. 

AkUengesellschaft    Gründung  im  Ausland  in  fraudem 

l^fis  domesücae, 

THtunal  de  cwnmeree  de  la  Seine  26.  8.  02  (LempMMSoeÜti  de 
eonetrucHoH  de  memiina  eie.;  J.  XXXI 189.) 

Die  bekl^fte  Oeaelladiaft  war  In  BrOaael  gegründet,  woselbst  sie  nominell 
auch  ihren  Sita  hatte.  Der  Gerichtshof  stellte  fest,  daB  dieser  Sita  fingiert 
sei,  daß  die  Gesellschaft  tatsächlich  ihren  Sitz  in  Paris  habe  und  daß  nur 

zur  T'm^phung  der  in  Frankreich  gcltfndeii  Vorschriften  über  die  Aktien- 
gesellschaften Grflndungsvertra«?  nnd  Sitz  der  (Jesellschiift  mich  lirilss*»!  ver- 
legt seien.  Unter  der  Feststellung,  daß  die  französischen  Vorschriften  nicht 
erfüllt  waren,  erklärte  das  Gericht  die  Aktiengesellschaft  für  nicht  existierend 
„  ayant  4ti  conetitude  en  fraude  dee  loie  des  24.Jumet 1897 et  L  aoüt  1893,' 

Eheliches  Güterrecht   Maßge^ichkeU  des  WohnsiUtrechles* 

THhunai  cMl  de  ChAteaurotue  6.  4.  03  (Fraiseard/Zammareiti; 

J.  XXXT  185). 

Die  Ehegiittiii  Zammai  etti-Martin,  beide  italienische  Staatsbürger, 

liatten  in  Fraakrdch  die  Ehe  geschlosBen  nnd  dort  Wohnsitz  genommen.  Der 

Gerichtshof  stellte  anf  Grand  der  gegebenen  Tatnaistftnde  fest,  dafi  die  Bhe- 

lente  bei  der  Ebeschliefinng  die  Absicht  gehabt  und  bekundet  hätten,  in 

Frankreich  ihr  „domicile  matrimonial*'  zu  begrOnden  nnd  sich  dem  dort 

t    geltenden  ^gesetzlichen  Güterstande  zu  nnterwprfen 

Anm.:  Vgl.  über  die  Behandlung  des  ehelichen  G Uterstandes  in  der 
fransAsiachsn  Praxis  Ztsch.  XU!  450,  316. 

Red. 


Digitized  by  Google 


496 


ReehtqirecbiiiiS' 


Erbrecht.  Maßgeblichkeit  des  {twraegischm)  Meintatrechtes. 
Tribunal  civil  de  Bordeaux  10.  12.  02  (l^nclw- Offensen;  J,  XXXI  190). 

Es  liaiulcltt'  sich  um  die  Intcstatcrbschaft  eines  Norwegers,  welcher  in 
Frankreich  doiiiizilierend  {gestorben  war.  Der  QenchUstand  erkl&rte  das 
norwegische  Recht  für  maßgehlicli. 

A  D  m. :  HiosichtUcb  des  Personalstatutes  im  Erlwecbt  nach  französischem 
Recht  i.  Ztaidi.  XI  362,  XIII  €0U 

Erbrecht.    Doppelte  Staatsangehörigkeit.  Jiiichvertoeiaung. 
Cour  at^l  Aisß  9.  7. 1908  (Marraeke/Marraeke;  J.  XXXI 160). 

AhdaUah  Mairrache,  1839  als  ottomanischer  Untertan  geboren,  wurde, 
nachdem  »  r  von  1861  bis  1H72  in  England  pelebt  hatte,  dort  naturalisiert. 
Er  verlegne  1882  sein  Domizil  nach  Marseille  und  starb  dort  19ü(».  Es  fragte» 
sich,  nach  welchem  Recht  seine  Intestaterbfolge  zu  beurteilen  sei.  Der  Ge- 
lielitdiof  nahm  an,  daft  grandaitaUoh  daa  Helmatrecht  entodieidaiid  aei. 
Nach  tflrkiaehem  Recht  (Ges.  19. 1. 1809)  war  aber  der  JSrblasser  TOrke  ge- 
Mieben,  somit  als  mjet  mixte  gestorb^.  Das  Gericht  entschied  sich  für  die 
Maßgebliclikeit  dos  cn irischen  Rechtes,  ansrlioinond  unter  dem  Gesichts- 
punkt, daß  im  kuukreten  Fall  die  in^lisdu-  Stautsangiliörigkeit  tatsiichlich 
das  für  die  Person  des  Erblassers  maligeb^iude  Verhältnis  sei.  Das  Gericht 
folgte  sodann  der  in  dem  englischen  internationalen  Privatrecht  geltenden 
RttekTerweianng  anf  das  Wohnsitz  recht  und  wendete  demgenüLB  das  bran- 
sdsiscbe  Brbrecht  an. 

A  n  m. :  1.  Frühere  französ.  Judikatur  ilhrr  die  Fra^^p  drr  rtoppelten  HtaatS- 
angehöriskeit:  J.  IV  23ä,  X  2^7.  —  Literatur:  Bar,  Theorie  u.  Praxis 
ä.  I.  P.  B.  l  961,  Kahm,  FkeHngs  Jahrb.  XXX  70,  ZüBlmann,  I.  P.  R. 
I  174,  Niemeyer,  Vor.'^vJihit/e  u.  Materialien  z.  Kinlifikafinn  ff  F  P  K. 
a«95>  124,  D.  I.  P.E.  d.  BGB6Ö,  Pille  t,  Primipes  de  droit  intei  national 
privi  (1903)  314. 

2.  Bezüglich  der  Rofol^nni^  dt  r  Rückverwcisium  in  Frankreich  s.  Ztach. 
XIII  601,  J.  XV  791,  XXI  ö»l,  1007,  XXUI  24ö,  XXVI ÖUÜ,  825,  XXVU  36», 
XXIX  858. 

Red. 

Erbrecht.    Maßgeblichkeit  des  Heimatrechtes  des  (holländi- 

selten)  Erblassers,  auch  beeOglich  der  Teetatnentsfomt. 

Tribunal  civil  de  la  Seine  13.  8.  03  (Dufour/Pufour;  J.  XXXI 106). 

Ein  Holländer  hatte  in  Frankreich,  wo  er  damals  wohnte  und  wo  er 
dann  starb  ein  holographisrbps  Tostanu  nt  t  rrirhtt  t,  welches  den  Fomivor- 
bchriften  d«  s  franzrtsisebcn  Ht<  htis  i  iitsprarh.  Dor  (ferichtshof  erklärte  das 
Testament  für  ungültig,  weil  eb  der  Vurschrifi  des  Art.  9i)2  des  hollündiäcbcu 
Civilgesetabadies  uidit  entsprach:  ,Ein  Hollftnder  kami  im  Aaslaiide  sein  * 
Testament  nur  dnrcb  5l!entliche  Urkunde  („authenUeke  akU")  errichten 
und  swar  in  den  Fennen,  welche  in  dem  Land  der  Bnichtong  Torgeachrieben 
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sind.  "  In  der  Ri^gründung  des  Urteils  wird  ausgeführt  :  Der  Sinn  und  Zweck 
deä  Art.  dd2  gehe  dahiu,  die  Regel  locus  regit  acium  für  die  im  Auälaiide 
«niditetati  Teatemfinte  der  HoUttnder  sn  aetsen.  Dieter  Abaieht  des  hoUftn- 
diicheii  Geaetsgebers  m  entapcedieii»  lieg«  kdn  Bedenken  vor,  da  die  Begd 
2oeiM  regit  antHum  in  ^uikreicli  nicht  ^d^urdre  puMie*  ad. 

£bnkursreM.    Nickkmerkennung  eines  im  Ausland  ge- 
schhsseneu,  den  dort  eröffneten  Konkurs  beendigenden 

Akkordes, 

Ctmr  de  eaaeatitm  21.  7.  03  (B4thart^/BetMer;  J.  XXXi  138), 

Der  Bdilagte  berief  aidi  m!  einen  in  Gab»  geeebkMBenen,  dort  geiiebtlieb 
bestätigten  KonkuiBrergleich.   Der  KMaationehof  entschied,  daß  der  Akkord 

in  Frankreich  in  Ermangelnng  eines  Exeqtiatnr  Tinwirlfsam  und  dali  die 
Praxis  zu  verwerfen  sei,  wonach  der  Akkord  die  ihm  zustimmenden 
Qlänbiger  wegen  des  hierin  liegenden  Vertrages  auch  intemationai  wirk- 
sam binde.  — 

Anm.:  Die  ft.  a.  0.  wiedergegebenen  grOndlicben  Anafflbrangen  dea 

Generalpn  knrators  Brnufhtuin  enthalten  einfrf hi  rtde  Mitteilungen  über 
die  Gesdiiclue  und  den  ätand  der  französischen  und  auüerfranzösischen  Judi* 
Icatnr  der  Frage. 

Red. 


Italien. 

Venieiiiung  der  Exterritorialitüf  des  apodtoUadien  Gebietes. 

Corte  ePoffpello  di  Moma  3o.  8.  yy  {Straf sack«  Eapoaito  Aniello; 

J.  XXXI  213). 

Am  1^>.  4.  1899,  während  der  Papst  im  8t.  Petersdom  die  Messe  celebrierte, 
beging  ein  {gewisser  Ettposito  Aniello  im  Dom  einen  l'asehendiebstahl.  Der 
Täter  warde  von  der  päpstlichen  Öchweizergarde  ergriffen  und  sofort  der 
italienischen  Staatspoliaei  flbergeben. 

Der  Delinquent  belianptete,  daa  apoatoliaebe  Gebiet  aei  exterritorial 
in  OenOfiidt  der  den  fremden  SouTerinen  und  Geaandtacbaften  naeb  Vslker> 
recht  zustehenden  Privilegien.  Der  Art.  5  des  Strafgesetzbuches  und  das 
Garantieiresetz  vom  13.  5.  1871  schließe  seine  Bestrafung  durch  die  italienisclien 
(Berichte  aus.  Das  Gericht  wies  diese  VerteidigungsbelieUe  zurück,  indem 
es  ausführte: 

Die  von  dem  Beschuldigten  behauptete  Exterritorialität  des  päp^tlii  iieii 
QeUetea  beatelie  nieht.  Sie  ergebe  sieb  weder  ans  allgeineine&  intemationai- 
recbtUehen  Orondaltcen  noeb  aua  der  beaonderen  Rccbtelage  dea  pipetliehen 

Stuhles  und  des  apostolischen  Gebietes. 

Auch  den  Souveränen  und  diplomatischen  Agenten  stehe  nach  allgemeinem 
Völkerrecht  nur  eine  persönliche  Exterritorialität  zu.  Auf  Geb&ade-  und 


Digitized  by  Google 


498 


Rechtsprechong. 


Gebietsteile,  insbesondere  die  Oesandtschaftsgebände,  erstrecke  aucb  diese  sich 
nicht  —  Das  OaranttogeMti  ToUendfl  gazmatiere  dem  Papste  lediglich  den 
freien  und  lortdanerndoi  Oennß  des  apoBlolischen  Gebietet,  aehHefie  aber  die 

Gebleishoheit  des  italienischen  Staates  80  wenig  aus,  daß  letztere  rielmefar  durch 
die  von  lUni  italienischen  Staate  übemoimnene  GKsw&hr  für  die  F!räheit  und 

Sicherli«  it  dt-s  Papstes  bestätigt  werde. 

Anm. :  1.  Art.  ö  des  italienischen  Strafgesetzbuchs  bestimmt,  dafi  ein 
Italiener  wegen  gewisser  im  Aualande  begangener  Deliiite  nur  rerfolgt  wird 
anl  Antrag  der  verlof  'f n  P  trtci  oder  auf  Ersuchfn  der  fremden  Regierung?. 

2.  In  CluHefs  Juurnul  d.  d.  i.  p.  a.  a.  U.  sind  weitere  liiteratomach» 
weisnnffen  Uber  die  doi  apoatolieeh«!  Stahl  und  sein  Gebiet  Itetreffenden 
Rechtsn-apii  trcfieben.  Für  dio  Jurisdiktionsfrage  vgl  hosonders  B)  usa  in 
M.  XV  (1863)  113 fi.  —  Eingehende  Nachweiaangen  auch  bei  Bonfils^ 
Lehrb.  d.  imikerreehU,  tthera.     Qrau  (Berlin  1904}  S.  190  ff. 

Red. 

Ungarn.*) 

Maßg^ieMseU  der  früherm  lex  patriae  für  dk  JErläschunff 
des  Klagereckies,  wenn  die  Scheidung  oder  Trennung  der 
Wie  auf  Grund  des  §  115  des  ungarischen  JShegesetees  van 
naturalisierten  ungarischenStaatsangMrigen  oder  vansoichen 
ungarischen  Staatsangehärigen  verlangt  wird,  wdche  firOher 
in  Kroatien- Slavonien  die  Gemeindeeuständigkeit  besaßen. 
Der  Lauf  der  für  die  Geltendmachung  des  Klagerechtes 
offenen  FVist  ist  aber  vom  Tage  des  Erwerbes  der  unga- 
rischen Staatsangehörigkeit  begiehungsweise  der  ungarischen 
Gemeindeeuständigkeit  eu  berechnen, 

(Uiteil  d^r  K.  uny.  Kurie  vom  H.H.  1904  Zahl  1320/1904  „Jogtudo- 
mdnyi  Köalönff*'  1904  No.  27  Beilage  No.  439  Seite  204), 

Bevur  Klägfi-  atn  7.  3.  1U02  die  Gemuindczuätandigkeit  in  Finme 
erworben  hatte,  war  er  im  Gebiete  Kroatien  oSUtToniMis  gemetndesnsttndig 
nnd  unterlag  in  Josfcissachen  der  gleidien  Benrteilnng  wie  dte  Anslinder. 

Durch  die  im  ungarischen  Gebiete  erworbene  Gemeindezu8tilndigkd,t  ist  dem 
Klüger  das  Igelit  erwachsen,  daß  von  diesem  Zsnfpunkte  angefangen  die 
Wirksamkeit  des  iiD^iirischen  Ehegesetzes  auch  auf  ihn  aust^edohnt  werde. 
Ifachdem  aber  ^  llö  des  ungarischen  Ebegesetzes  auch  den  Ausländern  das 
Kecht  gewhlirt,  auf  Grund  der  vor  Erwerb  der  ongariöchen  Staatsangehörig- 
keit ereigneten  Tatsachen,  welc^  nach  dem  früheren  Beehte  der  Bhegenossen 
dnen  Scheidnngi-  oder  Trennvngq;mnd  gehüdet  haben,  die  AnfUtanng  da 


*)  Mitgeteilt  ron  Herrn  Dr.  Isidor  SekieartM,  Begiemngskonaiplat 
in  Sarajevo. 
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Ehe  jenes  KliegeDoeBai,  welcher  die  nngwieehe  StwtaaagehSrigkeit  erworben 

hat,  vor  den  ungarischen  Heriditen  m  hegehren,  wenn  diese  Tatsachen  auch 
nach  dem  ungarischen  Ehegesetze  einen  Scheidungsgrund  bilden,  so  kann 
diese  Beetimnnini?  dos  G^  setzos  auf  den  Kläjjer  nnisoniehr  angewendet  werden, 
weil  §  147  1'  s  ungansctieii  Kliej^esctzes  die  in  dem  zitierten  §  115  enthaltene 
ßechtsnoi  iii  aul  die  in  Kroatien-älavouiun  g^chlossene  Ehe  jenes  ungarischen 
St— taengehörigen,  welcher  in  Ungarn  gemeindesnattodig  ist,  aoidnidrlich 
ao^edehnt  bat.  Nachdem  femer  am  der  Beelimmnng  des  §  115  des  Ehe- 
gesetses  mit  Grund  gefolgert  werdra  katm»  dafi  vom  Zei^imkte  des  Erwerbe« 
der  ungarischen  Staat8an|pih5rigkeit  beziehungsweise  der  Gemeindezuständig- 
keit alle  jene  Bestimmiinijen  des  Ehegesetzes.  g( miiü  welchen  die  Geltend- 
machung des  Klagerechtes  an  eine  bestimmte  Frist  gebunden  ißt.  in  Anwendung 
gebracht  werden  kümien,  so  ist  die  Bestimmung  dieses  Paragraphen  lugiüch 
auf  die  Weise  zu  interpretieren,  daü  für  den  Fall,  wenn  das  Klagerecht  nach 
dem  frflherai  fiedite  der  Bhegenonen  nicht  erloedies  ist»  die  fOr  die  Geltend- 
machnng  des  Klagerechtes  cllene  Frist  ram  Tage  des  Erwerbes  der  nn- 
garisdien  Staatsangehörigkeit  beziehungsweise  Gemeindezuatftndigkeit  zu  be- 
rechnen ist.  schließlich  aber,  weil  die  Klage  binnen  sechs  Monaten  von  dem 
Zeitpunkte  des  Erwerbes  der  Gcmcindezuständigkeit  im  Ocbiit*>  Ungarns 
überreicht  wurde,  die  Bestimmung  des  S  H.'i  des  Eh^^esetzes  in  vorliegender 
.Streitsache  nicht  angewendet  wt-rden  kauu. 

Auslegung  des  Art.  11  des  Berner  internationalen  Überein- 
kommendes über  den  Eisenbahn  f rächt  verkehr. 
(„Jvgfudomdnyi  Közirniij  -    UHU  X,>.  L>4  Beilage  No.  397  S.  17H~-~1H(IJ. 

Im  Laule  der  Verhandlungen,  welche  zwischen  (b  r  klägcrisclien  f'i.sen- 
bahn  und  den  k.  ungarischen  t>taatsl)ahnen  wegen  Kundmuciiung  einer  gemein- 
schaftlichen Frachtsatzbegünstigung  gepüogen  wurden,  hat  sich  die  geklagte 
Speditionsfirma!  welche  an  der  an  erianenden  Knndmachiuig  interessiert  war, 
gegenflber  der  KIftgerin  In  dni»n  geheimen  Vertrage  verpllichtet,  der  lcllge> 
riechen  Eisenbahn  nach  jenen  ihren  eigenen  Sendungen,  welche  der  Ftacht- 
satzbegUnstigung  teilhaftig  sind,  und  zwar  nach  jf  IfK)  Kilogramm  und  per 
Kilometer  2  Kreuzer  zu  refundieren  und  erst  nach  dieser  Vereinbarunir  hat 
die  klägerischo  Eisenbahn  ihre  Einwilligung  zur  Kundmachung  der  Kracht- 
satzbcgUuttttgoug  erteilt.  Die  klägeri;»<'lie  Eisenbahn  hat  bodaun  von  der 
GdElagten  ^e  Befamdiemng  der  Terdnbarten  Summe  im  Pnweßw^  begehrt. 
Die  Klage  kann  nicht  wegen  Ungiltigkeit  des  als  Klagegmndlage  dienenden 
Vertragee  abgewiesen  werden.  Wohl  ist  es  einerseits  wahr,  daß  im  Sinne 
der  Eiaenbabnbetriebsordnung  und  des  Bisenbahnbetriebsreglementä  die  kund- 
gemachten Tarife  anf  gleiche  Weise  anzuwenden  sind,  d  h.  die  Absender  keiner 
verschiedenen  Behandlung  teilhaftig  werden  kunnen.  sondern  die  Eisenbahn 
den  Transport  für  jeden  Absender  zu  jenem  Frachtsätze  zu  übernehmen  ver- 
pflichtet ist,  welcher  in  den  Tarifen  enthalten  ist,  wwaiis  natnrganlB  folgt, 

ZoHaehrift  f.  Intern.  Frivat*  «.  ÖffentL  BeobC  XXV.  33 
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daü  dir  Eisc'nbahn  einxcluon  Absondorn  nirht  drii  Vorteil  u.  wiilircTi  kann, 
daß  sie  ihnen  gcgpnflbrr  anderen  Absinderu  weniger  ab  den  in  den  Tarifen 
entbaitenen  Frachtsatz  berechnet.  Diese  Bestimmungen  schließen  aber  nicht 
aus,  d«S  der  einselne  Abeender  sei  es  Mr  einen  Gegenwert  edor  ohiw  Gegen- 
wert die  ibm  nutebende  nraehteattbegflnitigang  nicbt  in  Anspnteti  nehne. 
Der  in  Rede  stehende  Vertrag  entliiilt  aber  nicbte  noderei,  als  daß  die  Oe> 
klagte  die  diirrli  die  veröffentlichte  Kundinaohung  festgesetzte  Fracbtsatz- 
begUnstitninif  gegenüber  der  Kläe'  rin  nicht  roilauf  in  Anspruch  nimmt,  auf 
dieselbe  teilweit>e  ventichtet,  waij  weder  gegen  das  Prinzip  der  Publizität  der 
Frachtsätze  verstößt  noch  auch  das  allgemeine  Interesse  verletzt 

K.  Handels-  und  Wecbselgericbtsbof  Bndnpeit  (Urteil  rm 
13. 11. 1901  ZaU  88503) :  Kllgeiin  wird  mit  ihrer  Klage  abgewieaen. 

Gründe:  Nicht  stieitij?  ist  zwisebenden  Partoien  folgender  Tatbestand. 
Am  Anfange  des  Jahres  \H\rA  wurden  zwischen  der  klägerischen  Kisenbahn 
und  den  k.  ungarischen  .Staatsbabnen  Verhandinngen  zn  dorn  Zwecke  gepflogen, 
daü  bezüglich  Holzsendungen  eine  gemeinschaftlich  festzustellende  Frachtsati- 
begUnstigung  kundgonacbt  werde.  Die  geklagte  Firma,  we^M  an  der  ta 
erlassenden  Knndniacbnng  interessiert  war,  bat  bei  diesen  Verbandlnngni 
teilgenommen. 

Im  Laufe  der  Verhandlungen  ist  zwischen  der  Klägerin  und  der  Ge- 
klagten die  in  der  Urkunde  A.  vom  14  2.  IH93  enthaltene  Vereinbarung 
geschlossen  wurden,  gemäß  welcher  die  Ckklagtu  die  Verpflichtung  übernommen 
hat,  der  klägeriscben  ^Siaftatt^hw  nach  je  lUU  Kilogramm  und  per  Kilometer 
2  Krenstt  naeh  jenen  ibren  eigenen  Bisenbabnssndnngen  sn  lehindieren,  wdehe 
naeb  der  m  pnblixlerenden  FracbtsatibegOnstignngs-Kandmaebung  der  Fraelit- 
satzbegUnstignng  teilhaftig  wwden  soHten. 

Nach  dieser  erfolgten  Vereinbarurc'  hwt  die  klägerische  Eisenbahn  der 
Direktion  der  k.  ung.  Staatsltahncn  gegenüber  erklärt,  daß  sie  in  die  Erlasaan« 
der  Frachtsatzbegilnstigungs '  Kundmachung  einwillige  und  infolgedeasen  bat 
die  Direktion  der  k.  ung.  Staatsbabnen  die  FracbtsatzbegUnstigung  kanl- 
gemaebt 

Die  Geklagte  hat  die  Einwendung  erhoben,  daß  die  Vereinbarung  zwisebes 
den  Parteien  ohne  Wissen  der  an  di  r  Gewährung  der  Krarhtsatzbegfinstigiin'i 
teilnehmenden  und  die  Krachtaatzbegünstigung  kundmachenden  k.  ung  Staats- 
babnen erfolgt  stet  und  daß  infolgedessen  die  klägerische  Forderung  gegeu  die 
guten  Sitten  verstoße,  weil  durch  das  Verschweigen  der  Vereinbarung  das 
Interesse  der  k.  nng.  Staatsbabnen  ansgespldt  ist  Die  Direktion  der  k.  nog. 
Staatsbabnen  batte  von  der  VerdabMUg  keine  amtliebe  Kenatois.  als  sie 
die  FrachtsatzbegUnstignngs-Knndmachung  erlassen  hat.  Aber  die  Direktion 
der  Staatsbabnen  hat  in  ihrer  Zuschrift  bezüL'Üt  h  dieser  Frage  sich  dabin 
geäußert,  es  könne  heute  srhon  nicht  mit  Bestimmtheit  festgestellt  werden, 
ob  die  Frachtbegtinsttigungs- Kundmachung  im  Falle  der  Kenntnis  der  Vcr- 
einbaning  k  erlassen  worden  wire  nnd  so  kann  nlebt  ab  «rwlssni  at^tenonunea 
weiden,  ob  die  vor  der  Direktion  der  Staatsbabnen  erfolgte  Verscbweignsg 
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der  YerdnlNunnig  A  die  Terletsnng  der  IntereaMii  der  SlMtelwlmen  involviert 
hftt,  weshalb  die  Bimrendiisg  der  Geklegien,  die  Yereinbanutg  venrt«^  gegen 
die  gnten  Sittnif  niclit  berfldnlcbtigt  werden  durfte. 

Nadl  dem  Inhalte  der  Urlrande  A.  hat  die  Geklagte  der  Eisenbahn 

▼ersprachen,  nach  ihren  Sendungen  ciiuii  h»h(»ron  Frarht.'äatz  r.n  bezahlen,  als 
weicht  r  in  der  Frarht.satzbe^ünstiLcimgB-Kundmachuutj  publiziert  wurde.  Die 
entscheide  II  de  Frage  in  diesem  Prozesse  ist,  ob  eine  Yer- 
einbarnng  dieser  Art  giltig  sei. 

Das  Kiäenbahnbetriebsreglement  enthält  bezüglich  dieser  Frage  keine 
Mudrtickliclie  Beetimmung,  wefllmlb  die  Frage  am  den  sonstigen  Besttanmungen 
nnd  im  Wege  der  ans  der  Natur  der  Sache  al»geleiteten  Schlafifotgemng 
entschieden  werden  mufl. 

Ein  Onindprins^  des  BisenbahnfraehtTerlcehrs  ist,  da6  die  Eisenbahn 
als  monopoUsUsohe  Rechte  genießende  Unternehmung  die  Prachtfflhning  nicht 

nnr  in  ihrem  eigenen,  sondern  auch  in  öffentlichem  Interesse  besorgt  und 
deshalb  aus  öffentlirhcm  Tut»  it  sv.-  lirschriinkonderen  Normen  und  einer  größeren 
Beschriinknng  der  Ireitu  konkiunuz  unterwürfen  ist.  als  andere  Geschäfts- 
unternehmungen. Im  Sinne  der  4  und  66  der  Ei^ieubahnbetriebsordnung 
Tom  la  11.  1651,  welche  im  Art  VIII  des  6.  A.  XX :  1878  beibehalten 
wurde  nnd  deshalb  Rechtsqnelle  ist,  sind  die  Bisenbahnen  verpflicfatett  die 
Tarife  nnd  alle  Abänderungen  derselben  kundzumachen^  aber  Tor  der  Kund" 
machung  auch  der  Staatsbehörde,  welche  die  Aufsicht  ausübt,  zu  dem  Zwecke 
vorzulegen,  duß  die  Behörde  ihr  Aufsichtsrecht  bezüglich  der  Feststellung 
der  Tarife  im  öffcnt lieben  Interesse  ausüben  könne. 

Mit  den  diesbezii^Mirhen  Restitiiiiumi^cn  der  Eisenhabnbetrie))sordnung 
hängt  die  im  §  7  Punkt  1  und  §  Punkt  1  des  Eisenbabubetriebsregleuient« 
enthaltene  Bestimmung  zusammen,  daü  die  Frachtsätze  auf  Gnind  der  rechts* 
giltig  bestehenden  nnd  gehörig  kundgemachten  tariiarischen  Bestimmungen 
berechnet  werden.  Nachdem  aber  §  8  der  Eisenbahnbetriebsordnnng  nnd  §  6 
des  Eisenbahnbetriebsregb  in(  tits  anch  bestimmen,  daß  dit-  Eisenbahn  die 
Fracht fiihrung  nicht  verweigern  kann,  wenn  die  in  Geltung  stein  ndeii  Transpnrt- 
bedinguntren  erfüllt  werden,  so  folgt  au.s  allen  diesen  BcstiiiMniintit  n,  daii  die 
Eisenbahn  verpflichtet  ist,  für  jeden  Absender  den  Transport  um  einen  soU  In  n 
Frachtsatz  zu  übernehmen,  welcher  in  dta  behördlich  kontroUieiUn  und  kund- 
gemachten BiwenbahntJtriten  entbalten  ist  und  unter  Einem  folgt  auch,  da0 
die  Eisenbahn  die  Qrundprinsiplen  der  eisen1)ahnrechtlichen  Normen  ni^  das 
Kontrollrecht  der  Aufsichtsbehörde  v«rletat,  wenn  sie  mit  irgendeinem  Ab- 
sender in  Ansehung  der  P>achtsätse  eine  von  dem  kundgeniachten  Tarife 
abweichende  Vereinbarung  trifft. 

Vom  Standpunkte  dieser  Regel  macht  es  keinen  Unterschied,  ob  die 
abweichende  Vereinbarung  die  Ausbedingung  eines  niedrijjercn  oder  höheren 
Frachtsatzes  betrifft,  als  welchen  die  kundgemachte  Fracbtsatzbegünstigung 
festsetzt. 
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Ist  ein  niedrigerer  Frachtsatz  bedungen,  so  verletzt  die  Eisenbahn  das 
öffentliche  Intrrcssp  insofern.  diiC  es  einem  Absender  ije^i  tiülier  anrleren  mt- 
gegen  dem  Prinzipe  der  gleichmäbigen  Behandlung  zu  einem  billigeren  Trans- 
port verhilft.  Die  Ungiltigkeit  einer  loldien  V^einbarung  ist  eudrlldtlick 
anegesproelieii  im  Artikel  11  des  internfttiomlai  Ülwrainlcoiiuiiei»  ftlier  dm 
Frachtvetkehr,  welclies  im  G.  A.  XXV  :  18^  inartikuliert  wurde.  Diese  Be- 
btimmung  erstreckt  sich  wohl  nicht  auf  den  inländischen  Verkehr,  aber  laut 
Punkt  II  des  Hchhißprotoknlls  des  t'bereinkommens  konstatieren  die  Bevoll- 
mächtigten, welche  das  ilHjreiiikuiuuien  bchlieLSeii.  daü  die  Normen  des  inneren 
Verkelures  ihrer  Staaten  mit  dem  im  Art.  11  enthaltenen  l'rinzipe  in  LImj- 
einattminiuig  etelien. 

Die  Tatsadie,  daB  das  intmiationale  Übereinkommen  mir  des  YerlKit 
der  niedrigtten  Fracht^atzausbedingung  statuiert,  kann  nicht  so  aiugel^ 
werden,  daß  hieraus  die  ZuUissi^keit  der  hr.yuren  Fmehtsatzaiisbedingung 
gefolgert  werden  könnte  weil  die  Ausbedingung  dea  höheren  Frachtsatze* 
das  allgemeine  Interesse  ebenso  verletzt,  als  die  Ausbedingung  des  niedrigeren 
Fraditsatiee  «nd  dii  Verbot  dof  Auibedingung  des  UHmen  FkwAfeutiM 
ebenso  ans  der  monopoliskiscben  Stellnng  der  HiaenlHÜm  folgt,  wie  das  Veriwk 
der  Einräumung  von  niedrigeren  Fracbtafttien. 

Die  Eisenbalm,  wie  j(>de  monopolistische  Unternehmung,  ist  der  Kon- 
kurrenz anderer  rnfernehmungen  nicht  anssxesetzt  nmi  kann  mit  der  mono- 
polistischen Situation  leicht  Mißbrauch  treiben.  Wegen  Einschränkung  solcher 
Mißbrauche  gilt  nicht  nur  für  die  Eisenbahn,  sondern  auch  für  sonstige  von 
Konzession  abb&ngige,  also  monopolistische  Untemelimiuigen  die  Regel,  ds8 
die  Behörde,  welche  das  Monopol  gewihrt,  unter  Binem  jenes  llaximvm  des 
Preises,  welches  die  Unternehmung  von  dem  Pnblilnim  fordern  kann,  ealwcder 
festsetzt  oiliT  dorli  wenigstens  kunf rulliert. 

Wenn  also  die  Eisenbahn  im  \\  (  l'*-  einer  i:(  lieinicn  Vereinbarung  einen 
höheren  Fruchtsatz  ausbediugt  oder  annimmt,  als  wtlchen  die  Aufsicbtsbehörde 
genehmigt  bat,  so  verletst  sie  durch  diesen  Vorgang  gerade  in  jener  fiicbtang 
das  allgemeine  Interesse,  in  welcher  die  1>eh6rdliche  Kontrolle  der  FrarhtsKtie 
dem  Interesse  des  Publikums  Schutz  zu  gewähren  in  erster  Beibe  bemfeo 
ist.  d.  h.  in  der  Richtung,  daß  sie  von  dem  Absender  unberechtigt  höhere 
Preise  verlangt,  als  welche  sie  zu  fordern  berechtigt  ist.  Übrigens  wird  rine 
solche  Vereinbarung  seitens  der  absendenden  Partei  kaum  einen  anderen  Zweck 
verfolgen,  als  einen  anderen  Vorteil  zu  erlangen,  was  wieder  gegen  das  Prinrip 
der  gleichm&Bigen  Behandlnng  TerstOfit  und  das  Interesse  anderer  Absender 
verletzen  wird. 

L'berdies  kann  es  auch  andere  gegen  das  allgemeine  Interesse  verstoßende 
Folgen  liaV)en.  wenn  die  Eisenbahn  durch  s^eheinie  V(  reinbarungen  sieh  höhere 
als  di<  kiunlgemachten  l'rachtsätze  sichern  kann.  Die  KrachtfOhrungsunter- 
nehmimgeu  konkurrieren  miteinander  in  gewissen  FrachtfUlinrngsrelationeu 
nqd  trachten  hüligertt  FrachtdUse  festsnsetimi,  als  die  Konknrte&s,  wilucDd 
sie  in  anderen  FrachtfUhrongarelationen  ihre  Tuife  ausgleichen,  gemeiBsdisfb' 
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liibe  Tarife  festsetzen  und  gemeinschaftliche  Frachtsatzbe^Unstigungen  kund- 
machen. Wenu  die  eine  Eisenbahn  für  irgendwelche  Relation  einen  billigen 
Tatif  knndnudit,  ndi  aber  durch  geheime  PriTatvereinbaning  einen  höheren 
PradiUats  sichert,  so  fOhri  de  in  Irrtum  die  kanknniereiide  Eisenbahn, 
welche  ihc«n  Tavif  dem  kundgunaehten  billigen  Tarif  anpassend  eTentnell 
herabzusetzen  genötigt  ist.  Eine  solche  geheime  Vereinbamng  irreführt  aber 
auch  jene  andere  Eis*  nhiilm.  \v(  Iclie  wepfcn  Erlassung  eines  gemeinschaftlichen 
Tarife»  oder  einer  j,'eineinseli:iftlicheii  FrachtsatzbegÜnsti^mi:^  mit  der  Eisen- 
bahn in  \'erliin(lunii  tritt,  welclie  den  Nutzen  der  treheimen  l'rivatvereinbarung 
li^euießt,  weil  es  in  wublverätandeiieia  UeächäftsintereHtie  der  Eiäenbahn  gelegen 
Bein  kann,  dafi  sie  die  an!  Ihre  eigene  Linie  aitfoUenden  Fkachtslltse  im 
Falle  der  Festsetanng  eines  gemeinsohaftlicben  Tarifen  oder  einer  gemein* 
schaftliclien  FrachtsatzbegflnsUgnng  nur  dann  herabsetst,  wran  die  andere 
Eisenbahn  auch  ihrerseits  die  auf  sie  entfallenden  Frachtsätze  mäßigt.  Hieraus 
ist  offenbar,  daß  die  Ei.senhühncn  vom  Standpunkte^  sei  es  der  gegenseitigen 
Konkurrenz,  sei  es  der  ueir<'ns«-itij,'en  Anjvissnng  die  entsprechenden  Ver- 
fügungen nur  auf  (irund  der  Kenntnis  ihrer  Tarife  treffen  können  und  auch 
die  Regierung  als  die  Anlridht^hSrde  der  Bisenbahntatife  die  Anfrieht  nnr 
auf  Omnd  der  Kenntnis  der  Bisenbahntacile  In  d»  Riditang  ansahen  kann, 
da8  die  Tarife  der  Eisenbahnen  dem  allgemeinen  Interesse  entspieohend  sich 
«inander  anpassen  sollen. 

Aus  der  obzitiert*'n  Zuschrift  der  Staatsbahnen  ^eht  her\'or,  daü  auch 
in  dem  als  Gegenstand  dieses  l'rozt'sses  dienenden  Falle  nicht  ausgeschlossen 
ist.  daü  der  Minister  die  Bewilligung  zur  Erlas^ung  der  FrachtsatzbegOnstigungs- 
KnHdmachung  nicht  erteilt  hätte,  wenn  er  die  in  der  Urkunde  A.  enthaltene 
Vereinbamng  gekannt  lAtte  nnd  so  mnB  ancb  Ton  dam  gegenwirtigen 
Streitfälle  gefolgert  werden,  daB  anr  Zeit,  als  die  eine  Eisenbahn  mit  der 
Anderen  gemeinschaftlich  eine  Frachtsatzbegünstigungs^Knndmachun^  erläßt, 
für  keine  der  Eisenbahnen  gleichgiltig  ist»  dafi  sie  den  Tarif  der  anderen 
Bisenbahn  kennt 

Nachdem  aber  das  allgemeine  Interesse  erfordert,  daß  die  Eisenbahnen 
miteinander  in  Ansehung  ihrer  Tarife  konkurrieren  und  sich  einander  an- 
passen kVimen,  so  folgt  hieraus,  dafi  die  geheime  Vereinbamng  wegen  hfiherer 
Fiachtsitse  das  allgemeine  Interesse  ancb  in  dar  Riditnng  Terletit,  dafi  sie 
die  Bntwickinng  der  Anpassung  der  BIsenbahntarife  an  einander  nnd  die  sieh 
auf  das  ganze  Eisenbahnnetz  erstreckende  richtige  Leitung  des  Tarifwesons 
durch  die  Regierun<r  verllindert  .\ns  allen  diesen  Umständen  folfit.  dali  die 
R«»gel  der  «»fftutlichkeit  der  Eisenltahntarife  nicht  nur  soviel  bedeutet,  daß 
es  der  Eiscabaltn  verwehrt  ist  eine  billigere,  als  im  öffentlichen  Tarife  fest- 
gesetzte FrachtfUhrung  zu  übernehmen,  sondern  auch  soviel,  daß  das  Verbot 
nfch  ancfti  anf  die  Binhebnng  eines  hMiaeii,  als  im  Öffentlichen  Tarife  fest- 
jgesetsten  Kraehtsaties  erstreokt  Weil  aber  solehe  im  Öffentlichen  Interesse 
statuierte  Normen  die  Parteien  aveh  vertragsmäßig  nicht  abändern  können, 
folgt  hietans,  dafi  ein  Vertrag,  welcher  Jemandem  billigere  oder  h^^here 
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all  im  MfoitUcliai  IntensM  festgtwtale  FrMhtaitie  gewilurt,  uiclit  taut  ret- 
boten,  loiideni  aadh  imgiltig 

Infolgedessen  kann  die  in  dem  internationalen  Übereinkommen  über  den 
Frarhtv-rk«  hr  enthaltene  oherwähnte  Norm,  welche  nur  die  ünjriUipkeit  der 
einen  iilligeren  Frachtsatz  bezweckenden  Vereinbarnnp:  erwähnt,  iiifht  so 
verstanden  werden,  als  wenn  aus  derselben  a  coutiario  ioigen  würde,  daü 
die  V«Niii1»amng  «tuet  Wamnxt  FnefataatBes  giltig  sei.  Die  fnglidie  Nocm 
nnifi  richtig  so  verstanden  werden^  da6  dieselbe  nnr  einoi  FUl  der  Yerietsimg 
der  Öffentlichkeit  der  Fraditsfttae  erwfthnt  hat  und  twar  jenen,  welch»  in 
der  Praxis  häufig'  wahrgenommen  wnnle  und  dessen  ausdrückliches  Verbot 
infolge  der  praktischm  Kif^hTiir.;?  sich  als  notwendij?  erwiesen  hat.  Hie 
Kichtigkeii  dieser  Auslegung  geilt  auch  daraus  hervor,  daß  die  zitierte  Ix- 
Stimmung,  welche  in  dem  Entwürfe  des  Übereink  ommens  nieht  enthalten  war, 
im  LmiIb  der  Bwatungm  mit  der  BegrOndnng  anfgenommen  wnrde.  datt  sie 
olmehin  nnr  eine  sdbstywsttndliche  Folge  des  Frinsipes  der  ÖffentiicMteit 
der  FrachtiAtze  sei  und  nur  mir  Vermeidung  von  Zweifeln  in  das  Überein- 
kommen  aufgenommen  werde  Aus  dem  Prinzip  der  (»ffentlichkeit  der  Fracht- 
sätze fdlge  aber  die  Unzuläsaigkeit  jeder  Privatvereinbaruug,  ob  sie  nun  die 
Ausbedingung  billigerer  oder  höherer  Fracht6iitjEe  bezwecke. 

K.  Tafel  Budapest  (UrteU  vom  17.12.1902  Zahl  98).  Das  UrteO 
des  Geriehtshofes  erster  Instana  wird  ans  dessen  Grttnden  bestfttigt  nnd  des- 
halb,  weil  §  7  Punict  1  des  auf  dem  Berner  Übereinkommen  beruhenden  seit 
1.  1  1893  geltenden  ungarischen  Eisenbahnl  ntriehsreglenients  den  ersten  Satz 
des  Art.  11  des  Übereinkommens  fast  wfirtiich  übernommen  hat.  tjemäli  welchem 
die  Berechnung  der  Fracht  nach  Mal^gabc  der  zu  Recht  besteheoden,  gehörig 
veröffentlichten  Tarife  ^olgt,  aber  den  sweiten  und  dritten  Satz  des  zitierten 
ArÜlcels  nidit  anfgenommen  liat,  welche  von  dm  lollssigeii  nnd  mmnlässigcii 
PrdsermftAigangeii  handeln.  Hierans  ist  offenbar,  dafi  bei  der  Bearteilong 
der  Rechtswirksamkeit  der  Privatvereinbarungen,  welche  die  Summe  der 
Frachtsätze  betreffen  tind  von  den  veröffentlichten  Tarifen  abweirli,  n  »>:irh 
dem  ungarischen  Ei«enbahnreeht  nicht  entscheidend  sein  kanü  oh  iii  Krhuhung 
oder  Maüigung  der  Frachtsätze  bezweckt  wird.  Der  im  >;  7  i'unkt  1  des 
BisenliahnbetrielMieglements  enthaltene  Bechtssatt  war  entweder  unbedingt 
verplüchteiid  oder  Itann  in  jeder  Riehtnng  dttrob  die  Vereinbamng  der  Par- 
teien abgeändert  und  ausgeochlosSNI  werden.  Nachdem  aber  auch  schon  auf 
Onmd  des  Schlußprutoknllfj,  welches  seitens  der  Bevollmächtigten  der  in 
Bern  kontrahierenden  Staaten  anfgeimmnien  wurde,  zweifellos  erschfint  dali 
die  nicht  veröffentlichte  und  einzelnen  Absendern  mit  AusschluU  der  anden>n 
gewihrte  FrachtsatzbegUnstigung  auch  im  angarischen  Binnenverkehr  ver- 
boten nnd  nichtig  ist,  mvA  andi  eine  soldie  Yetelnbarang  fSr  verboten  und 
niditig  betrachtet  werden,  dnrch  welche  die  Eisenbahn  aasbedingt,  dal)  die 
mit  ihr  kontrahierende  Privatpartei  für  die  FrachtfOhmng  der  aufgegebenen 
Waren  eine  die  veröffentlichten  Fracht^se  fil)ersteigende  Gegenleistong 
leiste. 
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K.  aag.  Kurie  (UrteU  von  21.4.1904  ZaU  397/1903} :  Die  Urteile 

beider  Untergericht«  werden  aufgehoben,  die  Klage  der  Klägerin  kann  aas 
dem  (irande  für  nicht  abweisbar  bt  fiindcii  werden,  daß  die  als  Grundlage 
der  Klüir»'  dienende  Vereinbaninu  iiii<:ili3^  sei  und  aus  derselbtii  witens  der 
Klag«  111)  keine  Rechte  geltend  gt  umcbt  werdtu  koaneu -- der  Uerichtshof  erster 
Instanz  wird  augewiesen,  im  Gegenstande  des  Prozesses  Beschluß  za  fassen. 

Orttnde:  IHe  Binwendnng  der  Qeklngten,  dafi  die  als  Gmndlage  der 
Klage  dienende  in  der  ürlennde  A.  enthaltene  Yerdnlianing  wider  die  gnten 
Sitten  verstoße  and  die  Kligttin  auf  Gmnd  derselben  für  sioli  keine  Rechte 
gerichtlich  geltend  machen  könne,  konnte  aus  den  im  Urtcili  (Ks  (nrichts- 
hofes  erster  Instanz  diesbezüglich  richtig  ratwickcltpn  (iründcn  und  dtslialb 
nicht  berücksichtigt  werden,  weil  die  (it  klagte  nidit  nur  d»  n  i5(  \V(  is  nidit 
erbracht  hat,  daß  das  Interesse  der  ungarischen  t>iaat«bahneii  durch  die 
Yeielnbarang  A.  verletit  wurde  und  dafi  die  Staatsbahnen  bei  Kenntnis 
dieser  Vereinbaning  die  TarUbegflnstigang  nicht  knndgemaeht  bitten,  sondern 
ans  der  Znsdirift  der  Staatsbahnen  und  ans  dem  Inhalte  des  dieser  Zoschrift 
beigeschlossenen  Protokolles  vom  28. 3.  t89H  festgestellt  werden  kann,  daß 
die  8t«at<!h;ihnen  diese  Vereinbarung  ohne  jeden  Widerspruch  und  I'rot»st 
zur  Kenntnis  genommen  haben,  woraus  naturgemäß  gefolgert  worden  muö, 
daß  die  Staatsbahnen  sich  durch  die  Vcrcinbarang  A.  iu  ihren  Interessen 
sieb  nicht  verletzt  betrachtet  haben,  wie  auch  ansonst  die  Daten  dieses  Pro- 
sessee  Icelne  Grundlage  fflr  die  Annahme  biet«i,  daß  diese  Vereinbarung  an 
materieller  Benachteiligong  Anderer  gefOhrt  bitte. 

Irrig  ist  aber  aach  der  Standpunkt  der  Untergerichte,  dalS  die  Yerdn- 
barnng  A.  wider  das  Prinzip  der  Öffentlichkeit  verstoße,  daß  sie  aus  diesem 
(trunde  ungiltig  sei  und  aas  derselben  demnach  fflr  die  Klägerin  keine  Rechte 
entstehen. 

Die  §g  4  und  iki  der  im  Art.  VIll  des  G.  A.  187Ö ;  XX  beibehaltenen 
Bisenbahnbetriebsordnung  vom  10. 11. 1851  bestimmen,  dafi  die  Eisenbahnen 
die  Tnrife  yorSflentlieben  und  vor  der  VerdÜMitliehnng  auch  der  Staats^ 
behOrde,  welche  die  Aafsicht  ansflbt,  sn  nnterlweiten  gehalten  sind;  ferner 
verfügen  die  §§  7  und  6(J  des  seit  1. 1. 189'?  {Geltenden  ungarischen  Eisenbahn- 
betriebsreglcments.  dnü  die  Berechnung  der  Frachtsätze  nach  Haißgabe  de  r 
zn  Recht  bestehenden  gehörig'  veröffentlicliten  Tarif»'  erfolgt,  schließlieh  kann 
die  £i8enbahn  gemäß  ^  8  der  Eii^enbahnbctriebsordnung  und  gemäß  ^  ii  des 
Eisnbahnbetriebsreglements  im  Falle  der  Erfüllung  der  Frachtfttlurungs» 
bedingnngen  die  Frachtfahning  nicht  verweigern.  QemiB  dieser  Bestimmungen 
sind  also  die  Inmdgemachten  Tarife  auf  gleiche  Weise  auuwenden,  d.  h.  die 
Absender  können  keiner  verschiedenen  Behandlung  teitliaftig  werden  sondern 
die  Eisenbahn  rntiLi  die  FrachtfOhrung  fflr  Jedermann  um  den  im  Tarife  ent- 
yiultcnci)  Frarhtbatz  iilicrnehmen.  woraus  natnrjjemSß  folpt.  daü  die  Eiwnbahn 
nn/,1  inen  Absendern  den  \i.rt«il  nicht  einräumen  kann,  ihnen  treuenüber 
anderen  Absendern  eitieu  geiingtren  Frachtsatz  zu  berechnen,  als  welciier  in 
dem  veröffentlichten  Tarife  enthalten  ist. 
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Dieae  BMÜmmmigen  icbfieBen  aber  niclit  ans»  da0  der  eiiiieliie  Ab- 
sender, sei  es  für  einen  Gegenwert  oder  ohne  Gegenwert,  die  ihm  zastthendt- 
Praohtsatzbcsrttnstigung  nifht  in  Anspruch  nchino.  Der  Vertrasi  A.  ciirliält 
aber  riiihts  anderes,  als  daß  die  Geklaprte  die  durch  die  veröffentlit htc  Kuiid- 
macbiing  festgesetzte  Frachtsatz begUnstigung  gegenüber  der  Klägerin  nicht 
Tollauf  in  Ansprach  nimmt,  mI  diMdbe  teüweifle  vendditet.  ms  weder 
gegen  das  Prinsip  d«r  Pablisittt  der  FraehtAtae  veistOBt  noch  aodi  das 
Siltgemcinc  Interesse  verletat. 

Die  Richtigkeit  dieser  Auffassung  bo^^tätigt  auch  die  Bestimmung  dee 
AiT  11  dos  im  G.  A.  XXV :  1892  inartiknlicrtpn  iiitenuitionalt  n  l  ln  n  in- 
kümniens  über  den  Frachtverkehr,  gemäß  weklu  r  jedes  Privat iibf  ieiiikoiüüifn 
wodurch  einem  oder  melurcrcn  Absendern  eine  Preiseruiäüiguug  gegenüber 
den  Tarifen  gewfthrt  werden  soll,  verboten  nnd  nichtig  ist.  Diese  Bestumang 
statuiert  daher  nur  das  Yerlwt  der  niedrigeroi  Preisansbedingnng  nnd  erldlrt 
die  diesbezügliche  Vereinbarung  als  nichtig,  verbietet  aber  nicht  die  Aas- 
bedingung b^ihcror  Preise,  worans  fol^rt.  daü  die  Ausbedingnng  des  höheren 
PVachtsatzes  i^Uti^  ist  und  infoli^edcssen  ist  auch  die  gegenüber  der  Eisenbahn 
übernummene  Verpflichtung  des  Absenders  giltig,  daß  er  die  FrachtermäÜigung 
oder  einen  Teil  derselben  nicht  in  Anspnidi  nehme.  Diese  TWimmwug  da 
Übereinlcommens,  obswar  sie  sich  auf  den  inlindisebra  Vwlcehr  nidit  erstieekt, 
bat  aus  dem  Grunde  eine  entsdieidende  BedeutiinK',  weil  nach  dem  Sdünft- 
protdkolle  dieses  Ubi  reinkoiumcns  Punkt  II  -  der  bevDllinäehtigte  Re- 
priisentant  des  ungarischen  Staates  konstatiert  hat  daU  unsere  Verkehrsnonuen 
mit  dem  im  Art.  11  statuierten  Prinsipe  in  Übereinstimmung  stehen. 
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L  Die  Haager  Familienrechts-KonventioiL 

Die  drei  am  12.  Juni  1902  im  Haag  abgeschlossenen 
Abkommen  ^)  über  das  internationale  Privatrecht,  nämlich: 

1.  Abkommen  zur  Regelung  des  Geltungsbereichs  der  Ge- 
setze auf  dem  Gebiete  der  Eheschließung, 

2.  Abkommen  zur  Regelung  des  Geltungsbereichs  der  Gesetze 
und  der  Gerichtsbarkeit  auf  dem  Gebiete  der  Eheschei- 
dung und  der  Trennung  von  Tisch  und  Bett, 

3.  Abkommen  zur  Regelung  der  Vormundschaft  ttber 
Minderjährige, 

sind  laut  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  im  Reichsgesetz- 
blatt V.  1.  7.  1904  (No.  27.  S.  221—249)  von  Deutschland, 
Ii  e  1  i  e  ii ,  Frankreich.  Luxe  in  b  u  r  .  den  Niederlanden, 
Rumänien  und  Schweden  ratihziert  und  die  Ratitikations- 
urkunden  sind  am  1.  6.  1904  im  Haag  liiuterleg^t  worden-). 

In  der  Bekanntmachung  ist  dem  franz(jsischen  Urtext  ^} 
die  nachfolgend  mit^jeteiltc  deutsche  Überst'tzuü^  beigefügt, 
welche  sachlich  bedeutsam  ist.  Noch  bedeutsamer  ist  die 
in  (j  estalt   einer  Denksclirift   (Drucksachen  des  Reichstags 

1)  Vgl.  durfibw  Kahn,  ginhämiche  Küäifikatüm  de9  tnter- 
nattWMle»  Prtvatreehts  durch  Staatwertrage",  Leipsig  1904,  sowie 
ZtBch.  XII  1.  201,  XIV  289,  394,  Ntemeper  in  .JhuUek»  Juristen- 
wettung  '  1904  S.  514  ff. 

^)  Laut  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  im  ROßl  v.  20.  7.  1JJ04 
(No.  32;  S.  ä07)  bat  Spanien  das  Abkomnieii  zur  Regelancr  der  Vormund- 
schaft über  Minderjährige  ratifiziert  und  die  Ratifikationsurkunde  am 
ao.  Jani  1904  im  IIm«  Mnterlegt. 

>)  Der  fnuMfttieolie  Text  ist  Ztach.  xn  008  ff.  befdta  »bgedniekt. 
Die  qmoptifldie  Wiederholung  neben  der  im  folgenden  snr  Mitteilnng  Icommen- 
den  amtlichen  dentaehen  Oberaetsang  wird  erwAnscht  eein. 
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No.  847.  11.  Legislaturperiode  I.  Sessio»  1903/1904)  dem  Reiclis- 
tajre  vom  Reichskanzler  unterbreitete  Motivierung  und  Er- 
Ikuttrnng  der  Konventionen,  wf^lclie  nactistehend  abgedruckt 
wird  uiul  welche  in  iiuincher  Bezieliuiig  Aufta.^-niii^en  znriieltuug 
l)ringt,  die  sich  keineswegs  ohne  weiteres  aus  ciein  Text  ergeben, 
welche  aber,  nachdem  Bundesrat  und  Rei(  listny  in  ihrem  Sinn 
die  Konventionen  akzeptiert  Imben,  für  die  Anwendung  der 
Konventionen  in  Deutschland  als  erheblich  anerkannt  wei-den 
müssen. 


/.  Convenüan  pour  regier  les 
confiita  de  lois  en  matüre  de 
mariage, 

Sa  Majest^  VEmpereur  d'AlIc- 
tftfffftte.  Roi  de  Prusse,  f^u  nnf>.i  i/c 
l'Empire  Allefuanä,  Sa  Majcste 
L'Empereur  d  Auti  iche,  Roi  de 
BoMmtp  etc.,  etc.,  et  Boi  AposUh 
lique  de  HengHt,  Sa  Majeatä  U 
Rot  dee  Beiges,  Sa  Majesti  le  Roi 
d'Espnfjne.  le  Pit'sident  de  Ja 
R^publtfpir  Frttn<^iiii<e.  Sa  Majcstv 
le  Riti  d  itaiic.  Stm  Alteaae  Royale 
le  Grand-Buc  de  Luxembourg,  Duc 
de  Naseau,  Sa  MafesU  la  Beim 
dee  Poffe-Bae,  Sa  Majeeti  le  Bai 
de  Portugal  et  den  Algattes,  eH., 
ctr  Sn  }f/7 ffyfe  If  Rot  de  P"U' 
lutifut'.  S(i  J/<tjt\sti'  If  Roi  de  Sucde 
et  de  Aorvege,  au  ttottt  de  la  Suide, 
et  le  Cornea  FHUral  Suieee: 

desirant  iHnhlir  des  disjhi^  ifinns 
COM fti Uftes  pvut  r elfter  les  con/fi  fs 
de  lois  coHcernant  les  conditioHs 
pour  la  paUdUi  da  mariage, 

omt  räsolu  de  comelure  uae 
Conventüm  A  cet  effei  


I.  Abkommen  zur  Regelung  des 
Geltungsbereichs  der  Gesetze 
auf  dem  Gebiete  der  Ehe- 
schließung. 

Seine  Majestät  der  Dcntscbe 
Kaiser.  König  von  Preußen,  im  Namen 
des  Deutschen  Reichs,  Seine  Majestät 
der  K&iser  von  Österreich,  König 
von  B(}hinm  «aw.  and  Apostolischer 
KSnig  von  Ungarn,  Seuie  Hajeatit 
der  Kötdg  der  B  e  1  g  i  e  r,  Seine  Majestät 
der  König  von  Spanion.  dt  r  Prasi- 
(l«'nt  der  KranzösisrhoTt  H»puhHk. 
Öeiue  Majestät  derKümg  von  Ita  lien. 
Seine  Königliche  Hoheit  der  GroS* 
benog  Ton  Luxemburg,  Henog  sit 
NsMMi»  Hure  KajeBtit  die  KVnigin 
der  Niederlande.  Seine  Majest&t 
dcrKönitrvnn  Por t  u galundAlgarvien 
usw  .  >t  ine  Majestät  der  Krmig  von 
K  u  m  ä  n  i  e  n ,  Seine  Majestät  der  König 
▼OD  Schweden  und  Honregeu.  im 
Namm  Sehwedene,  and  der 
Schweizerische  Bundesrat: 

von  dem  Wunsrlu'  geleitot.  scmein- 
SHin»'  Bf^tinuuun^en  zur  Regelung  des 
ücltungsLtereichs  der  Gesetze  in  Au* 
aehung  der  Erfordermase  für  die  QHl- 
tigkcit  der  EheeeUieftuig  n  ueieii, 

•ind  ebereingekomBent  zu  dieseoi 
Zwecke  dn  Abkonmen  tu  adiUeficn 
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Ai  t  tele  1. 
Le  draii  dt  eotUro/^tr  mariage 
e9t  rigti  par  la  Ud  noHonaU  de 
düimn  des  futur»  ipouas,  ä  moina 
qu'une  diepofiHm  de  eette  loineee 
refere  expreeeiment  ä  un$  taUre 
loi. 


Ariicie  2, 
LaMdu  lie»  de  la  dUbraHem 
peut   interdire   le  mariage  des 
etrangera  qui  serait  contraireäeee 
diapoeitious  concemant: 

1.  lea  deyrea  de  parenti  vu 
^alHanee  pour  leequHe  ü  $f  a 
«ne  prehMüm  abeelue; 

2.  la  prohibiHon  ateolue  de  ee 

marier,  SäictSe  cmitre  les  cou- 
pablrs  (ffl  Vaäultire  ä  raison 
duquel  le  mariage  de  Vun  d'eux 
a  iU  dissous; 

2,  la  prokMien  abaolue  de  se 
martert  ^dieNe  venire  dee  per- 
eemtee  amdamniee  pour  aeoir 
de  concert  attenti  ä  la  itie  du 
conjoint  de  l'une  d'ellcs. 

Le  marioge  ci'lebre  rontraire- 
ment  u  une  des  pt  ohibitoit« 
mentionnies  ci-desstts  ne  sera  pas 
frappi  de  miUiti,  pourtu  qu*Ü 
seit  valable  4Paprie  la  loi  indiquie 
par  Vorfiele  1*\ 

Sous  la  riserve  de  Vapplicatum 
dn  premiet  alinöa  de  Varticle  6 
dt:  la  pn'i<ente  CunrentioH.  aucutt 
Etat  contractant  ne  a  oölige  a  faire 
dUbrer  um  mariage  qui,  ä  raieou 
d^un  marietge  antdrieur  ou  tPun 
ebetaele  Vordre  reiigimmt  eerait 
cemiraire  ä  ses  lots.  La  ttidoHon 
d'un  empSchemetff  de  reffe  nnture 
ne  piturrait  pas  entrainer  la 


Artikel  1. 
Sm  Seeht  snr  Eingebung  der 
Bbe  Iteitiiiimt  sich  in  Ansdung  eines 
jeden  der  Verlobten  n»eh  dem  Oeeetae 

des  Staates,  dem  er  angehört  (Oesets 
des  Heitnatstaat«),  soweit  nicht  eine 
Vorschrift  dieses  Gesetzes  ausdrück- 
lich auf  ein  anderes  Qesetz  verweist. 

Artikel  2. 
Dm  Oeeets  dee  Ortee  der  Ebe- 
schlieBong  kann  die  Ehe  toq  Ana- 

Undem  uiitersageTi.  wenn  sie  vcr- 
stoßen  würde  gegen  seine  YorscbrUten 
über 

1.  die  Grade  der  Verwandtschaft 
md  Sehwikgenchnft,  ffir  die  dn  ah- 
Mlntee  Sheverhot  bettdit; 

2.  das  absolute  Verbot  der  Ehe- 
schließung zwischen  den  des  Ehebmchs 
SchTildigen,  w^^nn  auf  Qmnd  dieses 
iilhebruchs  die  Flu  Ines  von  ihnen 
aufgelöst  worden  ist; 

3.  das  absolute  Verbot  der  Ehe- 
soUiefinng  «wischen  Personen,  die 
w^en  gemeinsamer  Naehstdlung  nach 
dem  Leben  des  Ehegatten  eines  Ton 
ihnen  verurteilt  worden  sind. 

Ist  dif  Ehe  ungeachtet  eines  der 
vorstehend  auf^fefOhr^n  Verbote  ge- 
Bchloüüen,  üu  kann  bin  nicht  aU  nich- 
tig behandelt  werden,  falls  sie  nadi 
dem  im  Art  1  beieiehneten  Qesetse 

göltin  ist. 

Unbeschadet  der  Bestimmungen 
des  Art.  8  Abs.  1  dieses  Abkommens 
ist  kein  Vertragsstaat  verpflichtet, 
eine  Ehe  schließen  zu  lassen,  die  mit 
Rflcksiebt  anf  eine  Tormalige  Ehe 
oder  anf  ein  Hindernis  reHgiflser  Nator 
gegen  seine  Qesetse  verstofien  wtlrde. 
Die  Verletzung  eines  derartigen  Ehe- 
hindemisses  kann  jf^dorh  die  Nichti^- 
heit  der  Ehe  in  einem  anderen  Lande 
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uidlite  du  mar  tage  dans  ies  paya 
auire»  que  eelni       U  mariag« 

Article  3, 
La  loi  du  tieu  de  la  eAUbraHon 

peut  pemiettre  ?e  mariaße  des 
^trfitf'ioi  s  nonoh()st(tnt  Ics  prnhi- 
bitioHs  de  la  loi  indiqut'c  jKtr 
V article  1'%  loraque cesprohibitions 
mmt  eaeeinaivemeHi  fondies  sur  des 
ntoHf»  iForäre  religieuaf. 

Le9  auires  Eiats  ont  le  droit 
de  ne  pas  recotinaitre  contme 
ralable  Je  mariaße  cäläör^  dam 
ces  circoHstancett. 

A  rt  icle  4. 
Lea  itraugera  doitant,  pottr  aa 
martar^  itablir  quUla  rampliaaant 
les  conditiona  näcessairea  d'apria 
la  hi  indiquie  par  Varticla  V, 

Cette  justißcalioH  sc  fera,  mit 
par  UH  certi/icat  des  agents  diplo- 
maüfuaa  eu  cenatUairaa  outorMa 
par  VJSiat  daiU  laa  contraetanta 
aonilaa  ressortiaaaHfa,aaitparUmt 
atifre  mnde  de  prcuce,  poitrnt  que 
les  Conventions  inteniati<>>i(iles  nu 
ies  autorite»  du  pags  de  la  rrle- 
braiioM  reeotmaiaaant  la  Justifö- 
caiion  eomma  aufflaauta, 

At'tiela  5, 
Sara  reeonnu  partout  .eomme 
valaHe,   quant  ä  la  forme,  le 
ninriage  celc'br^  suivant  la  loi  dU 
pays  oü  ü  a  eu  Heu. 

R  aat  touUfola  antandu  qua 
laa  pajfa  doni  la  UgialiüUm  aselga 
una  ciUbratioH  rali0iauaa,pourroitt 

nepas  reconnaffre  cnmme  rnlahlex 
les  mariages  cont rftcfes  par  ii'ui  .s 
nationaux  ä  l  etranger  sam  que 
eatte  preaeription  alt  it4  ohaarvia. 


als  in  dem,  wo  die  Ehe  gosrhlos^en 
wurde,  nickt  tat  Folge  haben. 

Artikel  3. 
Das  Geaets  des  Ortes  der  Ehe- 
schließung kann  iim^r;t(lif»-t  ilcr  Ver- 
bot«' i\c%  im  Art.  1  iK-zeichneten  Ge- 
setzes die  Ehe  von  Ausländern  pe- 
statteii,  wenn  diese  V  erbote  aosschlieli- 

lich  auf  Offloden  religiöser  Katar 
beralieii. 

Die  anderen  Staaten  sind  bereeh- 
tifft,  einer  unter  solchrti  rmsfiuul'^ti 
s?eschlo?<<5<'nen  Ehe  die  Anitknimmg 
als  einer  gilitigen  Ehe  zu  versagen. 

Artikel  4. 
Die  Ausländer  mttssen  zam  Zwecke 
ttumr  Ekeachliefinng  nadiwdaen,  da0 
de  den  Bedingungen  genügen,  die 

nach  dem  im  Art.  1  bezeidmeten  Ge- 
setz  erforderlich  sind 

Dieser  Nachweis  kann  durch  ein 
Zeugnis  der  dipluumlischen  oder  kon* 
sulaiisdien  Vertreter  des  Staates,  den 
die  Verlebten  angeboren,  oder  dnicb 
irgend  ein  anderes  Beweismittel  ge- 
führt Werden ,  jo  nachdem  die  Staats- 
vertrage  oder  die  lieliörden  des  Landes, 
in  M'elcbcm  die  iuhv  geschlossen  wird, 
denNacbweis  als  genügend  anericennen. 

Artikel  5. 
In  Ansehung  der  Form  ist  die  Ehe 

überall  als  gUltig  anzuerkennen,  wenn 
die  Eheschließung  dein  (IcsetM  des 
Landes,  in  welchem  sie  erfolgt  ist, 
entspricht. 

Oodi  brancben  die  Lftnder,  dem 
Qesetasgebang  eine  religiöse  Tramug 
Terschreibt,  die  von  Uuen  Aiigdi5rig«n 
anter  Nichtbeadittins;  dieser  Vorschrift 
im  Auälund  eingegangenen  Kben  nicht 
als  gültig  anzaerkenncn. 
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I^es  dispositions  de  la  lui  natio- 
nale, en  matten'  de  puhfira*h>ns. 
derrtmt  efrc  respectevx ,  intus  le 
defuut  de  cen  jtublications  ne 
pourra piu  sntraJtnwr  la  nulUtS  «i» 
nutrioffe  dam  les  pa^s  autrea  que 
4»lui  dcni  la  loi  aurait  4t4  eioUB. 

Une  copie  authentique  de  VaeU 
de  uiaringe  scra  trausmife  nur 
aufm  ites  du  paya  de  ckacum  des 
cpftux. 

Artiele 

Sera  reeonnu  parUmt  comme 
talabht  guant  ä  la  forme,  le 
manage  c^ldbrä  detaut  un  agettt 

diplomatique  au  consulaire,  con- 
foi  metnent  ä  sa  legislat ion .  si 
aucune  des  parties  cuntiartantcs 
u'ent  t  essoi  tinisante  de  l  Etat  oit 
le  mariage  a  iti  dlibr^  et  si  cet 
JSiat  ne  e^p  qppoee  pae,  Rnepeut 
pas  s*if  efppoaer  quand  ti  s'agit 
d'un  mariage  qui,  ä  raison  dlai 
mn  ringe  anter  ieur  ou  (Fun  übst  ade 
d'ordre  religieux,  serail  contraire 
ü  .seif  lots. 

La   retierce  du  accond  olinea 

de  rai  Ih  le  ~>  est  applicable  aux 
uKii  iages  diplonuUiquee  ou  cou- 
isulaires. 

Artiele  7. 

Le  marit^fe,  nal  quant  ä  la 

/orme  dans  le  poya  QÜ  il  a  ete 

cele'bre,  pourra  ncanmoins  etre 
reeaiitiu  enmme  rnlnhle  dnns  los 
tiutres  payn,  si  In  j'iiriiif  pres(  i  ite 
par  la  loi  nationale  de  ehatune 
äee  partiea  a  4ti  i^ereie. 


Die  Vorschriften  des  (icsetzes  des 
Heimatstaats  über  das  Auff^ebot  müssen 
beachtet  werden:  doch  kann  das  ünter- 
lasäcn  dieses  AufgebuU  die  Nichtig- 
keit der  Ehe  war  in  dem  Laide  lor 
Folge  haben,  deeioi  Oeiets  ttbertieten 
worden  ist 

Eine  b^Iaubigtc  Abschrift  der 
Eheschließungsurkunde  ist  den  Be- 
hörden des  Heimatlandes  eines  jeden 
der  Ehegatten  zu  übersenden. 

Artikel  6. 
In  Aniebnng  der  Form  ist  die 
Ehe  flbemll  als  gOltig  «nsnorkMinen, 

wenn  sie  vor  einem  diplomatischen 

oder  konsularischen  Vertreter  gemäß 
seiner  Geset?:p;ebnnp  p:pschlossen  wird, 
voransgesetzt  dali  keiner  der  Verlob- 
ten dem  Staate,  wo  die  Ehe  ge- 
«düoeeen  wird,  angehört  und  dieser 
Staat  der  Ehescfaliefiang  nicht  wider- 
spricht. Bin  solcher  Widersprach 
kann  nicht  erhoben  werden,  wenn  es 
sich  um  eine  Ehe  handelt.  mit 
Rücksicht  auf  eine  vormalige  Ehe 
oder  ein  Hindernis  religiöses  Natur 
gegen  seine  Gesetze  rerstofien  würde. 

Der  Vorbehalt  des  Art  5  Abs.  2 
findet  auf  die  diplomatischen  oder 
konsularischen  EbeschUe/^ungen  An- 
wendung. 

Artikel  7. 

Eine  Ehe,  die  in  dem  Lande,  in 

welchem  sie  geschlossen  wurde,  in 
Ansehung  der  Form  niclitii:  ist,  kann 
glHfhwohl  in  den  aiub  ren  Ländern 
als  iriiltiL;  aneikaunt  wtrden.  wenn 
die  durch  das  Cieset^  des  ileiuial- 
staats  eines  jeden  der  Verlohten  Tor- 
geschriebene  Form  beobachtet  wor- 
den ist. 
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AriieU  8. 

La priunie  Cotwm^iUm  ne  s'ap- 
pJique  qu'aux  mariages  cilihris 
sti>  trrn'tolre  des  Etats  cun- 
trartfiHts  cHlie  personnes  dont 
mie  au  moins  est  ressortissante 
tTtin  de  ces  Eiats, 

AueuH  EttU  ne  ^Mige,  par  la 
prHmtla  CommUim,  ä  appti^tter 
wie  hu  qul  ttfi  scrait  pa»  celte 
ePuH  Etat  cuntractant. 

Art  tele  9. 

La  presente  Conoention,  qui 
ne  s'applique  qu'aux  territoire» 
eurepiene  dee  State  comiraciantef 
eera  ratifide  et  les  ratificatUme 

efi  scront  d^posdes  ä  la  Haye,  des 
que  la  major/fd  des  Ilaufcff  Parties 
contractantes  sera  en  mesure  de 
le  faire. 

R  eera  äreeeä  de  ce  depöt  un 
prode-verM,  deut  ut$e  aipie, 
eertifi^e  conforme,  sera  remise par 
Ja  >  iii<'  diplomatique  ä  ckacuH  dee 
Etats  contractants. 

Articfe  10. 

Les  Etats  non  signataires  qui 
eut  iti  repräeentäe  ä  la  troieUme 
Cmfirence  de  Dr&tf  IniemaHomal 
FrM  eont  admie  ä  adhirer  pure» 
ment  et  eimptemeni  ä  la  prieenie 
Conrentiott. 

L'Ktat  qui  dSsire  ndhdi  er  noti- 
fiera,  au  plus  tard  le  HI  Dicembre 
1904,  etm  intentiim  par  un  ade 
gut  eera  dipoei  dane  lee  arckieee 
du  Gouvernement  «he  Paye^Bae. 
Crhn-ri  en  eurrrra  une  copie, 
cvrtifice  conforme,  par  la  voi 
diplomatique  ä  chacun  des  Etats 
centraetauts. 


Artikel  8. 

Diest:^  Abkommen  findet  nur  auf 

solche  Ehen  Anwendung,  welche  im 
Gebiotp  <\('V  Vcrtra<,"<st;inr*'n  zwischen 
Persorii-n  gtschlussta  »uid,  vou  denfn 
mindestens  eine  Angehöriger  eines 
dieser  Staaten  Ist. 

KelB  Staat  ▼eiplüclitet  eidi  dmch 
dieses  Abkommen  zur  Anwendung 
eines  HeHi  tzes.  welches  nicht  dasjenige 
eines  Yertrii^taats  ist. 

Artikel  H. 

Dieses  Abkommen,  das  nur  auf 
die  enropftiiolien  Gebiete  der 
Yertragsataaten  Anwendong  findet, 

soll  ratifiziert  und  die  Ratifikations- 
urkunden sollen  im  Haag  hinterlegt 
werden,  sobald  die  ^lebrzahl  der 
Hohen  vertr»^hließenden  Teile  hienni 
in  der  Lage  ist. 

Über  die  Hinterlegung  aoll  ein 
Protokoll  »n^nonunm  werden;  Ton 
diesem  soll  eine  beglaubigte  Abschrift 
anf  diplnmatischem  Wege  einem  jeden 
der  Vertragsstaaten  mitgeteilt  werden. 

.\rtikel  10. 

Denjenigen  8taaten,  welche  auf 
der  dritten  Konferens  Aber  internatio- 
nale« Frivatrecbt  vertreten  waren, 
dieaei  Abkommen  aber  nicht  ^a^ich- 
net  haben,  soll  der  Torliehaltlose  Bei- 
tritt zu  dem  Altkomtncn  freistehen. 

Der  St.-üii,  Welcher  beizutreten 
wUiischt,  bat  spätestens  am  31.  De- 
lember  1904  eelDeAbflidit  in  einer 
Urlmnde  ammselgen,  die  im  ArdiiTe 
der  Regierung  der  Niederlande  hinter- 
legt wird.  Diese  wird  eine  beglau- 
bigte Abschrift  davon  auf  diplomati- 
schem Wege  einem  jeden  der  Ver- 
tragsstaaten ttberaenden. 
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Artirle  II 
1a'  prcsente  Convent iutt  enfi  era 
en  t/(/ia'ut  le  soixaiiticme  jnur  h 
partii  du  dep6t  des  ratificatiutui 
im  de  ta  äaie  de  la  mUficatüm 
des  adhieione. 

Ariiete  13. 
La  prieetHe  CimeetUüm  aurt^ 

une  duree  de  cinq  ans  ä  partir  de 
la  date  du  dipöt  de»  ratifieaiime. 

Ce  terme  commencera  ä  courir 
de  cette  date,  mime  pour  lee 
Kiat»  qui  auromi  faü  U  dipdt 
aprie  cetie  date  ou  qui  auraient 

adherS  plus  tard. 

La  Convention  sera  renouvclee 
ta(  i fernen t  de  cnu;  uns  en  cinq 
ans.  sauf  denoticiadon. 

La  denonciation  decra  etre 
notifiie,  au  motne  »ix  mois  awmt 
fexpiriUiou  du  terme  niei  aux 
alint'as  p/ecedents,  au  Qouv»me' 
ment  des  Pays-Ras,  qui  en  donptera 
connaissance  ä  tom  le»  autre» 
Etats  tontractants. 

La  denonciation neproduit  asun 
effet  qua  legarddeFEiatqui  Vaura 
notifide,  La  CkmwntUm  reetera 
exicuteire  pour  lee  auiree  Etat», 

Eh  foi  de  quei  lee  pliuipotenti- 
aire^  resipertifs  onf  sigm'  In 
pt  est  ufc  Ciinrention  et  l'ont  recetue 
de  leurs  sceaux. 

Fait  ä  la  Haye^  le  douze  Juin 
Mil  Neuf  Cent  Deux,  en  un  eeul 
exemplairef  qui  eera  däpoei  dane 
le»  arckive»  du  Gouvernement  dee 
Pays'Bas  et  dont  une  copie,  cer- 
tifiee  conforme.  sera  remise  par 
la  voie  diplomatique  ä  chacun  des 
Ethts  qui  unt  vte  reprisentes  d  la 
troieiime  Cenfirenee  de  Droit 
International  Priei. 


Artikel  11. 
Dieses  Ahk(»iiinuM]  tritt  am  sech- 
zi^rst^n  T;i]ie  luicli  (1(1-  Hinterlegung 
der  liatitiiiationäurkuiideii  oder  uacb 
dem  Zeitpunkte  Aiueige  von 
einem  Beitritt  in  Kraft 

Artikel  13. 
Dieses  Abkommen  gilt  für  die 
Dftier  von  fünf  Jahren,  gereelmet 
Ton  dorn  Zeitpunkte  der  Hinterlegung 

der  Ratitikationsnrkundfn. 

Mit  diesem  Zeitpunkte  beginnt  d«  r 
Laaf  der  Frist  auch  für  diejenigen 
StMten,  welche  die  Hintwlegnng  erst 
nach  diesem  Zeitpunkte  bewirken 
oder  erst  später  beitreten. 

In  Ermantrelung  einer  Kruulisinni: 
gilt  da»  Äbkoniinon  als  stinsi  liwfi<.'i  iid 
von  fünf  zu  fünf  Jahren  erneuert. 

Die  Kündigung  muU  wenigstens 
seelis  Honftte  vor  dem  Ablaafe  des 
Zeltramns,  der  in  den  vorstehenden 
Absätzen  bezeichnet  ist,  der  Regierung 
der  Niederlande  zugestellt  werden, 
die  hiervon  allen  anderen  Vertrags» 
staati-n  Kenntnis  geben  wird. 

Die  Kundigoflg  soll  nur  in  An- 
selrnng  dee  Staates  wirksam  sein»  der 
sie  erklbrt  hat.  Fttr  die  ftbrigen 
Staaten  bleibt  das  Abkommen  in  Kraft. 

Zu  Urkund  dessen  haben  die  Be* 
volIni:ic!itip:ten  dieses.\bknmnien  unter- 
zeichnet und  mit  ihren  Siegeln  verseilen. 

Geschehen  im  Uaag  am  zwölften 
Joni  nennielmhttndertandswei  in  einem 
einxigen  Exemplare,  das  im  Archive 

der  Regierung  der  Niederlande  hinter- 
leji^t  wird,  und  wovon  eine  lu  ^laiibiiite 
Abschrift  auf  diplomatischem  W'et^e 
einem  jeden  der  Staaten  überleben 
werden  soll,  welche  auf  der  dritten 
Konferens  Uber  internationales  Privat- 
recht vertreten  waren. 
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//.  Convention  ponr  regier  les 
conflits  de  lois  et  de  jurir 
diciions  en  matiire  de  divorce 
et  de  siparaMon  de  Corps. 

S'r  ^f(tßsfe  VEmpereur  ifAIlf- 
iKaiKjiic.  Ri)i  de  Pritsse.  (tu  uoin 
de  l Empire  Allemand,  Sa  Majeste 
VEmpereur  d'Autricke,  Moi  de 
Schhne^  He.,  etc.,  et  £o4  Apae- 
tolique  de  Hongrie,  Sa  Majenti 
le  Roi  das  Bclfit  x,  Sil  Mnjestr  le 
Riii  (I  Espagne,  le  Fresident  de  In 
Mejaubltquc  Frangaise,  Sa  Majetde 
le  Roi  eFItalie,  Son  Altesse  Royale 
le  Grand 'Due  de  lAuoewdHMrg, 
Due  de  Nassau,  Sa  Majeeti  ia 
Reine  des  Pays-Bas,  Sa  Hajes te 
Ic  Roi  de  Portugal  et  des  Algar- 
re.v.  etc..  t'tc,  Sa  Majes/r  le  Roi 
de  Ruumanie,  Sa  Majcale  le  Roi 
de  Suäde  et  de  Nortege,  <tw  nam 
de  la  Suide,  et  le  Coneeil  Fidiräl 
Suisse 

Desirant  öiablirdi's  diapns-itious 
mmifiunes  jxnir  rvi/lei  les  conßit- 
de  lois  et  de  Juridictions  en  mos 
tUre  de  divorce  et  de  aipafVdUm 
de  corpSf 

Ont  risolu  de  conclure  une 
Cimventiou  ä  cet  effet  

«      •      *      *  ■ 

Article  l. 
Lea  ^^mx  ne  peuwnt  former 
une  demande  en  diwree  gue  ei  leur 

Im  nationale  et  la  loi  du  Heu  om 
la  demande  est  funtii-e  admettent 
le  divorce  l'une  et  l  autre. 

II  eu  est  de  mime  de  ia  eipar 
ratioH  de  vorpa. 


11.  Abkommen  zur  Regelung  des 
Geltungsbereichs  der  (iesetze 
und  der  Gerichtsbarkeit  auf 
dem  Gebiete  der  £he«clieidui)g 
und  der  Trennung  von  Tisch 
und  Bett. 

Seine  MajestÄt  der  Deutachfi  Kaiser. 
König  von  Preulien,  im  Namen  des 
Deutächen  Edchs,  Seine  Majestät  der 
Kaiser  von  Öitendcb,  König  von 
BohniMi  usw.  und  ApostoUscher  KOnlg 
von  Ungarn,  Seine  Majestät  der  Könifj 
der  la  l^ier,  Seine  Majestät  der  Köni}r 
von  Spanien,  der  Priisideiit  der  Fran- 
zösischen Repnbhk,  .Seine  Majestät 
der  König  von  ItaUen,  Seine  König- 
liehe  Hoheit  der  Gfofibenog  too 
Lnzemborg,  Henog  m.  Kmwi,  Ihre 
Majestät  dieJKönigin  der  Niederlande. 
Seine  Majesfät  dir  König  von  Portu- 
gal und  .Mu'arvirü  USW.,  Seine  Majestät 
der  König  von  Komänien,  Seine  Maje- 
•tit  der  Köllig  ▼ob  Schweden  und 
Ilorwegen,  im  Namen  Scbwedeni,  nnd 
der  Schweizerische  Bundesrat: 

von  dem  Wunsrho  geleitet,  ü'- 
meinsame  Bestimmungen  zur  Kt  ttelmii.' 
des  Geltungsbereichs  der  Gesetze  uiiil 
der  Gerichtsbarkeit  «nf  dem  Qelriete 
der  Bheecheldaiig  und  der  Tiennnng 
▼on  Tisch  und  Bett  an  treffen. 

sind  fibereingekommen,  zu  diesem 
Zwecke  ein  Abkommen  zu  sdiUeHen 

«      *      *      •  • 

Artikel  1. 
Die  Bhegatten  kOnnen  eine  Sdm- 
dangsUage  nnr  dann  erheben,  «enn 

sowohl  das  Gesetz  des  Staat)  s  doii 
sie  angehören  (Gesetz  des  litiiuai 
Staats  1,  als  auch  das  Gesetz  des  OiUa. 
wogeklagt  wird,  dieScheidung zulassen. 

Das  Gleiche  gilt  ftr  dieTxewning 
▼on  Tisch  nnd  Bett. 
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Ar  t  tele  2. 
T^dimrcc  nejyeuf  dt re  (ieuiande 
que  ai,  datm  le  caa  dont  ii  »agil, 
Ü  99t  «dmi9  ä  la  /ol«  par  la  hi 
mtUaitaJe  d99  Spmx  et  par  la  Ud 
äa  lieu  &A  la  denumde  eat  formet 
encore  que  ce  wtt pcur  äee  eauaea 
diffärentee. 

II  en  eat  de  meme  de  la  sipa- 
tatUtH  de  Corps. 

Article  .9. 
Notwbstant  les  diapotiilium  des 
arOelee  et  2,  la  hi  natiaaate 
eera  eeule  e^rvie,  ei  la  lei  da 
lieu  uA  la  demande  eet  fermie  le 
pr99eHt  eu  le  permet, 

Artiele  4, 
La  loi  Motionale  im^Uqaie  par 

les  articles  pr^cMcnts  ne  peut  Stre 
iuvoqu^'e  pour  donner  ä  un  fait 
qui  a'eat  pass^  niora  que  les  epoux 
ou  l'un  d'etuc  elaient  d  une  autre 
naüetuditi,  leearaetire  ^uneeaMe9 
de  diveree  au  de  aäparatüm  de 
eorpe. 

Article  5. 
Im  den  tan  de  en  dr'vorce  ott  en 
Separation  de  corpe  peut  ätre 
fQrmöe : 

1.  deoant  la  juridiction  can^ 
pHeute  d^^rie  la  loi  naHonaU 
dee  4poMap; 

2.  decant  la  juridiction  eOMpi- 
tente  du  lieu  oii  les  epoux  sont 
dnmiciU48,  Si,  ff  apresi  Imr  Ugis- 
latiun  natinnulc,  les  epoii.r  n'ont 
pas  le  mettut  duttt teile,  la  Juridic- 
tioH  ctmpiteHie  eet  celle  da  dornt' 
eile  du  difeadeur.  Dame  le  eae 
eTaboHdom  et  daue  le  eae  ^un 
ekoHgement  d9  donUeiie  opiri 


Artikel  2. 

Auf  Scheidunir  kann  nur  dann 
gtiklagl  werden,  wcau  sie  in  dem  zu 
benrtoüendflii  Falle  sowohl  nadi  dem 
Goaetze  des  Hefanatataato  der  Ehe- 
gatten als  auch  nach  dem  Oeaetie 
des  Orteii  wo  u;eklsgt  wird,  sei  es 
auch  aus  versohiedoieii  Orflnden,  zu* 
lässig  ist. 

Das  Gleiche  gilt  für  die  Trennung 
von  Tisch  und  Bett. 

Artikel  3. 
Ungeachtet  der  Bestimmungen  der 
Art.  1,  8  ist  das  Gosels  des  Heiaiat- 
Staats  allein  maBgebond,  wenn  das 
Gesets  des  Ortes,  wo  geklagt  wird, 
dies  Torscbrdbt  oder  gestattet 

Artikel  4. 

Das  in  den  vorstehenden  Artikeln 
bezeichnete  Oesetz  des  Keiniatstaats 
kann  nicht  angerufen  werden,  um 
einer  Tatsache.  di('  sich  ereitrntt  hat, 
während  die  Eiicgatteu  uder  einer 
von  ihnen  einem  anderen  Staate  an> 
gdiftrten»  die  Wirkong  eines  Schei- 
dnngs-  oder  Trennnngsgmndes  su 
Terleihen. 

Artikel  5. 
Die  Klaffe  auf  Scheidunfz  oder  auf 
Trennun;^  von  Tisch  und  Bett  kann 
erhoben  werden: 

1.  vor  der  nach  dem  Gesetze  des 
Heintatstaats  der  Ehegatte  sosttndi- 
gen  Gedchtsharkeit; 

2.  vor  der  snständigen  Gerichts- 
barkeit  des  Ortes,  wo  die  Ehegatten 
ihren  Wohnsitz  haben.  Wenn  die 
Ehegatten  naeh  der  Gesetzgebung 
ihres  Heimatstaats  nicht  denselben 
Wohnsits  haben,  so  ist  die  Gerichts* 
barkeit  des  Wohnsitxes  des  Beklagten 
zust&ndig.  Im  Fdle  der  böslichen 
Verlassnng  oder  im  Falle  einer  Ver- 

34 


ZeltMlifIfl  f.  Iiitem.  Frivai-  u.  MtetL  Beoht.  XIV. 


Digitized  by  Google 


516 


Vcrmiflcbte  Mitteiliuigeii. 


aprva  t/UV  lu  came  de  dirorce  ou 
de  Separation  est  intcrvcnue,  la 
demande  peui  ausH  €ire  fomti« 
demutt  la  juriOiction  eompitenie 

4u  dernier  dumicile  commun.  — 
Toutefois  la  juriilictintt  nationale 
est  rvst't'v^f  diifts  la  meau/e  aü 
cette  juridiction  est  seule  compd- 
tente  pour  la  demande  em  ditoree 
ou  en  s^raHoH  de  eorp9.  La 
JuridictioH  äirangire  reste  com' 
pitentc  pour  un  mariage  qui  tie 
peut  dotmer  lieu  a  une  demande 
en  dicorce  ou  e/i  svparatian  de 
Corps  detant  la  juridistion  natio- 
nale competente. 

Article  6*. 
Dans  le  cos  oü  des  öpoux  nc 
eont  pas  on^eHeiB  ä  formet  une 
demande  en  lUnaree  ou  en  aäpara- 
Um  de  cerpe  dorn  le  pays  oü  ile 
sunt  domtcf'lf^s,  ils  peuvent  n4an- 
moins  l  un  et  l  autre  s'adresser  ä 
la  juridiction  cumpetenie  de  ce 
pays  pour  eeUicUer  Im  meewree 
pravieairee  gue  pr^tmit  ea  UgU' 
lation  en  tue  de  la  ceeeaüon  de 
la  vie  en  commun.  Ces  mesures 
scront  mainfennen  .sf,  dans  le  delai 
d'un  an,  elles  sont  confit^ndes  par 
la  Juridiction  nationale;  elles  ne 
durenmt  pas  plue  longtemps  que 
ne  le  permet  la  loi  du  domicüe. 

Article  7. 
Le  divoree  et  la  Separation  de 
eorpe,  prenende  par  un  tribunai 

eompitent  €mx  termes de  V article  5, 
seront  reconnus  partout,  sous  la 
condition  que  les  clau^ses  de  la 
presenie  Contention  aient  tte  ub- 
eertiee  et  que,  dane  le  cea  la 
dicieien  auraU  4t4  rendue  par 
difaut,  le  difendeur  ait  iti  citi 


legung  des  Wohnsitzes  nacb  dem  Ein- 
tritte des  ScheidmigB-  oderTmutungs- 
gnmdes  kam  die  Klage  andi  vor  der 
swttiidigeii  Gerichtsbarkeitdealetstea 

gemeinsamen  Wohnsitzes  erhoben 
werden.  —  Die  Gericht^barki  it  des 
Heimatstaats  ist  allein  beruJen.  so- 
weit sie  fiir  die  Scheidung»-  oder 
Tremnungsklagc  ansactiUefilicfa  su- 
atindig  ist.  Dwh  bldbt  die  frande 
Gerichtsbarkeit  zuständig  für  cioe 
Ehe,  in  AnselmriL'  fi«;ren  die  ScheU 
dungs-  oder  TtL-nimugsklagt  vor  der 
zuständigen  Gerichtsbarkeit  des  Hei- 
matstaats nicht  erhoben  werden  kann. 

Artikel  6. 
Falls  die   Ehegatten  nicht  be- 
leditlgt  sind,  eine  Sdwidniig^  oder 
TrennnngsUage  in  dem  Lande  ihre» 

Wohnsitzes  SU  eilieben,  kann  sieb 
gli  ichwohl  jeder  von  ihnen  an  die  zn- 
stilndi^'e  Gerichtsbarkeit  dieses  Laitil»*« 
wenden,  um  die  vorlÄufigen 
nAhmen  za  erwirken,  die  in  desaes 
QesetKgebnng  für  die  Anfhelnnig  der 
dhelielien  Lebensgemeinschaft  votu^ 
sehen  sind.  Diese  Maßnahmen  bl«  il» n 
rtnfrirht  erhalten,  wenn  sie  inneriiall» 
eines  Jahres  dnrch  die  (Jerichtsbarkeit 
des  Ueiuiatbtaatä  bestätigt  wecdcn; 
sie  bldben  nidit  linger  bsstelwB,  al» 
es  dasOssets  des  Wohnaitses  gestaltet. 

Artikel  7. 
Die  Sdieidiuig  und  die  TreDnvng 
Ton  Tisck  und  Betty  die  dnieli  «in 
nach  Alt  6  mstindiges  Gericht  aas- 

gesprochen  werden,  sind  überall  an- 
zuerkennen. vDiMusgesetzt  daC  ilieB«-*' 
Stimmungen  dieses  Abkomineus  be- 
obachtet worden  sind,  tmd  daß  im  ff^ 
eines  Yefsftnmnisnrteils  die  Uim 
des  BcklBgteii  entsprechend  den  ^ 
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coiifof  mdment  aux  dispof^itionft 
speciales  exigies  par  sa  l<*i  nn- 
tiotude  pour  reconnattre  lea  juge- 

Senmi  rgeotmu»  igaleumtt  par- 
tout I«  tUmoree  et  la  s^pttroHm  <fe 

Corps  prononcSs  par  une  JuridicOon 

administrative,  si  la  loi  de  chaetm 
des  epoux  reconnaU  ce  diporce  et 
cette  Separation. 


Article  8. 
Si  les  ipoitx  n'oHtpaa  la  mime 
natUmaliti,  Imr  demUre  UgU' 
UaUm  commune  devra,  po»r  T^* 
plicatioH  des  artielea  priddents, 
i'fre  cnnsidirie  comme  teur  loi 
nalUmale. 

Article  9. 
La  presente  Convention  ne  s'ap- 
plique  qu  aux  detnandes  ett  divorce 
Oll  en  eiparaaon  de  corps  formiee 
daue  Vun  dee  Etate  ^mtractantOf 
H  Vun  dee  plaideure  au  meine  eet 
reeeortieeani  <f  mi»  de  eee  State. 

Aucun  Etat  ne  soblif/e,  pur  la 
presente  Convention,  ä  appUquer 
une  loi  qui  ne  serait  pas  celle  dun 
Etat  contractant. 

Article  10. 
LaprSeente  CometUion,  qui  ne 
e*applique  qu'auaf  terrUoiree  euro' 
piene  dee  Etate  eotUractante,  eera 

ratifiee  et  les  ratifications  en  ee- 
ront  d4posies  u  la  Haye,  des  que 
la  majori  tt^  des  Häuf  es  Parties 
vontractatUes  sera  en  memre  de 
le  faire. 

II  eera  dreeei  de  ce  d4p6t  tMt 
ptw^e-iterM,  dont  une  ccpie,  eerti» 
fUe  conforme,  eera  remiee  par  la 


sondpren  Vorschrift^?!!  erfulgt  ist, 
das  Ciesctz  seines  Heimatst.iats  für 
die  Anerkennung  anäländificher  Urteile 
erfordert 

In  gleiober  Waise  aiiid  ttbenU  «n- 
nerkeaneti  die  Scbeidtmg  and  die 
Tkennuiig  von  Tisch  und  Bett,  die 
von  einer  Vcrwaltungsgcriditsharkeit 
aus^fsproclicii  werden,  vorausgesetzt 
daß  das  Gesetz  eines  jeden  der  Ehe- 
gatten eine  bolclie  Scheidung  oder 
Traumng  anerkennt. 

Artikel  H. 
Wenn  die  Ehegatten  nicht  diesdbe 
8tMtMngeii5fjgkeit  Iwaitien,  lo  ist 
üur  letstes  gemeinsames  Qesets  als 
das  OeaetB  ilires  Heimatstaats  im 
Sinne  der  voistehenden  Artikel  an* 
zusehen. 

Artikel  H 

Dieses  Abkommen  findet  nnr  auf 
solche  Scheidungä-  und  Trennungs- 
klagtti  Amrandiing,  wetd»  in  einem 
der  Vertragsstaaten  eitioben  werden, 
und  zwar  nnr  dann,  wenn  mindestens 
dne  der  Furteien  einem  dieser  Staaten 
angehört. 

Kein  Staat  verpflichtet  sich  durrh 
dieses  Abkommen  zur  Anwendung 
eines  Gesetzes,  welches  nicht  das- 
jenige eines  Verttagsstaats  ist. 

Artikel  10. 

Dieses  Abkommen,  das  nnr  auf 
die  eoropKisdien  Qebiete  der  Vertrags- 
staaten Anwendung  Undet,  soll  rati- 
fiziert und  die  Ratifikationsurkunden 
sollen  im  Haag  hinterlegt  werden, 
sobald  die  Mehrzahl  der  Hohen  ver-* 
tragäcbließenden  Teile  hierzu  in  der 
Lage  ist. 

Über  die  ffinterlegung  soll  ein 
Protokoll  avfgpnommen  werdoi;  Ton 
diesem  soll  eine  b^lanliigte  Absdirüt 
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voie  diphtmnftque  ä  chacun  des 
Etats  co)iti  (u  tants. 

Art  tele  lt. 

I*e»  Statt  nou  signattUrea  qui 
out  iti  rqtriaentis  ä  la  troiHätne 

Conference  de  Droit  InternatUmal 
Price  sinif  (tdnus  ä  (i<l)icifr  pure- 
ment  et  Kimplement  ä  la  presente 
Contention. 

L*Biai  qui  dSsir«  aMrer  noH' 
fierUf  au  plu»  tard  le  81  Dicem" 
hre  1994t  ^om  intention  par  un 
acte  qui  sera  d^pose  dans  les  ar- 
chtves  du  Gontcrnemcnt  des  Pnjjs- 
B(tü.  Celui-ci  en  enverra  unv  copie, 
certifi^e  conforme,  par  la  voie 
diptomaNgue  ä  dkaeun  des  Etats 
contraetant». 

Artiete  12. 

La  prisente  Comoeniümanirera 
en  vigueur  le  scf.yantiime  jnur  h 
parfir  du  dipCtt  des  ratifwothnfs 
Oll  de  la  date  de  la  noti/uuiion 
det  oMtiom, 

Ariiet«  IS, 
La  präsente  Convention  aura 
une  durie  de  cinq  an»  äparür  de 
la  data  du  dipdt  de»  ratifieatiatt», 

Ce  tenite  contmencera  ä  courir 
de  cette  date,  meme  pöur  les  Etats 
gut  aurtmi  fatt  l»  d^t  apri» 
cette  date  au  qui  auratent  adhäri 
plu»  tard, 

La  Convention  sera  renoureh'e 
tacit erneut  de  cinq  ans  en  cinq  ans, 
ttauf  denonciation. 

La  denonciation  devra  itre 
notifiie,  au  maiu»  eise  moi»  aoant 
l'expiration  du  termc  9i»i  OUX 
alin4as  precädents,  au  Gouverne- 
ment des  Pfffts-  Hfi'i  ffid  en  donncra 
connaissancc  ä  ttiua  les  autres 
Etats  contractants. 


auf  dipl«>iii;iti!,(  liein  W  t-gv  tuieiaxiU-n 
der  Vertiagsbtaatm  mitgeteilt  werdtE. 

Artikel  11. 

Denjenigeo  Staaten«  wekbe  «af 
d«r  diitttii  EoDfemns  Aber  inter- 
nationale«  PriTAtzecht  vertreten  waien, 
dieses  Abkommen  aber  nicht  p- 
zeichnet  haben,  soll  der  vorbehaltli>*t» 
Beitritt  za  dem  Abkommen  freisteben. 

Dtt  Staat  welcher  twiinttettfi 
wflmeht^  bat  spfttestens  am  Sl.  De- 
zi  tubci*  1904  sdne  Absicht  in  etßer 
Urkunde  anzuzeigen,  die  im  Archive 
der  Reirienitiyr  der  Niedcrlimiif  Iiint- r- 
legt  wird.  Diest-  wird  i-iiic  1>.  irl.mbigtt 
Abschrift  davon  auf  dipluuiätiscbem 
Wege  einem  jeden  dw  Vertngtttwtcn 
flbenenden. 

Artikel  12, 

Dieses  Abkorair.  n  tritt  am  secb- 
zipstcn  T;i^e  nach  der  Hint.  rletrnnsr 
der  llatitikutionsurktindtn  odtr  nM-h 
dem  Zeitpunkte  der  Anzeige  von 
einem  Beitritt  in  Kraft. 

Artikel  13. 
Dieses  Abkommen  gilt  ffOr  die 
Dauer  von  Ittn!  Jahren,  gereeboet 
von  dem  Zeitpunkte  der  HinterUgniig 

der  Ratifikationsurkunden. 

I^Iit  diesem  Zeitpimktf^  Itr^iiniit 
der  Lauf  der  Frist  aucii  iui  dKjeuigttn 
Staaten,  wekdie  die  Hinterlegung  etit 
nadi  diesem  2ieitpiuktc  bewirken 
oder  erst  später  beitreten. 

In  Ermangelting  einer  Kändiguo^ 
gilt  das  Abkommen  als  stillschweigend 
von  fünf  zu  fünf  Jahren  erneuert. 

Die  Ettndigung  muß  wenigstewi 
sechs  Monate  vor  dem  Ablaafe  dei 
SSeitraams.  der  in  den  vorstehenden 
Absätzen  bezeichnet  ist,  der  Regierung 
der  Niederlande  zugestellt  werden, 
die  hiervon  allen  anderen  Vertrags- 
staaten  Kenntnis  geben  wird. 
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La  denonx  iation  tte  produira 
stm  efftt  qu'ä  Vigarä  dg  VEtüt  «Mi 
Paura  noHfide.  La  CatneuHon 
rentera  eseieutoire  pour  les  tmtres 

Eh  fot  de  qimi  les  pleinpotenti- 
aii  ef»  respectifs  out  styne  la  pre- 
sente  Convention  et  tont  retiiue 
de  leurs  aeeaux, 

Fait  ä  la  Haye^  le  dou*e  Juin 
Mil  Neuf  Cent  Deux.  en  um  seul 
e.rvmplaire.  qui  sera  depose  dans 
les  archices  du  Gourernement  des 
Pays-Bas  et  dont  u/ie  copie,  cer- 
iifide  conformet  sera  remiae  par 
la  wie  diplomatique  ä  ehacun  dea 
Etate  qui  ont  iti  repriaentes  ü  la 
tmis/rhft'  Cnnferettce  de  Droit 
luternaliunal  Frive. 

III,  Convention  pour  r^ler  la 
tutelle*äe8  mineurs. 

,Sa  Majeste  l'Empereur  dAlle- 
muynt;  JRoi  de  Prwtee^  au  mm  de 
VEmpire  Allemamdf  Sa  Majeetd 
l'Empereur  d^Autriehe,   Rot  de 

Boheme,  cfr..  etc.,  et  Hot  Aposto- 
it'ffHe  de  Hoftgn'e.  .^'/  Majcst4  le 
Koi  dcH  Beigen,  Sa  Majcsf^i  Ir  Rot 
d'Espagne,  le  President  «/<?  la  Re- 
puMique  Frangaiee,  Sa  Äfajeet^ 
le  Eoi  ^ItaUef  San  Alteaee  Ho^ale 
le  Grand -DUC  de  Luxentbourg, 
Dur  de  Nfifsftu.  So  Majeste  la 
Riinc  des  Pays-Has,  Sa  Majeste 
le  Hol  de  Portugal  et  des  Algarves, 
etc.,  etc.,  Sa  Majestä  le  Rei  de 
Ruumanie,  Sa  Ma^te  le  Rai  de 
Sitede  et  de  Norccge.  au  tiom  de 
la  Suede,  et  le  Otneeil  Fidiral 
SuisHe: 


Die  Kündigung  soll  nur  in  An- 
tebung  des  Staates  wirksam  sein,  der 
sie  erklirt  hat.  Für  die  ttbiigen 
Staatot  bleibt  das  Abkommen  in  Kraft. 

Zn  Urkund  dessen  haben  die  RevoU- 
mftchtigtcn  dieses  Abkomiacn  unter- 
leidmet  nnd  mit  ikran  Siegeln  ver- 
sehen. 

Geschehen  im  Haag  am  zwölften 
Juni  neunzehnhundertiiiidzwei  iiuinom 
einzigen  Exemplare,  das  iiu  Archive 
der  Kegiening  der  Niederlande  hinter- 
legt wird,  und  wovon  eine  beglaubigte 
Abschrift  anf  diplomatischem  Wege 
einem  jeden  d«r  Staaten  Übergeben 
werden  soll,  welche  auf  der  dritten 
Konferenz  über  internationales  Privat» 
recht  vertreten  waren. 

III.  AbkoiDtnen  zurBegelimgder 
Vormundschaft  über  Minder- 
jährig«. 

äeine  Majestät  der  Deutsche  Kaiser, 
König  von  Frenfien,  im  Namen  des 
Deutschen  Reichs,  Seine  Uajest&t  der 
Kaiser  von  Österreich.  König  von 
Böhmen  usw.  und  Apostolischer  König 
von  Ungarn,  Seine  Majestät  der  König 
der  Belgier,  Seine  Majestät  der  König 
von  Spanien,  der  Präsident  der  Franzö- 
sischen Republik,  Seine  Ifajestftt  der 
König  von  Italien,  Seine  Königliche 
Hoheit  dar  Oroflhersog  von  Luxem- 
burg, Herzog  zu  Nassau,  Ihre  Majestät 
die  Königin  der  Niederlande.  Seine 
Majestät  der  König  von  Portugal 
nnd  Algarvien  usw..  Seine  Majeetftt 
der  König  von  Rumänien,  Seine  Ma> 
jest&t  d»  König  von  Schweden  nnd 
Norwegen,  im  Namen  Schwedens,  nnd 
der  Sebweijscnscbe  Bundesrat: 
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Vermischte  Mitteiluugeiu 


DSsirant  4UMir  de«  OUpaiUUms 
commumea  pmr  regier  la  iutelie 
äea  mineura. 

Out  rcHoln  dl'  roHciure  une 
Conccntion  ä  cet  effel  .   .    .   ,  . 

Ariiels  1. 
Im  tuteile  eTun  mineur  est 
rigUe  par  aa  loi  mtOonale, 


Art  i  de  'J. 
Si  la  loi  nationale  n'nrganise 
pas  la  tutelU  dam  le  pays  du 
mineur  en  vue  du  cos  oü  celui-ci 
aurait  ea  tMdenee  habituelle  ä 
V6tranger,  Vagent  diplomatique 
ou  i  i>nst>l,firc  autoi  par  VEtat 
dout  ic  mtncKr  cul  le  resmrfissant 
puurru  y  pourvolr,  conform&ment 
ä  la  loi  de  eet  Stat,  H  VEtat  de 
la  rieideuee  habituelle  du  mineur 
ne  s'p  tq^poee  pae. 


Art  tele  y. 
Touiefoia.  la  tuteile  du  mineur 
ayant  aa  residence  habituelle  ä 
Vitranf^r  e'ätablit  et  s'exerce  co»- 
formiment  ä  la  loi  du  lieu,  ei 
eile  n^eet  pas  ou  si  elfr  >ie  peut 
pas  ätrc  cftttstitnco  einifm  tuement 
au.r  disposition^s  de  Varticle  1" 
vu  de  l'article  L'. 

Article  4. 
L^exietenee  de  la  tutelU  itablie 
etmformimeut  ä  la  diepoeitian 
de  Particle  3  u*empiehe  pae  de 

eomtituer  une  nouvelle  tuteile  par 
apph'rnfion  de  l'articie  1"  ou  de 

l'article  2. 


▼on  dem  Wunache  geldtet.  ge- 
rndnaame  Bestimmongeii  znr  R^elonf 
der  Vormondichftlt  tkhtx  MindeijÜuige 

zu  treffen. 

sind  übereinpfkommen.  tu  tliesm 
Zwecke  ein  Abkuiniuen  zu  &<:lilieijtu 


Artikel  1. 
Die  Voranndadtiaft  ftber  eiiien 
Mindeijlkhrigen  bestbnmt  Bidi  mdi 

dem  Gesetze  des  Staates,  dem  er  »D- 
gehört  (Ges.  d.  Heimatstaats). 

Artikel  2 
Sieht  das  (lesetz  des  lieiniatütaats 
für  den  Fall,  daß  der  Minderjährige 
sdneii  gewöbnUclmi  Aufentlnlt  im 
Audttnde  liat,  die  Anordaii^t  dncr 
Vormtindscliaft  im  Heiniatlande  nicht 
vor,  so  kann  der  von  dem  Heimat- 
staate  des  Minderjährigen  ermät  litijite 
diplomatische  oder  konsularische  Vtr- 
tieler  gemä6  dem  Qeeetie  dieses 
Staates  die  FOiaorge  ttBeinehmen,  io* 
fern  der  Staat,  in  detsen  Gebiete  der 
Minderjährige  srinen  gewöhnlichen 
Aufenthalt  bat.  dem  nicht  widerspricht. 

Artikel  3. 
Falls  eine  Vormundschaft  geiuaü 
den  Bestimmungen  des  Art  1  oder 
des  Art  2  nlcbt  angeordnet  ist  oder 
nidit  angeordnet  werden  kann,  so  ist 
für  die  Aiu  idining  und  die  Führuiiif 
der  VornmiKl.schuft  über  einen  Minder- 
jährigen, der  seinen  gewöhnlichen  Auf- 
enthalt im  Auslände  bat,  das  Uesitz 
des  Attfentiialtsorts  maSgebend. 

Artikel  4. 
Ist  di«  Vonnnndsohaft  geuUI  der 
Bestiumnng  des  Art.  8  angeordnet 

so  kann  gleichwohl  eine  neue  Vor- 
mundschaft auf  Grund  des  Art.  1  oder 
des  Art.  2  angeordnet  werden. 
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II  aera  ,U  plu»  tdt  posHbie, 
donnd  iHformation  de  ce  fait  au 
Giiurernement  de  VEtat  oü  Id 
tu  teile  a  d'nhiird  ete  m  ifinnsi'i\ 
Ce  Goucerttemciit  en  tn/o/  mera, 
mit  l'auiortti  gui  aurait  Htatituii 
/«  tutelhf  8oU,  9i  une  teile 
autoriii  H^exiati  pa8y  le  tuteur 

La  Ji'ffislntiim  de  VEtat  oü 
Vanciennc  tutt'lle  etftif  orgnnisee 
d^cide  ä  quel  monwnt  celtc  tuteile 
cease  dam  le  etta  prdcu  pur  le 
prieent  artiele. 

Art  tele  r». 

Duii.'i  ttnui  les  caa,  la  tuteile 
e*ouere  et  prend  fin  aux  ipefuee 
et  peur  lee  caueea  ddtermtnies 
par  In  loi  natümale  du  mineur, 

Article  6. 

L' tidministration  tutMaire  s'et- 
emd  it  la  pereonme  et  ä  VeneemUe 
dee  bieMs  du  mineur^  quel  que 
eoit  le  Hern  de  leur  aituatien. 


Cette  regle  peut  reeevoir  excep- 
Hm  quant  aux  immeiMie  platte 
par  la  loi  de  leur  aituatUm  aeua 
tm  rigime  foneier  apäcial. 

Article  7. 

Em  attenduHt  l  organiaution  de 
la  tutelle,  tUnai  que  dana  Urne  lea 
eaa^urgencelea  meaureanieeaairea 

pttur  la  protection  de  la  peraonne 
etdes  interC'tsdun  mineur  iHronffer 
pourront  ctre  priaee  par  les 
autoritis  locules. 


Hiervon  jst  der  Eogiemng  des 
Staates,  in  welchem  die  Vormnnd- 

schaft  zuerst  angeordnet  wtirtJ«'.  so- 
bald wie  niöelich  Nachricht  zu  geben. 
Diese  Regierung  hat  davon  entweder 
die  Behörde,  welche  die  Vanniuid- 
Bcbaft  angeordnet  liat,  oder  in  Er^ 
nangelang  einer  solchen  Behörde  den 
Vormnnd  selbst  zu  benachrichtigen. 

In  dem  Falle,  den  diesfr  Artikel 
vorsieht,  bestimmt  sich  dt  r  /l  itpunkt, 
in  weichem  die  allere  \  unuundüchaft 
oidigt)  nadi  der  Gesetzgebung  des 
Staates,  in  dessen  Gebiete  diese  Vor- 
mmidschalt  angeordnet  war. 

Artikel  5. 

In  allen  Fällen  bestimmen  sich 
der  Zeitpunkt  and  die  Gründe  fttr 
den  Beginn  sowie  für  die  Beendigung 
der  Yormnndscliaft  nach  dem  Clesetzo 
des  Heimatstaats  des  Hindeijtthrigen. 

Artikel  6. 

Die  vormundschaftlichc  Verwaltung 
eiBtreclct  sich  ant  die  Person  sowie 
auf  das  gesamte  Vermegea  des  Minder« 

j&hrigen,  gleichviel  an  welchem  Orte 
sich  die  Yermögenagegenst&nde  be- 
finden. 

Von  dieser  Regel  sind  Ausnahmen 
ittUsdg  in  AnsehoBg  soldmr  Grand- 
stocke,  welche  nach  dem  Oesetee  der 
belegenen  Sache  einer  besonderen 
Gaterordnung  unterliegen. 

Artikel  7. 

bo  lange  die  Vormundschaft  nicht 
angeordnet  ist,  sowie  in  allen  dringen- 
den Fällen  Idtnnen  die  lUstKndigra 

Ortsbehörden  die  Maßregel  treffen, 

die  zum  Schutze  der  Person  and  der 
Interessen  eines  minderjiUirigea  Aus- 
länders crfocderlich  sind. 
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Artiele  8, 

Lee  auiorHie  «Fun  Etat  eur  le 
ierritaire  duquel  ee  trouvera  um 

mincur  et  runger  dont  il  importera 

d'iUablir  la  tulelle,  itiformeront 
de  cette  Situation,  des  qu'elle  leur 
sera  vonnuc,  les  autorites  de  VEtat 
dont  le  mincur  est  le  ressorti^sant. 


Les  autoritie  ainei  informiee 

feront  connaifre  h-  plus  tM 
posfiible  au.r  nutori((  s  qui  auront 
donne  faris  st  in  tuttllc  a  et6  ou 
ei  eile  eera  itahlie. 


Artiele  9. 

La  prieettte    Cemmiiim  ne 

ü'applique  quü  la  iutelle  des 
wineurs  ressortissai/fs  d'un  des 
Etats  contractants,  qui  vnt  leur 
resideuce  habituelle  sur  le  territoire 
^un  äe  cee  State. 

Tcutefeie,  lee  artielee  7  et  8  de 
la prieente  CtmvenHene^appliquen  t 
h  ff  »US  les  mineurs  reseertieeaute 
den  Etats  coutractuMte. 

A  rfir  / 1 1). 

La  prrsciitc  CoiircntiDH.  qui 
m  s  applique  qu  aux  territoires 
europiene  dee  Mate  eemiractanta, 
eera  ratifiie  et  lee  rattfieatiime 
en  eorent  äipos^ea  ä  la  Ha^,  dee 
que  la  niajoriti  dee  Hautee  Parties 
contractantea  eera  en  meeure  de 
Iv  faire. 

II  sera  dresse  de  ce  dvpfit 
un  procie-vei^lf  dont  une  copie, 
eertifiiie  conforme,  eera  remiee 
pnr  la  roie  diplotnatiqe  ä  chaeun 
dee  Etats  coutractante. 


Artikel  8. 

Liegt  AnUfiTOf,  fttr  efnen  minder* 
Jilirigra  AndAnder  die  YoraraiiA- 

schaft  anzuordnen,  so  liabtn  die  Be- 
liürdcn  (Its  Staates,  in  dessen  GtMtt 
er  sich  ^u  fiiKU  t,  \uu  dem  Sachvi-ihalie, 
sobald  dieser  ihnen  bekannt  wird, 
die  Behörden  des  Staates  zu  be* 
nadiricbtigeiif  dem  der  Mindeijkhrige 
Angehört. 

Die  in  solcher  Art  benachrichtigten 
Behörden  sollen  den  BehRrdcr.  die 
ihnen  die  Mitteilung  gcmadit  haben, 
sobald  wie  möglich  Kenntnis  gehen, 
ob  die  Vonnmideelmit  angeordnet  ist 
oder  angeordnet  werden  wird. 

Artikel  9. 

Dieses  Abkommen  tindet  nur  Aft* 
Wendung  auf  die  Vormundschaft  über 
Minderjährifl;e,  die  Angehöritje  eines 
der  Vertragssiäten  sind  und  ihren 
gewöhnlichen  Aufenthalt  im  Gebiet 
dnee  dieser  Staaten  haboi. 

Die  Art  7  und  8  dieees  Ab* 
Rommens  finden  jedoch  auf  alle 
Minderjährige  Anwenduntr.  die  An- 
gehörige eines  Vertragaetaatä  sind. 

Artikel  10. 

Dieses  Abkommen,  das  nur  auf 
die  europäischen  Gebiete  der  Vertrags- 
Staaten  Anwendung  findet,  soll  r«ti- 
lisiert  und  die  Rattfikationearkanden 
sollen  im  Haag  hinterlegt  werden, 
sobald  die  Mehrzahl  der  Hohen  ver- 
trnf;$e}itieUenden  Teile  Jiierza  in  der 
Lage  ist. 

Über  dit  Hinterlegung  soll  ein 
Protokoll  anfgenommen  werden;  m 
dieeem  soll  eine  b^Ianbigte  Alieebrift 
auf  diplomatischem  Wege  einem  jeden 
der  VertragBStaaten  mitgeteilt  werden. 
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ArUel«  11, 
Le«  Etats  non  siyMutaires  qui 
atU  äti  repritetttis  ä  la  troisUme 
Confiretu^  de  Droit  IniematioKal 

^riti'  sant  admis  ä  näherer  pure- 
tnent  et  ainiplement  ä  la  präsente 
Convention. 

IjEtut  qui  dihire  näherer  no- 
tifieru,  au  plus  tard  le  31  D6- 
eemire  1904,  son  intemUan  par 
un  acte  gut  eera  äiposi  dane  lee 
(inhivcs  du  Gouvernement  des 
J^ays-Bas.  Celui-ci  en  enverra  une 
copie,  certifiee  cott forme,  par  Ifi 
voie  diplomatique  ä  chucun  des 
Etats  contractu ntn. 

Article  12, 

La  präsente  Omvention  entrera 
en  rigueur  le  soixantieme  jour  ä 
juirtir  du  depöt  des  ratifirntiom 
ou  de  la  date  de  la  notification 
des  adhesions. 

Ar  fiele  IS. 

La  presente  Convention  nura 
Ufte  (lurt't!  de  i  inq  i/t/s  ä  partir 
<h-  la  date  du  dipot  des  ratifica- 
iions. 

Ce  terme  commencera  ä  courir 
de  cette  date,  minie  pour  les  Etats 
qui  auront  faU  le  d4p6t  apräe 
cette  date  ou  qui  auraient  adhiri 

plus  tard. 

La  Conrt'ntiotf  sera  renonrrlee 
tacitemevt  de  <  in<{  mis  en  cinq 
an^,  istiuf  diinoHcialion. 

La  dämmeiation  devra  itre 
notifiie,  au  meine  »ix  mois  avant 
Vexpiration  du  terme  visä  aux 
alineas  prect'dents,  au  Gouverne- 
ment des  Pat/n-Bas,  quien  dttttnem 
connaissance  ä  tous  les  autres 
Etats  contractants. 


Artikel  11. 

Denjenigen  Staatni,  welche  Mf  der 
dritten  Konferenz  Uber  internationales 
PriTatoecht  vertreten  waren,  dieses 

Abkommen  uLt  r  nicht  gezeichnet 
Ilaben,  soll  dtr  vorbehaltlose  Beitritt 
zu  dem  Abkonunen  freistehen. 

Der  Stiiat,  welcher  beizutreten 
wünscht,  hat  spätestens  am  31.  De- 
nulier  1904  sdne  AMcht  in  einer 
Urkonde  ansmeigen,  die  im  Archive 
der  Refiierung  der  Niederlande  hinter- 
legt wird.  Diese  wird  eine  beglaubigte 
Abschrift  davon  auf  diplomatischem 
W  ege  einem  jeden  der  Yertragsstaatcn 
übersenden. 

Artikel  12. 

Dieses  Abkommen  tritt  am  ^ch- 

zi^fsten  Tage  nach  der  Ilinterle^ning 
der  Ratitikationsurkunden  oder  nach 
dem  Zeitpunkte  der  Anzeige  von 
einem  Ikitritt  in  Kraft. 

Artikel  13. 

Dieees  Abkommen  gilt  fUr  die 

Daner  von  fünf  .Tnbr>?i  L'»ri<'](!i»t 
von  d<  ni  Zeitpunkte  dir  Hinterlegung 
der  Ratihkatiuusurkunden. 

Mit  diesem  Zeitpunkte  beginnt  der 
Lanf  der  Frist  aneSi  fOr  diejenigen 
Staaten,  welche  die  Hinterlegnng  erst 
nach  diesem  Zeitpunkte  bewirken  oder 
erst  später  beitreten. 

In  Frmaiiirplnnjj  einer  Kündigung 
gilt  da-,  Alikonuiieii  als  stillschweigend 
von  fünf  zu  fünf  Juhreu  erneuert. 

Die  Kündigung  nnB  wenigttene 
■ecba  Monate  Tor  dem  Ablaufe  des 
Zeitraums,  der  in  den  vorstehenden 
Absätzen  bezeichnet  ist,  der  Regierung 
der  Niederlande  ^tigest^dlt  werden, 
die  hiervon  allen  anderen  Vertrags- 
staaten Kenntnis  geben  wird. 
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La  ddnonciaHon  nep$-odu  ira  son 

effetqu  ä  l'eyurd de VEtatqulVaura 
votifiee.  La  Conteniton  retifera 
eXL'cntoirc  potir  h's  au t res  Etats. 

En  foi  de  qiwi  iea  lylenipotenti- 
aiies  respectifs  ont  Jitguti  la  pre- 
senie  ConveiUion  et  fcnt  reviiue 
de  lettr»  wmux. 

Fait  ä  lo  H(iye,  h  douxe  Juin 
Mit  Ncuf  Cent  Deu.T,  en  utt  seul 
e.rempit/ h  r.  f/ui  xera  depose  duns 
les  aiehii'va  du  GouvernenicHt  de 
Fatfs-Bas  ei  dont  une  eopie.  eerti- 
fiie  OMformef  aera  remiee  par  la 
voie  diplomatique  a  vhacun  des 
Etats  qui  out  ete  tepreseutes  a  la 
troisieme  Confercme  de  Droit 
iHternutiomtl  Prive. 


Die  Kündigung  soll  nur  in  An« 
sehiuBg  des  Staates  wirksam  sein,  der 
sie  erklärt  hat.  Für  die  übrincii 
Staaten  bleibt  das  Abkommen  in  Kraft. 

Zu  Urkund  dessen  haben  die  bevoll- 
uiächtigten  diesem  Abkummen  ^Dte^ 
seiclinet  und  mit  ihran  Siegeln  vcr- 

Geschehen  im  Haag  am  zwdUten 
Juni  neunz(  hiiliiindertundzivt  i  in  einem 
einzigen  Exemplare,  das  im  Arc^ve 
der  Regierung  der  Niederlande  hint«r- 
1^  wird,  und  wovon  eine  beglaubigte 
Abschrift  auf  diplomatiaehem  Wege 
einem  jeden  der  Staaten  übcr^^cben 
werden  soll,  welche  auf  der  dritten 
Konff  ronz  iih<»r  iiitirnationales  Privat 
recht  reitreten  waren. 


Denkschrift. 

Im  Hai  und  Juni  1900  hat  Im  Haag  die  dritte  diplomaüsdie  Kcoferei» 

über  internationales  Privatrecht  stattgefunden,  auf  der  Deutschland,  Oster- 
reich. Ungarn,  Belgien.  Dänemark,  Spanien,  Friinkreich.  Italien,  Luxeml'urg. 
die  Niederlande.  Portugul.  Riimünicn.  Rußland,  Schweden,  Norwegen  und  die 
Schweiz  durch  Delegierte  vertreten  waren. 

Die  Konfeiens  hat  drei  Abkommen:  aber  die  Eheschlieflnng,  Aber  die 
Sbescbeidnng  und  die  Trennung  von  Tisch  und  Bett  sowie  über  die  Vomnnd- 
sdiaft  für  Minderjährige  entworfen  und  diese  Entwürfe  den  Regierungeu  dt^r 
beteiligton  Staaten  zur  R«  schluüfassung  unterbreitet.  Am  12.  Juni  1!H)2  sind 
sodann  im  Haag  die  Al)k(»iiiniPTi  von  allen  Konferenzstaat<^n  mit  Au«n»tiue 
von  Rußland,  Dänemark  und  Nurwegen  unterzeichnet  worden. 

Die  Ablcommen  stellen  sich  als  ein  wertvoller  Fortschritt  auf  den 
Gebiete  des  internationalen  Privatrechta  dar.  Sie  sind  insbesondeie  fUr 
Deutschland  annehmbar,  da  die  darin  anfgestelltcn  Kollisionsnonnra  im  groiea 
nnd  ganzen  den  Vorschriften  des  deutschen  Rechts,  insbesondere  des  EO  i 
BGB.  entsprechen.  Durch  den  Bf>itritt  des  Deutsch<^n  Reichs  wird  daher 
einerseits  liaa  d<'iit.«}rlic  Kri  lit  nur  in  vcrhiiltnismäßig  iinbi-doutünden  Funktea 
abgeändert,  und  audererbeitä  dem  Reiche  in  allen  Vertragsütaaten  die  OegetH 
seitiglceit  gesichert. 

1.  Ablcommen  zur  Regelun*?  des  (Geltungsbereichs  der  Gesetze 
auf  dem  nobietr  der  Eheschlirßiiu«;. 
Dieses  Abkommen  regelt  die  räumliche  Herrschaft  drr  in  dtn  \'t;rUiH;9 
Staaten  geltenden  Gesetze  Uber  die  üUngehung  der  Ehe.  Eine  solche  Regelung 
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encheint  lenrQBScht,  da  auf  dem  Qebiete  des  EbeaelilieSiiiigsiwehta  bfiofig 

(JeaetzeskoIIisioncn  entstehen,  wenn  die  Verlobten  verschiedenen  Staaten 
angehören  oiler  die  Ehe  nicht  in  ihrem  Hcirnatstaati.-  schließen. 

Das  Abkommen  geht  grund.siitzlicli  davon  aus.  dab  für  die  materiellen 
Vorau88etzuii;.(i.n  der  EhesrhlieLlun)^  das  Recht  des  Ueimatstaats  eines  jeden 
der  Verlobten  uiaügcbend  ist  (Art.  1),  während  sich  die  Korui  der  Ehe  nach 
den  am  Orte  der  Ehetddießung  geltenden  Vorschriften  bestimmt  (Art  5 
Abs.  1).  Beide  GrandtiltsBe  gdten  indes  nidit  unbedingt;  ▼ielmehr  sind  yon 
der  ersten  Esgel  Ansnahmen  sogunsten  der  Gesetze  des  EheschlieBiingsorts 
(Art.  2.  8),  von  der  zweiten  Regel  zagnnsten  der  Gesetze  des  Heimatstaats 
der  Verlobten  (Art.  5  Abs.  2.  3.  Art.  fi,  7  ztifrelassen  worden.  Auf  diese 
Weise  werden  die  Grundsätze  der  Vertragästaaten.  die  auf  ihrer  öffentlichen 
Ordnung  (ordre  public)  beruhen,  in  einzelnen  genau  bezeichneten  I*unktcn 
berflcksichtigt,  während  im  Interesse  der  Rechtssicherheit  davon  abgesehen 
ist,  in  das  Abkommen  dnen  allgemeinen  Vorbehalt  ^sngunsten  der  5fient> 
liehen  Ordnung  anisonehmen  und  dadnndi  die  Anwendong  allor  Vertrags* 
bestimmangen  mehr  oder  weniger  in  das  Brmessen  der  einielnen  Staatoi 
sn  stellen. 

Vom  Standpunkte  dfs  deutschen  Rechts  gibt  das  Abkomineii  zu  Bedenken 
kt-inea  Aniaü,  da  seine  Grundsätze  mit  den  in  den  Art.  Ii.  13  des  ECl  z. 
BGB  enthaltenen  Vorschriften  im  wesentlichen  ubereinstimmen.  Außer  An- 
wendung gesetzt  ist  fflr  den  Gettungsberddi  des  Abkommms  im  allgoneinen 
der  Art.  30  des  £0;  dies  erscheint  indes  nm  so  weniger  bedenklich,  als  die 
Bur  Anwendung  kommenden  anslttndischen  Oesetse  gegen  die  guten  Sitten 
oder  den  Z  \  der  deutschen  Gesetze  nicht  rerstoflen  dürften  und  dem 
Reiche  fil)er(lu's  die  fici^enseitit^keit  zugesichert  ist 

Das  Al)k(»uiuieii  eiitliiilt  k«'ine  Bestimmung  darüber,  welches  Gesetz  als 
das  Gesetz  des  iieimatstaats  anzusehen  ist,  wenn  ein  Verlobter  mehreren  Maaten 
angehfirt.  Diese  Frage  ist  dslier  nach  den  Qesetsen  der  einaelnsn  Vertrags* 
Staaten  sowie  nach  den  allgemeinen  Grundsfttaen  des  Völkerrecht^  su  ent> 
scheiden. 

Zn  d»  einseinen  Bestimmungen  des  Abkommens  ist  folgendes  zu 
bemerken. 

Artikel  1. 

Diebvr  Artikel  stellt  den  Grundsatz  auf.  dali  das  iUcht  zur  Eingehung 
der  Ehe  sich  für  jeden  der  Verlobten  nach  den  Gesetzen  seines  Heimatstaats 
bestimmt.  Hiernach  moA  jeder  Verlobte  sowohl  fttr  seine  Forson  als  auch 
fttr  seine  Bestehnngen  zu  dem  anderai  Verlobten  den  Erfordernissen  seines 
Heimatrechts  entsprechen:  nach  diesem  Rechte  ist  auch  die  Frage  za  be* 
urteilen,  ob  das  Ehehindernis  nur  seine  Person  oder  auch  seine  Beziehungen 
7M  dem  anderen  Verlobten  betrifft,  also  ein  einseitijres  oder  ein  zweisfitifjres 
ist.  Die  vorstehenden  Sätze  entsprechen  den  Vorst  hiiften  des  Art.  VA  Abs.  1 
des  EG  z.  BGB;  doch  sind  diese  durch  das  Abkommen  insofern  erweitert 
worden,  als  sie  nicht  nur  auf  Ehen,  die  von  Deutschen  oder  die  von  Ans* 
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lindern  in  Dcutsdriuid  geMsbloMen  werden,  eoodem  auf  alle  Ton  Angeterigea 
eines  VeringastaatB  innerhalb  dee  VertragaRebiete  geedtloiseneB  Ehen  m 

Anwendung  gelangen  sollen. 

Mit  Rücksicht  aaf  die  Ländi  r  dv^  Domizilprinzips  ist  der  iui  Art.  1 
anfgestpllt*»  Gmndsaf/  dnrrh  den  Zusatz  „ä  tnuins  qu'une  flisfui^ififm  de 
cette  Ifri  ne  se  refere  ea-pressemettt  ä  une  nutre  loi"  insR»iern  durch- 
brochen worden,  als  an  die  Stelle  des  Gesetses  des  Heimatataats  ein  anderes 
Gesets  tritt,  wenn  das  Hdmatgeseti  ausdrflcUieh  auf  dieses  Oesets  verweist 
Dabei  bleibt  es  dem  Gesetse  dee  Heimatstaats  flbeilassen,  ni  bestiniiiien.  ob 
die  Anwendung  des  Gesetzes,  auf  welches  verwiesen  wird,  ausschließlicb 
maügrbfrul  sein  soll  <i(i»  r  ob  von  den  in  Betracht  kommenden  Gesetzen  das- 
jenige zu  btriirksirlitiiit'ii  ist.  wel^hts  für  ilii:^  Heelit  der  \'»rlid»t. n  7111  Ein- 
gehung der  Ehe  ilaü  guutitigerc  ist.  Durch  diewe  Bestiniuiuag  wird  die  Vor- 
sdifÜt  inß  Art.  87  des  EG  s.  BGB  Aber  die  Bflekverweisung  fär  den  Oeltongs* 
bereiefa  des  Abkonunais  insofern  eingeschrinkt,  als  nor  eine  ansdrttcUiehs, 
d.  h.  eine  In  dem  hemden  Gesetze  bi-^oiidors  ansgeeprecbene  Verweisung  zu 
bcachtfn  ist:  andererseits  wird  die  Vorsclirift  insofern  erweitert,  als  nicht 
nur  auf  A-ah  deutsche  Hvrht.  soiulein  auch  auf  das  Recht  eines  anderen 
Vertragsstaat«  verwiesen  werden  kann. 

Ans  dem  Art.  1  ergeben  sich  fflr  die  an  dem  Abkommen  beteiUgtea 
Staaten  folgende  vertragsmftfilge  Verpfliehtongen: 

1.  Attdinder,  die  nach  dem  im  Art  t  beaddineten  Oesetie  snr  Bin> 
gehung  der  Ehe  berechtigt  (eheffthig)  dnd.  mflssen  in  jedem  Yertragsstaate 
zur  Eheschließung  zugelassen  werden«  selbst  wenn  ihnen  nach  dessen  Rechte 
die  Ellefähigkeit  mantjelt: 

2.  Ausländer,  die  nach  dem  im  Art.  1  bezeichneten  Gesetze  nicht  ehe- 
ffthig  sind,  dflrten  aneh  in  einem  anderen  Yertragsstaate  nr  Ehcachlieftnng 
nicht  xogelaasen  werden,  selbst  wenn  sie  nach  dessen  Beohte  dieflUiiir  sind: 

H.  Ehen  von  Personen,  die  naoh  -dem  im  Art.  1  bezeichneten  Gesetae 
eh*  fähi^^  wfiron,  mflssen  in  dem  ganzen  Votiagsgebiet  als  rcchtsgflitig  an- 
erkannt werden. 

Ausnahmen  von  dem  Satze  zu  1  finden  sich  im  Art.  2,  von  dem  .^atzc 
zu  2  im  Art.  3,  von  dem  Satze  zu  3  im  Art.  2  Abs.  8  Satz  2. 

Eine  vertragsmUige  Verpflichtung  wegen  der  Behandinng  einer  entgegen 
dem  Art.  1  geschlossenen  Ehe  ist  in  das  Abkommen  nicht  ansdrücklii^  aaf- 

genummen  worden.  Die  Gültigkeit  einer  solchen  Ehe  wird  im  allgemeinen 
nach  dem  im  .\rt  1  hezetrhnetcn  Gesetze  zu  beurteilen  sein;  eine  Ausnahme 
von  dieser  Regel  ist  im  Art.  i  Abs.  2  enthalten. 

Artikel  2. 

Von  der  vertragsm&Btgen  Verpflichtung,  AnsUndem,  die  nach  dem  im 
Art.  1  beseichneten  Gesetse  ^effthig  sind,  die  Eingehung  der  Ehe  zu  ge- 
statten, sind  im  Art  2  .\n?nnhmen  zugelassen  worden  Diese  iKiiihen  auf 
der  firwügnng,  daß  in  bestimmten  Fällen  einem  Vertragsstaate  nicht  wohl 
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zugemutet  werden  kann,  bei  einer  Eheschließung,  die  seiner  Qmtzgebung 
schlechterdings  zuwiderläuft,  niitznwirki  ?!  «»rlor  eine  solchf  in  soincm  Hebiete 
20  dulden.  Dabei  handelt  os  sich  für  diesen  Staat  selbätverätündiich  nicht 
am  eine  Verpflichtung,  sondern  um  eine  Befugnis,  von  der  er  UAch  seinem 
Ermeasett  Gebraucb  madHB  kaoa. 

Die  im  Art.  2  bezeichneten  Bheverbote  serfatlen  in  swei  Gnippen,  von 
denen  die  dne  (Abs.  1)  auf  dem  bürgerlicheD  Ebezecht,  die  andere  (Aba.  3) 
anf  dem  rein  kirchlichen  Rechte  beruhen.  Dem  bürgerlichen  Eherechte  sind 
die  Ehehindemisst-  der  Verwandtschaft  nnd  Schwägerschaft,  des  Eliebruchs 
und  des  (iatteninonks  entnotnnien ;  bei  dem  zuerst  erwähntfn  Hindernisse 
bestimmt  sich  auch  der  Begriff  der  Verwaudscbaft  und  bchwägerschaft  nach 
dem  Rechte  des  Eheschließungsorts  und  nicht  nach  dem  Heimatrechtc  der 
Verlobten.  Dieae  Eheverbote  kommen  indea  nnr  dann  la  Betracht,  wenn  sie 
abawlut  lind,  also  eine  Bebeinng  vm  ihnen  nicht  gewfthrt  werdm  kann. 
Als  rt  iii  kirchliche  Eheverbote  sind  das  Hindernis  der  vormaligen  Ehe  sowie 
die  Ehehindemisse  religiöser  Natur  aufgeführt.  Mit  dem  Hindernisse  der  vor- 
maligen Ehe  ist  nicht  etwa  das  Verbot  der  Doppelehe  gemeint,  da  sich  dieses 
ohnehin  in  den  Gesetzgebungen  fsftmtlirher  Vertra^^sstaaten  findet;  vielmehr  soll 
difrch  die  Aufnahme  dieses  Verbots  der  (tesetzgebuug  derjenigen  Staaten  Rech- 
nung getragen  werden,  weiche  eine  AnflOanng  der  Ehe  dnicb  Sdieidong  entweder 
allgemein  oder  doch  bei  Katholiken  nicht  anerkennen.  Unter  den  Eheverboten 
leligiöter  Nator  sind  namentlich  die  in  kathoUschen  I^üidem  vorkommenden 
Hindernisse  der  fidstlichen  Weihen,  des  Ordraqielflbdea  nnd  der  Religiona- 
verschiedenheit  zu  verstehen. 

Die  Eheverbote  des  Ijiirgerlichen  nnd  des  kirchlichen  Rechts  werden 
nach  doppelter  Richtung  verschieden  beliandelt.  Einmal  berechtigen  die  Ehe- 
verbote des  bürgerlichen  Rechts  den  Staat,  sowohl  seine  Mitwirkung  bei  der 
EheachlieBtti^  zu  venagen  als  anch  die  Schlieftwng  der  Ehe  durch  einen 
diplomatischen  oder  kopmlariachen  Vertreter  des  Heiniatstaato  der  Vwlobten 
SU  verbieten,  während  bei  den  Eheverboten  des  kirchlichen  Rechtes  der  Staat 
gemäß  Art.  6  Abs.  1  Satz  2  des  Abkommens  die  Eheschließun};  diinli  einen 
Vertreter  des  fremden  Staates  dulden  muß,  Sodann  muß  «  ine  nach  dem 
Heimatrechte  der  Verlobten  gültige  Ehe,  die  vun  den  riandtsbtiiorden  unter 
^lichtbeacbtung  eines  am  Orte  bestehenden  Eheverbots  des  bürgerlichen 
Rechtes  gesdüessen  Ist,  sowohl  von  dem  EheschlieBnngaataate  wie  von  allen 
anderen  Vertragntaaten  als  reditagflltig  anerkannt  werden,  während  bei  der 
Kichtbeaebtong  dnes  kirchlichen  fiSieverboto  der  Eheschließungsstaat  im  Cl^en- 
satie  au  den  fibrigen  Vertragsstaaten  befugt  ist»  der  Ehe  die  Anerkennnng  au 
versagen. 

Für  die  Eheschließunj;  von  Ausländern  in  Deut.schland  hat  der  Art.  2 
nur  geringe  Bedeutung.  Denn  von  den  Eheverboten  des  bürgerlichen  Rechtes 
ist  das  Ehehindemis  des  Ehebruchs  (§  1312  Abs.  l  des  BOB)  nicht  absolut, 
da  hiervon  Belreinng  bewilligt  werden  kann,  und  das  Ehehindemis  des 
Oattenmordes  dem  deutsdien  Redite  bemd.    Eheverbote  rein  kirchlicher 
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Natur  «ind  dem  dentieben  Rechte  flber]iaai»t  nicht  bekannt  In  BetndK 
kommen  somit  nur  die  Bhehindernisse  der  Verwandtschaft  nnd  Schvilgc-rschHft. 
Ton  denen  die  im  §  1310  Abs.  2,  8,  §  1311  des  BGB  aufgeführten  nicht  iu 
den  Gesetzgebungen  aller  Vertragsstaaten  vorkommen  Ansdrurkli«  Tie  Vnr- 
srhriften,  wonach  diese  Hindernisse  auch  hei  Ausländem  zu  berii*  ksu  htigtrn 
sind,  bestehen  nicht;  es  wird  somit  nach  wie  vor  auf  Grund  des  Art.  M  det 
EG  z.  BGB  zu  beurteilen  sein,  ob  in  derartigen  Fällen  Ausländem  ^  Biii- 
gehnng  der  Ehe  am  venagen  ist. 

Artikel  a. 

Dieser  Artikel  entliiilt  die  Ausnahmen  von  tUr  vertragsmäßigen  Ver- 
pflichtung. Ausländern,  die  nach  dem  im  Art.  I  l)e7.ii ebneten  Gesetze  nicht 
ehefähig  sind,  die  Eingehung  der  Ehe  zu  versagen.  Nach  Abs.  1  fällt  di^ 
Vexpfliebtnng  fort^  wenn  das  Bheverbot  des  Helmatstaats  ansachBeflkh 
leligitoeff  Natur  Ist;  ni  den  Ehererboten  in  diesem  Sinne  ist,  wie  sich  am 
einem  Vergleiche  des  Abs.  1  mit  dem  Art  2  Ahe.  3  ergibt,  mdü  6u 
Hindernis  der  vormaligen  Ehe  zu  rechnen.  Die  Ausnahmebestimmung  des 
Abs.  1  beniht  darauf,  daß  es  ein^elnp  Vertrairsstaaten.  insbesondere  die  des 
französischen  Hechtes,  mit  der  dureli  ihre  Verfa.'?!mn2:  oder  durch  andere 
Vorschriften  ihres  öffentlichen  Rechtes  gewährleisteten  Religion^-  und  Gewiaeoi- 
Crdheit  für  wr^eSabu  lialten,  in  ilirem  Gebiete  die  Elteschliefinng,  sock 
wenn  es  sich  nm  Ausländer  handelt»  ans  Qrllnden  rein  rdigiöser  Natur  m 
untersagen.  Die  Bestimmung  begrOndet  flbcigmis  ebenso  wie  der  Art  2  asr 
eine  Befugnis,  nicht  aber  eine  Verpflichtung  dw  Vcrtrapsstaaten. 

Was  die  Wirksamkeit  der  entgegen  den  rclijjiösen  Eheverboten  iti 
Heimatstaats  geschlossenen  Ehe  betrifft,  so  ist  diese  selbstver-ständlicb  ijn 
dem  Lande,  das  die  Eheschließung  gestattet,  als  rechtsgültig  au^uäebin, 
während  im  Heimatstaate  der  Verlobten  das  Gegenteil  der  P&U  sein  wili. 
Die  übrigen  Vertragsstaaten  sind  nach  Abs.  2  berechtigt,  die  QfUtigkctt  einer 
solchen  Ehe  anauerkennen  odor  nicht  so  daß  fllr  sie  ledl^^h  ihre  eigcMa 
Kollisionsnormen  maßgcbmd  sind. 

Für  die  Eheschließung  von  Ausländem  in  Deutschland  kommt  der  .Irt 
nur  insofern  in  Betracht,  als  danach  der  Art.  30  des  EG  z.  BGB  in  Ansehung 
der  Frape.  ob  Ehehindemissen  ausschließlich  religiöser  Natur  die  Anerkennni«: 
zu  verragen  ist,  unberülirt  bleibt.  Über  die  Gültigkeit  der  iiu  Au^i^Uiik 
geichloisenen  Ehen  entscheiden  nach  Art  3  Abs.  2  des  AbkcauneDS  die 
deutschen  Kollisionsnormen.  Danach  würde,  bdls  ein  Deutscher  beteiligt  iit, 
die  Ehe  nach  Art.  18  Ahe.  1  des  EG  als  ungültig  amnsehin  sein,  tofeni 
nicht  etwa  auch  hier  der  Art  30  durchgreifen  sollte;  sind  lediglich  AnsUndff 
beteiligt  lo  fehlt  es  an  ein»  ausdrttcJtUehen  ILollisionsnorm. 

Artikel  4. 

Bestimmungen  über  den  Nachweis  der  materiellen  Voraussetzungen  dar 
EhescUieSung  sind  im  Art.  4  enthalten.   Dnnadi  irt  jeder  VevtngsM 
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berechtigt,  einen  Ausweis  darüber  zu  verlangen,  dati  die  \'erl<)l)ten  iiaeli  dem 
im  Art.  1  bezeichneten  Gesetz  chefähig  siud,  sowie  die  Üedinguiigen  aufzu- 
stellen, wie  dieser  Nachweis  zu  erbringen  ist.  Jeder  Staat  kann  daher,  soweit 
nicht  bmid^  ABmaclmiigeik  mit  anderm  Yertragsstaaten  bettelMai»  dnich 
leine  Qeeetigebimg  voraclirdben,  daß  er  als  genflgrade  Kadiwdse  die  Zeug* 
nisse  der  inneren  Behörden  wie  der  diplomatiedien  oder  konsularischen  Ver- 
treter des  fremden  Staates  oder  nur  die  eine  oder  andere  Art  dieser  Zeugnisse 
ansieht,  oder  daß  und  unter  welchen  VoraiuaetKiuigen  er  von  der  Beibringung 
eines  solchen  2s  achweises  abseben  will. 

Für  Deutschland  bat  der  Artikel  insofern  Bedeutung,  als  danach  die 
In  dm  einzelnen  Bnndesgtaaten  anf  Qmnd  des  §  1316  Abs.  2  des  BGB  fttr 
die  Ebeaddiefinng  von  AnsUtndttra  erlassenen  Yorsdirifteo  wegen  der  Bei- 
bringong  Ton  Zengnissen  fiber  des  Niohtbekanntsein  voit  Bbefaindemissen 
aufrecht  erhalten  sind.  Dagegm  kann,  wie  ans  Art  1  des  Abkommens  an 
folgern  ist,  die  Ehesrhließung  von  der  Beibringung  eines  weiteren  Zeu{?ni9«!es. 
beispielsweise  über  die  staatsrechtlichen  Wirknngen  der  Ehe.  oder  von  einer 
Erlaubnis  nicht  mehr  abhängig  gemacht  werdeu,  au  daß  iu  dieser  Beziehung 
die  auf  Grund  des  §  1315  Abs.  2  a.  a.  0.  erlassenen  Vorschriften  für  Ange- 
hörige der  Vertragsstaaten  anfier  Kraft  treten. 

Artikel  5. 

Dieser  Art.  spricht  im  Abs.  1  den  Satz  aus.  dali  eine  Ehe  in  .\nsehnnjy 
der  Form  überall  dann  als  Lrnltiir  anzuerkennen  ist.  wenn  die  am  Orte  der 
Eheschließung  bestehe  ndeii  Formvorachriften  beachtet  worden  sind.  Von  der 
in  diesem  Satze  aufgestellten  unbeschränkten  Geltung  des  Ortsrechts  bind 
indes  sngonsten  des  Heimatrechts  dw  Verlebten  Ansnahmen  nach  zwei 
Riditnogen  mgelassen  worden»  indem  einmal  in  den  F&IIen  des  Art  1  Abs.  2,  3 
eine  mtSt  den  FonnTorschriften  Ortsrechts  geschlossene  Bhe  von  dem 
Heimatstaat  als  ungültig  behandelt  werden  kann,  und  femer  in  den  Fällen 
der  Art.  6,  7  neben  der  Ortsform  noch  die  EbeeehUeßongsformen  des  Heimat* 
rechts  der  Verlobten  in  Betracht  konmien. 

Nach  Art.  5  Abs.  2  sind  die  c^taateii  mit  obligatorischer  kirchlicher 
Ehesdiliefinng  berechtigt,  einer  von  ihren  Angehörigen  im  Ausland  einge- 
gangenen Zivilehe  die  Anerkennung  zn  yenagen,  auch  wenn  die  Vorschriften 
der  Qrtsgesetae  befolgt  sind.  Eüne  so  geschlossene  Bhe  mofi  indes  in  dem 
Elieschließnngsstaate  wie  in  den  übrigen  Vrrtra^:sstaaten  als  n  htsgültig 
anerkannt  werden ;  aueli  hat  selbstverständlich  der  Heimatstaat  die  Befugnis, 
eine  solche  Ehe  als  «ü'^ij^  '-u  behandeln. 

Der  Abs.  M  },'ewiihrt  dem  lleimatstaate  das  Kecht.  die  Beachtung  seiner 
Vorschriften  Uber  daü  Aulgebot  auch  bei  der  EheschlieBung  seiner  Angehürigeu 
im  Anduide  sn  Terlangen  und  eine  unter  Nichtbeachtung  dieser  Vorschriften 
gesddossene  Ehe  als  nichtig  sh  bebandeln.  Diese  Bestimmimg  soll  indes  nicht 
etwa  eine  vertragsmäßige  Verpflichtung  des  Eheschließungsstaats  begründen, 
sondern  nur  die  Verlobten  selbst  aur  Befolgung  ihres  Heimatgesetzes  ver- 
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pfllcbten;  ein  entiimeliender  Vorbelialt  ist  aufgeaomaMn  wortoi,  wdl  dai 
Aufgebot  su  den  Pörmliclikelten  der  EhcacUieflnng  gerechnet  wird,  so  dafi 

an  sich  nur  die  Vorschriften  des  Eheschliefinngsorts,  nicht  aber  die  dw 
Heimatreclits  ikr  ^\■l■lubten  zu  befolgen  sein  würden.  Die  Nichtbeachtung 
des  Abs.  H  kaini  ferner,  ebenso  wif  im  Falle  des  Abs.  2,  die  Nichtigkeit  t1f>r 
Ehe  nur  in  dcui  lleimatstaate,  nicht  aber  im  Eheschliebangsstaat  and  in  den 
übrigen  Vertragsstaaten  zur  Folge  haben. 

Der  Abs.  4  enthftlt  eine  Bestimmung  über  den  g^enseitigen  Anstaiucl 
der  Heimatanrkiinden. 

Der  im  Abs.  1  für  die  Form  der  Eheschließung  aufgestellte  (irundsatx 
entspricht  der  Vorschrift  des  Art.  11  Abs  l  Satz  2  des  EG  z.  BGB  und  ist 
nach  Art.  13  Abs.  8  a  a.  0  für  Eheschließungen  in  Deutschland  aasschließlich 
maßgebend.  Die  Bestimmungen  des  Art.  d  Abs.  2,  3  des  Abkommens  sind 
Ittr  die  EbeschlieBnng  Ton  Dentachen  im  Ansfauid  olme  Bedeotnng}  da  Dentacb- 
land  nicbt  sn  den  L&ndem  mit  kirchlicher  Bheschliefimig  geh5rt  und  das 
deutsche  Recht  ein  Aufgebot  iOr  die  im  Analnnde  die  Ehe  eingebenden 
Deutschen  nicht  rorschrabt. 

Artilcel  6. 

Neben  der  vom  Ortsrechte  TOtgesehriebenen  Ebeschließnngsform  (Art.  5) 
berttckslohtigt  dns  Abkommen  nnoh  die  Form  der  sogsnnnnten  diplomntiscben 
Ehe,  d.  L  ein«  Bhe,  die  vor  einem  di^omaUschen  oder  konsnlaxischoi  ye^ 

treter  des  H*  iniatstaats  der  Verlobten  im  Lande  seines  Amtssitzes  g^hloasen 
wird.  Der  .\rt.  H  Ii'  stimmt,  daß  eine  solche  Ehe  unter  drei  Voreussetzungen 
in  allen  VertragsHtaaien  als  gülti«/  ;inzucrkennen  ist  Einmal  mnO  der 
Gesandte  oder  Kuuäul  die  Eheschliebung  nach  der  Gesetzgebung  seines  Staates 
schlieflen,  slso  insbesondre  snr  Vornahme  dw  Eheschließung  befugt  seis. 
Femor  darf  koner  der  Yerlobtai  dm  Staate  angehttren,  in  dessen  Gebiete 
die  Ehe  geschlossen  wird,  da  in  solchen  Fällen  die  Eheschließung  durch  einen 
fremden  Vertreter  mit  der  Staatshoheit  des  Enipfangsstaats  nicht  vereinbar 
erscheint.  Endlich  darf  der  8taat,  in  dessen  (Jebiete  die  Ehe  geschlossen 
wird,  der  Eheschließung  nicht  widersprechen;  dieser  Widerspruch  braucht 
nicbt  notwendig  ans  der  Gesetzgebung  des  Staates  hwrronagehen,  es  genügt 
vielmehr  eine  entsinrechaide  Ton  ihm  abgegebene  Brklftning«  Eine  Ansnahne 
von  dieser  dritten  Voraussetzung  ist  in  Abs.  1  Sats  2  «ithalten,  wonach 
der  Empfangsstaat  VV^iderspruch  nicbt  erheben  kann,  wenn  er  selbst  dio 
Ehest  hlicßun^r  wogen  der  im  Art.  2  Abs.  '6  bezeichneten  Irircblicben  £be- 
verbote  ablehnt. 

Bei  der  Eheüchlieüung  sind  von  dem  diplumatischeu  oder  konsulariscbee 
Vertreter  die  für  das  materielle  Eherecht  anfgestellten  Kollisionsnormes 
des  Art  1  sn  beachten.  Doch  hat  er  darftber  hiaans  anch  die  Im  Art  t 

Abs.  1  bezeichneten  Eheverbote  des  Landesrechts  zu  berücksichtigen,  wenn- 
gleich nach  Art.  2  Abs.  2  die  Nichtbeachtung  dieser  Verbote  auf  die  QOltig- 
keit  der  Ehe  ohne  Einfloß  ist. 
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Eine  diplomfttisdie  Ehe,  die  den  im  Axt.  6  Abs.  1  aafgestellten  drei 
ViirHiis-ftzitnpen  nicht  entspricht,  ist  ^mnds&tzHcb  in  allen  Vertragsstuaten, 
nüt  Einschluß  des  Staates,  der  den  fremden  Vertreter  entsandt  hat.  als 
nichtig  zu  behandeln.  Dieser  Grundsatz  wird  aber,  was  die  dritte  Voraus- 
setznng  anlangt,  dadurch  durchbrochen,  dafi  nach  Art.  7  eine  im  Wider- 
sprnehe  mit  dem  Ottarecht  abgesclilosiene  diplomatische  Ehe 
TOD  dem  AbBendestaat  nnd  den  dritten  Staaten  als  gflltig  an- 
erkannt werden  kann,  wenn  sie  den  Formvorschriftcn  des  Heimat- 
staats eines  jeden  der  Verlobten  entspricht.  Andererseits  sind  nach 
Art.  6  Abs.  die  Staaten  mit  oblif^atorisrher  kirchlicher  Eheschließung 
ebenso  wie  in  den  Fällen  Art.  n  Abs.  2  bcrechtifSTt ,  einer  von  ihren 
Angehörigen  eingegangeneu  dipIumaUschen  Ehe  die  Anerkennung  zu  ver- 
legen, aacli  wenn  die  Vosannetaongen  des  Art  6  Abs.  1  erfttUt  sind. 

Für  die  BbeschUeßnng  von  Andindem  in  Deutschland  isfc  der  Art  6 
nur  Ton  geringer  Bedeutung.  Insbesondere  wird  der  Omndsati  des  Art  13 
Abs.  3  des  EQ  z.  BGB,  wonach  sich  die  Form  einer  im  Inlande  geschlossenen 
Ehe  ausschließlich  nach  den  doui?rb<n  Of  cctzen  bestimmt,  durch  das  Ab- 
kommen nicht  berührt.  Denn  da  die  buile  des  Art.  2  Abs.  3  für  Deutsch- 
land nicht  in  Betracht  kommen,  so  ist  dieses,  abgesehen  von  Staats- 
verträgen, nicht  verpflichtet,  diplomatische  Eheschließungen 
in  seinem  Gebiete  lu  dulden. 

Was  die  BheschlieBung  ?on  Deutschen  im  Auslande  betriüt»  so  ist  nach 
den  §§  1,  10  des  Qesetnes,  betreffend  die  Eheschließung  und  die  Bcnrkundung 
des  Personenstandes  von  Reichsangehörigen  im  Auslände,  vom  4.  Mai  1870 
(Bundes-Qesetzbl.  S.  5!M),  Jldchs-üeff  t/V>1    1w>r,  s  (ü  l'  pine  Ehe,  die  vor 
einem  hierzu    ermächtigten    dentschLii   (htiiiudun    *><ier   Konsul  zwisdien 
Deutschen  oder  zwischen  Deutschen  und  Ausländern  geschlossen  wird,  vom 
Staadpankte  des  deutschen  Rechtes  als  gültig  anmerlcomen,  ohne  daB  es 
dab^  auf  die  Gcsetse  des  BhescUieflungsorts  od»  des  auriindischen  Ver- 
lohten aakoBunt  Nach  dem  Abkommen  sind  solche  Ehen  in  dem  gannen 
Vertragsgebiet  als  rechtsgültig  zu  behandeln,  wenn  der  Staat,  in  dessen 
Gebiete  die  Ehe  geschlossen  wird,  nicht  widerspricht,  und  ein  Angehöriger 
dieses  Staats  nicht  beteiligt  ist.    Eine  Ehe,  die  gegen  den  Widerspruch  des 
Oebietsstaats  geschlostien  wird,  ist  in  Deutschland  nach  Art.  7  des  Abkummens 
als  gültig  anzaerkenneu,  wenn  entweder  beide  Verlobte  Deutsche  sind  oder 
das  Hebnatreoht  des  ausländischen  Verlobten  die  Ehe  glefdifalls  als  rechts- 
gflltig  ansidit;  unter  denselben  VoianssetBungen  kann  nadi  Art  7  die  Ehe 
nnrh  von  jedem  dritten  Staate  als  gültig  anerkannt  werden.  Dagegen  wflide 
die  Ehe  zwischen  einem  Deutschen  und  einem  Ausliindfr  in  dem  ganzen 
Vertragsgebiete  nüt  Einschluß  Deutschlands  als  nichtig  ^.u  behandclu  sein, 
wenn  sie  weder  dem  Rechte  des  Staats,  in  dessen  Gebiete  die  Ehe  geschlossen 
wird,  noch  dem  Rechte  des  iieimatälaats  des  auslaiidibchen  Verlobten  ent- 
quiekt.  Insofern  ist.  daher  der  §  10  des  Qesetses  vom  4.  Mai  1370  abge- 
ftodert  worden. 
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Artikel  7. 

Außer  dein  Falle  der  diplomatischen  Ehe  (Art.  ii)  kommt  die  Ehe- 
BchlieBungsform  des  Ueimatrechts  auch  dann  in  Betracht,  wenn  die  nach  4ea 
FoimTonchriften  des  Eheaehllefiiuigsorts  nidttige  Ehe  der  Poim  des  Heintstr 
rechts  heider  Verlobten  entspricht.  Denn  in  diesem  Palle  liaiiu  die  She  nsdi 

Art.  7  sowohl  von  dem  Ueimatstaate  der  Verlobten  als  von  jedem  dritten 
Staate  als  gültig  behfindolt  werdrn  Der  Hauptfall  ist  der,  daß  das  Gesetz 
des  iieimatstaats  beidi  r  \Vrlobt('ii  die  kirrhlirlio  Ehosohließung  kennt,  während 
der  Staat,  wo  die  Ehe  geschlossen  wird,  die  obligatorische  Zivilehe  vui^hreibt 
Ein  weiterer  FsH  ist  hweits  in  der  Begrttndai^  vm  Art.  6  anigdllhit 
worden  und  hetriBt  die  diptomattsche  Ehe,  die  in  Üheteinstimmung  mit  den 
Gesetzen  des  Heimatstaats  beidw  Valohten,  aber  in  Widerspruch  mit  des 
Gesetzen  des  Elieschlicßnno'snrts  pr^hlossen  wird. 

Der  Art.  7  stiht  mit  dem  \n  11  Abs.  1  Sfitz  1  des  Eü  z.  BGH 
insofern  im  Einklang,  als  danach  vom  Standpunkte  des  deutschen  Uchtes 
eine  im  Anstände  geschlossene  Ehe  als  formell  gültig  ansnerkenuen  ist,  warn 
sie  dem  Heimatreohte  lieider  Verlobten  entspricht.  Die  im  Art  13  Abs.  3 
des  EG  enthaltene  Sondervorschrift,  wonach  rieh  die  Porm  einer  im  Inlsnde 
geschlossenen  Ehe  aasschließlicb  nach  den  deutschen  Gesetzen  bestimmt,  bleibt 
für  Dent!?rhla!id  bestehen  Dasregen  können  die  übrigen  Vertraj^staaten  eine 
in  Deutj^chland  geschlossene  kirchliche  oder  diplomatische  Ehe  unter  den  an- 
gegebenen Voraussetzungen  als  gültig  anerkennen,  ebenso  wie  Deutschlaiui 
in  der  Lage  ist,  unter  densdhen  Voraussetaungen  dne  vor  seinen  Vertrelen 
im  Auslände  geschloss^e  Ehe  als  gflltig  lU  behandela. 

Artikel  8. 

Di»^ser  Artikel  r<-,ndt  die  .\nwendungsgrenzen  des  Abkommens,  indem 
er  davon  ausgeht,  dati  an  sich  nur  die  Interessen  der  Vertragsstaaten  berück- 
sichtigt wwden  BelleB.  Aus  diesein  Oruide  bA  dw  Geltugsbereich  des  Ab- 
kommtms  nach  drei  Richtungen  beschrinkt  worden,  ninüieh  in  Ansehung  das 
Ortes,  wo  die  Ehe  geschlossen  wird,  in  Ansehung  der  Personen,  wdebe  dk 
Ehe  schließen,  sowie  in  Ansehung  des  Rechtes,  das  xur  Anwendung  ge- 
langen soll 

Zunächst  setzt  der  Art.  8  im  Abs.  1  voraus,  daü  diu  EheschlieUung  in 
einem  Vertragsstaate  stattfindet.  Da  Art.  9  das  Vertragsgebiet  auf  die 
europlischen  StammlSsder  beschrttnkt,  so  fallen  unter  das  Abkommen  weder 
Ehen,  die  in  den  Kolonien  der  Vertragsstaaten  noch  solche,  die  in  d«n 
Konsulargeiiobtsbeiirken  geschlossen  werden.  Auch  ist  su  bemerken,  daß 
das  Abkommen  sich  auf  Bosnien  und  die  Herzegowina  nirht  erstreckt,  d» 
diese  Lander  staatsrechtlich  nicht  zu  Osterreich-Fni^arn  i^ehoren 

Ferner  muß  nach  Abs.  1  mindestens  einer  der  Verlobten  einem  der 
Yertragsstaaten  angehören,  la  diesem  PaUe  linden  aber  die  Tertrsgs* 
bestimmungen  in  beachrKnktem  Maße  (Abs.  3)  andi  auf  den  anslftndisdies 
Verlobten  Anwmdung. 
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Endlich  verpflichten  sich  nach  Abs.  2  die  Vertragsstaaten  nur  zur 
Anwondunc?  der  in  dem  Vertragsj^'^hifte  geltenden  Gesetze,  weil  es  bedenklich 
erscheint,  unbekannt«  Rechtavorschriiten  fremder  Staaten  ohne  den  allge- 
meinen  Vorbehalt  der  öffentlichen  Ordnung  äuwie  ohne  Gewährung  der  Gegen- 
aeitii^t  aanvendai.  INiM  TOmmhifakung  hat  für  EaMNN3bli^iii^(en  fwtocheii 
AagehOsigwi  der  YertrogBstaaten  rar  Folge,  daß  die  im  Art.  1  Torgesehene 
Yentreisang  auf  du  aaderai  Reeht,  s.  B.  auf  das  des  WohtititMS,  mir  dann 
berücksichtigt  zu  werden  braucht,  wenn  dieses  Recht  dw  eines  Vertrags- 
staats ist.  Auf  Eheschließungen  zwischen  Angehörigen  eines  Vertragsstaats 
and  eines  anderen  Stuat<'s  findet  das  Abkommen  insoweit  Anwendnnjr.  als 
entweder  das  Recht  eineü  Veitragsätaats  für  die  materiellen  und  formellen 
Voraussetzungen  der  Eheschließung  ohne  weiteres  maßgehend  ist  oder  das 
Becht  des  anderen  Staates  entsprechend  dem  Art.  1  anf  das  Recht  eines 
VertragsstaatB  verweist  Fttr  Shen,  die  vor  dem  Vertreter  eines  fremden 
Staates  innerhalb  des  Vertrag^ebietes  geschlossen  werden,  kommen  die 
Vertragsbestimmungen  schon  deshalb  nicht  zur  Anwendung,  weil  nach  Art.  6 
Abs.  1  die  Eheschließung  gemäß  der  Gesetzgebung  des  fremden  Staates 
eriolgt  «ein  muli  und  dies<>  (Jesetzgebinü»-  nicht  dio  eines  Vertragsstaats  ist. 

Soweit  hiernach  das  Abkommen  aaiiur  Anwendung  bleibt,  bewendet  ea 
bei  den  KoIUsionsnemen  der  elnielnen  Yertiagsstaaten.  Für  Deatseliland 
behalten  demgemAfi  die  Yorsdiriffcen  der  Art.  11,  18^  90  des  EO  i.  BGB 
nnrerftuderte  Geltung. 

Artikel  9  bis  12. 

.  AoBer  der  bereits  in  der  BegrOndnng  m  Art  8  erwihnten  Beschrtnlning 

des  Abkommens  auf  die  euruplüfjchen  Stammländer  der  Vertragsstaaten  ent- 
halten die  Art.  9  bis  12  Bestiinmnngcn  über  die  Ratifikation,  über  den  etwa 
später  erfolgenden  Bpirrir*^  eines  Konferenzstaats  sowie  über  das  Inkrafttreten, 
die  Dauer  und  die  Kündigung  des  Abkommens. 

II.  Abkommen  zur  Regelung  des  Geltungsbereichs  der  Gesetze 
nnd  der  Gerichtsbarkeit  au!  dem  Gebiete  der  Ehescheidung  und 
der  Trennung  von  Tisch  und  Bett. 

Dieseti  Abkommen  regelt  die  läumliche  Herrschaft  der  in  den  Vertragti- 
staaten  geltenden  Geeetia  tl1>er  die  Bhesdieiditng  and  die  Trennung  von 
Tisch  und  Bett,  nnd  swar  in  Ansebong  des  materiellen  Rechtes  wie  in  An- 
sehnng  der  Gerichtsbarkeit.  Eine  solche  Regelung  erscheint  enrttnscht.  da 
nach  beiden  Richtungen  häufig  Gesetzeskollisionen  entstehen,  wenn  die  Ehe- 
gatten ihren  Wohnsitz  im  Auslände  haben  ond  die  Klage  vor  der.  dortigen 
Gerichtsbarkeit  erbeben. 

In  Ansehung  des  matcriellea  Rechtes  geht  das  Abkommen  grundsätzlich 
davon  ans,  dafi  die  Scheidung  oder  Trennung  nur  dann  sulftssig  ist,  wenn 
■ie  sowohl  den  Gesetmn  des  Hdmatstaats  der  Bhegatten  als  den  Oeaetien 
des  Ortet,  wo  geldigt  wird,  entifrlcbt  (Art.  1,  2).  Aosnahmeii^  von  diesem 
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Gruiulisatze  sind  ans  ZwcckmiiBigkeitögründen  in  den  Art.  4  zu'^elassm 
woHrri.  Tu  Anschiiniz  der  (ierirlitsbarkfit  kann  wahlweise  die  des  Hoiuiat- 
staÄts  oder  die  des  W  ohnsitzes  der  EiicgatLcn  angerufen  werden,  die  Gerichts- 
barkeit des  Wohniitses  jedoeh  nur  insoweit,  als  iBe  des  Heiimtstaats  es  ge- 
stottH  (Art.  6);  die  Oeridttsbarlceit  des  Wobasitzes  ist  indes  stets  befugt, 
Torlftnfige  MaOnahn?en  für  die  Aufhebung'  der  elielichen  Lebensgemeinschaft 
anznrndneii  (Art  (Tv  Die  Scheidnni;  oder  Tronnnnp.  die  von  der  nach  Art.  ö 
zuhtändiKeii  (lerichtsbarkeit  unter  Beachtung  der  niateriellrechtlichen  Kollisions- 
normeu  des  Ablcommcns  auägesprucheu  ist,  muß  regelmäßig  in  dem  ganzen 
Vertragsgebtet  anerlcannt  werden  (Art.  7).  Im  Interesse  der  Gleiohstellot^ 
beider  Ebcgntten  bestimmt  Art.  8,  dnß,  Strien  sie  versddedcnen  StMten  sn> 
gehftien,  als  ibr  Heimatgeseta  im  jSinne  dieses  Abkommens  das  Qesets  ihm 
lotsten  gemeinsamen  Heimatstaats  anzusehen  ist. 

Vom  Standpunkte  des  dentsrhen  Rechte«  bestehen  ^egen  das  Abkommen 
keine  Bedenken,  da  seine  (irundsätze  im  alij^emeinen  mit  den  Vorhchiiften 
des  Art.  17  des  EU  z.  BGB  sowie  der  ^§  328,  (i(Jtj  der  CPO  im  Einklänge 
stdien.  Abgeindert  sind  diese  Yoiscliiiften  insofern,  als  fftr  den  Gdtnnga^ 
bereich  des  Abkommens  b^  Tendhiedener  Staatsangehfli^kdt  der  Bbegatten 
nidit  das  Heimatrecht  des  Hannes,  8<mdem  ihr  letetes  gemdwames  Heimat- 
recht  zu  berücksichtigen  ist 

Wegen  der  l'ersonen  mit  uiehrfaclier  Staatsangehörigkeit  vgl.  dii  Be- 
merkung in  der  Begriindong  zu  dem  Abkommen  über  die  Ebeschliei^uitg 
oben  (8.  d25  Abs.  4). 

Im  eittsebien  ist  sn  dem  Abkommen  folgendes  sa  bemerken. 

Artikel  1 

Dieser  Artikel  macht  die  Erhebung  der  ächcidungs-  'm1«t  Trennun<?skla'if 
davon  abhängig.  duLl  da.s  Reclitsinstitut  der  Scheidung  oder  der  Treunuiig 
sowohl  dem  Gesetze  des  iieiiuatälaats  der  Ehegalteu  als  auch  dem  Gesetze 
des  Ortes,  wo  geklagt  wird,  bekannt  ist  Dabei  weiden  diese  RochtsfnsÜtsle 
nicht  etwa  einander  gldchgostellt,  vielmebr  mnA  entwed»  die  Scheidong  od« 
die  Trennong  beiden  Gesetzen  gemeinsam  sein. 

Die  vorstehenden  Siit/e  entsprechen  den  im  Art.  17  Abs  4  t1e.s  Ed  x 
B(iB  enthaltenen  VorHchriftea  über  die  Zulässigkcit  der  «Scheidung  von  Aus- 
ländem in  Deutschland.  Die  Trennung  von  Tisch  und  Bett  ist  dutcit 
das  Abkommen  weder  ffir  Anslftnder  in  Dentsohland  noeb  ffir 
Dentsobe  im  Ausland  eingefflhrt  worden,  da  dieses  Rechtsinstitiit  der 
neuen  Reicbqiisel^bnng  foemd,  mithin  sdne  Anwendung  für  Dentschtend 
nach  Art.  1  ailsgcacblossen  ist 

Artikel  i. 

Während  der  Art.  1  nur  vun  der  Scheidung  oder  Trennung  ab  solcher 
bandelt  bescbiftigt  sich  der  Art  8  mit  den  Sdieiduigs-  oder  TremwsfCt- 
gntnden,  d.  b.  mit  den  Tatsachen,  aus  denen  im  ^sdnen  Falle  das  Bedit 
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Auf  iicheidang  oder  Trennuag  erwächst.  Daui  Abkonuneu  fordert  auch  hier 
die  Über^tintnimg  des  Heimatreclito  mit  deni  Ortorechte.  Doch  bfaucben 
die  SehridiingB-  oder  Tretmnngqgi&ttde  miAt  diesdben  n  sein;  es  goiligt 
Tiebadr,  dafi  im  einxeliieii  Falle  nach  beiden  Rechten  die  Scheidnng  oder  tÜe 
Treminnp  urnn  auch  aas  verschiedenen  Griintlen,  ziiliissitr  \^t. 

Im  ubri;,'en  gelten,  und  zwar  auch  für  das  deutsche  üccht,  die  zum 
Art.  1  gemachten  Bemerkungen. 

Artikel  3. 

Von  dem  in  den  Art.  1,  2  aufgestellten  Grundsatze,  dati  das  Heimat- 
veebt  mit  dem  Ortnedit  ttberdnBtimmeii  ma6,  enthalt  der  Art  S  lamlem 
eine  Ausnahme,  ats  danadi  das  Heimatrecht  dnreh  das  Ortsredit  fdr  an»* 
sehlieUtir])  maßgebend  erklärt  werden  kann.  Gegen  die  ans  Zweekmttßiglceits- 

gründen  erfolgte  Aufnahme  dieser  Ausnahmebestimmung  sprechen  um  so 
weniger  Rpdt  nkcn  als  sie  auf  dem  Staatsangehörigkcitsprinzipe  b«»ruht.  das 
den  Haager  Ai)k(>mmen  (Iber  das  internationale  Privatrecht  zugrundt-  lictit. 

Für  die  in  Deutschland  erhobenen  Klagen  ist  der  Art,  3  gegenüber  der 
Yorscbrlft  des  Ajrt.  17  Abs.  4  des  BG  a.  BGB  gegenstandslos.  Andererseits 
ist  vom  Standpunkte  des  dentseben  Beobtes  nichts  dagegen  einanwenden,  daS 
die  Bhe  von  Deutschen  im  Auslande  lodiirlich  auf  Orund  dor  deutschen  Ge.setze 
geschieden  wird,  wie  dies  auch  jetzt  schon  nach  .\rt  17  Abs  1  des  EH  zu- 
lässig ist.  Die  im  Art  27  a  a.  0.  vorgesehene  Rtickvcrwcisung  au!  das 
deutsche  Recht  im  i^^aile  dos  Art.  17  Aba.  1  ist  für  den  Geltungsbereich  des 
Abkommras  anSer  Kraft  gesetzt  worden,  well  eine  entsprechimde  Ausnahme 
Ton  den  Art.  1,  2  in  dem  Abkommen  nicht  gemacht  ist. 

Artikel  4. 

Eine  weitere  Ausnahme  von  dem  Qrandsatie  der  Art.  1,  2  findet  sieb 
im  Art.  4  fttr  den  Fall  des  Wechsels  der  StaatsangebSrigkeit  Dieser  Artikel 

bestimmt  nämlich,  dali  das  Gesetz  des  Ileimatstaats  der  Ehegatten  nicht  die 
Kraft  hahcn  soll,  um  einer  Tatsache,  die  sich  ereignet  hat.  wahrt  tnl  dir  Ehe- 
gatten «nUr  ciiif^r  von  ihnrn  einem  anderen  Staate  anffehörteii.  iiitf^et^en  dem 
Gesetze  des  hüheren  lleiniutstaats  die  Wirkung  eines  Öcheidungs-  uder  Tren- 
nungsgrundes an  Torleihen.  Der  Grand  dieser  Aasnahmebestimmung  ist  der, 
daft  billigerwetse  nnr  nach  dem  früheren  Heimatrechte  beurteilt  werden  kann, 
ob  in  dem  Tatlwstand  ein  die  Scheidung  oder  Trennung  rechtlertigendes  Ehe* 
vergehen  711  sehen  i^^t.  Daltci  uciilt  u  übii^.  ns  die  .Sclu  idungs-  und  Tren- 
nungsgründf  l  iiiander  gleicligt  stcUt.  (b^rtrcstult  daß  aiil  Grund  eines  früheren 
Trennungsgrundes  auch  die  Scheidung,  und  auf  Grund  eines  früheren  Scheidungs- 
grandes aiuA  die  Trennung  ausgesproofami  werden  kann. 

Der  Art.  4  ist  der  Vorschrift  des  Art.  17  Abs.  2  des  EG  s.  BGB  ent- 
nommen; doch  hat  er  diese  Vorschrift  Insofern  erwettert,  als  nicht  nar  die 
frühere  Staatsangehörigkeit  des  Mannes,  sondern  auch  die  der  Krau  zu  be- 
rücksichtigen ist.  Die  Erweitcrniii;  entspricht  drr  in  dem  Abkommen  dur<  h- 
geführten  Gleichstellung  der  beiden  Ehegatten.    Im  Übrigen  untersctieidct 
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sich  die  pH  ^tinimung  des  Abkuinmeas  von  der  des  EG  nur  dadordi,  daß  die 
crstcre  negativ,  die  letztere  positiv  gefaßt  ist. 

Artikel  6. 

Dieser  Artikel  regelt  die  Zotl&ndigkeit  der  Gerichtsbark^  auf  dem 
Gebiete  der  Scheidung  und  Trennung  und  bildet  damit  <]h'  Ornndlaye  fflr  flie 
im  Art.  7  ausgesprochene  Verpflichtung  zur  Anerkcnnng  der  von  den  Be- 
hörden der  Vertragsstaaten  getroffenen  Entscheidungen.  Der  Art.  5  gebt  in 
No.  1  davon  «m»,  dafi  dieae  GericbtsbMk^  in  enter  Linie  danHeiinatitute 
der  Ekegatten  sutteiit,  und  da8  nur  insoweit,  ale  denen  Geeeti  eine  aus- 
schließliche Gerichtsbarkeit  nicht  in  Anspruch  nimmt,  diu  Klage  ancb  bei  der 
in  No.  2  bezeichneten  Gerichtsbarkeit  des  Wohnsitzes  der  ElKgatten  etli<  l)«  n 
werden  kann.  Eine  Ausnahme  von  dieser  Regel  lindet  sich  iTit  S  hiiiünaUe 
des  Artikels,  indem  danach  die  Gerichtsbarkeit  des  Wohnsitzes  jedenlalis  für 
solche  Ehen  zuständig  ist,  in  Ansehung  deren  die  Sdieidongs-  oder  Trennongs- 
klage  Tor  der  QeiichtelMrkeit  dei  Hdmalilaate  ttberkaapt  nidit  eiiiobai 
werden  kann.  Darunter  sind  nidit  etwa  Blien  an  Tersteken,  ittr  dwea  Sebeidiuig 
od«  r  Trennung  nach  dem  Heimatgesetz«  di  r  Ehegatten  ein  Örtlicher  Gerichts- 
stand nicht  begründet  ist;  vieluuhr  handelt  es  sich  nur  um  solrhe  Ehen. 
w»dche.  wie  in  den  Fällen  des  Art.  3  Abs.  l.  des  Art  Abs.  2  und  des  Art.  H 
Abb.  2  des  Abkommens  Uber  die  Eheschließung,  von  dem  Uoimatstaate  nicht 
als  gültig  anerkannt  werden  ond  daher  dmdi  ikuatm  Behttiden  nkdit  geMUedeD 
oder  getrennt  werdon  können. 

Besondere  Bestimmungen  hat  der  Art.  5  Nr.  2  für  die  Gericfatsbaikeit 
des  Wohnsitzes  in  den  Fällen  «retroffen,  daß  die  Ehegatten  nach  der  Gesetz- 
gebung ihres  Heimatstaats  keinen  gemeinsamen  Wolmsitz  liaben  oder  daü 
einer  von  ihnen  sich  der  böslichen  Vcriassung  schuldig  gemacht  oder  n.ich 
dem  Eintritt  eines  Schcidungs-  oder  Trennungsgrundes  seinen  Wohnsitz  vtj- 
legt  hat.  Im  ersten  Falle  soll  die  Oeticfatsbarkeit  des  Wohnsitses  des  6e> 
klagten  snstKndig  sdn;  in  den  beiden  anderen  FUtei  kann  neben  dtt  aa 
sich  zuständigen  Gerichtsbarkeit  des  nenen  Wohnsitzes  des  Beklagt«!  anch 
die  Gerichtsbarkeit  «its  letzten  gemeinsamen  Wohnsitzes  angenifen  M-ei-den. 

Durch  den  Artikel  5  sind  die  Zuständigkeitsvorschriften  des  deutschen 
Rechtes,  wie  sie  sich  im  §  KMi  Abs.  1,  2,  4,  der  CPO  iiudeu,  nur  in  unwesent- 
lichen Punkten  abgeändert  worden.  Insbesondere  sind  nach  Art.  5  Ne.  1  des 
Abkommens  fttr  Scheidungsklagen,  die  von  Deutschen  bei  den  deatachen  Ge- 
richt^in  erhoben  werden,  die  Gerichtsstände  des  %  606  Abs.  1,  Abs.  2  Sats  1 
bt-stelien  ^'ebliehon;  auch  müssen  sie  in  dem  panzcn  Vcrtragspcbiet.  nnd  tviw 
in  (lein  Kalle  des  §  öCKi  Abs.  1  als  ausschließliche,  anerkannt  werden  Kur 
Scheidungsklagen,  die  von  Deutschen  bei  ausländischen  Behörden  erhoben 
werden,  ergibt  sich  ein  Unterschied  gegenüber  dem  geltenden  deutschen  Redite 
insofern,  als  dann,  wenn  die  BShegatten  aoBexhalb  Dentschtänds  an  versdiiedeiien 
Orten  wohnen,  die  Gerichtsbarkeit  im  Sinne  der  dentschen  Gesetie  angesebea 
werden  mn0. 
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(lehoren  die  Ehegatten  einem  anderen  Vertragsstaat  an  und  haben  sie 
keinen  gemeinsamen  Wohnsitz,  so  sind  die  Torschriften  des  §  606  der  CPO, 
sofern  anch  nnr  einer  von  ihnen  in  Dentschland  wohnt^  dnrch  Einftthnmg 
der  Qtfichtsbarkeit  des  Wohnaitsea  des  Beklagten  nach  doppelter  Richtung 

abge&ndert  worden.  Einmal  kann  nämlich  der  in  Deutschland  wohnende  Ehe« 
mann  die  ^^cheidungsk]age  nicht  mehr  ^'pmäü  §  loiHi  Absatz  1  in  seinem 
nlliremeinen  (rericht«8tand  erhoben,  da  die  Gerichtsbarkeit  des  Wohnsitzes 
des  Klägers  durch  das  Abkommen  beseitigt  ist.  Andtitrseits  ist  entgegen 
der  Vorschrift  des  Absatz  1  die  Scheidungsklage  gegen  die  in  Deutschland 
wohnende  Bbefran  in  dem  Gerichtsstand  ihres  Wohnsitzes  snlKssig,  und  zwar 
gleichviel  ob  der  Ehemann  seinen  Wohnsitz  in  Dentschhind  oder  im  Aus« 
lande  hat. 

Ebenso  kann  unter  Umständen  in  den  im  Art.  ö  No.  2  aufgeführten 
Fällen  der  böslichen  Verlassung  und  der  Vcrlegnnir  des  Wohnsitzes  narh 
Eintritt  des  SrheidnnL's-  oder  Trenmin^s;znuidt  s  dir  Klaire  in  Deutschland 
erhoben  werden,  olnie  daU  tin  (ierichtsstand  nach  §  64Hj  begründet  ist. 

Besonderheiten  ktaen  femer  noch  dann  eintreten,  wenn  die  Bhegatten 
nicht  dieselbe  Staatsangehörigkeit  besitzen ;  in  diesen  FUlen  greift  der  Art.  8 
des  Abkommens  durch. 

Artikel  il. 

Na(  h  dm  in  den  vorstehenden  Artikeln  aufgeführten  (trnndsiitzen  werden 
ausländische  Ehegattt-n  häufig  nicht  in  der  Lage  sein,  in  dt?m  Lande  ihres  Wohn- 
ntzcs  die  Sdieidnngs-  oder  Trennungsklage  zu  erheben,  sei  es,  daß  die  dortigen 
Oesetse  Ober  das  materielle  Schwdnngt-  oder  Trennongarecht  mit  den  Ge- 
setzen  ihres  HefnatMaats  nicht  ttberdostimmra,  sei  es,  da6  die  Gerichte 
dieses  Staates  die  Gerichtsbarkeit  ansscUieBlich  für  sich  in  Anspruch  nehmen. 
In  diesen  Fällen  können  die  Ehegatten  nach  Art.  H  bei  den  Behörden  ihres 
Wohnsitxe.s  die  in  der  dortigen  (tesetzgebnng  für  die  Aufhebium  der  ehelichen 
Lebensgenieinschalt  vurgesehenen  vorläufigen  Maßnahmen  erwirken.  Eine 
solche  Bestimmung  erscheint  erwünscht,  weil  die  an  sich  zuständige  Gerichts- 
barkeit des  Esunatstaates  hftnfig  nicht  rechtzeitig  angeratai  werden  kann. 
Öbrigeos  onterUegen  die  Hafinahmen  der  OrtabebOrden  der  Verfügung  des 
Heimatetaats,  dergestalt  daß  sie  von  dessen  Behörden  bestäti^^t  odw  aufge- 
hoben werden  können ;  auch  kommen  sie  ohne  weiteres  in  Wegiall,  wenn  die 
Bestätigung  nicht  innerhalb  eines  .Tahres  erfolgt. 

Das  deutsche  Hecht  sieht  Maßnahmen  der  in  Rede  stehenden  Art  in  d^n 
62 1,  W42  der  CPO  vor.  Der  g  627  geht  allerdings  davon  aus.  daU  diu 
Anordnung  dieser  Haßnsliuien  dnicb  das  Gericht  der  Hauptsache  zu  erfolgen 
hat.  Diese  Voraussetzung  ist  Jsdoeh  naeh  dem  Abkommen  f  Or  auslindische 
Ehegatten,  die  in  Deutschland  wohnen  und  dort  nicht  klagen  kdnnen,  weg- 
gefallen, so  daß  für  diese  die  Zuständigkeit  des  (ierichts  ohne  weiteres  be- 
gründet ist.  Für  den  Inhalt  der  zu  treffenden  Matinahmen  sind  nach  den 
vorstehenden  Ausführungen  lediglich  die  deutschen  Gesetze  maßgebend. 
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Artikel  7. 

Die  Vefpflichtang  sw  Anerk^miiiig  einer  von  den  BehSrden  der  V«^ 
tragsstaaten  ausgesproclieneii  Scheidang  oder  Trennung  ist  im  Art  7  g«Kfdt 
worden.  Eine  solche  Regelung  empfiehlt  sich  schon  deslirilh,  w.  il  w  zu 
schweren  Mißständen  fnhn  ii  k:inn .  wenn  riiic  Ehe  in  dem  einen  Lande  als 
geschirrirri  uder  getrennt,  in  dem  andcrou  dagegen  als  noch  bestehend  aa- 
geseiu.n  wird. 

Der  Artiktl  uiitfibcluidet  zwischen  Entscheidunjim  ih  r  (icrirhtc  mnl  der 
Verwaltuugäbchorden.    Ersterc  sind  nach  Ahs.  1  unter  drei  VoraustsetzuDgeu 
in  d«n  gMnen  Vertrugsgebiet  «uenerkenneB.  Sänmal  muß  das  Qericbt  lach 
Art.  6  xnstftndig  gewesm  s^;  femer  mnfi  es  die  materiellreditUdien  Kolliflioi»' 
normen  des  Abkommens  beachtet  haben ;  endlich  muß  im  Falle  einea  Yer« 
Säumnisurteils  dir  Ladung  des  Beklagten,  den  Vorschriften  entspreclien  <\\c 
sein  HHmatstaat  als  Voraussetznntj  für  die  Anerkennung  ansländischor  Ir- 
teile  aufstellt.    Die  Anerkennung  von  Entscheidungen  der  Verwaltungsbe- 
hörden setzt  nach  Abs.  2  weiter  Toraos,  daU  das  Ueimatgesetz  jedes  der  Ehe- 
gatten eine  solche  Yenratinngagiaiclitsbariceit  anerkennt.  Übrigens  Terpffiebtet 
die  Anerkennung  der  Scheidang  die  Vertragistaaten  niclit  etwa,  entgegen  der 
Bestiminnng  des  Art^.  2  Abs.  3  des  Abkommens  über  die  Eheschließun^r  durch 
seine  Ikhürdeii  In  i  drr  Wipderverheiratunsr  eines  der  geschiedenen  Ehefratton 
mitzuwirkeu.    Auch  schließt  der  Artikel  nicht  aus,  daß  eine  seioen  Be- 
stimmungen zuwider  ergangene  Scheidung  oder  Trennung  in  einzelnen  Ve^ 
tragsstaaten  anerkannt  wird. 

Nach  dem  Art.  7  sind  die  im  §  328  der  CFO  für  die  Anerkennoog  aus* 
Iftndisdier  Urteile  »abstellten  Brfcndemiase  im  wesentlicboi  bestdien  ge- 
blieben. Die  im  I  838  No.  1  vorgesehene  Zustlndigkeit  der  Gerichte  ist 
allerdings  nicht  mehr  nach  den  deutschen  Gesetzen,  sondern  nach  den  Be- 

stimmunfren  des  Abkommens  zn  beurteilen,  die  indes  mit  den  dentschen  Zu- 
8tänili;,'k»>itsv(»r8chrift€n  im  allgemeinen  übereinstimmen  Die  Vurschrill  der 
No.  2  Uber  die  Zustellung  bei  VerslLumnisurtcUeu  ist  ausdrücklich  aufrecht 
eriuJten  worden.  Die  Vorschrift  der  No.  8  Uber  die  Anwendnng  dw  dcnttdM 
Kollisionsnormen  entspiiebt  den  Art.  1,  2  des  Ablcommens  und  wird  wir  flr 
einzelne  Fälle  durch  Art.  H  abgeändert.  Der  in  No.  4  auf^t  steUte  Vorbduüt 
der  öffentlichen  Ordnung  ist  u»  ii(  nii])er  der  flesotzgebung  der  Vertragsstaaten 
im  allgemeinen  fallen  gelasse  n  worden  und  ist  überdies  für  das  Abkommen 
schon  deshalb  ohne  Bedeutung,  weil  nach  Art.  i,  2  die  Vorschriften  des 
Heimatrechts  and  des  Ortsrechtsjgleichmftfiig  beachtet  werden  mflssen.  Bndlidi 
ist  die  in  Mo.  6  erforderte  Oegenseitii^it  dnrcfa  das  Abkommen  verbQigt 
worden.  Die  Anerkennung  der  Sclnidang  dentseher  Ehegatten  durch  eine 
Verwaltungsbehörde  bleibt  nach  wie  vor  ausgeschlossen,  da  das  deutsche  Recht 
nur  die  Ancrkonnnnir  {r^^nrlitli'  brr  Urteile  vorsieht  und  im  Art.  7  Abs  i  <i«t 
Ahkummens  ein  entsprechender  Vorbehalt  zu  Crunsten  d^  Ueimatrechts 
gemacht  ist,    •  .  . 
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Artikel  8. 

Die  Fra«/«'.  welches  Gesetz  bei  vt  i  si  liii  dt  lu  r  Staatsangehörigkeit  d<-r 
Elie^atton  als  liiis  Uosetz  ihres  Heiniat?staata  iin  Sinne  des  Abkommens  an- 
zusehen ist,  wird  im  Art.  8  dahin  v'^  J  '  It-  daß  es  in  diesem  Falle  auf  das 
Gesetz  ihres  letzten  gemeinsamen  ileimalätaatä  aukummt^.  Durch  diese  Be- 
stimmuiiig  wird  keine  Vorsorge  fttr  solche  Pttlle  getvotfen,  in  denen  die  Ehe- 
gatten eine  gemeinsame  Staat-sangehftrigkeit  entweder  aberhanpt  nicht  oder 
doch  nicht  in  einem  Vertragstaate  besessen  haben.  In  beiden  PftUen  findet 
das  Abkommen  keine  Anwendung;  denn  im  ersteren  Falle  fehlt  es  an  dem 
hierfür  erffuderlichen  Ueimatgesetz,  im  letzteren  Falle  ist  dieses  Gesetz  nielit 
<la?^  eines  Vertragsstaats  und  bleibt  daher  nach  Art.  1>  Abs.  2  aulier  An- 
wendung. Fälle  dieser  Art  werden  indcü  nur  selten  vorkommen,  da  nach 
dem  Rechte  alter  Vertragsstaaten  die  Frau  dorch  die  Vwheiratung  die  Staats- 
angehörigkeit des  Mannes  erwirbt.  Der  Art.  8  beruht  auf  dem  Gedanken, 
daß  es  der  Billigkeit  entspricht,  beide  Ehegatten  gkddmutellen  und  ins« 
besondere  keinen  von  ihnen  die  Möglichkeit  zu  gewähren,  durch  einen  nur 
in  seiner  Person  erfolgenden  \Vt chsel  der  St  latsangehörigkeit  die  La^fe  dt  s 
ander.  !!  zn  versihlechtern.  Die  Bestinmmng  bezieht  f5ich  aul  alle  vorher- 
gehtiiileii  Artikel,  kommt  daher  sowohl  für  das  mulerielle  .Scheidungs-  und 
Trcnnnngsrccht  wie  fflr  die  Abgrenzung  der  Gerichtsbarkeit  in  Betracht. 

Durch  dm  Art.  8  sind  die  Vorschriften  des  Art  17  Abs.  1  des  EG 
2.  BOB,  sowie  des  §  606  Abs.  1,  2,  4  der  CPO  insofern  abgeändert  worden, 
als  danach  nicht  allein  das  Heimatrecht  des .  Ehemanns,  sondern  das  beider 
Ehegatten  zu  berürk.sir]itiu;en  ist.  Gegen  diese  Abänderung  bestehen  aus  den 
vorstehend  angeführten  Gründen  keine  Bedenken  I'berdies  ist  der  Grundsatz 
des  Art.  8  für  deut.sc  he  Ehegatt<  n  bereits  im  An.  17  Abs.  .i  des  KG.  sow  ie  im 
§  liOti  Abs.  2  6a.U  2  (erster  Fall/  der  CPO  ausgesprochen  worden,  su  daU  er 
sich  fttf  DratscUand  nnr  als  eine  Ausdehnung  der  deutschoi  Vorschriften 
auf  die  Angehörigen  s&mtlicher  Vertragsstaaten  darstellt. 

Artikel  9. 

Dieser  Artikel  regelt  den  Geltungsbereich  des  Abkommens,  In  dem  er 
ihn  ebenso  wie  d<«  Art.  8  des  Abkommens  Aber  die  Eheschliefiung  nach 
drei  Richtungen  beschränkt.  Er  verlangt  nämlich.  daU  die  Hcheidungs-  oder 
Trennungsklage  in  einem  der  Vertragsstaaten  erliubt  n  wird  daß  mindestens 
eine  der  Parteien  einem  dieser  Staaten  anirehfirt  und  daü  das  anzuwendende 
(Jesetz  das  eines  Vertragsstaats  ist.  Wegen  dieser  Voraussetzungen  wird  im 
einzelnen  auf  die  Begründung  zu  dem  Art.  8  des  Abkommens  über  die  Ehe- 
schlteüuii^  verwiesen. 

Artikel  10  bis  18.    .  .  . 

Diese  Artikel  sfimnicn  mit  den  Art.»  bis  12  des  Abkommens  Uber  die 
Eheschliettung  abeiein;  vgl.  daher  die  hierzu  gemachte  Bemerkung. 
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III.  Abküimnen  zur  H»  jr«'lnnn-  der  Vormimdßchaft 
über  Minderjährige. 
Die  Frai:»',  welches  Rvcht  für  die  Ik'vormnndnnjr  eines  Mindprjährigen 
entscheidend  itst.  kauii  verschieden  beautwuitet  werden,  sofern  bich  die  Be- 
siehungen des  ininde1&  auf  mdnere  Stttten  entncken.  Insbesoodefe  e^gebes 
sieh  Zweifel,  iram  der  Xfindel  seinen  Wohntits  oder  dodi  aeinen  gewShididi» 
Attienthalt  nicht  in  dem  Lande  hat,  dessen  StaatsangehSriger  er  ist.  uder 
wenn  er  Vermögen  außerhalb  des  einen  und  des  anderen  dieser  T.änder  (be- 
sitzt. Das  vorliegende  Abkommen  enthält  eine  Einigung  der  Vertragsstaaten 
darüber,  welches  Landesreelit  in  Ansehung  einer  Vormundschaft  zur  Anwrndnne 
zu  bringen  ist.  Diese  Einigung  beschränkt  sich  aber  aal  solche  \uruiund- 
Schäften,  bei  welchen  im  wesentlichen  nur  Interessen  Ton  VertrugataateB  be> 
teiligt  sind.  Demgemifi  ist  die  Wirksamkeit  des  Alikomniens  im  Art  9  geo« 
begrenat,  namentli^  an  die  Vorantsetaung  geknfipft,  daB  der  lOndeijiliBvt 
einem  Vertragstaat  angehört.  Handelt  ich  um  einen  Hflndel.  hinsichtlich 
dessen  der  Art.  ?♦  des  Abkommens  keine  Regelung  enthält,  sn  bestiiniut  sich 
in  jedem  Staate  nach  dem  dort  «reitenden  internationalen  Frivatrecht.  »  b  uiJ 
die  Vormundschaft  das  inländische  oder  ein  ausländisches  Gesetz  aiua- 
wenden  ist. 

Das  Abkommen  benibt  auf  der  Anfassang,  dafi  die  einaelne  Vormond- 
achaft  tnnliobst  in  Jeder  Richtung  dnrch  ein  einheitliches  Recht  beherwelit 
sein  mfiiae.  Bs  ist  deshalb,  wenn  von  der  Bdiörde  eines  Landes  die  VormniMl* 

Schaft  angeordnet  wird,  anrh  irn  übrigen,  vorbehaltlich  des  Grundsatz« 
d'  «^  Art.  5,  das  Vormundfrhaft.siicht  dieses  Landes  mal^szeb- 'i  l  Anderer- 
seits ■  rstreckt  sieh  die  Vortiinndschaft  auf  das  Vermögen  det»  Mindcrjähris^cn. 
auch  soweit  es  sich  in  einem  anderen  Lande  befindet ;  nur  der  Art.  (i  Abs.  2 
siebt  hierbei  eine  Ansnshme  vor. 

Der  Reditsansdianang  entsprechend,  daß  der  Staat  die  Pflicht  md  des 
Redit  aar  Fürsorge  fSr  seine  mindeijlhrigen  Angehörigen  auch  dann  bcbilt, 
wenn  sie  sich  im  Ausland  aufhalten,  unterstellen  die  Art.  1,  2  die  Vormund- 
schaft zunächst  dem  Gesetze  des  Heimatstaats.  Greift  der  Heimatstaat  nicht 
ein.  so  soll  in  dem  Staate,  in  welcbein  der  Mündel  seinen  f^ewöhnlichen  Auf- 
erUhiilt  hat,  die  Vorniuudächaft  nach  den  durl  geltenden  Gesetzen  angeordnet 
werden;  jedoch  bleiben  die  Behörden  des  Heimatstaats  befugt,  die  Füiso^ 
an  Qbemdimett  (Art.  3,  4).  Atti  den  ächata  des  Hinderjährigeo,  der  sich 
anflerbalb  des  Staates,  dem  er  angdiOrt,  aafh&lt,  sielen  ferner  die  besonderet 
Vorschriften  der  Art.  7.  8  ab. 

Vom  deutschen  Standpunkt  erscheinen  sämtliche  Bestimmungen  des  Ab- 
kommens unbedenklich,  da  sie  sich  im  wosentlichen  mit  den  f  rrundsätzc n  decken, 
auf  denen  die  Keichsgcsetzgebung  Iteruht  Art.  23  des  EG  z.  BiiB;  >;  47 
des  Gesetzes  über  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsliarkeit). 

Soweit  dnreh  das  Abkommen  die  Anwendung  eines  anslindisdiea  Ge- 
setzes vorgeschrieben  ist»  darf  sie  nicht  deshalb  abgelehnt  werden «  weil  rie 
vermeintlich  gegen  die  öffentliche  Ordnung  (ordrt  ptMieJ^  gegen  die  gstct 
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Sitten  oder  den  Zweck  eines  inländischen  Gesetzes  (Art.  30  des  EG  z.  ßdrB) 
verstoßen  würde.  Ein  Vorbehalt  in  dieser  l^ifhtnn«.'  ist  da  er  die  Rechts- 
sirherheit  bedenklich  erschüttern  würde,  nicht  auff^enommen  worden  :  er  erschien 
entbehrlich,  weil  gegen  die  Anwendung  der  in  Betracht  kommenden  Gesetze 
Bedenken  nicht  obwalten. 

Im  ebudnm  bleibt  oachstebende«  so  bemerken. 

Der 

Artikel  1 

stellt  den  Grundsatz  auf.  daU  die  Vormundschaft  über  einen  Minderjährigen 
durch  das  (lesetz  seines  Heimatstaats  geregelt  wird.  Dies  gilt  sowohl  von 
der  Znstiindi!,'keit  der  Behörden,  der  ihnen  obliegenden  Aufsicht  und  den 
Formen  des  Verfahrens  als  auch  von  der  Führung  der  Vormundschaft,  den 
Veipilichtiisgen  des  Yormtmdes  und  allen  oonetigen  Fragen,  für  deren  ge- 
setsliche  R^[elimg  weaeotlidi  dae  Inteiease  des  mindels  entsebddend  ist. 
Nidi  dem  Heimatrechte  des  MUndel  bestimmt  sich  also  ancb,  ob  jemand  als 
gesetzlicher  Vormund  berufen  ist^  ob  der  Vater  des  Mflndels  und  andere 
Personen  einen  Vormnnd  zu  benennen  befugt  sind .  o]>  >"tnand  zum  Vor- 
munde bestellt  werden  darf  und  ob  der  Vormund  als  angeeignet  zu  entlassen 
ist  Handelt  es  sich  hingegen  darum,  ub  ein  zum  Vormund  Ausgewählter 
die  Übenahme  des  Amtes  ablehnen  oder  ob  ein  Vormund  seine  Entlassung 
TcrlaBgen  darf,  eo  kann,  da  hierbei  die  Interessen  anderer  Personen  als  des 
Mündels  in  Betradit  konmen,  nicht  das  Heimatredht  des  Mflndels  als  solches 
den  Ausschlag  geben.  Würde  also  zum  Vwmvnd  eines  Schweizers  seitens 
der  sehwi'izerischen  Rehfirde  ein  Dentsrher  ans^cwählt.  so  läßt  sieh  eine  Vcr- 
püichtung  zur  Übernahme  des  Amtes  aus  dem  vorliegenden  Abkommen  nicht 
herleiten. 

Wenn  ein  Minderjähriger  mehreren  Staatt^n  angehört,  wenn  seine  2Staats- 
angehOrigkdt  streitig  oder  nngewiS  ist,  so  entsteht  der  Zwdfel,  welches 
Geseta  snr  Anwendung  kommen  moü.  Hierttber  gibt  das  Abkommen  kiänen 
Anfsebluß;  die  Behörden  haben  die  Entseheidung  nach  den  einschlSgiizen  Ge- 
setzen oder  den  allgemeinen  Grundsätzen  des  Völkerrechts  zu  treffen.  Das 
Abkommen  enthält  femer  keine  besonder«-  Vorschrift  für  den  Fall,  daß  während 
der  Dauer  der  Vormundschaft  in  der  iStaat>,anii:ehörigkeit  des  Mündels  ein 
Wechsel  eintritt.  Da  somit  der  Art.  1  Platz  greift,  ist  das  Gesetz  d&i 
Landet  entsdiddend,  dessen  Angdittriger  d»  Mflndd  nunmehr  ist  Jedo^ 
tritt  das  neae  Heinatrecht  nicht  ohne  weiteres  an  die  Stelle  des  früheren, 
vielmehr  bedarf  es  mt  dem  Bebnfe  Eonftchst  der  Anordnung  der  Vormund- 
schaft auf  Grund  des  neuen  Gesetzes.  Es  würde  also,  wenn  ein  liish  r  deutscher 
Mündel  (»sterreirher  wird,  die  Vormundschaft  in  Deutschland  so  lani^e  fort- 
zuführen sein,  bis  die  österreichische  Behörde  die  Fürsorge  übernommen  hat. 
Andererseits  kann  es,  wenn  der  Mündel  den  Aufenthalt  in  Deutschland  bei- 
behält, erwünscht  sein,  entgegen  der  Regel  des  Art.  1  die  Vormundschaft 
dsrt  weiter  au  führen.  Inwiefern  sieb  hiersu  die  Mfiglidikeit  bietet^  ist  aus 
Art.  8  SU  entsdieidett. 
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Der 

Artikel  2 

betrifft  den  Fall,  daß  fiber  einen  Hinderjalirigen,  der  seinen  gevöhnlicb» 

Aofenthalt  im  Auslande  bat.  die  Vormundschaft  in  seinem  Heimatstaat<>  nicht 
anircordm  t  wird  Es  kann  alsdann  der  diplomatische  Vertreter  oder  der 
Konsul  lies  Staates,  dem  der  Mündel  angehört,  die  Vormundschaft  unt4.-r  der 
doppelten  \  uraussctzung  anordneu.  daß  ein  solches  Vorgeben  deu  Gesetzen 
dieses  Staates  gem&ß  ist  »nd  dafi  die  Regierung  des.  Landes,  in  «reichem  ^fa 
der  Mttndel  anfh&lt,  nicht  widerspricht.  Wird  danach  verfahren^  so  linden 
aal  die  Vornrnndschaft  in  jeder  Hinsicht  die  Oesctze  des  Heimatstaats  An« 
Wendung.  Den  auswärtigen  Beamten  des  Reichs  weist,  al)gesehen  von  den 
ffcbipten  (h'T  Konsiilar'^rriclitsharkt  it.  keine  allgemeine  gesetsliche  VoracbrÜt 
die  Ubliegenbeiten  der  Vormundschaftsbehürde  zu. 
Nach 

Artikel  3 

soll,  sofern  die  Behörden  des  Heimatetaata  eine  Vormundschaft  nicht  an- 
oxdnen,  der  Minderjährige  in  dem  I^ande  beTunmnidet  werden,  in  welchen 

er  seinen  gewöhtilii hon  Aufenthalt  hat:  wo  si*  Ii  sein  gesetzlicher  Wohnsitz 
befindet,  kommt  dalit  i  nicht  in  Bctiaclit,  Dir  \'unuundschaft.  die  im  f^ande 
des  Aufenthalts  angeordnet  wird,  steht  in  jeder  Richtung  unter  der  Ueri-schaft 
des  dort  geltenden  Gesetses;  nur  fOr  den  Beginn  und  die  Beendigung  der 
Pünorge  bldht  nach  Art  5  das  Heimatredit  entacheidend.  Die  OrQnde,  ans 
denen  der  Heimatstaat  die  Fttrsorgc  nicht  Übernimmt,  können  verschiedenster 
Art  sein.  Es  fallen  darunter  sowohl  Hindernisse  rechtlicher  Natui-  als  auch 
eine  Versäumnis  oder  oine  an  sich  unbegründete  Weigernriir  seitens  der  Hciniat- 
behürden.  Auch  eröffnet  Art.  8  die  Möglichkeit,  das  t  i>:i'iit"  Inteit:>.sr  \\>;i 
Mündels  zu  berücksichtigen.  Aus  bestimmten  Gründen,  z.  i>.  weil  der  Muudel 
in  dem  Lande,  in  welchem  er  sich  aafh&lt,  ein  Erwerbsgeschftft  beslUi  oder 
weil  eine  dort  wohnende  Person  nun  Vormunde  bestellt  werden  soll,  kann 
e$  erwünscht  sein,  diesem  Lande  die  Vormundschaft  zu  überlassen.  Diesel 
Ziel  kann  dnrrh  eine  Verständigung  der  auf  l)oitlin  Seiten  Ticfeilitrten  Be- 
hörden erreicht  werden  (zu  verjrloiphen  §  47  de^  (n-5et/.es  iilnr  die  An- 
gelegenheiten der  freiwilligen  (iericbtsbarkeit).  im  übrigen  bal)eu  die  ik- 
IßtHai  des  Lande«  in  welchem  der  Handel  steh  anflüUt,  bevor  sie  ehw  Vo^ 
mnndschaft  anordnen,  von  Amts  wegen  an  prQfen,  ob  der  Heimatstaat  die 
Fürsorge  ablehnt.  In  entsprechender  Weise  wird  auch  der  Kall  an  beihandeln 
sein,  daß  es  im  Interesse  dos  Mündels  liegt,  die  in  Deutschland  angeordnete 
Vonnundschaft  weiterzuführen,  obwohl  der  Mündel  die  inUkBdisclie  ötaats« 
angeliorigkeit  verloren  und  eine  andere  erworbt  ii  liat. 

Wenn  der  Art.  3  zunäcluit  den  Fall  regult,  daü  die  Anurduuug  eimr 
Vormnndsdiaft  im  Heimatataate  von  Tomherein  nntcrbleibty.  to  ^ird-  dod 
dadurch  angleieh  als  mlMg  anerkannt»  daß  ^iie  bereits  angeordnete  yo^ 
mundschaft  einem  anderen  Staate  überlassen  wird.  Es  kann,  frenn  ein  Schvrdier, 
der  in  der  Schweis  bevormundet  wird,  seinen  gewöhnliclien  Anfentlialt  nach 
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Dentechland  vorlegt,  anter  Umstünden  in  seinem  Intereme  liefen,  daB  die 
deutschen  Behörden  die  Vormundschaft  übernehinen.  Ob  dies  angängig  ist, 
hängt  von  der  inneren  Gesetzgebung  dfr  beteilifrten  Staaten  ab  Für  Deutsch- 
land kommen  in  Betracht  der  Art  23  dos  Einfiihruntrs;:f'setzcs  zum  BGB  und 
der  §  46  des  Gesetzes  über  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichts- 
barkeit. Daaa^  rind,  das  ESnTerstltiidiiis  der  Behörden  des  anderen  Staates 
voravigeaetzt,  die  dentaclien  BdiOrden  sowold  in  dar  Lage,  die  Yormmid- 
adiaft  lllier  einen  Ausländer,  der  sich  im  BdeMgebiet  anfliUt,  an  flliemelimen 
als  auch  die  Vonnnndschalt  Aber  einen  Dentscben  dem  Lande  an  ttberlasara, 
In  welehem  er  sidi  aafb&lt. 

Artikel  4. 

Auch  wenn  die  Vormundächafl  in  deui  Laude  eingeleitet  worden  ist,  in 
welchem  der  Hllndel  sich  anfliilt,  bidbt  nach  Art.  4  Abs.  I  die  Anordnung 
der  Ycmundsobaft  im  Heimatstaat  Jedcneit  aulftaaig. 

Der  Abs.  2  regelt  das  Verfaluen,  das  in  dem  Falle  des  Abs.  1  zu  be- 
obachten ist.  Aas  der  Natur  der  Sache  ergibt  sidi,  daS  in  gleicher  Weise 
auch  7.n  verfahren  ist.  wenn  die  Yoriiumdschaft  im  Heimatataate  zufolge 
i  incb  Wt'chst  ls  der  Staatsaiigchörifjheit  angeordnet  wird.  z.  R.  ein  in  Österreich 
bevormundeter  Österreicher  Keichsangehuriger  wird  und  die  deutsche  Behörde 
es  fOr  angezeigt  erachtet,  Ihrerseits  die  Fürsorge  su  abemefamdL 

Ist  die  Vormundschaft  nachtriglich  im  Heimatataat  angeordnet,  so 
kann  es  unter  ümstinden  auf  die  genaue  Peatstelinng  des  Zeitpunkts  an- 
kommen, mit  welchem  die  zuerst  eingeleitete  Vormundschaft  ihr  Ende  er- 
reicht hat.  Der  Art.  4  Abs.  3  Uberläßt  die  Bestimmung  dieses  Zeitpunkts 
der  inneren  Ocset7.irf1>nTi<i  (U-s  Landes,  in  welchem  die  Vormundschaft  zuerst 
eingeleitet  war.  DeuT.seheröeits  liegt  kein  Bedürfnis  vor.  in  dieser  Richtung 
eine  besondere  Vorsclirift  zti  erlassen.  Schon  gegenwärtig  ist  es,  wie  oben 
bemerkt,  suUaalg»  dafi  ein  deutsdies  Gericht  eine  bei  ihm  anhlngige  Vor^ 
mundscha^  an  dnen  auslBadischen  Staat  abgibt.  Bs  ist  Jododi  nicht  für 
erforderlich  erachtet  worden,  den  Zeitpunlct,  in  wdchem  die  deutsche  Vor- 
mundschaft endigt,  durch  besondere  Vorschrift  festzusetzen ;  es  bewendet  viel- 
mehr in  dieser  Hinsicht  bei  den  a11t.'<'tn<  in<  n  (Jrnndsätzcn.  Von  diesem  Stand- 
punkt abzugehen,  bietet  das  vorliegende  Abkommen  keinen  Anlaß.  Für  die 
Beziehungen  zu  dritten  Personen  kommt  der  §  1893  Abs.  1  des  BGB  in 
Betracht. 
Der 

Artikel  5 

trifft  eine  besondere  Bestimmung  für  den  Fall,  daß  die  Vormundschaft 
in  dem  Lande  anpreordnt  t  wird,  in  welchem  sich  der  Mündel  aufhält.  WHhrend 
im  übrigen  das  in  dicscni  Lande  geltende  Gesetz  zur  Anwendung  kommt, 
bleiben  hinsichtlich  des  Zeitpunkts  und  der  Gründe  für  den  Beginn  und  die 
Beendigung  der  Vormundschaft  die  Vorschriften  des  Heimatrechts  des  Mflndcls 
nußgebend.  Es  müBte  zu  Unträglichkeiten  ftlbren,  wenn  die  Frage,  ob  und 
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wie  langt  i  in  Ausländer  der  vuruiundächaftHchen  Fürsorge  bidarf  lu«  h  im 
Gtiäetze  dcä  Aufenthaltsortes  zu  entscheiden,  dagegen  seine  Ueächüluialugkeit 
nadi  dem  Bedite  des  Staats,  dem  er  aogdittrt,  sn  beniteOen  «ftie.  Aal  die 
Qrttnde,  ans  denen  nur  daa  Amt  des  Voranndea  nicht  aber  die  Yenmuidadiaft 
selbst  endigt  ($  1885  ff.  des  BOB)  erstreckt  sich  der  Art.  5  nkht  And 
bleiben  die  im  Art.  7  Abs.  8  des  EG  zum  BGB  entbaltenen  Yonchriftea  Uber 
die  Geachftftei&higkeit  der  AaBl&nder  unbertUirt. 

Artikel  B. 

Die  Vorschrift,  wonach  die  vormundschaftliche  Verwaltung  sirh  aaf 
das  gesamt*»  Vermögen  erstreckt,  schlielit  aus,  daß  für  das  dazn  «rehörende 
Grundeigentum  gemäß  dein  Oos»  tze  des  Landes,  in  welchem  vs  Ik  I<  iren  ist. 
dort  eine  besondere  Verwaltung  angeordnet  wird.  Nur  in  einer  Richtuiij^ 
ist  Mne  Ansnalime  vorgesehen.  Bestimmte  Oegenatiiide,  insbeeendeie  Famüieih 
fideiltonunisse  und  Leben,  sind  nach  maneben  Becbten  liinsicbtlicb  der  vot- 
mnndseltaftliclien  Verwaltung  einer  lieaonderen  Regelung  nntenrorfen.  die  von 
den  für  das  übrige  Vermögen  geltenden  Vorschriften  abweicht.  Eine  »olche 
Regehniff  muß  dem  Gosetzo  des  Laiidt  s.  in  welchem  die  Grundstttckt  1k1<  tren 
sind,  vorbehalten  bleiben,  auch  wenn  die  Vormundschaft  im  Ausland  ange- 
ordnet ist. 

Die 

Artikel  7  und  8 
verfiil^fiii  den  Zweck,  den  Mündel,  der  sich  außerhalb  seines  Heimatstaats 
1)(  tirulet.  dagegen  ZU  schützen,  daß  ihm  die  vormundschafüiche  Fürsorge  m- 
sagt  bleibt. 

Nach  Art  7  sind  die  Ortlichen  Behörden,  solange  eine  Vermondscisft 
nidit  angeordnet  ist  oder  wenn  ein  sonstiges  dringeodee  Bedürfnis  Iterrertatt, 
betagt,  die  Maßregeln  sa  treffen,  die  snm  Sdmtse  der  Person  and  des  Ver* 
mfigens  des  Hfladde  erforderlich  sind   Bs  wird  dies  namentlicb  andi  zo  i;e 

schehen  hnhen.  wenn  der  ausländische  Vormund  aus  rechtlichen  nder  t.tf- 
sächlichen  iTnindcn.  z.  B.  weiri-n  weiter  Entfernung  sein*-?  Aufenthalts,  am 
rechtzeitigen  Eingn  ifin  verhindert  ist.  Zu  den  hiernach  zuUsbigen  Maßregeln 
kann  je  nach  den  L'mstäudeu  auch  die  Bestellung  eines  Tflegers  (§  1909  des 
BGB)  gehören.  Über  den  Art  23  des  BO  a.  BOB  geht  die  Besttiimn« 
insofnn  hinaus,  als  sie  es  »ml^ticbt,  anch  dann,  wenn  eine  Vonnnndsdisit 
im  Aasland  angeordnet  ist,  vorläufige  Maßregeln  zu  treffen.  Die  Zuständig- 
Iceit  dos  Cn  rii  hts  bestimmt  sich  nach  den  §§  37,  44  des  Qesetaes  flher  die 
Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit. 

Nach  Art.  8  haben  die  Behörden  des  Landes,  in  M'elchem  sieh  t^n 
minderjähriger  Ausländer  befindet,  falls  die  Anordnung  einer  Vurmuad^oliaft 
angezeigt  erscheint,  von  der  Sachlage  den  Behörden  des  Heintatstaates  Kennt* 
nis  an  geben.  Diese  sollen  in  £rwid«rang  darauf  tonliebst  bald  nüttenen.  ob 
die  Anordnung  der  YMunndschaft  «folgt  ist  oder  docb  erfolgen  wird.  Die 
Bestimmung  der  Behörden  bleibt  den  Vertragsstaaten  überlassen :  regehsifig 
werden  die  Mitteilungen  aal  diplomatischem  Wege  zu  bewirken  sdn. 


Digitized  by  Google 


Scbiedsspittch  in  dem  Yenezuela-Strcit. 


545 


Der 

Artikel  9 

hff»Tenzt  d(>n  Kivis  dor  Vorniundsrhüfti  n,  boi  welchen  die  VortraffKStaaten  an 
diu  Beätiiumuugt'U  deü  Alt.  1  biä  H  gebuudeu  sind.  Eü  kutiiite  nicht  die  Ab- 
siclit  der  TertragschlieBeiideii  Teile  sein,  sich  andi  fttr  die  Besielnrngen  su 
dritten  Staaten  mx  Anwendung  ansländlecber  Oeaetse,  ohne  Rttckaiclit  anf 
deren  Inhalt  und  ohne  GewBhr  i«  Q^^ieeitiglceit,  zu  verpflichten.  Dom- 
sr^^miifJ  fintlot  das  Abkommen  nnr  Anwendung,  wenn  di  r  Minderjährige  An- 
gehöriger eines  Vertragsstaats  ist  Soweit  es  sich  nicht  um  die  Beobachtung 
der  Art.  7.  8  handelt,  tritt  als  weiteres  Erforderius  hinzu,  daß  der  Mündel 
aucli  «dnen  gewöhnlichen  Aofentlialt  in  einem  Tertragsstaate  hat.  Befindet 
dch  der  Handel  in  einem  Lande,  in  welchem  die  Yormnodachaft  sich  nach 
dem  Oeaetse  des  Wohnsitzes  regelt,  so  könnte  die  DuiehfOhrong  des  AV 
kommens  zn  erhebliehen  Umraträgiichlceiten  ftthren. 

Artikel  10  b»  13. 
V<;].  die  Bemerkung  sa  den  Artikeln  9  bia  12  dea  Abkommens  Uber 
die  Eheschliefinng. 

2.  Schiedsspruch  dea  Haager  Schiedsgerichts  in  dem  Vene- 
zuela-Streit. 

Das  Bureau  biter national  de  la  cour  permanente  d'ar- 
bitrage  hat  die  Verhandlungen  und  den  Schiedsspruch  in  dem 
Yentztiela-Streit  unter  dem  Titel:  „Recueü  des  actes  et  proto- 
coles  concemant  le  litige  entre  V Allemagney  l'Angletere  et 
VItalie  d'une  pari  et  le  Venezuela  d'anfre part."  (La  Hmjp, 
Van  Langenhuysen  fr  kr  es  1904)  drucken  lassen.  Der  Schiedii- 
spmch  lautet  in  dem  englischen  Urtext: 

Permanent  Coart  of  Arbitration  at  thc  Hafrne. 
Award  of  the  Tribunal  of  Arbitration,  constitutetl  in  virtne  «>f  tho 
Protocols  sisrned  at  Washlnjrtoii  on  ?fay  7th  VMVA  bciurru  tiermany, 
Cilrcat  Rritaiii  and  ltai.>  oii  Uw  oae  haud  aud  Ventziala  uu  Ihe  othor  liuiid. 

77//'  Tribunal  <if  Arbitration,  constituted  in  viriue  of  the  Pihtocol» 
siytud  at  Washin(jt()H  »h  Matt  7tU  IftOS  beticeen  Getfuafta.  Grent 
Britain  and  Italy  an  the  one  hand  and  Venezuela  on  the  otfwr  haud, 

Wkm-eas  other  Protoeoia  fO«re  signed  to  ik»  aame  effect  bij  Bei- 
gUtm,  Framef  Mexiw,  ihe  Neiherlanda,  Spain,  Steeden  amd  Nonea^ 
and  the  ünifed  SMea  ofAmieriea  an  the  om  hand  and  Venemtela  on 
Ute  other  hand; 

Whereas  nfl  thcac  Protocols  declnrc  thc  agrecment  of  all  the 
ajiUracting  Parties  icith  reference  to  the  settlement  uf  the  Claims 
oyaiHst  the  VeneeneluH  (iovernment, 
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Whereaa  certaitt  further  quesftons.  uri^ifHf  out  of  the  arfü>n  of 
the  Güternmentü  <>f  Germnny,  Gn  <tt  Bi  ttaiu  atui  llaly  mmtming 
the  setlLeinent  of  theit  clattna,  teere  tml  susceptible  of  aolutioii  by  the 
ordinary  dipltmoHc  mefkoäa; 

Wker^  ikg  Jhfwn  inter0Bteä  deciäed  to  aoive  tkew  qmedwm 
bif  tubmUHng  Uutm  to  arbiiroNoMt  in  eoHformUif  leUh  ike  ditpMäiom 
of  Coiweniüm,  Hgned  at  The  Bägue  oh  Julf  29th  1899,  for  (kt 
pacific  setOmnmU  of  international  äisputea; 

WJiereas  in  virtue  of  Article  III  of  the  ProtocoUt  of  WaehingtoM 
'if  May  7 the  UtOS,  Nt's  Mirjesfif  the  Etnperor  of  Russia  icas  req^te$it<\ 
Inj  tili  the  interested  Fotoers  to  name  and  appoint  from  amnnfj  the 
membem  of  ihe  Fermanent  Court  of  Arbitration  of  The  Hague  thrce 
ArbiiriUors  fvAa  ^lati  form  the  Tribunal  of  Arbitration  charged  wtKi 
the  sohUion  and  »ettlement  of  the  gueetiona  lühich  ahall  be  snbmUteä 
to  it  in  9irtue  of  the  aboee  named  JProtocoia; 

Whereae  none  of  the  Arbitrator»  thue  named  cotUd  be  a  eitUm 
or  subject  of  any  <ine  nf  the  signatory  or  ereditor  Powere  and  tcherea.* 
ihe  Tribunal  was  tn  meet  at  The  Harpie  "ff  September  let  19Ü3  and 
render  its  award  frifhhi  n  tertu  of  six  tnunths; 

His  ^fiijesfi/  the  Emperor  of  Pussifr,  conforniitiy  to  the  tei/ue^if 
of  all  the  signatory  Powers  of  the  above-named  Protocols  of  Waahington 
uf  May  7th  1903,  graeiouel^  named  ae  ArHtrator»  the  follotcing  memr 
bere  of  the  Permanent  Court  of  Arbitration: 

Hie  Excellency  Mr.  N,  V.  Mourawieff,  Seeretary  of  State  of 
His  Majesty  the  Emperor  ofMusHa,  Äctual  Priviß  Councilhr,  Minieter 
of  Justice  and  Proeurntor  General  of  the  Ruaeian  Empire, 

Mr.  H.  Lammasch,  Professor  of  Criminal  and  of  International 
Laie  at  the  UniverMty  of  Vienna,  Member  of  ihe  Upper  Monte  of  tht 
Austiian  Parliauieiit .  and 

His  Excellency  Mr.  F.  de  Martens,  Ductor  of  Law,  Fricy  Cvhh- 
ciliar,  Permanent  Member  of  the  Council  of  tfie  Eussian  Miuistry  of 
Foreign  Affaire,  Member  of  ihe  'IneiUnt  de  France'; 

Whereae  biß  unforeeeen  eireumetaneee  the  Tribimai  of  AfbUraHoa 
eonld  not  be  definUely  eonetitnted  HU  October  let  1903,  the  Arüiraion. 
at  their  firsf  meeting  on  ÜUU  day  proceeding  in  conformity  wiA 
Article  XXXIV  of  the  Conrcntinn  of  Jftly  29th  1^99  to  the  nowimtih» 
of  the  President  of  the  Tribunal,  elected  as  such  His  Excellency  Mr. 
Mourawieff,  Minister  of  Justice: 

And  whereas  in  virtue  of  the  Protocols  of  Washington  of  Maif 
7th  1903,  the  above  named  Arbitrators,  forming  the  legaUff  eoneUMei 
Tribimai  of  Arbitration,  had  to  deeide,  in  eonformiiif  eeith  Artiek  / 
of  the  Protocols  of  Waehington  of  May  Ohe  1903,  thefollowing  points: 
"  The  qnestiitn  as  to  lehether  or  not  Germang,  Great  Britain  and  Üeig 
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^'die  entitled  to  prcfei oititil  or  separate  treatment  in  the paynieni  uf 
"their  düinis  afiainxt   Veurzucla .  aftd  its  decisUnt  shall  be  final. 

Veiiezuehi  Ji"^-h'<j  tigreed  t>>  ^c/  aside  H(i  per  cenf  t>f  the  Cnstoins 
Hetenueis  of  La  ijuaijt  u  and  Fuerlu  Cabello  /ur  the  payment  o/  Ihe 
Claims  of  all  natiom  against  Venezuela,  the  Tribunal  ut  The  Hague 
"^shall  dedde  how  tke  aaid  reüetiues  shall  be  divided  betwem  the 
"Bloekadinff  Fowers  &n  tke  otte  haml  and  tke  otker  Credüor  Ptneers 
"on  the  other  hand,  and  its  decieion  ahall  be  final. 

"If  preferential  or  separate  treatment  is  n/ft  gicett  to  the  Block- 
'  (uling  Potcers,  the  Tribunal  shntl  dcrt'dc  Imw  the  "fif'd  rerenup  shaff 
"be  distributed  amnnrj  all  the  Creditor  Powet  s,  and  the  Parties  herein 
"agtee  that  t/ie  Tribunal,  in  that  cuse,  shall  consider,  in  connection 
"witk  the  payment  of  the  etaime  out  ofthe  ^per  eent,  any  preference 
'*or  pledge»  of  retenuea  enjofed  bff  any  of  the  Creditor  FmeerSf  and 
"shaU  aeeordingtf/  deeide  Ihe  qneetien  of  dietrtbntkmf  »o  that  no  Pineer 
**ehaU  lihtain  preferential  treattnent.  and  its  decision  ehall  be  final''. 

Wherea.t  the  ahove  named  Arbitrators.  having  cornmined  with 
imp(n  tiality  and  rare  ull  the  documents  rnid  acts  presented.  to  the 
Tribunal  of  Arbitration  Uy  the  Agents  of  the  Powers  interested  in 
this  litigation,  and  having  listen^  with  the  grealeet  attention  to  the 
oral  pieadings  düivered  before  tke  Tribunal  by  tke  Agenta  and  Conneel 
of  tke  Partie»  to  tke  UHgation  ; 

Whereas  the  Tribunal,  in  its  ejcaminatiun  of  the  preeent  liti' 
4/ation,  had  to  be  guided  bff  the  principles  of  International  Law  and 
ihe  ma.eims  nf  justice  : 

Wherens  the  vnrious  Protocols  aiyned  at  Wushingttm  s/nre  Fe- 
Oruury  J3th  lUOH  and  particularly  the  Protocols  of  May  7the  litUH, 
the  obligatorff  foree  of  which  w  beyond  all  dmtbt,  form  the  legal  baeie 
for  the  arbitral  aneard; 

Whereae  the  Tribunal  has  no  eompetenee  at  all  either  to  eonteet 
tke  furiedietion  of  tke  Mixed  Commiseions  of  Arbitration  establiaked 
at  Caracas,  nor  to  judqe  their  action . 

Whereas  the  Trif)nufil  rmtsidcrs  itself  ab.^<)liifely  incotnpetetit  fr» 
give  a  decision  as  tu  Ihe  character  or  the  nature  of  the  miittary 
Operations  undertaken  by  Germany,  Qreat  Britain  and  Italy  against 
Venem^a; 

Wkerea»  aleo  tke  Tribunal  of  Arbitration  was  not  call&d  upon 
to  deeide  tehether  the  three  Blockading  Powers  had  exhaueted  all 
pacific  methods  in  their  dispute  With  Veneeuela  in  order  to  pretent 

the  employnient  of  forre  ; 

And  it  can  only  state  the  fact  that  since  litUi  the  Gftrertmrfnt 
of  Venezuela  categorically  refused  tu  subniit  its  dispute  with  Gerniany 
and  Qreat  Britain  to  arbitration  which  was  proposed  aeverai  timea 
and  eapeeially  by  the  Note  of  the  German  Goternntent  ofJttly  J€th  1U01; 

Zeitschrift  f.  Inten».  Privft^  a.  Offentl.  Becht.   XIV.  Mi 
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Wlieten^  after  the  tcat  heticeen  Getmany,  Great  Biitaiu  and 
Italy  on  the  one  hand  and  Venewela  on  the  vthar  hand  no  formal 
trettty  of  peace  was  concluded  between  the  belligerent  ünoers  ; 

Wh e rem  the  Protocols,  eigned  ai  Washington  on  Febi  uniy  l.'ith 
mos,  had  not  settled  all  the  questiunn  in  dinjmte  beticeen  the  Mli- 
gcrent  Parties-.  Imting  upen  tu  j)articular  the  rptf^timi  of  the  rU>>tri- 
butioH  of  the  recc'tpta  of  tJie  Cmtoms  of  La  Guayra  and  Fuet  to  CuMlo: 

Whereas  the  belligerent  Potcerg  in  submittiny  the  question  uf 
preferential  Ireatment  in  the  matter  of  these  receipts  io  the  judymenf 
of  the  Tribunal  of  ArhHtrtUim,  agreed  that  the  arbitral  ateardtkouli 
serve  to  fill  up  this  void  and  io  eneure  the  deftnite  reestablisk meni 
of  peace  beticeen  thom  : 

Whereas  oit  the  utJicr  hand  the  wfirlike  ojyerations  of  the  thiee 
great  European  Fotcertf  ayainft  Venezuela  ceaned  before  tliey  had 
received  satisfaciion  on  all  their  Claims,  and  on  the  other  hand  the 
queetion  of  preferential  ireatment  was  suhmitted  to  arbitration,  the 
Tribunal  must  recognixe  in  theae  facta  precious  evidence  in  facour 
of  the  (jrfint  prittciple  of  arbitratiou  in  all  phasea  of  iniematiottal 
dispute.s ; 

Wftereas  the  Blockading  Powers,  in  cuimittiny  the  adltesion  to 
the  »tipulations  of  the  Protocols  of  February  ISth  1903  of  the  other 
Powers  which  had  Claims  against  VeneMuela,  could  evidently  not  have 
the  intention  of  renouncing  either  their  acquired  rights  or  their  octttoi 
prioileged  position ; 

Wherenfi  the  Gorernwettf  of  Veneziteln  in  the  Pn>tf>i-<tl<  of  Fe- 
bruary  1-ithc  lyuH  (At  tit  le  !>  itself  recoyniee»  in  pnncipU-  the  ju- 
stice of  the  Claims"  presented  to  it  by  the  Governments  of  Germany, 
Great  Britain  and  Italy ; 

White  in  the  Protocol  signed  between  Venezuela  and  the  ao-caUei 
neutral  or  padfic  Poiccrs  f  Jie  justice  of  the  Claims  of  these  latter  um 
not  recognized  in  prinviple 

Wltereas  the  Gorernmeni  of  Venezuela  until  the  end  of  Jainuoy 
mos  in  no  tcuy  protcsted  against  the  jtretention  of  the  Blockading 
Powers  to  instst  on  special  securitiea  for  the  eettlement  of  their  claim; 

Whereas  Veneeuela  itself  during  the  diplomatic  negotiatians  al- 
ways  made  a  formal  distinction  between  "the  allied  Powere"  and  "(he 
neutral  or  pacific  Powers" . 

Whereas  the  neutral  Pnirers.  n  h>>  tf<->r  rhu'm  before  the  Tribunal 
of  Arhil r(tti{in  equolifff  in  the  dititribution  of  the  SO  jier  cent  vf  the 
(Justonts  receipts  of  La  Guayra  and  Puerto  Cabello,  did  not  pioteti 
against  the  pretentians  of  the  Blockading  Powers  to  a  preferential 
ireatment  either  at  the  moment  of  the  ceasation  of  the  war  a£oinit 
Veneeuela  or  immediately  after  the  signetture  of  the  Protocol* 
February  13th  1903; 


Digrtized  by  Google 


ädiiedsspnich  in  dem  Venezaela-^treit. 


649 


Whereatt  it  appears  from  the  neyotiatiou«  which  resuUed  in  Ute 
Hgnaiure  of  th§  ProtoeoU  of  Mruary  I3ih  and  May  7th  1903  ihai 
lüttf  German  and  British  dowmmentB  eonstantlff  insifted  on  tkeir 
ieing  giwn  ffnarantees  for  **a  suffidmU  and  puneiual  diaeharffs  of 

ikä  obligatians"  (British  Mentor nndum  of  December  2Hrd  1902,  com- 
nutHirnfffl  to  the  Government  of  Ute  United  States  of  America); 

WJiereas  the  pteriipntentiary  of  the  Gnrernment  of  Venezuela 
(ti  i  t-ptcd  this  reaervation  on  the  pari  of  tJie  allied  Fttwers  wühout  the 

lea.st  protest : 

Whereatt  the  Government  of  Venezuela  engayed,  with  respect  to 
the  allied  Bmoere  ahme^  to  offer  special  guaranteea  for  the  accoM' 
plishment  of  Us  engaffements; 

Whereas  the  ffood  faith  uMeh  onght  to  goeem  intemationai 

relations  impoaes  the  duty  of  stating  thett  the  words  "all  claims"  utted 
by  the  Representatice  of  the  Government  of  Venezuela  in  his  confe- 

reitci's  trifh  the  Represcritatives  of  the  allied  Powers  fStatement  Icft 
in  tht'  hands  of  Sir  Michael  Herbert  by  Mr.  H.  ßotceu  vf  January 
26i  d  JÜ03),  could  only  mean  the  claim«  of  theae  latter  antl  could  only 
refer  to  them; 

Whereas  the  neutral  Fofeers^  ha^ing  takennopart  in  the  varlike 
Operations  against  Venesnelaf  could  in  some  reepeets  profit  hg  the 
circumstanees  ereaied  hg  thoee  operationSj  hui  ntitheut  aeqniring  ang 
new  rights; 

Whereas  the  rif/hfs  acf/ii/'rcd  bi/  the  neutral  or  pocific  Pnuerft 
tcith  reyard  to  Venezuela  renntfn  in  the  futurv  absolutelg  iniact  and 
yuaraittei'd  htj  respective  intcr  mitiunal  arranticnieiita ; 

Whereas  in  virtue  of  Article  V  of  the  Protocols  of  May  Ith  iUOS, 
signed  at  Washington,  the  Tribunal  "shall  also  decide,  subject  to  the 
'*general  provisions  laid  down  in  Artiele  LVH  of  the  International 
^Convention  of  Julg  29th  1899,  how,  lehen  and  hg  whom  the  eosts  of 
*'this  aröitration  shaU  be  patd"; 

For  theae  reasons,  the  Tribunal  of  Arbitration  decides  and  pro- 
nuunces  unanintously  that : 

1.  Germany,  Grcnt  Britain  and  Ttnhf  have  n  right  to  prcfcrentinl 
treatment  for  the  paytn''tff  itf  their  claimx  offtnn^f  Venezuela  ; 

2,  Venezuela  having  consented  to  put  aside  -io  per  cent  of  the 
reoenues  of  the  Customs  of  La  Guayra  and  Puerto  Cabello  for 
the  paytnent  of  the  Claims  of  all  naOons  against  Venesuela, 
the  three  above  named  Fotoers  haee  a  right  to  preferencs  in 
the  pagment  of  their  claitns  by  means  of  these  80  per  Cent  of 
the  receipts  of  the  two  Venezuelan  Ports  above  menOoned; 

B.  Fach  Party  tu  thi'  litigation  shall  bear  its  own  eosts  and  cm 
equal  share  of  Ute  eosts  of  the  Tribunal. 

36» 
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The  Gitccrnment  of  the  IJuited  States  of  America  i.s  chaiged  tcith 
seeitig  tu  the  eacecutiou  of  this  latter  clause  within  a  term  of  ihree 
ttwullm. 

Done  at  2%e  Bague,  in  the  Permanent  Court  of  Arhitratkm, 
Febntanf  if^^- 

(signeä)  JV>  Mouratoieff. 
(  „   ;  H.  Lammasek. 
(   »   )  Martens. 

3.  Südamei'ikanische  Konvention  von  1889  über  Fragen  des 
internationalen  Privatrechts.  —  Inkrafttreten  in  Boüvia. 

Die  vorgenannte  Konvention,  welche  von  ArgenkiBien, 
Bolivia,  Brasilien,  Chile,  Paraguay,  Peru,  Uruguay 
zu  Montevideo  12.  2  89  abgeschlosst  n  ist,  (s.  Ztsch.  I  824  ff., 
477  i.,  J.  XXIII  440  ff.,  699  ff.,  R.  XXI  217  fi.,  561  ff.)  hftt  für 
Paraguay  (Ges.  3.  9.  89)  Peru  (Ges.  25.  10.  89)  ürugfnay 
(Ges.  3.  10.  92)  A  i  ^  ontinien  (Ges  11.12.  94),  nicht  aber  für 
Brasilien  und  Chile  Ciesetzeskraft  erlangt.  Dagegen  ist 
sie  laut  einer  amtlichen  Mitteilung,  welche  der  Redaktion  dieser 
Zeitschrift  zugegangen  ist,  nunmehr  in  dein  Amtsblatt  der 
Republik  Bolivia  veröffentlicht  mid  damit  for  Bolivien  in 
Kraft  getreten. 

4.  Diplomatisethe  Koxrespondenz   zwiseben  Japan  imd 
,  Rnfiland. 

Die  Japanische  Begierung  hat  dem  Fftrlament  im  März  1904 
ein  Weißbnch:  jfCorresponäence  regarding  the  negoHatkms 
between  Japan  and  Russia  (1903 — 1904)  vorgelegt,  welches 
in  englischer  und  in  japanischer  Sprache  die  Depeschen  ent- 
hält, die  in  der  Zeit  vom  28.  Juli  1903  bis  zum  6.  Februar  1904 
zwischen  dem  japanischen  Gesandten  in  Petersburg,  Herrn 
KurinOf  und  dem  japanischen  Minister  des  Ausw&rtigeai 
Baron  Komura  gewechselt  sind.  Die  japanische  Begierang 
hatte  die  Freundlichkeit,  das  Weißbuch  der  Bedaktion  dieser 
Zeitschrift  zu  übersenden. 
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ö.  Namenserteilung  des  Ehemannes  der  Mutter  für  deren 
uneheliches  Kind  1706  BGB)  bei  Verschiedenheit  der 
Staatsangehörigkeit '). 

0er  preußische  Minister  des  Innern  hat  unter  d.  26.  4.  04 
nach  einer  Mitteilung  der  Zeitschrift  „Das  Standesamt^  (1904 
S.  171)  folgende  YerfOgnng  erlassen: 

Auf  den  Bericht  vom  Ifi.  12.  v.  J.  Nr.  Uöll  erwidere  ich  

Tiach  Bf'nehmrn  mit  ilcm  Herrn  Jnstizminister  er<roli(  nst.  daß  tüe  Kra^e.  .ob 
nnehellchen  Kituh  rn  .na  h  dann  f^emäß  §  170(?  B(ili  von  dt  in  F^lu  rnninif  ihrer 
Miifter  dessen  Familit  iinainrn  beififele^t  werden  kann,  wenn  die  Kinder  eine 
aaUerdeutsche  Stoatsungehöngkcit  besitzen,  noch  den  Grundsätzen  des  intt-r- 
natiottalen  Frivatrechts  su  entacheiden  ist,  wie  sie  zur  Zdt  in  Deutschland 
gelten  und  im  BO  zum  BQB  kodifiziert  sind. 

Durch  eine  Namenserteilong  im  Sinne  des  aus  sozialpolitischen  Gründen 
du!«h  den  Rei<'hstag  in  das  RrrR  fingefügten  §  17()B  ALs  2  S;itz  2  das.  wird 
ein  fainilirnrorhtliches  Vnlialtnis  zwischen  dem  Ehcinunn  der  Mutter  und 
dein  Kinde,  wenngleich  dei  üuliere  Anacheiu  eineü  solchen  erweckt  wiid.  nicht 
begründet.  Deshalb  wird  von  einer  analogen  Anwendung  der  auf  die  Legiti- 
mation and  die  Annahme  an  Kindesstatt  beattgliclien  Vorschrift  des  Art.  22 
EG  z.  BGB  abznsdien  und  die  Entaehddnng  der  Ftage  lediglich  aas  dem  Rechts^ 
Verhältnisse  zwischen  der  Mutter  und  dem  Kinde  herznleiten  sein,  was  auch 
der  Einführung  der  Bestimmung  in  den  von  der  rechtlichen  Stellung  des 
unehelichen  Kindes  zu  dn  Miitt»  r  handelnden  §  17()6  BGB  entspricht.  Für 
dieses  Rechtsverhältnis  aber  sind  geniäli  Art.  2()  Satz  1  EG  z.  lUiH  die  deutschen 
Oes«  tze  maligebend,  wenn  die  Mutter  eine  Deutsche  ist.  Hat  diese  also  durch 
ihre  Verheiratung  mit  einem  Deutschen  die  Reichsangehörigkeit  erworben  {%  5 
des  Gesetzes  Tom  1.  Juni  1870  —  BGBl  S.  3ö5),  so  ist  ihr  Verhftltnis  zu  dem 
Kinde  von  diesem  Moment  an  ohne  Rücksicht  auf  ihre  frühere  ausländische 
Staatsangehöriukt  it  und  auf  die  fortdauernde  ausländische  Staatsangehörigkeit 
des  Kindes  nach  deutsch*  in  Ttechtt  zu  beurteilen  fvjrl.  iiuch  Planck  Bd.  VI 
Note  2  zu  Art  'ioi  woiiuis  .sidi  di.-  Anwi  ndi);irk"  it  der  X'nrschrift  des  $  17()6 
Abs.  2  Satz  2  aut  alle  Falle,  in  denen  der  Khemunn  der  Mutter  ein  Deutscher 
ist.  von  seihst  «gibt 

Diese  Beurteilung  würde  vom  Standpunkt  des  iolftndischen  Rechtes  aus 
auch  dann  keine  Änderung  erleiden,  wenn  etwa  der  ausländische  Staat  dem 
das  Kind  angehört,  nach  HaBgai)e  seiner  Oesetsbung  die  Mamenserteilung 
nicht  als  rechtswirksam  anerkennen  sollte. 

h  Vgl.  Ztflch.  XUI  618. 
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Nys»  Eni6Bi.  Dr&Ü  imter$tttH»i»al,  Temepremitr.  finuellM>Piiii 
64ß  S.,  Orafi  80. 

Der  Verfasser  gibt  uns  den  (rston  Teil  eines  neuen  Lehrtmchs  dtt 
V?ilk<  rrcclits.  Er  will  den  Betiriff  des  inteni.itioiüileii  Hechtes  nnr  anf 
reclitliclien  Beziehongen  von  Staat  zu  Staat  anirewandt  wissen  und  vtrmeidet 
dföhalb  wohl  absichtlich  dem  Titel  JJrvit  infemationai  ein  imbiic  hinzu- 
zufügen. Nan  ist  frdlicb  seinen  bezüglichen  Ausfühnmgeu  lüO  fi.) 
darttber,  daß  man  dM  VOlkemelit  vnd  daa  iatetnationale  Privat-  ntid  Stntl* 
recht  nicht  ala  awei  Zweige  eines  einheitlichen  Stammet  internationalen 
Rechtes  ansehen  darf,  wofür  er  sich  auch  auf  Asscr  und  JRirier  berulcn 
kann,  ohne  weiteres  ziizustimnien.  allein  andrerseits  L"ißt  sieh  die  Tatsache 
nicht  hinwegleugntfu.  daü  man  sich  tri  wühnf  hat,  die  Lehre  Aorn  Kontlikt 
der  Rechtsnormen  auch  alb  inteinutionalefi  liecht  zu  bezeicluieu  und  dift 
manche  Franaoaen,  Italiener  und  Amerikaner  im  J>roH  iniematiomä  das 
VOIkemdit  mit  dem  internationalen  Privat-  nnd  Strabecht  muammenfanea. 
Ans  diesem  Grunde  hätte  der  Verfasser,  wenn  er  glaubte  den  Zusatz  public 
zu  seinem  Titel  meiden  zu  müssen,  lielwr  zu  der  Bezeichnung  droit  des 
zurückkehren  solh  n.  denn  so  wie  er  gefaßt,  wird  der  Titel  immer  wieder  vi 
Irituuurn  Aniali  geben. 

Die  grSBer»  HiUte  dea  vorliegenden  Band»  fQllen  einleitende  BeCfMk' 
tnngen,  «ine  etwas  allgemein  gehaltene,  doch  immerhin  lecht  leeennrefte 
Einführung  (S.  1—4«)  und  eine  Erörteruntr  der  Grundlagen  des  VöDrcrrnlits 
enthaltend  (Premier  gertion:  Kofitins  (fcm-Kilcs  S  47  ;t2R).  In  den  ein- 
Ifitrndon  Worten  der  Kinführung  weist  der  Verfissi  v  nnf  die  interossanU 
Tauiache  hin,  wie  die  Kechtssätze  des  Landes  allmählich  auf  das  Meer  »Q** 
gedehnt  sind,  —  man  denke  an  die  Genfer  Konvention  —  und  wie  in  den 
UaBe,  in  dem  der  Mensch  beginnt  sich  die  Irnft  dienstbar  an  machen,  diesellMB 
Recbtsgedanken  auch  für  das  Luftgebiet  verwirklieht  werden.  Frrilidi  ^ 
mangelnde  Schutz  des  friedlichen  Privateigentums  zur  See.  das  erst  ib*. 
Werden  bf>griffene  Recht  für  di''  Kahel  in  Krieirszeiten  und  die  Tatsaehe.  »l^^Ö 
Rechte  und  Ftlichten  der  Keutraltu  in  bezug  »ul  die  drahtlose  Telegraphit 
ncK'h  gänzlich  ungeordnet,  lassen  uns  erkennen.  daU  diese  Entwicklaug 
•ehr  der  FOiderong  bedarf.  Der  Verfasser  gibt  nns  dann  in  der  BiafÜmoif 
eine  Geschichte  der  Idee  dca  YOIkenreehts.  Hier  hlltte  er  m.  E.  deatlirb^ 
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Mif  da«  einigende  BvaA  ufmerkiun  madieB  kdnnen,  das  die  Tflrkengelalir 
nm  die  cbristUdien  Staaten  eeUang.  Oans  entgangen  itt  ihm  das  hdchst  merk- 
würdige Projekt  eines  .christlichen  FiUrstenbnndes"  Ten  Georg  non  Podie- 
brnd,  dem  hnssitischen  Kf'tnig  von  Böhmen,  auf  das  znerst  Palfivkif  in  der 
Zeitschrift  des  böhmisi  lim  Mnscnms  1H27  anftnorksiitn  iri*inaclit  luit  AlK  r- 
dings  ist  dieses  Projekt  in  «ieii  Daist*  Uuiiut  n  ileü  \  ülkt  irct  hts  meistens  uber- 
sehen worden  and  so  schreibt  anch  ein  so  gründlicher  Kenner  der  üeächichte 
des  Vdlkeireehts  wie  Nys  den  eisten  Plan  einer  friedliciien  Ofganbation 
Europas  HHnHch  IV.  bessw.  Suüy  au,  wlUirend  doch  in  Wahrheit  schon 
etwa  IV2  Jahrhunderte  vorher  der  K9nig  FoäiArad  durch  seinen  christlichen 
Fflrstenhand  nicht  nur  die  Türken  aus  Europa  vertreiben,  sondern  auch  einen 
alljfemeinpn  Frieden  in  der  Christenheit  hatte  herstellen  wollen  Auf  die 
Einzelheiten  dieses  interessanten  Planes  werde  ich  Verfasser  b:iUi  an  uiukrer 
Steile  zurückkommen.  Von  besonderem  Interesse  sind  die  Auütuhrungen  von 
Nps  Uber  die  Theorie  des  eatopüschen  Oleichgewichts.  Gesttttst  auf  Spesial- 
forsehungen  gibt  er  uns  Iiier  darttber  Aubehlnfi,  daß  dw  entsprechende  Ge- 
danke  für  Italien  schon  die  Politik  Lorentos  von  Medici  und  der  Florentiner 
bestimmt  hat.  wie  Francesco  Guicdardini  in  seiner  Geschichte  Italiens 
von  14*»2  — In'Vi  nachgewiesen.  Wenn  der  Verfasser  im  weiteren  auf  die 
unheilvolle  Tiitiykeit  der  Allianz  und  ihren  LeuitimitätstredMnken  zu 
sprechen  kommt,  so  hätte  er  auch  den  Infamen  des  Maancü  nennen  sollen,  der 
diesen  Gedanken  in  reinen  Interesse  sefawr  Nation  und  Dynastie  proklamiert 
und  damit  vor  der  Geschichte  einra  Teil  d«  Verantwortung  fQr  seine  Kon- 
Bequenzen  sn  Ubemehmen  hat.  Wollte  der  Verfasser  aber,  wie  er  es  getan» 
die  Geschichte  der  Vftlkerrechtsidee  bis  zur  Get^enwart  fortsetzen,  so  hätte 
er  vor  allen  Dingen  nicht  den  Nationalitätsgedanken  ui/  oi^srlialten  dürfen, 
nnter  dessen  Zeielun  wir  leider  muh  immer  stehen.  Aüerdinus  widmet  er 
diesem  Gedanken  au  anderer  8u4le.  nämlich  im  systematischem  Teil  bei  der 
Lehre  von  den  Staaten  ein  ganzes  hfidwt  lesenswertes  Kapitel.  Aber  abge- 
sehen  davon.  da£  es  sich  hier  doch  um  politische  Fordonngen  handelt  und 
nicht  um  Redttssitne,  erfordert  sdum  der  Znsanm^ihaa^  dw  Dinge,  datt 
man  den  Nationalitätsjredanken  vor  allem  historisch  wflrdigt.  Mit  Recht  weist 
NtßH  in  seiner  Einfühmnir  d:ir;iiit  hin.  welche  Rolle  einst  in  den  anf  dio 
Reformation  fidy;iiiden  Jahrhunderten  der  Konfessintialismus  im  Leben  der 
Volker  gespielt  hat.  so  daÜ  nach  einem  W  orte  Svhi/iers  der  Triumpf  der 
hdttadisehsn  Armeen  dem  reformierten  Franzosen  süßer  war  wie  der  Waffen- 
sieg des  eigenen  Herrschers.  Wurden  doch  nodi  vor  lÜO  Jahren  nach  dem 
Sturze  PrenOens  in  meiner  mttnsterllndischen  katholischen  Heimat  die  fransasi« 
sehen  Eroberer  als  Katholiken  jubelnd  begrüßt.  Aufgabe  der  Wissenschaft 
wäre  es  immer  wieder  darauf  hinzuweisen,  dal]  der  Werl  des  Natit)nalitrits- 
){edanken^  ein  ebenso  relativer  wie  der  der  Konfessionalitat.  dajj  wie  in  der 
Vergangenheit  des  inner-  und  überstaatlielieu  Lebens  der  reli^'illbe  Hader  eine 
traurige  Rolle  gespielt  hat.  gegenwärtig  der  Nationalitätsgedanke  mit  den 
auf  seinem  Boden  gewachsenen  Imperialistischen  Bcstrebnngen  znr  Zeit- 
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kninklieit  geworden  ist  and  daB  für  die  Portbildnng  des  Völkemchts  darin 
die  grOßte  Gefahr  liegt.  Denn  das  VSlkerreeht  kann  nnr  hWusa  nnd  w»dnen. 
wenn  die  Erkenntnis  der  Solidarität  iet  Knltnrinteressen  durchdringt  und 
wir  lins  wieder  mehr  zu  Kosmopoliten  nnmandpln.  Von  diesem  Standpunkt 
aus  wird  }vih'r  dfin  das  Völkerrecht  eine  Hache  des  Herzens  namentlich  di- 
internatiunaie  Verbtildernng  des  Arbcitcrtuniä  äl$  einen  Scliritt  aufsteigender 
Entwickelung  freudig  begrüfien.  Wenn  erst  die  grofien  Vmm&i  der  Völker 
an  der  Erkenntnis  dnrchgedrangen.  d«6  sie  keine  Veranlassung  halien  einander 
im  Interesse  von  Dynastien  oder  Kapitalisten,  auf  Betreiben  ehrgeiziger  und 
intriganter  Heerführer  oder  ms  Kas^enhaü  totzuschielien,  dann  wird  der  Krievj 
aufhöron  ^in  Rochtsinstitut  zu  sein,  wozu  er  cirrcnrlirh  seinem  inn^Tsten 
Wesen  nach  niemals  geeignet  war.  Und  wt^nn  wu  liön  n  wie  die  groliteii 
Geister  aller  Zeiten  Kosmopoliten  gewesen,  angefangen  von  Pythagura^, 
Demakritt  Soeratea.  Zeno  nnd  Semeka,  so  kSnnen  wir  hoffen,  da6  die 
anfsteigende  Koltnr  unseres  Erdballs  ans  wieder  eine  Ära  des  KosmopolitismaB 
bringen  und  dann  die  rechtliche  Organisation  der  menschlichen  Gesellschaft 
voMonden  wird,  die  kein  geringerer  als  Knnf  nh  dn-^  l^'tzto  Ziel  der  Mensch- 
hf:it  bezeichnet  hat.  Das  wäre  die  Kette  von  idet^n.  the  m.  R.  die  Einführung 
in  ein  modernes  Lehrbuch  des  Völkerrechts  abschlielien  müßte. 

Bei  der  ErOrternng  der  Grandlagen  des  Völkertechts  (8.  47—^)  geht 
der  Verfasser  ans  von  dem  Wesen  nnd  der  Definition  des  Völkerrechts  und 
gibt  uns  bei  dieser  Gelegenheit  einen  recht  dankenswerten  I'berblick  iilw 
dir  Vorläufer  des  Grofius  und  ihre  f..ehren.  wobei  er  sich  auf  früher 
pijldizierte  Studien  zur  Geschichte  des  Völkerrechts  aus  eigener  Feder  von 
anerkanntem  Werte  stutzen  kann.  Ein  zweites  Kapitel  handelt  von  der 
Staatengesellschaft,  ein  drittes  von  der  Anerkennang  der  Staaten.  Hier  setzt 
sich  der  Verfasser  in  treBlicher  Weise  mit  Rivier'a  Lehre  auseinander, 
nach  der  die  Anericennnng  eines  neuen  Staates  nicht  nur  unt(  r  gleichzeitiger 
.4nflage  eines  modun.  snndern  auch  bedingungsweise  sollte  erfolgen  krmnen 
Kill  viertes  Kapitel  tr;lt(t  die  ('berschrift:  vntlrp  de  In  camniun((i/ff 
infernationale  und  handelt  von  dem  tieltungsbereich  des  Völkerrechts 
Nachdem  Jfpe  sodann  im  fflnften  Kapitel  den  positiven  Charakter  seiner 
Materie  dargetan.  beschKfttgt  er  sieh  anf  B.  144—166  mit  den  Quellen  des 
Völkerrechts  icap.  VD.  Die  Krage,  ob  wir  in  Gewohnheit  und  Vertrag 
primäre  Rechtsquellen  zu  erblicken  haben,  oder  ob  beide  nur  sekundärer 
Art  und  hinter  ihnen  noch  die  neccss/'taji  oder  ratio  steht,  bleibt  leider 
unbeantwortet.  M.  E.  hätte  Nys  sich  für  die  erstere  Alternative  entscheiden, 
gleichzeitig  aber  darlegen  müssen,  wie  weder  Qcwohnheits-  noch  Vertragsrecht 
genQgt.  um  alle  flherstaatllchen  Konflikte  so  lösen,  «ondem  wie  hier,  noch 
hftnfiger  wie  im  Zivilrecht,  die  Natnr  der  Dinge  die  Norm  geben  mnB  and 
wie  die  Natur  der  Dinge  so  fUr  die  Fortbildung  des  Völkerrechts  ein  Faktor 
wird  von  m  iC^ebender  Bedeutung.  Hnt  sich  docli  z  H.  im  Falle  der  Beschla^'- 
nahme  des  »Bundesrat"  die  englische  Regierung  dazu  herbeilassen  müssen  zn 
versprechen,  daß  sie  in  Zukunft  Reicbspostdampfer  entsprechend  ihrer  tat- 
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sächlichun  Mittelstclluiig  xwiachcu  reinen  PrivaUcbiSen,  die  jederzeit  vom 
Kriegrfthieiideii  ftagehalten,  und  Kri^-  besw.  Staataw^hiffenv  die  flberbaopt  nicht 
angehalten  werden  dürfen,  nur  noch  anhalten  wolle,  wenn  irgendwelche  besonderen 
UmsU&nde  daa  betr.  Schiff  verdächtig  nuichten.    In  dieser  Zasage  lag  der 

Ansatz  zu  einer  allL'oiiu  in- n  Anerkennung  dos  besonderen  ('harakters  der 
Reichspostdampfer,  leider  liat  hi  ilich  diese  'Pats;iche  dadurch  Sfhr  ;in  Rc- 
»I-  ntung  verloren,  daü  imscrf  Kt  irii  rung  den  einmal  gewunnenen  .Standpunkt 
nu  llt  auch  bei  den  jüngsten  Ereignissen  gegenüber  Rußland  zur  Anerkennung 
gebracbt  hat.  In  diesem  Kapitel  wird  \m  der  Lehre  von  den  Verträgen  ab 
Quelle  des  Völkerrecht  anch  der  von  Bindinff,  Qierhe  und  Jellimk  ver- 
tretenen Theorie  gedachty  die  swischen  Vertragen  und  Vereinbarongen  unter* 
scheiilen.  Erstere  sollen  wie  andere  Verträge  nur  subjektivee  Becht  der 
Vortragschlielk'nden.  letztere  dnijjpgen  objektive  Nonnen  erzeugen  und  für 
das  Völkern-t  lir  die  wichtigere  (Quelle  sein  JVi/.v  scheint  sich  dieser  Lehre 
wie  schon  iniher  Leon  Duguil  (J^tudes  de  droit  publice  I.  L'^tat  le 
droit  abiectif  et  la  loi  pusiUve  p.  399)  anschlieUen  zu  wollen.  Da  der 
Bechtsbegriff  der  „Vereinbarung"  im  Unterschiede  vom  gewöhnlichen  Vertrag 
in  der  Wissenschaft  keineswegs  schon  Bttrgerrecht  erworbm  hat^  hfttte  der 
Verfasser  zu  der  Lehre  ausführlicher  Stellung  nehmen  und  sie  auf  ihre 
Richtijrkt'it  nachprüfen  müssen  Das  sulKiiti  Ka|)itel  handelt  dann  von  den 
Bestn'bungen  dm  ViUkein  rhr  zn  koditizioi*'ii,  das  achte  von  den  Beriilininirs- 
pnnkten  des  Volkerrechts  mit  unJertu  Maierieu.  Im  neunten  Kapitel  gibt 
der  Verfawscr  auf  über  hundert  Seiten  eine  ausführliche  Literaturgeschichte 
des  Völkerrechts  bis  auf  die  neueste  Zdt  unter  Bertteksichtigung  aller 
Nationen,  die  an  der  Fortbildung  des  Völkerrechts  beteiligt.  Wissenschaft- 
lichen Wert  besitzen  vornehmlich  seine  Nachrichten  Uber  die  Autoren  ver- 
gangener Jahrhunderte,  dagegen  ist  die  moderne  Literatur  eigentlich  rein 
compilatorisch  behandelt,  ohne  daü  der  eriistlirhe  Versuch  gemacht  wäre,  die 
wissenschaftliche  Bedeutung  der  einzelnen  Werke  entsprechend  ihrem  gniUeren 
oder  geringeren  Verdienste  einzuschätzen.  Trotzdem  wird  jeder  schon  die 
fragliche  Zosammenstellnng  wegen  ihres  praktischen  Wertes  freudig  begrilfien. 
Absolute  Vollständigkeit  hat  natürlich  auch  hier  nicht  erreicht  werden  können, 
imnieriiin  hätte  Nys  unter  den  Zeitschriften,  die  er  ODS  am  Schluß  dieses 
Kapitels  bezeichnet,  nicht  die  Existenz  derjenigen  ganz  übersehen  dürfen  in 
der  diese  Zeilen  ersrheinen  Er  nennt  von  deutschen  Zeitachriften  nur  das 
,fAnhit  für  'iff'entliches  Jiecht  ". 

Mit  dem  Kapitel  über  die  Autoren  des  Völkerrechts  schlielSen  die  ein- 
leitenden Betraohtungen  ab  und  der  Verfasser  geht  sum  dogmatischen  Teile 
seiner  Materie  tther.  Er  bringt  uns  davon  in  diesem  ersten  Band  noch  die 
Lehre  von  den  Staaten  als  Bechtssubjektcn  des  Völkerrechts  (8.  329—402) 
und  von  ihrem  Territorium  (S.  402—521  Wir  ziehen  es  vor,  auf  eine 
kritische  Wtirdiirung  dieses  Teils  des  Werkes  erst  einzugehen,  wenn  der 
zweite  Band  mit  der  Fortsetzung  des  Systems  voilieu't  Soweit  es  nh\tx 
erlaubt  ist,  schon  jetzt  ein  Ciesamturteil  über  das  Buch  von  Nya  zu  fallen, 
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liehen  Kenntnis  aller  bezflglichen  Theorien  und  Tatsachen,  als  in  der  Schärfe 

seiner  Bt  frafhtnn^swoijsc  r.n  lirfrcn.  Der  juiisf isihc  Leser  bleibt  manfhii:;il 
unbefriedigt,  wird  ah«  r  trotzildn  an  diesem  Buche  wegen  der  geschilderten 
Vorzüge  uiemais  vorüber  gehen  dürfen. 

MarboTK.  Watiher  Schücking. 

V.  Liszt,  F.  Das  Völkerrecht  systematisch  dargestellt.  —  3.  darchgearbeitete 
Anflage.  Berlin  (0.  Häi  ing)  1904.  XTV.  n.  466  8.  —  Brock.  10  Hk.. 
geb.  13  Hk. 

Das  ///  ■v.s/'sclie  VOlkcirecbterfailt,  wie  sein  Erfolg  lebrt»  ein  weit  ver» 
breitetos  Bedürfnis.  Seit  dem  Erscheinen  der  ersten  Auflage  sind  H  Jahre, 
gi  lt  (Iriiijcnigen  der  zweiten  kaum  2  Jahre  verflossen.  Eine  russische  rb(:r- 
stt/.uii^  ist  erschienen,  eine  kroatische  und  eine  polnische  sind  in  Yorbereitunij 
Diesen  Erfolg  verdankt  das  Buch  unzweifelhaft  in  erster  Linie  seiner  (Ibenuu 
praktischen  Uberslchtlidien  Anlage  und  aeinm  positiven  Charakter. 
Auf  Gmnd  dieser  Eigenschaften  wird  ee  mit  Recht  von  allen  demjenigen  bevor* 
«Tlgt.  welche  sich  rasch,  bequem  und  zuverlässig  über  ilit  praktisrh  unan- 
greifbaren Positiva  des  Völkerrechtes  unterrichteti  wullon  Dali  der  I'nt»  rgrund. 
auf  wek'hein  das  Buch  erwachsen  ist,  in  wisscnbcliaftliclipr  Methudik  ü;<  härtet 
ist.  versteht  sich  von  selbst,  und  di  r  Kundige  erkennt  leicht  das  Maß  von 
Selbst&ndigkeit  und  oniTersalem  Urteil,  welches  den  Verfaaeer  auseicfanet. 

Die  den  dogmatischen  Sktsen  beigegebene  knappe  BegrQndnng  Ist  aller- 
din;i^s  auch  dort,  wo  die  Sätze  von  einer  gewissen  Keckheit  sind,  nicht  daranf 
btTt  rluit  t.  AndfrsiiH  '?!!  ivli  7.n  überzengen.  sondern  nur  iM  Stinuut.  dif  Richtung 
der  iiiaUtjt  bcnden  KrAvaiiuniron  elementar  anzndenten  Es  wird  aneh  inanrh^r 
feehwertstreich  frisch -fröhlich  gewagt,  welcher  demjenigen  nicht  beha^cii  vv ml. 
dem  Vorsicht  die  hOdiste  Ttigend  ist.  Das  £.'8cbe  Buch  gewinnt  abi  r  gerade 
hierdurch  einen  besonderen  Reis  für  den  wohlmeinenden  wiaseneehaftliclieii 
Beurteiler.  Gerade  der  Kenner  dürfte  vielfaclie  Anregung  aus  dem  Buche 
Bchüpfen.  sei  es  auch  oft  im  Sinn  kritischer  Reaktion.  Das  Buch  ist.  obwt-hl 
es  jj[anz  auf  das  Positive  gerichtet  ist.  anf  keiner  Seite  langweilig.  Es  bildet 
alles  in  allem  eine  virtuose  Leistung,  welche  der  praktischen  Geltung  und 
der  wissenediaftlicheB  Bntwickelung  des  Völkerrechts  förderlich  ist. 

Dm  Heransfeber  dieser  Ztsch.  wolle  der  Verfaseer  die  Bitte  nkht  ver- 
ar^'en.  daü  in  der  hoffentlich  bald  erscheinenden  vierten  Auflage  die  richtige 
Bezeichnung  dieser  Zeitschrift  .für  internationales  Privat-  und  öffentliches 
Recht angew*  iidet  werde  (s.  S.  XIII  und  und  ferner,  d.iß  wenigstens  dem 
in  Staats  vertrugen  niedergelegten  Teil  des  positiven  internationalen  Privat- 
rcchts  (8.  S.  240  II  1)  größere  Rücksicht  zuteil  werde 

Der  Verfasser  kflndigt  an,  daB  er  ein  weiteres  Anwachsen  des  infieren 
Umfange  des  Buches  bei'  einer  neuen  Auflage  vermdden  wolle.  Verfosser« 
(oder  Verleger-?)  Wunsch  und  L<>3erwnnsch  stimmen  nicht  immer  überein. 
Wir  möchten  das  Btieli  lieber  dem  natürlichen  Wachstum  überlassen  sehen. 
Für  eine  Prokrustesbettbebandlung  ist  es  zu  gut.  Niemeyer, 
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BonfUs,  H.  Lehrbuch  des  Völkerrechts  für  Studium  und  Praxis.  3.  Aufl. 
Doiehgetdien  und  erginst  tod  P,  FauehiiU.  Übeiwtst  und  mit  An- 
merkangen  veneben  toh  Dr.  A.  Qrah,   Berlin  (Bn/mann)  1904.  — 

XVI  n.  867  S.    14  Hic.  — 

In  dem  Geleitswort,  welches  B.  Hübler  der  vorlief^enden  Pnlilikiition 
voraubsrhickt,  ist  mit  Recht  daratif  hingewiesen,  dali  wir  in  deatecher  Spr;irhe 
zwar  vortrefHiche  Lehrbücher  fHir/er,  Uli  mann,  r.  Liszt),  aber  kein 
dem  heutigen  Bedürfnis  entsprechendes  zuverlässiges  Lehr-,  Hand-  und 
Nachschlagebncli  des  YSllierreclite  besitien,  du  Bneli,  das  den  Inhalt 
des  geltenden  Vdlkenredits  nach  seiner  historischen  Herknnfb,  innexen  Be- 
rechtigung und  praktischen  TragweiU^  prüft  und  erl&utert,  wozu  insbesondere 
aach  gehört,  daß  die  juristischen  Tatbestände  in  ihrer  Kasuistik  daro:ek-2:t 
und  ver'uisrhaulicht  werden.  Das  Holtzendorff'nche  Werk  1  i;ttt  ja 
di€'f«eTi  Dienst  in  der  Tat  im  Ganzen  nicht,  so  vortrefflich  und  nocli  immer  un- 
entbehrlich es  auch  in  einzelnen  Teilen  ist.  Daü  das  j?o «/"«■/* 'sehe  Buch  durch 
eine  gut«  Überseteiing  ins  Deatsdw  tinem  grOflerNi  Lesericreis  im  dentechen 
Sprachgebiet  anglnglich  graiaeht  ist»  mnfi  daher  willkommen  gdieiSen  werden. 
Die  Fauehille'tche  Bcarbeitnng  hat  dafttr  gesorgt,  dafi  das  Werk  dem 
gegenwärtigen  Stande  der  Dinge  entspricht,  und  der  Übersetzer  hat  durch 
sehr  fleiBif»e  Literatumachwcistingen  und  ein  ausgezeichnetes  Sachre^ster, 
sowie  durch  Einfügung  von  Materialien,  welche  eich  besonders  auf  Dentsdi- 
laiid  beziehen,  den  (lebrauchswert  noch  erhöht.  Die  für  dtu  wissenschaftlichen 
Gebraach  nicht  exforderliche  und  nicht  immer  angenehme  Breite  der  Dar- 
stellnng  sowie  die  ansgiebige  wOrtUche  Mitteilung  von  literaxiscihen  InServngen 
and  sonstigen  Texten  wird  wohl  fttr  den  Leserkreis,  welchem  das  Buch  in 
erster  Linie  dlenoi  soUf  als  sweckentq»rechend  anwkannt  wnarden  mflssen. 

Zitelmann.   Inteniauuuales  Privatrecht.    Zweiter  Band.    Zweites  Stück. 
Leipzig  (Duneker  d  Bumblot)  IV  a.  304  S.  —  Hk.  6,40.  — 

In  der  TorlKofigen  Anaeige  des  ersten  Bandes  (1897  Ztsch.  VII 479)  des 
Z.^scben  Werkes  wurde  die  eingehendere  Besprechung  bis  anm  Erscheinen  des 
Schhiübandes  vorbehalten.  Inzwischen  n8!)H  ist  von  dem  zweiten  Bande  die 
erste  Hälfte  (Allgemeine  Lehren:  1.  Arten  der  subjektiven  Rechte. 
2.  l'ersonen,  H.  Sachen,  4.  Rechtsgeschäfte,  ö.  Schutz  dir  Rechtet  utid  nun- 
mehr von  der  zweiten  Hälfte  das  erste  Stück,  umfassend  daj*  Sachen- 
recht und  das  Obligationenrecht  »sdiienen.  Familien-  inid  Erbrecht 
steht  noch  ans.  Bis  snm  Erscheinen  des  diese  Materien  behandelnden  Schluß- 
Btflckes  sei  denn  auch  die  durch  die  Bedeutung  des  bahnbrechenden  Werkes 
in  jedem  Sinn  geforderte  aasfflhrliclie  Erörterung  desselben  in  dieser  Zeitschrift 
nochmals  hinan?5t;**?!fhoben.  Einzelheiten  summari!*ch  vorweg  zu  berichten 
ist  gerade  auch  für  den  .besonderen"  Teil  nicht  am  Platze;  es  würde  damit 
so  jiut  oder  schlecht  eine  Anschauung  des  Werkes  vermittelt  werden,  wie  etwa 
einzelne  einem  kunstvollen  Bau  entnommene  Quadern  oder  Pflaster  eine 
VoTStellung  der  Architektur  geben  kflnnen.  —  Denn  der  dialektische  Aufbau 
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ist  auch  in  dem  Torliegenden  besonderen  Teil  diu  Wesentliche  und  wahihaH 
Nene.  Nur  anf  so  breiter  Onindlage.  wie  Z.  sie  in  dem  entm  Teil  mit 
(leiiu'ti tarer  Logik  errichtet  hat,  war  die  Konstniktion  und  Dnrrlifühmnir 
d«'S  bis  zur  reichbt<?n  kastiistischcn  Miniaturarbeit  sich  v(  rjüng*^nd»Mi 

matisch''n  Haiifs  niöiiürh.  d<'ssrn  Haltbarkeit  irrrrulr  in  dorn  Ivt'friidii't-ndfn 
Verlauf  dt  r  kasuislisclK'jj  Zuspitzung'  spinf*  l'i  (>)>»■  fiiidi  t  Die  Kr^ebnjssc  sind 
zuui  Teil  juristische  Eutdeckungen.  zum  Teil  frappierende  Abweichungeu  vun 
den  bisher  geltenden  Ansehainingen,  durchweg  die  Fr<k^  oener  Gedanken- 
arbeit. DaB  Z.  für  rechtsgeschftftliche  ObligaÜonen  weder  das  Recht  des 
Erricbtungsortes  noch  dasjenige  des  BrfQUnngsortes,  sondern  das  HeimatrecLt 
desi  Schuldners  nmCLTf  bend  sein  lassen  will,  daß  er  den  Partei  willen  als  Oründ- 
la<j;e  des  für  Ri  <  ]ifsLr*  si  liäfte  nrißirebenden  Iii  chte«!  verwirft,  wird  di'  nmi^t-n 
Juristen  botrcmden.  ninih!  alx  r  wird  1<  ml'h»  n  dürfen,  daß  diese  Ergelmisse 
so  ausgreifend  und  fciii  begründet  sind,  daü  die  altcu  Argumente  für  die 
abweidienden  LSsungen  nicht  mehr  verwertet  werden  kttBocm  nnd  daS.  wer 
2.  bekämpfen  will,  ebenbürtige  Wallen  erst  noch  sebmieden  muß.  —  lebtrf 
geschliffene  nnd  gnt  gestlMte.  Höge  aber  nicht  nur  der  Theoretiker,  senden 
vor  allem  auch  der  Praktiker  es  für  der  Mühe  wert  erkennen,  sich  in  7.  % 
(i<  i]aiikpntriin<»e  hineinzuleben.  Vielleicht  fordt-rt  Lr-  rni!»-  dt  r  vi>rlii>L:i  ndf  F  u  d 
die  Eikt'tintiiis,  daü  es  doch  nicht  blos  bnitlnsr  Künste  sind,  welche  die 
Int<»mationalisten  beschäftigen.  —  Die  Praxis  tindet  hier  Rat  und  Tat  emivs 
Meisters.  Ufte  meyer. 

FUlet^  A.   Principe^  de  droit  international  privi.    Puis,  GienoUe 

l\m  XII  u.  581  S.  - 

Im  Jahre  IHJW  erschien  in  Cluiiets  Jniirnnl  (Bd.  XX  S.  ff  i  ein  Aufsatz 
Pillct  **  ..Le  droit  international :  sa  ih'fhiitinri.  snu  ot  ufine  t  afiotulle, 
son  dtttriainc,  aea  conditions  yrnenilcs  et  aon  bul.'  wiUher  vom  Verfasser 
mit  der  Bemerkung  eingeleitet  wurde,  die  Abhandlung  bilde  das  erste  Kapit«! 
dnes  nftchstens  erscheinenden  Werkes  Aber  die  Prlnaiplen  des  intematiionaleD 
Privatrechtes.  —  Hit  einem  „noimm  prematur  in  annum"  hat  der  Verbisaer 
nunmehr  jene  Verheißunja:  erfüllt.  Das  vorliegende  Werk  entwickelt  in  weit 
ausgreifender  Darstellun«?  die  Anschauungen,  welche  in  jenem  Aufsatze 
programmatisch  niedergelegt  waren,  und  zwar  mit  folgendem  Oedankenganjr: 

Das  internationale  Privfitrecht  bildet  einen  Teil  des  Völkerrechts, 
aus  dessen  obersten  Triazipien  sich  nicht  nur  seine  allgemeine  Ikjis, 
sondern  anch  die  einzelnen  Normen  als  notwendige  Konseqaenien  e^bdt 
Bs  ist  nichts  anderes  als  die  internationale  Abgrenzung  der  staatliches 
Sonvcränitätsrechte  in  Anwendung  auf  die  OesetzgebongsgewalL  Vdlko^ 
rechtlicln  \%  rplf  ichtung  der  Staaten  ist  es,  ihre  Gesetzgebungsgewalt  so  aus- 
zuüben, daß  d<'r  Gesetzgebunir'^ir'  wnlt  aller  nnderen  Staaten  ein  gleiches  Maß 
von  Geltung  verljleibt.  (S  77  ,  Iliiiu<  is  ;iuf  Kniif.\  Der  einzelne  Staat  ist. 
wenn  er  jener  Verpflichtung  cntsprechfud  verfahrt,  m.  a.  W.,  wenn  er  seioe 
Kollisionsnormen  entsprecbend  dem  internationalen  Bechtsideal  einrieblet.  nidit 
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„arateur" .  sondern  Icdiglidi  ,(Ivfiniteui "  des  ihm  im  Prinzip  gegebenen 
Inhaltes  d»  s  int*  i nationalen  Pnvutreohts.  Pillet  s;i'_'t  zur  V<ranschauli'ltuntr: 
Wie  ein  l";iiiiilieiivatcr.  wenn  er  Entscheidungen  in  Bexug  auf  die  iinuivii 
Angeltgenheiten  der  Kauüiie  trifft,  lediglich  in  näherer  Ausführung  der  vom 
staatlichen  Gesetzgeber  Umi  auferlegten  Hechte  und  I*llichien  handelt,  so  wird 
auch  der  Staat  im  Verhältnis  an  der  VölkerreehU^^einachaft  nur  ansltthrend 
tätig,  wenn  er  die  intemationalpriTatrecbtlicben  Fragen  entscheidet  (S.  82). 

Um  ans  diesem  Priniip  heraus  die  LOsnng  der  einzelnen  Probleme  sa 

finden,  sucht  P.  vor  allem  festzustellen,  worin  genau»  r  der  Gegenstand  dieser 
Probleme  besteht.  Hier  lu  lit  der  Verfasser  nun  besonders  hervor,  daß  es  sich 
keineswegs  nur  nw  die  Abgrenzung  des  (leltungsbereiches  der  von  einander 
ahweirliendeii  \  urscin  iften  der  verschiedenen  Rechtssysteme  handelt,  nicht  nur 
um  Lubung  von  ct/n/lils  des  luis  in  diesem  6iim^  sondern  um  eine  dreifache 
Reihe  Ton  FroUemen,  vdehe  er  mit  folgenden  ätichworten  heaeichnet: 

1)  „Condiiüm  dea  itrangers'', 

2)  „CtmfliU  entre  Ugi»lati<ma  äiffirtnte»* , 

3)  „Efftt  des  aetes  JuHdiques  pas^a  ä  V^tranger"  oder  anders 
formatiert:  „DroiU  ocqma  ä  Vitranger^, 

Der  Verfasser  geht,  wie  das  Gesagte  bereits  erkennen  läBt,  TOB  dem 
(iesichtspunkt  der  subjektiven  T\t(hte  der  Staatm  aus.  Er  spricht 
v«>n  der  internatinnalprivatrechtlichen  Kompetenz  dir  Staaten.  (S  be- 
sonders iS.  öiiff.;  Danul  meint  er  nicht  etwa  eine  formelle  Kompetenz,  bei  der 
es  in  dem  Belieben  der  Staaten  steht,  ob  und  wie  sie  von  der  Kompetenz 
Gebranch  machen  wollen;  vielmehr  ist  eine  materielle  Kompetenz  gemeint, 
welche  das  Recht  nnd  zugleich  die  Pflicht  umfaßt,  in  einer  be- 
stimmten Art  ßcstimmnng  über  die  intemationalprivatrcchtlichen  Fragen 
zn  treffen,  so  daü  also  insbesondere  der  komp<  tctjt{>  Staat  nicht  durch  Rlick- 
verweisung  die  Regelunc  linmii  anderen  Staut«  znschichcn  kann.  PiUcf 
ist  IS.  S.  lööff/)  ein  scliarh  r  litgiier  des  R  ue  Ic  vi  rwi- i  .siniustrcd  ankeus. 
Wenn  nun  in  jenem  Sinn  die  Kompetenzfrage  uiügLworien  wird,  so  ergibt 
sich  nach  Pitleta  Auffassung  die  in  den  vorher  genannten  Stichworten  be- 
zeichnete dreilache  Reibe  von  Problemen,  nnd  zwar  folgt  diese  Dreiheit  ans 
der  dreifachen  Art,  fn  welcher  bean^rnchte  Rechte  internationalprlTatrecbtlich 
in  Frage  gestellt  werden  kOnnen,  nftmlich  in  folgender  Weise: 

/;  ^CoHdithn  des  dtrangera".  —  Es  kommt  in  Frage,  ob  dem  Aus- 

ländrr  als  solchem  dir-  Kateijorie  von  snbjektiYt  n  Rechten,  wottm  da.s  in  An- 
spruch genommene  Recht  geliort.  v<  rsagt  ist,  m.  a.  W..  ob  das  l)i  anspruchte 
Recht  für  den  Ansprechenden  möglich  ist  {Z.  H.  Grundeigentum 
für  Ausländer  im  Inlands). 

2}  „Couflit  des  lots"'  —  Wenn  das  in  Anspruch  genommene  Recht  zu 
der  unter  1)  hezdchneten  Kategorie  von  Rechten  nicht  gebiSrt,  so  entsteht 
die  Ftage,  welche  Rechtsordnnng  dalttr  maßgebend  ist,  ob  das  beanspruchte 
Recht  von  dem  Ansprechenden  erworben  worden  ist. 
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•■l)  „F.  ff  ('tu  des  acteh'  jun'diqunf!  pasKvs  ä  l'rti  (nufer^ .  ^Drttits  acqi4/.^ 
ä  lätranger" .  —  Wenn  nurh  dtn  zu  Ii  tinüttrlten  Tirnndsätzen  das  in 
Anspruch  genommene  Recht  an  und  für  sich  möglich  uiui  >\  enn  es  gemäli  den 
QrnndsfttKen  la  2)  koDknt  erworben  ist,  eo  kann  infolge  späterer  Unutinde» 
wie  WohnaitsTerlegiiitg,  Wechsel  der  StMtsangehSrigkeit,  Vertndenuf  der 
Lage  ein«  Sache^  eine  Modifikation  des  Inhaltes  des  n^n>tt  etcquis"  in  Frage 
kommen,  welche  das  Recht  in  seiner  Existenz  unangetastet  läUt,  aber  die 
Art  und  das  Maß  seiner  Ausübung  anders  gestaltet,  als  es  seitens  der  für 
die  Entstehung  maßgebenden  Rechtsordnung  gesclüeht.  M.  a.  \V. :  £b  k- 
steht  eine  dritte  Reihe  von  Problemen,  welche  auf  die  Frage  hinausläuft,  wie 
ein  konkret  erworbenes  Recht  «nsgeflbt  werden  kann.  — 

PilUt  betont»  daS  die  Abgrenznng  der  Oesetsgebangsgewalten  sieb 
nach  den  beiden  Gesichtepunkt^n  bestimmt :  einmal  ErmOglicbnng  und  För- 
dernnfr  des  internationalen  Rechtsverkehrs  („commerce  htferrtaf/fonil"), 
andererseits  int<  rnatioimlc  Anerkennnnff  nnd  Realisierung  dw  iinz<  liu  ii  Rechts- 
ordnung. F.  hebt  die  letztem  Suite  ganz.  i>esouders  hervor.  AU  Hauptziel 
beseidinet  er  die  möglichst  ausgiebige  internationale  BiBtreckttng  der  elnielnen 
Beditsordnung.  Er  spitat  diesen  Gedanken  gelegentlich  an  der  Formnlierang 
zn  (S.  13Uj,  daü  im  Prinzip  alle  Rechtsordnuigen  für  alle  Rechtsverhält' 
nisjM?  kompetent  sind,  daß  die  Kompetenz  nur  quantitativ  verschieden  ist. 
daß  es  sich  lediglich  um  Aaffindang  der  „Solution  la  moim  imparfaite* 
(ä.  26Ö)  handelt. 

Pillet  bekämpft  die  positivistische  Richtnng.  Ihn  interessi^  in 
erster  Linie  das  immanente  Reoht.  Bisweilen  sdieint  es  sogar  (x.  B.  S.  299),  als 
ob  er  die  pusitive  Kollisionsnorm  nur  subsidiär  gelten  lassen  wolle.  Aber 

das  ist  in  dt  r  Tat  Sdu  in.  Zwar  wird  in  dem  ganzen  Werk  der  i'berzeugun« 
von  der  Kraft  und  Ucltung  immanenter  Prinzipien  ein  starker  und  oft  in- 
seitiger Ausdruck  gegeben.  Aber  der  Verfasser  verkennt  schließlich  doch 
nicht,  daß  die  völkerrechtliche  Verwirklichung  des  international*80zialen  Ideals 
„n'est  qu^un  awnir  passible,  soukaitablef  mala  encore  itoigni^,  und  daß 
„la  realitä  est  moitu  brillatUe",  Ja,  er  rftnnt  (S.  166)  ein,  man  könne 
fQr  die  (Gegenwart  sagen,  daß  das  internationale  Privatrecht  in  jedem  Lande 
Sei  ^une  braticlie  de  la  li-gislation  nationale".  .So  unvollkommen  dieser 
Zustand  der  Ding:L'  auch  ist.  vi  ist  der  unsere,  und  seine  Ful^e  ist.  dal5  jeder 
istuat  das  Hecht  und  die  PlUcht  hat,  sein  eigeueü  internationales  Reiht  auf 

alle  vor  sdnen  Oerichten  xor  Aburteiinng  kommraden  Streitfälle  ansscblieSUcb 
anzuw^iden".  —  Darin  seigt  sich  aa&  Nene,  dafi  heute  Internationalisten  «od 

Fositivisten  die  Streitaxt  füglich  begraben  könnten,  da  man  doch  darüber 
eini^'  ist,  (laß  die  Internationalisienmg  des  I. P.R.  die  höchste  Aufjr^»'»'  der 
W  ibsenschaft  des  I.P.H.  ist,  daß  aber  der  positive  Rechtszogtand  Problem« 
poütiTcr  Art  stellt,  die  nicht  ignoriert  werden  können. 

Das  Pillet'ac)»  Wvrk  ist  eine  Ersdieinang  von  prinzipieller  wiasen- 
BcbaftWcher  Bedeutung.  Dasselbe  interessiert  aber  nicht  nur  in  theoretiaeher 
Beziebnng;  auch  besflgUch  der  praktischen  Binzelfragen  gibt  es  dne  feidie 
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Fülle  von  Stoff,  Bek'hriin;^.  Anlegung.  Dip  ebenso  graziöse  wie  iichtVoUe 
Schreibweise  gestaltet  die  Lektüre  des  Werkes  zum  Vergnügen. 

Niemeyer. 

Catellani,  6.  L.  //  diiitto  intci  iiKziftnrtle  privottt  e  i  auoi  n'centi 
progressi.  2.  Auflage  Turin  (Unione  Ti'pograficu  -  Editrice)  Bd.  J 
(1895)  VITT  u.  ölSi  8.       Bd.  II  (1})()2)  483  S.  — 

Das  Werk  ist  (in  H  Bänden)  in  erster  Auflage  I88ii  188i>  trachienen. 
Dm  Eracheineik  einer  zweiten  Anflage  nach  verhältnismäßig  so  kurzer  Zeit 
ist  ein  änfierer  Erfolg,  wie  er  nur  wenigen  Werken  Uber  I.  P.  R.  beschieden 
ist.  Der  Erfolg  erklirt  sich  einmal  dntch  das  gtoBe  Interesse,  das  gerade  in 
Italien  dem  I.  F.  R.  entgegengebracht  wird,  dann  ah«r  vor  allem  durch  die 
inneren  Eigenschaften  d(  s  Ca/e//«  « /'sehen  Werkes  seihst  Der  vorliegende 
erste  Band  enthält  eine  (in  der  ersten  Auflaire  nirht  cntlialtene)  gelehrte  und 
r«*iehhaltige  Geschichtsdarstelluug  des  I.  P.  R.  bis  in  das  19.  Jahrhundert.  Dti 
zweite  Band  behandelt  dogmengeschichtlich  und  kritisch  mit  großer  Literatur- 
kenntnis nnd  In  YomrfteilsloBer  Weise  die  modernen  Theorien  yon  SaHgnp 
bis  snf  die  Modernsten  (in  Italien  Fuainato,  Diena^  F«do»Mi,  Gemma, 
in Dentichland  Ka hn  n.Zitel m o n ti).  Besonders  eingehend  wird  das  Problem 
des  „ordine  piihbl/oi'  traktiert,  in  welrlicin  Catellan  i  mit  Recht  nicht  ein  Idos 
gelegentlich  in  Funktion  tretendes  Sicherheitsventil,  sttiidt  rn  ein  dcu»  I  P.  R. 
immanentes,  wi  senbestimniendes  Moment  erblickt,  ein  Prinzip,  das  i(h  ntisch 
ist  mit  der  uiiveräuüerliclien  territorialen  Grundtendenz  der  staatlichen 
Reditsordnnngen,  t^tetmmto  pardeolare  eä  inäiviäualista  irriäueibil« 
del  äiritto  internationale  privato".  Diese  (In  der  deutschen  Literatur 
des  LP. R.  besonih-r.s  durch  Kahn  und  Zitelmann  geforderte)  Erkenntnis 
erweist  sieb  anch  in  den  niUieren  Aosfflhrungen  Caiellanis  als  fruchtbar. 

Niemeyer. 

Foote,  J.  A.  Ftßi  eiyn  titui  domestic  law.  A  conviae  treatiife  o»  pn'cate 
international  jurisprudence,  Based  on  the  deeisione  in  tke  enylish 
Courts.  3.  Auflage.  London  (Stevens  and  Haynes)  1904.  XXXfV  u. 
635  S.  groft  %^  geb.  25  s.  — 

Die  erste  Auflage  dieses  Buches  erschien  1878.  die  zweite  1890.  Eine 
neue  Auflage  war  demnach  <rrrade  bei  d*^r  be«nnderen  Anlaire  dieses  Wt-rkes. 
welches  praktische  Orientierung  über  den  di  rzi  itiLTcn  Zustand  des  tat'^ächlich 
geltenden  englichen  Rechtes  bezweckt,  an  der  Zeit.  Die  systematischen  Werke 
Ton  Weatlake  (2.  Aufl.  1890)  nnd  Dieetj  (18Uüj  werden  dsrch  dieses 
Handbuch  in  notwendiger  Weise  ergftnst^  wie  sie  Ihrerseits  durch  Foote*s 
Treatise  nicht  entbehrlich  gemacht  werden.  Foote  hat  an  seiner  Darstellnng»- 
methode,  die  sich  durch  vollendete  Klarheit  und  Übersichtlichkeit  empfiehlt, 
nichts  zu  ändern  branrhrn,  vielmehr  leditjltrh  das  seit  der  letzten  Auflage 
erwachsene  Material  dem  Buch*/  ciiivriltilit  I)em  konservativen  i  harakter 
der  englischen  Rechtspflege  entsprechend  sind  die  neuen  Erscheinungen,  welc  he 
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die  letzten  13  Jahre  auf  dem  Gebiete  des  1. 1*.  K.  in  England  gebracht  haben, 
nicht  gerade  Tevolatioiiii.  Aber  ea  Ussen  sieb  doch  Tendenzen  wahnieliiiien, 
wekhe  die  Sturrbeit  der  briüwben  Tradition  mildem  und  welche,  wenn  die 

T'(  obacbtung  niobt  täuscht,  mehrfach  eine  leise  Annlberong  an  die  kontinentate 
Pr;i\is  des'  I.  P.  R  bi'dciiten.  So  z.  B.  kommen  die  «jnindscit/Iid:  von  der 
englischen  Praxis  abgelehnte,  obwohl  schon  früher  im  PIlu  ri  <  ht  Fonfp 
S.  Vormundscbaftsrecht  (S.  8),  vereinzelt  zum  Durebbruch  gekommene 

Beritekmditigung  de«  Boditai  der  Staatsangehörigkeit  mtraniakt  ditieh  «tes 
Hintertor  der  RttcIcTerwelsung  za  einer  gewissen  Geltung  (s.  jOngstens 
die  Entscheidung  in  re  Johnton,  Fuote  S.  10,  vgl  Ztsch.  XIY  176  nnd 
ferner  J.  P.  Bäte,  Nuten  on  the  daitrine  of  reuvoi  in  private  inter- 
national law.  fiondon,  Steven«  d;  Suh,s,  19<MV  Im  Vorbpigchen  sei  diinnif 
hingewiesen,  dati  e»  eine  heute  nicht  mehr  zutreffende  Bemerkung  ist,  weun 
Foote  {ü.  72)  in  bezug  auf  die  internationalprivatrecbtliche  Behandiuug  der 
„eapaeiiif"  sagt^  daß  (im  Oegensats  za  der  frans ttsiscben  Pnuds):  »jtkt 
iii&w  mors  commtmlff  adopted  on  the  CoHÜftent  ia  that  u^ieh  regarä» 
the  domieiUarf/  law  as  the  one  properly  applicable'*.  (Nur  Dänemark, 
]V(i)  \veü-cn.  die  nissischen  Ostseeprovinzen  nnd  die  Schweiz  können  in  Europa 
als  1  rt  ltuii^is^'iltiL'tc  dcM  ['riiizips  der  hw  ätrtnictlii  in  Betracht  komuien 
und  zwar  auch  aie  nur  cum  yranu  s^alis.)  —  In  l>ezug  auf  ubligatorische 

Rechtagesch&He  (Foote  S.  465  H.)  scheint  in  England  mittels  des  Vehikels 
der  Vertragiintention  (f^hat  Uno  tohieh  the  partioe  intended  hfß  iheir 
agreemeut  to  adopi^*)  die  fierfldcnditigang  des  ErfiÜfamgBortes  steigende 
Bedentong  zu  gewinnen. 

Fuote  formuliert  die  do^'matiscln  ii  Ergebnisse  der  Judikatur  in  den 
„mmtnuriea  '  zum  6chluli  der  einzelnen  Kapitel  (i>.  20  usw.)  und  dann 
systematisch  in  der  „contimume  eumntary  '  (S.  585—614)  derart,  daß  das 
Bach  als  private  Kodifikation  des  englischen  I.  P.  R.  beieicbnet  werden  kann. 

mnfi  aber  besonders  betont  werden,  daß  F.  auf  wisscnüchaftliche  Erörte- 
rung und  Kritik  keineswegs  vernichtet  nnd  vieltach  seinen  eigenen  Standponkl 
energisch  veruitL  Niemeyer. 

Beale,  3.  TSL  A  seletHon  of  casee  an  the  confiiet  of  latoe.  3  Bde. 

Cambridge  y  The  Harvard  lato  revieic publLshing  association)  1900 — 1902. 
Bil.  I  XVIII  u.  41m  8.,  Bd.  II  XV  u.  54H  8  .  Bd  III  XVITT  u  548  S.  - 

Den  !i1t(  II  sttuni/ird  icorks  über  das  amerikanische  I.F.K,  von  Wha  rfoit 
wovon  die  letzte  Auf latre  1881,  und  von  Story,  welches  zuletzt  {in  8  Anf- 
liigej  1883  erschien,  war  neuerdings  durch  die  Werke  von  JJicey  „A  Diytt<t 
of  the  lato  of  England  foUh  referenee  to  the  confiiet  of  lawe**  (1896 
mit  besonderer  Beangnahme  auf  die  ani«!ikanisdie  Praxis  von  Moore  hersss* 
jieirebeni  nnd  \on  Mi no  r  iConflict  of  latcs  on  private  international  latc. 
Boston  l^f'l  <  in  Wettbewerb  erwachsen,  welcher  nach  dem  Gesetz  der  Enl- 
wickeiung  naturgewäß  zugunsten  der  jüngeren  Werke  »uaticUag.    Das  vor- 
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liegende  große  Werk  von  Beate  bat  nicht  mut  den  gleichen  Vorzug,  sondern 
68  Stellt  lieb  An^ben,  weldie  Ton  keinem  der  Voigioger  in  dieeer  Weite  ver- 
folgt  nnd  gelflit  worden.  BeaU  gibt  eine  Samnüong  der  Qeriebtaenteobeidnngen, 

und  Bwnr  nicht  ntir  aus  den  Vereinigten  Staaten  and  Großbritannien,  sondeni 
auch  ans  andon-n  Rf>rhtss:tbict<n  t  Frankreich.  Italieti.  Spanieti.  Rolgicn, 
Holland.  Norwegen,  KuLiland,  Rumänien,  Eg3rpten,  Österreich,  Deutschi :miii. 
Er  gibt  meiüt  deu  Wortlaut  der  Entscheidungen  mit  den  Gründen,  oder  dnch 
einen  eingehenden  Bericht  Uber  Tatbestand  und  Gründe  des  Falles.  Er  fügt 
Unna:  orientierende  Blnleitungen,  ferner  (in  FuBnoten)  erlintemde  Be- 
merkongen  ond  Hlnireiae  «nf  andere,  flbereinstimniaiid  oder  abwdebend  ent- 
Khiedene  Rechtsfälle  oder  auch  auf  die  feststihendi  Praxis  anderer  Rechts- 
gebiete. Endlich  faUt  er  (am  Schluß  des  III.  Bandes)  auf  44  Seiten  unter 
dem  Titel  „Summnrtt  of  the  conflict  of  laws"  die  als  positire  Erjrel)nis^p 
aus  der  üesauitheit  der  Entsrheiduntjen  hor\'(»rffehenden  (inindsätze  in 
knupper  Formulierung  zusammen,  und  zwar  in  dem  . üih  einer  Darstellung  der 
amerikaniseben  Recht^piaxis,  anter  Anmerkung  der  Abweichungen  der 
engliichen,  seltener  der  fransdsiscben  Jadikator: 

Die  nicht  dem  englisch  -  amerikanischem  Gebiet  entnommenen  Urteile 
sind  übrigens  nicht  zahlreich.  Sie  sind  nicht  geeignet,  auch  keineswegs  be- 
stimmt, ein  Bild  der  Praxis  des  betreffenden  Landes  zu  geben,  sondern  sie 
dienen  nur  als  Illustrationen  /u  der  amerikanischen  Judikatur 

Die  Entscheidungen  sind  in  einer  systematischen  Anordnung  mitgeteilt, 
weldie  Ton  allem  Üblicben  abweicbt  nnd  wisraieobaftlidi  sdiwerlich  b^ündet 
werden  kann.  Der  Verfasser  sagt  denn  anch,  sdn  Arrangement  »»MMiy  be 
opeH  to  hgieeU  objections";  es  seien  praktisebe  Orttnde  fttr  ihn  bestiimnend  ge- 
weeen.  Da  es  sidi  lediglich  um  die  Anordnung  des  gcgcl)enen  Materials  handelt 
nnd  letzteres  sich  in  der  Tat  zwanglos,  erschöpfend  und  leicht  auffindbar  den 
gewählten  Rubriken  einordnet,  so  ist  g^en  das  eingeschlagene  Verfahren 
nichts  weiter  zu  sagen. 

ViOOmte  Gombes  de  Iiesirad«,  Lea  monarehies  dt  VEmpirg  Alle- 
wumd.  OrffmuUtMon  eomhiuHommUt  et  odwiinisiraHve.  Paris  (£4' 

brairie  de  In  S<>ciet4  du  Recueil  general  des  Lois  et  de»  ArriteJ  1904. 

8".    (XIX  und  nH6  S  i  ^  Preis:  fr.  12,.>0  — 

Der  Verfasser  bat  sich  die  Aufgabe  i?e.«?etzt,  eine  Übersicht  zu  geben 
über  das  Verfassungs-  und  Verwaltungsrecht  der  deutschen  Monarchien,  sowohl 
derjenigen,  welche  auf  konstitutioneller  wie  derjenigen,  welche  auf  altland- 
stiadfadier  Qmndlage  rohen. 

Einleitend  fObrt  er  in  knrsen  Strfehen  die  groBen  Waideponkte  der 
deutschen  Verfassungsentwicklung  seit  dem  Vertrage  von  Mersen  vor  Aogen 
iS.  1  — 19)  und  schließt  daran  als  erstes  Buch  (L' Empire)  eine  Darlegung 
der  HrL^nnisation  und  Funktionen  drr  Reichsgewalt  (S.  21 — 69).  Schon  am 
Schlus&e  dicsf>9  «Tstmi  i^uches  setzt  die  Darstellung  der  ein7:olsta:itli(  lu  n  hi- 
stituiiuüeu  ein,  cts  wild  iuei  msbesoudcic  die  deutsche  Muiiurcltie  in  ihrer 

Zeitsohrift  f.  Inten».  Privat'  u.  öff«ntl.  Recht.  XIV.  37 
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Sigeiurt,  uMwaflkh  mit  Raeksidit  «af  das  Teriiftltait  swbeben  Krone  ud 
Pkrluunt  eiörtert  (S.  69—81).  Bnch  2  haiidelt  tob  der  StaatsaiigaliSiiglnil 

und  dv  SündcgUederun}?.  Bach  3  vom  Staatsoberhaapt,  Bach  4  von  den 
Vorfnssnnjjen  i.  e.  S.  (unter  besonderer  BerUcksichtigniiK'  dt  r  kniistitutionellen 
Entmcklung  in  Württemberg^),  wobei  ein  besonderer  Abschnitt  ^S.  149—158) 
den  Verfaflsnngsändergpgen  gewidmet  ist.  Den  Inhalt  des  fünften  Baches 
bildet  die  LÄve  toh  der  VoUcsTertretung,  den  des  sechsten  die  Organi- 
ealäoii  der  obersten  StaatebebArden  nnd  de«  Benmtenveebt;  rdsÜT  wn- 
fUhrUch  (S.  228—242)  ist  hierbei  die  IGnistervenntwoitUffilikeit  dargeBteUt 
Bach  7  ist  der  Selbstverwaltong  (V  autonomie  administrative),  Bach  8  dem 
Oerichtswesen,  Buch  0  dem  Finanzwesen  «rewidmct.  Dhs  zehnte  Buch  be- 
handelt „les  garantiea''  und  hierb<M  l)esünders  eingehend  die  Verwaltnn^- 
gerichtsbarkeit.  Im  elften  and  letzten  Buch  („Resume")  zieht  Vicvmte 
Comb«»  4§  Lestrad€  dnige  allgemeine  ScMnfifolgenmgMi  nae  der  TOther- 
gebenden  Dantdlnng;  teUweiee  nnter  Tergleicbender  Berflckaiebtignng  des 
französischen  Rechte. 

Die  iS.  22)  aasgesprochene  Absicht  des  gelehrten  Verfassers,  tintor  Ver- 
wertuni^  des  gesicherten  wissenschaftlichen  Besitzstandes  einen  genauen  Übt-r- 
bljck  über  den  gegenwiurtigen  Rechtszustand  za  geben,  ohne  den  Streitfragen  des 
denteeben  Staatareehts  im  einxelnen  naebaagehen,  vldirt  et  ebne  «eitere«, 
dalt  sein  Werk  abi  eine  wesentliche  FMUxuog  der  Wlssenscbnft  des 
den t sehen  Staatsrechts  nicht  bezeichnet  werden  kann.  Aber  diene 
Selbstbeschränkang,  die  der  Verfasser  sich  bewoßt  auferlegt  hat,  bedeutet 
an  sich  keinen  Mangel  des  Werkes,  über  den  wir  mit  dem  Verfasser  rechten 
dürften;  sagt  er  doch  selbst,  daü  sich  an  jenen  controverses  theoriques 
in  Dentschland  gebildet  habe  „tMe  i&tU  dt  droit  public  tn  Ums  point« 
admiroNe,  maie  e*e»t  dau»  tea  teueres  originalts  BprtitB  de 
ettte  ieole  qu'il  faut  its  sui9re*%  ond'  mit  ToUon  Recht  fügt  er 
hinzu :  „Leur  r^sum^  lui-mSme,  loin  (TeUdtr  ä  la  eiarti  de  Fesep09iiiom, 
iü  rendrcUt  plus  mnlntsf^p  n  ohfenir." 

Damit  verbietet  es  sich  aber  auch,  an  sachlichen  Details  des  Nahen  n 
Kritik  zu  üben,  gleichviel  ub  ed  sieb  um  Fragen  von  allgemeiner  Bedeutung, 
in  welchen  och  der  Yerfaaeer  der  einn  oder  der  anderen  Meiwmg  aoachlieflt, 
bandelt  oder  nm  minder  erhebliche  Binadfragen.  Dat  aieb  bei  den  letaterai 
bin  und  wieder  Irrtümer  und  (Jngenaaigkeiten  finden,  ist  bei  der  Falle  dea 
zu  verarbeitenden  Stoffs  und  angesichts  der  spezifischen  Schwierigkeiten, 
welche  sich  dem  Verfasser  darboten,  erklärlich  genug.  Deshalb  möge  uor 
ein  Beispiel  die  vorstehende  Behaaptang  rechtfertigen;  Bei  der  Lehre  vom 
finndenat  (U  CbmeÜ  fSdiralJ  bemerkt  Comie»  d»  Letirade  (S.  28), 
daß  der  Bandesrat  eine  Yersammiwng  sei,  welche  anf  Qmnd  kaiaerlicter  Be- 
mfnng  periodisch  anaammentrete  —  in  Wahibeit  ist  der  Bnndeant  ein 

•)  in  der  Zucignang  nemit  der  Verfasser  den  wtirttembergischen  Minist«^ 
des  Innern  vtm  Pischek  als  eÜK^i  der  Mftnner,  welebe  ihm  hei  seiner  Arbeit 
ihre  Unterstatanng  geliehen  haben. 
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p  f  r  171  a  n  r  n  t  f  s  Oruan  seit  dem  Jahr  1884  hat  t:iin'  Schließung'  hi-zw.  Er- 
üfluuug  deb  liuiuküiutb  nicht  mehr  statt((cfun(len,  vii  liiif  hr  nur  eine  kurz- 
fristige iSelbstvertagurtg  (ajourncmcnt).  Eine  2a  enge  Anlehnung  an  die 
Reicfa«Terlu8iuig>iirkiuHie  ftthrte'Cofw^«»  de  Lestrade  aach  m  der  An- 
weht, daß  der  Bundesrat  nur  die  in  dar  VerfaMung  genannten  acht  ständigen 
AosBchflsso  hcsitzi'  (S.  29);  neben  diesen  bestehen  jedoch  ni»i  Ii  lUe  vier 
weiteren  a)  für  Elsaß-Lothringen,  h)  für  die  Yeifassiinf;.  c)  für  die  Gcschiift- 
ordnnn^',  di  für  Hris  Eisenbahji  -  (lütertarifwesen.  Andererseits  nimmt  der 
Verfasser  irrtUniii(  ii  an  (S.  29),  daß  der  Bundebrat  aulkr  seinen  ätündigen 
Ansschiisscn  noch  SündcrausschQsse  zur  Beratung  einzelner  Vorlagen  bilde; 
indessen  findet  die  Einsetsnng  soldier  Ansschflste  tatsiddidi  nidit  statt;  iUlt 
eine  Vorlage  in  die  Znstftndigkdt  mehrerer  Ansschtsse,  so  treten  diese  an 
vereinigter  Sitzung  snBanunen.  UnsntrefTcnd  ist  ferner  di<-  uierkun^  (S.  29), 
daß  mit  Ausnahme  des  Ansschusses  für  die  auswärtigen  Angelegenheiten 
( w(  l(  ht  r  iihrifjf  ns  nicht  Vermittler  zwischen  Randesrat  und  Rundesregierungen, 
sondern  zwischen  dem  Kaiser  hozw.  Tli  icliskanzler  als  dem  Iiciter  der  aus- 
wärtigen Politik  de»  Reiches  und  den  eim^elstaatlichen  Regierungen  ist)  den 
BondesratsattSBchttssen  nnr  die  An^be  gesetzt  sei,  nach  Art  parlamen- 
tarischer Kommisdonai  die  BeBchloßfasning  des  Plenums  vorsnbereiten ; 
vergl.  demgcgenfll>er  etwa  ReichsrerhuMUng  Artt.  46  Abs.  1,  56  Abs.  1.  End- 
lich ist  bei  der  Angabe  der  Znsammensetzung  des  Ausschusses  filr  das  Land- 
hecr  nnd  die  F(  stungen  (&  IM))  übersehen,  dafi  in  ihm  auch  Bayern  einen 
ständigen  Sitz  hat. 

Als  Ganzes  betrachtet  ~  und  solche  Betrachtungsweise  scheint  mir 
einer  Arbeit  wie  der  vorUegenden  gcgenttlier  die  richtige  —  liat  das  dnrch 
klare  nnd  ftfaersichtliche  Dantellnog  sowie  dnrch  vornehme  Zorftclchaltnng 
in  der  Behandlang  politischer  Ereigniase  an^zeichnete  Werk  die  Aufgabe, 
die  es  sich  ^setst  hat,  durchaus  gelöst ;  es  wird  zumal  dem  Kichtdcutsrhen 
ein  willkommenes  nnd  in  fast  allen  erln  hli(  li<  ii  riinklen  zuverlässiges  Hilfs- 
mittel sein,  wenn  er  sieh  ulu  r  eine  der  (iruudlragcn  des  deutschen  Landes- 
staatsrechts  unterrichten  will. 

Von  deatBcher  Seite  ist  die  Arbeit  des  französischen  Gelehrten  mit  um 
so  grSBerer  Freude  m  begrttBen,  als  sie  in  besonderem  Hafie  geeignet  ist, 
die  Erkenntnis  der  vielerorten  teils  nnbekannten,  teils  mißverstandenen  In- 
BtitutiffiMBl  des  dentschen  öffentlichen  Rechts  einem  weiteren  Kreise  des  Aus- 
lands zu  erschlieC.en  -  Wechselseitiges  Verstehen  i>^t  iiii  ht  Idos  notwendige 
Basis  gedeihlichen  Zusammenlebens  im  .'^tant<>;  auch  das  harmonische  Nehen- 
einander  im  Gemeinschaftsleben  der  Vulker  i^l  nuht  zum  wenigsten  durch 
solche  Omndlage  bedingt.  Auf  unserer  Seite  jedenfalls  werden  die  Worte, 
mit  denen  Vieomte  Cambea  de  Lestrade  sein  verdienstvolles  Werk 
Bdiließt)  ungeteilten  Widerhall  finden:  „Lea  naiious  et  lea  racea  aont 
moit/s  prnfond^ent  divUde»  paree  gu*eUea  ee  hafeeemt  gws  parte 
qu'elles  siffHorent** 

Kiel.  Kurt  Ferels. 
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Politis,  N.    Le  tcrritoirc  de  Moresnet  et  la  nucatiou  des  jeujr.  Paris 
(Pedoftp)  1904—20  S.  — 

Politis,  N.    L'organisatioti  de  Vunwn  intematUmale  des  Sucres.  P»m 
(Giat  d  d:  Briere)  1UÜ4.  29  S.  — 

Bdd«  foot^OfOi  des  JeUt  al»  Ftofecaor  in  Poitien  tittgea  Verimen 
sind  8onderan8g»bNi  von  Zeitscbriftanfs&txen,  die  erste  aas  Fauchiltes 

„SeVUe  generale",  die  aweite  aus  der  „Jievuc  äs  aeietKe  et  de  U§hhilion 

fin(tvcien''\  —  Erstere  erörtert  die  Rechtslage  von  Moresnet.  ans  Anlaß 
dea  iy()3  untemommmfo,  an  den  Widerstand  der  preußischen  Rt%;i(  rung  ge- 
scheiterten Versuches,  die  in  Ostende  geschlossene  Spielbank  nach  Moresntt 
za  verl^en.  Oer  Verfasser  legt  historischrdogmatisch  das  hier  hcstebende 
eotm^^erium  dar  und  redet  einer  dordi  Schiedsepmdi  herbeianfalmuideii 
Realteilnng  des  Gebietes  das  Wort.  —  Der  zweite  Aafsats»  analjsiert  die 
Konvention  vom  5.  8.  19()2  und  betont  deren  weittragende  prinzipiolk 
Bedeutung  für  die  Fortcntwickelung  der  ^  nnjanisrifion  de  /«  govirft'  inter- 
nationale''. —  Beide  üntersuchun^eTi  zeichnen  sich  durch  histftrisclu  Gründ- 
lichkeit und  eindringende  Systematik  ;ius.  N i  c  tn  i  ifcr, 

Kaufmaim,  W.  Wilt-Zuckerindustrie  und  IntcrnationaU  s  niui  Kulomalefi 
Recht.   Berlin  {Siemenrvth)  VMi.    XYI  u.  «12  t>.  —  12  Mk.  — 
Das  Baeb  teselAftUct  sieh  mü  der  intemationalreelitüclien  nnd  Jcoloniat- 
leehftliehsn  Seite  der  FroUeme,  wdcbe  die  weltwirtsdiaftliclie  Bntwieketang 

der  Zurkerindustrie  geschaffen  hat.  Dies  geschieht  auf  der  Grundlage  ein- 
gehtiidstcr  Entwirkelunfj  der  Wirtschaft .s;it.srlii(litlirh('n  nnd  wirtsdiufts- 
politist  ht'H  Tuts:u  ht  II,  unter  Mitteilung  umfu.s.st  nrl»  r  Matvrialit  n.  Danin 
sdbUcficn  sich  weitgreifendc  Untersuchungen  Ubtr  die  in  jenen  l^blemen 
enthaltenen  ailgerndnen  intemationalpoUtisQken  Fragen,  insbesondere  Iber  iie 
mttglichen  Arten  nnd  Abstnfnngen  der  intemational«  nnd  staatlichen  Ge- 
neinscbaftsYcrhältnisse  sowie  deren  Vorrang,  wie  der  Verf.  sagt,  vor  ,Tertngi' 
mäßigen  indtTidoell -  reciprokcn  Rechtsverhältnissen."  Endlich  erweitert  sich 
ilif  I  ntir^-nchung  ^ii  v\y\i'v  t'nnui'itt /lieh« n  Erortmintf  über  dir-  inodf*mf 
wirtschaltliche  Entwitkelung  und  das  internationale  Recht,  sowit-  di'i»5tii 
Beziehung  zur  staatlichen  Souverämtüt.  Das  Werk  fordert  die  Beachtung 
aUcr  Inteniatioiialisten,  seien  sie  Theoretiker  oder  Ffaktiker,  Jaristen  oder 
Qeachlftslente. 

Bigfiati,  T.  6.  DiriUo  inUmwtimale  e  dirUto  cMÜiuititmaie.  U.  l 
Lo  9iato  0  la  »oeieiä  intemaitkmaU.  Tniin  (Boeea)  190t.  XXZI  a. 

344  S. 

Der  vorTte?rnd«  Band  i?t  (Ter  erst«'  Ti  il  t  im  r  ..Disscrtdsione  di  J.ih^rtt 
Docemn  in  Dii  itto  Interti(izi<')i<i Iv" ,  wniiiit  der  \'(  i  fasst  r  sich  hIs  kenDtnis- 
reichen  (ielebrten,  gründlichen  Arbeiter  und  scharfsinnigen  Kopf  empfiehlt 
Die  dentsdie  Literatnr  des  Staats-  and  Vttlkerreclita  ist  in  weitem  VaBe 
berllcksichtigt  Wir  behalten  ans  vor,  nach  dem  (als  nahe  beTorrtehend  aa- 
gehflndigten)  Brscbeinen  des  Schlnßbandes  einen  ausfttbrlichen  Beridit  sv  geben. 
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Hnbcrich,  Ch.  H.  The  Tramf-Tathmian  Cmial.  A  ntuäff  in  americtm 
äiplomaNc  histurtf  (182d-liH)4).    Anstin  (Texas)  M  S 

Eine  historisrh-po  Ii  tische  Darlegung  der  amerikambclK-u  l&tbmus -KatUil- 
Frage  in  klarer  Form. 

Kahn,  F.  Die  dnbeitiidK  Kodifikation  des  intemationalen  Privi^reGhla 
dnrch  8taataverträge.  Leipzig  (Duneket  #  Humblot)  3ö  S.  ~  1  Mk.  — 
Die  Schrift  ist  dir  Ausarbeitun^f  eines  in  der  internationalen  Vcrcfniffims 
7ti  Hcrlin  Im  April  VMYi  tfchaltenen  Vortrafre*!,  bildet  aber  in  dir  vorliegenden 
Funii  die  Einleitung  su  einem  Werke  Uber  I.  P.R.  auf  Grundlage  der 
Haager  KonveationeoT  wddiM  aiit  detn  wdtnrai  VerlMf  der  Haager 
Konfeteaiai  aBgeflUff  gletcben  Ecbrltt  luütcii  mU,  m  daB,  nedidem  die 
FamittenreditikoBTeBlion  nunielir  in  KnÜ  getreten  Irt  iß.  ZtMb.  XIV . . ,) 
der  erst«  Teil  hoffentlich  bald  erscheint.  Den  Lesern  dieser  Zeitschrift  ist 
bekannt,  mit  welcher  Qründlirlilfeit  und  in  wie  scharfsinniger  lictrachtunf» 
dt  r  Verfasser  sidi  mit  der  „Haagcr  KcMmikation"  beschäftigt.  In  sdncm 
kritischen  «Stndium  über  die  dritte  Konferenz  (s.  Ztach.  XII  1.  ^töö. 
2 III  22U,  894)  hat  er  sich  als  wissenschaftlicher  Berater  der  Konferenz, 
wenn  andi  obne  Bhodat  bewSkrt.  Be  gllvt  keinen  bernfeneren  Ktmunentator 
der  KooTentioncn.  Die  Torliegoide  Bnwchflre  ist  eine  geietTolle,  am  dem 
vollen  Reichtum  sooYeriJier  Bekemdmng  des  Stoffes  geediöpfte  EinfBhning 
in  den  Gegenstand. 

Rogllin,  E.  Truitt;  de  droit  civil  cumparc.  Le  nuiriage.  Porifi 
(F.  PicJtvu)  IIKM.   4üü  S.  — 

Der  geeehfttite  Doyen  der  ünirmitit  Lausanne  erttffnet  mit  dem-  m- 
liegMidNi  Band  ein  grofles  auf  10  Bünde  berechnetes  Wak,  weldiem  folgender 
Plan  an  Grande  liegt: 

Das  geltende  Civilrecht  der  christlichen  Kalturstaaten  soll  unter  ge- 
legentlicher Berücksichtigung  des  jüdischen  und  mohamedanisclK  n  Rtdit^s^ 
systematisch  dartrest<llt  und  einer  vergleichenden  Betrachtung  unt<'r\V()rfen 
werden.  Moyuin  guht  von  völlig  anderen  Gesichtspunkten  aus  und  verfolgt 
ntthere  Ziele  als  Lambert  in  dem  Ztsch.  XIU  535  angezeigten  Wok. 
Roguin  will  im  wesentlicben  nichts  anderes  gehen  als  t,un  inAleau  com- 
j^rattf  de9  Ugittaiiom  cMiet^*,  Br  h&lt  nr  Zeit  eine  andere  Arheits- 
methode  der  vergleichenden  Rechtsforschung  gnmdsätzlich  nicht  für  ange- 
zeigt, eine  andere  Leistung  nicht  für  möglich  Dies  hindert  ihn  nicht, 
gewisse  Entwickelungstendenzea  ^die  er  „comialaiwtm*'  mnnt  mzunehmen 
nnd  kritische  Erwägungen  anzustellen,  welche  Uber  den  Rahmen  der  bloßen 
Synoptik  hinausgehen.  Auch  schließt  der  Verfasser  Streiflichter  auf  die 
lustorische  Bniwickelong  nicht  ans.  Je  ein  Band  des  Werkes  soll  behandeln: 
Mariag€f  Bigime  matrimoniai,  Droit  rieh,  SuecesHotty  FiUaHoH  et 
iutelle,  Droit  general  des  obligations,  Contraf.'^.  Quesfiotis  de  respon- 
sabüitä.  —  In  swei  ferneren  Binden  soll  ein  „Tableau  des  lägielatious* 
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und  eine  Erörterung  der  Quesiium  yenenUeft  gegeben  werden.  In  dem 
vorliegenden,  das  Eherecbt  (mit  Amidiliiß  des  Ofttemehts)  sowie  dss  Ver- 
iQlntlsndit  entbsltenden  Bsade  lehnt  iloli  der  Verfuser  virifscb  an  das 

AeAr'sche  Buch  (Le  mar  tage  etc.,  Paris  1899)  an.  Durchgchends  läßt  der 
Band  erkennen,  daß  der  Verfasser  sidi  in  brznLr  tnf  die  quellenmäßig»  Be- 
gründung und  dofpnatische  Duri^hiriTicrnnu:  d-s  Stoffes  große  Besrhräiikang 
auferlegt  hat.  so  daß  das  \\  erk  ein  rasch  orientierender  W^preiser,  nicht 
aber  eine  Gründlegung  zu  werden  Tcrspricht. 

Hecker,  A.    Die  Adoption  im  geltenden  Recht  als  Produkt  der  historioden 

Entwick.  Innir    Rusturk   r  Uimtorff)  !f)n'?.    XXIII  u.  1(v>  8 

Eint-  gute  DarsU'lhiiiii^  mit  fleißijii'n  Materialniuhweisuntion.  vv»t:»n  des 
rechtsvcrgleicbendcn  Inhalteb  auch  von  interntitionalistischcr  Iküeulung. 

Leo,  M.  Deutsches  Scrhandclsrrrht.  München  (J.  Sckweitaer)  1908.  VHI 
Q.  417  S     -  Br.  7  Mk..  u^-bd.  7.(^)  Mk.  - 

Ein  praktisch  angelegter,  auf  üeschäfts-  und  ( n-richUcrlahmng  Ijeruh^nder 
knapper  Kommentar  zum  4.  Buch  des  H(iB  in  der  neuen  Fassung,  nebst  einem 
die  lYebengeeetse  enthaltenden  Anhang.  Avf  Literfttorangaben  ist  Yersicihtet. 
Die  Judikatur,  nanumtlich  diejenige  des  BddMgeiichts  und  des  hanseatisdien 
Oberlandesgecidits  ist  sorglHItig  berttdcsichtigt 

Mühlbrecht,  0.  Übersicht  der  gesamten  Staats-  und  rechtswissenscbaft- 
Uchoi  Literatur  des  Jahres  1903.  Berlin  (PuUkammer  ±  MÜhlbrecht) 
1901.  ZXXU  u.  296  S.  —  7  Hk.  — 

Diese  in  zweimonatliche  Heften  erscheinende  bibliographische  Übersieht, 
welche  fortlaufend  die  Ergänzungen  zu  dem  lKi)3  und  1901  erschienenen 
„Wcfffrciscr  (furch  die  nefterp  Literatur  der  Rechts-  und  Staats- 
wisficiisrJiaffcn"  dpfsselben  Autors  s  Ztsch.  XI  54 1 1  bildet,  ^nhört  zu  dem 
unentbtUrliibeii  Inventar  deü  InU*rnatiunali!>ieu,  tbenso  wie  der  genaimte 
„Wegweiser."  —  DaB  die  ausländische,  insbesondere  die  sfid-  und  mittel- 
anmikanisdie  literatur,  ab«  auch  diejenige  RuBlands,  der  Balkanstaatea 
und  Griechenlands  fehlt,  ist  ein  Mangel,  welcher  wohl  durch  die  unvollkommene 
Entwirkclnnfr.  nm  nirht  Tin  saj^en  Verwahrlosung  der  buchhändlerischcn  Ver- 
hältnisse in  den  meisten  jener  Gcljirtc  bcdinp^t  ist :  Innerhalb  des  gesteckten 
Rühmens  ist  die  juristische  Bibliographie  mit  großer  Zuverlässigkeit  mitgeteilt, 
wenngleich  nicht  mit  absoluter  VoUstttndigkelt  (namaitilich  fehlen  viele  Zeit- 
schriften ;  auch  sollten  doch  alle  Zeitschrifthefte  alsbald  nadi  ihrem  Brsdieinen 
einsdn  in  den  MüMbreehfadten  Doppdheften  figurieren). 
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Der  Herr  HeiansgBber  dieser  Zeitschrift  hat  von  dem  Augen- 
blick der  Obemahme  der  Redaktion  an  sich  erfolgreich  bemfiht, 
das  Unternehmen  reicher  zu  gestalten  nnd  innerlich  zu  heben, 

die  unterzeichnete  Verlagsbuchhandlung  aber,  ohne  Ansehung 
der  mit  dem  Verlag  der  Zeitschrift  durchweg  verknüpften  Ver- 
loste, willig  weitere  Opfer  gebracht,  es  anch  äußerlich  wfirdiger 
auszDgestalten. 

So  ist  ohne  ängstliche  Rücksichtnahme  anf  die  im  Jahre  1890, 
also  vor  15  Jahren,  erfolgte  Preisstellung  der  Umfang  wie  der 
Inhalt  der  Zeitschrift  bedeutend  vermehrt.  Auch  in  Zukunft 
werden  Heraasgeber  und  Verleger  sich  nicht  an  eine  engbegrenzte 
Ranmbemessnng  halten,  sondern  einzig  den  Gnutdsatz  walten 
lassen,  daß  Wichtiges  nnd  (xntes  zu  Jeder  Zeit  gegeben  werden 
müsse. 

Die  Verlagsbuchhandlnng  hofft  hiernach,  daß  die  mit  dem 
ersten  Heft  des  Jahrgangs  XV  (1905)  eintretende  Preiserhöhung 
auf  13,80  Bfk.  für  den  ganzen  Jahrgang  (die  bisherige  heftweise 
Berechnung  entfällt)  die  Zahl  der  Abnehmer  der  Zeitschrift 

nicht  mindern  werde. 

Leipzig,  im  Dezember  1904. 

Die  Verla^biiehhandlung 

DnnclLer  k  Uuuiblot. 
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Neue  englisehe  Verscbriflen  Ober  Zustellung  englscher 

Klagen  in  Deutschland. 

Von  Dr.  C  II.  P.  InhttlMeu  in  London  (Birkbeck  Bank  Uhomben, 

Holborn). 

Die  iriiliiT '  t  init<r('tfilt('n  en^lisrhcn  Vnrsrhriftcn  über  die 
Zustellung  von  Klageladungen  im  Aus  lande  sind 
liinsichtlich  des  Deutschen  Reiches  am  4.  Juli  1904 -)  aufgehoben 
worden.  Jene  Vorschriften,  welclie  bis  dahin  ohne  Unterschied 
für  alle  auswilrtiircTi  Staaten  galten,  überließen  es  dorn  eng- 
lischen Anwalte  des  Klägers,  die  Zustellung  im  Auslande  zu 
erwirken  und  eine  den  englischen  Vorschriften  entsprechende, 
eidliche  Erkläning  über  die  erfolgte  Zustellung  zu  beschaffen. 
In  besonders  wichtigen  oder  sehr  eiligen  Sachen  entsandte  der 
englische  Anwalt  einen  seiner  Angestellten  nach  Deutschland 
und  ließ  denselben  nach  seiner  Rückkehr  die  eidliche  Erklärung 
in  England  abgeben.  In  anderen  Fällen  ersuchte  der  englische 
Anwalt  den  britischen  Konsul,  die  Zustellung  vornehmen  zu 
lassen.  Der  britische  Konsul  (welcher  nicht  bloß  auf  Ersuchen 
von  Behörden  tätig  wird)  ließ,  genau  so  wie  im  umgekehrten 
Falle  der  deutsche  Reichskonsul  auf  Ersuchen  deutscher  Prozeß- 
gerichte, die  Zustellung  durch  einen  seiner  Angestellten  bewirken. 
Beide  Zu&tellungsarten  waren  mit  nicht  unbeträchtlichen  Kosten 
verbunden.  Der  Beklagte  wohnt  nicht  immer  am  Amtssitze  des 
britischen  Konsuls,  und  die  Exequaturbezirke  erstrecken  sich 
über  große  deutsche  Gebietsteile.  In  Akten  aus  dem  Jahre 
1903,  welche  dem  Verfasser  vorliegen,  forderte  ein  britisclier 
Konsul  in  Süddeutschland  83  Mark  für  eine  einfache  Zustellung. 

1)  Ztsch.  ni  498-510. 

*)  Statutory  RuUs  and  Orders  1904  no.  ^—rj:  Order  bff  tke  Lord 

Chaneellor,  dated  My  4.  1904  under  order  XI,  ruie  9  of  the  rutes 
of  Üte  eupreme  court. 

Zeittehrfft  f.  Int«m.  Frtvst-  n.  Offentl.  B«eht.  XIV.  38 
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Angesichts  dieser  bedeutenden  Kosten  hat  man  den  Versuch 
jremacht,  deutsche  (jleiichtsvollziclu  r  mit  (hT  Ziistclliiiig  zu  be- 
auftragen. Der  deutsche  < iericlitsvollzielirr  virlährt  indessen 
nach  den  Zust-olhingsvurschriftcn  des  (h-utschen  Rechts  und  Iflmt 
es  außcnh'iii  in  der  Regel  ab,  seine  Zustellungsbe.sc  lit'iniirun^r  in 
der  Form  einer  eidlichen  Erklärung  zu  erteilen.  M.ui  konnte 
schließlicli  in  Kälkn,  in  welchen  iieine  Kosten  von  Bedeutung 
entstellen  durften,  die  Zustellung  durcli  einen  deutschen  Anwalt 
vornehmen  lassen.  Letzterer  ließ  dun  h  seinen  liureauvorsteher 
den  englisclien  Vt>rs(  liritten  entsprechend  zustellen :  der  Bureau- 
vorsteher war  niclit  i»ehiudert,  über  die  erfolgte  Zu.stenui)g  eine 
eidliche  Erkliirung  alizugeben;  und  die  Kostenrechnung  war 
eine  ni;ilji<re.  Die.^er  letztere  Zuslellnn<rsniodus  ließ  sich  ins- 
besondere seit  Inkrafttreten  des  preuljisciien  (lesetzes  über  die 
freiwillige  (Jericlitsbarkeit  von  iHil«)  in  Preußen  legal  durchfüliren. 
Der  Art.  84  gestattet  bekanntlirli  die  At>gabe  eidlicher  Erklä- 
rungen vor  Notaren,  eine  Neuerung,  welclu'  die  (lentseh-en<:ii>(  lie 
Praxis  wesentlich  erleichtert  hat.  Tin  Resultate  liatte  man 
sonach  in  der  Zustellung  durch  deutsche  Notare  einen  billiy:(  u, 
beschlennif:ten  Znstelluugsniodus.  welcher  derartig  befiiedigte, 
daß  man  die  früheren  Srliwieri^rkeiten  vullstiindig  vergaß. 

Die  oben  bezeirlinete  engiische  Verordnung  vom  4.  Juli  1904 
hat  jetzt,  mit  bezug  auf  das  Deutsche  l^eicli.  diesem  befriedi- 
genden Zustande  ein  jähes  Ende  bereitet  und  angeordnet,  daß 
die  Zustellung  fortab  auf  diplomatischem  Wege  erfolgen  muß.^)^) 

3*  Der  «rf'wtzjjphfrisoho  Hi  i^'aii^r  ist  lit^r,  daÜ  am  14.  Juli  U>ii;J  die  nach- 
stehciiti  im  üriext  wiedeigegtbeuen  Abüiiüerungen  der  „Etiles  of  the  Supreme 
Court"  erlMMB  und  gemifi  der  Order  XI.  Snle  8,  M.  10  dem  Lord 
Chaneellcr  eiteUten  Knnächtignng  Ton  dieBem  am  4.  Jnli  1904  dnicb  die 

oben  in  Anmerkung  2  angegebene  Verordnung  mit  den  Worten:  „Order XI 
Bule  S  of  the  Rules  of  the  Supreme  Cintrt  skall  apply  to  the  Gcrntnn 
Ein})ire''  auf  Dcutsdilaiid  anwendbar  erklärt  sind.  —  Die  Bestimmungen 
vom  14.  Juli  1903  lauten: 

/.  Order  XI  Rule  7  is  hereby  anuUed,  and  the  follotcing  Bule 

is  auAatUuted  iherefore; 
Order  XI,  Bült  7. 
Where  leave  ia  given  under  JSuJee  1  and  6  of  thio  Order  to 
eerve  notice  of  a  terii  ofsummone  out  of  tke  JuriediettOHf  euch  notict 
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KrwU^  man,  daß  man  in  England  mit  den  früheren  Vor- 
schriften zufrieden  war,  und  daß  Deutschland  der  erste  Staat 
ist,  auf  welchen  die  neuen  Vorschriften  angewandt  worden 
sind,  so  wird  der  Schluß  berechtigt  sein,  daß  es  besondere 
WQnsche  Deutschlands  waren,  welche  die  neuen  Vorschriften 
veranlaßt  haben.  Nach  der  Law  Ihnes  (1,  8. 1903,  S.  316)  soll 


shallf  tubject  to  Eule  8  of  thia  Order,  be  serwd  in  the  manner  in 
Mfhich  writ»  of  summons  are  served. 

II.  The  follotcing  A'ulv  shull  hv  (uhhä  tu  Order  XL:  — 

Order  XL  liule 
Wkere  ieaite  is  gitten  to  serte  notice  of  a  writ  of  eummons 
in  anp  foreign  countrp  to  ufhick  thia  Eule  m«^  by  oräer  of  the  Lord 
Chancellor  from  time  to  time  be  applied,  the  following  procedura 

shaH  be  adopted:  — 

(1.J  Tin-  }i>ifi(  ('  ti)  hv  aertcd  skall  be  sealed  trtfJi  the  sval  uf  the 
^upretne  Cniu  f  for  usp  iiut  of  the  Juri»div( tutt ,  uud  slitiU  be 
tratiainifted  tv  JIi.s  Mujeaty'n  Principal  Secrelary  of  State  for 
Foreign  Affairs  by  the  President  of  the  Division,  together  with 
a  copy  thereof  tranelated  into  the  langußge  of  the  country  in 
whieh  Service  is  to  be  effected,  and  with  a  regtest  for  the  furiher 
tran.imis.siojt  of  the  Same  to  the  Government  of  the  eountty  in 
tchich  leate  to  serve  notier  of  the  icrit  hns  been  giten.  Such 
request  shaJl  he  in  Form  numbercd  I.  in  fite  Srhrdule  to  these 
Eules,  tf  hich  rntiy  be  cited  as  Form  X'o.  lim,  Appendix  A,  Part  I., 
With  such  tariations  as  circurnstances  mag  reqttire. 

(2.J  The  party  bespeaking  a  copy  notice  of  writ  for  serviee  under 
thie  Eule  shall,  at  the  tinte  of  bespeaking  the  same,  fiie  a  prae- 
cipe  in  Form  numbcred  IL  in  the  Schedule  to  these  Bules, 
tchich  may  be  cited  as  Form  No.  10  b,  Appeitdix  A,  Part  1. 

(3,)  An  official  cerfifivnte.  or  (leclnrafinn  up'-n  oath,  or  otherwise, 
transmitted  tiirouyh  the  diplomatic  citnmu  l  by  the  Government 
or  Court  of  a  foreign  countrg  to  tchich  this  Eule  applics,  to 
the  Ei^lish  Court,  shall,  provided  ihat  it  eertifles  or  declare» 
the  notice  of  the  wrU  to  harnt  been  personally  sert/ed,  or  to  have 
been  duly  served  upon  the  defendant  in  accordance  tcith  the  law 
of  such  foreign  country,  or  teords  to  that  cffect,  be  deetned  tO 
be  sufficient  prnnf  nf  sni  h  sei  rrre,  and  shall  bf  fifcd  of  r(*cord 
as,  and  hc  cjidvaient  to,  an  nffidavit  of  service  tcithin  the  re- 
quirementn  of  thcse  Eules  in  that  behalf. 

(4.)  Where  tm  official  certificate  or  declaroHon,  transmitted  to  the 
English  Court  in  mamner  provided  in  the  laet  preeeding  seetionL 

3«* 
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man  in  Deut»<clilaiKl  m  dvui  IhsIut  geiibtfii  ZuistclliinjisveTtahren 
eine  Bceinrriiclittji-ung  der  ilfMitschcn  Gerichtshoheiterl  li  i  kt  haben. 
Dt'iu  gegi'iiülu'i-  möchte  der  Verfasser  auf  folgende  i*unkte  auf- 
merksam niaclten: 

1.  Abpfosolien  vuu  den  Fällen,  wo  der  Hekla^rte  bririsclier 
Staatsangehöriger  war,  wurde  bei  dem  früheren  Verfahren  nicht 


of  fhi's  Rule,  certifies  or  declares  that  efforts  to  serce  a  notice 
üf  writ  hav'  fx-eti  trithout  effect,  the  Cmitt  or  a  Judge  mny, 
upon  the  t\v  parte  (ipjjlivaiion  of  thc  plaitttijj,  order  that  the 
plaintiff  be  at  liberty  to  bespeak  a  request  für  substiiuted  service 
of  such  notiee.  Such  order  ekatt  be  in  Farm  numbered  IV, 
in  ihe  Scheie  to  theee  ^utee,  wkiek  maif  be  cited  ae  Form 
No.  20  Appendiat  K,  toitk  euch  wtriitHone  as  circumetauees 
mny  require. 

(5.)  A  request  für  Substitut service  of  a  notice  of  trril  under  this 
Jiule  mal/  be  bespoken  by  thc  plaintiff  at  thc  departmeitt  nhere 
writs  of  summuns  are  insued,  upon  liliity  a  praecipe  in  Foi  m 
numbered  II.  in  the  Schedule  to  iheae  Rules,  and  the  notiee  of 
fcrit  and  copy  of  the  eame,  and  the  order  shall  be  eealed  and 
transmitted  to  the  Foreign  Office  in  manner  aforettaid  together 
irifh  n  rcquesf  in  Fin  m  numbered  III.  in  ihr  Srhcdtitc  fr,  thcse 
Mulcs.  rrhii  Ii  tun;/  he  ritcd  as  Form  No.  7'"  AppendiJC  A,  Fart.  /., 
tcith  such  vartattuH^  us  circumstances  iiuuj  require. 

Schedule  of  Forms. 
I.  Form  No.  lOu.,  Appendix  A.,  Part  1. 

The  President  of  the  .  .  ,  ,  DiviHon  of  the  High  Court  of  Justice 
preeents  hie  eompttmente  to  Sie  Majeotg*^  Principal  Secretary  of  Statt 
for  Foreign  Affaires  and  begs  to  encloee  a  notice  of  a  writ  of  sum- 

nioHs  issued  in  an  action  of  .  .  .  .  versus  .  .  .  .  pursuant  to  order, 
out  of  the  Hißh  Court  of  Justice  in  England  for  tranf^ntisainn  to  the 
Minist ry  of  Forvtyn  Äffet  rs  in  ....  with  the  request  that  the  same 
mag  be  served  personally  upon  ....  against  tchom  proceedings  hate 
been  taken  in  the  Englieh  Court,  and  with  the  further  regnest  that 
et$eh  eoidenee  of  the  eerviee  of  the  eame  upon  the  eaid  defendemt  may 
be  officially  certified  to  Ow  EngUeh  Court,  or  declared  upon  oath,  or 
ofhcnrifif,  in  such  manner  a^  is  consistent  u^ith  thc  usage  or  pratice 
of  the  Courts  of  the  .  ...  in  prorintj  .><(;rri(  r  of  legal  process. 

The  President  begs  für  Hier  tu  request  that  in  Ihe  ecent  of  efforts 
to  effect  personal  service  of  the  eaid  notice  of  writ  proving  ineffeetual 
the  &ooemmot^  or  Court  of  the  eaid  countrg  be  requested  to  eertifg 
the  eame  to  the  Englieh  Court. 
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die  eine»  Befehl  des  englischen  Souveräns  enthaltende  Klage 
(8.  Ztscb.  III  506),  sondern  nur  eine  Benachrichtigung  Ton  der 
Klage  zugestellt. 

2.  Wenn  die  Zustellung  von  Klagebenachrichtigungen  auf 
nicbt^iplomatiscbem  Wege  deutsche  Holn  itsrechte  verletzt,  ver- 
letzen auch  andere,  nicht  diplomatisch  übermittelte  Benach^ 


//.  Form  No.  lOb.,  Appendix  A,f  Pari  L 
In  the  High  Court  of  Juaiieef  .  .  .  .  19  .  .  .  No.  .  .  . 

DivigiOM. 

Bet  iceen  ....  Fla  in  Ii//, 

and  ....  Defendant, 
I  (or  w)  her^ff  requeat  that  a  netice  of  ierit  of  tummon»  in  tki» 
acHon  be  transmitted  through  the  proper  Channel  fo  .  .  .  .  for  eentiee 
(or  mAetOuted  eervtee)  on  the  defendant  (naming  him)  at 

nr  filsewkerc  itt  .  .  .  . 
Attff  I  (o  r  tce)  hercbrij  personally  utuft't  tahc  tu  l>v  i  i  spoiisibh'  fnr 
all  e.rpenses  incuned  by  Iltit  Majesty's  Princijml  üccmlttry  of  State 
for  Foreign  Affaire  in  respeet  of  the  eeroice  herchy  requested,  and  on 
reeeiting  due  noHfieation  of  the  ammnt  of  euch  expeneea  I  (or  tee) 
undertake  tu  pay  Ihr  same  io  the  Chief  Clerk  at  the  Foreign  Office» 
ntui  fo  produve  the  receipt  for  euch  pagment  to  the  proper  officer  of 
the  High  Court. 

Datcd,  &c.    (Signatuic  of  Suln  ilor.j 

III.  Form  Xo.  lOCf  Appendix  A.,  Part  I. 

Tlie  President  of  the  ....  Division  of  the  High  Court  of  Junti<e 

prpsfnts  his  coniplimeuts  to   ffis  3fajes-ty's  Principal  Serrefartf  of 
6'tate  for  Foreign  Affairs,  and  Legs  fo  enclose  a  uoticc  of  writ  of 
eummons  in  the  cuee  of  ....  veraue  ....  in  tohich  the  plaintiff 

hae  obtaiued  on  order  of  the  Englieh  High  Court  (which  ie  aleo  en- 
eloeed)  giving  leate  to  beepeak  «  regueet  that  the  eaid  notice  of  writ 
mny  be  eerved  hg  euhatitudet  eerviee  on  the  defendant  ....      ...  . 

in  ttie  .... 

The  President  rcquests  that  the  said  notice  of  terit  and  order  mag 
be  fortcarded  to  the  proper  authority  in  ....  with  the  requcst  that 
the  eame  mag  be  tranemitted  bypost  addreeeed  to  the  defendant  at  > . . . 
(the  laßt  knoum  place  of  abode  or  the  place  of  bunhteß)  of  the  eaid 

defendant,  ore  there  delivered  in  such  manner  aa  mag  be  cnHsistait 

with  the  usage  or  practice  of  the  CoK/  fs  nf  for  sertice  "f /ri/nl 

process  tchere  personal  serrire  rannol  be  effected,  and  tcith  thf  furflier 
regnest  tiiut  the  satne  niuy  be  of/ically  certi/ied  to  the  Knyiish  Court 
or  declared  upon  oath,  or  ofherwieOf  in  euch  manner  as  ie  coneiefent 
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ricliti«niii<,a'ii  deutsclic  llolieitsrcclite.  Man  tltiikc  z.  B.  an  die 
Uenacliricliti^'uii^'on  der  englischen  Gerichtsbeamti'H,  welche  als 
Konkursverwalter  tini<ripren  (Leske  ff.  Löivcnfeld,  Eechlsver- 
fo^ung  i.  intematio aalen  Verkehr,  Band  II  S.  SHll 

3.  Deutsche  Klaj^^en  —  nicht  etwa  bloße  Kla^-^ib*  narli- 
richtigungen  —  werden  in  England  durch  V^ermitteluiig  des 

«0^^  the  praetice  of  tke  Court»  of  ihe  in  proving  Service  of 

legal  proeeß. 

IV.  Form  No.  20a^  Appeudiit  K. 

Upou  rcadinn  the  (certificate,  declaratio»,  or,  aa  the  caae  ntaff  be, 
descrihiuij  the  sante), 

Ii  in  vt  dercd  Hütt  t/ie  plaintiff  be  at  libetly  to  biifpeak  a  ret^uest 
for  eubetiiuM  aeriHce  of  notiee  of  ike  »rii  of  eumn$oM8  herein  on  tke 
defendant  .  .  .  .  ai  .  ,  .  .  or  eleewhere  in  the  ...  .  and  that  the  »aid 
dafendant  kave  ....  daff»  öfter  euch  aubetituted  sereiee  within  t^tich 

to  enter  appparnttre. 

*)  Mit  JMcksirlir  auf  die  vorkommenden  technischen  Ausdrücke  möge 
hier  eine  Wiedergabe  des  Wesentlichen  in  deutscher  Sprache  folgen: 

Oider  XI.  Biile  7. 

In  denjenigen  Fttltei,  in  welchen  auf  Omnd  der  Vorscbrilten  1  und  € 
dieser  Verordnnng  die  Erlaubnis*)  evteilt  wnrde,  ^e  Klagebenadurichtignng 

*)  Ztsch  m  8.  503  ff.  — Ferner  „Das  Beeht"  1904  S.  436  ff.  Ei  sind 
nachstehende  Ffillr: 

1.  Im  Inland  belegene  Grundstücke  bilden  den  alleinigen  Klagcgegen- 
Stand.  Ks  schadet  jedoch  nicht,  da6  frleichseitig  anf  Pacht»  oäet  Mietsins 
oder  sonstifft  s  Einkommen  ans:  den  (^rundstncken  geklaL't  winJ 

2.  Es  handelt  sieb  um  Auslegung,  Berichtigung,  Autbebung  oder  (leitend* 
machoufir  einer  Handlnn^,  Urknn^  fetstwilligen  Verfttgmn^,  Vertrages,  Obli- 
gation odrr  Vrriiflirhrnni,'.  wi'lrbr  inliinilisclic  Iinin<iliilii  ii  liorUhren. 

3.  Der  Beklagte  hat  sein  Domizil  oder  geM  uhnlicben  Aufenthalt  im  Inland«. 

4.  Bs  wird  anf  gerichtliche  Beordnung  des  MobiliamacMames  eiaer 
T't  rsou  irokluprt.  welche  ihr  letztes  Dumi/il  im  Tiiliiiiili'  hatte,  mltr  dit-  Kliiirc 
gebt  auf  Vollziehung  schriftlicher,  hduziariscber  Auflagen  hinsicbtUch  iulän- 
diseher  Vermögensstacke,  yoratis?esetzt  daß  die  Auflage  in  OemäSheit  des 
englisrhf-n  Kcclits  zu  vollzieht  n  uiul  dt  r  Beklaj^te  ein  Kidiizinr  ist. 

5.  Der  i^lagegrund  besteht  in  der,  im  Inlandc  erfolgten  ^Nichterfttllaog 
eines  —  einerlei  wo  geschlossenen  —  Vertrages,  welcher  nach  seinen  Be- 
stimmungen im  Inlande  zu  ♦  rfiillt  ii  war,  »  s  f-i  i  dmii,  <la|]  der  Beklagte  SöB 
Domizil  oder  gewöholicben  Aufenthalt  in  Schottland  oder  Irland  hat. 

6.  Es  wird  mit  Bezug  anf  eine  im  Inlande  YonEnnebmende  Handlung 
um  eine  int»  rdiktorische  Verfilping  gebeten,  oder  es  soll  eine  Belästigung 
im  Inlande  verhindert  oder  entfernt  werden,  mag  gleichaeitig  anf  Öchadeos- 
ersatz  geklagt  werden  »der  nicht. 

7.  Eine  im  .Auslände  befindliche  Person  ist  notwendiger  oder  doch  ge- 
höriger Weise  Partei  in  einer  Klage,  welche  gegen  irgend  eine  andere  Person, 
der  im  Inlande  ordentlicher  Weise  zugestellt  ist,  gehöriger  Weise  oriiobeii 
wofde. 
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deutschen  Konsuls  zugestellt,  welcher  die  Zostellnng  direkt 
durch  einen  seiner  Anp:e8tellten  besorgen  läßt. 

Bis  jetzt  sind  die  neuen  englischen  Vorschriften  in  drei 
Fällen  praktisch  angewendet  worden.  Der  dritte  Fall  —  ein 


im  Auslände  ziunstellen,  ist  die  Klagebenachrichtigang,  Torbehlltlich  der 
Bestimmungen  der  Vonehrift  8  dieser  Verotdanng,  in  der  Weise  sanstellen, 
in  weleber  Klagen  ngestellt  werden. 

Onler  XI.    Hill.-  H, 
lü  (lenjcni^^en  Fällen,  in  welchon  (iie  ErlaiiKnis  erteilt  worden  ist.  vinv 
Klagebenachrichtigung  in  einem  auulaitiiittchtin  SuuiU;  2U2Ui»t«llen,  auf  welchen 
diese  Vorschrift  durch  Verordnung  des  Lord  Chancellor  für  anwendbar 
erUirt  ist^  soll  das  naclistdiende  Ver&liren  befolgt  werden : 

1.  Die  sQsnttellende  Klagebenacbriebtiginig  ist  mit  dem  für  das  Ansland 
bestimmten  Siegel  des  Supreme  Court  an  Tersehen  und  nebst  einer  Über« 
setznng  in  die  SpriK  he  di  s  Staates,  in  welchem  zngost«  llt  wt  rdi  n  .soll,  von 
dem  Abteilungsvur.sitzt  nden  an  das  englische  Auswärtige  Amt  zu  senden 
mit  dem  Ersuchen  um  Wi  itertrabe  an  die  Rejnerunff  des  Staates,  in  welchem 
zugestellt  werden  soll.  Soweit  uicbt  die  Umbtämle  Änderungen  erforderlich 
machen,  ist  das  Eisndien  in  folgender  Form  abanbssen: 

Der  Vorsits^e  beehrt  sieb,  dm  Ansnrärtigea  Amt  fxs»  Klagebenacb- 
richtigung  au  ttbetmitteln,  welche  aaf  (irund  einer  gerichtlichen  Verffigung 
in  Sachen  ....  ausgefertigt  wurde,  zwecks  \\  «iU'rgabe  an  das  Auswärtige 
Amt  im  Deutschen  I{i  irho.  mit  dem  Krsiirhen.  die  Klafrebenachrichtigung 
dem  .....  gefjpn  Iclu  n  Ix  im  englischen  ü«  rii  litc  ein  l'rozeli  eingeleitet 
ist,  persönlich  zuzusUlki»,  und  mit  dem  weiteren  Ersuchen,  die  erfolgte  Zu- 
atellnng  dem  englischen  Gerichte  amtlich  ao  bescheinigen  oder  durch  eidliche 
oder  anderweitige  Brklftmng  zu  best&tigen,  in  dner  Form,  welche  sich  nüt 
der  Praxis  der  Gerichte  des  Dentscben  Beiches  betr.  Zastellnngsnacbweise 
vereinigen  lälit. 

Der  Vorsitzende  hittri  ferner,  falls  die  BemühnntreTi.  persönlich  rMzn- 
stellen,  keinen  Hrlol^'  liabcu  üolktn.  die  Regi«iuni;  odir  die  (icrithte  des 
gedachten  Staates  zu  ersuchen,  dem  englischen  üerichte  eine  entsprechende 
Bescheinigung  zn  erteilen. 

2.  Die  Partei,  welche  eine  Ansfertignng  der  Benachrichtigung  xnm 
Zwecke  der  Zustellung  in  GemABheit  dinier  Vorschrift  beantragt^  hat  liei 
Stellung  des  Antrags  eine  Brklimng  nachstehenden  Inhalts  einsnreichen: 

,.In  Sachen  

Ich  beantruLT«'  hiermit,  auf  dem  ^^•eiL,Mii  t<'n  Wege  l  ini-  iU  iiachrichti^'ung 
von  der  Imlage  nach  Deutschland  zu  ütnden,  zum  Zwecke  der  Zustellung 
(bexw.  SrsatczQStellungi  an  den  Beklagten  ....  in  ...  .  oder  an  anderen 
Orten  im  Dentscben  Reiche;  ich  ttberaehme  persfinlich  die  Haftung  für  alle 
dem  Britischen  Auswärtigen  Amt  durch  die  nachgesuchte  Znetellnng  ent- 
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Fall  aus  der  eigenen  Praxis  des  Ver&sseis  spielte  sich 
zwischen  einer  deutschen  Bank  und  einem  in  der  BheinpfaJz 
domizilierten,  deutschen  Geschäftsmann  ab  und  illustriert,  daß, 
falls  die  neuen  Vorschriften  nicht  befriedigend  sind,  nicht  blofi 
englische  Staatsangehörige  darunter  zu  leiden  haben.   Der  di- 


atehendcn  kosten  und  ich  verpüichte  mich,  nach  gehuriger  Aufgabe  der  Kosten, 
dieselben  «n  das  Aasw&rtige  Amt  zn.  Salden  und  die  Quittung  dem  ProseB- 
geriehte  vomilegen. 

Datnm.  Unterschrift  des  Solieitor/' 

3.  Wird  in  der  amtliehen  Bescheinigung . . welche  die  Regiemng  oder  das 

Uericht  im  Deutschen  Reiche  auf  diplomatischem  Wege  dem  englischen  Gericht 
flhcrmitfclt.  iM'sclKMnisrt.  daI3  die  Benachrichtigung  dem  Beklafften  in  Gemäß- 
heit des  lie€ht«'s  des  Deutsjohen  Reirhes  irehörig  zugesUUlt  wurde,  so  liegt 

ein  ausreichender  Nachweis  der  Zustellung  vor,  welcher  in  die  Ge- 

rlchtsnkten  rnnfzanehmett  ist. 

4.  Bescheinigt  die  dem  englischen  Qeridite  In  QemUheit  der  Ziffer  9 
ttbennittelte,  amtliche  Bescheinigong,  daß  die  BemtthiOigen,  die  Benaehrichti« 
gung  zasQstellen,  keinen  FA-hAg  hatten,  80  kann  das  Prose^iicht  anf  Antrag 

des  Klägers  nnonliitn,  daß  Irtzf<rer  pin  nm  Ersatzznstellung  ersurhendes 
Srhrcibpn  beaiitra«:rn  liiiif.  Sutern  nieht  die  I  iiistände  Änderungen  er forderUcli 
nmchen,  ist  öukhti  Anordnung  nachstehende  Form  zu  geben: 

.flii  dachen  

Nach  Verlesung  der  Bescheinigung  ....  wird  angeordnet,  d^B  der 
Klüger  ein  Schreiben  beantragen  darf,  welches  nm  Ersatsaastellnng  an  den 
Bcldagten  ....  er!^ul1lt,  utid  ferner,  daß  Aem  Beklagten  nach  erfolgter  Er« 
satxzustellung  ....  Tage  als  Einlassungsfri.st  zu  gewähren  sind." 

ö.  Das  um  Ersatzzustellung  ersuchende  Schreiben  hat  der  Kläger,  nach 
Rinreirhung  der  in  Ziffer  2  angegobenm  ErklRnmu.  auf  der  Gerichtsabteilung 
zu  beantragen,  welche  Klageladungen  ausiertigi.  Die  Klagebenachrichtigung 
nebst  einer  Abschrift  derselben,  sowie  die  Anordnung  sind  in  oben  gedachter 
Weise  sn  siegeln  nnd  dem  Answttrtigm  Amt  m  abermitteln  mit  einem  Bf 
sucbungsschreiben  in  nachstehender  Ftmn,  sofern  nicht  die  Umstftnde  Ände* 

mngen  erfurderlich  marhen  : 

..Dm  \  iiihitzeTidi  Ii*  »  Int  sich,  dem  Auswärtigen  Amt  <  ine  Klagebenach- 
riehtitxniiit  zu  ül)i  rrt  ieheii,  in  einer  Sache,  in  welcher  der  Klä4,'er  eine  ebenfalls 
anliegende,  gfiirbtlithe  Anordnung  erwirkte,  wonach  derselbe  ein  Ersuchungs- 
schreiben des  Inhalts  beantragen  darf,  dafl  dem  Beklagten  in  Im 

IDentschen  Beiche  im  Wege  der  Ersatzsostellnng  xogesteOt  wode. 

Der  Vorsitzende  bittet,  die  Klagebenachrichtigung  nnd  die  AnordnOttg 
der  zuständigen  Behörde  im  Deutsch'  n  K riebe  mit  dem  Ersuchen  zu  über- 
mittelu,  die  Urkunden,  an  den  Beklagten  adressiert,  per  Pust  an  den  leUt- 


Digiiized  by  Google 


Nene  engl.  Yonehriften  flb.  Znitell.  engl.  Klagen  i.  DentacUaiMl.  577 


plomatische  Weg  von  London  nach  der  Bheinpfalz  dürfte  fol- 
gender sein:  — 

1.  Daa  englische  Prozeßgericht. 

2.  Das  englische  Auswärtige  Amt. 

3.  Der  britische  Botschafter  in  Berlin. 

4.  Das  Auswärtige  Amt  in  Berlin. 

5.  Der  Minister  fOr  auswärtige  Angelegenheiten  in  * 
München. 

6.  Der  Justizminister  in  München. 

7.  Das  Oberlandesgericht  Zweibrücken. 

8.  Das  Landgericht. 

9.  Das  Amtsgericht. 

10.  Der  GericbtsTollzieher. 

Auch  der  Znstellungsnacbweis  hat  diesen  diplomatischen 
Weg  zurückzulegen.^) 


bekannten  Aufenthaltsort  hrzw.  (iesc  liüftsnudi  ilassung  desselben  gelanfjen  zu 
lassen  oder  dort  in  einer  Weise  abzuliefern,  welche  sich  mit  den  Gebräuchen 
und  der  Praxis  der  Gerichte  des  Deutschen  Reiches  betr.  Klagezustelinng  im 
FaUe  unrnttgiidter  persönlicher  Zastellung  vereinigen  Ußt,  nnd  mit  dem  weiteren 
Ersncheii,  die  bewirlrte  ErsatatsosteUnng  dem  englischen  Gerichte  amtlich  in 
bescheinigen  oder  durch  eidliche  oder  anderweitige  Erklärung  zu  bestätigen, 
in  einer  Form,  welche  sich  mit  der  Praxis  der  Qexichte  des  Deutsciien  Beiclies 
betr.  Zastellungsnacbweise  vereinigen  \Mt." 

^)  Erwigt  man,  d&B  alle  genannten  B^unten  und  Behörden  auch  andere 
Oesch&fte  xn  erledigen  hahen,  and  daßdieee  anderen  Geschifte  wohl  ausnahmslos 
TOB  grOflerer  Wichtigkeit  sein  werden,  als  die  Zustellung  einer  englischen  Klage- 
ladang,  so  »"t  <'s  »jrwiC  iiiolit.  auffallend,  wenn  nach  14  Tatjeii  noch  jede  Nachricht 
über  die  Ztistcllunir  fehlt.  Kh  ma^  Fülle  geben,  in  welchen  die  Interessen  der 
Parteien  nicht  darunter  leiden,  dati  das  Zustellung^ verfahren  viele  Wochen 
in  Anspruch  nimmt.  Der  oben  erwähnte  Fall  gehört«  jedenfalls  nicht  zu  diesen 
Pälien.  Das  engtische  Gericht  hatte  in  dem  TOTmin,  in  welchem  es  die  Zu- 
stellttng  im  Auslände  gestattete,  einen  nenoi  Termin  anf  3  Wochen  spfttw 
anberaumt,  und  eine  englische  Aktiengesellschaft,  deren  Aktien  den  Streit* 
gegenständ  l«iMeten.  hatte  si<  Ii  bereit  erklärt,  obschoii  sii  sich  im  Stadium 
einer  Rekonstruktion  liefand.  his  zu  dem  {bedachten  nom  ii  'rr  riuine  den  sfafus 
quo  bestehen  zu  laösen.  E«  iijt  richtig,  daü  der  neue  Tennin  vertagt  werden 
iconnte,  und  dali  die  Aktiengesellschaft  nicht  absolut  behindert  war,  die 
Rekonstmktion  noch  weiter  hinanasnsehieben.  Letzteres  setite  indesaen  vor- 
aus, daB  die  deatsche  Bank  sich  unter  ansrächender  Sicherheitsleistung  ver< 
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I>fl!''htfte.  alle  aus  der  weiteren  Vor7»ltrt  rii)i|Z  der  Rekuüütruktion  .mjr.luinl' u 
iSciiaden  zu  erstatten.  Es  war  die  Tagespresse,  welche  dieser  schwierigtn 
Lage  ein  Ende  bereitete ;  dieselbe  hatte  über  den  asten  Termin  berichtet ; 
der  Beklagte  in  der  Bbeliq»!»!!  eiliielt  UitteUnng  von  dem  Preftberidite  und 
eraUklitigte  einen  engUedien  Anwalt,  die  Znstellnng  der  Klage  ffir  ihn  in 
Empfang  sa  nehmen.  Damit  verlor  die  noch  nicht  abgeschlossene  diplomtische 
Ziistolltinp  praktisfh  jede  Bedentnnfr-  Zur  Zeit  der  alten  Yorsdirifti  n  hätte 
,  die  Zustelhinf;  in  zwei  Ta^ren  bewirlct  werden  können;  mithin  hat  dir  Praxis 
mit  den  neuen  Yurächrilten  nicht  gewunneu,  falls  man  auf  Grund  eines  ver- 
einzelten Falles  ein  Urteil  fällen  darf. 
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Gesetzgebungsschau. 

(Verzeiclinis  der  bedeutviidiTt-n  (icsctzc,  \'(.'n>r(ltiiiTigcn  etc.  —  Die  wichtigeren 
Texte  iuteriiatiouaiistiticheu  Inhaltes  sind  unter  dem  Strich 

mitgeteilt.) 


1.  Deutsches  Reich. 

(Vgl.  ZtBcb.  XIY  1Ö3.) 

1.  y ertraf;  5.  3.  Ql2  swiaclien  d.  Deutschen  Reiche  u.  mehnten  uderen 
Staaten  über  d.  Behandlnnf?  des  Zuckers  (RGBl.  OH  7) 

2.  Vertrag  11.  11.  (>2  zwisrhrii  d.  D  'Utschen  Reiche  n.  Luxcmbuiir 
über  d.  Betrieb  der  Wilhelm-Luxouibiirtr-Eisenhahnen  fR(THl.  (Ci 

3.  Staatsvertrag  4.  2.  03  zwischen  d.  Deutschen  Reiche  u.  Luxem- 
bnrg  bt  d.  HenteUinig  einer  Neben balm  t.  Diedenhofen  n.  Mondorf 
(ROBl.  OB  268). 

4.  B.  15.  4.  03  d.  Reichskanzlers  bt.  d.  wechselseitigen  Verkehr 
swischen  d.  Eisenbahnen  Deutschlands  a.  Luxemburgs  (RGBl.  03  198). 

n.  B.  d.  Reichskanzlers  4  '.).  03  bt.  d.  Beitritt  v,  Ltixfmburg  a.  Peru 
2.  d  Vertras?e  5.  .3.  02  über  d  üchandlung  d.  Zuckers  (Rüßl.  03  217). 

6.  Kaiserl.  V.  24.  lU.  03  bt.  d.  Verleihung  der  dcutsch-ostafri  ka« 
niaefaen  Landesangehörigkeit  (Reichsanzeiger  03  No.  208). 

II.  Die  deutscheu  Bundesstaaten. 

PrealSen. 

(Vgl.  Ztsch.  XIV4IÖÜ.) 

Verf.  2H.  11.  03  d.  Justizministers  u.  d.  Min.  d.  Innern  bt.  d.  Aus- 
lieterungsverkehr  m.  d.  Schweiz  ^MBl.  f.  d.  innere  Verw.  270).  *) 


*)  S.  Ztflch.  XIV 186  Ann.  1. 
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III.  Außerdeutsche  Staaten. 

Ari^entlnien. 

(Vgl.  Ztsch.  XII  öitö.) 
1901. 

1.  Oes.  22. 6.  (No.  9076)  U.  Vertrag  mit  Belgien  6. 6. 91 M.  gegenseitige 
Mitteilnng  filier  die  in  den  anderen  Staat  ansge wanderten  Personen. 

2.  Oes  -22  j  \(>  3960)  bt.  Vertrag  mit  Chile  bt.  gegenseitige  Xit- 
teilnng  von  Todesfall der  Staatsangehörigen  des  anderen  Staates. 

8.  Gp^  -2n  5.  (No.  Hiih2;  bt.  Freundschafta-,  üandels-  o.  Schiff- 
fa brtsvertrag  mit  Japan. 

4.  Ges.  29.6.  (No.3989)bt. Anelieferungs-  und  Rvchtshillcvertrag 
mit  Italien. 

6.  Gel.  27. 11.  (No.4027)  bt  AnalielernngBTerttag  mit  Brasilien. 

6.  r.oH  18.  12.  (No.  4()44)  bt.  Schiedsvertrag  mit  Urngnay. 

7.  Qea.  16. 12.  (Ho.  401Ö)  bt.  Schiedsvertrag  mit  Paragnaj. 

19<I2. 

1.  Ges.  8.  1.  (No.  •Hiöö)  bt.  die  Gcrichtsverfassuntr 

2.  Ges.  17.  5,  iNo.  4070)  bt  Rpitritt  Arirentiniens  zu  der  Hriiss^'ltT  Kon- 
vention 15.  5.  1886  bt.  Austausch  amtiither  Dokumente  und  Wissenschaft* 
lieber  Publikationen. 

3.  Ges.  26.  7.  (No.  4090)  bt.  d.  Sohiedavertrag  mit  Bolivia  3.  2. 1908. 

4.  Ges.  30.  7.  (No.  4092)  bt.  d.  Schiedsvertrag  mit  Chile  28.  5.  1908. 

5.  (h-M.  -M).  7.  iNo.  4(i*)-V  bt.  Vertrag  mit  Chile  23.  ö.  19US  Aber  das 
Gleichgewicht  der  Seestrtiikräfte 

(i.  Gib.  au.  7.  (Sio.  4(M}  bt.  Vertrag  mit  Chile  Uber  Festsetzung  der 
Staatsgrenze. 

7.  Ges.  6. 6.  iNo.  44 b?)  bt.  Verbot  der  Lotterien  nnd  Hanardspiele. 

8.  Ges.  22. 11.  iNo.  4144)  bt.  Answeisnng  der  in  Ansland  bestraften 
oder  verfolgten  und  der  die  ofTontliche  Ordnung  gefährdenden  Ansiinder. 

9.  Oes  28.  12.  iNo.  41ö())  bt.  d.  Konkursverfahren. 
10.  Ges.  2U.  12.  {üo.  nül)  bt.  d.  National- Wahlen. 

HoMil«m  nnd  HaKecovlmm. 

1  V.  der  Landesregierung;  für  Bosnien  und  die  Hercegovina  20.8.  1904 
iZ.  4i:ii;<  III  I  womit  die  Vorschriften  der  doutsi  1u  n  ('ivilpr<»7.eCnrdnnnfr 
über  die  /  w  ;ui  l: 5 voll «t  reekung  aus  ausländischen  L'rteiien  und  das 
Mali  der  durcii  diese  iiestinimungeu  verbürgten  Gegenseitigkeit  bekannt  ge- 
macht werden.^)  (.Geactt-  und  VmrdnoDgablatt  fBr  Bosnien  md  dfe  Heioe- 
goTina,  Jahrgang  19(H  Stttck  VII  nnd  XXIX.} 


^)  .,Die  im  Deotschen  Beichen  geltende  Givilproseßordnung  enthllt  in 
der  Fassung  des  Gesetzes  Tom  17.  Uai  1898  Uber  die  ZwangsvoUstiednnif 
ans  anslindischen  Urteilen  die  nachstehenden  VorsdirUlen: 
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8  722. 

,Aus  dem  Urteile  cincH  ausländbchcn  Gerichtes  findet  die  ZwangsvoU- 
itreeknng  nnr  statt,  wenn  ihre  Zalässigkeit  doich  an  Vollstreoknngsniteil 
ansgeiQcochen  ist. 

FUr  die  Klage  auf  Ifirlasinng  deasellwtt  ist  das  Amtegericht  oder  Land- 
gericht, bei  welchem  der  Sdinldner  seinen  allgemeinen  Gerichtsstand  hat, 
nnd  in  Ermangelang  eines  solchen  das  Amtsgericht  oder  Landgericht  zuständig, 
bei  welchem  in  Qemäßbeit  des  §  23  gegen  den  Schuldner  Klage  erhoben 
werden  kann.* 

§  723. 

«Das  Vollstreclrangsnrteil  ist  ohne  Prflfnng  der  GesetsmiBiglceit  der 
Bntscheidnng  sn  erlassen. 

Das  Vollstrecknngsurteil  ist  erst  zu  erlassen,  wenn  das  Urteil  des  ans- 
liindischt  n  (lerichtes  nach  dem  fOr  dieses  Gericht  geltenden  Rechte  die  Rechts- 
iiraft  erlangt  hat 

Es  ist  nicht  zu  erlassen,  wenn  die  Anerkennung  des  Urteiles  nach  §328 
auegeächludben  ist." 

§  328. 

.Die  Anerkennung  des  TTrteiles  dnes  anslindischen  Gerichtes  ist  ans- 

gesefalossen : 

1.  Wenn  die  Gerichte  des  Staates,  dem  das  ausländische  Gericht  angehört, 
nach  den  dontsrhcn  Oesetzen  nicht  zustiindiiT  sind  : 

2.  weuu  der  unterlegene  B*A-Ia[rtc  l  iii  Dciitsclier  ist  und  sich  anf  den 
ProzcU  nicht  eingelassen  hat,  sofern  die  den  i^ruzcU  einleitende  Ladung  oder 
Veriflgung  ihm  weder  in  dem  Staate  des  Prezeßgerichtes  in  PersiHi,  noch 
dnrdi  Gewähmng  dentscher  Rechtshilfe  angestellt  ist; 

3.  wenn  in  dem  Urteile  inm  Nachteile  dner  deutschen  Partei  von  den 
YorsehrUten  des  Art  13,  Abs.  1.  3,  oder  der  Art.  17,  IH.  22  des  Einfuhrungs- 
gesetzes zum  Bürgerlichen  Gesetzbuche  oder  von  der  Vorschrift  des  auf  den 
Art.  13,  Abs.  1,  bozü'^lichen  Teiles  des  Art.  27  desselben  Gesetzes  oder  im 
Falle  des  Art.  9,  Abs.  3,  zum  Nachteile  der  Ehefrau  eines  fUr  tot  erklärten 
Anslättders  von  der  Vorschrift  des  Art  IS,  Abs.  2,  abgewichen  ist; 

4.  wenn  die  Anerkennung  des  tJrteilea  gegen  die  guten  Sitten  oder 
gegen  dra  Zweck  eines  deutschen  Gesetates  Tentoien  würde ; 
5.  wenn  liie  Gegenseitigkeit  nicht  verbürgt  ist 

Die  Vorschrift  der  No.  5  steht  der  Anerkennnni^  des  rrfoiles  nicht  ent- 
gegen, wenn  das  Urteil  einen  nicht  vermögensrechtlichen  Anspruch  betrifft 
und  nach  den  deutschen  Gesetzen  ein  Gerichtsstand  im  Inlande  nicht 
l)egründet  war." 

Die  kaiserlich  deutsche  H('i:i<TUi)>r  hj4t  erklärt,  es  sei  ohue  weiteres  zu 
erwarten,  daß  die  deutschen  Gerichte  die  Gegenseitigkeit  als  verbürgt  anheilen 
und  attch  Ihrerseits  die  entsprechoiden  bosnisdi-hercegovinischen  VoUstrecknngs^ 
titel  fOr  vollstieckbar  erklSrai  werden,  wenn  und  insolange  die  Qevidite  in 
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2.  V.  der  Landtaiegicrung  für  Bosnien  und  die  Hercegovina  2.  8.  1904 
bt.  den  Rechtshilfe  verkehr  swiachen  den  bosnisch-hcrcegoTiniscIien  Justiz- 
hehSrden  und  jenen  dm  Deutschen  Reiches.^)  (Stück  XV  No.  07). 

Bosnien  und  drr  Hrrrp<rovina  narh^^tolienden  deutschen  VollstKcknngstitdln 
die  Voll8treckun^"?kluii.si'I  lifisetzeii,  uiid  zwar: 

1.  Urteilen,  B<ücbeideu  und  Bcbchlü^htu  der  Civilgcrichte  des  Deutschen 
Reiches,  duvdi  welche  die  Streitsache  erledigt  wird,  wenn  ein  weiterer  Beehts> 
sag  dawider  ansgescUoseen,  oder  doch  ein  die  Bxeirotion  honmendes  Bechts- 
mittel  nicht  gewahrt  ist ; 

2.  Bemlilüsscn  iiiid  JJcicliiiiltn  dersolhen  ("ivil^'criclite,  welche  zwar 
nieht  die  btreilsache  erlediKni,  alnr  l  iiuii  Ausspriich  über  dt-n  Kostciursata 
enthalten,  wenn  gegen  letzuren  Aut^spruch  ein  weitere»  Kechtunuttel  aus- 
geschlossen, oder  doch  ein  die  Exekution  henunoidcs  Redttsmittel  nkdit 
gew&hrt  ist  und  lediglich  die  Entsendung  über  die  Kosten  voUstreckt 
werden  soll;  endlich 

3.  die  nicht  oder  nicht  mehr  anfechtbaren  Urteile  der  Gewerbegerichte. 
Für  die  Zwaups vollst rerknng  im  deutschen  Reiche  kommen  insolan^'p 

in  Bosnien  und  der  ilercrguYiua  Gewerberichte  nicht  bestehen,  nur  die  im 
§  465,  Z.  1,  der  hierländigen  CiviIprozc£ordnung  angefahrten  ExckutionsUtel 
einschließlidi  dtf  Entscbeidangen  ftber  die  Kosten  des  Verfahrens  in  Betmdit 
In  diesem  Uafie  ist  auch  die  Gegenseitigkeit  als  rarhOrgt  ananschen, 
^M  im  es  sidi  gem&ß  §  466,  alinea  1,  der  hierländigen  Civilprozcßordnnng  van 
Exekutionen  anf  Grund  von  Akten  ond  Urkunden  handelt^  die  im  Dentscbea 
Reiche  errichtet  wurden." 

^)  ,,Auf  Grund  einer  Erklüntng  der  kaia.  deutschen  Regiemnng  wird 
den  hierländigen  Justizbehörden  znr  Kenntnis  gebracht,  daß  in  siimtlidien 
deutschen  Bundesstaaten  und  in  ih  n  Ki  irhslanilon  Elsaß -Lnthrintron  Anord- 
nungen erlassen  wurden,  wonach  im  Reciitshilft  vurkcbre  zwischen  den  Justiz- 
behörden des  Deutschen  Reiches  und  j«ien  Bosniens  und  der  Herc^Tüia  der 
Schriftenwechsel  künftig  durch  Vennittlung  der  bosniseh^herecgOTinlsciwn 
Landesregierung  zu  erfolgen  habe,  an  welche  daher  die  fflr  die  bosnisch- 
hercegovinischen  Gerichte  bestimmten  Ersudis-  und  Antwoitsdareibett  in 
Zukunft  zu  ricliton  sind. 

Uit'iduixh  wird  sich  ulbu  bei  Anwendung  der  Reziprozität  für  die  hier- 
ländigen Justizbehörden  in  der  bisher  geübten  Praxis  nichts  indem ;  dieselben 
werden  daher  auch  In  Hinkunft  behulB  Besorgung  des  Schrlftenwedisds  mit 
den  Justlxhdiflrden  Im  Deutschen  Reldie  die  Vermittlung  der  Landesregierung 
in  Anspruch  zu  nehmen  haben. 

Eiiif^  Aiisnalimi'  findt  t  nur  bei  drinfrcndcn  liequisitionen  in  St rnf<:a>"hfTi 
Btatt,  in  welchoii  lin  unmittelbarer  Verkehr  zwisclien  den  beiderseitigen 
Behörden  gestattet  ist. 

BexilgUdk  der  Bdiandlung  dar  portopflichtigea  Konespend^  wudmi 
naehstehende  QnindMtie  Terelnbart: 


Digiiized  by  Google 


Anfierdeutache  Staaten:  England,  Qiiechenland. 


583 


Kurland. 

i  Vgl.  Ztüth.  XIII  222.) 

1.  V.  14.  7.  03  z.  Abänderung  der  „Rules  of  the  Impreme  Court"  bt. 
Znstelliingenglisclier  Klagen  im  Ausland  (abgednicktZt8cb.X]Y 5709.) 

2.  T.  4.  7. 04  bt.  Inkraftwtznng  d.  V.  14.  7. 03  fOi  das  Deatscbe  Reich 
(abgedrackt  Ztsch.  XIV  570). 

GrlMhenlMid. 

(Vgl.  Ztsch.  XU  161.) 
19Ü0. 

1  Oos.  1-2  2  bt  Alriind.rnnf,'  v.  Art.  886  g  7  CPO  (Unpfändbarkeit 
V.  Uauslun-n  bei  Aik<  rl);iu«rn). 

2.  Ges.  ü.  3.  bt.  Abunderuiig  v.  Artt.  732,  73«,  HMJ3,  lOU,  1020,  1013, 
1024,  10Ü6,  1048  CPO  (Schnldhaft  beachrttnkt  an!  HandelsBchnlden}.^) 

3.  Oes.  22. 3.  bt.  d.  StaatsbndgeL 

4.  Oes.  24. 3.  bt.  d.  Paten tstener. 

ö.  GcB.  27.  3.  bt.  Einbeziehnng  d.  Salinen  an!  Korfn  i.  d.  Staats* 

ni  I'  11  M p 


a;  Purio^iliclitige  (^euduugeu  süid  stets  vuu  der  abwendenden  Behörde  zu 
frankieren ; 

b)  bei  Korrespondena  xwtschen  den  Behörde  in  Partelensachen  Mitiichtet 
die  absendttüde  Behörde  das  Porto  aoch  in  soldmi  PlUleii,  in  welchen 
die  I^cht  zur  Portozuhlung  einer  im  Gebiete  der  empfangenden  Stelle 

befindlichen  Partei  obliej^t; 

c)  die  empfnnsrende  Stellf»  ist  zwar  befogt.  d<  ti  I'ortohftraj;  von  der  Partei 
einzühclicii,  jL-doch  soll  von  einer  Erstattung  dt  sst  llioii  uii  die  absendende 
Behörde  des  anderen  Staates  bis  auf  Weiteres  Abätaud  genunimen  werden. 
Die  hieftindigen  Behörden  werdm  demnach  nur  die  in  Stralmeben  iluer 

Dringlichkeit  wegen  direkt  an  die  dentschen  Behörden  gerichteten  ErsndiB* 
resp.  Ant  w<irtschreib(m  zu  frankieren  haben,  da  in  anderen  Fällen  die  Vorlage 
an  die  Landesregierung  wie  bisher  portofrei  erfolgt  ond  die  betreffende 
Korrespondenz  sohin  erst  bei  ihrer  Weiterbeförderang  von  der  Landes- 
regierung  frankiert  wirdeti  wird 

Das  erforderliche  i'orto  wird  vuii  den  Cierichten  aus  dem  Strafverlagc, 
respekÜTe  Ton  der  Ijandcsregierung  ans  dem  Amtsrerlage  bestritten  ond 
wird  von  der  Hereinbringong  von  der  zur  PertozaUnng  verpfliehteten  Partei 
bis  aof  Weitere  abgesehen. 

Gebuhren  und  Auslagen  dürfen  im  8inne  der  eingangs  zitierten  Erklärung 
der  kais.  deutschen  Retriprnn^  b^i  der  Zustellung  oder  Ati^jliaruliping  £?ericht- 
licher  Verfügungen  und  Li  trilr  aus  Bosnien  nnd  iler  Ilcrc  <  ^'oviii.i  fit  it«  iif?  der 
deutschen  Gerichte  nicht  in  Hechuung  geluMrln  werden;  in  Bosnien  und  der 
Hercegovina  ist  die  gebflbrenfreie  SEnatellung  schon  aof  Grand  der  bestehenden 
gesetslichen  Vorschriften  gesichert." 

^)  Bericht  in  Annuaire  äe  UgislaHon  ätrangire  SO  annie  S.  ölö. 
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6.  Oes.  3(J.  3.  bt.  d.  T.ihakstonpr. 

7.  Gt'S  ht   At);ind(Tuiitf  der  Kousulargeöetzgt'bn  n  ij^l 

8.  Ges.  1.  4.  bt.  Beurlaubung  griechischer  iStaatsbeamieü  behuls 
ÜtMmahme  ttflentliefaer  Ämter  ani  Kreta. 

9.  Ges.  5.4.  bt.  d.  BeatenernDg  d.  Korinthen. 

IOl  Gea.  8.  4.  ht.  Fortbestehen  d.  gemischten  Gerieh tshitfe  hi 
Egypten. 

11.  Oes.  10.4.  bt.  d.  archäologischen  Dienst. 

mri. 

1.  Ges.  6.  H.  bt.  Weinverfälschung  (Memorial  8.  8.  (riV 

2.  Ges.  5.  4.  bt.  die  obligatorische  Unfallversicberang  d.  Ar- 
beiter (11.  4.V 

3.  Ges.  3.  ö.  bt.  d.  Beste  unun^'  v.  i-iiilieinüscben  Schau m weinen  ^5.5.; 

4.  Ges.  18.  5.  bt.  die  Hegelang  des  Wagenverkehrs  jeder  Axt  «nf 
den  Sffentlichen  Wegen  (23.  5.). 

5.  Ges.  22. 5.  bt  die  Fabrilcinspelctoren  (23. 5.). 

♦)  Die  in  Geltung  stehenden  (ie.se tze  sind  von  P.  Riipperf  L'niirprii- 
weise  gesumuall:  „Lois  novelles  eu  cigeui  dann  le  Grand -Duch' 
1872  E,  mietat:  „Code  eiitü  nnd  Code  de proeädure  cMe  et  Uns  epdeüUu 
OH  maMre  de  droit  eif>Ü  et  de  proeidure'  1903  (Lnxemboig,  ImpHmerit 
de  la  Cour^  Buch), 


>)  Die  veaentUclirten  Bestimmungen  des  Gesetses  sind :  1.  In  der  Tflrbi 
vnd  in  BgTpten  sind  nnr  Berafskonsnln  an  ernenne.  2.  Es  wird  in  Athen 
eine  Generalinspektion  für  die  Konsnlatbehörden  geschaira.  3.  Brfordenui 
eines  Examens  fttr  die  künftig  anznstellenden  Konsnlarbeamten. 
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Deutschland. 

Art  :W  EG  BGB.  —  Tt7rki,scMeWi7/kürsc/ieiäun^  (repudium) 
Seiiena  eines  zum  Islam  tibergetretenen  Christen  gegenüber 
seiner  diristliclien  Ehefrau  ist  in  Deutschland  nicht  als 
leirksam  anzuerkennen.  —  Der  von  der  Ehefrau  auf  Fest- 
stellung des  Fortbestehens  der  Ehe  angestrengten  Kla^e  ist 

stattzugeben. 

Landgeriehe  München^^  1904  (A.  al  RJA.  al  i?., 

FroM,'Jte0,  E.  6217/03). 
Urteil: 

I.  Bs  wild  festgestellt,  daß  die  nrischeii  den  StreitteOen  an  82.  7, 1883 

xn  Helgoland  ^f«'s(  hlossene  Ehe  noch  fortbestriit. 

II  Der  BelcUgte  hat  die  Kosten  des  fiechtsstreits  zu  tmgi»  ond  sn 
erstatten. 

T  ;i  t  1k'  H  t  a  u  d  : 

Die  Parteien  haben  i>ich  aubweislich  des  vorliegenden  Auszuges  aus  dem 
TcanvBfEister  der  Oemeinde  Helgoland  No.  12  Tom  22.  Jvli  1863  in  der  Kirche 
dortsdbst  an!  Grand  Linens  des  damaligen  englischen  Oonvenears  Tor  dem 
Pastor  Z.,  in  Qegenwart  des  Organistim  Sek.  ond  dea  Lehrers  K.  ehelich 

trauen  lassen.  Der  Beklagte  gehörte  damals  keinem  Staate  an.  Die 
Klägerin  war  bis  dahin  ATi£reh5rif?e  des  Kßnigrri( Ii«  Sii^h^tn  gewesen: 
nach  der  Verehelichung  hatten  die  Streitteilti  .in  vcrst  hit  di»nen  Orten 
in  Dentscbland  ihren  Wohnsitz,  bis  der  Beklagte  188ti  die  Klägerin,  damals 
in  Bwlin,  TerlieB.  Er  sieb  nadi  sebiw  Beliauptang  von  dort  nach 
Konstaotinopel,  erwarb  die  Ottomanisohe  Staatsangehfirigkeit  vnd  trat  mim 
Islam  tber,  erteilte  seiner  Fraa  auf  Onmd  eines  die  Znllssigkeit  bejalienden 
Petwas  (Spruchs^  des  Scheieh  ill  Islam  (Oberricht4}rH)  den  Scheidebrief  '  26. 1 1 . 1886) 
und  Bchloü  auf  Grund  dieser  Elit  scht'idiin!,'  is1amitisrh«^n  Rechts  im  .Tahre  IHST 
eine  neue  Khe,  ebenfalls  islamiUschen  Rechts  mit  der  früheren  deutschen 

ZeitsohrUI  f.  latern.  Privat- Q.  OffmÜ.  BAoht.  TTT.  39 
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Reichsangebörigen  H.  B.  genannt  hejlah  B.  Seit  mehrercu  Jabreu  haben 
der  Beklagte  und  JS,  B.  gemeiinchaftMehen  Wohniitx  und  HMuhalt  in  MaB- 
chMi ;  dieselben  waten  schon  1887  nadi  Deutscliland  BorOckgekdiit. 

Auf  Grand  dieses  Tatbestandes  hat  die  in  DentscUand  xvrttekgebliebeDe 

Klägerin,  welche  inzwischen  auf  Grand  Aufnahmsorlrande  rom  15.  8.  1902  die 
•  preußische  Staati^angohöiipkeit  erwarb,  mit  Klage  vom  27.  9.  1900  von  dem 
Beklagten  (iic  Herstellung  der  häuslichen  Oemoinsrhaft  und  des  «»helirben 
Lcbeuä  gelurdert,  uit  der  Behauptung,  ihre  Ehe  bestehe  noch  fort.  Der  Be- 
klagte hat  sich  der  Klage  mit  der  Begründung  widersetzt,  durch  die  ubefl 
aufgeführten,  in  Konstantinopel  bestitigten  Eecbtsakte  sei  die  Ehe  der 
Klägerin,  deren  fomell  gittigen  Absdblnß  Beklagter  nicht  bestrute»  liagst  ia 
einer  auch  für  die  deutschen  Gerichte  binden ikn  Fem  gelöst ;  die  Klägerin 
sei  durch  ihre  Verheiratung  staatsangeliörigkt ithlos  nnd  ilurch  seine  Aufnahme 
in  den  ottoniani.sclien  Staatsverliantl  Türkin  irt  w(.nlen.  unterstehe  also  wenigstens 
hinsichtlich  der  Zeit  der  Sdieiduiig  öowuiil  iiaeh  Douiizilr^H'ht  d»»s  Ehemaniie» 
alti  nach  6taat^allgehurigkeit  dem  türkiiicheu  iiechte.  Dit;  Klägerin  bestritt 
sowohl  die  Ezistena  als  die  Oiltigkeit  der  behaupteten  islamitischen  Bechts- 
akte  als  auch,  daß  sie  durch  die  Heirat  staatsangdittrigkeitsloB  geworden. 

Im  Laufe  des  Ilerstcllungsproaesses  erhob  nun  die  Klägerin  Zwischen* 
klage  auf  Feststellung  des  früheren  Ehestandes.  Diese  Zwischenkhiire  i^>t 
angesichts  des  fr(  setzlirhen  Yerbindungsverbots  ölS,  033  CPÜ)  ans  formellai 
Gründen  recht^kraflig  abgewiesen  worden. 

Nunmehr  hat  die  Klägerin  mit  neuerlicher  Klage  vom  ii.  12. 
angestellt  10. 1. 1901,  beantragt  au  erkennen: 

I  Die  am  22,  6. 1863  an  Helgoland  geschlossene  kirehUche  Ehe  der 
Streittetle  ist  giltig  vnd  bestdit  aar  Zeit  nodb. 

II.  Der  Beklagte  hat  die  Kosten  des  Bechtsstrdts  an  tragen  Ixaw.  ss 
erstatten. 

Beklairterseits  ist  kustvnfiUlige  Klageabweisung  lK-an?r<fTt  worden. 

Zur  Begründung  haUeu  die  l'arleieu  die  eingangs  aufgelulirten  Tat- 
itökchen  und  SchloBfolgerongen  wiederholt. 

Im  einxelnen  wnrde  folgendes  lAher  ansgeftthrt  nnd  awar  amichst  seilott 
der  Klägerin: 

Es  wMile  bestritten,  daß  Beklagter  mals  in  Konstantinopel  cinea 
Wohnsitz  begründet  habe,  daü  er  zum  Islam  übergetreten  sei.  einen  Srht-ide- 
brief  erteilt,  eine  EnnHrbtignng  des  Srheirh  \\\  Islam  hieza  gehabt  und  eint 
rechtägiltige  Ehe  mit  //.  B.  eingt  gangen  habe. 

Jedenfalls  sei  ihr  ein  >>cht.idebrief  niemals  zugegangen  und  müsse  auch 
bestritten  werden,  daß  die  vorgelegten  Urkunden  in  türkischer  Sprache  echt 
seien  und  daß  die  auf  B.  Beff  lautenden  Ausweise  sich  auf  den  Kläger  be- 
xögen.  Beklagter  könne  sich  der  unbestritten  Christin  gebliebenen  Klägcfis 
gegenüber  auch  nicht  auf  das  unsittliche  Repudinm.  islamitischen  Rechts  be- 
rufen, möge  man  nnn  der  Beurteilung  des  Falles  dir  Art  17  und  30  des 
£G  z.  BGB  oder  die  vorher  geltenden  anerkannten  Öätze  des  intemationaka 
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Privatrechtes  und  damit  die  lex  fori  zu  ürunde  legen.  Klägerin  sei  übrigens 
nienMlB  staatenlos  geworden,  sondeni  habe  nadi  liehtiger  Aiulegung  des 
«iehatocheii  bdigraatagcBetaefl  dardi  Ilm  Heimt  mit  einem  staatlosen  Hanne 

ihre  Eigenschaft  als  Sächsin  beibehalten  bis  sie  durch  „Aufnahme"  (nicht  etwa 
Naturalisation)  Preußin  pewordt-n.  Alles  dies  müsse  zu  Ciunsfen  der  Kliltferin 
um  so  mehr  gelten,  als  das  t'an/e  Verfahren  des  Beklagten,  die  Richtigkeit 
und  Erweislichkeit  seiner  Beiiauptuugen  unterstellt,  sich  lediglich  als  fraudulos 
darstelle,  um  adnem  Verliiltnie  in  B,  B.  einen  Soliein  Ton  Legalität  sa  Yer- 
leihea.  Bdclagter  halie  sidi  nntor  dem  Voijgelien  einer  BrholBngBrelae  nadi 
dem  Süden  seinerzeit  von  Berlin  entfemt,  aldi  almr  alsbald  und  zwar  gemein- 
sam mit  H.  B.  nach  der  Türkei  begeben. 

Beklagtersoits  wurde  da</e<,'<  ii  folgendes  darjrelegt: 

Die  den  beklagtischeii  Ausführungen  zu  Grunde  i^eligten  Urkunden 
seien  ordnungsmäßig  tibersetzt  und  legalisiert,  also  voll  beweisend.  Daß  sie 
sicli  auf  den  Beklagten  besiehen,  sd  naeh  dem  amtlichen  QeachKftsgange  bei 
Attsstdlnng  eines  Passee  oder  StaatsangehtfrigkeitBanBweiaeB  von  Tomheretn 
klar;  Klägerin  könne  doch  wohl  nicht  behaupten,  daß  Beklagter  diese  Ans- 
w^'isp  ftwa  entwendet  hnl  <  Daß  Beklagter  \s  irklich  Türke  ]?f»wnrdpn,  erpohp 
sich  auch  daraus,  daü  hiewegeii  die  gemeinsamen  Söhne  der  »Streitteile  von 
der  deutseben  Militärpflicht  befreit  worden  seien.  Von  frauduloscm  Verhalten 
könne  nmsoweiügtr  die  Bede  sdn,  als  Klägerin  mit  den  Schritten  ihres 
Hannes  völlig  einverstanden  gewesoi  nnd  ...  in  einem  Briefe  ihres  damaligen 
Vertreters  Dr.  B.  vom  13.  4.  1S96  ansdrtteklich  erklären  habe  lassen, 
sie  wolle  aus  dem  Fortbe.stehen  ihrer  Ehe  selbstverständlich  keine  anderen 
als  finanzielle  Konsequenzen  ziehen. 

Klüger^eits  wurde  bestritten,  daß  dieser  Brief  dem  Willen  der  Klägerin 
entsprochen  habe;  es  sei  aaeh  bald  darauf  das  Mandat  gekündigt  wordra. 

Spesialvollmaciht  der  Klägerin  vor. 

Beklagterseits  sind  snm  Nachweise  der  beklagtisdien  Behanptnngen 

folgende  Originalurkunden  vorgelegt  worden: 

1.  Fetwa  des-  Scheich  ül  Islam  in  türkisrher  Sprache. 

2.  Scheidehrief  vom  20.  November  \Wö  itihkisch  und  französisch). 

3.  üeiratäbrief  d.  d.  30.  November  1302  t^uur  lürkischj. 

4.  Dentsche  Übersetiiing  des  Fetwa. 

5.  De^ileichen  des  Scheidebriefes. 
('   Desgleichen  des  Il-  iratsbriefes. 

7.  Empfehl  nr  sbrief  des  tOrkischen  auswärtigen  Ministeriums  vom 

16.  Juni  iSH7. 

6.  Konsularzertihkate  Uber  türkische  Staatsangehörigkeit  vom  lö.  De- 
lember  181)7,  25.  Jannar  1901,  S9.  Januar  1903  nnd  3.  Felmiar  1904. 

9.  Abschiift  einer  Oesandtnchaftsbestätignng  d.  d.  Bertin,  6.  Febnar  1908^ 
Auf  GerichtsbescbloB  sind  die  Akten  betr.  Naturalisation  beiw.  Anf» 
nähme  der  Klägerin  in  den  preußischen  Staats  verband,  zugleich  mit  den 
diesgerichtlichen  Akten  E.  305Ü/ÜÜ  AJA,  wegen  Herstellung  des  ehelichen 

39* 
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Lfbeiis  iH'igo.schafft  worden.  Der  Inhalt  dü  sf-r  Akten,  auf  welchen  hi»  r  aus- 
drücklich verwieiHiU  wird,  int  auch  zum  ücgcnstAud  der  Yerkaudlutig  im 
gegenwiitigesi  Pmefi  g^nacht  worde«,  tobiioiidaw  die  Gnteditai  tob  Dr. 
Bar  Ulli  Dr.  Ni§mey€r. 

Qrtnde: 

Die  Zuständigkeit  fUr  die  EhcfoststdIaqgakUge  ergibt  sich  ans  dm 
hiesigen  Wohnsitze  des  angeblichen  Ehemannes,  ohne  daß  die  Staatsanee- 
hörigkeit  hiebei  in  l^tracht  käme  ü^ij  18.  (VJ<>  CPÜ..  7.  B(iB  Die  pro- 
zessuale Zulässigkeit  der  Festüiellungsklage  grfindet  sieb  hinsichtlich  des 
Bhefortbestandes  auf  ein  rechtliches  Inteffeaae  der  Klägerin,  da  Beklagter 
zwar  nicht  die  Wlrkaamkeit  des  BtieatMoUttiies,  wohl  aber  die  Fortdaaer 
der  Ehe  beatreitet  {%  S66  CFO).  SaehUeh  oUiegt  unter  diewn  Umatiadea 
dem  Beklagten  die  Beweialast  daför,  daS  diese  Ehe  in  einer  ftir  deutsche 
Geriehtf  wirksamen  .Ar»  Auflösnnfj  pebraeht  w(irdi-ii  ist  Dieser  Btwiis 
ist  anu;isirht8  der  Vurschnften  des  Art.  iiO  EG  /..  li(ii)  imt  «j  328  CPO  und 
den  alteren  Kollisionsnoruien  auch  dann  nicht  erbrin^bar.  wenn  man  die 
tatsächlichen  Behauptungen  des  Beklagten  s&mtlich  al»  wahr  unterstellt.  Di« 
rechtliche  BenrteUimg  der  angeblich  an  96.  11.  1886  erfalgten  Sebeidwig 
bemiflt  sieh  ninichst  nach  de»  froheren  Rechte  (Jnriat.  Wocfa.-Schr.  1901 
8.  78) :  selbstverständlich  ist  auf  diese  Beurteilung  die  behauptete  weiten 
Ehi'  mit  H.  B.  einflußlos,  da  der  gleiche  8treit  aach  miSglich  wire,  wena 
Beklagter  sich  parnicht  mehr  verheiratet  hätte. 

Es  ist  also  zuuächijt  der  l'ruzeli  nach  denjenigen  Normen  zu  » iit.s(  hi  idr  it. 
die  bei  Durchfuhrung  des  Rechtsstreits  vor  dem  hiesigen  Gerichte  sofort  nach 
dem  26.  U.  1886  aa  Qnmde  an  legen  geweaen  wären;  Art  80  BG  i.  BQft 
muß  daneben  als  awingendea  Eeeht  inaoietn  aar  Anwmidnng  kommen,  ak 
nicht  achon  ans  dem  ilt«ren  Bedite  gleiche  GmadsiUe  zq  entoehmen  aind. 

Für  das  Prozeßgericht  gelten  vor  dem  1.  1.  190()  die  KoUisioikaBormeB 
des  bayrischen  Landrechts  (Th.  I  Kap.  U  ^  17)  und  subsidiär  de«;  {remeinen 
Rechts,  sowie  des  sogenannten  internatiunal-  n  Privatrecht?»  als  .1  uii st »  n rechts. 
Nimmt  man  zu  Gunsten  des  Beklagten  nun  auch  au,  daß  der  ^atz,  es  mü^^ 
der  Scheidongsrichter  stets  sein  Recht  anwenden  (rgl.  S.  o.  B.  XIII,  25,  5<>lj 
riditiger  dahin  formniiert  wird,  daß  daa  Domiailredit  dea  Bbematiaea  ta 
Qmnde  an  l^n  war  (vgL  Böhm,  Rechtaaormen  S.  44),  was  ja  snmtiil 
aber  nicht  immer,  identisch  sein  wird,  nnd  anerkennt  man  za  Quuüten  des 
Reklagten  weiter,  daß  Scheidung  und  Kt  .st.stellinitt  der  Scheidung  ver«!ehiedenc 
Begriffe  sind,  —  so  galt  doch  auch  schon  nach  den  früheren  Kollisurnsnormen 
der  Grundsatz  {Böhm  S.  9i,  daß  ausländische  Rechtssätze  und  Kechtsak-te 
nicht  anerkannt  werden  dürfen,  wenn  sie  wider  einheimische  Grundnormea 
des  59eatlichen  Bechtt  oder  der  Sittlichkeit  Tentoilen  (vgl.  LR  Th.  IV  Kap.  I 
§  16:  .wider  Natur,  Ehrbarkeit,  Geaeta  und  Ordnvng*).  Ala  Haaptbeiapid 
wurde  stets  die  Vielweiberei  und  die  Sklaverei  genannt.  Dem  gegenwärtigen 
Falle  noch  näher  steht  aber  die  altrerhtliche  Behandlung  des  Judenrecht« 
hinsichtlich  der  ticheidang.  Bekanntlich  gestattete  das  orq^rttnglich  mosaische 
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Oesetz  (vgl.  RG  i  Jur.  W.  1904  S.  221)  dem  Manno  bcliphig  die  Scheidmiix 
darch  einseitige  Willeiiäerklärung  tScbeidebrief),  geradeso  wie  jetzt  noch  uii- 
bevlritten  4er  Islam.  Eis  bestand  nun  aber  bei  ErSrternng  der  Anwendbarkeit 
4«  mosaischen  Reofato  vor  dem  1. 1. 1900  in  DontacliUuid  nirgends  ein  Zweiiel. 
dnfi  diese  Art  d«r  Sebeidang  vor  staatUchen  Gerichten  nlemalt  «aerkaoBt 
werden  kannte,  weil  sie  den  Orundlagen  der  Ehe  xawiderlaufc  (vgl.  Bl.  f. 
R.-A.  XLII  H»;  tatsärhlifh  wurde  auch  nnr  tHt- Scheidung  aus  beiderseitißfer 
Übe  icuikunU  zuucla.ssfii,  die  ja  solhst  nach  mt-hreren  auf  christlicher  Ha.sis 
ruheudeu  Eheiechteu  iiiuglich  war,  wenn  üie  auch  Jetxt  (  vgl.  Mot.  BGB  IV  669) 
all  im  Sinne  des  BGB  wider  die  guten  Sitten  veretofiend  nt  erachtMi  ist. 
Die  Anwendung  anf  den  gegenwKrtigeB  Fall  ergibt  eich  von  edbat  Anch 
wenn  das  ganse  bcklagtische  Vorbringen  richtig  ist,  so  streiten  hier  ein 
islamitischer  OsmaTie  und  eine  christliche  Osrnanin  vor  einem  deutsehen  Ge- 
richte darüber,  ob  im  liebiete  des  Deutschen  Reielis  die  Christin  sieh  trcfaüen 
lassen  muü,  liaU  ihre  ursprünglich  vor  dem  lutherischen  i'aütur  mit  dem 
abMüdlindinslieB  monogamiachen  der  dielioben  WUlkQiecheidung  entrflckten 
Inhatte  geechloaaene  Ehe  durch  den  eineeitigen  Übertritt  dee  Ifonnee  mm 
Islam  derart  in  ihrem  Rcchtsinhalte  verändert  werden  IcSnnte,  daß  die  Ftan 
dadurch  nunmehr  der  WillkUrscheidung  des  Ehemannes  und  dessen  Recht  zur 
Viil-n-eiberei  prets£re£reben  ist.  Da.s  i.st  auf  das  entschiedenste  abzulehnen. 
Freilich  andtrt  sich  der  Veitragsinhalt  der  Ehe  nach  der  perbönlichen  Seite 
im  Gegensatz  zu  anderen  Verträgen  innerhalb  gewisser  Grenzen  dann,  wenn 
der  Ehemann  den  Wohnsits.  oder  die  Staataangebttrigiait  lad^,  woran  ihn 
Ja  die  Frau  nidit  lündem  kann.  Aber  die  Ehegmndlagen  der  abendlindiacben 
Knltor,  insbesondere  das  Verbot  der  Doppelehe  und  der  Ausschluß  einseitiger 
willkürlicher  iScheidung.  können  nicht  dadurch  dem  andern  Gatten  verloren 
gehen,  daß  der  eine  Gatte  den  Wohnsitz,  den  Glauben  und  die  ^taatüange- 
•  horigki'ii  wechselt.  Zwar  kann  weder  die  zurückgebliebene  Ebefraa  noch 
das  dentsdie  Geriebt  ihn  oder  die  esnanische  Belillrde  iron  uwiderlanfenden 
BecbtdMndlmigen  abhalten;  wohl  aber  bat  das  dentsehe  Gericht  solchenfalls 
die  Pflicht,  sieb  lllr  das  Gebiet  des  Deutschen  Reichs  jeder  Mit- 
wirkung und  .Anerkennung  solcher  Rechtsakte  zu  entsehla^en.  Daraus  niügen 
fdr  den  Eln  niatin  Srliu  i»  ritTkritcn  entstehen,  aber  doch  nur  m  lantre.  als  er 
sich  un  üt'biete  den  Deutschen  Keichü  auibäll  und  damit  selbst  einen  deutschen 
Ebcgerichtsstand  ohne  Rücksicht  anf  Staatsangehörigkeit  beider  Gatten  g^en 
sich  schafft. 

Er  bat  aber  Iceinen  Anspruch  darani,  daB  außerhalb  des  oemaniicben 

Reichs  die  türkischen  Recbtssatzungen,  denen  er  sich  freiwillig  unterworfen 
hat,  gegen  die  Grnndla<irn  abendliindisrher  Kultur  und  Sitte  anerkannt  ',^  "rden 
Es  möchte  vielleicht  anders  zu  erkennen  sein,  w-  nn  lediglich  ein  islamitisches 
Ehepaar  vur  deutschen  Gerichten  festgestellt  haben  wollte,  ob  die  islamitische 
S^eidang  legal  stattgefunden  hat;  solchenfalls  hlltte  die  Ehe  Ton  vomberein 
nidit  den  der  abendlftndisehen  Knltvr  (elnschlieBlich  der  israelitischen)  dgen- 
tlimlichen  Beditsinbalt  gehabt  nnd  wire  dne  »Bbesaehe*  im  engeren  Sinne 
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garnicbt  vurgeiegen.  Anders  wiederaii^  wenn  ein  Moslim  gegen  seine  nüt- 
gelirachteii  iilftuitiaeheD  Franen  «af  Hentellung  der  ehdidwn  Offiafiimnhafi 
kUgen  wollte»  iriAtend  t.  B.  der  LegitimiUkteklage  des  Kindes  einer  Neben- 

fnXL  nichts  entgegenstünde,  wohl  bemerkt  mit  dem  islaillitigchen,  nicht  mit 
dem  deutschen  Rechtsinhalto  nrui  vorbehaltlich  der  Ablehnung  des  Vollzug», 
soweit  dieses  Recht  mit  den  dcatschen  ^Sitten  und  üeeetsen  onTereinbar  sind 
\^vgl.  Planck  zu  Art.  iW  EBG). 

Daß  CS  sich  bei  dem  hier  fragUehen  Scheiciebrief  in  der  T»t  am  einen 
«ineeitlgett  WillkHmkt  des  Mnnnea  lUMh  ialamititdiein  Rechte  handelte,  be> 
streitet  Beklagter  selbst  nicht.  Der  Fetwa  des  Scheich  III  Islam  enthUt 
Frage  und  Antwort :  gefragt  wird,  ob  ein  ursprflnglich  anter  fremden  Schatz 
befindlicher,  nacht räglich  zum  Islam  übergetretener  Mann  von  seiner  aus- 
ländischen, im  Ausland  zurfickgeblit^bonen  Ehefrau  sich  scheiden  lassen  könne: 
der  Scheich  antwortet:  .Ja,  er  kann  sich  scheiden  lassen."  Gemeint  ist 
offenbar  die  islaraitiBdie  Willkttrschfliditng.  Das  nimlielie  eq;ibt  sich  ans 
dem  fransOsischen  Originaltext  des  Sohridebriefes,  der,  nebenbei  bemerkt,  mit 
der  amtlichen  Übersetzung  des  türkischen  Textes  in  einem  sehr  wesentlichen 
Punkte  nicht  tlhoreinsriinnit.    In  rrstereni  Text  heißt  es  wörtlich: 

..Laquellc  (niunlich  die  Frau  est  resfre  a  Berlin  plus  de  .'i  mois  et 
10  jours,  agissant  conlre  ma  volonte  et  mes  iuterets."  „Donc  je  d^clare, 
que  num  mariage  atee  tatUte  mU  ei  fe  la  rend  ta  liberti^ 

Die  Übersetanng  des  tttrkisdien  Textes  aber  lavtet  in  diesem  Punkte : 

,So  habe  aacb  ich  meiner  QatÜn  T.  die  sich  in  Berlin  befindet,  die 
Scheidung  erkl&rt  and  dieselbe  entlassen.  Indem  nun  bis  jetzt  3  Monate 
10  Tage,  der  gesetzliche  Zeitraum  bis  znr  W  iederverheiratunfr,  verstrichen. 
80  ist  die  Erwähnte  frei  und  kann  sich  mit  Jedermann,  mit  dem  sie  wünscht, 
verheiraten." 

Als  Datum  des  Scheidebriels  ftthrt  der  fransOsische  Text  den  26. 11. 1886« 
anf,  die  Übersetsnng  des  tflrldsehen  Textes  den  14. 11. 1808. 

Auffälligerweise  kehrt  letsteres  Datnm  auf  dem  Ehemtrsg  des  Beklagten 

mit  der  B.  wieder. 

Ks  wird  also  in  dem  französischen  Texte  des  Scheidungshriefes  eine  .\rt 
Motivierung  der  in  demselben  erklärten  Scheidung  mit  der  Abwetienheit  der 
Ftan  in  Berlin  niid  Znwidohandlung  gegen  daa  Willen  und  die  Intaresssn 
de«  Mannes  g^ben,  wihrend  der  tflrkisohe  Text  die  Sache  so  darstellt,  als  . 
ob  schon  8  Monate  10  Tage  vor  der  Abfassung  der  Urkunde  die  Entlassnng 
und  Erkliiriiiiir  der  heidung  gegenüber  der  Frau  stattgefunden  hätte  und 
jetzt  nach  Fristablauf  in  der  Urkunde  nar  noch  deklariert  wird,  daß  dieFran 
Irei  sei  und  wieder  heiraten  könne. 

Auf  diesen  oßenbaren  Widerspruch  mag  hier  angesichts  der  rechtlich 
für  dentscbcs  Gtebiet  übrigens  unbehdllichen  Behauptung  hingewiesen  ida, 
daO  die  KlSgerln  eigentlich  in  die  Scheidung  eingewilligt  habe;  das  gerade 
Gegenteil  besagt  der  französische  Urtext  des  Sollddebriefes,  von  dem  übrigens 
nirgends  ersichtlich  ist,  wie  er  der  Prao  sng^gang^n  9fAn.  soll'  und  wie  etwa 
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der  Frau  im  Verfahren  ein  rechtüchos  Gehör  erestattet  war.  Bs  ergibt  sich 
übrigens  ans  zahlrrichpn  Sti^llen  der  beklagtischen  SchriftsÄtze,  daS  der  Be- 
Irlai^te  selbst  ein«'  förmliche  EiriwiUignng  der  Frau  in  die  Srheidunij  nicht 
behaupten  kann  und  will,  so  z.  B.  wenn  es  heißt,  die  Klägerin  habe  sich 
«piter  mit  dev  Sachlage  «anagvittlmt*  g^^bt  «nd  dergl.  Ea  «ftre  «ndi  niclit 
•btiiaelieii  g«wcien»  wom  dar  Bekli^  ICmUih  hfttte  wafden  mOai^o^  um  die 
Ebeadwidting  MbcIxanUiTeii,  d*  diet  tm  EinTentiDdate  der  Gatten  audi  nach 
dentaehen  FkrtHralamditen  direkt  oder  Indirekt  mdglieh  gewesen  wiie. 

Nach  dem  Voraufgeführten  bedarf  es  keiner  Erörterung  darüber  mehr^ 
ob  die  Kliigerin  überhaupt  jemals  die  rleiifsrhe  Staatsangehörigkeit  verloren 
hatte.  Ist  sie  fortwährend  Deutsche  gewesen,  su  ist  sie  schon  narb  den 
altrechtlichen  KoUisiunsnonnen  nur  umsomehr  ^c^f^n  die  versnobte  Änderung 
der  Grandlagen  ihrer  abendländischen  Ehe  zu  schützen,  als  dieser  Schutz 
jeder  anderen  anfi^entsoben  Staatsangehörigen  in  gewftluen  wftre,  bei  der 
die  Monogamie  Grundlage  ihrer  Ehe  bildet. 

DaB  ToOend«  bei  etwaiger  Anwendung  des  Art.  17  EG  s.  BGB  mit 
Art.  30  a.  a.  0.  nnd  $  388  GFO  die  Scheidung  dnteh  türkischen  Scheidebrief 
gegenflbar  einer  Deutschen  nicht  nnerkannt  werdra  könnte,  ist  klar.  Nur 

mag  noch  vorsorglich  darauf  hingewiesen  sein,  dafi  es  nicht  die  Form  der 
Entjicheidung  über  das  Ehescheidungsbegehren  ist,  welche  die  Anerkennung 
ansschließt.  sondern  lediglich  die  Rechtsgrundlage  dieser  Scheidung.  Würde 
diese  Rechtsgrundlage  den  abendländischen  ÜiüMi  und  Ehetiindamenten  ent- 
sprechen, so  käme  für  das  deutsche  Gericht  nichts  darauf  an,  ob  die  Scheidung 
in  der  Tflrkei  nieht  etwa  durch  Gerichtsurteili  sondern  durch  eine  andere 
allmifalls  anch  eine  geistliche  BdMrde  ansgeqprochen  wird,  da  Ja  Bechtmormoi 
und  Religionsnormen  nu^  h  dem  Islam  bekanntlich  idratisob  sind,  wie  ja  auch 
der  Koran  lugleioh  Beligions-  und  Gesetsbuch  ist. 

Wddie  reehtUdw  KtiSMinensen  diese  Nichtanerkennung  des  Scheidebriefs 
im  Dentacben  Rricbe  fflr  die  tflrkisohe  Ehe  mit  H.  B.  innwhalb  der  deutschen 
Grenzen  hat,  ist  hier  nicht  zu  prüfen,  da  die  Eliefe.ststollung  auch  dann  not- 
wendig werden  kann,  wenn  eine  Wiederverheiriitung  nicht  erfolgt  wäre.  Nur 
darauf  mag  noch  hingewiesen  werden,  daß  die  Anerkennung  des  Scheidebriefes 
durchaus  nicht  etwa  im  wohlverstandenen  Interesse  des  verlassenen  ohiistulben 
Bbeteils  gelegen  ist  Ob  und  wie  die  Terlassene  Gattin  solchenfalls  in  der 
Lage  ist»  ihr  Becht  auf  Ehescheidung  etwa  gerade  mit  Rttdcsieht  auf  Glaubens- 
wediid  und  Doppelehe  zur  Geltung  zu  bringen,  hat  keinen  notwendigen 
Zusammenhang  mit  der  Frage,  ob  ein  Rechtssatz  geeignet  ist,  Grundlage 
eines  deutschen  Urteils  zu  sein.  Da«  ergibt  sich  klar  ans  t$  328  Abs,  2  CPO. 
wonach  eine  ausländische  Scheidung  wieder  die  guten  Sitten  oder  den  Zweck 
deutscher  Gesetze  auch  dann  von  den  deutschen  Gerichten  nicht  anerkannt 
werden  darf,  wenn  für  die  Scheidung  selbat  ein  deutscher  Getiehtsstaud  gar- 
Bieht  exiati^  Ea  würde  anch  keinen  gedgneten  Weg  nur  Wahrung  der 
defranlndieB  Sdimdnngsiechte  ans  Yersobulden  des  Hannes  darstellen,  wenn 
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werden  würde. 

Demnach  war  ohne  Weiteres  auf  das  Beweisangebot  der  Fortbestand 
der  Ehe  festziist«  lim.  du  deren  Lösung  nicht  feststellbar  ist  Einer  Fest- 
stellung dtr  (iiltigktit  des  Eheabsrhlusscs  im  Frteilssatze  bedarf  es  nicht 
mehr,  (ia  der  Belilügt^'  diese  Uiltiglceit  nicht  l>eälreitet.  Nor  vorsorglich  mag 
bemerkt  werden,  daü  inhaltlich  der  für  das  erkennende  Gericht  maßgebenden 
ftlteren  Kollisionanoiiiieii  für  den  EbMlMchloß  der  8ats  «Zoctw  r§git  adum" 
galt  (Böhm,  StatntenkollisioD  8.  39),  demgemlfl  kein  Bedenken  den 
formal  giltigen  AbschluB  der  streitigen  Helgoliniter  Ehe  besteht.  Dum 
Stimmt  das  Schreiben  des  Helgol&nder  Landiate  Tem  6. 5. 1896  flberein. 
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Aufl.  Leipzi)^  und  (Berlin  (Duncker  d-  Ilumbtot,  J.  OtUient€tg)  1903. 
1.  B(l,  1114  8.,  2.  Bd.  Lieferung  1-23  H4M  S. 

Diese  beidt  ii  Werk-',  iiuüerlich  in  \\  rtrln  w n  l)  mit  i  injuider  stehend, 
sind  in  Wahrheit  ihren  Zwecken  und  ihrer  Aului;«  nach  so  verschieden,  dali 
sachlich  keine  Konknrrenz  vorliegt,  vielmehr  jedes  der  bdden  Unter- 
nehmungen in  gleich  berechtigter  Weise  einem  besonderen  Bedflrfois  entspricht. 
Birkmeyera  Ensyktoplidie  ist  für  juristische  Anfänger  und  Laien  bestimmt, 
Köhlern  Neubearbeitung  des  Holt zen darf f*9i^vn  Werkes  entspricht  dem 
vertif*fT(n  Bedürfnis  'l's  iibor  die  Elemente  seiner  Wissenschaft  hinausge- 
wiirhsenen  Juristen  iku  h  zuverlasML'i  r  <  h  i» niiming  auf  ihm  wniii:«  r  tfclänlif^en 
Gebieten.  An  beiden  Werken  sind  Juristen  iM-teiligt.  deren  Namen  die  (iüte  der 
Leistung  verbürgt. 

Von  dem  besonderen  Standpunkt  dieser  Zeitschrift  ans  Ist  sn  bemerken, 
daß  bei  Sirfcnteyer  das  internationale  Privatrecht  als  eigene  Dissiplin 
nicht  vorkommt,  sondern  nur  gelegentlich  (S.  377 — 78,  7H8— ^*r»l '  sj^estreift 
wird,  wäbvi'iul  di.'  Dm •itdlimg  des  I  P  R..  welche  L.  r  Bar  in  dir  llolfzen- 
dorff-Aohler  tiüun  Enzyklnpiidir  gibt,  besondere  llrr\ urln  iiiiiit,'  verdient 
Das  Völkerrecht,  welches  iu  dem  letztbezeichneten  Werk  noch  nicht 
erschienen  ist,  sondern  anscheinend  dessen  (.noch  ausstehenden)  SchluÜ  bilden 
wird,  bat  bei  Birkmeyer  eine  giftnsende  Behandlang  durch  F.  o.  LiftMf  er- 
fahren. Besonderes  Interesse  seitens  der  Leser  dieser  Zeitschrift  beanspmcben 
die  bei  K  II  fit  er  gegebenen  Abrisse  des  englischen,  romanischen, 
russischen  Privatiecbts  ("von  Heffmann,  Crome^  von  Veh). 

Niemeyer. 
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Internationales  Recht. 
Moili,  F.    Dd8  iiiU'rimtioiiule  Civilpruzeürecht  au{  Grund  der  Theorie,  Ge- 
setBgebnng  nnd  Praxis.  Zttiich  (Or^tt  FüßU)  I.  n.  II.  Teil  VHI,  YI  n. 
436  8.  1904.  —  Hk.  12,20.  — >) 

Dem  wachsrndrn  Interesse  an  den  Beziehungen  des  dvilfmielfedlls 
zum  internationulcn  H»  <  lit  kuiiuat  das  vorliegende  Werk  entgegen,  indem  es 
mit  thcorotisfiTiii  Ausfiihruii^'tii  eiiu-  Materialsammlang  verbindet,  welche 
finen  Überblick  Uber  den  Stand  der  Meinungen,  der  Gesetze  und  internationalen 
Vertiftge  vermittdt,  bei  Gelegenheit  aiidi  einen  Bisblick  in  die  Prüm  bietet 
Das  Werk  ist  aaf  drei  Teile  beiecbnet,  von  welchen  der  1.  Teil  die  BinleitoiiK 
und  die  all^'f'ineinen  Lebren,  der  2.  Teil  die  Gerichtsbarkeit,  sowie  die  Ab- 
sclinitte  »Iis  Hrkcuntiiisverfahrens  bis  zum  rrtt-il  behaiidrlt.  tler  noch  aus- 
stehende .5  Teil  aber  die  Lehre  vom  f'rt<  il  und  von  der  Vollstreckung  dar- 
stellen Süll.  Im  Gesamtcfaarakter  deü  Werkes  überwiegt  zwar  die  Material- 
sammlang  ;  doch  ist  das  Material  nirgends  blos  als  RobatoS  mitgeteilt,  sondcro 
durch  syelemflllsche  Gliedemng  nnd  Darlegmig  des  geadiicbtlicben  sowie  des 
eadilichen  Znsammenhanga  einer  das  Stndimn  erleiditemdoi  Bearbeitong 
unterworfen  worden.  Die  rein  theoretischen  Bemerkungen  dienen  dabei  teils 
als  Einleitung,  teils  dem  Zwecke  der  Zusammenfassung  der  Ergebnisde. 

Eine  Lücke  läßt  das  Buch  hinsichtlich  dr-r  Parteifähigkeit,  deren  l>e- 
handlang  im  allgemeinen  Teil  neben  der  TrozeUfähigkeit  erwartet  werden 
durfte;  der  §  14  erOrtert  unter  dem  Titel:  Die  allgemeine  internationale 
Stellung  der  Ansiinder  vor  Gericht  nur  die  Frage,  ob  ttberhanpt  AusUnder 
vor  den  Gciichtcii  eines  andern  als  ihres  Heimatsstaates  klagen  and  beklagt 
werden  kßnnen.  AI«  rdiiiüs  wird  dieser  Punkt  auch  sonst  in  d^r  Literatur 
nur  kurz  behandelt  udiT  nur  mit  Kiicksipht  auf  ausländische  juristische  Per- 
sonen erörtert;^;  aber  gerade  diese  besondere  Frage  ist  in  der  Praxis  wichtig 
genug,  um  Berttcksichtigung  fordern  zn  dürfen. 

Der  Inhalt  des  Haager  Abkommens  sor  Regelung  des  Oeltnngsbereichs 
(it  r  Gesotxe  and  der  (lerichtsbarkeit  auf  dem  Gebiete  der  Ehescheidung  und 
der  Trennung  von  Tisch  und  B(  ft  vom  12.  6.  15)02  (Reichsgesetzblatt  VX\i 
S.  231  ff.)  ist  leider  nicht  erwähnt,  während  der  Verf  sonst  den  Gerichts- 
ständen eine  besonders  ausführliche  Darstellung  widmet.  Der  S.  2.12  mit- 
geteilte Inhalt  des  Entwurfs  vom  Jahre  1900  entspricbt  nicht  dem  jeul 
pablisiorten  Inhalte  des  Abkommens  Tom  Jahre  1902. 

Besonderes  bteresse  darf  die  Darstellung  des  Verf.  Aber  intemationala 
Einheitsbestrebungen  im  Gebiete  des  Civilprozesses.  hinsichtlich  der  Beweis- 
führung aber  fremdes  Recht,  Uber  internationale  Schiedsgerichte  und  inter- 

Bs  sei  hier  avch  nochmals  auf  das  Ztsch.  XII  177,  636  anseaeigte 

/weibändige  Werk:  Meili,  „Das  internationale  CiTlt-  und  HandMsre^t' 
Zürich  liR)2  {Oiell  FUßli)  hingewiesen.  —  Red. 

2)  Vgl.  «.  Bar,  Theorie  nnd  Praxis  des  internationalen  Piivatreebts 

P.d  2  S.  m\.  H87:  Walker.  G  .  Die  rechtliche  Stellunt,^  ausl&ndischer 
juristischer  Personen  (Allgem.  ösierteich.  Geiichtsseitung  1897). 
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nationnle  Schiedsfjerichtshofc  nWr  <Ho  Einrede  der  Litispendenz  Ixi^ntiprucheu. 
Überall,  wo  der  Verf.  den  Leser  in  eiu  (iebkt  einführt,  gibt  er  eine  Fülle 
mteressanter  Aufüchlüaäe  über  die  Eotwickelong  des  iuternaüonalen  Trozei;- 
rebhti  und  Qber  den  Stuid  der  QaeUen  im  «iiweliies.  Daa  Werk  kann  daher 
uamuM  der  Theorie  äli  Augingqiuiikt  und  Anregug  fflr  weitere  ForsdnuiK 
wie  aoch  der  Ffaitie  gute  Dienate  leUten.  KUinfelier, 

Miili,  F.  Die  Bechteifcelinng  der  Ifiederlftndiacb-sfldafrikaidiQlien  BiBen- 
bahn  gesell  Schaft  in  Amsterdam  sowie  ihrer  Aktionäre  und  Obligationäre 
gegenüber  Großbritannien  ah  H*-rhtsnaeli!olger  der  sQdafrikaniecben  Repo- 
bUk.    Ein  Rechtsgntachten.    Zürich  fürelf  Filßli)  1903. 

Unter  deu  anläßlich  des  Burenkrieges  gegen  die  englische  Regierung 
geltend  gemachten  Reklamationen  nehmen  die  in  dem  vorliegenden  Gutachten 
behandelten  Anq»rache  der  Akkionire  der  in  AmBterdam  domizilierten 
^Zmid-Afriktumaekt  Spoorweg^MaaUeht^i^"  (ahgekOnt:  „Zium.")  ein 
besonderes  Interesse  in  Anspruch  wegen  der  Zahl  nnd  Bedeotung  der  dabei 
zur  Sprache  kommenden  internationalrechtlirlien  Fraf^en.  Nachdem  im  Sep- 
tember ISiUJ  Lurd  Roberts  die  Annexinn  der  .siidafrikaniHchen  Republik 
proklamiert  hatte.  fol{jt<>  die  Bjschlagnahm'  der  von  Loren^-o  Marqiu'-s  nach 
Transvaal  führenden  Eiüeubahnlinie^)  der  genannten  (resellschaft.  Die  aus 
dieaer  Beaehlagnahme  hergeleiteten  Fordemagan  der  Aktionire,  welche  ins- 
besondere  darauf  gegrOndet  wurden,  dafi  England  Recbtsaaohfolgerin  von 
TiaaaTaal  geworden  und  damit  in  die  von  Transvaal  seiner  Zeit  abernommene 
Konzessions-  und  Oarantiepflicht  eingetreten  sei,  wurden  englischerscit«  unter 
I^engnung  jener  Rechtsnachfolge,  insbesondere  aber  ferner  mit  der  Begründung 
bestritten,  jene  Pflichten  seien  dnrrh  dif»  dnrrh  dip  Bahn  begangenen  iVi  n- 
tralit&tsverletzungen  aufgehoben.  -  Met  Ii  gelangt  in  seinem  scharfsinnigen 
und  liaeh  den  verschiedensten  Seiten  lehrreichen  Qutachten  nir  Blähung  der 
Forderungen,  denen  ttbiigens  die  engtiselie  Regierung  alsbald  durch  AUIndungs- 
angebole  entgegengekommen  ist  Niemeyer, 

Letke  (F.)  und  Laewenleld  (W.)  Die  Rechtsverfolgung  im  internatio- 
nalen Rechtsverleehr.  Berlin  (C,  Seifmann)  1904,  4  Bd.:  .Das  Bherecht 
der  enropäischen  Staaten  und  ihrer  Kolonim".   Bearbeitet  von  J.  Hahn. 

XVI  u.  1078  S.    -  Mk.  27.  — 

Der  vorlie^'ende  nmfanjrreiche  Band  bildet  sozusagen  einen  Exkurs  im 
Verhältnis  zu  dem  bisher  l)ef(d^ften  IMan  des  in  dieser  Zeitschrift  wiederholt 
(II  103  V  426  Vli  Ö40  Xi  644;  besproclienen  höchst  verdienstlichen  Unter- 
nehmens. Der  BmmI  entfa&lt  eine  in  sich  ahgesdilossene  Darstellung  des 
Bhereebtea,  nnd  iwar  gesondnt  fttr  die  verschiedenen  Gebiete,  dasn 
die  Haager  Konventionen  von  VälOi  mit  Einleitong  and  ErUtaiterBttgsn  und 
endlich  eine  tabellarische  Übersicfat  Aber  das  in  Europa  nnd  den  Kolonien 

')  Vgl.  auch  Malliirm»-  „E/ude  la  cimditiun  juridique  des 
chemins  de  fer  pritis  enäafrieaine  depnia  Fannexian  dn  Tremstaal, 
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gtflU'ude  Kecht  der  EbeschlieÜang,  Ehescheidnng  und  Trennung  und  über  d.i> 
eheliche  Güterrecht.  Die  einzelnen  Rechtsgebiete  sind  von  verschiedeiien 
Verliuaeni  Iwfaaiidelt.  Aintvgeiriclitafat  J.  Hahn  in  Berlin  hnt  Devtaddaa«. 
Öatemieli,  Ungnrn,  die  Solnreis,  snni  Teil  Bnftludf  eddlidi  die  Haager  Ken- 

ventionen  bearheit«  f.  aiilitrilfm  einen  Teil  der  Manuskripte  übersetzt  und  die 
sämtlichen  Einzf  iträu'*-  •  inlieitlich  umgearbeitet  und  ergänzt.  L.  Beaurhet. 
der  durch  seine  K«  tintiiis  der  deutschen  Rechtäliteratur  ausgezeichnete  fr&n- 
züäiscbe  Rechtslehrer  ^i«iaac>  >  iiut  Frankreich,  Belgien,  Monaco,  Spanien  fiber- 
Dommen  und  in  herromgender  Weiae  bdiandelt  Von  iieaondcKr  Badeatiug 
ist  ferner  die  Daratellnng  des  mtadaalien  Reolitea,  in  wnlciie  eich  mit  Mahn 
der  kundige  J.  Engelmann,  die  Rechtsanwälte  Dr.  r.9eM«  ^Riga)  nnd 
pu.sni'/  W  arsthau),  die  finländischen  Juristen  Profosftor  Dr.  Chydeniux 
und  liatsberr  Keimöl« /'^«r  tUelsingfors)  geteilt  haben.  Besonders  lehrreich 
und  wichtig  ist  auch  die  Darstelloog  des  türkischen  Rechte»  von  dem  Advo- 
katen Salem  (Saleniki).  —  Scliireden,  Norwegen,  Dftnenark  sind  wva  -den 
Uniferdtftta^feMoren  Winroth  (Upsala),  Dr.  Münch' Petersen  (Kopm- 
hagen),  Dr.  Flaiou  (Kristiania),  die  Bechtsgebiete  England,  Italien,  Pm- 
tugal  und  Laxemburg  von  den  Advokaten  Goldberg  (London).  Baisini 
risnv  Alrt's  de  Sd  iLissaboni.  Dr.  A.  Schmidt  und  I>r  Sim.  Hetthncr 
1  Lu.xt  iiiliiir^i  bearbeitet.  —  Das  Eherecht  der  Niederlande  ist  von  dem  dfui- 
schin  Vize-Kunbul  Dr.  Goes  dargestellt.  Die  Staaten  der  BalkanhalbinBcl 
werden  dnrcb  bewilirte  ortskundige  Praktiker  nnd  Odebrte  (FtaisehUn 
für  Rnmftnien,  Diokovniotis  für  Griechenland,  Schi*ckmanofo  für 
Bulgarien,  Georger itch  für  Serbien,  dotanotic  für  Montenegro)  rer- 
treten.  —  Einztlne  'lVilirphii't4»  sind  von  Senat.Hjträ.sident  Shek  Bosnien 
u  Hrrci'trovina  .  Dr  Luri  ic  (Kroatien  u.  Slavonieu),  Geriohtsasscssor  Dr. 
Friedeberg  ^^eriglischi'  Kolonien)  behandelt. 

Am  Schlttfi  der  Darstellung  jedes  einseinen  Redilflgebietc«  sind  die  in 
diesem  geltenden  eherechtlicbäi  KollisitMisgrandBtttse  mitgoteilt.  Dien  ist  ein 
besonders  verdienst lichea  Beginnen  Wt  nu  dasselbe  nnr  in  ungleichem  IbBe 
gi'lnngen  ist.  wie  ja  der  Wert  d<  i  einzelnen  Beiträge  überhaupt  selbstver- 
siiindlirh  vrrsrhifnicn  ist.  so  <  rkl;irt  sich  dies  teihvfise  aus  der  verbreiteten  — 
begreifliche«  (»twuhnhtü.  dit  Urenze  zwischen  dem  positiven  Kollisions- 
redit  des  einzelnen  Gebietes  und  dem  subsidiären  allgemeinen  (besser:  ..ge- 
meinen') internationalen  Privatrecbt  sn  verwisoben.  Solche  positive  Dar- 
stellungen, wie  sie  in  dem  vorlieKenden  Werk  ontenommen  sind,  nötigen 
dazu,  die  (jrenzlinien  schärfer  xtt  liehen  nnd  damit  wird  der  „positiven  Inter* 
ii  iti'inalisit  rniiir''  des  T  l'R.  m  E  hosser  vorgearlieitet.  als  durch  die  Votrel- 
8ti  uiüiudiTik,  vvtlche  die  Verschiedenheit  der  Kollisionsgrundsätze  der  einzelnen 
Rechtsgebiete  verleugnet. 

Kleinigkeiten,  welche  das  Oanne  nicht  berühren,  deren  Erwfihnung  aber 
dem  Unterzeichneten  als  N&chstbeteiltgton  gestottet  sein  m&ge,  sind,  da6 
nicht  die  im  Jahre  liK)l  von  ihm  publizierte  eingehendere  Darstellung  des 
I.  P.  R.  im  BQB,  sondern  nur  ein  im  Jahre  11^  vert»8enUichtor  Vortrag  aber 
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den  Eutwuri  (s.  S.  ö)  benutzt  und  angeführt  ist,  sowie  d&Ü  diese  Zeitschrift 
(S.  ö,  ebenao  aneh  noch  8. 976)  IftlfcUidi  noch  ftls  ZtwL  i  intern.  PriTftt- 
«.  Straf  recht  sitiert  wird.  —  Zn  S.  47  ist  der  PtenarlNiolilafi  de»  Bdoha- 
getiehtee  vom  12. 10. 180B  (Ztach.  xm  574)  nMdttvtngen,  m  &  48  das  in 
dieser  Ztach.  XIY  685  mitgeteilte  Urteil  and  Zitelmann.  I.P.R  m.  I  36311. 

Deatsche  Gerichte  Anwälte.  Konsulats-  und  Yerwaltunfisbehürden  kommen 
Iwsonders  seit  dem  Inkrafttreten  dt-s  BdB  so  oft  in  die  Lasrc,  ausländisches 
Eherecbt  feststellen  zu  müssen,  daü  jedweder  Versuch,  hier  iiiilfe  zu  schaffen, 
auf  allgemeinen  Dank  zu  rechnen  hat.  Das  vorliegende  Work  kommt  dem 
Bedürfnis  in  so  aoagiebiger  und  TortreflÜdier  Weise  entgegoi,  daS  nicht  nnr 
seine  detadtige  Untthertiollenheit>  sondern  fOr  die  nichste  Zeit  anch  seine 
Vnflbeftrefflichkeit  behauptet  werden  kann.  Niemeyßr. 
Wiagner,  Dr.  jur.  Maac.   Dfo  Kriegskonterbande  in  der  Völkerredits 

Wissenschaft  und  der  Staatcnprazis.  Berün  (C.  Htymmm)  1904  XXIV 

n.  360  S.  —  Mk.  10 

Eine  Rezension  dicsis  üiK-hfS  abznlchnen.  da  es  sich  nicht  um  eine 
wissenschaftliche  Arbeit,  sondern  um  ein  Plagiat  handelt.  Der  Verfasser 
hat  namentlich^)  iwel  ftitere  Dissertationen:  Heinrich  Lehmann ^  gDie 
Znfohr  Ton  Kri^tBkonterhandewaren  nadi  kriegfOhraiden  Lindern  Seiten 
Nenteiler  htstorisch  und  prinzipiell  dargestellt*  (Kiel  1877,  75  Onartseiten) 
und  Hirsch,  „Kriegskonterbande  und  verbotene  Transporte  in  Kriegszetten* 
i  Würzburg  1897,  60  S.)  in  all  ihren  Teilen  nirht  nnr  vollinhaltlich,  sondern 
wörtlich  mit  allen  Zitaten  und  litt  rarisrhcti  Nachweisen^) 
in  die  eigne  Darstellung  aufgenommen.  Ikide  Arbeiten  werden  in  dem 
Literaturverzeichnis  erw&hnt,  sitiert  nur  in  ganz  miauffälligcn  Anmerlrongen 
nnd  ohne  jeden  Znsata  Aber  den  Umfang  ihrer  Verwertong.  Lehmann, 
dessen  gelehrte  nnd  gründllclie  Anstttbrongen  die  gnten  Partiem  des  Wiegner' 
sehen  Buches  bilden,  ist  nnr  einmal  S.  19,  Anm.  1,  Htrteh  S.  19,  Anm.  1 
nnd  S.       Anm  2  zitiert. 

l)ie  Rechts-  und  StaatswisscnsrliaftliclK«  Fakultät  in  Froiburg  i.  B.  hatte 
die  Arbeit  mit  dem  Preiiie  der  Srh]eid(>nstiftunf{  ausgezeichnet;  sie  hat  nach 
Erkenntnis  des  wührcn  Charakters  dieser  „l'reisarbeit''  ihr  den  Preis  wieder 
aheikannt  nnd  diesen  BesdilnA  am  31.  Okto1)er  d.  J.  ver5tfoitlicht. 

Kiel.  M,  Liepmann. 

h  Damit  sind  nur  die  besonders  umfangreichen  Entlehnungen  erwihnt. 
Außerdem  wäre  noch  darauf  hinzuweisen  daLl  die  ersten  dreizehn  Zeilen  der 
Einleitunf?  wörtlich  ans  UI I m  a  nn  ' s  LehrlHT'  li  tlrs  Völkerrecht.s  .1898  8.  357, 
§  166),  die  Ausführungen  von  S.  17  bis  zum  ^diluiJ  des  ersten  Abschnitts 
von  8.  18  in  der  gleiihen  Weise  v.  Lisxt's  Lehrbuch  des  Völkerrechts 
(.3.  Aufl  S  2  Ziff.  1.  S.  ■)  Z  s  i]  Z.  3.  S.  11  Z.  1,  S.  14—15)  entnommen 
sind,  ohne  als  Zitat  kenntlich  gemacht  zu  sein.  — 

Nnr  ganz  aeltra  findet  sieh  eine  Ahweiehnng.  So  wird  das  bei 
Lehmann  S.  8,  Anm.  1.  u.  2  gegebene  Zitat  Thncyd iden  I  35  nnd 
Liviutt  XXXVII  2b  von  Wiegner,  18  Anm.  1  iu  folgender,  sehr 
csharakteristischer  Weise  wiedergegeben:  Thneydidea  I  pag.  35,  Liviut, 
ab  urbe  candita  XXXVII  pag.  28. 
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Biena,  G.    Trattato  di  diritto  commerciale  internaaionale.    VoL  III. 

II  diriUo  camHario  €  it  maHiümo.  H  falUm^tUo.  —  Floreiii 

(Cammemj  1906.  664  S.  —  L.  10. 

Dem  in  dieser  Zeitschrift  «XIV  130)  jttngst  angezeigten  zweiten  Bande 
ist  rasch  der  vorliegende  iSchlußband  gefolgt.  Er  behandelt  das  Wechselrecbt, 
Seerecht  und  Konknrsrecht.  Wie  das  fraiizösisrhc  sn  kennt  aiirh  das  itali- 
enische Recht  nur  den  kauf  man  uiät  heu  Konkurs,  und  das  KonkursrtNibi 
ist  in  Buch  3  des  italienischen  Haudelägcsetzbucbs  (v.  31.  Okt.  1882) 
behandelt.  Dbb  2.  Bneh  des  itnlieniadien  HQB  betiilft  den  Seehandel,  nnd 
das  Weduelredit  steht  in  Artt.  261^344  des  1.  Bnches,  so  daB  also  Dienm 
sieh  der  Ordnunir  dfs  italienischen  Handelsgesetzbuches  anschließt.  —  Wenn 
man  auf  diese  Anlehnung  di»^  Vt  riiiutnng  gründen  wollte,  daß  (irr  \'r'rfapser 
.'iuch  in  der  Sache  selbst  einen  mehr  nationalen  als  intcruatiuualt-n  >tandpunkt 
einnelune,  so  würde  man  damit  fcblgelien.  Der  Gesichtskreis  des  Verfassers 
nnd  wine  Methoifo  sind  intetnatk»a]istbch  im  hesten  Sinne.  Die  Oesets- 
gebung,  Jttdikatnr  nnd  Literatur  d«r  Knltnrlttnder  wird,  was  Bnropa  betrifft, 
Vorn  Verfasser  in  hervorragendem  Maße  beherrscht  und  auf  Schritt  und  Tritt 
berücksichtii^t.  Wenn  die  Literatur  Frankreichs  und  Italiens  die  Hauptrolle 
spielt,  so  liegt  (las  an  dem  größeren  Interesse,  das  in  diesen  Gebieten  den 
internationalrecLtlichen  Beziehungen  seit  je  gewidmet  wurde.  Die  deutschen 
Arlieiten,  welche  für  die  behandelten  Materien  existieren,  sind  sorgfältig  be- 
rflolrsichtigt)  ao  insbesondere  die  verdienstlichen  Untersoehnngen  von  Kleiih 
feiler  (Kcnnmentar  sor  deutschen  Kmifcuaordnung  —  passha  und  Ztsch. 
XUI  549  ff.). 

Die  Sicherheit,  mit  welcher  D/f  titi  den  Stoff  und  die  Methode  beherrscht, 
verleitet  ihn  nicht  zu  jener  Apcxiiktik,  welche  gerade  im  internationalen 
Priyatrccht  sich  nicht  selten  zum  Schaden  der  Sache  geltend  macht  Yiefanehr 
Yerfftbrt  Biena  mit  der  Besonnenheit»  weh^  der  «r«  dHÜUmdi  ihr  Bedit 
Iftet  und  das  richtige  trifft,  indem  sie  den  tatsiehiiohen  VerhlHnisien  mit 
feinfühligem  Veistftndnis  nachgeht,  anstatt  sie  TorgefaBten  Prinsipifln  tyran- 
nisch zu  opfern. 

Es  muß  ebensu  der  Wissenschaft  wie  dem  Verfasser  Glück  gc wünscht 
werden  zu  dem  Abschluß  des  bedeutsamen  Werkes,  welches  aufs  Neue  doi 
Beweis  liefert,  dafi  die  Jurispmdens  aufgdiQrt  hat,  wie  Ihering  sagt  .nr 
Landesjurlqirudens  degradiert  su  seEa",  daß  insbesondere  der  italieniadiSB 

Literatur  in  unserer  Wissensdiaft  der  Anspruch  gehflhrt,  nicht  nur  r^istridti 

siMiilirit  '-tudicrt  zu  werden.  Nienieyer. 

Renault,  Louis.    Les  afnrenHuns  de  la  Haye    /.v,96  et  19Ü2)  enr  le 
droit  uiternutional  prive.    Paris  (Larosc)  llMj.'l   !H)  P. 

Die  Schrift  ist  dem  SpezialVertreter  des  inUTnatiunuleu  i'rivalrechlÄ 
an  der  Pariser  Rechtsfakult&t  A.  Laini  gewidmet  ,itt  warmer  und  dank- 
barer Erinnerung  gemeinsamer  Arbeit  in  Paris  nnd  im  Haag".  —  Louie 
Renault  ist  ohne  Zweifel  gcgenw&rtig  der  hervorragendste  Vertreter  des 
Völkerrechts  in  Frankreich,  gleich  ausgeaeichnet  durch  wissenichaitiichen 
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Roliarfsinn  und  Gelehrsamkeit  wie  durch  umfassende  Erfuhrancr  und  iiraktischrn 
Blick.  —  Eine  glänzendere  Vertretung  nl^  thirch  die  «renannten  Gelehrten 
konnte  Frankreich  bei  den  Haager  Konferenzen  nicht  ttndeu.  Ihr  Zusammen- 
wirken hat  der  französischen  Regierung  großen  Einfluß  auf  den  Konferenzen 
Tenchafft.  Insbesondere  ist  Renault  (neben  Asaer)  es  gewesen,  der  an! 
den  leisten  Konferensai  {unter  benrorragender  Mitwirkung  der  dentseben 
Vertreter)  durch  die  Yereinigung  diplomatischer  Klugheit  mit  beheffsdiender 
technisch-juristischer  Büdnnp  die  großen  Schwierijjkeiten  bezwang,  welche  ans 
dem  Sfhoße  der  vielköpligen  Konferenz  erwuehscn.  Die  vorliegende  Schrift 
ist  ein  w»  rtvn]lo.s  Hülfsmittel  für  die  Kenntnis  des.  inneren  Zusammenhanges 
der  nunmehr  in  Kraft  getretenen  Konventionen  von  1902,^) 

Nietneyer. 

Bäte,  Joba  Pawloj.  JVbte«  o»  th«  doetrine  of  rmtwd  im  private 
international  law.  London  (Stevens  and  Sons)  1904.  123  8.  — 
2  sb.  dO. 

Die  vorliegende  Schrift  ist  sehr  bemerkenswert  als  die  erste  wissen- 
schaftliche I^iblikation  aus  englischen  Juristenkreisen,  w<  Irhe  gegen  Wesf- 
hilcrs  St('llnn{jnahTne  zu  Gunsten  der  Kückverweisung  energisch  opponiert 
und  die  Kückverweisung  als  ^logical  suicide^  (S.  103)  verwirft.  Sie  ist  aber 
aiudi  wertToU  doreb  das  in  ibr  eutbaltene  Referat  Aber  alle  wichtigen,  die  Rttck- 
verweisangsfrage  bdiandelnden  Gcricbtaentscbeidungen,  wdcbe  in  dra  letiten 
Jafanebnten  in  England,  Fraokreicb,  Belgien,  der  Schweis,  Spanien,  Dentsdi- 
land  er<rangen  sind,  sowie  über  die  Literatur  der  Aage.  Die  positive,  prak- 
tisdit'  Art,  welch«'  die  englische  Jurisprudenz  auszeichnet,  bewährt  sieh,  wie 
mir  »scheint,  in  die>er  Srhrift  vortrefflich.  Niemand,  der  sieh  ernsthaft  für 
internationales  Privatrecht  interessiert,  wird  die  Schrift  ungelesen  lassen 
dOrfen.  Niemeyer. 

Deutsches     ü  r  g  e  r  1  i  c  h  e  8  Recht. 
1,   Dernburg,  H.  Das  bürgerliche  Recht  des  Deutsehen  Reiches  und  Preußc'us. 
Bd.  I.  Die  aligemeinen  Lehren  i  liHJ2).  Bd.  II.  Schuldverhältnisse  i^lbi^  bis 
1901).  Bd.  in.  äacbenrecbt  (liM)4).  Bd.  IV.  Familtenrecbt  (1903).  Hailea. S. 
(Bnchbandlung  des  Waisenbaases). 

EnneccerOB,  L.  Lehrbncb  des  bUrgerlicben  Rechte.  Bd.  I.  Einleitnng, 
Allgem^er  Teil,  ScbaldTcrhttltnisse.  3.  rfillig  umgearbeitete  nnd  stark 
vermehrte  Anflage.  Harburg  (£7totfr/'aebe  Verlagsbncbhandliing)  VIII  n. 

;?n4  s. 

H.  Holder,  E.,  Fischer,  0.,  Schollmeyer,  F.,  Heymami,  E.,  Ha- 
bicht, IL,  Schultze,  A.    Kommentar  zum  BOB.  —  Bd.  I  \X\m). 

Vi  I'Im  i  ilie  Konferenzen  vor  1902  ist  femer  zu  vergleichen:  F.Meili, 
Das  l.P.R.  und  die  Staati  iikoiift  icnzen  irii  H;i;il'.  /ürich  (Schulthess)  liKK), 
T.  M.  C.  Asser.  Jtn  cuncetitiun  de  la  Uinfc  du  Ii.  Nntetnbre  1896 
(Haarlem  u.  limv^  1901).  —  Auch  hier  sei  al«  i  vdr  ;illeni  auf  die  in  dieser 
Zeitedtrift  XiV  öö7  angeseigte  Schrift  von  Kahn  liingewieien. 
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LftemtaiMclite. 


Hohler.  Alli?fmpinrr  Teil.  Bd.  TI  '1900)  Schollmeyer .  8chiilclver- 
hältnisse    Bd.  IV  am\  IfKMi  Svhmidt  n.  Habicht^  Familienrecht — 

Milnchon  ißeck'sche  Vcrhifrsbuohhandliing). 

4.  Kohler,  J.  Lchrbach  des  Bürgerlichen  Rechts.  Erster  Halbband  {im. 
Berlin  (C.  ffeyfumm  Verlag)  XII  v.  496  S. 

5.  Landsberg,  £.  Das  Recht  des  BOB.  Ein  dogmatuches  Lehrbuch.  2  Bde. 
Berlin  ^«T.  QuiUfUag), 

6.  MBU6r,G.aadlfflikel,6.  Das  bflrgerUdw  Recht  des  dantMhen  Bdcbi. 
Systematiach  dargestellt  imd  dnreh  Beispiele  erläutert.  —  2.  Tollstladig 
Qingeark  iti  tt  Auflage.  —  2  Bde.  Hflneheii  («T  ^cAfo«ftf«er«  Verlag)  19M. 

7.  Planck,  6.  BGB  nehst  EinfOlimiigsgeaeta.  8.  vermehrte  und  verbessert« 
Auflage.  Bd.  I.  Einleitung  und  Allgemeiner  Teil.  Bd.  II.  ScboIdTerhält- 
nisse.  Lief  1.  Rd.  III.  Sacbrnrecht,  Lief.  1.  Bd.  IV.  Familienrecht,  Liei 
1  u.  2.    Berlin  (J.  Guttetrfu_(/i  V.m.  VMH 

8.  Staudinger,  J.  KoiiiTru-ntar  Jtum  HtiB  nebst  Eiiifiüiruiigsgesetz.  — 
2.  vollständig  ncnbearbettete  Auflage.  —  5  Bde.,  bisher  14  Lieferungeo. 
München  (J.  Schweitzers  Verlag)  1}K>3,  1904. 

Die  in  Torstelimder  AnfaiUnng  genannten  Werke  groppieren  sich  so. 
daß  No.  3,  7,  8  (Bölder,  Planck,  Stauding^r)  grog  angelegte  nnd 
nach  Umfang  und  .Irbeitsnethode  im  Wesentlichen  mch  gteiohsteheade 
Kommentare,  die  Werke  zu  1.  2.  4  (De  rnbur  g ,  Enti  ecce  r  Ui^ . 
Köhler,  umfassende  und  wissensrhaftlieli  vortiofte  Lphrhiichrr,  dicjf-niL"  n  i'U 
ö  und  ti  (Landsher ff ,  Müller  w  A/nAi-h  knapper  gehaltene,  vorzugs- 
weise für  Studierende  bestimmte,  Handbücher  sind.  — 

Über  den  Wert  der  einidncn  Werke  Uer  rergleichend  absnnrteilen.  wflrde 
ancih  dann  Teriehlt  sein,  wenn  sie  tiUntUch  vollendet  rorliegen  wttrden,  wu 
nur  für  einielne  derselben  zatritft.  Nur  soviel  darf  gesagt  werden,  daß  die 
Kommentare  von  Planck  und  von  Stauditiffcr  von  der  Praxis  ;ils 
.Standard  jrorLs  liehatidplt  werden,  wiihrend  sich  einstweilen  dem  Holde/- 
sehen  Koniiiientar  mehr  die  vertiefte  wissfnschaftliche  Foisehiing  zuwendet. 
Die  studierende  Jugend  wird  sich  in  der  Wahl  zwischen  den  Lehrbüchern  von 
Landaberg  dnwseits,  Müller  nnd  Meikel  and^ivseitB  teilen.  Die 
sdbständigen  dogmatischen  Forschnngen  nnd  Datstellmigen  des  AltmeisteiB 
Dernburg,  des  Universalisten  Kohler  nnd  des  lebhaft  nnd  eindringlirb 
die  nenen  Probleme  erfassenden  J^nnrrr^/w/.v  sind  i  rschieden  in  Anlu^ 
und  Dnrrlifühnin!5,  dnB  man  wohl  in  der  bekannten  derben  («oeth<  S.  hill»  r- 
ForniuiieriinL^'  der  Freude  Uber  diesen  wiesenachaitiichen  Reichtum  Am>Urod[ 
geben  möchte. 

Das  internationale  Privatrecht  ist  bisher  weder  in  dem  Hdlder'schin 
Kommentar  noch  in  den  neuen  Auflagenvon  Planck  nnd  Siaudi  nger  heraos- 
gekemmen.  Von  Landsberg,  sowie  von  Müller  n.  Meikel  wird  « 
Stiefmütter) ie}i.  von  Dernburg,  Enneeeerus  nnd  Köhler  anegiebig 
behandelt.   Enneceerue  bat  in  der  nenen  Anfinge  seine  Anfhssnngcn 


Digitized  by  Google 


BOchenuutei^. 


601 


mehrfach  modifiziert.  Nach  Erscheinen  der  noch  ausstehenden  Teile  von 
Plmnck  und  Staudinger  soll  hierttber,  sowie  Aber  die  SteUongn«hme  der 
Hbrigen  oImh  gouuutten  Werke  tum  I.PJI.  eingehend»  berichtet  werden. 

Strafrecht. 

Luca.8,  Herrn.  Anleitung  znr  strafrechtlichen  Praxis.  Ein  Beitrag  zur 
Ausbildang  unsrer  jungen  Juriüteu  und  ein  Ratgeber  für  jüngere  I^ruktiker. 
Berlin  (LiehmauH)  2.  Teil:  Das  materielle  Strafrecht  1904.  —  8  Mk., 
geb.  9  Mk.  — 

Der  1908  erschieneiie  1.  Teil  dieeei  Werkes  entwickelte  die  Lehre  rom 

StrafprozAÜnrht  nicht  im  Sinne  eines  Lchrbnchs,  sondern  in  Gestalt  eines 
Lfsebnchs  im  Zusütiiinenhanp  mit  der  Besprechung  praktischer  l*"iUe.  Nach 
der  gleichen  Methode  ist  im  2.  Teil  das  materielle  Strafrecht,  jedoch  unter 
Beschrtokung  auf  die  Lehren  des  allgemeinen  Teils  und  einzelne  besonders 
h&nflge  Deliktsgruppen,  bebn&delt.  Der  lY.  Abschnitt  betnebtet  .Die  ftnm- 
licbe  Hwfsehafb  der  Stm^geaetie*.  Die  leitenden  OnradsStse  weiden  in 
knner  und  klarer  Fassung  vorangestellt,  die  einzdnrai  Folgeroogen  hieraus 
an  einfiiclien  Beispielen  dargelegt.  In  Anmerkungen  wird  auf  die  Heeht- 
sprcchung  und  die  Meinung  einzelner  Schrift.steUer  verwiesen.  Aus  den  I'r- 
gebnissen  verdient  hervorgehoben  zu  werden,  daß  L.  auch  die  Luftsäule  über 
dem  inlftndischen  Staatsgebiet  itam  Ldand  reebnet  nnd  nwnr  ist  ans  der 
Begründung,  weil  der  Lnftmam  T«n  dentsohem  Qelriet  ans  bebensdit  werden 
kann,  zn  entnehmen,  dafl  L.  jene  Frage  nur  soweit  bejahen  will,  als  die 
Beherrschung  des  Luftraumes  vom  Staatsgebiet  aus  mögliih  ist.  ul.so  auf 
^rhußhöhc  fvgl.  Bindinff.  Hundbuch  des  Strafrechts  Bd  I  S.  409).  Die 
praktische  Durchführung  dieser  Ltehre  setzt  jedoch  voraus,  daß  man  nach- 
träglich feststellen  kann,  in  welcher  Höhe  sich  der  Luftballon  zur  Zeit  der 
Tat  befunden  bat;  wenn  s.  B.  von  einem  Luftballon  aus  Blestungsanlagen 
anfgenonunoi  worden  sind,  so  ist  allerdings  ansnndnnen,  daB  die  Handlung 
nur  in  einer  bescheidewm,  innerhalb  des  Bereiches  der  Geschütze  liegenden 
Höhe  aus  möglich  ist ;  wenn  dagegen  einer  der  Insassen  des  Lnfthallon  den 
andern  in  die  Tiefe  stiir/t,  so  wird  eine  FestsLellung  über  die  Ilidie  zur  Zeit 
der  Tat  nur  unter  besonderen  Verbältnissen  möglich  sein.  Die  Mehrzahl  der 
fUIe  wird  in  dieser  Hinsiebt  d«n  sweit«i  der  beiden  von  L,  gebraaditen 
Beispiele  gldeben.  KleinfelUr. 


Zeiteehzifl  f.  blern.  Privat»  n.  Öffentl.  Bedit.  XIV.  40 
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des  internationalen  Rechts 

1908. 

Von  Dr.  jur.  G*  itaM»  Bibliotii^ar  tau  Retdismaitärgericbt  und 
Dr.  pbil.  F.  WlMOwa»  Bibliothekar  der  Berliner  Handelilnniiner. 


A.  Völkerrecht  nebst  UiilfsdisziplmeiL'^) 

1.  Qoellon. 

Affaires  du  Congo.  La  »ote  anglaiBe;  la  r^ponse  de  Tötai  ind^pendant  da 

Congo.  —  Jost  int.  I  273—885. 
Affaires  du  Comgo.  La  note  de  l'Etat  ind^pendant  Jiiat  int.  1 378—380. 

Das  Beuterecht  im  S<?ekriegfc  gegenüber  Fischereifahrzeugen  i  Prisengerichtsorteil 
(los  Supreme  Court  <ler  Vereinigti'n  Staaten  von  Amerika  hinsichtlich  der 
betdfn   spanischen  Fischereifahrzeuge  ,1'aqucte  Uabaaa*   und  ,Lola*). 
Ztscli.  XII.  51-99. 

BUtneTf  L,  OhroDologiiiclies  Verseichni«  der  telerreidiiadien  Staatsvertrige. 
I.  Die  österreiehiBchen  StaatsyertrAge  von  1596  Ii»  1763.  (YerSlfent- 
lichangen  d  Kommisaion  f.  neuere  Oeechichte  Öetemdcha.)  Wien  (A.  Hols- 

hansoiiV    XXI  n.  22H  S. 

Code  des  uatiuus,  runtciiMiit  lu  ciulc-iiu'-inorial  iiittriKitioiKil  et  mmitiinr  dt"; 
coDSulatä,  Ii!  code-mt^murial  de  la  dipiomatie,  le  code-mentorial  de  droit 
international,  le  code  constitntionnel  et  le  code-mömorial  des  lois  pönales 
avee  des  notes  etc.  par  Q.  de  Rosa  Rnllo.  —  II.  Mapoli. 

Convention  8ign(ie  üi  la  Haye,  le  2i)  juillet  1899,  ponr  le  r6glement  pacifiqne 
des  Conflits  intemattonaax.  —  Just.  int.  I  2—15. 


•)  Ein  Verzeichnis  der  Abkürzungen  für  einige  der  Ivenutzten  Zeitechriften 
liehe  am  Schiuli  der  Bibliographie 

**i  Eingeschlossen  ist  die  staatsrechtliche  Literatur  über  die  internatio- 
nalen Rechtsbeziehungen  (Staatsangehörigkeit,  Ein-  und  Auswandemngsrecbt. 
Konsularwesen.  Kolonialrecht,  I'risengerichtsbarkeit  usw.). 

Hier  ausgeschlossen  und  unter  B  gestallt  ist  die  besondere  Literatur 
des  internationalen  Privat-,  Straf-  und  Prozeßrechtes.  Eingeschlossen  unter 
A  sind  die  Erscheinungen,  welche  diese  Materien  als  Bestandteil  oder  Anhang 
des  Völkerrechtes  behandeln. 
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Convention  t«uchant  c^rtaines  dispositions  moins  rigourcui«e8  relatives  au 
tnfic  reeiproque  entra  tos  obeniiiii  de  fer  de  la  Sniiae  et  oeiuc  de  l'AIle> 
VMgoß,  en  ce  qni  ooBoerne  les  objets  qni  anx  termes  de  1a  conveiitioii 
intornationale  aar  le  transport  de  narcbandiaes  par  cbemlns  de  fer,  dn 

14  octobre  1890,  sont  exclus  du  transport  ou  n'y  sont  admis  que  condi- 
tionnellement.  Cunclue  le  12  d^mbro  IDül.  En  Tigaear  k  partir  da 
1  fövrier  li«)2.  —  Berne  (C.  .T.  Wyss). 

Docutuentfi  relatifs  aujc  affaires  du  Congo.  —  Just.  int.  I  118 — 120. 

Eger,  Oeorg,  Das  Internationale  Überdakommen  Uber  den  Eiaenbahnfracbt- 
rerkdir  in  der  Fassung  des  Zusatifiberelnkontmens  vom  16.  Jani  1898 
und  in  V<  rbiudung  mit  dem  neuen  Betriebsre^^lement  des  Vereins  Dentscber 
Eii^i  iilciliii Verwaltungen  Tom  10.  Oktober  1901.  —  2.  Auflage,  Rerlin 
t.I.  ( iiittmtagi. 

FiamtHigch'englisc}tesFern.^picch-Üb€reinkotnmen  vorn  2i*.  Juli  H)02. 

—  Archiv  !.  Post  n.  Tele<rraphie  XXXI  ISO— 5i. 

Lagemang,  E.  G.  Becneil  des  tndt6s  et  eonventions  eonclns  par  le  royaume 

des  Pays-Bas  a\t  .  It  s  piiissanees  fitraiiiri" n  s.  di  piiis  1813  jusqn'  h  nosjonrs. 
Cuntinu«:'  par  J.  B.  Breukelmun.  —  Bd.  XV.  La  Haye  (Belinfante). 
Mayers,  W.  F.  Trcatics  botwcrn  thc  Einpirp  of  ("'hina  and  Foreiifn  Powers, 
tügether  wtth  rtguUtiuns  for  the  conduct  of  foreign  trade.  Conventions  etc., 
tbe  Peace  Cuntrol  of  1901  and  the  Commercial  Treaty  of  1902.  4.  ed.  London 
(Probsthain). 

MSriffMhaCt  A.  Le  traitä  d'arbitrage  FraneO'Anglais  da  14  octobre  1909. 

—  R.  «.  X  799  812. 

Morris-.  Ucmau  W  The  powers  of  congress  over  treaties.  —  American  Law 

Review  XXX \  il  H*>8-879. 

Th.     Die  Uaager  Konvention  vom  12.  Juni   1902.   -  Ztsch. 
XII  602-008. 

Niemtgttr,  Th.  Der  neue  amerikanische  Isthmaakanalvertrag  («Hay-Pannce- 
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Diplomatische  Korrespondenz. 

japanisch-russische  15)03  -  4,  n.'iO. 
Distanzfracht  t<ü. 
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Doppelte  Staatsangehörigkeit 
(Krankreich)  Ä  d.  Ehe  Hl 

Durchlieferung.  Strafverfolgung 
gegen  einen  Ausländer  bei  Gelegen- 
heit d.  D.  durch  Deutschland  163. 

Ecuador.  Warenzeichen 
Ehe,    nachfolgende,  s.  Legiti- 
mation. 

Ehe,  Russinnen m.  Ausländem,  Staats- 
angehörigkeit (Rußland)  2Ü  — 
Deutsche  Ehebrecher.  Eheschließung 
in  England  (Deutschland)  IL  l^ber- 
tritt  des  Ehemannes  zum  Islam 
585ff.;  8.  auch  Eheschließung  u. 
Ehescheidung. 

Ehebrach,  Ehescheidung  wegen  E.. 
Rechtskraft  der  Feststellung  des  E. 

m  n. 

Ehebrecher.  Eheschließung  von  E. 
deutscher  Staatsangehörigkeit  i.Eug- 
land  IL 

Eheerlaubnis,  elterliche  f.  Fran- 
zosen 216. 

Ehefrau,  Bürgschaftsübernahme 
(Amer  ika)  98^  Geschäftsunfähigkeit 
(Amer  kai  17.5. 

Ehe  gerichtliche  Urteile,  Wirksam- 
keit ausländischer  e.  U.  L  Ungarn 
Ml  ff. 

Ehehindernis  des  Katholizismus 
(Österreich)  410,  i2L 

Eheliches  Güterrecht.  Maßgeb- 
liches Recht  (Ungarn)  180.  (Frank- 
reich) 49.).  Überleitung  des  ba- 
dischen E.  G.  L  d.  Reichsrerht  187. 

Ehelichkeit,  der  Kinder,  Maß- 
gebendes Recht  ÜB  ff. 

Ehelichkeitserklärung,  s.  Le- 
gitimation. 

Eherecht.  Rußland  24  ff..  Ungarn 
IM^  Kollisionen  zwischen  öster- 
reichischem und  ungarischem  E.  137. 
Haagcr  Eherechtsabkommen  1902 
161.  Literatur  ")9.5. 

Ehe  Prozesse,  Kollisionen  zwischen 
Österreich  u.  Ungarn  142,  s.  auch 
Ehescheidung.  Trennung. 

Ehescheidung,  rumänische  E., Nicht- 
anerkennung L  (Deutschland)  21. 
E.  V.  Schweizern  L  Deutschland 
(Schweiz)  III.  E.  v.  Italienern  L 
d.  Schweiz  (Italien)  177.  E.  v.  ka- 


tholischen Österreichern  L  Deutsch- 
land (Österreich)  414.  E.  v.  katho- 
lischen ()sterreichem  L  Frankreich 
(Österreich)  419^  (Ungarn)  4ÜÜ. 

Eheschließung  v.  Ausländem  L 
Preußen  189,  l^L  nach  jüdi- 
schem Ritus  L  New  York  (Deutsch- 
land) 70,  V.  Ehebrechern  deutscher 
Staatsangehörigkeit  i  England 
(Deutschland)  H,  in  fraudem  des 
Heimatrechtes(Schweiz)l  ll.standcs- 
amtliche  E.  eines  katholischen  ()8ter- 
reichers  L  Ungarn  (Österreich)  410. 
E.  eines  Österreichers  L  Deutsch- 
land (Österreich)  414,  eines  L  Frank- 
reich geschiedenen  katholischen 
Österreichers  (Österreich)  419. 

Ehetrcnnung,  s.  Trennung. 

Ehe  vertrag,  schottischer.  Geltung 
od.  Nichtgeltung  L  England  176, 494. 

Ehrenbürgerrecht,  Ausländer  L 
Rußland  12, 

Einwanderungsgesetz,  austra- 
lisches 117. 

Eisenbahn,  Transvaal,  englische 
Beschlagnahme  n9r> 

Eisenbahnabkommen  (Rußland. 
China)  287. 

Ki  wen  bahn  f  rächt  verkehr  101, 471, 
474.  m 

Elsaß-Lothringen,  Gesetzgebungs- 
schau 18H. 

England,  Gesetzgebungsschau  ns:\. 
—  Vorschriften  über  Zustellung  v. 
Klagen  L  Deutschland  üüü  ff.  — 
Rechtsprechung  176. 4iLL  —  Handels- 
vertragm.  Rnllland2iüifT.  —  Stellung 
zur  Frage  der  submarinen  Kabel 
aa2ff.  —  Literatur  des  I.P.R.  äüL 

Entmündigung,  (Rußland) 29, wegen 
Verschwendung.  MaÜgeblichkeit  d. 
Heimatrechtes  114. 

Erbrecht,  Maßgeblichkeit  d.  lex  rei 
sitae  für  Immobilien  (Rußland)  ^ 
der  lex  domicilii  des  Erblassers  für 
Mobiliarvermögen  (Rußland)  89. 
desgl.  (England)  LTfL  der  Ausländer 
in  Rußland  46,  Maßgeblichkeit  des 
Heimatrechtes  (Frankreich)  4tH). 
Maßgeblichkeit  des  Heimat  rechtes, 
wenn  die  lex  domicilii  auf  dieses 
verweist  (England)  1 76.  Maßgeblich- 
keit der  lex  domicilii  (Schweiz) 
.:iää  ff.,  desgl.  (Amerika)  399,  Staats- 
verträgt'  Rußlands  über  Sicherung 


d  by  Google 


Alphabetisches  Sachregister. 


627 


des  Nachlasses  237.  BehantllnnR 
deutscher  Nachlftsse  Ld.  Schweiz 

Erbschaft,  s.  NachlaU. 

Erbsehaftskonventionen  Raß- 
landü  2iiiL 

Erf ttllnngsort,  Recht  des  E.,  maß- 
gebend für  rechtsgeschäftliche  Ob- 
ligationen (Rußland)  31,  3ü  tf.. 
(Deutschland)  79,  fiü.  »OTJK^  m 
485.  Gerichtsstand  des  E.  L  üster- 
reich  105. 

Ermittlung  ausländischen  Rechts 
(Rußland)  31^  (Deutschland»  91, 
(Ungarn)  ILL 

Er  Ziehungshäuser,  rus8ische,Adop- 
tion  der  Zöglinge  26. 

Etat  et  capacit^  tnn 

Exceptio  plnrium  litis  consor- 
tium  Ai^ 

Exek'ution,  s.  Vollstreckung. 

Exequatur  für  ausländische  Urteile 
auf  Trennung  von  Tisch  u.  Bett 
(Prankreich)  1(X).  auf  Ehescheidung 
(Italien)  121. 

Exklusivitätsprinzip  i.l  P.R.4fil 

Exterritorialität  53,  33«,  iÜL 

F. 

Fabrikzeichen  '237 
Familienrechts  konvention. 

Haager 

Fischerei.  Bestimmungen  Qber  F. 

L  d.  Staatsverträgen  Rußlands  2AiL 
Fleischeinfuhr  V  erbot,  deutsches 

ÖL 

Form  d.  Rechtsgeschäfte,  maß- 
gebliches Recht,  Kußlüiid  'Mi.  ff., 
22  ff.,  35,  (Wechsel) 

Frankreich.  Rechtsprerhnntr  21L 
—  Handelsvertrag  in.  lluliland 
2213  If.  —  Erbschaftskonvention  m. 
Rußland  239.  —  Zulassung  v.  Schiffen 
L  Kriegszeiten  199. 

Frauen,  Handlungsfähigkeit  (Ameri- 
ka) Oa  175,  desgl.  iRußland )  332,333. 

Fraus  legis  47  (7),  48(11  i),  hlO). 
III.  143.  3357130.  ^ 

Freizeichnung  im  Konnossement 
83,  aä  ff. 

O. 

Garnishment  (.\merika)  llä. 
, Gäste*'    im  Sinn    der  russischen 
Fremdengesetzgebung  6. 


Geisteskranke.  Rußland  2H. 

Genossenschaften,  ausländische  L 
Deutschland  fia  ff. 

Gerichtsstand.s.  Zusti'indifrkeit. 

Gesand  Schäften,  Exterritorialität 
in  Rußland  53,  Beglaubigung  von 
Urkunden  durch  die  russischen  (i. 
32,  335,  Tätigkeit  der  russischen 
G.  in  Erbschaftsangelegenheiten  39^ 
4iL 

Geschäftserrichtung,  s.  lex  loci 
co.ntractus. 

Geschäftsfähitrkeit.  Maßcfebliches 
Recht  (Deutschland)  4ü3,  (Amerika) 
98,  175^  (Ungarn)  ILL 

Gesellschaften  s.  Handelsgesell- 
schaf ten. 

Gesetzgebungsschan  183  ff.  — 
L  Deutsches  Reich  183  ff.  —  II. 
Deutsche  Einzelstaaten  18fi  ff.  — 
III.  Außerdeutsche  Staaten :  A  r  g  e  n  - 
tinien  öHO.  Bulgarien  197. 
Dänemark  198,  Frankreich  IIÜL 
(Kolonien  2\)\  i,  Norwegen  2()3, 
Österreich  204,  Rußland  2LWi 
Schweden  208,  Ungarn  2Qä- 

Gewerbe-  u.  Handelsbetrieb  d. 
Ausländer  in  Rußland  L  12  ff. 

Glaubensfreiheit,  Rußland  ID. 

Griechenland,  Gesetzgebungsschau 
083.  —  Befreiung  fremder  Kriegs- 
schiffe v.  Hafen-  etc.  Abgaben 

—  Handelsvertrag  m.  Rußland  'üli  ff. 

—  Konsularwesen  584. 

Großbritannien,  s.  England. 

Güterrecht,  s.  Eheliches  G. 

Güterstand,  s.  Eheliches  Güter- 
recht. 

IL 

Haager  Konferenzen  über  inter- 
nationales Privatrecht  456, 598,  Teil- 
nahme Englands  159. 

Haager  Kongreß  189i)  382  ff. 

Haager  Familie n rech ts-Konve n- 
tion  liK>2  5li2  ff.,  598. 

HaagerSchiedsge  rieht.  Venezuela- 
Streit  545. 

Häfen,  Verträge  Rußlands  über  Be- 
nutzung d.  U.  243. 

Handels-  u.  Gewerbebetrieb  d. 
Ausländer  in  Rußland  Z  1^  ff- 

Handelsgesellschaften,  auslän- 
dische L  Deutschland  64,  69,  lli3. 
476.  L  Bulgarien  234,  L  Däne- 
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mark  234,  L  (Österreich  420,  L 
Rußland  64x  234,  s.  auch  Aktien- 
gesellschaften. 
Handelsrecht,  internationales  130. 

Handelsrechtliche  Gesellschaf- 
ten, s.  Handelsgesellschaften. 

Handelsregister,  Eintragung  aus- 
lii  11(1  i  herVersicherungsgesellscbaft. 
(Deutschland)  12a. 

Handelsverträge  des  russischen 
Reiches  222. 

Handlungsfähigkeit  iRuSland)  30. 
ÜL 

Handwerker,  ausländische  L  Ruß- 
land Ih.  ff. 
Harter  Act,  Amerika  8». 
Haverei  lfi2« 

Hawaii  ,Staatsvertrag  m.  Rußl  and297 . 

Heimatrecht,  Geschäftsfähigkeit 
(Ungarn)  114,  Eherecht  (Österreich, 
Ungarn)  137,  498,  Kbelichkeit  d. 
Kinder  (Deutschlaudj  iliii  f!.,  443, 
446,  448,  456,  Namensgebung  an 
uneheliche  Kinder  (Deutschland 
Intcrhaltspthc.ht  des  unehelichen 
Schwängertrs ;  Deutschland  >76,  desgl . 
(Osterreichi  106,  ehelifhes  Güter- 
recht  (Ungarn)  IHQ,  Erbrechn Krank- 
reich)  iöü. 

Hulgoland,  Eheschiießunfr  585. 

Hercegovina,  (icsetzgebuiigsschau 

Hessen,  Gesetz<^cbiinj?s.schau  188. 
Hilfsbedürftige,  Übernahme H. aus 

d.  Schweiz  IL  Deutschland  V.Hi 
Holland,  s.  Niederlande. 
Holographisches  Testament  399. 

italienisches  (Deutschland^  3l»X 

I«  U.  J» 

Japan,  Handelsvertrag  m.  Rußland 
23ii  ff.,  256.  diplomatische  Korres- 
pondenz 1903^4  mit  Ruliland  iilAl. 

I  m  m  0  b  i  1  i  a  r  e  i  ge  n  t  u  m ,  Ausländer 
L  Rußland  L  8.  IT,  20,  21  44, 
£y  46,  47,  4i4.  Iii  auslän- 
dische juristibehe  Personen  L  Bul- 
garien 23Ö,  desgl.  L  Rußland 
23Zl 

Im  mobiliarklagen,  Zuständigkeit 
nach  russischem  Recht  ö:L 


Immobiliarrecht  L  Rußland,  lex 
rei  sitae  27,  Erfordernisse  der  im 
Ausland  über  russische  Immobilien 
geschlossenen  Rechtsgeschäfte  33, 
335,  Erbrecht  (Rußland  i  l\f\ 

Immobilien.  Schenkung,  lex  rei 
sitae  (Ungarn)  433,  s.  auch  Immo- 
biliarrecht, lex  rei  sitae. 

In  fraudem  legis,  s.  Fraus  legis. 

Institut  de  droit  international 
la2  ff.,  384,  4äÜ. 

Interlokales  Recht  (Rußland)  äÜL 

International  Law  Association. 
Antwerpener  Konferenz  1903  152. 

Internationales  Privatrecht*"), 
Geschichte  127.  .")61.  Wesen  59  ff , 
432  ff..  441.  Revisibilität  ff.,  Ver- 
hältnis zTTölkerrecht  436,  Literatur 
127,  557,  558,  561.  äfiL  o93ff. 

Internationales  Recht.  Biblio- 
graphie 1903:  £24  ff. 

Internationale  Verträge,  s. 
Staatsverträge. 

Islam,  Ehescheidung  585. 

Intertemporales  Privatrecbt^ 
3fi2  ff.,  8.  auch  Zeitliches  Ver- 
hältnis. 

Internationale  Vereinigung  z. 

Berlin  22iL 
Isthmus-Kanal  567. 
Italien.  Rechtsprechnntr  177.  4f77-  — 

Handelsvertrag  m.  Ruliland  233  ff. 

—  Erbschaftskonvention  m.  Rußland 

231L 

luden  L  Rußland  15,  2Üff.,  52,  23i 
Juristische  Personen,  ausländi- 
sche L  Dr  ut.srhliind  iM  ff.,  Üil  ff.,  163. 
476,  L  Ruliland  54,  235,  L  Bulga- 
rien 230. 

Jura  quaesita  L  L  P.  R.  etc.  3fi2  ff. 
K. 

Kabotagc,  s.  Küstenschiffahrt. 

Kanonensrhußweite  117. 

K  aspisches  Meer,  Schiffahrt  8,  Iii 

Katharina  II.  von  Rußland,  Begün- 
stigung d.  Ausländer  4  ff. 

Katholizismus,  Ehehindernis  des 
K.  410,  421 

Kaufleuto,  ausländische  in  Rußland 
5  ff. 


*)  Hier  sind  nur  diejenigen  Stellen  berücksichtigt,  wo  von  allgemeinen 
Fragen  des  L  P.  R.  die  Rede  ist. 
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Kaufvertrag.  Maßgebliches  Recht 

478.  Ml 

Rindesannahme,  s.  Adoption. 

Klage  znstpllTtng,  d.  englischen 
Klugen  L  Deutschland  öfiiiff. 

Kleinhandel  im  Umherziehen. 
Ansländem  in  Rußland  verboten  8. 

Kollisionsnormcii  Rivisibilität 
59  ff.,  Verhältnis  z.  d.  materiellrecht- 
licben  Verweisungsnormen  52  ff-, 
seitliche  u.  örtliche  K.  62,  68^  24^ 
92.  441,  vollkommene  u.  einseitige 

Kompetenz,  s.  Zuständigkeit. 

KompetenzerSrterung,  Kompe- 
tenzerwägung, als  Prinzip  des 
L  P.  R.  432  ff. 

Kongostaat,  Staatsvertrag  m.  Ruß- 
land 2^ 

Konknrsrecht.  Nichtanerkcnnnnfr 
eineijauälüudischeuAkkurdeäü'' rank- 
reich I  4aL 

Konknrseröffniinf».  Nichtanerken- 
nung einer  auslüudiscbcn  K.  (Frank- 
reich) 2iL 

Konnossement  84^  85  ff..  86j  Ifil, 
408.  ififi, 

Konsulate,  Befugnisse  ausländischer 
K.  L  Rußland  27^  28,  30.  —  Zu- 
ständigkeit u.  Obliegenheiten  rus- 
sischer K.:  Vormundschaf tsweeen 
28i  Beglaubigungen  3Q  ff.,  326,  33ü. 
a38.  Beurkundungen  83,  interimi- 
stisches Flaggeuzeugnis  33,  Erb- 
schaftsregulierung 39j  43.  —  Zu- 
Btündigkeit  u.  Obliegenheiten  deut- 
schurK.:  Zustellungen 93,  Verkehr 
bayrischer  Behörden  mit  ausländ. 
K.  ISL 

Konsuln,  s.  Konsulate. 

Konsulatsvisnm,  russisches  Uber 
Fonn^ülti^keit  im  Auslande  errich- 
U'ter  L'rkuuden  43,  44,  326,  33U. 

Konventionalstrafen,  s.  Ver- 
tragsstrafen. 

Korea.  Staatsvcrtratr m  Rn(Jland2ÖL 

Korporationen,  aushmdische  (ame- 
rikanische) L  Deutschland  64.  69, 
163. 

Kosten  eines  L  Ausland  geführten 

Prozesses  (Deutschland)  169. 
Krieg,  Seekabel  L  K.  302  ff. 


Kriegsgefangene,  Eheschließnng  L 

Rußland  24. 
Kriegskonterbande, Literatur  äilL 
Krieß;sj?phiffe,  TestÄmentserrirh- 
tung  auf  russischen  K.  42^  Befreiung 
von  Hafen-  etc.  Abgaben  L  Griechen- 
land 13a 

Krim,  Begründung  geistlicher  Wakuf 
42. 

Kroatien-Slävonien,  Meldepflicht 
d.  Ausländer  212  ff. 

Kuba,  Konsulat  L  Nürnberg  187. 

Küstenschiffahrt,  Bestimmungen 
über  K.  L  d.  Staatsverträgen  Ruß- 
lands 248.  '2bi l  K.  d.  Ausländer  L 
Rußland  8. 

Kunst.  Schutz  v.  Werken  d.  K., 
deutsch- französischer  Notenwechsel 
1903  184. 

Kuratel  Uber  L  Ausland  wohnende 
Ungarn  (Ungarn)  179. 


Legalisation  von  Recht. sakten  (Ruß- 
land) 326.  s.  auch  Beglaubigung. 

,Leggi  proibitive"  (Italien)  178. 

Legitimation  Unehelicher  (Rußland) 
25.  durch  Ausländer  (Deutschland) 
118.  435  ff. 

Lex  contractus,  s.  lex  loci  c. 

Lex  domicilii.  Erbrecht  (England) 
176.  desgl.  (Schweiz)  360,  desgl. 
(Amerika)  399,  eheliches  Güterrecht 
(Frankreich^  495. 

Lex  fori,  iuaß).jeblich  für  Beschrän- 
kungen d.  Geschäftsfähigkeit  98,  für 
Ehescheidung  587. 

Lex  loci  actus  445.  467,  s.  auch 
Locus  regit  actum. 

Lex  loci  contractus,  Geschäfts- 
fähigkeit (Amerika)  175,  Vertrags- 
obligationen (England)  177.  desgl. 
(Italien)  178.  s.  femer  Locus  regit 
actum. 

Lex  loci  solutionis  31.  35,  79,  80, 
89,  105,  408,  47Ö,  4^ 

Lex  patriae,  s.  Heimatrecht. 

Lex  rei  sitae,  Schenkung  v.  Immo- 
bilien (Ungarn)  433.  auch  Erb- 
recht. Immobiliarrecht. 


♦)  Hier  sind  nur  die  Stellen  berücksichtigt,  wo  allgemein  von  den 
K.  die  Rede  ist 
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Liegenschaften,  s.  Inmobiliar- 
recht. 

Lippe  -  Detmold.  Gesetzgebungs- 
schau m 

Literarischer  Urheberschutz, 
deutsch-französischer  Notenwechsel 

Locus  regit  actum  nach  russischem 
Recht  iM  B  ,  TestÄUiente  i  Kuß- 
land) 42^  jüdische  Eheschließung  L 
Xew  York  (Deutschland)  70^  Ehe- 
schließung L  England  (Deutschland) 
71,  aincrikan.  Urkunden  (Deutsch- 
land) ^  Börsenges<.'häfte  (Deuuch- 
landj  90. 

Lübeck,  Qesetzgebungsschau  189. 

Luxemburg,  Gesetzgebungsschau 
r>H4. 

Malta,  Civilgesetzbuch  u.  Erbrecht 
der  Insel  M. 

Mandschurei,  russisch-chinesischer 
Vertrag  1902. 

Marino,  Rcchtszustand  il2ü  ff. 

Materiellrcchtliche  Verwei- 
sungssätze u.  Kollisionsnormcn 
Üü  ff. 

Mecklenburg,  Gesetzgebungsschau 

m 

Meistbegünst  it:n  ng. Verträge  Ruß- 
lands mit  d.  Klau&cl  d.  M.  '2'iU)  ff., 
,m  ff.,  Üfi  ff.,  2ßö. 

Mexiko,  Tötung  L  M..  Schadens- 
ersatzklage L  d.  Vereinigten  Staaten 
Y.  Amerika  17fi. 

Militärdienst,  Ausländer  L  Ruß- 
land LL 

Militärpersonen.  Akte  nissischer 
M.  während  des  Krieges  HHö. 

Militärtestamente,  russische  12. 

Minderjährige  i Rußland i  2fi. 

Monroe  Doctrin.  .\nwendung  auf 
internationale  Schiedssprikbe  löH. 

Moresnet  fitift. 

Muster.  Schutz  ausländischer  M.  L 
Bulgarien  'iHT).  L  England  235. 
L  Italien  2Hh.  L  Rußland  23ä- 


5r. 

Nachfolgende  Ehe.  s.  Legiti- 
mation. 

Nachlaßgericht,  Zuständigkeit 
(Frankreich  100,  desgl.  (Deutschland) 
H99.  desgl.  (Osterreich)  i'^i 


Nachlaß,  Behandlung  des  N.  eines 
Nordamerikaners  (Deutschland)  399. 
Fürsorge  russischer  Missionen  und 
Konsulate  für  den  N.  russischer 
Untertanen  39^  Behandlung  de»  N 
deutscher  Staatsangehöriger  L  d 
Schweiz  3äö  ff.,  Behandlung  des  N. 
eines  Deutschen  L  l  st^rreich  4:j-l 

Nachlaßverträge,  Kußlands  mit 
Amerika,  Griechenland,  Nie- 
derlanden,(>sterrcich- Ungarn 

Namenserteilung  an  uneheliche 
Kinder  (Deutschland)  ääL 

Niederlande,  Unfallrente i. Deutsch- 
land f.  Nie<l.'rl:in.lpr  IM.  ~  Staats- 
vertrag m.  Rußland  2ÜÜ  ff, 

Norwegen,  HandelsTertrag  m.  Ruß- 
land 23a  ff.  —  Erbschaftskonrention 
m.  Rußland  m 

Notare,  Obliegenheiten  russischer 
N.  in  Tcstamentsangelegenheiteo 
iil  ff.,  BeglaubiguTiff  e.  VollmAcht 
durch  anierikamscbe  N.  öiL 

Nowgoroder  Handels  -  Ustaw 
1657  L 

O. 

Obligationen,  s.  Vertragsobli- 
gationen. 
Osmaniscbe  Staatsangehörigkeit 
..  ööäff. 

Osterreich,  Rt^rht.'^prt  clinni;  liil  ff.. 

410  ff.  —  Eherechtliche  Kollisionen 

m.  Ungarn  137  —  HandelsTcrtrige 

m.  Rußland  233  ff. 
„Ordine  publice'  (Italien)  178. 
Österreicher,  Ehe  mit  russischen 

Jüdinnen  2iL 
,Ordr«'  public"  i  L  P.  R.  146,  178^ 

99,  176.  445,  494.  lÜL 


P. 

I'erels.  Nachruf  2:?.'). 
Perser  in  Rußland  13,  4L 
Per  sie  n,  Staatsvertrag  m.  Rußland 
2(S8. 

Personalstatnt  433.  s.  auch  Hei- 
matrecht, Lex  domicilii. 

Personenvereinigungen.  ».Ver- 
ein. 

Peru,  Staatsvertrag  m.  Rußland  3ÜS. 
Peter  der  Große,  Begünstigung  d. 
Ausländer  2  ff. 
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Pfandrecht.  L  Aasland  erworbenes 
P.  (Österreich)  122. 

Pflegschaft  Uber  einen  Österreicher 
(Deutschland)  TL 

Portugal,  Handelsvertrag  m.  Ruß- 
land ff. 

Preußen,  (u'setzgehungsschau  189, 

Prohibitivgesetze,  8.  Leggiproi- 

bitivi.  Ordine  publico,  Ordre 

public.  Public  policy. 

Prorogatio  fori  L  Kußland  54. 
Protective  policy  22» 
Prozeßkosten,  Sicherheitsleistung 

d.  Ausländer  f.  d.  P.  L  Rußland  öö. 
Public  policv  (Amerika)  2ü»  176, 

iKnglandi  170.  177.  AM. 
Putati vkinder  41."). 

Rechtliche  Stellung  der  Aus- 
länder in  RuUland  1  ff. 

Rechtsfähigkeit,  allgemeine  R. 
•  Deutschland  I  40^  (  Rußland)  HO^  37^ 
au.sländ.  Gesellschaften  <  Deutsch- 
land) &L  BiL  UkL  42fi. 

Rechtsgeschäfte,  8.  Vertrags- 
obligationen. 

Rechtshilfeverkehr  zw.  d.  deut- 
schen Reich  u.  Bosnien,  Herc^jgovina 

Rechtskraft    der  Entscheidungs- 

gründe  eines  Ehcscheidungsurteils 

wegen  Ehebruchs  1^  ff. 
Rechtspersönlichkeit  ausländ. 

Handelsgesellschaften  L  Deutschland 

tu  ff.,  m  fi^  lüa. 
Rel  igiiises  ßekenntnis.RußlundlO. 
Repudium.  türkisches  (Deutschland) 

Ml 

Revisibilität  des  L  P.  R.  der 
Bestimmungen  der  Berner  Eisen- 
bahnkonvention 471. 

Rheder,  Haftung  des  R.  liiL  iüÜ 

Rück  Verweisung  (Deutschland)  76, 
;m.  442,  (England)  Uli  i Frank- 
reicht i^Mi,  Lit^-ratur  äilü 

Rückwirkende  Kraft  d.  Kullisi- 
onsnormen  \}2^  s.  auch  zeitliches 
Verhältnis. 

Ruderkommanciu,  Kais,  deutsche 
V.  über  R.  l&L 

Russen,  Staatsangehörigkeit  der  mit 
Ausländern  verheirateten  russischen 
Krauen  23.  Ablehnung  d.  Kürsorge 


I  der  russischen  Regienmg  f.  R.  L  Ana- 
!      fand  1«8,  EheschUiLUiiig  L  PreuUen 

,  Uli 

Russisches  Recht,  maßgeblich  als 
lex  rei  sitae  (Rußland)  AI  ff.,  als 
Recht  des  Erfüllungsortes  (Deutsch- 
land) ai 

Rußland,  Rechtliche  St^'llung  der 
Ausländer  L  R.  1  ff.  —  Handelsver- 
träge 221  ff.  —  Gesetzgebung  und 
Oerichtspraxis  über  d.  Form  d.  L 
Auslande  errichteten  Rechtsakte 
3üH  ff.  —  Beraubung  v.  Postsen- 
dungen 474.  —  Diplomatische  Kor- 
rcspundcuz  19(J3 — 4  mit  Japan  äöü. 

Sachsen,  Kgr.,  Gesetzgebungsschau 
Ülfi,  —  Sachsen  -  Altenburg, 
Gesetzgebungsschau  196.  —  Sach- 
sen-Mei Hingen,  Gesetzgebungs- 
schau IHfi.  —  Sachsen-Weimar, 
Gesetzgebungsschau  l'J7. 

San  Marino,  Rechtszustand  d.  Re- 
publik S.  M.  aiü  ff. 

Schaumburg  -  Lippe,  Gesetz- 
gebungsschau 197 

Scheidebrief,  türkischer  (Deutsch- 
land) üÜ^S. 

Scheidung,  s.  Ehescheidung. 

Schenkung  v.  Liegenschaften,  lex 
rei  sitae  433. 

Schiedsgericht,  Haager  ri45. 

Schiedsgerichte,  völkerrechtliche 
als  Beratungsgegenstand  d.  Inter- 
national Law  Association  157. 

Schiedsspruch  i.Veneziul;tst,reit54ö. 

Schiffahrt,  Staatsvert  räge  Rußlands 
über  Sch.  240, 

Schiffbruch.  Verträge  Rußlands  üb. 
Sch. 

Schiffe,  Gerichtsbarkeit  über  Sch. 
L  territorialen  Gewässen  161,  Akte 
an  Bord  von  inissischen)  Sch.  42. 
33Ö,  Abgaben  L  Griechenland  192, 
Zulassung  L  französischen  Häfen  L 
Kriegszeiten  199. 

Schif ftitestamente,  russische  42, 
3:{.'). 

Schottisches  Recht  i Ehevertrag) 
176.  iiLL 

Schwangerschaft,  uneheliche  Ita- 

lien-Deutschlandj  IlL 
Schwängerung,    uneheliche  «iner 

Italienerin  (^Deutschland)  liL 
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Schweden,  Handelsvertrag  m.  Ruß- 
land ff.  —  Erbschaftskonvention 
mit  Rußland  232, 

Schweiz.  Rechtsprechung  III.  - 
Handelsvertrag  m.  Rußland  2ÜÜ  ff 
—  BehandlnnfT  deutscher  Naehliisso 
Ld.  Schweiz  Üiiäff.  —  Vollstreckung 
deutscher  Urteile  491  —  Ausliefe- 
rung (Baden.  Bayern)  186,  (Brann- 
schweig) 187,  (Preußen)  579.  ~ 
Übernahme  Uülfsbedürftiger  aus  d. 
Sch.  nach  Deutschland  lik). 

Seefrachtvertrag,  maßgebliches 
Recht  82,  iQA. 

Sefhandelsrecht,  liiteratur  nfi8. 

Seekabel  L  Kriege  ff. 

Seekrieg.  Kabel  LS.  .3^2  ff. 

Seegrenze  d.  Territorialmcercs  1 17. 

Serbien,  Handelsvertrag  m.  KuLHuml 
233  ff. 

Siam,  Staatsvertrag  m.  Rußland  232. 

Sicherheitsleistung  d.  Ausländer 
f.  d.  Prozeßkosten  L  Rußland  ää. 

Sicherung  des  Nachlasses  v. 
Ausländern  L  d.  Schweiz  358.  Ver- 
träge Rußlands  über  S.  2aL 

Sichern npsmaßregeln,  vormund- 
schaftliche L  Bezug  auf  e.  ster- 
reicher  (Deutschland)  IK 

Span  Ion,  Erbschaftskonvention  m. 
Rußland  232. 

Staatsangehörigkeit.  russische 
23. 25.  deutsche  und  türkische  r)8()ff.. 
doppelte  4t)(),  s.  auch  U  e  i  m  a  t  r  e  c  h  t. 

Staatsdienst.  Ausländer  L  Rußland 
8,  IL 

Staatsangehörigkeit.  Verlust  d. 
deutschen  St.  durch  lOjährigen  Auf- 
enthalt L  Auslande  1Ü2.  italienische 
St.  210,  San  Marino  312,  Recht  d. 
St.  m.  Erbrecht  (Rußland)  38,  s. 
ferner  Heimatrecht. 

1)  GruppeuvertrUg«  o.  Unionen: 

Bcmer  Eisenbahnkonvention  101, 

471.  m 
Haager  Abkommen  1896  lÜL 
Haager   Fa m  11  ii  nrechtskon vention 

1902  öÜlff. 
Literarkonvention  1883  185. 
Sudamerikanische  Konvention  1889 

üb.  Fragen  des  L  P.  R.  nnO. 
Znckerkonvention  5fiH 


2]  EinzelvertrSge: 

Auslieferung,  San  Marino  mit 
Belgien.  England.  Niederlanden 
300. 

bt.  Eisenbahnen.  Rußland-China 

(Mandschurei)  28L 
Handelsvertäge  Rußlands 227  ff. 
Jurisdiktionsverträge  Ruß- 
lands 2äa  ff. 
Marken-.     Muster-,  .A.utor- 

schutz vertrage  Rußlands  2H5. 

Deutschland  -  Frankreich  IM  ff.. 

Deut.schand-Amerika  lÄL 
Nachbarkonvention.  Italien- 

San  Marino  380. 
Nachlaßverträge  Rußlands  236. 

232  ff. 

Nied  crlii  SS  unps  vertrag 

Deutschland-öchweiz  190. 
bt.  Postu. Telcgraphie.  Italien- 
San  Marino  380.  Dentschland- 
Rußlami  ilL 
bt.  Rechtshülfe  etc..  Baden- 
Frankreich  101. 
Statusfragen  100. 
, Statutenwechsel ''  363.  367.  s. 

auch  Zeitliches  Verhältnis. 
Sprache,  (k-brauch  d.  russischen  S. 

vor  russischen  Oerichten  ää^  äfi. 
Stempelpflicht   einer  L  Ausland 
ausgestellten  Vollmacht  ( Deutsch- 
land) m 
Strafrecht.  Literatur  131  ff.,  <i<>l- 
Subsequens  matrimonium  s.  Le- 
gitimation. 
Swod  Sakonow  (russisches  Civil- 
gesetzbucht  9,  312,  3LL  Ä  33U, 
334.  335.  338.  3äü 

T. 

Telcgraphie  u.  Völkerrecht  .^4. 

Terminsgeschäfte,  börsenmäßige, 
a.  e.  ausländischen  Börse  geschlos- 
sene (Deutschland)  21. 

Territorialmeer.  Seegrenze  117. 

Tcrritorialprlnzip  L  deutschen 
Strafrecht  221 

Testament  d.  .Ausländer  L  Rußland 
42.  d.  Russen  L  Ausland  42,  338, 
italienisches  (Deutschland)  3!^s.  hol- 
ländisches (Frankreich)  496 

Testierfähigkeit,  lex  domicilii 
(Schweiz)  3fiL 

Testierrecht  d.  Ausländer  L  Ruß- 
land IL 
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Tötunf?,      Schadcnsersatzanspnich  | 

(Amerika)  170. 
Transitorische  Gesetze  L  L  P.  H. 

62,  ML 

Trennung  v.  Tisch  n.  Bett,  aus- 
ländisches Urteil,  Exeqnatur  (Frank- 
reich) 100,  (Ungarn)  iiHL 

Türkei.  Handelsvertrag  m.  Rußland 
230,  25ä  ff.,  Ehrschpidung  öÖä. 

Türken  in  Rußland  IL 

v. 

Untersuchungen,  amtliche  russische 
U.  ausländischer  Urkunden  zum 
Gebrauch  bei  russischen  Behörden 
(vereidete  Translatoren ,  Börsen- 
notare)  'AL  iJfi. 

Uneheliche  Kinder,  Legitimation 
durch  Ausländer  (Deutschland)  118. 
Für.sorge  für  nissische  u.  K.  (Deutsch- 
land) 188.  V.  rJicderländerinnen  lt>4 

Uneheliche  Schwängerung,  Maü- 
prehlichkeit  des  Heiraatrechtes  der 
Mutter(v  sterreicb)  106^109^ Deutsch- 
land) liL 

Unfallrentcn,  Ausländer L Deutsch- 
land m 

Ungarn,  Rechtsprechung  114,  179. 
49K.  —  Ehereclitliche  Kollisionen 
mit  Österreich  1H7.  --  Handels- 
verträge mit  Ruliland  ff.  — 
Wirksamkeit  ausländischer  ehege- 
richtlirher  Urteile  L  U.  Ml  ff. 

I '  n  1 .1  u  t  !•  r  ■  r  W  r  1 1  Im'  w  v  h  ()'■'  '.'7  liU. 

U  n wandelbarkeit  des  ehelichen 
(tüferrechtes  (Ungarn)  IHO.  desgl. 
(Schweiz)  '-^^t^ 

Urheberrechtsschutz  1S4.  18ö, 
186,  23ä. 

Urkunden,  Beweiskraft  ausländi- 
scher U.  in  Rußland  aQ  ff. 

Urteile,  Vollstreckung  ausländischer 
U.  L  Deutschland  liiL  L  Ruß- 
land 56,  Wirksamkeit  ausländischer 
ehegerichtlicher  U.  L  Ungarn  Ml  ff  . 
8.  ausländische  Urteile. 

V. 

Vaterschaft,  tineheliche,  Italien- 
Deutschland  IL 

Venezuela.  Stuatsvertrag  m.  Rnß- 
land  'j'.>7.  —  Haager  Schiedsspruch 
hin 


Verehelichungszeugnisse  f.  Aus- 
länder (Preußen)  18i>.  191.  1112. 

Vereine,  ausländische  L  Deutsch- 
land fiä  ff.,  ßa  ff. 

Vereinigte  Staaten,  s.  Amerika. 

Vergleichende  Rechtswissen- 
schaft, liiteratur  22<J,  222.  562. 

Verleumdung  L  Österreich  f Ungarn) 
181. 

Verpf lichtungsf&higkcit  d.  Ehe- 
frauen (Amerika)  175. 

Ve  r  s  c  h  w  e  n  d  u  n  g .  Entmündigung 
wegen  V.,  MaUgeblichkeit  des  Hei- 
matrechtes (Ungarn)  114. 

Versicherungsgesellschaften, 
ausländische,  Eintragung  L  deutsche 
Handelsregister  12Ü 

Vertragsobligationen,  Recht  des 
Erfüllungsortes  (Deutschland)  79^ 
80,  89j  408,  478,  485,  (Rußland) 
31^  ^ff. 

Vertragsstrafen,  richterliches  Er- 
mäßigungsrecht gilt  international- 
privatrechtlich  absolut  (Deutsch- 
land) HL 

Vertragswille,  gerichtet  auf  Maß- 
geblichkeit eines  bestimmtenRecbtes, 
WillkUrung. 

Verweisnngssätze  (sog.  materiell- 
rechtliche  V.)  üü  ff. 

V  i  d  i  m  a  t  i  o  n  ausländischer  Testa- 
m  e  n  t  e  durch  russische  Behörden  lä. 

Völkerrecht,  Geschichte  180,  T  P  R 
4Mfi    Literatur  552.  556.  557,  568. 

Völkerrechtswidrigkeit  als 
Grund  der  Ablehnung  ausländischen 
Privatrechtes  148 

VoIlkommcneKollisionsnormen. 
EG  z.  B(}B 

Vo  11  m  a  c  h  t ,  Beglaubigung  e.  V.  durch 
amerikanische  Notare  89,  Stempel- 
pfficht  e.  L  Ausland  ausgestellten  V. 
(Deutschland)  408,  maßgebliches 
Recht  (Rußland)  'iL 

Vollstreckung  ausländischer  U.  L 
Deutschland  491,  L  Österreich 
136,  429,  481,  L  Rußland  56, 
zwischen  d.  deutschen  Reiche 
Brasilien  217,  zw.  d.  deutschen 
Reiche  u.  Bosnien,  Hercego- 
vina  580. 

Vollstreckungsurteil  491. 

Vorbehaltsklausel  des  Art.  3D  EG 
z.  B(iB  f Deutschland  i  146,  445,  s. 
auch  , ordre  public ■. 
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Vormundschaft  über  oincn  Üster-  i 
reicher  i Deutschhindi  77x  ühi-r  einen  I 
Amerikaner  i Deutschland  i  401.  über  | 
russischeunehelichcKinderiDeutscIi-  i 
hindj  im 

Vormundsrhaf  tsgericht,  Fürsorjje 
für  Auslander  iDeutschland)  77^  401. 
Genehmigung  z.  Legitimation  l'n- 
ehelicher  iDeutschhuidi 

Vormundschaf  tsrecht.  RuU]and2ü. 

w. 

Warenzeichen,  Schutz  auslandischer 
W .  L  Ä  m  e  r  i  k  a  286,  L  B  u  1  a  r  i  e  n 

L  Deutschland  IK?.  L  Eng-  i 
land  2iih,  L  Frankreich  2'M\.  L  | 
Italien  2HÖ,  L  d.  Nie(l(>rlanden  ; 
2'M.  L  Öbterreich-rngarn 
L  It  u  U I  a  n  d  2;^5  fT. ,  L    p  a  n  i  e  u  2'M\. 

Warenzeichengesetz.  deutsches 

m 

Wakuf,  Begründung  L  d.  Krim 

Wandelbar  k ei t  des  ehelichen  Güter- 
rechtes 181.  >V>H 

We h .s e  1  f ähi g k e i t ,  Maügeblichkei t 
des  Ufimatrechtes  (UulSland»  32. 

Wechsel  Proteste  in  ItuÜland  üÜ 

We c  h « e  1  r c h  t ,  'Rußland,  maUgebeu- 
des  Recht 

We  i  b  1  i (•  h  e  s  ( i  e s c  h  1  e c h  t ,  s.F  r  a  u  e  n. 

Wettbi'worb,  unlauterer  (Deutsch-  ' 
landi  ^  |)7^  (Frankreich!  lILL  j 

Wettbewerbsgesetz,  deutsches 

W  illkiirs(  ht'idiing.  türki-selu; 

i  Drutsi  bland  I  öHö.  \ 


Will  k  ü  r  u  n  l'  eines  l»estimmten 
Rechtes  47!>,  in  Konnossementen 
H2.fi.,  Üüft.  llLLfT.,  s.  auch  Er- 
füll u  n  gsi>r  t. 

Wohlerworbene  Rechte  L  inter- 
nationalen u  int<r{emperalen  J'rivat- 
rerht  :ili2  ff. 

Wo linsi t  z recht .  s  Lex  domi<'ilii. 

Württemberg.  ( i  esetzgebungsschaii 
l'.)7 

Z. 

Zeitliches  Verhältnis  d.  Kolli- 
sionsnormen •'.2.  (58.  74.      ÜiL  HL 

7. e  II  \i  e  n  V  e  r  n  eFni  u  n  g  v.  Ausländern 
L  Hnüland 

Z  u  c  k  e  r  k  o  n  v  e  n  t  i  o  n  hi^\. 

Zürich.  Bebandliiiig  deutscher  Nach- 
lässe L  Konten  Z.  I^^ö  ff. 

Zu'itündigkeit  diutscher  (u'richt<' 
aus  t;  2ü  *  »  grgen  Ausländer  402. 
deutscher  NaelilatJgerichte  400.  rus- 
sischer (i(  richte  des  tierichtes 
des  Krfüllun^'sortt  s  L  Österreich  10.") 
österreichischer  (terichteLEhesachen 
144.  deutscher  (Jerichte  für  Einwen- 
dungen ge^en  ein  Vollstreckungs- 
nneil  aus  e  ausländ.  Urteil  171. 
ungarischer  (ierichie  z.  ^'erhänguI1g 
d.  Kuratel  üb.  l  iiLMm  17H. 

Z  II  s  t  ä  n  d  i  ir  k  e  i  t  s  e  r  ö  r  t  e  r  u  n  g .  als 
l'riu/ip  des  L  V.  \\.  VXL  üüL 

Zustellung  englischer  Klagen  in 
Deuts<hluiif|  ■')('.'.)  1^..  L  Ausland  an 
Nichtdeuts(.ht>  durch  e.  deutsches 
Konsulat  112. 

Zwangsvollstreckung,  s.  Voll- 
st rec  k  u  II  g. 
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